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Ein  zentralistischer  Zug  geht  heute,  trotz  all*  r  iiuckfälle 
und  Gegen  beweg  11  ngen,  durch  die  ganze  Volkswirtschaft. 

Die  drei  Fragen,  welche  in  den  letzten  Jahren  im  Vorder- 
grund des  socialwirtschaftlichen  Lebens  des  Schweizer  Volkes 
gestanden  baben,  sind  Fragen  der  Zentralisation. 

Die  1898  bestimmte  Verstaatlichung  der  ftlnf 
Haupteisenbabnlinien  steht  im  Stadium  der  Durch* 
fOhmng  und  wird  mit  dem  1.  Mai  1909  endgtiltig  vollzogen 
sein.  Das  Ton  den  eidgenössischen  Räten  fast  einstimmig 
angenommene  Forrersche  Gesetz  über  die  Kranken- 
und  IT  nfallz  Wangs  Versicherung,  welches  einen  mächtigen 
Schritt  im  Sinne  einer  Erwt'itorung  der  Staatskompetenzen 
und  einer  zunehmenden  Abliängigkeit  der  Einzel-  von  der 
Gemein  Wirtschaft  bedeut(^te,  ist  am  20.  Mai  liUHj,  vielleicht 
noch  mehr  seiner  Unvollkoramenheiten,  als  seines  Prinzipe« 
wegen,  vom  Volke  verworfen  worden.  Die  dritte  Frage  ist 
die  der  Zentral  isation  des  Banknoten  wesens;  obgleich 
sie  viel  früher  als  die  beiden  anderen  aufgeworfen  worden  ist, 
und  sowohl  die  Öffentliche  Meinung  als  die  gesetzgebenden 
Organe  zu  wiederholten  Malen  beschäftigt  hat,  harrt  sie  immer 
noch  ihrer  Lösung. 

Sie  hat  das  Erscheinen  einer  schon  nicht  unbedeutenden 
Zahl  von  Schriften  hervorgerufen.  Die  meisten  aber  sind 
polemisch  angehaucht  und  entbehren  der  erforderlichen  wissen- 
schaftlichen Unparteilichkeit  und  Strenge.  Di(^jenigen,  denen 
ein  reeller  Wert  nicht  abgesprochen  werden  darf,  vertreten  einen 
nach  unserer  P^mpfindung  verfehlten  Standpunkt,  oder  tragen 
wenigstens,  da  sie  vor  zehn,  zwanzig,  dreilsig  Jahren  verfafst 
worden  sind,  einer  Kc^ihe  von  heute  mitspielenden  Momenten 
naturgemäfä  keine  Rechnung  und  liefern  von  der  Geschichte 
der  Frage  ein  immer  unvollständigeres  BÜd ;  oder  sie  behandeln, 
wie  das  1900  erschienene  kleine  Buch  von  A.  Sayous*, 


1  De  la  cröation  en  Suisse  d'une  banque  centrale  d'ömission. 
Paris. 
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welches  sich  überdies  an  das  französische  Publikum  wendet, 
die  technische  Seite  des  Gegenstandes  nicht.  Zudem  ist 
dieses  letzte  Buch  in  der  ebenso  irrtümlichen  wie  festen 
tJberzeugung  gehcbrieben  worden,  dafs  der  damals  auf  iler 
Tagesordnung  der  eidgenössischen  Räte  stehende  Zentralbank- 
entwurf vom  Volke  angenommen  werden  und  eine  endgültige 
Regelung  der  Angelegenheit  mit  sich  bringen  würde.  Der 
betreffende  Entwurf  ist  aber  im  Juni  1901  sdion  im  Schofse 
der  Bundesversammlung  durchgefallen.  Dies  Ereignis  bedeutet 
einen  Abschnitt  in  der  Geschichte  des  scbweisBerischen  Bank- 
notenwesens. Eine  neue  Periode  filngt  an,  wo  nach  einer 
anderen  Lösung  gesucht  werden  mufs. 

In  Anbetracht  dieser  Tatsachen  scheint  es  uns  angebracht, 
ein  Gesamtbild  der  Frage  und  ihrer  Aussiebten  zu  geben.  Und 
zwar  werden  wir: 

1.  die  Geschichte  der  Zentralbankfrage  kurz  wieder 
aufnehmen,  um  sie  bis  auf  die  Gegenwart  zu  führen  und 
dabei  die  Ursachen  feststellen,  an  welchen  die  Gründung 

eines  zentralen  Noteninstitutes  immer  wieder  gescheitert  ist 

2.  im  Studium  der  heutigen  Notenbank-  und  Geld- 
ma r  k  t  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  die  Antwort  auf  die  Frage 
suchen,  ob  die  gegenwärtigen  Zustiinde  wirklich  unhaltbar 
sind  und  einer  Zentralisation  bedürfen. 

3.  vorausgesetzt  dafs  diese  Frage  bejaht  wird,  unLersucheu, 
in  welcherRichtung  eine  Reform  wünschens- 
wert und  möglich  wäre. 

Bei  der  Bearbeitung  dieser  Schrift  liaben  wir  hauptsächlich 
amtliche  Dokumente  benutzt,  nämlich  all'  die  die  Frage  be- 
tretfenden  Berichte  de»  Finanz  d»4>;irtement8, der  Bot- 
schaften des  Bundesrates,  die  Kommissionsprotokolle 
und  stenographischen  Bulletins  der  Bundesversamm- 
lung etc. . . dann  wohl  am  meisten  die  Zeitschrift  für 
schweiserische  Statistik  und  die  Berichte  des 
schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins... 
NAheres  Uber  unsere  Quellen  werden  wir  überdies  im  Laufe 
unserer  Darlegung  angeben. 

Was  unsere  Auffassung  von  der  Natur  de«  Problems  und 
die  Methode  anbetrifft,  so  werden  wir  den  Umstand,  dafs  wir 
mit  einer  praktischen  Angelegenheit  zu  tun  haben,  nicht  aus 
den  AugpTi  verlieren.  Von  gewisser  iSeite  sind  mehrfach,  nicht 
ohne  Bitterkeit,  auf  diejenigen  Anspielungen  geniaclil  worden, 
welche,  imr  störend  und  hemmend  wirkend,  in  eine  rein  öko- 
nomische, banktechnische  und  als  solche  zu  behandelnde  Frage 
politische,  fiskalische  und  soziale  Uiicksichten  durchaus  hinein- 
mischen wollen.  Dem  gegenüber  müssen  wir  von  vornherein 
den  Standpunkt  behaupten,  dafs,  so  sehr  eine  solche  Absonderung 
in  der  theoretischen  Wissenschaft  möglich  und  nützlich  sein 
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mag^  sie,  sobald  es  sich  um  das  wirkliche  Leben  handele 
▼erwerf lieh  ist.  Das  Volksleben  bildet  ein  Ganzes,  worin 
die  wirtschaftliche  Tätigkeit  eine  wichtige,  aber  eben  deswegen 
nicht  absolut  selbständige,  sondern  eine  mit  den  höheren 
Staatsziel pn  in  Einklang  zu  bringende  Rolle  spielt.  Die  Frage 
der  Zentralisation  des  schweizerischen  Notenweseus  können 
wir  daher  nicht  vom  reinen  kaufmännischen  Standpunkt  be- 
trachten. Sie  ist  nur  in  Zusainuienhang  mit  den  anderen 
Elementen  des  uaüonalen  Lebens,  welche  in  gegenseitiger 
Abhängigkeit  und  in  Zusammenhang  mit  ihr  stehen,  zu  be- 
urteilen und  am  lOaen* 
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GeseMclite  der  Banknoteufrage. 


Die  kleme  Schweiz  sflhlt  35  ZettelbankeDy  unter  deDen 
keine  Aber  die  anderen  eine  Kontrolle  und  einen  leitenden 
Einflufs  ausübt.  Sie  ist  damit  heutzutage  in  Europa  das  Land^ 
wo  die  Zentralisation  im  Bankwesen  am  wenigsten  entwickelt  ist. 

Und  doch  ist  in  der  Schweiz  der  Gedanke  einer  Zentral- 
bank ebenso  alt,  könnte  man  sagen,  als  das  eigentliche  Bank- 
wesen selbst.  Im  Jahre  1^35,  ein  Jahr  nlimlich  nach  der 
Gründung  der  Kanton aibank  von  Rern,  des  ältesten 
schweizerischen  Bankinstituts,  berührte  ächon  eine  anonyiiie 
Broschüre  die  Idee  einer  „allgemeinen  schweizerischen  National- 
baiik  '  \  Der  Verfasser  bemerkte  aber,  dazu  fehlte  gleich  „die 
erste  Bedingung,  ein  allgemeiner  schweizerischer  Münzfufs", 
und  er  fügte  hinzu:  „Ferner  ist  der  Handel  in  ,der  Schweiz 
nicht  voiztlglich  auf  einem  Platze  konzentriert,  wie  det  Handel 
anderer  Länder  in  ihrer  Hauptstadt".  Wenn  dieses  letzte, 
sehr  klug  hervorgehobene  Moment  seine  damalige  Geltung 
nicht  so  ganz  verloren  hat,  so  wurde  bereits  1848  das  zuerst 
erwähnte  Hindernis  beseitigt.  Die  neue  Verfassung  brachte 
ein  einheitliches  Münzwesen,  so  dafs  es  Herrn  Ernest  Bietet 
aus  Genf  (18()3)  und  Burkhard-Bisehoff  aus  Basel  n8r)4)  möglich 


Zersplitterung,  eine  Zentralisation  des  ^otenweseus  zu  ver- 
langen. 

Es  bestanden  in  der  Tat  keinerlei  dasselbe  betreffende  eid- 
genössische Gesetzesbestimmungen.  Allerlei Bauken,Ilypotheken- 
ebensogut  als  Handelsbanken  und  Banken  mit  gemischtem 
System  setzten  Koten  in.Um)au£  Kaum  hatten  einige  kanto- 
nale Gesetze  der  Emission  eine  Maximalgrenze  gesetzt  oder 
eine  Steuer  auferlegt  Nirgends  war  im  Konkursfalle  dem 
Noteninhaber  ein  Vorzugsrecht  gesichert   Abgesehen  von  den 


Über  Banken  und  deren  Auwcndune  in  der  Bchwcu.*"  Zürich 


wurde ,   unter  Hervorheben 


1885.  &29. 
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in  ihren  »Statuten  von  vielen  Banken  aufgenommenen  Vor- 
schriften betreffend  Metalldeckung  und  Verhältnis  des  Emis- 
sion sbetrages  zum  Kapital,  war  das  Noten wesen  meistens  einer 
völligen  Freiheit  überlassen.  Da  die  Eiulüaung  der  Noten 
ungenügend  garantiert  war^  da  sie  ferner  an  Form,  Gröfse 
«ma  Farbe  sehr  verschiedeii  waren,  und  die  Mehraabl  der 
Banken  sie  gegenseitig  niclit  annahm,  so  hatten  sie  weniger 
den  Charakter  eines  Zahlungsmittels,  als  denjenigen  eines 
Schuldscheins.  Sie  gingen  schwerlich  ttber  den  GeschllftsFajon 
ihres  emittierenden  Institutes  hinaus  und  blieben  nur  knrse 
Zeit  im  Umlaufe.  Der  Betrag  der  Zirkulation  der  ge- 
samten schweizerischen  Banken  erreichte  18(>*1  nicht  15  Mill. 
Frk.  und  war.  wie  W  o  1  o  w  s  k  y  herv^nrheht,  hf^stflndig 
niedriger  al«?  derjenige  ihres  Kapitals.  Sie  machten  iibcrhaupt, 
nach  demselben  Schriftsteller,  „de  maigres  affaires"^.  Sie 
störten  allerdings  den  Verkehr  nicht,  sie  förderten  ihn  aber 
auch  nicht;  keine  hatte  bisher  ihre  Zahlungen  eingestellt; 
kein  Besitzer  ihrer  Noten  war  je  zu  Schaden  gekommen,  allein 
«e  waren  „timides*,  wie  steh  Courcelle-Seneuil  aus- 
druckt*; es  fehlte  ihnen  an  Beschäftigung,  an  Üntemehmungs^ 
losty  ebenso  wie  an  Cohäsion. 

Doch  hatte  sieh  im  letzten  Jahrzehnt  eine  gewisse  Be- 
wegung nach  grOfserem  EinTerständnis  bemerkbar  gemacht^ 
einzelne  Vereinbarungen  waren  getroffen  worden^.  Hätte  man 
doch  nur  diese  Bewegung  sich  selbst  überlassen,  ihre  langsame, 
aber  sichere  natürliche  Entwicklung  nicht  c!:estört,  so  wäre 
man  direkt  7.um  schottischen  System  geschritten  —  so  meint 
C  o  u  r  (  0  1 1 1>  -  S  e  n  e  u  i  l —  über  das  seither  Gescheheue  in 
den  Titten  seiner  manchesterlichen  Seele  seufzend.  Die  poli- 
tische Gestaltung  der  Schweiz,  ein  Bund  von  kleinen  souveränen 
Staaten,  schien  in  der  Tat  die  Bildung  eines  ähnlichen  Systems 
auf  dem  Bankgebiet  begünstigen  au  dttrfen  —  nftmlich  das 
Nebeneinanderbestehen  von  mehreren  mitwerbenden  und  doch 
zugleich  eng  verbundenen,  sich  untereinander  untersttttzenden 
Emissionsinstituten.  Allein  in  der  Schweiz ,  wie  Überhaupt 
vielfach  in  Europa,  machte  sich  eine  soausagen  zentripetale 
Bewegung  immer  mehr  geltend.  Man  schritt  auf  dem  poli- 
tischen Gebiet  zur  Zentralisation,  auf  dem  sozialen  zur  Er- 
weiterung (Irr  staatlichen  Kompetenzen,  in  manchen  Erwerbs- 
brauchen  zum  Grofsbetriebe. 


*  La  «juestion  de?  ^aTjques.    S.  413. 

*  Tratte  des  operatious  de  banque*  Auslage  1891.  ti.  390 

u.  folg, 

*^ Herrn  Bankdirektor  Speiser  von  Basel  gebührt  dm  Verdien;<t, 
die  er-fnn  zustande  gebracht  zu  haben,  und  zwar  1852  zwischen  Basel 
und  Zürich,  und  Ba<«6l  un<l  St.  Gallen.  Die  Banken  nahmen  die  Noten, 
unter  Abzug  von  l*'o  re^p.  Vin^o,  gegenseitig  an. 

*  loe^  citL 


Digitized  by  Google 


XXI  7, 


Diese  Tendenzen  ihrer  Zeit  bringen  Pictet  und  Burk- 
hard l»i  sc  holt  Äum  Ausdruck,  indem  sie  die  erste  grofse 
Anregung  zur  Vereinheitlichung  und  Zeniraliaierung  des 
■chweizerisc'hen  Emissionswesens  geben. 

Der  erste  wünschte^  die  18  bestehenden,  sehr  verschiedene 
Geschäfte  troibendeu  Banken  auf  einen  einzigen  sogenannten 
nonnalen  Typus  stirtteksttflahren  und  «ie  dann  in  einer  gemein- 
Bamen,  vom  Bunde  unabhüngigen  freien  Organiaationy  oie  den 
Namen  „Union  dee  Banijuee*  fUhren  wttrae,  in  der  Weise 
ausammenaufaaaen ,  dafs  sie  Dritten  gegenüber  aolidariach,  in 
ihren  Statuten  und  Geschäften  aber  adbatllndig  bleiben  sollten. 
Sie  sollten  durch  ein  Direktorium  vertreten  werden»  dem  die 
Festsetzung  des  Diskontosatzes  und  die  Regelung  des  Geld- 
und  Notenumlaufs  obliegen  würde.  Die  alten  Noten  sollten 
durch  die  an  den  Sciiaitem  alier  Bankea  einlösbaren  Yerema« 
noten  ersetzt  werden. 

Herr  Burkhard-Bischoff  hielt  ein  solches  Aufgehen 
der  Banken  in  eine  allgemeine  Zettelbankorganisation  für  nicht 
tunlich;  er  unterschied  sich  von  lierrn  Pictet  hauptsächlich 
dadurch,  daüi  er  das  gesetzliche  Eingreifen  des  Staates  befUr* 
wertete;  er  fiafsto  seine  GManken  ungefilbr  in  folgender 
Weise  zusammen': 

1.  Eine  einzige  privilegierte  Zettelbank  ist  f&r  die  Schweis 
durch  das  allgemeine  Öffentliche  Interesse  geboten. 

2.  Das  Recht  der  Eonzession  zur  Ausgabe  von  Banknoten 
mu(s  durch  ein  Bundesgesetz  aus  den  Händen  der  Kantons- 
regierungen in  die  Hände  des  Bundes  tibertragen  werden. 

'3.  Die  Konzession  resp.  das  Privilegium  wird  einer  Privat- 
aktiengescllschaft  üoertragen ,  deren  Statuten  der  Ge* 
nehmigung  der  Bundesbehi^rden  unterliegen. 

Überwachende  Zensoren  mtlssen  durch  den  Bund  ernannt 
werden ;  und  dieser  letzte  mufs  an  dem  Nutzen  in  billigem 
Verhältnis  ^artizijjieren. 

Es  ist  möKlieii.  dafs  durch  diese  Schritten  angeregt,  welche 
die  Mängel  der  damaligen  Zustände  stark  betonten,  Herr 
Nationalrat  Dr.  KüttiniHüii  aus  Zürich  im  Jahre  Isiio  den  ersten 
Schritt  auf  dem  legislativen  Wege  tat,  indem  er  einen 
Bericht  an  die  ständeräüiche  Kommission  f&r  die  Revision 
der  Bundesverfassung  einreichte,  der  die  Ordnung  des  schweize- 
rischen  Notenwesens  durch  den  Bund  zum  Gegenstand  hatte« 


^  Des  banaues  de  circulation  en  Siiisse.  Gen^ve  1869. 
III.  Kap.  Diese  Idee  i^t  1892  von  H.  Charles  Schoror  in  seiner 
Broschüre  „Le  billet  de  banque  en  Suisse",  Gcn^ve,  in  der 
Hsvptaache  wieder  sufgenommen  worden. 

^  Die  Zeddelbanken  in  der  Schweiz  und  das  l^edürfnis 
einer  einheitlichen  Nm  t h  n  o i  rkul ation.  4  Aufsätze,  in  der 
.Schweizer.  Eiaenbabu«  und  liaitdelszeituuc;*'  in  Basel  ii564  vcröffent- 
licbt,  1805  durch  besonderen  Abdmck  vervielfältigt.  8.  48  n.  folg. 
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Vor  allem  aber  die  Ereignisse  von  1870  71  —  die  Krisis 
einerseits ,  welche  auf  dem  vom  französischen  zu  abhangigen 
schweizerischen  Markt  ausbrach,  andererseits  die  glänzenden 
Dienste ,  welche  die  Bank  von  Frankreich  während  dieser 
düsteren  Tage  ihrer  Regierung  zu  leisten  imstande  war  — 
beförderten  die  doppelte  Bewegung  zu  Gunsten  des  staat- 
lichen Eingreifens  und  der  Zentralisation. 

Der  Bundesrat  ernannte  eine  FachmttnnerkommMsion  cum 
Studinm  der  Frage.  Die  verschiedensten  Meinungen  wurden 
sowohl  aus  ihrer  Mitte  als  aus  dem  Pahlikum  geftufsert'.  Wenn 
auch  Stimmen  für  die  weitere  einfache  Anwendung  des  ge- 
meinen Rechtes  laut  wurden,  so  trug  doch  der  GManke  einer 
eidgenössischen  Regulierung  des  Emissionswesens  den  Sieg 
davon*  und  dies  in  der  Form  des  folgenden  Artikels  39, 
welcher  in  die  revidierte  Verfassung  von  1874  aufge- 
nommen wurde: 

„Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  all- 
gemeine Vorscliriften  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von 
Banknottui  zu  erlassen.  Er  darf  jedoch  keinerlei  Monopol  für 
die  Ausgabe  von  Banknoten  aufstellen  und  ebenso  keine 
RechtBTerbindUchkeit  für  die  Annahme  derselben -aussprechen*. 

Damit  war  mit  einem  Male  die  legislatorische  Kompetens 
betreffend  das  Bankwesen  den  Kantonen  entnommen ,  und 
dasselbe  für  die  ganze  Schweis  auf  eine  einheitliche  Grund- 
Isge  gestellt;  —  doch  war  einstweilen  jede  Aussicht  auf  das 
Monopol  ausgeschlossen.  Dieser  Artikel  bedeutete  wohl  einen 
Fortscliritt  der  Zentralisation,  aber  nur  auf  politischem  Gebiete; 
au!  iemjenigen  des  Bankwesens  sollte  er  nichts  weiter  als 
(ileic h a  rti gk ei  t  sch  m  t }  e n . 

Bereits  im  September  187.')  hatte  die  Bundesversammlung 
eine  Ausführungsgesetzes  vorläge  ausgearbeitet      Sie  vereinigte 

*  Drei  Outaehten  fiber  das  schweiKerische  Banknoten» 
Wesen.    Bern  1871. 

1.  Nationalräte  Fe  er-  FhMzog(Aar5iii)  inid  Dr.  Küttimaun  (Zürich) 

zu  Gunsten  einer  liunde^esetzgcbung. 
8.  Bankdirektor  Keller  ( Wiaterthur)  za  Gunsten  «ner  privilegierten 

Aktienbank  mit  Beteiligung  des  Stn nfrs  nm  Kapital. 
8.  £.  Pictet  zu  Gunsten  einer  „Union  des  banqucs". 
Eine  sch woizer iüche   Landesbank.     S(imon)  KCaiser). 
HandelezeituDg  1871;  unseres  Winens  die  erste  Sdirift,  welche  die 
ifieino  Staut.4jHnk"  vorschlägt. 

Des  banques  publiaues  en  Suisse.  Maurice  David. 
Lnsanne  1870.  2«a  Gunsten  des  „Lsissez  faire". 

*  Über  die  Yerhandlaniren  der  eidgenOsBlschen  R&te:  Bundes* 
bUtt  1871-1874 

Sie  wurde  in  Versammlungen  und  Schriften  vielfach  besproclien: 
Zur  Banknotenfrage.   Eine  Kritik  des  Entwurfs  des  Bank» 

notengesetzes.  J.  R.  BInmer.  Glans  1874. 

K  e  f  e  r  a  t  ü  b  e  r  d  «Ml  E  n  t  w  u  r  f  eines  s  c  h  w  e  i  z  e  r  i  s  e  }i  e  ii  ß  a  u  k  - 

nott^  ii  iTf^^etzes.  A.  Burckhard-Bischoff.  Basel  1875.  Zu  Gunsten 

dtr  Vorluge. 
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aber  gegen  sich  die  entgegengesetzten  Gruppen.  Zugleich  von 
den  einen  als  zu  hart  und  von  den  anderen  als  nicht  ont- 
.ßchieden  genug  bezeichnet,  wmdr-  sie  in  der  Voiköab&timmung 
vom  April  1876  mit  einer  Melirlieit  von  73000  Stimmen  ver- 
worfen. 

Im  Juli  desselben  Jahres  beschlofs,  um  strengeren  Be- 
stimmungen seitens  des  Bundes  su  entgehen,  die  Mehrsahl  der 
Banken  (24  von  35)|  freiwillig  gemeinsame  Mafsregeln  su  treffen. 
Sie  bildeten  ein  Konkordat,  wodurch  sowohl  der  wechsel- 
seitige Noten-  als  der  Mandat-  und  Inkassoverkehr  reguliert 
und  erleichtert,  die  Natur  aber  der  Banknote  selbst  nicht 
gekriittigt  wurde. 

Rfihl  dnrfinf,  im  April  1^70,  ho[iuftra,ij;t(^  die  Bumlos- 
versanimlung  den  Bundesrat  mit  der  Bearbeitung  eines  neuen 
Gesetzentwurfs  in  Ausführung  des  Art.  89. 

Doch  entstand  nun  eine  Bewegung,  die,  wenn  sie  auch 
einstweilen  scheiterte,  die  grofsen  Fortschritte  unzweifelhaft 
bewies,  welche  der  Gedanke  einer  Monopol •  Staatsbank  im 
Volke  gemacht  hatte.  Der  Dr.  Joes  von  Schaffhausen 
hatte  nftmlich,  im  Juni  1879,  im  Nationalrate  eine  Motion 
entwickelt,  die  darauf  hinausging,  dafs  der  Art  39  auf- 
gehoben, und  das  Recht,  Banknoten  beaw.  Kassenscheine 
auszugeben,  dem  Bunde  allein  vorbehalten  werden  sollte 
Nachdem  sie  ohne  Diskussion  abgelehnt  worden  war,  und  der 
Doktor  sich  nach  der  Sitzung  vor  mehreren  Kollegen  vf^r- 
messeii  hatte,  er  würde  ,.ein  Feiierlcin  anzünden,  das  über 
die  ganze  KidgenoHSPnscluitt  liinieuchten  werde",  gelang  es 
ihm  in  der  Tat  in  wenigen  Wochen,  dank  der  Mitwirkung 
von  Tluodor  Curti  und  anderen  Sozialisten,  52000  Unter- 
schritten zu  sammeln,  welche  das  Monopol  zu  Guiibten  des 
Bundes  verlangten      Die  ganze  Bewegung  war  weniger  durch 


«Todankon  ü^^r  <\u-  Banknotenfrage.  Nationalrat  Keller 
von  1  jßciienthal.   Bern  iö75. 

Rapport  4  la  soei^tÄ  industrielle  et  eoramerciale  da 
eanton  de  Vaud,  sur  la  question  des  billeta  de  banque 

en  Suisse.    Lausanne  1875. 

Das  Bankwesen  der  Schweiz  und  des  Auslandes.  Von 
J.  J.  Pf  an.  Zürich  1875.  Anregung  zur  Gründuni^  eines  scWeize- 
riechen  rioarinf^-ITouHe. 

^1  Bi<lH>  oint'n  Aufsat/  des  Dr.  Jooa  in  der  „Sehweizerischen 
Handelszeitung"  vom  19.  Nov.  1879. 

"  Siehe:  Schweizerische  Zeitfragen.  Heft  9.  Zürich  1880. 
„Dirhtung  und  Wahrheit  oder  der  Bjinkürt,  n^jpektakel  in  der  Schweiz 
im  Herbst  1079"  von  Nationalrat  und  Baukdirektor  in  Solothum  Simon 
Kaiser. 

Das  Banknotenmonopol,  die  Schweizerische  Landes* 
bank  lind  die  Initiative.    Rede  vn  Tli.  Cniti.    Zürich  1S79. 

Argumente  gegen  das  Banknutenmonopol.  Autwort  auf 
eine  RcMie  des  Herrn  Th.  Curti.  Lnsem  1879. 

Bechtsgtttachten  in  Banknotenfragen  von  W.Endemann 
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die  Überzeugung  von  der  ökonomischen  Überlegenheit  des  Ein-  . 
banksystemn.  nls  durch  die  soziale  Tendenz  geleitet,  dafs  der 
Nutzen  der  Notenemission  nicht  Privaten,  sonrlerü  flcr  Gesamt-  • 
heit  zu  Gute  kommen  solle.  So  ansehnlich  diestr  Kundgebung 
auch  war,  so  entsprach  sie  doch  der  (fesinnung  der  Mehrzahl 
der  Bürger  bei  weitem  nicht.  Uatur  lieferte  die  Volks- 
abstimmung vom  31.  Oktober  1880  einen  Beweis,  wodurch 
die  von  Joos  und  Anhängern  verlangte  Verfassungsrevision 
mit  einer  Mehrheit  von  139000  Stimmen  verworfen  wurde. 

Kach  diesem  Intermeaso  kehrte  man  zur  Bearbeitung  des 
Ausfbhmngsgesetses  auf  Basis  des  Artikels  39  snrttek^*. 

Man  stiefs  auf  grofse  Schwierigkeiten.  Denn  zwei  be- 
deutende Gruppen,  die  ganz  entgegengesetzte  Ansichten  ver- 
traten, standen  sich  gegenüber.  Die  einen,  die  Vertreter  des 
Handels  im  allgemeinen,  hätten  das  Kecht  der  Emission  nur 
den  reinen  Diskontobanken  erteilen  und  die  Deckung  durch 
Bargeld  und  Wechsel  erlangen  \\()llf  n.  Sie  legten  das  Haupt- 
gewicht auf  die  jederzeitige  Einlosbarkeit  der  Noten. 

Die  anderen,  die  Vertreter  der  Kantone,  verlangten  die 
Freigebung  der  Geschäfte  der  Banken  und  die  Deckung  durch 
Bargeld  und  Wertschriften;  denn  sie  legten  das  Haupt- 
l^ewicht  auf  die  absolute  Sicherheit  der  Deckung;  um  die 
jederzeitige  Einlösbarkeit  von  unbedingt  sicheren  Noten  brauche 
man  sich  nicht  so  sehr  zu  kümmern,  weil  sie  sich  unter  allen 
Umständen  im  Verkehr  halten  würden 

Der  Entwurf  des  Bundesrates ,  welcher  auf  dem  Stand- 
punkte der  Anhänger  der  reinen  Diskontobank  stand,  wurde 


in  G^.  Births  „Annaien  des  Deutächen  Beiches".   1879.   Im  biuae  der 
Jooss^en  Ideen. 

Ans  dieser  Zeit  stammen :  Die  Noten  der  scliwoizorisi-hcn 
Banken  und  der  Gcsotzpnt'vnrf  naoli  Artik«'!  3 Ii  der  B.Verf. 
von  Dr.  Simon  Kaiser.  Abdruck  aus  der  -Schweiz.  Handels- 
seitanc«.  1880. 

Die  Regulierung  des  Bankwesens  in  der  Schweiz  von 
Kon  r  ad  Gramer- Frey.  Abdruck  aus  den  „Schweiz.  Zeitfragen  **, 
Heft  11.  1880.  Wichtige  Schrift,  weiche  zur  Grundlage  des  Gesetz- 
entwarfes  von  1880  gedient  bat. 

L' a rt  i c  1  e  89  (10  1  a  Constitution  d6  r a  1  (?  et  les  b  :i  n  rj  n  r s 
d'^mi^sion  cti  Siiisse.  Ami  Girard.  La  Chanx  de  Fonds  i^M). 
Zu  Gunsten  einer  lu^visiou  de«  Art.  39  im  Sinnt»  des  IStaat.smonopols. 

Einige  Oedanken  Aber  das  neue  seh wcizeri.srhe  Bank- 
noten;refiotz  A  !^tirt  khard)  B(i8eboff>  Abdruck  tau  der 
«Allgem.  Schweiz.  Zeitung".  1860. 

Notes  et  r^flexions  relatives  au  Systeme  des  banques 
et  des  billets  d  e  banque  en  Suisse.  L.  Cur ch od.  Lausanne  1881. 

Veranlaft^t  dtircli  d\(-  I>t'batten  über  die  Bankfr^L'»',  publiziert  Leo 
Walras,  damals  Professor  an  der Lausanner  Akademie,  eiuepTb^orie 
matbömstiqne  du  billet  de  banqne"  im  „Bulletin  de  la 
soeiiti  vandolse  des  sciences  naturelles''.  XVL  p.  558—592.  « 

D;irlorrnnc:  dieser  Meinungsverschiedt'nheit  in  der  „Zeitschr. 
f.  schw.  Statistik**  1891:  nDie  Neuordnung  des  Banknoten- 
weseni  in  der  Sebweis*  von  W.  Speiser. 
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zuerst  vom  Stönderat  abgelehnt.  Schlieiblich  kam  raan  doch, 
dank  der  beiderseitigen  Konzessionen,  zu  einer  Verständigung. 
Uns  Produkt  dieses  Kompromisses  erschien  am  8.  März  1881 
als  Gesetz.  Letzteres  wurde,  da  kein  ReferenduuKsbegehren 
gestdit  wufde,  mit  dem  1.  Januar  1882  als  vollziehbar  erklärt. 
Es  bestimmt: 

Die  ErmäohtiguDff  sur  Ausgabe  von  Banknoten  soll  vom 
Bundesrat  erteilt  werden. 

Das  Kapital  einer  Emissionsbank  soll  mindestens  50000 
Frank  betragen  (Art.  7.  a). 

Die  Emission  darf  nicht  mehr  als  das  doppelte  des  Kapitals 
betragen  (Art  8). 

Die  Bank  soll  sich  verptlichten ,  die  Noten  der  anderen 
Emissionsbanken  als  Zahlung  anzunehmen. 

Es  sollen  40  "/o  der  Notenzirkulation  durch  einen  Vorrat 
an  Barschaft  gedeckt  sein,  welcher  von  den  übrigen  Kassa- 
beständen getrennt  gehalten  und  für  die  sonstigen  Gescliäfte 
der  Banken  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  darf  (Art.  10). 

Die  60  ®/o  der  Notenemission  sollen  gedeckt  sein : 

a)  für  die  Banken,  die  allerlei  Geschäfte  treiben,  entweder 
durch  Hinterlage  von  Wertpapieren,  oder  durch  die  Garantie 
eines  Kantons; 

b)  für  die  Banken  mit  beschränktem  Geschäftsbetrieb 
(Art.  16)  durch  das  Wechselportefeuille,  d.  h.  durch  Wechsel, 
welche  mit  weniprstenw  *2  üntorschriften  yersehen  und  spätestens 
in  4  Monaten  fälii^^  sind  (Art.  15). 

Einheitliches  Isotcnformular  wurde  [ni^  Stelle  von  unge- 
tUhr  25  verschiedonen  Formulartypen]  eiiigetuhrt  (Art.  18). 
Dem  Bunde  wurden  zwei  Rechte  vorbehalten: 

1.  Das  Recht,  jederzeit  die  Höhe  der  Gesamteniission  des 
Landes  fesiteastellen  und  im  Verhältnis  zu  derselben  die 
Emissionsbetr.igc  der  einsehien  Banken  zu  bestimmen 
(Art  9). 

2.  Das  Recht  der  Eontrolle  (Art  42,  43,  44).  Die  Banken 
sollen  a)  wöchentliche  Ausweise  Uber  die  Situation  ein- 
senden; b)  auf  jedes  Verlangen  die  Bttcher  und  Bestände 

vorweisen. 

Zum  Zweeke  dieser  Kontrolle  wurde  unter  dem  Finanz- 
dej):irtement  ein  Bureau  mit  einem  „Inspektor  der  Emissions- 
banken" als  Chef  errichtet  (Art  13  der  Volisiehungsordnung 
vom  21.  Dezember  1881). 

Dieses  Gesetz,  auf  dessen  hetrMehtliche  teelniiöehe  Klüngel 
wir  später  zurückkummen  werden,  hatte  allerdings  zwei  llaupt- 
verdienste: 

Es  brachte  zanllchst  mehr  Einheitlichkeit  in  das  Emissions- 
wesen hinein,  und  damit  erleichterte  es  den  Verkehr.  Und 
daau  trug  auch  ihrerseits  die  Erneuerung,  bezw.  die  Ergllnsung 
des  bereits  frtther  bestandenen  Konkordats  für  Noten», 
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Mandat-  und  Inkaaaoverkehr  bei,  die  unterm  10.  Juni  statt* 
fiind  ». 

Es  gab  ferner  den  Notem'nliabern  mehr  Garantieen^  und 
verstürkte  dadurch  im  Publikum  das  Zutrauen  sgeftlhl^ 
welches  die  UrbedinguDg  für  jede  Entwicklung  des  Kredit- 
wesens bildet. 

Doch  besonders  in  sachkundi^^en  Kreisen  ist  es  dem  Gesetz 
nie  gelungen,  Befriedigung  und  Huhe  zu  schaffen.  Kaum  war 
es  in  Kraft  getreten,  da  erhoben  «ich  schon  Stimmen,  die 
durchgreifende  Veränderungen  verlangten.  Bereits  im  Juni 
1885  erfuhr  das  Gesets  —  zwar  einstweilen  ohne  Erfolg  — 
einen  schweren  Angriff  seitens  des  Herrn  Cramcr-Frey,  der 
im  Naüonalrate  die  Motion  einbrachte,  dafs  der  Bund  befugt 
sein  sollte,  eine  monopolisierte  2jentralbank  zu  errichten 

Das  Gesetz  von  1881  hätte  nur  die  Schwächen  des  Vicl- 
banksystems  deutlicher  gezeigt  und  die  l"^belstände  des  Noten- 
wesens vermelirt.  Die  Verhältnisse  wären  unhaltbar  und 
bedfirften  dringend  ^nindlicher  AbhiHe.  Denn,  hiefn  os  nnter 
anderem,  wenn  das  \  ertrauen  des  Publikums  zu  den  ßanken 
in  Hinsicht  auf  die  schliefsliche  Einlösbark eit  der  Noten  als 
berechtigt  anzusehen  sei,  so  müsse  man  dagegen  die  jeder- 
s^eitige  augenblickliche  Solyenz  der  Bauken  senr  bezweifeln. 
Dem  Gesamtbetrage  der  kurzültlligen  Verbindlichkeiten  stände 
keine  entsprechende  Summe  von  Barmitt^n  und  anderen 
leicht  realisierbaren  Aktiven  gegenüber,  ao  dafs  behoa  ersten 
bedeutenderen  Zurück >tr<imen  der  Noten  ihre  Lage  äufserst 
kritisch  werden  würde  Ähnlichen  Befürchtungen  gab  in 
seinem  Berichte  für  das  Jahr  1880  und  in  einem  konfiden- 
tiellen  Zirkular  fl8'^7)  an  die  Voratllnde  der  Emissionsbanken 
das  eidgenössische  Finauzdepartcment  selbst  Ausdruck.  Unter- 
dessen hatte  Herr  Cramer-Frey  die  Agitation  in  den 
„Handels-  und  Industrieverein**  gebracht,  dessen  Pritsident  er 
war;  mehrere  Scliriften ,  welche  die  Zustande  äufserst  pessi- 
mistisch schilderten,   trugen  mehr  oder  weniger  direkt  zur 

Ausdehnung  der  Bewegung  bei'^.   Ein  Entwurf  zu  einer  ein- 

--  « 

Jede  Konkordatsbank  verpflichtete  sich  unter  anderm,  die  Noten 
aller  anderen,  im  Verkehr  mit  Dritten,  als  Einzahlung  znr  Bildun-r  von 
(inthaben  anzunehmen ;  und  unter  Bezeichnung  „Zentralsteile  der  Kon- 
kordatsbaakeii^  wmde  eine  gemeiiuftine  Depositen-  und  Kompensations- 
kasse gegründet,  wo  jedes  Mitglied  ein  Depositom  an  gefletzlicher  Bar<^ 
schalt  7.n  untrrhalten  hatte        1,  7  und  8). 

*•  Zur  Keform  des  Bankwesens  von  Cramer-Frey.  Zürich 
1885.  Rede,  gehalten  im  Nationalrat  Jpni-Session. 

"  Es  war  damals  von  mehreren  Seiton  eine  absolute  Begrenzung' 
der  Ge88mtemi88ion  (kraft  Art.  9  des  Bankges.)  vorpe^ehlagen  worden. 
Hier  bezüglich  und  gegen  eine  eventuelle  solche  Mafsregel:  »Die 
Kontingentierung  der  schweiseriechen  Notenemission"  Ton 
Otto  Scher  fr.  Bern 

1^  Das  5  c  Ii  w  e  i  z .  B  ri  n  k  n  o  t  e  u  w  o s  e n.  Gutachten  des  Schweiz» 
iiandeU-  und  IndustrievereiuB.   Zürich  lö87. 
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fachen  !iCvi'sion  des  Bankgesetzes  wiird^^  der  Bundesversamm- 
Innfc  luit 'i-1)r^*!tet  Das  war  nicht  tiefgreifend  genug.  Der 
unermiuliietie  Dr.  Joos  samiiHito  wieder  Unterschriften  für 
ein  Initiiitivbegehren  um  Revision  des  VerfassungsartikeU 
selbst.  Und  schliefslich ,  im  September  1800,  nahm  der 
Kationalrat  eine  in  diesem  Sinne  verfafste  Motiuii  Keller  au. 
Seit  sehn  Jahren  hatte  in  der  Schweis  der  Zentralisationa^ 

Sedanke  viel  an  Boden  gewonnen.  Dessen  vollen  Sieg  be- 
eutete  der  bald  entstandene  bundesrfttliche  Artikelsentwurf 
welcher,  nach  unwesentlichen  Veränderungen,  von  der  Bundes- 
versammlung angenommen  wurde.  £r  stellte  nicht  eine  bessere 
Regelung  der  Rechte  resp.  der  Verpflichtungen  der  Noten- 
banken in  Aussicht,  sondern  deren  Aufhebung.  Er  brachte 
nicht  gröfsere  UnifonnitfU  und  KohUsion  unter  eiuf^  ]Vfehrheit, 
sondern  })r?u'hte  die  Emlieit,  das  Staatsmonopol.  Er  bedeutete 
also  keine  ^lodifikation  des  früheren  Artikels,  sondern  dessen 
Verneinung.  Er  versetzte  auf  einmal  das  schweizerische 
Emissionswesen  auf  eine  ganz  andere  prinzipielle  Basis. 
Er  lautete  folgeuderniafsen : 

„Das  Recht  sur  Ausgabe  von  Banknoten  und  anderen 
gleichartigen  Oeldzeichen  steht  ausschliefslich  dem  Bunde  au. 

„Der  Bund  kann  das  ausschließliche  Recht  «ir  Ausgabe 
von  Banknoten  durch  eine  unter  gesonderter  Verwaltung 
stehende  Staatsbank  ausüben,  oder  es  vorbehaltlich  des  Rück- 
kauisrechtes  einer  au  errichtenden  zentralen  Aktienbank  über- 


Zur  KovLsion  de.^  Ha  nknotong^eaetzes  und  Über  die 
Dringlichkeit  der  Revision  den  iiankootengesetzes,  von 
Direktor  E.  Siedler.  Ltuerti  1887  resp.  1888. 

Die  Regulierung  dc8  nchwciz.  BanknoteDwetens  von 
J.  J.  Keller.  Xarioiiiilrat.    Wald.  1888. 

Zur  Reform  des  Schweiz.  Banknoten wcseus  von  Prot.  Dr. 
Joliaa  Wolf.  Zfirieh  1888.  Lehnreiche  wiMensehalUiche  Studie.  — 
Die  Errichtung  einer  zentralen  Girostelle  wird  als  LdsuDg  befBrwortet 

Zeitschrift  für  Schweiz.  Statistik. 
1887:    Untersuchungen    über    das    Banknoten  wosen  der 
Schweis  von  W.  »p  eis  er  ans  Basel.   Die  Verhältnisse  werden 
als  keine  ^n  fahrdrohende  und  keiner  radikalen  ÜingestaltllDg  be» 
dürfend  lie/.eichnet.       Sich  auf  diesen  Aufsatz  hezidiond, 
1888:    Zur  Beurteilung  des  Schweiz.  B  a  uknu  te  nwesens  von 
F.  F.  Schweizer  (spftter  Inspektor  der  Eniissionsbanken).  Kinläfs- 
liche,  'vii  lir;<ji\  doch  etwas  in  y.u  dunklen  Karben  gehaltene  Sludie« 
worin  eine  grfindlich«'  Kcform  verlangt  wird. 
In  ähnlichem  Sinne  und  eine  Staatsbank  als  erwünscht  empfehlend, 
«bendu:    Das  Schweiz.  Banknotenwesen  und  die  sn  grün- 
dende Bundesbank  von  Dr.  Conrad  Escher. 
Ebenda  eine  Antwort  von  W.  Speiser  unter  dem  Titel:  Einige 
Bemerkungen  betreffend  die  Schrift  von  F.  F,  Schweiler. 
1*  Kritieehe  Belencbtun^  des  bnndesrfttHchen  Ent- 
wurfes vom  23.  Juni  1890  zu  einer  Revision  des  Bundesgesetzea 
Öber  etc.  .  .  .  von  Ferd.  Wuhrmann,  Direkt,  der  Bk.  in  Zürich. 

^  Siehe  die  Bundes  rät  Ii  che  Botschaft  vom  30.  Dezember 
1890. 
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tragen,  die  uxkter  seiner  Mitwirkung  und  Aufsicht  verwaltet 
wird. 

„Die  mit  dem  Not»  niriuiiopol  ausgestattete  Bank  liat  die 
Hauptaufgabe,  deu  Geldumlauf  des  Landes  zu  regeln  und  den 
ZahluDgsYerkehr  zu  erleichtern. 

»Der  Reingewinn  der  Bank  über  eine  angemeaaene  Ver* 
xinenng  besw.  eine  angemeteene  Dividende  des  Dotations-  und 
Aktienkapitals  und  die  nötigen  Einlagen  in  den  Reservefonds 
hinaus  kommt  wenigstens  zu  zwei  Dnttteilen  den  Kantonen  zu» 

»Die  Bank  und  ihre  Zweiganstalten  dürfen  in  den  Kan- 
tonen keiner  Besteuerung  unterzogen  werden. 

^Eine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  von  Bank- 
noten und  anderen  gleichartigen  Geldzeichen  kfinn  der  Bund, 
aofser  bei  Notl.'i<rfn  in  Krieerszeiten,  nicht  auös])rt"L-lieTi, 

„Die  Buiidesgesetzgt'hun^'"  wird  tlher  den  »Sitz  der  Bank, 
deren  Grundlagen  und  ( hi^uiiisatiün ,  sowie  Uber  die  Aua- 
fllhrung  dieses  Artikels  übeilumpt  das  Nähere  bestimmen." 

Dieser  revidierte  xWtikel  39  der  Verfassung 
wurde  am  18.  Oktober  1891,  bei  einer  Mehrheit  von  73000 
Stimmen  auf  3^000  Abstimmende,  vom  Volke  gutgeheifsen. 
Das  Eigentttmticbe  und  nidit  su  Verkennende  war  aber  dabei, 
dafs  die  Übereinstimmung  der  231000  Annehmenden  nur  eine 
scheinbare  war.  Die  Mebrheitspartei  hatte  sich  aus  zwei 
Hauptgruppen  gebildet,  welche,  von  gründlich  verschiedenen 
Prinzipien  geleitet,  indem  sie  ähnlich  stimmten,  andere  Zwecke 
verfnlirtcn.  K9,  war  eiTierseits  eino  Gruppe  von  Konservativen 
und  Föderalisten,  die  niclit  zu  denjenigen  gehörten,  welche 
„tout  ce  aui  vient  d  ■  P.< me",  da^s  ist,  jede  vorgeschlagene 
Malsregel  der  Zentralisation  aU  solche  ohne  Studium  ablehnen, 
die  meinten,  der  „Kantöidigeist"  hätte  in  dieser  Frage  nichts 
zu  thun,  die  Schaffung  dea  Einbanksystems  würde  einen 
ökonomischen  Fortschritt  bilden,  dasselbe  würde  die  Schweis 
im  Interessenkampf  der  Nationen  wirtschaftlich  kräftiger 
machen,  und  die  Monopolisierung  in  den  Händen  des  Staates 
sei  der  kürzeste  und  sicnerste  W^,  um  es  einzuführen.  Diese 
Verstaatlichung  aber  war  ihnen  nur  ein  Weg,  ein  Mittel,  kein 
Zweck  an  sich 

Die  andere  Gruppe,  die  zahlreichere,  bestand  aus  Radikalen 
und  Sozialisten,  von  denen  wohl  mancher  die  ökonomischen 


'1  Billet  de  banqne  et  pnpier  monnaie,  hanqae  nationale 

OU  bangue  d'Etat.    E.  Pictct.    (ieneve  1891. 

Die  Ban  kuot  enfra^e.  Referat  von  W.  Speiser  im  „Basier 
Handels-  und  Induatrieverein".  1891.  Referent  spricht  .'jicli,  wie  in 
frfiberen  Schriften,  für  eine  einfache  Bevision  des  Gesetzes  von  1831 
ans.  —  Der  Verein,  in  den  nrt:rehängten  Resolutionen,  erklärt,  einer 
Revision  des  Art  89  im  Sinne  des  Monopols  solle  nur  zugestimmt 
werden,  wenn  das  zu  errichtende  Zentraliustitut  den  Charakter  einer 
kaafinfairiach  geleiteteii  Bsnk  erhalten  sollte. 
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Vorteile  der  Reform  berficksichtigte,  die  aber  im  allgemeinen 
mehr  ein  Werk  der  politischen  Zentralisierung,  wobei  der 
Bund  neue  Befugnisse  und  gröfsero  Macht  2:ewnnn,  hier  sahen, 
oder  auch  eine  soziale  Zentralisierung,  die  Verstaatlichung 
einer  wichtieren  volkswirtschaftlichen  Funktion". 

Diesem  in  den  luiten  und  im  Volke  iierr^chenden  Zwiespalt 
entspricht  treu  die  Fassung  des  revidierten  Artikels  39  in 
«einem  zweiten  AbMitae;  darin  wird  die  wichtige  Frage  o6fbn 
gelassen,  ob  das  Zentralinstitut  eine  Privat-  oder  eine  Staats- 
bank sein  wird.  Die  Ansichten  scheinen  im  Bundesrate  selbst 
sehr  geteilt  gewesen  zu  sein  ^.  Vielleicht  hätte  er  sich  doch 
im  Dezember  1900  zu  Gunsten  der  Aktienbank  entschied en, 
wenn  es  nicht  in  seinem  Schofse  den  bald  darauf  zum  Chef 
des  Finanzdepartements  gewordenen  Herrn  Hauser,  einen 
früheren  Führer  der  Züricher  Kadikaisozialisten  und  über- 
zeugten Verfechter  der  Staatshank  gehabt  hätte.  Es  ist 
jedenfalls  in  nicht  geringem  Maf^e  dem  l>eharrlichen  Willen 
desselben  zu  verdanken,  dafs  die  Möglichkeit  der  Staatsbank 
in  den  Artikel  aufgenommen  wurde**,  und  man  kann  wohl 
sagen,  nur  diesem  „oder",  welches  jeder  Gruppe  die  Hoffnung 
liefs,  nach  Eintragung  des  Monopolprinzipes  in  die  Verfassung 
dasselbe  nach  ihrem  Wunsche  auszuntltzen,  verdankte  man, 
dafs  der  Artikel  in  der  Volksabstimmung  nicht  verworfen 
wurde. 

Die  Schwierigkeit  war  aber  damit  nicht  beseitigt,  sondern 

nur  etwas  verschoben  worden.  Und  die  ganze  Geschichte  der 
Bankfrage  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Geschichte  der  immer 
noch  nicht  gelungenen  Versuche,  ein  Ausführungsgesetz  zu 
verfassen,  worüber  eine  Verständigung  herbeizuführen  sei. 

Zwm  Zwecke  der  vorläufigen  Entscheidung  der  uncrelöst 
gelassenen  Fra^e  imd  der  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurteü 
gab  zunächst  der  Bundesrat,  um  sich  die  r\nf\\r  nötige  Grund- 
lage zu  schaffen,  den  Vertretern  der  Eniis^i m^^banken .  sowie 
den  Anhängern  einer  reinen  Staatsbank,  (  »kononustun  wie 
Max  Wirth,  sowie  Juristen  wie  Hilty,  GeiegeaheiL,  durch 
Einreichung  von  Gutachten  und  Organisationsentwttrfen  ihre 
Ansichten  kund  zu  machen  '^   Auf  Grund  dieser  „Materialien- 


2^  Darüber  —  nn  l  fib  rhaupt  über  die  pranzc  Periode  von  1S80  bis 
1890  —  siehe  den  bereite  erwähnten  Aufsatz  von  Speiser.  Zeitachr. 
f.  schw.  Stftt.  1891. 

Protokoll  der  Nutionftl  rätlichen  Kominission  ba- 
trettend Bankf^e«pt;^  1895,  S.  12,  und  StenogrsphischeB  Bulletin 
der  Bundeaversamniiung,  lö95,  8.  t)Ö7  u.  Ö6b. 

Siehe  die  ErU&miigen  vonNama  Droz  in  seiner  in  LaChauz 
de  Fonds  gehaltenen  Rede  vom  26.  Febr.  1897. 

Diese  Mnteriftlien  find  unter  Hinzufü^ruTi??  ^on  etatistischen 
Tabellen  (betrcti'end  die  an  die  Kantone  abgegebenen  Erträgnisse, 
ätener  etc.)  in  einem  BAadchen  gesanunelt  voiden. 
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Mmmiung",  einer  Aniahl  weiterer  Pachschriflkeii und  eines 
£xpOB^  nebst  Thesen  von  Herrn  Hauser  erfolgte  im 
Januar  1894  der  prinzipielle  Entscheid  des  Bundesrats  mit 

4  Stimmen  ^egen  3,  zu  Gunsten  einer  reinen  Staatsbank. 

Der  letztere  legte  schliefslich  durch  seine  Botschaft  vom 
2S.  <  Oktober  1894  einen  Gesetzentwurf  in  diesem  »Sinne  der 
Bundesversammlung  vor  ®^  : 

_J)ie  Bundesbank  hat  ihren  Hauptsitz  in  der  Stadt 
Bern  (An. 

„Das  Grundkapital  beträgt  25  Hill.  Frk. ,  welche 
durch  den  Bund  beigebracht  werden  (Art.  3). 

«Der  Bund  haftet  fttr  alle  Verbindlichkeiten 
der  Bundesbank  (Art.  4). 

„Der  Ge8chaft9krei6  der  Bank  ist  auf  denjenigen  einer 
reinen  Noten-,  Giro-  und  Diskontobank  beschränkt  (Art.  (3). 

„Die  Bundesbank  hat  das  Hecht,  nach  Bedürfnis  ihres 
Verkehrs  Banknoten  auszugeben  (Art.  8). 

„Mindestens  der  dritte  Teil  der  in  Umlauf  befindlichen 
Noten  soll  .sich  jeweilen  durch  Metall  gedeckt  finden  (Art.  10). 

„Vom  Jvein^ewinn  wird,  nach  der  Einlap:e  im  Reserve- 
fonds, eine  Dividende  bis  auf  4  ^/o  des  Grundka[)ital8  an  den 
Bund  auiigerichtet.    Der  Rest  des  Reingewinnes  kommt  zu 
dem  Bunde,  zu  -/8  den  Kantonen  zu  gute  (Art.  18). 

«Die  Aufsicht  und  Kontrolle  über  die  Bandesbank  wird 
▼on  einem  Bankrat  aus  21  auf  die  Dauer  yon  4  Jahren  ge- 
wählten Mitgliedern  ausgeübt,  die  durch  die  vereinigte  Bundes- 
▼ersammlung  ernannt  werden  (Art  23). 

„Der  Bankrat  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Ausschufs^ 
der  die  nähere  Aufsicht  und  Kontrolle  auszuüben  hat  (Art.  24). 

„Ein  aus  5  Mitgliedern  bestehendes  Direktorium  — 
das  leitende  Organ  —  soll,  auf  unverbindlichen  Vorschlag  des 


**  Die  erwfthnten  weiteren  Fsehschriften  finden  meh  8.  127  der 

^Matprlalionsaramlung"  rerzrichnct 

Ka  »Tfächtenen  dauml»;  In  den  Seh  w e i z  e  r i?*  cIh' n  Blättern 
für  Wirtischaf 1 8-  und  Socialpolitik.  1894.  Hd.  Ii  Nr.  17  u.  18: 
IXe  Ausführung  des  Neuen  Art.  39  der  BVerf.  von  H.  v.  Graffenried. 

Gegen  die  sch\ve  i  x  frische  Staatsbank  von  Crampr-Froy, 
Nationalrat.    Abdruck  aus  der  „Neuen  Zürcher  Zeitung^.   Zürich  1894. 

Die  schweizerische  Staatsbank  von  Dr.  C.  W.  v.  Graffen- 
ried, Direktor  der  eidgenössischen  Bsnk.  Bern  1894.  Einen  histo- 
risehoD  Überblick  enflialtcnd. 

Entwurf  eines  Ausführungsgesetzes  zu  Art.  39  der 
B.Verfs«snn^.   Bern  1895.  Von  demselbea. 

Die  projektierte  Schweis.  Bundesbank.  Vortisg  von  J. 
Hirter,  Nationalrat.   Bern  1895. 

Hat  sich  die  deutsche  ßelchsbank  bewährt  und  kann 
sie  bei  Errichtung  einer  sehweiseriseben  Bundesbank  sum 
Vorbilde  genommen  werden?  Von  Dr.  Hans  Kieser.  Zürich  1895. 

Zar  iTankvorlage,  von  Dr.  Julius  Wolf.  »Neue  Zärcber 
Zeitung"  Nr.  ;117— 320.  Jahrg.  1894. 
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ßankrats  vom  Bundesrate  für  eine  Amtüdaner  von  »i  Jahren 
ernannt  werden.  Der  Bundesnit  wählt  aus  der  Mitte  des 
Direktoi  luras  dessen  Präsident  und  Vizepräsident  (Art.  21).** 

Die  Debatten  w,q?en  lang  und  liitzig^®.  Eine  Gruppe  von 
Abgeordneten,  an  len  Spitze  die  Herren  Ador  (Genf)  und 
Cranier-Frey ,  kämpfte  vergebens  für  eine  Privatbank  mit 
kaufüiitnnischem  Charakter.  Eine  zweite,  unter  denen  die 
Herren  Gaudard  (Vaudj,  Theraulaz  (Fribourg),  Comtesse 
(Keuchfttel),  Keel  (Luzern),  Card  (St  Gallen)  verlangte,  dafs 
dem  ibrderalistischen  Gedanken  Rechnung  getragen  werde^ 
und  die  Kanton«  am  Kapital  und  bei  der  Verwaltung  in 
irgend  welcher  Weise  beteiligt  werden'*.  In  diesem  letzten 
Sinne  werden  einige  Modifikationen  vorgenommen;  die  wich- 
tigsten waren: 

1.  Die  Kantone  sollten  für  '/s  am  Kapital  beteiligt  werden. 

2.  Es  sollte  ihnen»  taach  einer  3Vs*/oigen  Versinsüng  des 
Kapitals  und  Einlage  im  Reservefonds^  der  ganae  Bein- 
ertrag zugewendet  werden. 

3.  Sie  sollten  10  Mitglieder  des  aus  25  Mitgliedern  bestehen- 
den Bankrats  wählen. 

In  dieser  neuen  Fassung  nahm  die  Bundesversammlung 
den  Entwurf  mit  grofser  Stimmenmehrheit  an,  welcher  am 
18.  Juni  1896  als  Gesetz  erschien. 

Doch  wurde  gleich  darauf ,  sowohl  in  den  Kreisen  der 
Handelsvereine,  als  auch  in  denjenigen  der  Konservativliberalen 
(meistens  in  der  französischen  Schweiz)  und  der  katholischen 
Konservativen,  eine  Referendumskampagne  veranstaltet.  Wäh- 
rend auf  dieser  Seite  di*-  Gefahren  pinrr  nnbeschränkten 
Haftbarkeit  seitens  des  Bundes  und  die  Gefahren  der  Ki^^'-en- 
schaft  einer  Bundesi);iiik  als  Staatseigentum  im  Kriegszustand 
betont  wurde,  während  daneben  dem  Oesetz  der  Vorwurf 
gemacht  wurde,  dafs  es  auf  die  Kantone  und  die  Emissions- 
banken zu  wenig  Rücksicht  nahm,  unterlief»  man  es  nicht  auf 
radikal-sonalistischer  Seite,  das  Bild  einer  oltgarchischen 


Sieh»'    (las    Amtliche   8tenoprai)lnsche   Bulletin  der 
Buudesverdaniniiuug  vom  März,  April  und  Judi  1^95. 

Einicre  Stimmeu  betonten  auch  spezieller  die  Notwendicrkeit,  auf 
die  h*>stoli<  n(irn  BaakverhUtnisse  Rficksicht  zu  nehmeti.  In  diesem 
Sinne:  Une  banquc  centrale.  Vortrag  von  Leopold  Dubois, 
Direktor  der  Banqiie  cantonale  neuchateloise.  Abdruck  aus  dem 
„National  Suisse".    La  Chaux  de  Fonds  1896. 

Das  Referat  von  Herrn  Nationalrat  Hirt  er  in  den  Verhand- 
lungen des  Hernischen  Veroin-  für  Handel  und  Indn-^trie 
vom  IL  AuKust  1896  enthält,  nebst  einem  guten  historischen  AbriCs, 
ein  Reaame  und  eine  Kritik  einer  B^he  von  damals  entotandsnea 
Bankvorschlägcn  und  gibt  damit  ein  tMues  Bild  von  der  Mannig- 
üütigkeit  der  AsBicbten  und  der  Opposition. 


Digitized  by  Google 


XXI  1:  17 

Herrschaft  von  Ghrolsaktioiiflren  und  BörseDinatadoren  dem 
Geiste  der  Bürger  warnend  vorzuhalten 

Das  Gesetz  kam  am  28.  Februar  1897  zur  Volksabstimmung 
and  wurde  mit  rnnd  256000  gegen  196000  Stimmen  ver- 
worfen. 

Ks  schien ,  als  habe  für  die  Gegner  der  dotierten  Staats- 
bank die  rechte  Stunde  geschlag-en ,  nm  in  d*^n  Vordergrund 
zu  treten.  Im  März  ISI^S  reieiite  intoigedesaen  dem  Bundesrat 
der  Handels-  und  Industrieverein  einen  Bankentwurf  ein''^ 

Die  Nationalbank  hätte  ihren  Hauptsitz  in  Zürich 
(Art  3). 

Das  Grundkapital  wurde  oU  Millionen  Frk.  betragen 
(Art.  4). 

Davon  würden  *k  den  Kantonen  im  Verhältnis  ihrer 
Wohnbevölkerung  und  Vs  den  bisherigen  Emissions- 
banken  im  Verhältnis  ihrer  effektiven  Notenemission  vom 
31.  Dezember  1807  zur  Zeichnung  vorbehalten  sein. 

Die  übrigbleibenden  's,  sowie  ein  allen&lls  von  den 
Kantonen  bezw.  von  den  Emi.ssiri]isl)anken  nicht  gezeichneter 
Rest  würden  zu  öffentlicher  Zeichnung  aufgelegt  werden 
(Art  5). 

Von  dem  Betrag,  welchen  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnnng  als  K^'ingewinn  aufweisen  würde,  sollten  vorab  l.'>*^'o 
in  den  Keservctonds  fallen.  Von  dem  Mehrbetrag  würde  dem 
Grundkapital  ein  Zins  von  4*'''o  ausgeriehtet  werden.  Ein 
allfklliger  Fehlbetrag  wäre  aus  dem  Keservet'onds  zu  ersetzen, 
soweit  dieser  dazu  ausreicht.     Der  Rest  des  Reingevvinns 


^  Contre  la  banqne  d'^tat,  par  F,  Lomh.ird.    Geneve  1896. 

Le  tr^sor  de  Herne  en  1905.  Abdruck  aus  der  Bibiiotbeque 
nniverselle.    Laugaone  1896. 

Staatsbank  und  Kriegsgefahr  von  J.  v.  Wattenwjl, 
Nationalrat.    Hern  1896. 

Znr  Tagesfragel!  1)  Gegen  die  Staatsbank  von  J.  v.  Watten- 

wyl. 

2)  Der  Sprung  ins  Ungewisse  von  National- 

rat  v.  Steiger. 

3)  Eidgenössische  Staatsbank   und  iicrner 
KantonalhaDk  von  Grofsrat  Dftrrenmatt 

Bern  1896. 

La  banque  d'Etat  par  Ed.  Cluivan  r.os.    Lausanne  1897. 

Gegen  die  Staatsbank.  Vortrag  von  Emil  Richard,  Seicretär 
der  Ksunnfinikischen  Gesellschaft  ZQricli  1897. 

Die  Bundesbank.  Referate  und  I>iskii6ei<m  in  der  Versamm- 
loag  Bemisf'lM'r  Grofsräte.   Bern  1897. 

Die  Bundesbank.  Bede  von  Bundesrat  üauser.  Abdruck 
aus  dem  Landboten  u.  Tageblatt  von  Winterthur*  Zürieb  1897. 

Oer  Vorort  des  betreffenden  Vereins  hatte  schon  im  Mftn  1897 

'^^  r  n  n  (1  ?:  n  pe  f  ü r  eine  Z  »•  ii  t  r  a  1  ti  n  t  r  n  ban  k  an-tr'^T'^ben.  Von  diesem 
Projekt,  nach  welchem  die  be«teheuüeu  Banken  oder  die  Kantone  das 
Kapital  aufbringen  sollten,  weiebt  das  aweite  siemlicb  wesentlicb  ab. 

P«n«ltiiDg«n  XXI  I.  —  Ood«t.  2  X 
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wurde  unter  die  Kantone  verteilt  werden  im  Verhältnis  ihrer 
Bevölkerung  (Art.  24). 

Zur  Teilnahme  au  der  General  ve  r^  am  ui  1  u  n  g  wäre 
jeder  im  Aktienbuch  eingetragene  Aktionär  oder  ein  von  xiim 
gehörig  Bevollmächtigter  berechtigt  (Art.  30). 

Der  Bank  rat  tlbte  die  allgemetne  Aufsicht  und  Kon- 
trolle Uber  die  Nationalbank  (Art.  41). 

Er  bestttnde  aus  45  Mitgliedern  (Art.  42),  welche  in  der 
Schweiz  angesessene  Schweizer  BUrger  sein  sollten.  Bei  seiner 
Bestellung  sollten  hauptsächlich  der  Handel,  die  Industrie,  die 
Landwirtschaft  und  das  Gewerbe  berücksichtigt  werden.  Die 
Mitglieder  dürften  weder  in  der  Bundesversammlung,  noch  in 
den  Kantonsregierungen  Sitz  haben  (Art.  43). 

Die  Wahl  geschähe  wie  folgt: 

Zunächst  würde  die  Generalversammlung  25  Mitglieder, 
worunter  den  Vizepräsidenten,  in  der  Weise  wählen,  dafs  auf 
jeden  Kanton  und  Halbkanton  ein  Mitglied  zu  entfallen  hat. 
Sodann  würde  der  Bundesrat  die  übrigen  20  Mitglieder, 
woninter  den  Präsidenten,  wählen  (Art.  44). 

Der  Bankrat  würde  aus  seiner  Mitte  einen  Bankaus- 
schufs  wählen  (Art.  47),  dem  die  nähere  Beaufsichtigung 
des  Geschäftsganges,  die  Genehmigung  der  Geschäfte,  die 
Festsetzung  des  offiziellen  Diskontosatzes  und  des  ZinsfuTses 
für  Vorschüsse  obliegen  würde  (Art.  52). 

Auf  den  Vorsclihig  des  BankHusschusscs  würde  der  Bank- 
rat den  Präsidenten  und  die  übrigen  Mitglieder  der  Direk- 
tion wählen.  Diese  Wahl  bedürfte  der  Bestätigung  durch  den 
Bundesrat  (Art.  47). 

Die  Direktion  wäre  die  ge4>chäftsleitende  und  ausführende 
Behörde  (Art.  55). 

Ein  zweiter  Entwurf  wurde  von  gegnerischer  Seite  — 
aus  staatsbankfreundlichen  Kreisen  —  dem  Bundesrat  yot^ 
gefegt  Wesentlich  wich  er  vom  verworfenen  nur  dadurch 
ab,  —  aber  dadurch  konnte  er  einigermafsen  als  ein  ,,Kom> 
promifsvorschiag^  bezeichnet  werden  "-^  dafs,  „um  zyvei  Haupt- 
einwendungen  gerecht  zu  werden,  die  unbedingte  Haftbarkeit 
des  Bundes  fallen  gelassen  wurde,  und  bei  der  Beschnffung 
des  Grundka])itals  ein  Dritteil  der  privaten  Beteiligung  über- 
lassen werden  sollte". 

Endlich  kam  dem  Bundesrate  ein  Projekt  von  Herrn 
Altnationalrat  Keller  zu,  welches  die  fiskalischen  Interessen 
der  Kantonalbanken  und  der  Kantone  mehr  etwa  als  die 
kantonale  Souveränität  berücksichtigend,  darauf  hinausging, 
dafs  die  „Eantonalbanken  faktisch  die  voUaiebenden  Organe 
der  Bundesbank  sein  sollten  und  insbesondere,  dafs  denselben 
.  •  ,  der  volle  Nutzen  aus  der  Notenemission  nicht  entzogen 
werden  dürfe*^.  Das  neue  Institut  dürfe  nicht  Zweiganstalten 
errichten,  wo  Kantonalbanken  bestanden;  es  sollte  ihnen  einen 
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Teil  der  Emission  zinsfrei  überlassen.  Jede  Rantonalbank 
wäre  verpflichtet,  die  von  ihr  aussfegebenen  Noten  einzulösen; 
subsidiär  aber  würde  die  Bundesbank  für  die  jederzeitige  Ein- 
lösung haften. 

ßem  Bundesrate  schien  nun  die  Angelegenheit  so  weit 
vorbereitet,  um  die  Ausarbeitung^  eines  neuen  Gesetzentwurfes 
▼orzunehmen.  Er  berief  zu  diesem  Zwecke  eiue  grofse 
Experteokommission,  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  der 
Bundearersammlung  and  Vertretern  faekmänDiacher  Kreise, 
welche  ihm  anter  Zagrandelegung  des  erwähnten  Materials 
ein  Outachten  abgeben  sollte.  Wenn  aneh  ihre  Arbeit  eine 
vorwiegend  konsultative  sein  sollte,  so  wurden  doch  ihre 
jeweiligen  Mehrheitsbeschlüsse  vom  Bandesrate  als  Grundlage 
seiner  definitiven  Vorlage  adoptiert 

Und  was  war  diesp]})e? 

Zuerst  w^ar  bei  ihrer  Bearbeitung  das  Projekt  von  Herrn 
Keller  —  und  also  die  Forderungen  der  Gruppe,  welche  er 
vertritt  —  von  vornherein  als  unhaltbar  abgelehnt.  Denn  es 
wurde,  abgesehen  von  grofsen  technisclien  Bedenken,  für 
verfassungswidrig  gehalten,  indem  es  die  faktische  Ausübung 
<le8  Monopols  25  souveränen  Kantonalbanken  übertrug. 

Die  Anhänger  der  Privatbank  duiriften  scheinbar  auf  ein 
echOneres  Los  hoffen.  Sie  rechneten  darauf ,  dafs,  nachdem 
die  Staatsbank,  nätniich  die  eine  der  in  der  Verfassung  voraus- 
gesehenen Möglichkeiten,  vom  Volke  verworfen  worden  war, 
man  nun  zu  der  anderen,  das  heifst  zu  der  Aktienbank  greifen 
würde,  dafs  also  das  Projekt  des  Handels-  und  Industrievereins 
die  Grundlage  der  Dahatten  bilden  würde. 

Doch  tafste  der  Bundesrat  die  Sache  ganz  aiidors  ;iut';  er 
war  der  Überzeu»^^ung,  dafs  einerseits  die  Verwertenden  von 
1897  gröfstenteils  das  Prinzip  der  Staatsbank  nicht  abgelehnt 
iiatten,  sondern  nur  eine  besondere  Ausführung  desselben,  nur 
die  betreffende  Gesetzesvorlage;  und  dals  dann  —  wenn  man 
zu  einem  praktischen  Resultat  gelangen  wollte  —  man  wenige 
Zugeständnisse  von  den  200000  Bili^em  erwarten  sollte,  welche 
fOr  die  Staatsbank  gestimmt  hatten.  Man  sollte  also  nicht  zu 
sehr  von  dem  verworfenen  Gesetz  abweichen  und  bis  zu  dem 
anderen  Extreme  Ubergehen.  Nun  aber  war  eben  der  Ent« 
wurf  des  Handels-  und  In  d  u  strie  verein  s  als  einen 
extremen  Standpunkt  vertretend  betrachtet  worden.  Die  neue 
Vorlage  wurde  infolgedessen  p?n  Komproraifs  zwischen  ihm 
und  dpm  Gesetz  von  181** i.  Die  Staatsbankfreunde  sollten 
einerseits  auf  die  unbedingte  Haftbarkeit  des  Bundes  Verzicht 
leisten  und  die  Beteiligung  der  Privaten  bei  der  Beschaffung 
des  Kapitals  bis  zu  einem  Drittel  zulassen.  Dagegen  sollten 
die  Anhänger  der  Privatbank  sich  mit  einer  Beteiligung  des 
Bandes  am  Kapital  befreunden  und  die  Bevorzugung  der 
biaherigen  Emissionsbanken  sowohl  als  das  Übergewicht  des 
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privaten  Kapitals  und  die  Ausstatt  uni;  einer  Generaiversarnzuiun^ 
mit  gröfseren  Rechten  fallen  lassen. 

Die  Hauptbestimmuugen  dieser  bundesrätlichen  Vorlage 
waren  tolgende: 

Der  Bund  wlirde  das  ausschliersliche  Recht  zur  Ausgabe 
von  Bttükiioten  einer  unter  dem  Namen  „Schweizer. 
Nationalbaiik  zu  errichtenden  zentralen  Notenbank  über- 
tragen (Art.  1). 

Die  Nationalbank  hAtte  ihren  Hauptaitz  in  Bern 
(Art.  8). 

Das  Grandkapital  würde  36000000  Frk.  betragen 
(Art.  4). 

Ein  Drittel  des  Grundkapitals  Übernähme 
der  Band;  ein  Drittel  würde  den  Kantonen  und 
den  Kantonalbanken,  ein  Drittel  der  Öffentlichen 
Zeichnung  Torbehalten  sein. 

Die  von  den  Kantonen  und  Kantonalbanken  nicht  bc- 
ansprucliton  oder  bei  der  riftV^ntlichen  Subskription  iiiclit  f^e- 
zeichneten  Beträge  sollte  ebenfalls  der  Bund  übernehmen 
(Art.  6). 

Über  die  übernommenen  Anteile  am  Grund- 
kapital hinaus  bestände  ftir  sftmtliche  Teilnehmer  keine 
weitere  Haftbarkeit  (Art.  5). 

Die  Zuteilung  von  Anteilscheinen  an  die  Kantoue  erfolgt 
in  der  Weise,  dals  jeder  Kanton  auf  mindestens  10,  Jeder 
lialbkanton  auf  mindestens  5  Auteilscheine  (von  lUOUO  Frk.), 
im  übrigeil  aber  auf  eine  seiner  Bevölkeruugszifter  entsprechende 
Quote  Ansprach  hätte.  £s  wäre  iSache  der  Kantone,  sich  mit 
den  respektiven  Kantonalbanken  auseinanderzusetzen,  in  welchem 
Verhältnis  diese  letzteren  an  der  dem  Kantone  vorbehaltenen 
Quote  sich  beteiligen  (Art  lu). 

Die  der  öffentlichen  Zeichnung  vorbehaltenen  Anteil- 
scheine sollten  auf  1000  Frk.  und  auf  den  Namen  des 
Zeichners  lauten. 

Das  Recht,  Anteilscheine  dieser  Kategorie  zu  zeichnen 
oder  zu  kaufen,  sollte  rur  Schweizer  Bürgern  oder  in  der 
Schweiz  domizilierten  i^ameu  und  juristischen  Personen  zu- 
stehen (Art.  8). 

Der  Geschäftskreis  der  Nationalbank  wäre  auf  denjenigen 
einer  reinen  Noten-,  Giro-  und  Diskontobank  beschränkt 
(Art  14).  Sie  wäre  unter  anderem  zu  folgenden  Geschäften 
befugt: 

Annahme  von  Geldern  in  verzinslicher  und  unver- 
zinslicher Rechnung  5). 

Erwerbung  von  zmstra^enden  SchuldTerschreibungen  des 
Bundes  und  der  Kantone,  jedoch  nur  zum  Zwecke  Yorttber- 
gehender  Anlage  von  Geldern  (§  7). 
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Die  Nati'onalbank  wäre  berechtigt,  nach  BedUrfioiB  des 
Verkehrs  Noten  aii?^7iip:eV»en ,  für  welche  einzig  und 
allein  sie  die  Verantwortlichkeit  tragen  sollte 
(Art.  16). 

Die  Noten  sollten  in  Abschnitten  von  50,  100,  500  und 
lOUÜ  Frk.  ausgegeben  werden  (Art.  17). 

Die  im  Umlauf  befindlichen  Noten  sollten  durch  Bar- 
schaft und  Wechsel  gedeckt  werden ;  die  Metallreserve  sollte 
mindestens  40**/o  der  in  Umlauf  betiudlichen  Noten  betragen 
(Art.  18). 

Von  dem  Betrag,  welchen  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung Reingewinn  aufweist,  würden  15*^/u  in  den 
Beser^efonds  ▼orabtallei). 

Von  dem  Mehrbetrag  sollte  eine  Verzinsung  bis  auf 
4^/o  des  Grundkapitals  ausgerichtet  werden. 

Der  Rest  des  Reingewinnes  käme  den  Kan- 
tonen zu  (Art  25). 

Der  Generalrat  bestände  auB  75  Mitgliedern,  wovon 
25  durch  den  Bundesrat,  25  durch  die  Kantone  und  Halb- 
kantone und  25  durch  die  Eigenttlmer  der  vermittelst  öffent- 
licher Zeichnung  begebenen  Anteilscheine  zu  wählen  wären 
(Art  29). 

Die  Kantone  hätten   25  Mitglieder  und  die  privaten 

Anteilsinhaber  ebensoviel  zu  ernennen. 

Der  Bundesrat  wtlrde  den  Präsidenten,  den  Vizepräsi- 
denten und  die  23  noch  verbleibenden  Mitglieder  des  Genend- 
rate? wählen. 

Bei  der  Wahl  dieser  23  Mitglieder  Hollte  der  liundesrat 
darauf  Bedacht  nehmen,  dafs  im  Gesamtgeneralrate  neben  dem 
fachmännischen  Elemente  Handel,  Industrie,  Gewerbe  und 
ijaudwirtschaft  vertreten  seien  (Art.  30). 

Der  Bank  rat  bestände  aus  15  Mitgliedern,  welche  vom 
Generalrate  aus  seiner  Mitte  bezeichnet  sein  wttrden  (Art  37). 

Dem  Bankrate  wtlrde  die  allgemeine  Beaufsichtigung  des 
Geschäftsganges  und  der  GeschäftsflOhrung  der  Nationalbank 
obliegen  (Art.  38). 

Ein  Bankausschufs  von  5  Mitgliedern  wttrde  ab 
Delegation  des  Bankrats  die  nähere  Aufsicht  und  Kontrolle 
Aber  die  Leitung  der  Nationalbank  ausüben  (Art.  10). 

Das  Direktorium  wäre  die  eigentliche  geschäfts- 
leitende und  ausfahrende  Behörde. 

Es  bestände  aiiR  'A~'>  Mitgliedern,  w*  khe  vom  Bundesrat 
auf  unverbindlichen  V  orschlag  des  Baiikr;ites  für  eine  Amts- 
dauer von  sechs  Jahren  ernannt  sein  wurde  (Art.  44). 

Wenn  man  die  Gefühle  kennen  will,  welche  dieser  „ver- 
söhnende KompromifsentwarT*  in  den  Kreisen  der  Anhäne^er 
einer  Aktienbank  hervorgerufen  hat,  braucht  man  nur  den 
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Bericht  des  Handels-  und  Iiidujstrievereina  für  das  Jahr 
1898^^  Äufziischla^en.    Da  liest  man: 

„Der  buiulesrätlicLe  Entwurf  zu  einem  Bundesgesetz  über 
die  Errichtung  einer  zentralen  Notenbank  wird  die  Handels- 
und Industriekreisc,  also  die  Kreise,  welche  die  Bank  zu 
allmeDtieren  haben,  sum  grofseii  Teil  nicht  befriedigen. 

„. .  . .  Denn  bei  näherem  Zusehen  schrumpfen  die  Kon- 
«essionen,  die  von  den  Belärwertem  des  neuen  Entwurfes 
so  stark  betont  werden,  bedenklich  zusammen.  Die  von 
weiten  Kreisen  aufgestellte,  wohlbegründete  Forderung  einer 
Trennung  von  Bankkredit  und  Bundeskredit  ist 
in  Wirklichkeit  nicht  erfüllt. 

„.  .  ,  .  Dtp  Botpiligung  des  Bundos  an  der  Kapitals- 
beschafi'ung  einenseits  und  die  Versicherung  der  mafsgebenden 
Persönlichkeiten  andererseits,  dafs  der  Bund  die  Bank  niemals 
fallen  lassen  werde,  lassen  die  im  Entwurf  vorgeschriebene 
beschnlnkie  Haitbai  kcit  für  die  Verpflichtungen  der  Bank  als 
illusorisch  erscheinen. 

.  .  •  Die  Befürchtungen  wegen  des  Krieg srisiko 
erscheinen  nicht  beseitigt. 

.  .  .  Dafs  man  den  Bund  nötig  zu  haben  glaubt,  um 
das  allenfalls  nicht  geimchnete  Kapital  zu  liefern*'^,  beweist 
nur,  dafs  man  eben,  entgegen  der  Bestimmung  des  Verfassungs- 
artikels, nicht  für  eine  landesübliche  Verzinsung  des  Grund- 
kapitals gesorgt  hat.  Hätte  man  unter  Ber(5cksichtigung  des 
doch  iiTimerhin  vorhandenen  Risikos  einen  genügenden  Zins 
ausgesetzt,  so  brauchte  man  die  Möglichkeit,  dafs  das  den 
Kantonen  und  Privaten  zugewiesene  Kapital  von  diesen  nicht 
voll  gezeichnet  werden  würde,  gar  nicht  ins  Auge  zu  fassen. 

„Es  drängt  sich  daher  die  Vermutuiig  auf,  dafs  zwischen 
der  Beteiligung  des  Bundes  und  dem  Maximalzins 
ftlr  das  Grundkapital  ein  bewufsteri  wenn  auch  unaus«» 
gesprochener  Zusammenhang  Torhanden  sei.  Es  wird 
zwar  den  Kantonen  und  den  Privaten  je  ein  Drittel  des 
Kapitals  zur  Zeichnung  zugewiesen;  doch  ist  der  Zins  dabei 
so  niedrig  angesetat,  data,  angesichts  der  anhnltcnden  Geld- 
teuerung, darauf  zu  rechnen  war,  dafs  der  Bund  schon  bei 
der  Zeichnung  ein  gut  Teil  dieser  T)cidon  Drittel  werde  über- 
nelnnen  „müssen^,  und  später  ZU  günstigen  Preisen  weitere 
Anteile  aufkaufen  können. 

„.  .  .  .  Ein  weiterer  Zusammenhang  dürfte  bestehen 
zwischen  der  Art  der  Zuteilung  des  Grundkapitals  und  der 
Organisation  der  Verwaltung.  Hätte  man  die  letztere  so  ein- 
gerichtet, dafs  der  Besitz  von  Anteilscheinen  auch  wirklich 


3'  S.  21  u.  folg. 

««  Siehe  Botschaft  des  Bandesrates  vom  24.  Min  1899,  8.  18>  «d 
Art  e. 
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einen  Einflnfs  auf  die  Verwaltung:  verbüreron  würde,  so  würden 
sich  Handel  und  Industrie  durch  die  ;dlzuknappe  Verzinsung 
des  Gruadkapitalb  wohl  nicht  abhalten  lasüen,  sich  an  der 
ZeichnuDg  zu  beteiligen.  So  aber  ist  nicht  nur  die  Verzinsung 
der  Anteile  am  Grundkapital  der  Nationalbank  in  der  Zeit 
der  vierprozentigen  Obligationen  —  auch  unter  Berücksichtigung 
in  swanaie  Jahren  fälligen  Anteils  am  Reservefonds  — 
eine  iingenttgende,  sondern  es  sind  die  gesetzltclien  Rechte 
der  privaten  Antetlhaber  auf  die  Mitwirkung  an  der  Ver- 
waltung so  karg  bemessen,  dafs  es  in  der  Tat  nicht  über- 
raschen könnte,  wenn  die  Öffentliche  Zeichnung  mit  einem 
Fiasko  endigen  wtirde. 

„Die  gleichen  ErwSgangen  könnten  möglicherweise  die 
Kantone  veranlassen,  in  der  Zeichnung  von  Anteilscheinen 
Air  die  Nationalbank  ebenfalls  surackhaltend  zu  sein. 

^Damit  wäre  dann  der  unausgesprochene  Zweck  erreicht: 
die  zentrale  Kotenbank  auf  dem  Wege  der  Kapitalsübertragung 
allgemach  in  die  Staatsbank  überzuführen.  Dann 
hätten  freilich  Kompromisse  und  Konzessionen  ein  Ende. 

„.  .  .  .  Die  Kompetenzen  des  Bundesrats  sind  so  um- 
fassend, dafs  die  Verwaltung  sich  kaum  von  derjenigen  einer 

reinen  Ötaat^^ljank  untprsehoidpt. 

 Die  wohlbegründetc  Vorschrift  des  Entwurfes  des 

Sdiw  t  izer.  Handels-  und  Industrievereins,  dafs  Mitglieder  der 
liundesverwaltung  nicht  zugleich  Mitglieder  der  Bankbehörden 
sein  können,  hat  man  überdies  weggelassen. 

.....  Dann  soll  „der  Hauptsitz  der  Bank  nach  Bern", 
in  die  unmittelbare  Nähe  der  politischen  Bundesbehörde,  ver- 
satzt werden  .  ,  .  statt  in  ein  Zentrum  von  Handel  und 
Industrie"  .  ,  .  8o  dafs  „unter  diesen  Umständen  —  nicht  in 
gewöhnlichen  ruhigen  Zeiten,  wohl  a))er  in  stürmischen, 
kritischen  —  die  Bank  au  einem  politischen  Werkzeug  werden 
kann. 

....  Kurz  „der  Entwurf  vom  24.  März  18f)0  erregt  kaum 
weniger  Bedenken  als  die  verworfene  Staatsbank.  Der  Kom- 
pronuis  ist  eine  tönende  Schelle  . . . 

Man  mufs  in  der  Tat  anerkennen  fman  halte  die-^e  Tatsache 
ftlr  eine  an  sich  erfreuliche  oder  bedauerliclu!),  dafs  vielfach 
nur  in  formeller  Beziehunp-  nachgegeben  worden  war.  Der 
Bundesrat  hat  ja  seiltet  erklärt,  daf«,  wenn  auch  dif^  Bank 
ihrer  Form  nnch  auf  th  r  zweiten  Alternative  des  Vertassungs- 
artikels  auty:rl»aut  sei,  an  .sei  sie  wuiil  „ilirem  Wesen  nach  ein 
vorwiegend  ataatliches  Institut".  Wenn  man  nun  daü.  bedenkt 
und  ferner  erwägt,  was  für  zarte  Rücksichten  der  Bundesrat 
genommen  hat,  wie  er  z.  B.  „zur  weiteren  Beruhigung  der 
Freunde  einer  reinen  Staatslmnk  die  Benennung  „Aktien- 
gesdlschaft''  ttberaU  weggelassen,  das  Wort  Aktie  durch  Anteil- 
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schein  ersetzt"  hat^*,  so  konnte  man  glauben,  es  wäre  ihm 
gelungen,  wenigsten.-?  diese  Partei  zu  betViedigen.  Es  war 
nicht  der  Fall.  Wenngleich  die  Einwendungen  auf  dieser 
Seite  sich  kürzer  fassen  liefeen,  so  waren  sie  im  Grunde  ge- 
nommen nicht  geringer;  man  wollte  einfach  jede  PriTatbeteili- 
gung  und  Mitwirkung  weggescliaffit  sehen. 

AU  nun  die  Frage  der  Errichtung  einer  zentralen  Noten- 
bank auf  die  Tagesordnung  des  Nationalrats  kam,  stellte  Herr 
Nationalrat  Scherrer-FüUeman  den  Antrag,  es  sei  auf  die  bundes- 
rtttliche  QesetBVorlage  nicht  einzutreten^  sondern  der  Bundesrat 
einzuladen,  einen  Gesetzentwurf  wesentlich  auf  der  Grundlage 
desiemVcn  vom  18.  Juni  1896  —  jedoch  mit  beschränkter 
Haltbarkeit  des  Bundes  —  auszuarbeiten.  Seinerseits  bean- 
tragte Herr  Ador  aus  Genf  —  als  Vertreter  der  gegnerischen 
Partei  —  das  sofortige  Eintreten  in  die  Verhandlung,  aber 
auf  Grundlage  des  Projektes  des  Handels-  und  Industrie- 
vereins. Doch  wurden  beide  Anträge  verworfen,  und  das 
Eintreten  in  den  von  Herrn  Hauser  warm  empfohlen«! 
bundesrätlichen  Entwurf  beschlossen. 

Er  wurde,  nach  unbedeutenden,  meistens  nur  förmlichen 
Modifikationen ,  mit  starker  Stimmenmehrheit  angenommen^. 

Er  sollte  jetzt  nur  noch  dem  Ständerat  im  Dezember 
desselben  Jahres  unterbreitet  werden  Aliein  dieser  beschlofs 
auf  Antrag  seiner  Kommii5sion,  die  Behandlung  des  Bank- 
gesetzes zu  ver.sehieben ;  und  dies  aus  politischen  und  finan- 
ziellen Gründen.  Infolge  der  Reierendumscampagne  anläfslich 
des  Versiclieruugsgesetzes  (vom  Oktober  189i>)  stand  eine 
Volksabstimmung  bevor,  deren  ungünstigen  Einfluff-  man 
fürchtete,  und  zudem  waren  die  VerhäiLuisse  des  Geldnuirktes 
bedenklich  gespannt.  Im  Juni  1900  verschob  der  Ständerat 
die  Beratung  wieder,  weil  die  Nachwirkung  der  ungünstigen 
Abstimmung  noch  bestand,  und  die  Geldverhältnisse  sich  kaum 
gebessert  hatten.  Endlich  im  Dezember  desselben  Jahres  — 
da  die  Notwendigkeit  einer  Zentralbank  von  mehreren  Seiten 
dringend  betont  wurde  —  trat  er  in  die  Beratung  der  Vorlage 
ein.  Trotz  aller  Verschiedenheit  wirkte  die  Erinnerung  an 
die  Verwerfung  des  staatssozialistisehen  burcaukratischen  Ver- 
sichernng.sgeset'/os  auf  die  Gesinnung  des  nlinehin  seiner  Natur 
nacli  die  föderalistischen  Jnteress<'n  vrrtri  teiiden  Kates  nn- 
zweiteihaft  nach  :  fast  sämtliche  Abitiidcrungen,  die  er  anl)rachte, 
trugen  einen  und  denselben  Charakter.    Sie  gingen  darauf 


Beide  Citate  aus  der  Botschaft  vom  24.  März  1899  S.  11. 

■»  82  Ja,  23  Nein  und  30  Enthaltungeu.  Siehe  Amtl.  Stenogr. 
Bulletin.   Juni-Session  1899. 

■'^  Hoir  Sayous  schrieb  damals  zuvorpiclitlit  Ii  zum  Schlüsse 
seiner  bereits  erwähuteu  Studie :  ^Lo  projet  actuel  de  banque  nationale 
est  suffisamment  bien  con^u  pour  que  le  peuple  Buiaae  Taccepte;  et  le 
peuple  saisse  racceptera". 
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hinaus ;  das  Gesetz  zu  einem  wirkliehen  „Kompromifs"  zu 
machen.    Es  handelte  sich  hauptsächlich  um  folgendes: 

Verlegung  des  Zeutralsitzes  der  National bank  von  Bern  — 
dem  Sitze  der  politischen  Behörde  -  nach  ZCirich  —  das  ist, 
nach  einem  industriellen  und  kouimerziellen  Zentrum. 

Beschränkung  der  Annahme  von  Geldern  in  verzinslicher 
Rechnung  auf  die  Barschaft  des  Bundes  —  das  helfet  eloe 
KoDiession  an  die  mitwerbeuden  Sjuitonalbankeii. 

Erhöhung  der  VerBinsung  des  Grundkapitals  auf  4Va  ^/o 
—  was  das  praktische  Zustandekommen  der  Beteiligung  der 
Privaten  und  der  Kantone  an  seiner  Beschaffung  sicherte. 

In  der  nordöstlichen  Schweis  hauptsächlich,  wo  man  sich 
sowohl  aus  sachlichen  Gründen,  als  aus  natürlichen  Lokal- 
irteressen  freute,  dafs  die  Bank  nach  Zürich  versetzt  werden 
sollte,  drückte  die  Handelspresse  ihre  Befriedigung  aus  nher 
den  „loyalen  Kompromirs",  der  jetzt  nun  zu  stände  gckonmieii 
war,  eniptalil  warm  die  Anträge  des  Ständerates  der  Zusümmuiig 
de8  Nationalrats  und  schien  der  frohen  Überzeugung  zu  sein, 
man  hätte  der  Erfüllungsstunde  noch  nie  so  nahe  gestanden. 
Aher  die  ganze  ttbrige  schweiserlsche  Fresse  war  &st  ein- 
stimmig darin  ^  dafs  die  angebrachten  Abänderungen  eine 
jahrelange  Verachiebung  der  LOsung  der  Bankfrage  Terhiefsen, 
Die  Oigane  der  ataatsbankfreundlichen  Kreise  bezeichneten 
siegesgewifs  das  Kompromifsprojekt  als  bereits  hinfiülig  ge- 
worden. Und  in  der  französischen  Schweiz,  wo  man  natur- 
gemäfs  der  Angelegenheit  des  Zentralsitzes  unparteiisch 
gegenüberstand  ,  janimerte  man,  dafs  sich  jetzt  der  Kampf 
weniger  um  den  Kern  der  Sache,  als  um  eine  Frage  des 
politischen  Übergewichtes  drehen  wurde,  freute  sich  aber 
meistens  herzlich  über  die  Aussicht,  dafs  „la  ban(^ue  d'etat 
seconde  Edition"  daran  scheitern  könnte. 

Die  pessimistischen  Prophezeiungen  sind  nun  in  der  Juni- 
Session  von  1901  in  EifQllung  gegangen.  Nachdem  die  zweite 
Beratung  die  Beseitigung  einer  Reihe  von  mehr  nebensäch- 
lichen Meinungeverschiedenheiten  herbeigeführt,  blieben  zwiechen 
den  beiden  Räten  die  zwei  bedeutendsten  Differenzen,  den 
Zentralsitz  und  die  Verzinsung  des  GrUndungskapitals  betreffend, 
immer  noch  unausgeglichen  bestehen.  Dem  Hin-  und  Herlaufen 
des  Entwurfes  von  einem  Rat  zum  andern  mufste  ein  Ende 
gemacht  werden.  Der  Nationalrat  entschied  sich  in  dritter 
Bi'ratunp"  in  Pjcziig  auf  beide  streitige  Punkte,  an  seinen 
fniheren  Beschiüsöen,  das  heifst  an  der  vierprozeatigen  Maxi- 
nialverzinsung  des  Kapitals  und  an  der  Verlegung  des  Sitzes 
nach  Bern  —  und  zwar  hierbei  mit  81  gegen  50  Stimmen  — 
definitiv  festzuhalten.  Das  Schicksal  der  Vorlage  lag  nun  in 
^  Hftnden  des  Stllnderates.  Im  ersten  Punkte  pflichtete  er 
^eni  Kationalrate  bei.  Blieb  infolgedessen  nur  die  scheinbar 
einzige  Firage  des  Zentralsitzes  noch  übrig.   Eine ,  ziemlich 
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gespannte  Stimmung  heri  ächte.  Geheime  Abstimmung  wurde 
beschlossen:  mit  24  p:egen  17  Stimiiien  beharrte  der  Ständerat 
auf  der  Wahl  von  Zürich.  Der  Präsident  erklärte,  der  zweite 
Zentralbankentwurf  sei  nicht  su  stände  gekommen  (28.  Juni 
1901). 

Dieses  Ergebnis  erweckte  in  den  meisten  Kreisen  wenig 
Bedauern.  Die  Politik  des  Kirchturms  wurde  Ton  einigen 
Organen  der  Presse  scharf  gebrandmarkt.  Das  fast  allgemein 
herrschende  Gtefühl  war  aber,  dals  die  Vorlage  unter  allen 
Umständen  verworfen  worden  wäre,  dafs  sie  in  dem  ihr  sicher 
bevorstehencien  Referenflnm  einer  Koalition  prinzipiell  gegen- 
sätzlicher Farteii^n  unterlegen  wHre.  clafs  die  eidgeriossisc^ien 
Räte  dem  Volke  euie  Arbeit  ab^^cnoiiunen  hatten,  weiche  diese» 
mit  Gewifsheit  nicht  unterlassen  hätte. 

Wenn,   nach  dieser  erneuten  schweren  Schlappe,  eine 

fewisse  Entmutigung  nun  Platz  gegriffen  hätte,  und  aut  jedes 
entralbaakprojekt  wenigstens  vorlftufig  Yeraichtet  worden 
wäre,  so  hfttte  das  nicht  wundernehmen  können.  Kaum  aber 
war  das  Resultat  der  Abstimmung  bekannt  gegeben,  da  ging 
schon  nach  Joosscher  Art,  unverdrossen  und  unverweilt» 
seitens  einer  Gruppe  von  Nationalräten,  an  deren  Spitze  der 
Radikalsozialist  Scherrer-Fullcman  stand,  eine  Motion  dem 
Bundesrat  zu,  wodurch  derselbe  eingeladen  wurde^  „den  eid- 
genössischen Räten  hoforderlich  einen  neuen  f^resetzentwurf 
TUT  Ausfuhrung  des  Art.  39  der  Btindesvorfassung  vorzulegen, 
wesentlich  auf  der  Grundlage  des  verworh mk  n  Bundesgesetzes 
vom  18.  Juni  1896  (reine  Staatsbank)  luid  unter  möglichster 
Berücksichtigung  der  Interesiseu  der  Kantoiialbanken'*.  Und 
nicht  nur  von  dieser  Seite,  sondern  von  einer  Anzahl  and^  rrr 
ausy  ist  ebenfalls,  zwar  unter  Befürwortung  anderer  Lösuugeu, 
der  Überzeugung  Ausdruck  gegeben  worden,  dafs  die  Sache 
nicht  lange  in  Ruhe  gelassen  werden  wird,  ja  nicht  werden 
darf.  Angesichts  des  bisherigen  Tfilligen  Mifserfolges  einerseits^ 
und  dieser  merkwürdigen  Beharrlichkeit  andererseits,  drllngen 
sich  von  selbst  die  Fragen  auf; 

Ob  eigentlich  die  heutigen  Bankverhältnisse  unhaltbar 
sindy  und  inwi(»wpit,  mid  wodurch? 

Ob  einzelne  Retbrmen  des  heutigen  System?^  m\  ht  hin- 
reichend sein  würden ,  oder  noch  weiter  an  dem  Gedanken 
einer  Zentrainotenbank  festgehalten  werden  mufs? 

Es  Süll  im  nflchsten  Abschnitte  unsere  Autgabe  sein,  unter 
Zugrundelegung  euier  kurzgefafsten  Darlegung  der  Tatsachen, 
auf  diese  fragen  eine  Antwort  zu  suchen. 
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Zweiter  Teil. 

Die  gegenwärtigen  Notenbank-  und  Geldmarkt- 
Verhältnisse. 


Es  bestAnden  am  31.  Dezember  1900  in  der  Schweift 
35  EmisBiODsbanken  mit  einem  eingezahlten  Kapital  von  rund 
184  Mili.  Frk.  und  einer  Notenemission  von  239  MiU.  FVk* 
Sie  zerfallen  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  in  zwei  Gruppen: 

Die  Kanto  nalban  ken  und  die  Privatbanken.  Von 
den  letzten  ist  nichts  Besonderes  zu  sagen,  es  sind  gewöhnliche 
Aktienbanken.  Die  Kanto nalbanken  dagegen^  bei  weitem  die 
zahlreichston  (21),  prJlgon  dem  schweizerischen  Notenbankwesen 
seinen  eigentümlichen  Charakter  auf:  durch  ein  Kantonalgesetz 
errichtet,  sind  sie  meistens  „rein  staatliche  Institute" 
(18),  die  vom  Staate  dotiert  unter  ausschlielslicher  Staats- 
verwaltung stehen,  oder  sogenannte  „{3:eni  i sehte  Banken" 
(3),  bei  denen  der  Staat  sowolil  am  Ka])ital  als  au  der  Ver- 
waltung nur  teilweise  beteiligt  ist.  Die  Kantone  haften  un- 
bedingt für  sämtliche  Verbindlichkeiten  ihrer  Kantonalbankem,. 
mit  Ausnahme  des  Kantons  Waadt,  der  ausschliefslich  für  die 

nemission  garantiert  hat^  Die  Kantone  sind  damit 
Verpflichtungen  in  Höhe  von  675  —  700  Mill.  Frk.  einge- 
gangen. 

Was  den  Geschäftskreis  betrifft,  so  sind  von  sämtlichen 
Instituten  höchstens  5,  die  als  reine  Emission s})anken  angesehen 
werden  können  —  und  infolgedessen  auf  einer  unanfechtbnren 
theoretiöchen  Grundlage  ruhen;  alle  uidi^tMi  verbinden,  meistens 
in  gröfserem  Mafsstabe,  mit  der  Ausgalx'  von  auf  Sicht  ein- 
lüsbaren  Noten  das  Darlehen  auf  Liegenschaften,  die  Krütiiiung 
von  Krediten  in  laufender  Rechnung  etc.,  kurz  allerlei  lang- 
fristige Geschäfte  und  Geschäfte  ohne  bestimmten  Termin.  Daa 
Terhttltnis  der  Forderungen  auf  unbestimmte  oder  lauge  Zeit 

*  Im  Kanton  Neuonbure  wird  zwar  keine  allgemeine  Haftbarkeit 
tOBgesprocben,  aber  verscbiedene  Artikel  garantieren  ungefähr  für  alles 
«Bd  jedes. 
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Aküren 

Schweizerische 
Jahresdurchschnitt  der 

Ermittelt  und  cusaiuineu- 
der  fiiÜMioBs- 

1899 

1900 

86411690 

20858022 

9  051454 
12983925 

1561275 

87411833 

21588146 

10  336  317 
13491817 

1574229 

Gesetzliche  Bardeckung  der  Noten- 
cirkulation 

Eigene  Noten 

Noten  anderer  Schweizer.  £mu- 

sionsbanken 
Andere  Kaawbettiade 

180861S66 

8750278 

Q1  Iii  9  7A1 

2957  391 

4632226 

frO  Uli  ÜOö 

2  288  562 

KaraAlUge  fiithabei. 

EmisBion^banken  n.  Zweigsnitalten 

(kompensiert) 
Korrespoudenten-Debitoren 
Diverse 

oo3msUo/v 

161 844  777 

18  521 562 

44  9S2  9H2 

148228689 

38  26«  im 

■VJ  'Z'j  \  Ii- 7 

WechKelfordernngen. 

Sch\Feizer  Diskonto- Wechsel  (inkl* 

Wechsel  zum  Inkasso) 
Wechsel  aufs  Ausland 
Wechsel  mit  Faustpftnd,  WarrantB 

225349261 

230791719 

und  GantrSdel 

206440643 
127969054 

670  954  537 
i4ji  fioi  •un 

XvJ  OVi  nrtv 

885984 

225  937  749 
189780226 

615  641  486 

1ft7  7Sfi  7*^1 

XOI  lOO  iOl 

788017 

Andere  Fordernngen  auf  Zeit 

Kontokorrent-Debitoren 
Sehuldecheine  ohne  Wechselver- 
bindlichkeit 
Hypothokaranlagen  aller  Art 
Effekten  (öffentliche  Wertpapiere) 
Ldquidationen,  Beetensen  und  Di- 

1 051 801 568 

1  il9884229 

veree. 

7  891559 

9  026  537 

IQA  KAI 

Feste  Anlagen  u.  (iesellschafUktiti« 

Mobiliar  und  Immobilien 
KoinmaDiiiteo  und  ßeteiiiguugen 
Geeeilachaftakonti  (fcompenaiert) 

10446613 

1421^0^ 

11395479 

7  es3 

AnMtehendea  Kapital. 

1467  574647 

1557111 214 
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Emissionsbanken. 
CreBeral-Mouats-Bilanzeo. 

PasaiTeA 

cegtollt  vom  Iiupektorat 

1900 

1899 

NotoieMiwiM. 

^oteu  in  Uirkniation  (in  Uanaen 

Dritter)  

Eigene  und  andere  Sehweizernoten 

205097766 

2^m  134 

208045800 

22  035  379 

22Ö865  900 

225  080  679 

Kvrtflllige  SdnUen. 

Kunsichtifff»  Scbnldscbeine  aller  Art 

Korrosponarnz  Kreditoren    •   •  . 
Kontokorrent- Kreditoren  .... 

Emissionsbanken  n.  Zweigaaetalten 

22  293  741 
3056609 
17.520  424 
114  145  145 
611216 



23  573  665 
4106866 

13  580017 
105  786  165 
493834 

— 

157  628 185 

147  546  54V 

WefhaeUchaldeu. 

litten  und  Acceptationen  .   .  . 

5  445  26.5 
15  705  779 

5  607  222 
15  374  771 

ZI  ioi  044 

20  981  993 

Aaim  Sehildea  aaf  Zeit. 

Kontokorrent-Kreditoren  .... 

UDii^ationen  nnd  andere  ocnnld* 

scheine  

63  112901 
280606  871 

548  553302 
27  145  035 
555  838 

63547  503 
280  617039 

489  4  ^4  071 
17  100  ö07 
430.520 

919973947 

851 149  940 

6etellaeliaft8koiti  luid  eiMie 
eeMer. 

Gesellschaftskonti  (kompensiert)  . 
Ordentlicher  und  aarserordentUclier 

KeservefcMiids   . 

fSqgesahltes  Kiq[iital  

2798745 

36  256  777 
182557983 

3369479 

34  468  676 
173  587  854 

SSI  6U  505 

211426009 

Auiteleate  Kaf  ital .  • 

7883  683 

11395  479 

1 557  111 214 

1467574647 
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zu  den  \Vee"h^^elfordenm^en  hat  bei  den  schweizerischen  Noten- 
banken sogar  seit  20  Jahren  eine  bedeutende  Verschiebiinc:  fr- 
fahren  und  zwar  im  8inue  einer  geringeren  Liquidität  ihrer 
Aktiven  — ,  wie  aus  folgenden  Zahlen  hervorgeht:  Ausgeliehen 
waren ; 


1883 

1900 

gegen  Schuldscheine  .... 

176  MiU.  Frk. 

88  - 

67  - 

49  . 
219  - 

181  Müh  Frk. 
49  • 
226  . 
140  - 
615  - 

Wenn  auch  die  Banken  sich  die  zu  den  drei  letsten 
Geschttftskategorien  nOtigen  Gelder  meistens  durch  Annahme 
von  Spareinlagen,  Ausgabe  von  Obligationen  und  ähn- 
lichem mehr  verschaffen,  so  bleibt  natürlich  immer  doch  die 

Verbindung  solcher  Operationen  mit  dem  Notenemissions- 
geschitft  banktechnisch  verwerflich:  die  Cirkulation  niufs  dabei 
an  Khistizität  einbiifsen,  und  dh*  Zahlungsfähigkeit  der  Banken 
wird  in  Krisenzeiten  leichter  eine  Gefährdung  erleiden. 

Diese  Miisstände  bieten  den  Anlafs  zu  einer  Reform  der 
bestehenden  Ordnung. 

Letztere  wäre  schon  annehmbarer,  wenn  das  Gesetz  von 
1881  von  allen  Banken  weniestens  eine  richtige  bankmäfsige 
Deckung  ihrer  Emission  verlangte.  Es  ist  aber  bekanntlich 
nicht  der  Fall.  Nur  die  sogenannten  „Banken  mit  engerem 
Geschäftskreise"  alnd  verpflichtet,  die  nicht  durch  Barschaft 
gedeckten  00  ^/o  der  Notenemission  mit  einem  Wechsel- 
p ortefeu i He  zu  garantieren.  £s  sind  zur  Zeit  nur  4  Banken 
mit  einer  bewiUigten  Notenemission  von  74  Mill.  Frk.,  gleich 

^'0  des  Gesamtbetrages •* :  —  die  Bank  in  8  t,  Gallen, 
die  Banque  du  commerce  (k  Gen6ve),  die  Bank  in 
Basel  und  die  Banque  commcrciale  neuchäte !  o  i  s  e. 
Die  übrigen  Institute  weisen,  dem  Gesetze  entsprechend,  für 
den  betreffenden  Teil  der  Emission 

entweder  die  Deckung  durch  Hinterlage  von  Wert- 
schriften auf  —  es  sind  10  Banken  mit  einer  bewilligten 
Emission  von  21  Mill.  Frk.,  gleich  8,8  ^/o  des  Gesamt- 
betrage^  — 

oder  die  Deckung  durch  Kantongarantie:  dJrs  ist 
bei  21  Banken  der  Fall,  deren  bewilligte  Emission  114,5  MilL 
Frk.  betrügt,  gleich  Ö0,3  ^/o  des  Gesamtbetrages. 


*  Diese  Zahlen  und  die  folgenden  bestehen  sich  auf  das  Jahr  1900. 
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Die  Dcckunu  durch  „Wertschritten" ^  bildet  unzweifel- 
haft für  ein  \\  echselportefeuille  eine  technisch  minder- 
wertige Garantie,  deren  Unzulänglichkeit  sich  nur  zu  sehr 
erweisen  würde,  wenn  ein  Kuii  auf  die  Bank  eintreten  sollte. 
Aber  ungleich  ernster  ist  die  Gefahr,  welche  die  Kanton- 
garantie,  das  heirst  die  Deckung  durch  einen  einzigen  kanto- 
nalen Schuldtitel  bietet:  —  wie  wttre  man  in  Kriaenaeit  im 
itande,  eine  Forderung  flüssig  zu  machen,  für  deren  Liqui- 
dation unter  ruhigen  Konjunkturen  meistens  mehrere  Monate 
erforderlich  sein  würden?  —  Man  kann  ohne  Übertreibung 
sagen,  dafs  der  Teil  der  schweizerischen  Notenzirkulationi 
die  auf  diese  Weise  gedeckt  ist,  nichts  weiter  ist  als  ein  un- 
cigentlicheB  Papier^-^ld. 

Die  Praktiker  werden  sagen,  es  seien  das  theoretische 
Unvollkommenbeiten ,  die  in  der  Wirklichkeit  ohne  Belang 
bleiben.  Wir  erkennen  gern,  dals  alh  s  in  letzter  I^inie  jeweilig 
vom  Kredit  abhängt,  dessen  sich  die  Kanknote  erfreut,  und 
dafö  derselbe  infolge  der  Unkenntnis  des  Publikums  oder 
anderer  Gründe  erster  Qualität  sein  kanny  so  minderwertig 
oder  illusorisch  die  Notendeckung  vom  wissenschaftlichen 
Standpunkte  auch  sei.  Es  wäre  aber  selbst  dem  feinsten 
Kenner  der  schweizerischen  Bankverhältnisse  und  der  schweize- 
rischen Bevölkerung  unmöglich,  zu  sagen,  in  welchem  Mafse 
sich  in  Krisenzeiten  die  heutigen  Noten  im  Umlaufe  halten 
würden.  Bei  einer  solchen  Unsicherheit  rät  es  sich,  den 
strengen  Pr!i)zipi(»n  der  Theorie  vorsicbtip^  zu  folgen.  Es  ist, 
nach  unserem  Kniptindcn,  um  so  mehr  nötig,  als  dioienigen, 
die  seit  2o  Jahren  dem  Publikum  die  dringliche  Notwendigkeit 
einer  5kntralbank  begreiflich  zu  machen  suchen,  den  heutigen 
Instituten  so  viel  Schlechtes  nachgesagt  haben,  dafs  sie  wohl 
dem  Kredit  derselben  geschadet  haben  mögen.  Man  hat  zu 
lehr  den  Teufel  an  die  Wand  gemalt,  und  dadurch  das  Ge- 
(brchtete  nur  näher  gebracht. 

Neben  mehr  oder  weniger  theoretischen  GefSahren  weist 
das  schweizerische  Notenwesen  fühlbare  Mängel  auf.  Die 
Anzahl  der  Emissionsinstitute,  die  Unmöglichkeit^  besonders  fUr 
das  Ausland,  die  Lage  der  einzelnen  Banken  zu  prüfen,  wirkt 
auf  die  Umlaufsfkhigkeit  der  Noten  ungünstig.  Man  wünscht 
mit  liecht  eine  einheitliche  Note,  die  sich  über  die  Grenzen 
des  Landes  einen  gröf-^t  ren  Kredit  erwerbe. 

Dann  entbehrt  man  eine  eiiih»  itliche  und  zielbewufste 
Diskontopolitik.  Über  die  Festsetzung  des  Zinssatzes  enthält 
daü  Gesetz  von  1881  keine  BestiniDiung.  Wohl  besteht  ein 
zwischen  tlcii  ikinken  freiwillig  abgeschlossenes  Konvenium, 
taf  Grund  dessen  von  Vertretern  der  gröfseren  Institute  ein 


*  Der  Ausdruck  „Weitsclirift"  für  Wertpapier  ist  in  den  amtlichen 
BericbteD  gebtftvchlich. 
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gemeinsamer  offisieller  DiakontOBatB  festgesetzt  wird.  Aber  das 
KeBultat  ist  im  allgemeinen  ein  unbedeutendes  gewesen.  Dos 
Hauptttbel  liegt  dabei  gar  nicht  so  sehr  in  der  Anzahl  der 
BanKen,  als  in  der  Verschiedenartigkeit  ihrer  rechtlichen  Grund- 
läge,  ihrer  Zweck^  ihrer  Geschäfte,  ihrer  Verpflichtungen  und 
somit  ihrer  Interessen.  Es  ist  schwer,  eine  Verständigung 
herbeizuführen  und  zwfir  so,  dafs  der  Zinssatz  den  wirklichen 
Bedürfnissen  der  J»larktiage  cnts])reche,  namentlich  in  den 
letzten  .Tnliren,  angesichts  des  hohen  Standes  der  auswärtif^en 
W  echselkurse,  dal's  er  hoch  genug  festgesetzt,  resp.  erhalten 
werde.  Ist  das  aber  erreicht,  so  wird  der  offizielle  Satz 
meistens  umgangen  entweder  dadurch,  dafs  im  weitgehenden 
Mafsstabe  zum  Privatsatze  diskontiert  wird,  oder  dafs  an  die 
Qualitftt  der  Wechsel  geringere  Anforderungen  gestellt  werden 
(Kredit-  und  Finanzwechsel),  oder  dafs  man  die  Dariehen 

Srolongiert,  oder  endlich,  dafs  man  mit  dem  Lombard  unter 
en  Banksatz  —  ja  bis  *  2  *^/o  —  heruntergeht! 

Dieses  Verhalten  der  Emissionsbanken  erklärt  sich  erstens 
durch  die  grofse  Konkurrenz  —  alle  wollen  Geld  verdienen, 
keine  will  vom  Hesch^ft  ausgeschlosspn  worden  —  zweitens 
dureli  f  ine  scheinbar  ganz  nebensächlu  lic  aber  verhängnisvolle 
Kigenarügkeit  des  Gesetzes  von  18S1.  Die  eidgenössischen 
und  die  kantonalen  Steuern  werden  nämlich  nicht  auf  Grund 
der  effektiven  Zirkulation,  sondern  der  den  einzelnen  Instituten 
bewilligten  Emissiouskoutingente  berechnet;  ob  die  Noten 
sich  im  Umlauf  befinden  oder  nicht  ist  gleichgültig.  Diejenigen, 
welche  keinen  Nutzen  bringen,  haben  nichtsdestoweniger  die 
Al^abe  zu  zahlen.  Jede  Note,  die  untfttig  in  der  Kasse  bleibt, 
bedeutet  dadurch  nicht  nur  ein  „lucrum  cessans*^,  sondern 
einen  tatsttchlichen  Verlust ;  daher  sind  die  Banken  sozusagen 
gezwungen,  die  ganze  Notenemission  in  die  Zirkulation  zu 
treiben  und  in  ihr  zu  erhalten.  £in  anderes  Verfahren  wäre 
einfach  unwirtschaftlich. 

Dafs  solche  VerhältTii^ise  unselige  Konsequenzen  gezeitigt 
haben,  kann  nicht  wundernehmen.  Indem  die  Banken 
Geschäfte  „ä  tout  prix*  machen  mulsten,  haben  sie  unzweifel- 
haft die  Spekulation  erleichtert  und  insbesondere  die  ungesunde, 
manclimal  enorme  Bautätigkeit  t-rlauljt  uiul  gefördert,  welche 
in  den  letzten  15  Jahren  in  mehreren  schweizerischen  Städten 
Platz  gegriffen  hat  und  auf  welche,  in  Zttrich  zum  Beispiel, 
ein  sehr  schwerer  Rackschlag  schon  gefolgt  ist.  Indem  sie 
einen  zu  leichten  Kredit  gewährten ,  haben  sie  das  Publikum 
über  die  wirkliche  Lage  des  Geldmarktes  getäuscht.  Sie 
haben  sich  endlich,  in  nicht  geringem  MaCse,  wie  Ph.  Kalk- 
mann  in  seinen  Untersuchungen  über  das  Geld- 
wesen der  Schweiz*  zu  beweisen  gesucht  hat,  für  den 

r 

®  St.  Gallen  1900.  Im  Auftrage  des  kaufmäiini^cliun  Direktoriums 
in  St.  Gallen.  Beilag«  des  Beriehtes  des  Direktoriums. 
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hohen  Stand  der  auswärtigen  Wechselkurse  verantwortlich 
gemacht.  Dieselben  sind  namentlich  seit  1S05  dauernd  un- 
günstig gewesen.  Sie  sind  für  kurztiiilige  Wechsel  auf 
Deutschland  bis  auf  124,62  (in  1898),  für  Londoner  Wechsel 
auf  25,48  (in  1899)  und  für  französische  Wechsel  auf  loo,S(l 
(in  1899)'  gestiegen,  während  der  Durchschnitt  folgender  ge- 
wesen ist: 


Jahr 

Deutschland 

London 

Prankreicb 

im 

123,51 

26,24 

10040 

1896 

128.71 

25,28 

100,24 

1897 

123,88 

25,23 

100,:^) 

\m 

'  124,06 

25,.S,5 

loo,:^.(> 

\m 

123,91 

25,33 

10ü,49 

1900 

12a,48 

25,26 

100»54 

Wohl  hängen  hier  wie  im  allgcmoinen  die  Bewegungen 
der  Wechselkurse  in  erster  Linie  von  der  Zahlungsbibuiz  des 
Landes  und  den  KapitalstrOmimgen  ab:  die  französischen 
Kapitalien,  die  in  der  vorhergehenden  Periode  den  schweize- 
rischen Markt  untersttltzt  hatten,  haben  sich  in  den  letzten 
Jahren  fern  von  ihm  gehalten ;  die  Handelsstatistik  zeigt,  dafs 
der  Überschufs  der  Wareneinfuhr  über  die  Ausfuhr  von 
m,i  Mill.  Frk.  in  1894,  bis  auf  300.5  Mill.  Frk.  in  1899 
(rlas  heifst  von  24,7  u  bis  auf  31,5  ^/o  der  Einfuhr)  stetig  und 
mächtig  gewachsen  ist  —  wahrscheinlich,  ohne  dafs  der  iGreld- 
zuflufs,  welchen  der  Fremdenverkehr  mit  sich  bringt,  und 
andere  Uhnliche  Momente  diesen  Debetsaldo  vollständig  aus- 
zugleichen vermochten.  Und  jetzt,  fla  die  tVanz«)sischen  Kapi- 
talien wieder  in  höherem  Aiafse  Anlagen  iu  der  Schweiz  suchen, 
und  die  W^areneinfuhr  so  erheblich  abnimmt,  dafs  der  Bund, 
der  ans  den  Zöllen  seine  Haupteinnahmen  bezieht,  in  Verl^en- 
heit  gebracht  wird,  da  bessert  sich  die  schweizerische  Valuta 
so  sehr»  dafs  sie  der  französischen  ungefähr  ebenbürtig 
geworden,  und  der  Kurs  sogar  vorübergehend  leicht  unter 
Pari  gesunken  ist. 

Aber  doch  wedei-  Zahlungsbilanz  noch  Kapitalströmungen 
v,^rm<">gen  ganz  den  hohen  Stand  der  Wechselkurse  zu  erklären. 
Die  Kmissionsbanken  haben  hier,  wie  schon  angedeutet  worden 
ist,  eine  unselige  Rolle  gespielt.  8ie  liabcu  seit  20  Jahren 
den  sciiwei /Arischen  Markt  mit  fiduziaren  Zahlungsmitteln  in 
einem  Mai^^ta})e  überflutet,  der  weder  mit  dem  Zuwachs  der 
Bevölkerung,  noch  mit  demjenigen  des  Handels-  und  Industrie- 


^  Mittlere  Notierung  der  Plätze  Basel,  Gent  und  Zürich.  Die 
Psritftt  ist:  Frk.  128,45     Rm.  100;  Frk.  25,22  «  1. 
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v<  1  kelirs  im  Verhältnisse  steht.  Auf  den  Kopf  rior  Bevölkerung 
berechnet,  macht  der  Betrag  der  nachgewiesenen  Zirkulation 
in  liMKi  f)5,l(i  Frk.  pro  Einwohner  aus,  —  abo  ungefJihr 
zweimal  viel  wie  in  Deutschland.  Die  effektive  Noten- 
zdrkulatioD  ist,  von  1883-1900,  von  91  aut  ÜUU  Mill.  Frk., 
also  auf  mehr  aU  das  Doppelte  gestiegen,  während  der  un- 
gedeckte Notenumlauf  im  Jahre  1900  mit  91  Mill.  IVk. 
beinahe  das  Dreifache  des  von  1883  (34  Mill  Frk.)  erreichte. 
Indem  nun  die  Banken  in  Zeiten,  wo  leichter  Qeldstand  die 
Koten  sonst  nach  den  Schaltern  zurückdrängen  würde,  ihre 
Gel'lsurrogate  dem  Verkehr  aufdrängen,  bewirken  sie  einen 
Abtlufs  des  Metallgeldes  ins  Ausland.  Der  Mangel  an  Thalern 
macht  sich  fühlbar.  Die  Noten  werden  zur  Einlösung  präsen- 
tiert. Da  die  zu  diesem  Zweck  bestimmte  gesetzliche  Bar- 
K'ckung,  weil  sie  bis  auf  Oo^^'o  ans  Gold  Ix'Steht,  angesichts 
der  in  Frankreich  bestehenden  Gol(lj)rämie  nicht  angegriffen 
Weiden  darf®,  und  die  darüber  hinaus  frei  verftigbare  Barschaft 
sehr  gering  ist  (in  1900:  22  Mill.  Frk.  für  35  Institute  — 
ca.  11  ^/o  der  effektiven  Zirkukition),  so  präsentieren  sich  die 
Banken  gegenseitig  ihre  Noten  zur  Bescnaffung  von  Bai^ld 
und  Jagen  sich  gegenseitig  die  Barschaft  ab**;  sie  kaufen 
endlich  Wechsel  auf  Frankreich,  um  das  ihnen  entzogene 
Silber  so  bald  wie  möglich  zu  importieren;  aber  sie  treiben 
durch  ihre  Kachfrage  den  Kurs  nur  um  so  höher  hinauf;  die 
S})ekulation  in  französischen  Devisen  wird  leimender  und  die 
Silb'Ttlraiiiage  niimnt  noch  mehr  zu!  —  ]>ie  llnnlvplntze .  die 
Uli  der  iranzn.->isrheu  Grenze  liegen ,  haben  natürlich  am 
meisten  unter  diesen  ungesunden  ZubUinden  zu  leiden.  Die 
Kosten  der  Tlialerbeschalfung  zum  Zwecke  der  Aufrecht- 
erhaltung ihrer  Zahlungsbereitschaft  sind  namentlich  deu 
beiden  Emissionsbanken  von  Genf  so  beschwerlich  geworden, 
dafa  die  eine,  die  Banque  de  Gen öve  1899  ihr  Notenrecht 
aufgegeben  hat 

Diese  schweren  Zeiten  haben  aber  doch  auch  Frttchte 
ffezeitigt,  die  man  nur  freudig  begrttisen  kann.  Die  Emissiona- 
banken  haben  sich  in  den  drei  letzten  Jahren  durch  engere 
Solidarität,  Verbesserungen  ihrer  inneren  Organisation,  Ein- 
führung von  Neuerungen  unverkennbare  Verdienste  erworben. 
Man  muTs,  um  dem  beutigen  Bchwcizcrischeu  Notenbankweseu 


>  Die  Emisftioiisbaiikeii  bereiten  sich  zur  Durchführung  der  Gold- 
währung vor:  v  cTiTi  -II'  nun  ilirc  Noten  in  G<»l<i  einlr.stf ii  nezw.  Gold 
ohne  Aufgeld  ausgäben,  würde  die  internationale  Arbitnif'e  dieses  Gold 
nach  Frankreich  importieren  und  die  Franzosen  ihre  Schulden  an  andere 
Länder  auf  dem  Lmwege  ilber  die  Schweiz  bezahlen.  Kalkmann 
sieht  die  Hauptur>iiche  der  iinp^esnndon  schweizerischen  Vahitazuständo 
in  dem  Abhäncigkeitsverhältnis,  in  welchem  die  Schweiz,  infolge  des 
lateinischen  Münzbondes  (1865),  in  wührungspolitiacher  Hinsictit  zu 
Frankreich  steht 
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gerecht  zu  werden,  auch  die  Lichtoeite  gebührend  betonen. 

Am  3.  Juni  wurden  in  einer  Versammlung  der  Ktnissions- 
banken  in  Lufrnn  >  rli«  Beziehungen  der  Banl^en  nntr  rc  inand(3r 
und  die  Wahl  das  .sclioti  erwähnten  DiskontükoiniK'*  -  näher  ge- 
regelt, präzisere  l^fstimmuugen  über  die  Diskontierung  von 
Wechsem  aufgestellt  und  endlich  ein  Beschlufs  gefafst,  der  darauf 
hinaufgeht,  die  einer  Minderzahl  der  Notenbanken  durch  die 
spekulative  Tätigkeit  der  Arbitrageure  auferlegten  Opfer  gleich- 
mälBiger  sii  Yerteilen.  Alle  schweiseriBchen  NotenlMuiken 
mttsseD  nämlich  an  den  durch  die  Silberdrainage  verarsachten 
WiederproYiantierungekosten  mit  1  ^'o  ihrer  Emistionssumme 
|>arttzipieren.  —  In  der  Generalversammlung  vom  9.  Juni  1900 
m  Basel  wurde  dem  Diskontokomttee  die  weitere  Befugnis 
erteilt,  in  gewissen  Momenten  des  Jahres  Notenquoten  bis  zu 
10 ^/o  der  Emission  von  sämtlichen  Banken  einzufordern  und 
dadurch  eine  temporäre  Notenreserve  zu  si-}iaffon  (eine  2V'2% 
Einscliräiikung  Imt  schon  statt/jcefunden ).  Ain  i!^.  März  1901 
wurde  in  Ölten  eine  dritte  Vereinbarung  getroti'en,  wodurch, 
unter  Aufhebung  der  bisherigen  „Zentralstelle  der  Konkordats- 
banken"  eine  neue  erweiterte  gemeinsame,  durch  die  Kantonal- 
bank in  Zürich  geführte  „Giro-  und  Abrechnungsstelle" 
gegründet  wurde.  Jede  Bank  ist  verpflichtet,  bei  derselben 
ein  Depositum  in  Barschaft  und  ein  solches  in  Koten  zu 
unterhalten.  Eine  Bank  kann  nur  Noten  anderer  Banken, 
keine  eigenen  zur  Gutschrift  einsenden.  Eine  Bank  kann 
jederzeit  ans  diesen  Depots  durch  direkte  BezOge  oder  durch 
Überweisungen  schöpfen  und  ihre  Schuld  an  eine  andere  Bank 
durch  einen  Übertrag  bei  der  Abrechnungsstelle  begleichen. 
Letztere  teilt  den  KoTitrahenten  jf<]f'n  Abend  die  Saldi  mit. 
Jeden  Donnerstag  tindet  ein  Generalausgleicb  Mntt.  Endlich 
wurde  in  der  am  22.  Juni  1901  in  Schaff  hausen  abgehaltenen 
Generalversammlung,  angesichts  der  Tatsache,  dafs  die  letzten 
VereinbaiLuigcn  nicht  nur  die  Konkordatsbanken,  sondern  alle 
Emissionsbanken  umfafsten,  das  alte  Konkordat  aufgehoben 
und  mn  neues  gegTründet,  dem  alle  Baaken  —  mit  bis  jetzt 
noch  zwei  Ausnahmen  —  beigetreten  sind.  Dasselbe  umfiifst 
die  drei  erw&hnten  Vereinbaningen,  denen  die  folgende ,  be- 
treffend  Mandat-  und  Inkassoverkehr,  als  Krönung  des  Gebäudes 
hinzugefügt  wurde:  Nicht  nur  haben  die  Emissionsbanken  sich 
wie  frtlher  gegenseitig  und  ohne  Kosten  das  Wechsel-  und  Mandat- 
inkasso  zu  besorgen,  nicht  nur  kann  eine  Bank  auf  eine 
andere  Bank  Mandate  ziehen  ( Spezialraanrlaten),  es  wurde  weiter 
ein  neues  »sogenanntes  „Freizügiges  oder  Oencral- 
mandat"  geschaffen;  ein  solches  nämlich,  welches  ohne 
Bezeii  hnun<]f  des  Zahlungsortes  ausgestellt,  auf  allen  llaupt- 
und  Filial))liitzen  (Bern  ausgeschlossen)  zahlbar  ist  —  unter 
den  Einschränkungen  jedoch,  erstens,  dafs  eine  Bank  auf 
diese  Weise  nicht  über  5000  Frk.  an  die  Ordre  derselben 


Digitized  by  Google 


38 


XXI  1 


Person  «m  eiiieui  Tage  ausstellen  darf,  und  zweiiens,  dafs  die 
betreffenden  Mandate  nach  länger  als  15  Tagen  nur  an  den 
Schaltern  der  ausstellenden  Bank  zahlbar  werden.  Endlieh 
haben  die  Banken  die  Deckung  ihrer  Trassierungen  bei  der 
G^ostelle  zu  bewerkstelligen. 

Wenn  man  nun  die  ganze  Lage  Überblickt  und  darauB 
Schlüsse  ziehen  will,  so  wird  man  zuerst  gestehen  müssen,  dafs 
die  schweizerischen  Emissionsbanken  unter  den  ungünstigsten 
handelspolitischen  und  Währungsverhältnissen  arbeiten  und 
weiter  zu  arbeiten  haben  werden,  so  lange  die  schweizerische 
Wirtschaftsbilanz  sowie  die  sie  beeinflussenden  Faktoren  sich 
nicht  vorteilhafter  prestalt'  n  v/erden,  und  die  sehweizerisehe 
Valuta  von  der  Politik  der  Bank  von  Frankreieii  ablningen  wii-d. 
Man  wird  dann  weiter  anerkennen,  dafs  die  sonst  so  schwierige 
Aufgabe  der  Banken  ihnen  durch  den  Druck  von  verfehlten, 
unheilvollen  Geüetzesbestiniinungen  ungemein  erschwert  worden 
ist,  und  dafs  diese  Bestimmungen  für  die  meisten  Mifä^^tande 
verantwortlich  gemacht  werden  müssen,  welche  man  zu  oh 
dem  Banksystem  selbst  vorwirft.  Dasselbe  würde  unzweifelhaft 
in  einem  reicheren  Lande,  wie  Frankreich,  mit  ungleich  besserem 
Resultate  fungieren.  Die  von  den  Bmissionsbanken  neuerdings 
getroffene  Ordnung  darf  als  eine  vortreffliche  bezeichnet  werden  ; 
sie  scheint  wohl  dazu  geeignet,  eine  fühlbare  Erleichterung  des 
Zahlungsverkehrs,  sowie  eine  Einschränkung  des  Noten bedarfs  zu 
bewirken  und  einen  günstigen  Kintlufs  auf  dif^Oostaltung  des  aus- 
wärtigen We<'liselknrses  auszuüben  Zu  trüli  ist  es  aber  noch  vor- 
läufig, um  tlie  {»faktischen  Kesultate  ganz  beurteilen  zu  k<>nnen. 
Man  wird  weiter  bemerken,  dafs  die  Banken,  indem  sie  alle  diese 
Verbesserungen  an  ihrer  Organisation  vornehmen,  damit  ein 
erneuertes  Zeugnis  davon  ablegen,  dafs  sie  weder  geneigt 
sind,  sich  durch  eine  Zentralbank  ablösen  zu  lassen,  noch  die 
Zeit  für  gekommen  halten,  wo  dies  geschehen  wird.  —  Indem 
sie  sich  in  letzter  Zeit  enger  zusammengeschlossen,  immer 
zielbewufster  und  entschiedener  gezeigt  und  aufrichtige,  fort> 
gesetzte,  oft  kostspielige  Anstrengungen  znr  Regulierung  des 
Geldumlaufes  und  Sanierung  der  Valuta  gemacht  haben, 
haben  sie  sich  aucK  unzweifelhaft  ein  immer  gröfseres  Recht  auf 
Beachtung  und  Rücksichtnahme  erwdrhen.  Aber  wir  glauben 
dennoch  ,  dafs  die  Übertragung^  ihres  Kmissionsrechtes  an  ein 
Monopolinstitiu  das  einzige  Mittel  ist.  das  Fehlerhafte  im 
schweizerischen  Bankwesen  ganz  zu  beseitigen. 

*  Diese  Zwecke  würden  jedenfalls  in  hohem  Mafae  gefördert  werden, 

wenn  ilie  durch  die  Banken  getroffene  Ordnunc  durch  die  im  National- 
rnt  (1").  Juni  1900)  von  Herrn  Köchlin  und  Genossen  angere^e  Ein- 
führung eines  Postscheck-  und  Postgirosyetems  vervollständigt  und 
nntersrotzt  sein  würde,  welches  besonders  dem  Kleinverkehr  su  mte 
kommen  pollto.  Sitho  Postscheck  und  Postgiro.  C.  Köchlin. 
Hnsel  1900.  Begründung  der  Motion,  Darlegung  des  Postscheckverkehrs 
Int  Auslände. 
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Knie  einfache  Revision  des  Gesetzes  von  1881  würde 
gewii.s  manches  wegaciiHlien  oder  l)rin«z:cn  können.  Sie  hätte 
selbstverständlich  die  berühmte  Bestimmung,  betreffend  die 
Notenbeäteuerung,  zu  streichen  und  die  Berechnung  der  Abgabe 
tuf  Grund  der  Notenzirkulation  einzuföhren.  Sie  mtt&te  zweitens, 
sozusagen,  den  offiziellen  Stempel  auf  das  Konkordat  aufdrücken. 
Die  beiden  Banken,  die  bis  jetzt  fern  von  ihm  geblieben 
nnd,  sowie  alle  neuen  Notenbanken  miifstcn  verpflichtet  sein, 
ihm  beizutreten ;  jede  Bank  hätte  sich  betreffs  der  Festsetzung 
des  Diskontos.atzes  oder  der  eventuellen  Kontingentierung  der 
Emission  den  Beschlüssen  rles  Diskontokomitees  und  im  übrigen 
'len  rlurch  den  Chef  des  Finanzdepnrtomont<  ;r<>nelitni<j:;ten 
Melirheitsbp-'chlii.s.scii  der  Banken  unbfflinL't  zu  fU;;en.  Die 
KetVtrin  hätte  endlich  das,  was  1881  uii  dem  Widerstand  der 
Kantone  gescheitert  ist,  durchzusetzen:  nämlich,  dafs  die 
Dt  rkiiiig  der  nicht  in  bar  gedeckten  t»(i  "u  der  Notenemission 
nicht  mehr  durch  Kantonsgarantie  oder  Hinterlage  von  Wert- 
schriften,  sondern  ausschliefsUch  durch  ein  solides  Wechsel- 
portefenille  bewerkstelligt  werden  darf.  Damit  wttre  schon 
ungemein  viel  gewonnen:  die  effektive  Einheitlichkeit  der 
Diskontopolitik  und  eine  gröfsere  Sicherheit  der  Banknote. 
Man  kann  sich  aber  nicht  verhehlen ,  dafs  eine  Revisions- 
vorlage, die  die  letzterwähnte  Modifikation  enthalten  würde, 
auf  fast  ebenso  erheldiche  Hindernisse  stofsen  würde  wie  die 
Zentralbank  selbst;  und  dnbri  würde  sie  doch  zwei  berechtigten 
Hauptforderungen  nielü  r}eiiü*z;e  leisten: 

Erstens  würde  sie  den  Lirundleiiler,  welcher  dem  Iioutigon 
System  anhaftet  und  unter  Umständen  eine  profse  Gefahr 
werden  kann,  nicht  beseitigen  krmjKMi :  die  Emissionsbanken 
würden  allerlei  langfristige  und  spekulative  Geschäfte  mit  der 
Emission  auf  Sicht  einlösbarer  ^oten  weiter  verbinden,  und 
eiDige  banktechnisch  richtig  organisierte  Institute  würden  mit 
anderen,  welche  auf  einer  nicht  nur  ganz  verschiedenen, 
sondern  absolut  fehlerhaften  Grundlage  beruhen,  weiter  gemein* 
sam  handeln  und  vielfach  solidarisch  sein  müssen.  —  Denn 
es  ist  selbstverständlich  ausgeschlossen,  dafs  das  Aufgeben 
ihrer  Hauptgeschäfte  von  der  grofeen  Mehrzahl  der  Banken 
verlangt  werden  k'^nnte. 

Zweitens  w'ird'»  eine  einfaelie  Verbesserung  des  hmtigen 
Systems  die  einheitliche  Banknote,  mit  gröfserer  Kreditfähigkeit 
aufserhalb  der  Grenzen,  nicht  bringen. 

Dieser  beiden  Gründen  wegen  müssen  wir  der  Errichtung 
einer  Zeiitialnotenbank  vor  der  besten  Uevisiou  des  Gesetzes 
von  1881  den  Vorzug  geben. 

Worin  das  Problem  der  Zentralbank  eigentlich  besteht^ 
welche  Lösung  es  erfahren  sollte  und  könnte,  haben  wir  in 
folgendem  darzulegen  und  zu  erörtern. 
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Die  zu  gründende  Zentralbank.  Erörterung, 

Thesen  und  Vorscliläge. 


Wenn  wir,  die  Geschichte  und  die  gegenwärtige  Lage  der 
Zentralbankfrag«  tiberblickend,  über  -  die  Grundelemente  ins 
Klare  zu  kommen  suchen,  auf  welche  sie  zurüekzufüliren 
ist,  60  erkennen  wir,  dafs  sich  alle  Debatten  um  zwei 
Punkte. gedreht  haben  und  auch  fernerhin  drehen  werden.  Es 
bandelt  sieb 

einerseits  um  die  Beziehungen  des  Zentralinstitutes  zum  * 
Staat, 

andererseits  um  seine  Stellung  zur  bisherigen  Ordnung. 

Die  erste  Frage  lautet:  Aktienbank  oder  Staatsbank? 
Sie  ist  teilweise  eine  soziale.  —  Die  zweite  Frage  lautet: 
Inwieweit  raufs  auf  die  bestehenden  Banken,  speziell  auf  die 
Kantonalban ken  und  ribcrlmupt  auf  das  kantonale  Element, 
Rücksicht  genommen  werden?  —  Hier  spielen  politische 
und  s  tua  t  still  an  zi  eile  Momente  mit. 

Wir  haben  nun,  um  sehliefslich  das  ganze  Problem  beur- 
teilen, die  vorgeschlagenen  Lösungen  prüfen  und  eventuell 
selbst  Vorschläge  machen  zu  können,  volle  Klarheit  Uber 
diese  beiden  Punkte  zu  gewinnen  und  zu  jedem  Stellung  zu 
nehmen. 

1.  Staatsbank  oder  Aktienbank. 

Staatsbank  oder  Aktienbank?  —  Suelien  wir  die 
Argumente  zusammenzufassen,  wclelie  im  Laufe  der  Debatten 
zu  Gunsten  der  einen  und  der  anderen  Form  geltend  gemacht 
worden  sind.  Von  staatsbankfreundlicher  Seite  wurde  in  der 
Hauptsache  folgendes  angeführt: 

Die  Qffentfich-rechtliche  Katur  der  Banknotenausgabe  ist 
durch  die  schweizerische  Gesetzgebung  bereits  faktisch  aner* 
kannt  worden,  indem  das  ausschTicfsliche  Emissionsrecht  dem 
Bunde  zugestanden  wurde*  Es  wäre  nun  unlogisch,  wenn  der 
Staat  dies  mühsam  erworbene  Recht  wieder  in  Privatbände  gäbe. 
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Die  Banknote  hat  mit  der  Zeit  den  Geldcharakter  an- 
genommeu,  dem  gemünzten  Gelde  gleichwertig,  funiriert  sie 
wie  dasselbe  und  vertritt  es.  Ist  sie  aucii  tiieoretisck  und 
frjnnell  nicht  Geld,  so  ist  sie  das  doch  tatsächlich.  Das 
Mono|iol  de!*  Notenausgabe  tindet  sich  in  der  Praxis  mit  dem 
Münzregal  inyig  verÜochten.  Die  Diskontopolitik  der  Zentral- 
bank wird  auch  eine  Gold-  und  Silberschutzpolitik  sein  müssen. 
Der  Staat,  der  das  Hoheitsrecht  im  MünsweBen  selbst  ausübt, 
•oU  auch  folgerichtig  die  Banknotenausgabe  in  derHand  behalten. 

Eine  Öffentliche  Angelegenheit  soll  nicht  von  einer  Privat* 
erwerbsgesellschaft  besorgt  werden,  und  es  wäre  ungerecht, 
wenn  der  Nutzen  aus  der  Kotenemission  nicht  der  Gesamtheit, 
sondern  einer  beschränkten  Zahl  von  Aktionären  zu  gute  käme. 
Besonders  in  einem  demokratischen  Staat  wie  die  Schweiz 
werden  nicht  Monopole  geschaffen,  um  ^ie  durch  PrivatpersoTvn 
ausbeuten  zu  lassen.  Denn  bei  einer  Privatbank  treten  immer 
die  Rücksichten  auf  Gewinn  in  den  Vordergrund.  Sie  nmfs 
die  Interessen  der  Aiviionftre  im  Auge  haben.  Der  Eigennutz 
derselben  und  der  Kreise,  aus  welchen  die  Verwaltnngsräte  etc. 
gewählt  werden,  kommt  weit  mehr  als  daü  gemeine  Wohl  zur 
Geltung.  Im  allgemeinen  nimmt  eine  Aktienbank  weniger  Be- 
dacht auf  den  bürgerlichen  Mittelstand  und  die  kleinen  Leute 
als  auf  die  höheren  Geschäftskreise,  Millionäre  und  BOrsen- 
matadore.  Dagegen  hat  der  Staat  ein  Interesse,  die  weniger 
geld-  als  zahlreichen  Schichten  der  Bevölkerung  zu  schlitzen. 
M  er  keine  Rücksicht  auf  eine  möglichst  hohe  Dividende 
nimmt,  kann  er  billigeren  Kredit  gewähren.  Eine  auf  die 
allgemeinen  Interessen  gegründete,  von  flen  allgemeinen 
Interessen  geleitete  und  für  die  allgemeinen  Interessen  wirkende 
Bank  wäre  wohl  besser  im  stände,  die  Aufgabe,  welche  die 
Veriasbung  stellt,  zu  lösen. 

Dem  Staate  wäre  bei  einer  privaten  Zentralbank  gewifs 
allenfalls  eine  Mitwirkung  an  der  Verwaltung  gesichert  und 
dadurch  die  Bföglichkeit  gegeben,  die  allgemeinen  Interessen 
aur  Geltung  zu  bringen.  Aber  er  würde  in  dieser  Auf* 
gäbe  beständig  gehemmt  werden.  Er  wäre  —  was  auch 
setner  Würde  wenig  ansteht  —  den  Mehrheit  Im  chlüssen, 
den  liaunen  und  selbst  den  Brutalitäten  der  Generalver^ 
ssmmlung  ausgesetzt.  Man  weifs  ja,  welch  elenden  und  un- 
geschickten Gebrauch  das  Volk  der  Aktionäre  von  seinen 
Ilecliten  zu  machen  pflegt.  Und  da  die  Interessen  des 
Privatkapitals  sich  schlecht  mit  den  Rechten  und  Interessen 
des  Staate«  vereinigen  lassen,  würde  die  Schaffung  einer 
Privatmunopolbank  den  Bund  und  die  Kantone  in  eine  Lage 
versetzen,  welche  zu  immerwahrenden  Reibereien  und  Konflikten 
Anlafs  gilbe,  geschweige  der  Schwierigkeit  der  Entziehung 
des  einmal  gewährten  Priyilegiums  und  der  Streitigkeiten,  die 
sieh  bei  der  eventuellen  Übernahme  der  Bank  durch  den 
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JUiiid  ergeben  würden.  —  Die  Erfahrungen,  welche  die  Schweiz 
bei  den  Eisenbahngesellschatten  gemacht  hat,  sollten  doch  aU  ' 
Warnung  dienen. 

Die  Akttentitel  der  Zentralbank  würden  ein  gesuchtea 
Papier  sein  und  zvl  Börsenspekulationen  Gel^nheit  bieten. 
Hat  nickt  1880  ein  Pinanzkonsortium ,  unter  ausländischer 
Leitung,  dem  Bundesrate  für  die  Überlassung  des  Aktien- 
kapitals von  50  Mill.  Frk.  der  zu  gründenden  Nationalbank 
—  den  Betrag  von  5  Mill.  offeriert  und  zwar  das  neben  einer 
ganz  an ^türtrl irren  Beteiligung  des  Bundes  und  der  Kantone 
am  Reinertrag  Iiis  ? !  Man  kann  sich  vorsteilen,  ^zu  welchera 
Emissiüiiskurs  diese  Aktien  der  scliweizerisehen  Nationall)ank 
hätten  emittiert  werden  müsäen,  um  die  Gründer  schadlos  zu 
halten  und  sich  einen  Gründergewimi  noch  zu  siehern,  und 
welches  Geschäftsgebaren  bei  einer  solchen  National bank  hatte 
Platz  greifen  mllsaen,  um  für  die  Aktionäre,  welche  diese 
Titel  gezeichnet  hätten,  eine  entsprechende  Dividende  heraua- 
KUBchlagen."  Ferner  würden  sich  sehr  wahrscheinlich  die 
Aktientttel  schon  nach  kurzer  Zeit  in  ausländischem  Besitze 
befinden.  Man  sagt,  man  würde  die  Berechtigung  zur  Aktien- 
zeichnung nur  Schweizer  Bürgern  gewähren.  Allein  eine 
reelle  Kontrolle  ist  schwer.  Ohnehin  würde  wohl  das  Recht 
auch  in  der  Schweiz  domizilierten  juristischen  Personen  zu- 
stehen: nun  aber  sind  Aktiengesellschaften  ihrer  Natur  nach 
kosmopolitisch. 

Endlich  ein  Ar^iiment,  welches  keinen  mehr  oder  weniger 
allgemein  gültigen  Wert  wie  die  vorigen  besitzt,  sondern  sich 
lediglich  auf  die  schweizerischen  Verhältnisse  bezieht:  Die 

frOiste  Mehrzahl  der  bestehenden  schweizerischen  fimissiona- 
anken  sind  Kantonalbanken.  Wenn  diese  staatlichen  Institute 
nun  ihr  bisheriges  Recht  zu  Gunsten  von  Privaten  verlieren 
sollten,  so  würde  darin  etwas  das  Gerechtigkeitsgefühl  derart 
Abstofsendes  liegen,  dafs  die  Kantone,  die  Kantonalbanken 
und  ihre  sehr  zahlreichen  Freunde  niemals  die  Hand  dazu 
bieten  würden. 

Die  Freunde  der  Privatbank  machen  dagegen  folgende 
Erwägungen  geltend. 

Ein  grolses  Bedenken  erweckt  die  Vermischung  des 
Staatskredits  mit  dem  Bankkredit,  die  erfahrungsgemäfs  beim 
Staatsbanksystcni  zum  Schaden  beider  unvermeidlich  ist. 
Dieselbe  würde  sich  auf  doppeltem  Wege  vollziehen:  einmal  in 
der  Vorstellung  —  wenn  vielleicht  nicht  der  Schweizer,  so  doch 
wenigstens  der  Ausländer  —  welche  die  subtile  Unterscheidung^ 
zwischen  Kredit  des  Staates  und  Kredit  der  Staatsbank  nicht 
zu  machen  vermögen  werden;  so  dafs  eine  Erschütterung  de» 
Vertrauens  zur  Staatsnote  eine  entsprechende  Entwertung  der 
Staatsrente  und  umgekehrt  ein  immer  möglicher  Kurssturz 
der  schweizerischen  Kente  auch  eine  Wertverminderung  der 
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Note  zur  Folrre  liaben  würde.  Staat  und  Bank  würden  immer 
gleichzeitig  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Dagegen  kann 
eine  vom  Staat  genügend  unabhängige  Aktienbank  in  schwersten 
Sui  iLskrisen  (Bank  von  Frankreich  in  1H70  u.  71)  ihren  Kredit 
intakt  erhalten  und  dem  Gemeinwohl  hervorragende  Dienste 
leisten.  —  Dann  kauu  die  Verquickung  beider  Kredite  eine 
direkte  und  effektive  sein.  Eine  Staatsbank  ist  natui^emärs 
gegenüber  den  Forderungen  des  Staates  viel  schwächer  als 
eine  Privatbank.  Derselbe  wird  bei  finanziellen  Verlegenheften 
sich  im  Übermafs  Vorschfisse  gewähren  lassen  oder  behufs 
einer  Steigerung  der  Kurse  zum  massenhaften  Ankauf  von 
8taat8papieren  auf  der  Börse  die  Bank  verführen  und  die 
Solvabilität  derselben  von  den  politischen  Schwankungen  ab- 
hfingig  machen.  Die  Staatsbank  Iliuft  auch  Gefahr,  von 
politischen  Parteien  und  Persönlichkeiten  ausgebeutet  zu 
werden,  deren  KreditansprUchen  sie  nicht  zu  widerstehen  im 
Stande  sein  wird. 

Die  ganze  Geschichte  der  Kmissionsbanken  lehrt  dafs  die 
politischen  Eintliisse  die  Bank«  u  nach  der  einen  und  selben 
Richtung  dritngen:  zur  Festlegung  ihrer  Gelder,  d.  h.  zur 
ünmOglichkeity  ihre  Noten  auf  Sicht  einzulösen.  Eine  Staats- 
bank bedeutet  —  früher  oder  später  —  Dekretiemng  des 
Zwangskurses  und  Papiergeld.  Auf  das  Beispiel  der  schweize- 
rischen Kantonalbanken  darf  man  sich  nicht  berufen^  weil  sie 
uTitor  ganz  besonderen  Verhältnissen  stehen;  sie  sind  der 
Kontrolle  einer  von  ihnen  absolut  unabhängigen  Gewalt  unter- 
stellt ;  sie  haben  übrigens  oft  gezeigt,  wie  schwer  es  für  ein 
ftiiatliehos  Institut  ist,  den  von  allen  Seiten  eindringenden 
Ansprüchen  zu  widerstehen. 

Die  Verwaltungsorgane  und  Personalien  einer  Staatsbank 
würden  nach  ))olitischen  Geisichtspunkten  gewählt  worden.  Das 
Kreditinstitut  würde  der  jeweiligen  herrschenden  Partei  als 
ein  Mittel  der  Ausbreitung  ihres  Einflusses  dien«i  und  „zu 
einer  Versorgungsanstalt  für  emeritierte  Politiker  herabsinken/ 
Man  würde  Personen  an  die  Spitse  bekommen,  welche  nicht 
kaufmännisch  geschult  sind.  Die  Geschäfteftthrnng,  wie  jede, 
welche  von  Beamten  geleitet  wird,  wtirde  eine  sorglose  oder 
kleinliche  sein.  Die  Schaffung  einer  Staatsbank  würde  eine 
neue  bedauernswerte  Ausdehnung  des  Bureaukratismus  be- 
deuten. 

p]in  Institut  mit  entschieden  kommerzielleni  Charakter 
wäre  allein  im  Stande,  die  durch  die  Verfassung  gestellte  Auf- 
gabe zu  lösen. 

Mit  Ausnahme  der  schwedischen  Riksbank  und  russischen 
Reichbbank  —  welche  eigentlich  nichts  anderes  als  eine  Abteilung 
des  Finanzdepartements  ist  und  aU  Vorbild  nicht  dienen  kann 
—  sind  sämtliche  bedeutendere  zentrale  Banken  Europas 
in  Händen  von  Privatgesellschaften  besw.  mit  Privatkapital 
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ausgerüstet  Das  System  der  Aktienbank  hat  sich  seit  lange 
bewährt.  Da  man  solche  Muster  wie  die  Bank  von  England, 
die  Bank  von  Frankreich,  die  Bank  von  Belgien  etc.  vor 
Allgen  hat,  was  suclit  man  mehr?  Warum  will  man  sich  in 
Abenteuer  stürzen  und  ein  gefährliches  Elxperiment  machen 
wollen  9 

Man  hat  eben  einen  unausgeaprochenen  Zweck  :  die  sozia- 
listischen Hintergedanken  von  vielen  Verfechtern  der  Staats- 
bank sind  von  ernster  Bedeutung.  Die  sozialistische  Partei 
setzt  grofse  Hoffnungen  auf  das  staatliche  Kreditinstitut;  sie 
gedenkt  mittelst  desselben  ihre  Theorien  durcbzoführen,  und 
es  wttrde  ihr  in  der  Tat  möglich  sein.  Hätte  man  selbst 
prinzipiell  nichts  gegen  die  kollektivistischen  Theorien,  so 
.sollte  man  aus  banktechnischen  Gründen  einen  Mifsbrauch  der 
Bankmittel  fürchten,  nämlich  ihre  Festlegung. 

Man  soll  ferner  auf  die  Rechtsstellang  einer  Staatsbank 
im  Kriegsfalle  Rücksicht  nehmen.  Ihr  Vermögen  ist  als  staat- 
liches Eigentum  dem  Zugreifen  eines  Invadenten  unbedingt 
unterworfen,  während  das  eines  Privatinstitutes  ihm  völkerrecht- 
lich entzogen  ist,  Ist  das  letztere  in  der  Praxis  auch  nicht  völlig 
gesichert,  so  läuft  es  viel  weniger  Gefahren.  Das  P]  in7;ip,  dafs 
der  Krieg  zwischen  den  Staaten  und  nicht  zwischen  den 
Privaten  geführt  wird,  dringt  immer  mehr  in  das  allgemeine 
Bewufstsein  ein,  und  wird  in  seinen  Konsequenzen  immer 
strenger  beobachtet.  (Präcedenzfall  mehrerer  Filialen  der 
Bank  Ton  Frankreich  im  deutsch -französischen  Kriege  von 
1B70- 1871.)  Im  günstigsten  Falle  rettet  eine  Staatsbank  ihre 
Mittel  in  aller  Eile;  di^egen  hat  eine  Privatbank  alle  Aus- 
sicht, ihre  Tätigkeit  ungestört  fortzu.st  t/t  n.  Dieses  Argument 
des  Kriegsrisikos  ist  in  einer  Diskussion  des  deutschen  Reichs- 
tages über  denselben  Gegenstand  schwer  in  die  Wagschale  ge- 
fallen. Deutschland  ist  doch  weniger  einer  Invasion  ausgesetzt 
als  die  kleine  Schweiz. 

Es  sind  endlich  Rücksichten  der  Billigkeit  gegenüber  den 
bisherigen  Notenbanken  zu  beachten.  Man  soll  sie  in  irgend 
welcher  Weise  an  der  Zentralluink  beteiligen,  was  bei  einer 
dotierten  Staatsbank  nicht  iii(»-lich  wiire;  man  soll  sie  enger 
mit  der  neuen  Schöpiung  verknüpfen  und  ihnen  den 
niat<Miellen  Grund  benehmen,  derselben  feindselig  gegenüber 
zu  btehen. 

Dies  sind  die  liaujjiargumente,  welche  in  den  bisherigen 


und  sich  wahrscheinlich  in  der  Zukunft  ^eieh  bleiben  werden. 

Es  drängt  sich  nun  gleich  die  Frage  auf:  Was  sollen  wir 
von  denselben  denken?  Inwiefern  sind  sie  stichhaltig?  Welche 
sollen  wir  f(Xr  die  ausschlaggebenden  halten?  Versuchen  wir 
also,  unsere  Ansichten  Uber  die  einzelnen  Punkte  und  die 
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Stellung,  die  wir  zur  ganzen  Frage  einnehmen,  klarzulegen 

and  zu  begründen. 

scheint  uns  zunächst,  dafs  die  BehauptUDg  der  An- 
hÄDger  der  Staatsbank,  die  von  ihnen  verteidigte  Lösung  «sei 
die  einzig  k o n s  e ff  u e n  te ,  kaum  bestritten  werden  kann. 
Da*  haben  viele  Naii  iiialukuuomen  ausdrücklich  anerkannt  — 
nicht  nur  Sozialisten,  nicht  nur  sogenannte  „Kathedersozia- 
listen*^,  sondern  auch  logische  Geister  anderer  Richtungen. 
Es  ist  zum  Beispiel  interessant  zu  sehen,  wie  ein  entschiedener 
..hbre-echangistc'^,  welcher  einen  so  aufrichtigen  Hafs  gegen 
jedes  Eingreifen  des  Staates  auf  ökonomischem  Gebiete  zeigt 
wie  der  bekannte  Vertreter  der  tu  athematischen  Schule,  Wil- 
fredo  Paroto,  zu  dem  Schlüsse  kommt M  „le  choix  ne 
»aurait  etre  doutenx ,  s'il  devait  porter  exclusivement  entre 
l't'tat  et  une  eoni})agnie  privile^Mee."  Darunter  ist  zu  ver- 
stehen, dafj»,  sobald  man  den  Hoden  der  Bankfreiheit  und 
der  Gleichheit  —  unter  Anwendung  des  gemeinen  KechtCö  — 
verläfst  (was  Pareto  verurteilt),  um  zu  den  Privilegien 
und  der  Staatseinmiächung  überzugehen,  man,  um  logisch 
SU  sein,  nicht  unterwegs  bleiben  kann.  Und  wir  müssen 
in  der  Tat  dem  Satze^  dafs  die  monopolisierte  Staatsbank  die 
^einzig  richtige''  sei,  beistimmen ,  insofern ,  als  sie  von  den 
beiden  im  Art.  39  vorgesehenen  Lösungen  allein  die  nach 
EtufiMshheit  und  Einheit  strebende  Vernunft  völlig  befriedigt^ 
indem  sie  das  Prinzip  der  öfifentlichen  Natur  der  Bank« 
notenausgabe  bis  in  die  nötigen,  extremen  Konsequenzen 
verfolgt.  Wir  können  aber  einem  solchen  theoretischen 
Argument  in  einer  Frage  praktischer  Natur  wie  ditjenige, 
welche  uns  beschäftigt,  absobtt  kei]>e  ausselilaggebende  Be- 
deutung beilegen.  Das  Lugiseiisic  kann  bei  der  Verwirk- 
lichung mit  den  unglücklichsten  Folgen  verbunden  sein.  Des- 
halb bitten  wir  hier  nicht  die  reine  Vernunft  um  iiat,  sondern 
elDfach  den  gesunden  Menschenverstand.  Er  ist  oft  nichts 
snderes  als  die  Ktmst,  zur  rechten  Zeit  inkonsequent  zu  sein. 

Wir  haben  uns  nur  um  die  Forderungen  des  Gemein- 
wohles zu  kümmern  und  nach  dem  zweckmttTsigsten  Mittel  zu 
fragen.  Dasselbe  werden  wir  wählen,  sollte  sich  auck  eine 
Zwitterform,  wie  sie  die  privil^erte  Aktienbank  als  solche 
ii^  ergeben. 

Nim  fiber  hat  sieli  die  direkte  Ausübung  des  Münzregals 
durch  den  Staat  als  durehaus  zweckmilisig  schon  lange  be- 
währt. Ist  die  Idontitizierung  der  Banknote  mit  der  Münze 
als  berechtigt  erkannt,  so  besteht  kaum  ein  Grund,  die  erste 
auf  eine  andere  Weise  zu  behandeln  als  die  zweite.  Allein 
diese  Identifizierung  ist  nicht  nur  vom  theoretischen  Stand- 
punkte absolut  unhaltbar,  sondern  auch  vom  praktischen 


^  Coars  d^ieonomie  politique.  Vol.  I,  858. 
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Standpunkte  nur  als  teilweise  zulässig  anzusehen.  Allerdings 
vollzieht  sich  die  Verquickung  der  beiden  Begriflfe  in  weit- 
gehendem Mafse  in  dem  Bewufstsein  des  gröfsten  Teilefi  de» 
Pubiikumö.  Und  eö  ibt  nicht  zu  leu^utsu,  dafs  die  Kigeu- 
schaften  der  Banknote  sich  seit  ihrem  Ursprünge  mit  dem 
Begriff,  den  man  sich  von  ihr  machte,  parallel  umgewaBdelt 
haben.  Die  Banknote  wird  immer  einigennalsen  das  sein,  wofilr 
sie  gehalten  wird. 

Aber  das  Vergessen  ihres  Wesens  ist  kein  so  unbedingtes. 
Kommt  eine  Intensivere  Ökonomische  oder  politische  KHsis, 

oder  gerät  die  Emissionsbank  in  eine  schwierige  Lage,  so 
zeigt  das  Publikum ,  dafs  es  sich  nicht  darüber  täuscht  und 
wohl  weifs,  dafs  die  Note  nicht  nur  ein  Umlaufs-  und  Zahlung 

mittel  und  "Wertmesser,  sondern  ein  Kreditmittel  ist,  dafs  ihr 
Wert  nicht  in  ihr  selbst  ruht,  sondern  auf  dem  Vertrauen  zu 
ihrer  jederzeitigen  raschen  Einlösl)arkeit  gegen  klin^icnde 
]Münze,  dafs  zwischen  dieser  letzteren  und  ihr  derselbe  Unter- 
schied besteht  wie  zwischen  Versprechen  und  Zahlung.  Wird 
das  Vertrauen  aus  irgend  welchem  Anlafs  erschüttert,  so 
fungiert  die  Note  nicht  mehr  wie  das  Metallgeld;  während 
man  das  zweite  aus  dem  Verkehr  zu  ziehen  und  anzusammeln 
suchty  bemüht  man  sich,  die  andere  los  zu  werden ;  oder  man 
nimmt  sie  nur  gegen  ein  Disagio  an,  oder  man  weigert  sich 
absolut,  sie  als  Zahlung  anzunehmen.  Letzteres  ist  tats&chlich 
für  die  Noten  einzelner  schweizerischer  Emissionsbanken,  welche 
sich  unter  besonderen  Umständen  befanden,  momentan  der 
Fall  gewesen;  denn  —  und  es  hildf^t  das  einen  weiteren 
Avichtigen  Unterschied  zwischen  der  Bauknote  und  dem  Metall- 
geld —  sie  entbehrt,  in  vielen  Ländern  und  namentlich  in  der 
•Schweiz,  der  unentbehrlichen  Eigenschaft  desselben  als  gesetz- 
liches Zahlungsmittel. 

\^enn  sie  doch  im  allgemeinen,  unter  ruhigen  Veriiält- 
nissen,  für  die  einzelnen  Individuen  unter  sich  als  Geld  fun- 
giert, so  behalt  sie  dagegen  immer  —  auch  praktisch  — 
fUr  die  Gesamtheit  der  Individuen,  für  das  Publikum  als 
Ganzes  betrachtet  einerseits  und  für  die  emittierende  Bank 
andererseits,  den  Charakter  eines  einfachen  Schuldtitels.  Indem 
die  Emissionshank  dem  einzelnen  leiht,  entlehnt  sie  von 
der  Gesamtheit.  Sie  setzt  ihre  Notenzirkulation  mit  den 
fremden  Geldern  unter  ihre  Passiva.  Banknoten  ausgeben, 
bedeutet  eine  Schuld  eingehen.  Schon  dieser  Umstand  macht 
eine  Gleichstellung  des  Notenmonopols  mit  dem  Münzregal 
unmöglich. 

Jede  Identiiizierung  der  Banknote  mit  dem  Oelde  geht 
überhaupt  dem  Zwecke  zuwider. 

Wenn  man  die  Note  —  (indem  man  sie  unter  Zwangs- 
kurs für  uneinlöslich  erklärt)  —  dem  Oelde  gesetzlich  identisch 
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Buchen  will,  so  verliert  sie  eben  an  Geldcharakter ^  verliert 
ihren  der  Münze  gleichkommenden  Wert.  Die  Banknote  fun- 
giert, zum  Se<:eTi  des  Publikums,  als  Geld  gerade  in  dem 
Malde,  wie  btaat  und  Hatik  nicht  ver^i'csscn ,  dafs  sie  kein 
Geld  ist.  Es  mul's  alsu  jeder  Vorsnch  aut'g<^f,'eben  werden,  der 
darauf  hinausgeht,  die  direkte  Ausübung  des  Notenmonopols 
durch  den  Staat  auf  die  Natur  der  Banknote  jjriii/,ij)iell  zu 
begründen.  Dafs  dagegen  die  Diskontopolitik  die  W  ähruugs- 
politik  des  Staates  in  manchem  Punkte  berührt ,  ist  nicht  zu 
bestreiten;  wir  werden  in  folgendem  Gelegenheit  haben  zu 
sehen,  ob  eine  Privatbank  im  stände  ist,  die  daraus  für  sie 
erwachsenden  Pflichten  zu  erfüllen,  und  ob  die  Erfahrung 
Beispiele  dafür  aufweist,  dafs  dies  geschieht 

i^achdem  wir  diese  prinzipiellen  Fragen  erledigt  haben, 
wenden  wir  uns  zu  den  Argumenten,  welche  allein,  sollten 
wir  Tneinen,  den  Ausschlag  gehen  dürfen,  denjenigen  nämlieh, 
wf>!<  ^icli  nnt"  die  praktischen  Vorzüge  und  Nachteile  der 
beiden  »SysLeme  beziehen. 

Zunächst   müssen    wir   gestehen ,    dafs   es    uns  unmög- 
lich  ist.  dem  seitens  der  8taatsl)ankgeguer  geniacliten  Ein- 
wurf des  Kriegsrisikos  eine  ausseiilaggcbende  Bedeutung  zu- 
zueriEennen.  Nicht  etwa,  dafs  wir  me  Beschlagnahme  der 
Mittel  des  nationalen  Institutes  für  ein  geringes  Übel  an  und 
f&r  sich  halten,  sie  ist  aber  doch  zu  hypothetisch.   Einmal  ist 
absolut  unsicher,  ob  die  friedliche  Schweiz  überhaupt  invadiert 
•ein  wird.    Aber  sullte  das  geschehen,  so  bleibt  noch  einmal 
80  unsicher,  ob  der  Feind  eine  Privatbank  schonen  wttrde. 
Herr  Hilty  spricht  in  seinem  Gutachten  nur  von  einer 
geringrrpTi    Gefahr   f^ir   sie,    und   Herr   Forrer   sieht  die 
Möglichkeit  voraus,  dal's  der  eventuelle  Tnvndent  die  Kas-^on- 
bestände  des  Privatinstitutt^s  räumt  und  einen  Bon  zur  späiereu 
Entschädigung   in   der   Kasse   zurüekläfst.    Zudem   ist  das 
VölkeiTGcht  mit  seinen  Regeln  etwas  sehr  Wandelbares  und 
besitzt  keine  zwingende  Kraft.    Es  ist  deshalb  überaus  wahr- 
schdnlidi,  dafo  «ne  mit  Privatkapital  ausgerüstete  schweize- 
riiehe  Zentralbank  sich  auf  diese  Eigenschaft  beim  Herannahen 
des  Feindes  nicht  verlassen  wUrde  und,  wie  ja  die  Bank  von 
(Vankreich  187()'1871,  als  die  Deutschen  in  Paris  einzogen, 
ihre  Baryorräte  in  Sicherheit  bringen  würde  —  was,  nebenbei 
bemerkt,  eine  Staatsbank  ebensogut  tun  könnte.    Es  hiefse 
auch ,  nach  dem  in  den  schweizerischen  Bankdebatten  oft 
citiertem  Wort  von  P  h  i  I  i  p  p  o  v  i  c  h ,    „die  Regel  nach  der 
Ausnahme  zu  konstruieren''      wenn   man   die  Organisation 
einer  Bank  naeh  den  Kriegschauceu  einrichten  wollte.  Ebenso- 
gut raUfste  ni  Lii  wegen  der  Feuersgefahr  alle  brennbaren  iStoffe 
und  Gegenstunde  von  dem  Bankgebäude  ausschliefsen  wollen. 


*  Conrads  Jahrbücher  1890.   8.  285. 


Digitized  by  Google 


48 


XXI  1 


EDdlich  angenommen,  dafs  das  Schweizer  Territorium  während 
der  Bestandszeit  des  zu  gründenden  Institutes  invadiert  sein 
wird ,  boUte  deswegen  eine  Privatbank  vorgezogen  und  jahre- 
lang geduldet  werden,  selbst  wenn  bewiesen  sein  würde,  da& 
dieses  System  soziale  SchattenBeiteii  aufweist?  —  Hit  niebten ; 
vielmehr  mufs  auf  den  letzten  Punkt  in  erster  Linie  Bedacht 
genommen  werden. 

Damit  gelangen  wir  zum  Kerne  der  Frage,  zu  den  sich 
gegenüberstehenden  Hauptarguoienten : 

Vermischung  des  Staatskredits  mit  dem  Bankkredit, 
politische  Rücksichten^  Mängel  einer  bureaukratiachen  Ver- 
waltung u.  s.  w.  bei  der  Staatsbank. 

Vernachlftssigung  oder  SchJidigung  der  allgemeinen  Inter- 
essen bei  der  Privatbank  und  Ungerechtigkeit  eines  einer 
kleinen  Anzahl  von  Aktionären  zu  gute  kommenden  Gewinnes. 

Wer  nicht  geleseu  hat,  waa  in  der  Schweiz  in  Broschüren 
und  Zeitungen  Uber  die  Zentralnotenbank  gesagt  worden  ist, 
kann  sich  keine  Vorstellung  davon  machen,  zu  welchen  Über* 
treibungen  die  Frage  oft  Anlals  gegeben  hat.  Und  je  näher 
man  an  eine  Abstimmung  rückte,  desto  mafsloser  griff  man 
nach  grellen  Farben,  und  bemühte  man  sich,  durch  kontrast- 
Tolle^  ergreifende  Schiiderungen  auf  die  Stimmabgebeaden 
Eindruck  zu  machen  und  sie  mit  fortzureifsen.  Und  zwar 
wählte  man  zu  oft  zu  diesem  Zweck  als  das  sicherste  und 
wirksamste  Mittel,  die  Furcht  oder  den  Neid  und  das  Mifs- 
trauen  des  Volkes  zu  erregen,  und  man  betonte  noch  mehr 
als  die  Vorzüge  des  eigenen  Systems  die  Geiahren  des  gegneri- 
schen. Auf  einer  Seite  schien  „Staatsbank"  untrennbar  von 
„Zwangskurs'*,  „i'apiergeld '  und  „öUatsl>aiikiuu",  während 
auf  der  anderen  nach  dem  Ausdruck  des  Herrn  Kationalratcs 
Köchlin  im  Vergleich  zu  einem  Aktionär,  der  am  Marke 
des  Volkes  saugt,  ein  Blutegel  oder  ein  Vampjr  als  ein  un- 
schuldiges Tierlein  erschien.  Jede  Partei  hatte  allerdings  eine 
gewisse  Anzahl  Belege  für  ihre  Behauptungen  anzuführen. 
Aber  diese  letzteren,  selbst  in  der  gemilderten  Form,  io 
welcher  wir  sie  wiedergegeben  haben,  seheinen  uns  sehr  über- 
trieben. Denn  linufig  Sprech fMi  ebensoviele  historische  Tat- 
sachen und  sachliche  Arq-imiente  gegen  als  für  sie,  so  dafs 
die  aufgehtellten  angeblichen  Regeln  manchmal  umgekehrt 
ausgedrückt  werden  müfsten. 

Betraciiten  wir  die  drei  grofsten  Zentralbanken  der  Welt: 
Die  Bank  of  England  ist  ein  PrivatiDstitut,  ohne  irgend 
welche  staatliche  Einmischung;  sie  hat  einen  so  erheblichen 
Teil  ihrer  Mittel  in  Staatsfonds  angelegt,  dais  sie  bis  in  die 
jüngste  Zeit  mit  der  reinen  Staatsbank  von  Rufsland  die  gefklhr- 
liche  Ehre  teilt,  zu  den  wenigen  Banken  zu  gehören,  bei 
welchen  das  Portefeuille  der  Staatspapiere  £w  Wechsel- 
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F>rtefeuille  an  Bedeutung  überragt.  —  Die  Banane  de 
rance  ist  eine  Privataktienbank  mit  schon  weitgehenderer 
Mitwirkung  des  »Staates :  sie  gewährt  demselben  einen  festen 
Vorschufs  von  180  Mill.  Frk.  und  hat  eben  f  alls  —  obschon 
iü  viel  geringerem  Mafse  als  das  englische  Institut  —  einen 
bedeutenden  Teil  ihrer  Mittel,  ungefähr  den  Betrag  ihres  Aktien- 
kapitals und  ilu^r  Reserven  snsammen.  in  Renten  angelegt; 
die  Httlfte  derselben  beinahe  sind  nnktlndbar  (Rentes  im* 
mobilifi^s).  —  Die  deutsche  Reichsbank  ist  ein  vom 
Staate  last  absolut  beherrschtes  Institut,  welches  durch  das 
Gesetz  von  1875  unter  den  Reichskansler  als  höchste  Autoritüt 
gestellt  ist:  bei  ihr^  wieR  apha^l  Georges  vy  es  anerkannt 
hat*,  „l'actif  est  vierge  de  toute  creance  sur  le  trc'^sor".  So 
dafs  man  zum  Er«(ebnis  kommt,  dafs  in  Deutschland,  w^o  der 
Staat  die  weitgehendsten  Befugnisse  über  das  Kreditinstitut 
besitzt,  wo  die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  beiden  am 
zahlreichsten  und  am  engsten  sind,  die  gegenseitige  finanzielle 
Abhängigkeit ,  die  laktische  Verschmelzung  der  Kredite  am 
geringsten  ist.  Während  in  England  gerade  die  umgekehrten 
Verhftltniate  vorliegen  und  Irankreich  hierbeatSguch  eine 
Mittelstellung  einnimmt  Und  sollte  sich,  unter  solchen  Um- 
sttnden,  ein  Kurssturz  der  Rente  in  den  drei  Ländern  ein- 
stellen, so  würde  wohl,  meine  ich,  die  Zentralbank  zuerst  da 
in  MiÜetdenschaft  gesogen  werden  und  ihre  Noten  sich  ent- 
werten sehen,  wo  das  rechtliche  Verhältnis  aum  Staate  am 
losesten  ist. 

Der  Fall  ist  nicht  einzig  in  seiner  Art.    Die  schwe- 
dische Kiksbank,  ein  reines  Staatsinstitut,  bewegt  sifh 
in  finanzieller  Hinsicht  unabhängig  vom  Staate,  dessen  Schuid- 
titel  sie  in  mäfsigem  Betrag  besitzt.     Die  Banken  von 
Italien,   Spanien,   Portugal,   GrieclienlaiiJ,  Bra- 
silien und  anderen  stldamerikanischen  Staaten  haben 
sidi  dagegen,  trots  ihrer  gesetzlichen  Oiganisation  als  Privat- 
sktienbanken,  gegen  politische  Einflüsse  nicht  wehren  kennen, 
und  in  mehreren  der  erwähnten  Länder  dem  Staat  faktisch 
ganz  und  gar  untergeordnet  Nicht  nur  gegen  die  Forderungen 
desselben,  sondern  auch  gegen  diejenigen  von  Parteien  und 
politischen  Persönlichkeiten  zeigen  sie  sich  schwach.  Sie 
oaben  unter  ihrem  Drucke  ihre  Mittel  in  unrealisierbaren 
An!ag(»n  zu  fest  Rnp^elegt  oder  sieh  auf  eine  unverhultnisraäfsig 
grofse  Emission  eingelassen.    Man  kennt  die  Geschichte  der 
Banca  d'Italia    und   der    Banca   romana,    und  wir 
brauchen  nicht  nUher  zu  erzählen,  wie  die  Bank  von  Spanien, 
iiaehd<_'m  sie  dem  Staate   Darlehen   bis  zu  ca.  4^2mal  des 
Gesamtbetrages  ihres  Kapitals  und  ihrer  Reserven  gewährte, 
in  Friedenszeit  (1894)  zum  Zwangkurs  gelangte.   Denn  vor 

*  Revue  des  denx  mondes.  April  1895. 
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demselben  schützt  der  Umätand,  dafs  sie  unter  den  Händen 
von  Frivataktionären  steht,  eine  Zentralbank  nicht:  die  Bank 
of  EngUad  suspendierte  die  Einlösung  ihrer  Noten  von  1797 
bis  1821.  Die  Banque  de  France  warde  genötigt,  1805 
und  1814  die  tägliche  NoteneinlOeung  zu  beschränken,  was 
einer  Suspension  derselben  faktisdi  gleichkam.  In  den  Jahren 
1848—1849  bekamen  die  Noten  Zwangkurs  und,  wieder  unter 
Zwangkurs  wurde  die  Einlösung  von  1870 — 1877  eingestellt 
Die  Nationalbank  von  Österreich  endlich  hielt  den 
Zwangkurs  1848 — 1878  fest,  und  die  an  diesem  Datum  ge- 
gründete, an  die  Stelle  der  ersteren  tretende  „Österreich- 
Ungarische  Bank"  Ubernahm  denselben  und  ist  noch  nicht 
faktisch  dazu  gelangt,  die  Note  bedingungslos  einzulösen. 

Staatsbanken  haben  sich  auch  gegen  übermäfsige  Kredit- 
forderungen schwach  gezeigt,  schlechte  Geschäfte  gemacht 
und  Zwangskurs  gekannt  Schwer  zu  glauben  wMre  aber  und 
noch  schwerer  au  beweisen,  dafs  sich  eine  Privatbank  in  den 
betreffenden  Fällen  besser  bewährt  hätte,  wie  s.  B.  an  der  Stelle 
der  ^Königlichen  Bank**  von  Preufsen  im  Jahre  1806. 
Die  überdies  wenig  umfangreiche  Geschichte  der  Staatsbanken 
weist  nichts  besonders  Abschreckendes  auf:  der  russischen 
Reichsbank  ist  es  1897  gelungen,  das  von  alters  her  im 
Lande  umlaufende  Papiergeld  einlösbar  zu  machen  und  die 
Valuta  zu  bessern.  Die  schwedische  R  i  k  s  Ij  a  n  k  hat  seit 
1834  keinen  Zwangskurs  gekannt.  Und  die  schweizerischen 
Kantonalbanken  haben  die  Einlösung  ihrer  Noten  und  über- 
haupt ihre  Zahlungen  (auch  vor  der  Einftihrung  der  Bundes- 
kontrollej  niemals  eingestellt.  Die  Beweismaterial  doch  eifrig 
suchenden  Gegner  der  Staatsbank  haben  diesen  letateren 
florierenden  staatlichen  Instituten  auffidlend  wenig  vonuwerfen 
gefunden  ^ 

Es  geht  aus  der  Geschichte  unzweifidhaft  hervor,  dafs  es 
die  staatlichen  und  politischen  Einflüsse  aller  Art  sind,  welche 
in  den  meisten  Fällen  die  Midsbiäuche  und  Übertreibungen 
veranlaTst  haben,  die  zur  Suspension  der  Noteoeinlösung,  num 
Zwangskurs  und  zum  Bankrott  geführt  haben. 


*  Die  Zürcher  K  a  n  t  o  n  a  I  b  a  n  k  hat  einmal  einen  Yerlust  von 
einigen  hundi'rttausend  Frk.  erlitten  (zu  einer  Zeit,  wo  andere  private 
Institute,  ebcuf&lls  durch  den  Gcldüberschuls  von  einem  soliden 
OeachAftsgebaren  abmgehen  veraalafst,  noch  in  weit  hOhefem  lia&e 
mitgenommen  wurden;  ein  Teil  «ics  Verlustes  ist  übrigens  im  Laufe  des 
folgen<len  Jahres  eingegangen).  Die  Begünstigung  politischer  Persön- 
lichkeiten scheint  „eine  gewisse  Holle"  bei  ähnlichen  Verlusten  bei  der 
Ksntonalbank  Yon  Bern  gespielt  sn  haben.  Das  ist  dsssehwente 
imd  einzige  Nennenswerte,  was  anjrefuhrt  werden  konnte.  Zupogohen 
wird,  dais  sonst  bei  den  kleineren  Instituten  „so  ziemlich  alles  im 
richtigen  Gange  geht". 

Siehe  Amtliches  stenogr.  Bulletin  der  Bundesversamm- 
lung Härs-April  1895:  SM  und  074. 
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Aber  ^  WM  gegea  Staat  und  Parteien  «uraftliren  ist, 
beweist  nichts  gegen  das  Staatsbanksjstem.  Denn  es  geht 
ebenso  klar  aus  der  G^esohidite  hervor.  daTs  eine  rechtlich  als 
Privatinstitut  eingerichtete  Zentralbank  sich  ebenso  wie  eine 
Staatsbank  politischen  Einflüssen  zugänglich  zeigen,  ungebtüir- 
licher  Kreditgewährungen,  übertriebener  Notenemission  und 
zu  fester  Anlage  ihrer  Mittel  schuldig  machen  kann,  so  dafo 
ihre  Selbständij^keit  in  Krisenzeiten  auch  aufhören  mufs;  ja, 
man  sieht  wirklich  nicht  ein,  weslialb  ein  unbefangener,  mit 
keinen  aprioristischen  Begriffen  behafteter  Mensch,  welcher 
vor  dem  paradoxen  Klange  der  eigenen  Worte  nicht  zurück- 
schrecken würde,  nicht  zum  Schlüsse  käme,  dafs  sie  sogar 
öfter  als  die  Staatsbank  zur  Papierwirtschaft  hinüber  zu  führen 
pflegt. 

Und  weiter  ergibt  es  sich  aus  der  Betrachtung  der 
Tatsachen,  dafs  fast  alle  die  miislangenen  Versuche,  MiCs- 
brftuche  und  Skandale,  welche  die  Geschichte  der  Staatsbanken 
zu  verzeichd^sn  gehabt  hat,  in  eine  ältere  Zeit  gehören,  —  in 
die  Zeit,  wo  keine  konstitutionellen  Garantieen  existierten ;  wo 
auch  der  Staat  nicht  den  guten  Ruf  als  Schuldner  und  das 
Vertrauen  beim  Publikum  genofs,  deren  er  sich  heutzutage  in 
den  meisten  europäischen  Ländern  erfreut,  wo  er  eine  Bank 
daher  gründete  oder  sich  unterwarf,  nur  in  der  Absicht,  ihren 
Kredit  auszunützen.  Sie  war  ihm  nur  ein  Mittel,  sich  Geld 
zu  verschaffen.  Er  eignete  sich  ganz  einfacii  die  angesammelten 
Depositen  an  oder  liefs  sich  solche  Darlehen  in  Noten  oder 
«naerer  Form  gewähren,  dafs  es  natOrlich  snr  Liisohrenz  und 
sum  Zwangskurs  kommen  mulste.  In  der  neueren  Zeit  aber, 
dank  den  konstitutioneUen  Qarantieen,  können  gesetiliche  Be^ 
atimmuneen,  die  a.  B.  eine  Maadmaldauer  und  einen  Maximal- 
betrag Oer  dem  Staate  su  gewährenden  Darlehen  feststellen, 
tatsichlich  wirksam  sein.  Und  diese  Vermittlung  der  Bank, 
der  geordnete  moderne  Staat  kann  sie  entbehren.  Er  iiat 
sich  im  Volke  einen  sicheren  Kredit  erworben.  Schreibt  er 
eine  Anleihe  au.s,  so  wird  sie  zwei-,  fünf-,  zehnmal  gezeichnet. 
Millionen  oder  sogar  Milliarden  werden  ihm  willig  angeboten. 
Bs  ist  daher  einleuchtend,  dafs  gegenwärtig  ein  Kreditinstitut 
unter  seinen  Händen  ungleich  weniger  von  ihm  zu  fürchten 
hat  als  früher.  Errichtet  er  eine  Staatsbank,  so  geschieht  es 
nieht  mehr  mit  Ausbeutungs- Hintergedanke,  sondern  er  ist 
nor  um  die  Interessen  des  Publikums  besorgt 

Der  moderne  Staat  hat  nicht  in  sittlicher  und  finanzieller 
Hinsicht  allein,  sondern  auch  in  verwaltungstechnischer  Hin- 
sicht erhebliche  Fortschritte  gemacht  Er  hat  kompliziertere 
wirtsohafkliche  Unternehmungen  zu  betreiben  gelernt  Und 
der  obenerwähnte  Einwurf,  dafs  eine  staatliche  Verwaltung 
sich  für  eine  Notenbank  nicht  eigne  oder  immer  minderwertig 
bleiben  werde,  scheint  den  neueren  Erfahrungen  wenig  zu 

4* 
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entäprechen.  Man  könnte  bchon  auf  die  schweizerischen  Kan- 
tonalbanken hinweisen,  welche  hinter  ihren  privaten  Konkur- 
renten keineswegs  zurückbleiben ,  und  an  deren  Spitze  eine 
Keihö  vun  ausgczeichneteii  Fiuanzmännc in  stehen,  welche 
täglich  beweisen,  dals  der  Mensch  nicht  ein  rei&er  ,|homo 
oeconomicua*  »t  und  sich  auch,  ohne  Dividende  einsustockeiiy 
fdr  eine  Sache  interessieren  und  mit  Lust  bemühen  kann* 
Aber  ein  bedeutenderes  und  berühmteres  Beispiel  bietet  die 
deutsche  Keichsbank,  deren  ganze  Leitung  von  der  Regierung 
gewählt  wird,  und  deren  Beamte  Reichs-  und  zum  Teil  auf 
Lebenszeit  ernannte  Beamte  sind.  Sie  funktioniert  musterhaft. 
Niemand  kann  den  Direktoren  Sachkenntnis  und  Verstand 
absprechen  oder  sonst  behaupten ,  die  Geschäftsführung  sei 
eine  sorglose.  Wie  wenig  das  Institut  sich  begnügt,  auf 
Kunden  zu  warten,  wie  wenig  es  ihm  an  Initiative,  Unter- 
nehmungslust, innerem  Trieb,  mit  einem  Wort  an  Leben  fehlt, 
das  bezeugt  seine  wundervoll  rasche  Entwicklung.  Sie  führte 
einen  kostenfreien  Giroverkehr  ein,  dessen  Umfang  sich  seit 
1876  mehr  als  yerzehnfacht  hat,  und  welcher  eine  Erleichterung 
des  Geldverkehrs  schuf,  wie  sie  nicht  einmal  in  England 
bestand.  Sie  schuf  auch  in  wenigen  Jahren  auf  dem  ganzen 
Territorium  ein  weitverzweigtes  Neta  von  Filialen,  ja,  das 
umfangreichste,  das  je  eine  Bank  besessen  hat.  Dagegen  hat 
bekanntlich  die  Bank  von  Frankreich  nur  mit  grofser  Lang- 
samkeit, zögernd  und  meistenteils  nur  von  der  Gesetzgebung 
gezwungen,  ihre  Filialen  verbreitet.  Deren  Zahl  ist  immer 
noch  verhftltnismäfsig  schwach. 

Zudem  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Gegner  einer  rein  staat- 
lichen Verwaltung  immer  zu  sehr  so  raisonnieren,  als  ob  eine 
zentiale  Notenbank  spekulative  Bankgeschäfte  zu  betreiben 
hätte.  Für  eine  solche  Aufgabe  würde  sich  ein  staatliches 
Beamtentum  unzweifelhaft  weniger  dgnen.  Davon  ist  aber 
keine  Rede.  Die  schweizerische  Zentmbank  hätte  allenfalls 
einen  sehr  beschränkten,  relativ  einfachen  Geschäftskreise 
welcher  von  den  leitenden  Organen  mehr  kluge  Überlegung 
und  Vorsicht  als  eigentlichen  kaufinännischen  Sinn  und  rasche 
Ausnutzung  von  Konjunkturen  verlangen  würde. 

Endlich  wissen  wir  nicht,  dafs  politische  Rücksichten  bei 
der  Boxstellung  der  Behiirden  ihren  scliädlichi^n  Eintiuls  auf 
die  Keichsbank  ausgeübt  hätten.  In  der  Schweiz  iz.  B.  in 
Zürich)  ist  es  vielfach  vorgekommen,  dafs  der  Rat  einer 
"Kantonal bank  in  seiner  Mehrzahl  aus  Mitgliedern  der  Oppo- 
sitionspartei zusammengestellt  war,  während  die  Mehrheits- 
partd  den  Kantonalrat  sogar  ausschlielslidi  besetzte.  Die 
Ernennungen  sind  nie  ohne  Rücksichtnahme  auf  Tüchtigkeit 
und  Zuverlässigkeit  erfolgt  Im  grofeen  und  ganzen  sind  die 
Bankräte  ungefähr  gleichmäfsig  aus  den  verschiedenen  Parteien 
bestellt.    Nicht  zu  leugnen  ist,  dais  das  Geschäftsgebaren 
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der  Kantonalbanken  seitena  der  jeweiligen  Minderheitepartei 

einer    scharfen  Beobachtung   unterzogen   wird;    aber  diese 

öffentliche  Kontrolle  kann  eben  nur  wohltuend  wirken.  "Man 
sieht  nicht,  weshalb  eine  Zentralbank  achlechtere  Eeauitate 
seiti^en  sollte. 

Wir  möchten  nun  an  der  Hand  einiger  Tatsachen  zeff^en, 
wie  iiiidf'rerseits  die  Auffassung  nur  unvollkommen  begründet 
kt,  daiä  eine  Zentralbank,  je  unabhängiger  sie  vom  Staate  ist, 
einen  desto  eigennützigeren  und  aristokratischeren  Charakter 
notwendigerweise  einnehmen  mufs. 

Max  Wirth,  indem  er  das  Ideal  der  zentralen  Noten- 
banken schildert'',  sagt,  sie  „müssen  aufhören,  reine  Geschäfts- 
unternehmungen zu  sein  ....  Von  nun  an  ist  die  einfache 
Diskonto*  oder  Zinssatepolitik  nicht  mehr  ausreichend.  Sie 
mufs  bei  den  Zentralnotenbanken  häufig  aueh  Gfoldflcbutapolitik 
sein  . » . .  Die  Kokttnftige  Einricbtung  der  Staatsnotenbanken 
mufs  derart  sein,  dafs  die  Dtskontopolitik  unabhängig  von  der 
Rücksicht  auf  die  Aktionäre  und  auf  den  Grofshandel  geleitet 
wird  .  .  .  Kann  eine  Privatbank  diesen  Ansprüchen  ent- 
sprechen? Derselbe  Schriftsteller,  ein  Verfechter  der  Staats- 
banken, gibt  selltst  die  Antwort :  „Die  Bank  von  England  ist 
hierin  schon  langst  mit  ihrem  Beispiel  vorangegangen  .... 
Sobald  heute  die  Reserve  bis  auf!'  Millionen  Pfund  Sterling 
gesunken  ist,  »etzt  sie  ihren  Mechanismus  —  die  Zinsschraube 
—  in  Bewegung  ohne  Rücksicht  auf  die  Interessen  ihrer 
Aktionäre  oder  der  grofsen  Kaufleute  und  Banken  und  zieht, 
wie  mittelst  einer  Saugpumpe,  Gold  aus  den  internationalen 
offenen  Märkten  herbei/ 

Als  die  Freunde  einer  Privatbank  sich  auf  das  Beispiel 
des  englischen  Instituts  und  der  Bank  von  Frankreich  beriefen, 
konnten  ihre  Gegner  erwidern,  dafs  sie  in  einer  Zeit  gegründet 
worden  sind,  wo  der  Staat  sich  solche  ökonomische  Aufgabe, 
wie  Eisenbahnen  und  Banken  zu  betreiben,  noch  nicht  gestellt 
hatte;  wenn  sie  aber  erklären  sollten,  warum  sie  denn  in  der 
neueren  Zeit  nicht  in  Staatsbanken  verwandelt  worden  waren, 
80  sahen  sie  sich  zu  der  Antwort  genötigt,  es  haben  „diese 
Banken  ihre  Aufgabe  in  rincr  Weise  erfüllt,  dnfs  die  Idee 
der  V  er  .Staat  Hebung  sich  seitlier  nicht  geltend  machte,  beasw. 
keinen  Builen*'  fand."  Ein  glänzenderes  allgemeines  Zeugnis 
kann  man  schwer  erteilen,  dafs  sie  die  öffentlichen  Interessen 
nicht  geschädigt,  oder  auch  nur  vernachlässigt  haben. 

Aber  wir  wollen  einzelne  Punkte  nilher  erörtern  und 
wählen  als  Hauptgegenstan  l  dazu  die  Bank  von  Frankreich, 
deren  Form  der  so  schwer  angegriffenen  Alternative  des  Art.  39, 


*  Mat.  rialipii.samni  lung  8.  10 — 11. 

*  Materialieiiäamiiilung  S.  15. 
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einer  Privatbank  mit  staatlicher  Mitwirkung  und  Aufsicht^ 

genauer  entspricht. 

Zunächst  kennt  dieBanquc  de  France  keinen  Privat- 
diskont, sondern  sie  hat  für  alle  Kunden,  es  seien  Finanz- 
matadore  oder  Klciiikt  iiiner,  nur  einen  und  denselben  Zinsfufs. 
Dagegen  wendet  die  deuuche  Reichsbank  auf  besondere  Fälle 
und  Kunden  einen  besonderen,  niedrigeren  Diskontsatz  an. 
Die  Bedingungen  gelten  zwar  ftlr  atle,  aber  diejenigen,  die  sie 
erfüllen  können,  bilden  faktisch  eine  begünstigte  Elite,  die 
sich  ziendich  gleich  bleibt  Die  Bank  von  Frankreich  bemäht 
sich,  diesen  Kredit,  den  sie  allen  zum  selben  Preis  gewährt, 
so  billig  und  noch  dazu  so  stabil  wie  mOglich  au  halten. 
Damit  ihre  Rate  nicht  zu  httufigen  Veränderungen  unterworfen 
sei,  und  das  Leihgeld  wegen  einiger  Arbitrageure  und  Speku- 
lanten dem  ganzen  Volke  verteuert  werde,  treibt  sie  ihre 
so^nnannte  Go  1  d  p  r  jt  m  i  e  ii  p  ol  i  t  i  k  —  die  bekanntlich  darin 
besteht,  dafs  sie  in  gewissen  Fällen,  wenn  Gold  siciitlicii  zur 
Ausfuhr  begehrt  wird,  dasselbe  nur  gegen  ein  bestimmtes 
Aufgeld  liefert^. 

Ihr  Diskontsatz  steht  immer  ein  halb  oder  ein  Prozent 
oder  manchmal  noch  ti^er  unter  demjenigen  der  deutschen 
Reichsbank  —  unter  welchem  derjenige  der  Bank  von  England 
auch  fast  immer  bleibt.  Wir  sina  wohl  der  Überzeugung,  es 
Biei  das  weniger  ein  Verdienst  der  zwei  Privatbanken  selbst 
aU  eine  Folge  des  Keichtums  ihrer  respektiven  Länder  und 
im  ersten  auch  teilweise  des  geringeren  Andrangs  nach 
Kreditgewährung.  Aber  jedenfalls  spricht  eine  solche  Tatsache 
nicht  zu  Ungunsten  der  Privatinstituto.  Und  wir  ergreifen 
diese  Gelegenheit,  um  den  Irrtum  zu  betonen,  den  diejenip:ea 
begehen,  welche  wähnen,  ein  staatliches  Zentralinstitut,  dess»  n 
Augenmerk  auf  das  Gemeinwohl  allein  gerichtet  ist,  gäbe  einen 
billigeren  Kredit  oder  vermöge  es  zu  tun.  Die  aus  den 
Diskontierungen  Üiefseuden  Einnahmen  der  deutschen  Privat- 
Zettelbanken  haben  —  von  1876 — 1897  —  prozentweise  durch- 
schnittlich etwas  weniger  als  die  bei  der  Reichsbank  betragen. 
Und  bei  der  Erneuerung  des  Bankgesetzes  1899  hat  man, 


eingeführt,  sie  sollten,  vom  1.  Januar  1901  an,  nicht  unter 
dem  öffentlich  bekannt  gemachten  Prozentsatz  der  Reichsbank 
diskontieren,  sobald  dieser  Satz  4**/o  erreicht  oder  überschreite^ 
und  im  übrigen  nicht  um  mehr  als  ''4*^  0  unter  denselben  dis- 
kontieren. Das  staatliche  Institut  hat  also  allg'  iiu  In  eine  leichte 
und  für  einzelne  Teile  des  Landes  eine  ziemlich  bedeutende 


'  Wir  maclien  darauf  aofmerksain,  dafs  die  banktechnische  und 
allgpmpine  Zweckmiifsigkcit  dieser  Politik  und  der  oben  »^'rn  ftlmten  Nicht- 
Anwendung  eines  Privatdiskontes  hier  nicht  in  Frage  kommt,  sondern 
die  Absicht  allein  berfieknehtigt  wird. 
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Verteuerung  des  Kredits  veranlafst.  Und  das  ist  nattlrlich 
nicht  aus  Rücksicht  anf  die  Aktionäre,  um  welche  man  sich 
tticht  einmal  kümmert,  sondern  auf  die  Erhaltung  der  Landes- 
währung geschehen.  Denn  das  steht  fest,  es  wird  nie  mög- 
lich sein,  dafs  die  Zentralbank  die  Metallreserve  des  Landes 
scbütase  und  zugleich  gewöhnlich  einen  billigeren  Kredit  als 
die  privaten  Diskontobanken  auf  dem  offenen  Markte  gewähre. 

Soll  die  Zentralbank  dem  Gemein wohle  dienen,  so  mufi 
ne  in  enter  Linie  ihre  eigene  Stellang  stark  erhalten.  Die 
Lindwirte  dürfen  deehalb  auch  nicht  auf  gtlnstigere  Diskont- 
bedingungen  seitens  einer  staatlichen  Notenbank  rechnen^ 
die  sieh  ja  ebensowenig  wie  eine  private  der  Gefahr  aussetzen 
darf,  durch  langfristige  Darlehen  ihre  Zahlungsfkhigkeit  zu 
gefährden.  Der  schweizerische  Bundesrat  hat  selbst  erkannt, 
dafs  der  Glaubo.  die  Staatsbank  wfirde  im  stände  sein,  den 
flypothekenschuldnern  billij^eren  Kr« dit  als  den  üblichpn  zu 
verschaffen,  in  das  Keich  der  unerfüllbaren  Utopien  verwiesen 
werden  müsse*. 

So  beschränkt  auch  naturgemäfs  die  Ausbicliten  auf  Erfolg 
nach  dieser  Richtung  blieben ,  so  hat  sich  die  Bank  von 
Frankreich^  um  au  ihr  aurttckankonunen,  mehr  als  die  Reichs» 
link  bemtUit,  den  ^Cr^dit  Agricole*'  an  entwickeln.  Wie  ihre 
Titigkeit  den  kleineren,  wenig  begttterten  Leuten  mehr  als 
den  vornehmen  Finanzmännern  zu  gute  kommt,  zeigt  weiter 
die  Tatsache,  dafs  sie  Wechsel  bis  aum  rechtmUfsigen  Betrage 
von  5  Frk.  diskontiert.  Es  wurden  zum  Beispiel  1897  bei 
der  Bank  und  ihren  Filialen  22  91U  Wechsel  von  10  Frk.  und 
darunter,  bö8  85M  von  11  bis  50  Frk.  (15,2  ^lo  aller  diskontierten 
Wechsel)  diskontiert.  Ein  Drittel  der  diskontierten  Wechsel 
betrug  100  Frk.  und  darunter.  Die  Durchschnittsgrolse  der 
Wechsel  erreichte  nicht  0.50  Frk.  Dagegen  beträgt  sie  bei 
der  deutschen  »Reichsbank  1000—2000  Mk.  — •  Endlich  ist 
der  Umstand  nicht  ohne  Bedeutung,  dafs  die  Bank  von  Frank- 
reich, aus  Rücksicht  auf  die  unteren  Klassen  der  Bevtflkerune, 
Noten  k  50  Frk.  emittiert,  wfthrend  die  Reichsbank  —  was  steh 
allerdings  durch  das  Vorhandensein  der  Retchskassenscheine 
teilweise  erklären  läfst  —  Notensttlcke  im  Minimalbetrage  von 
100  Rm.  (12a,45  Frk.)  ausgibt,  welche  selten  in  die  Tasche 
der  ärmeren  Leute  kommen. 

Ea  ergibt  sich  also ,  dafs  die  unter  Mitwirkung  von 
Privaten  verwaltete  l^nnk  von  Frankreich  vielfach  einen  weniger 
aristokratischen  Charakter  aufweist  als  die  unter  ausschliefsiich 


"  Da  total  ausgcachiosseu  ist,  dads  die  Jüaak  livpothekaronlugeii 
aitteb  der  Girogelder  oder  der  Banknoten  bewerkstelliKen  kannte, 
nnd  inlolgedeasen  Hypothekaranlagen  eine  Obli^ationenscbuld  bedingen 

würden,  "-o  könnten  die  entliehenen  Gf^lder  nicht  billiger  ausgeliehen 
werden^  alö  wie  sie  selbst  verzinst  werden  müseen.  Siehe  Botschaft 
vom  28b  Oktober  1894.  S.  82—88. 
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staatiicher  Leitung  stehende  Keichsbank.  Man  wird  gewifs 
sagen  müssen ,  dafs  diese  demokratischen  Züge  weniger  den 
Aktioiiäreu  selbst  als  den  getroffenen  Gesetzbestimmungeu. 
und  dem  Drucke,  welchen  die  republikanische  Regierung  fort- 
während auf  die  GeschäftsflUinuig  ansttb^  sn  TOnLuiken  sind. 
Man  sieht  aber,  wie  der  eigene  Charakter  einer  Bankform 
unter  Wirkung  der  jeweiligen  R^erungeform  und  der  im 
Lande  herrschenden  politischen  und  soziakn  G^innung  modi- 
fiziert wird,  wie  die  Bankform  —  in  gewissen  Grenzen  — 
von  sehr  relativer  Bedeutung  ist.  Man  sieht,  dafs  der  Staat 
die  Bank  nicht  völlig  in  den  Händen  zu  haben  braucht,  um 
sich  einen  durchgreifenden  Kintlufs  zu  sichern.  Und  wir 
möchten  darauf  aufmerksam  machen,  dafs  eine  Zentralbank, 
wo  der  Staat  nur  bei  der  Verwaltung  mitwirkt,  in  manchen 
Fällen  sogar  uneigennütziger  und  sozusagen  rücksichtsloser 
aU  eine  reine  Staatsbank  dem  Gemeinwohl  dienen  wird. 
Denn  8olan|pe  der  Staat  fremde  Kapitalien  mitverwaltet^ 
sorgt  er  eifng  dafür,  dafs  das  GeschAft  nicht  in  erster  Linie 
auf  Gewinn  hinausgehe.  Er  trügt  keine  Bedenken,  im  Interease 
der  Gesamtheit  den  Aktionären  drückende  finanzielle  Leistungen 
aufzubürden.  Betreibt  er  aber  die  Bank  für  seine  ei^^ne 
Rechnung«  so  entsteht  ihm^  mit  der  Übernahme  dieser  privat^ 
wirtschaftiichen  Unternehmung,  eine  kapitalistische  Seele.  Er 
versteht,  dafs  das  Geschäft  rentabel  sein  miifs,  und  wird  leicht 
geil!  i^'t  sein,  es  fiskalisch  auszunutzen.  Hat  e«  während  einer 
Reihe  von  Jahren  einen  Gewinn  abgew  ti  ten,  so  wird  er  noch 
gieriger  als  ein  Aktionär  an  dieser  Einnahme  festhalten  Wüllen. 
Wegen  der  Rücksicht  aut  dab  zu  crlial Lende  Gleichgewicht 
des  Budgets  wird  er  sich  weigern,  Opfer  aufzubringen,  die 
er  von  Privaten  als  selbstverständlich  gefordert  hfttte.  Ein 
aus  der  Schweiz  entnommenes  Beispiel  genttge:  Nachdem  vor 
einigen  Jahren  die  Kantonalbank  von  Bern  eine  solche  ünter* 
bilans  aufzuweisen  gehabt  hatte,  dafs  der  Reservefonds  verloreoi 
war,  erklärte  die  JEtegierung  des  Kantons,  der  Staat  könne 
den  jährlichen  Zins  nicht  entbehren.  Nur  einmal  verzichtete 
sie  darauf  und  liefs  sich  für  die  fnlp^^nden  Jahre  einen  solchen 
von  2 — 3^/0  des  von  ihr  gelieferten  Grtiudungskapitais  aua- 
zahlen ®. 

Man  wird  nun  schliefslich  einwenden,  dafs,  auch  unter 
vorausgesetztem  gleich  uneigennützigen  Charakter  der  Ge- 
schäftsführung bei  einer  reinen  Staatsbank  und  bei  einer 
unter  staatlicher  Mitwirkung  verwalteten  Aktienbank,  dieaem 
letzten  System  eine  Ungerechtigkeit  doch  immer  anhafiten 
wird,  die  nämlich,  dafs  der  materielle  Gewinn  nur  einer  kleinen 
Anaahl  von  Aktionären  zukommt   Um  so  geringer  wird  die 


*  Amtl  Stenogr.  BuUetin  der  Bondesversammliiiig.  MftvK— . 
1895.  S.  695. 
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Bedeutung  dieses  Einwurfes  jedem  erscheinen,  je  genauer  er 
die  tatsächlichen  Verhältnisse  kennt,  und  je  besser  er  sich 
ii!)erhaupt  auf  das  Bankwesen  versteht.    Zuerst,  was  die  An- 
zahi  der  „Privilegierten"  betrifift,  kann  die  Gesetzgebung  dafür 
sorgen,  dafs  sie  eine  gröfsere  sei,  indem  sie  bestimmt,  dafs 
bei  der  Subskription  des  Kapitals  die  kleinen  Zeichner  ^anz 
fiberwiesend  oder  auBtchlielldich  berttdcBichtist  werden  müBsen« 
Eine  solche  Mafsregel  wttre  aber  sogar  Ticaleicfat  ttberflttssig. 
Es  geht  aas  dem  Bericht  Ton  Leben  an  die  fransOsiBche 
Kammer  (1897)  hervor,  dafs  die  Zahl  der  Aktionäre  der  Bank 
von  Frankreich  beständig  wächst    Sie  betrug  189ü  über 
28  000,  wovon  Unmündige,  Frauen  und  öffentliche  Institutionen 
ein  Drittel  bildeten,  und  2539Ö  weniger  als  ie  10  Aktien 
ä  lOVHj  Frk.  befjjifsen.    Sie  hatten  überdies  fllr  dieselben  einen 
80  hohen  Kurs  bezahlt,  dafs  die  Dividende,  die  sie  bekamen, 
auf  denselben  bezogen,  durchschnittlich  5  ^  o  und  in  den  letzten 
Jahren  sogar  nur  .'J  "'o  betrug.    Dann  wird  zu  oft  vergessen, 
dafs    der    unter    die   Aktionäre    verteilte  Gewinn   nur  um 
höchstens  ^  ö  aus  dem  Emissionsgeschäft,  also  aus  dem  ^lonopol 
entstammt  und  zu  wenigstens  80  ^/o  von  den  übrigen  Bank- 
geschäflten  abgeworfen  wird,  deren  Betrieb  jedem  freisteht. 
Lota  hat  OberEeugend  gezeigt     wie  der  aus  der  Emission 
fliefsende  Vorteil  auch  oft  deswegen  übertrieben  wird,  weil 
man  die  Unproduktivität  eines  grofsen  Kassenbestandes,  die 
Vermehrung  des  Personals  und  die  nicht  unbedeutenden  Noten- 
herstellungskosten, die  sie  bedingt,  übersieht.    Endlich  verliert 
der  Einwurf,  den  wir  prüfen,  praktisch  jedo  Bedeutung,  wenn 
solche  Bp-timmungen  bestehen,  wie  sie  im  deutschen  Bank- 
gesetz von  1890  getroffen  worden  sind  oder  im  schweizerischen 
Zeutralbankentwurf  von  demselben  Jahre  vorgesehen  wurden. 
Die  Anteilseigner  der  Reichsbank  bekommen  ledifjlich  eine  Pri- 
oritätsdividende  vonS^/a'^'o,  und  nachdem  die  vorschi  iftsmäfsigen 
Einlagen  in  den  Reservefonds  erfolgt  sind,  erhalten  sie  vom 
rsBtierenden  Reingewinn  nur  */4|  während  dem  Reich  die  übrigen 
|/i  anfallen.  Ihr  Gewinn  kann  dadurch  bei  günstigen  Kon- 
jonktnren  höchstens  auf  4 — 4^/8  ^/o  des  einbezahlten  Kapitals 
steigen.   Da  nun  der  Reingewinn,  den  der  Betrieb  jährlich 
im  letzten  Jahrzehnt  abgeworfen  hat,  durchschnittlich  über  13  % 
des  Aktienkapitals  beträgt,  der  Staat  ungefvlhr  die  Hälfte 
davon  bekommt,  und  wie  gesackt  der  ein-PTitliphn  Gewinn  aus 
der  Emission  höchstens  2u  *'/o  dieses  Üeingewinnes  ansTnacht, 
80  ergibt  sich,  dafs  nicht  nur  der  gesamte  Vorteil  vom  Monopol 
der  Gesamtlieit  zukommt,  sondern  der  Staat  noch  dazu  das 
sonstige  gewöhnliche  Gcschilft  sehr  stark  und  ohne  Grund 
besteuert.    In  der  Schweiz,  wo  das  Aktienkapital  jedenfalls 
nicht  auf  eine  höhere  als  die  im  erwähnten  Entwurf  vor- 


M  Annsleii  des  Deutschen  Reiches.  1896.  8.  161  folg. 
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gesehene  Maximal  Verzinsung  von  4  ®/o  hoffen  durfte,  und  die 
Zentralbank  wohl  mindestens  einen  Gewinn  von  5  ^  o  abwerfen 
würde,  ginf?e  ähnlicherweise  vom  Notenertrag  in  die  Hände 
der  Aktionäre  nicht  ein  roter  Heller.  —  ^leint  man  etwa,  es 
wäre  doch  besser,  wenn  diese  4  aus  der  sonstigen  Bank- 
tätigkeit dem  Bunde  zukämen,  und  dies  so  wäre,  wenn  er  die 
Bank  dotierte?  Man  vergifst  dabei,  da  er  keine  mulsigen 
Gelder  hat,  die  er  dazu  verweDden  könnte,  dals  er  sich  die- 
selben mittelst  einer  Anleihe  yerschaffen  und  seinen  Qlltabigeni 
einen  Zins  yerettten  mflÜste,  der  die  betreffenden  4  ungefähr 
▼ersehren  wtlrde.  Und  es  ist  nicht  recht  einzusehen,  weshalb 
die  Zeichner  der  Anleihe,  denen  auf  diese  indirekte  Weise 
ein  Anteil  am  Bankgewinne  zu  gute  käme,  nicht  ebensogut 
als  die  Zeichner  der  Aktienanteile,  die  denselben  sonst  be- 
kämen, mit  dem  2)amen  ^Privilegierten^  gebrandmarkt  werden 
sollten. 

Was  endlich  —  um  diesen  Punkt  zum  Schlufs  dieser 
Betraclitnn^'-  noch  zu  berühren  —  die  geturehteten  Börsen- 
spekulationen und  Kurstreibereien  betrifft,  so  sei  einfach  auf 
den  Artikel  0  der  zweiten  schweizerischen  Bankvorlagc  ver- 
wiesen, welcher  lautete:  „Die  Übertragung  von  Anteilscheinen 
ffeschieht  durch  Indossament  und  Vormerknahme  in  dem  dasu 
bestimmten  Register.  Bei  Übertragung  von  Anteilscheinen, 
die  aus  der  öffentlichen  Zeichnung  hervorgegangen  sind,  auf 
andere  Privatpersonen  oder  Firmen  bedarf  es  aufserdem  der 
Genehmigung  durch  den  Bankausschufs  . .  Dafs  jede  Gefahr 
durch  eine  solche  Bestimmung  ausgeschlossen  wird,  liegt  auf 
der  Hand* 

Wir  sind  nun  im  stände,  naciidem  wir  die  einzelnen  Argu- 
mente pro  et  contra  geprüft  und  gewogen  haben,  zu  dem 
ersten  Punkte  des  Probhins,  zur  Frage  „Privatbank  oder 
Staatsbank?"  Stellung  zu  nehmen.  —  Wir  haben  nach  Un- 
parteilichkeit gestrebt  und  sind  auf  diesem  Wege  zur  Er- 
kenntnis der  wesentlichen  Relativität  der  beiderseitigen  Argu- 
mentation gekommen :  —  Das  Gesamtergebnis  der  historischen 
Erfahrung  yermochte  nichts  uns  vom  skeptischen  Standpunkte 
abzubringen.  Wer  sich  angeblich  auf  die  Bankgeschichte 
stt&tzt,  um  die  eine  oder  die  andere  Bankform  als  die  richtige 
hinsustellen  und  uns  dabei  historische  Tatsachen  vorfUhrt,  der 
tut  nichts  weiter,  als  aus  der  Bildergalerie  der  Vergangenheit, 
was  ihm  zum  Illustrieren  einr^r  aprioristiseh  gewonnenen 
MeinuDij^  gerade  paföt,  willkürlich  herauszunehmen.  Die  beiden 
Systeme  haben  sich  gleicherweise  in  manchen  Fällen  bewährt. 

Vielfach  liaben  Privatbanken  dem  öffentlichen  Interesse 
gedient,  vielfach  hat  sich  der  Staat  zur  Verwaltung  eines 
Bankgeschäfts  fähig  gezeigt.  Die  beiden  Systeme  haben  auch 
in  ihrer  Geschichte  gleich  milreiche  UngltlcksOdle,  Milsbrttuche, 
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Skandale  und  Verluste  zu  verzeichnen  gehabt.  Sie  scheinen 
daher  mit  ebensoviel  Gefahren  verbunden,  —  nur  dafs  die- 
lelben  etwa  bei  her  Staatsbank  vorwiegend  ökononnsrhe  und 
bei  der  Privatbank  vorwiegend  soziale  und  sittliche  sind. 
Ab*^r  (lif'se  Gefahren,  die  einen  so  mit  wie  die  anderen,  können 
erfaliruriL^sfremäfs  in  vorgeschrittenen  Ländern  mit  p:f'ordneten 
Zustanden  durch  vorsorgliche,  strenge  und  präciae  Gesetz- 
bestimmungen  teilweise  absolut  ausgeschlossen ,  teilweise  ins 
Gebiet  der  Unwahrscheinlichkeiten  verlegt  werden.  Und 
speziell  in  der  kleinen  Schweiz,  wo  einerseits  das  politische 
Leben  relaliy  ein  so  friedliches  ist,  wo  Ministwkriami  etwas 
Unbekanntes  sind,  wo  von  der  WiUktlr  der  regierenden  Persön- 
lichkeiten recht  wenig  za  fürchten  ist,  weil  sie  absolut  in  der 
Hand  des  Volkes  stehen  |  und  vom  Volke  selbst  nichts  zu 
fürchten  ist  wegen  seiner  gründlichen  Besonnenheit  und  der 
alten  Gewohnheit ,  von  seinen  unbegrensten  Rechten  einen 
ruhigen  Gebrauch  zu  machen,  wo  andererseits  alles  sich  in 
kleineren  Mafsstnben  gestalten  würde,  und  daher  die  Kontrolle 
seitens  des  Publikums  sowohl  als  die  amtliche  leichter  wiire, 
und  die  evciuuelit;  öffentliche  Mifsbilligung  einen  flihlbareren 
Druck  HUbuben  würde,  hier  bind,  meinen  wir,  die  Gefahren 
aller  Art  weitgehend  beschränkte,  und  gleichen  sich  die  Diflfe- 
leiizen  zwischen  den  beiden  Systemen  fast  völlig  aus.  Die 
FVage^  wdches  von  denselben  als  das  beste  gewfthlt  werden 
mnfs,  kann  an  nnd  für  sich  nicht  beantwortet  werden.  Spezielle 
Momente  mQssen  in  jedem  einzelnen  Fall  den  Ansschlag  geben 
nnd  vor  allem  der  materielle  Umstand,  welches  Prinzip,  das 
staatliche  oder  private,  bereits  im  betreffenden  Notenbankweaen 
▼orwaltet.  Dafs  aber  das  staatliche  Institut  das  charakte- 
ristische Merkmal  des  schweizerischen  Banknotenwesens  bildet, 
ist  eine  feststehende  Tatsache. 


i.  Die  Rücksicht  aal  die  gepbenen  historisch  gewordenen 

Verhältnisse. 

In  der  bisherigen  Erörterung  haben  wir  zwei  oben  an* 
geflihrte  Argumente  aufser  Betracht  gelassen,  wodurch  zahl- 
reiche Anhänger  der  Staatsbank  einerseiti  fUr  unannehmbar 
hielten,  dafs  die  Kantone  und  die  staatlichen  Noteninstitute 

ihr  Notenausgaberecht  zu  Gunsten  von  Privaten  verlieren, 
und  Freunde  der  Aktienbank  andererseits  der  dotierten  Staats- 

liank  den  Vorwurf  machten,  dafs  sie  irgendwelche  Beteiligung 

der  bish^rip^en  Banken  an  der  neuen  Schöpfung*  ansschliefse. 
Wenn  \v  ir  die  Prüfung  dieser  Argumente  bis  hierauf  verschoben 
haheii,  s*.  ist  das  in  der  Erkeimtnis  gescheiien,  dafs,  während 
die  übrigen  einen  mehr  oder  weniger  allgemein  gülti^jfen  Wert 
besitzen,  diese  sich  eher  auf  die  eigentumlichen  historisch  ge- 
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wordenen  schweizerischen  Vprlillltnissc  beziehen  und  damit 
an  eine  I^eilie  von  wiclitigen  Frai^rn  j^nnz  anderer  Natur  an- 
kmipfen,  mit  welchen  si«-  im  Zusammenhange  betrachtet  werden, 
müssen.  Sie  führen  uns,  mit  anderen  Worten,  zum  zweiten 
oben  angedeuteten  Hauptstreitpunkt  —  ja,  unserer  Ansicht 
nach,  dem  Angelpunkt  des  ganzen  rroblemd  —  zu  dessen 
Behandlung  wir  jetzt  übergehen:  inwiefern  nttmlich  mtlBae 
man  bei  der  Schaffung  des  zentralen  Instituts  auf  das  Her- 
gebrachte und  Bestehende  Rücksicht  nehmen,  und  ferner 
eventuell  in  welcher  Richtung  hin  und  auf  welche  Weise  hAtte 
diese  Berücksichtigung  sich  zu  betätigen? 

£8  ist  nicht  leicht,  die  Namen  zu  finden,  mit  welchen 
die  swei  Tendenzen,  die  sich  hierbezüglich  kundgemacht  haben, 
kurz  und  treffend  bezeichnet  worden  könnten.  Man  würde 
doch  am  entsprechen  flöten  —  wenn  mau  die  Worte  cum  grauo 
salis  frei  von  jeder  ethischen  Bedeutunir  aufl.irst  —  zwischen 
den  „ Rücksichtsvollen'^  und  den  „Hücksichtslosen^  unter- 
scheiden. 

Die  naheliegenden  Beneuuunj^en  „Konservative  und  Radi- 
kale" oder  ,Dezentralisten  und  Zentralisten*  möchten  wir, 
als  gefährliche  Überschriften ,  absolut  vermeiden;  nicht  nur, 
weil  sie  an  und  fdr  sich  teilweise  £slsch  wären,  sondern  weü 
sie  auch  sonst  infolge  des  ihnen  bereits  anhaftenden  politischen 
Sinnes  ^[ifs Verständnisse  verursachen  würden.  Denn  über  dem 
Ausdruck  fiKonservative**  und  „Zentralisten zum  Beispiel 
würde  man  gewifs  schnell  vergessen,  dafs  die  Vertreter  der 
„Rücksicht  verlaritr*Tiflon"  Tendenz  ebensogut  der  Linken 
jils  der  Rechten  der  Bundesversammlung  angeliören;  .sie  deckt 
sich  mit  keiner  jxjütischen  Partei,  wie  sie  auch  ülicrdies  weder 
mit  der  Tendenz  zu  Gunsten  einer  Staatsbank,  noch  mit  der- 
jenigen zu  Gunsten  einer  Privatbank  parallel  l.Huft. 

Sie  zaliU  unter  ihren  Vertretern  ebenso  den  alten  Pionier 
des  Kotenmonopols  und  entschiedenen  Gegner  des  Privatbank- 
systems, den  sogenannten  „Bankvater'*  J.  J.  Keller,  der  die 
Kantonalbanken  zu  Filialen  des  Zentralinstituts  machen  wollte, 
als  den  warmen  Bekämpfer  des  Staatsbankprinzipes,  den  ver- 
storbenen früheren  BundespriLsidenten  Numa  Droz,  dem  der 
Gedanke  eines  „Syndicat  ae  Banques"  vorschwebte;  ebenso 
gut  Föderalisten  wie  die  Herren  Thöraulaz  und  Schwander, 
nach  deren  Antrag  die  Kantone  die  Hulfto  des  Kapitals  auf- 
brinu;<'n  sollten,  als  den  früheren  radikalen  Fnliror.  jetzigen 
Bundesrat  Comtesse,  der  die  erworbenen  Verhältnisse  und 
Erfahrungen  der  Kantonalinstitute  benutzen  wollte ,  und 
neben  dem  bekannten  St.  Gallischen  Demokraten  Curti»  der 
das  föderative  Element  berücksichtigt  sehen  und  durch  Ver- 
tretung der  Kantone  im  Bankrate  die  Popularität  des  neuen 
Institutes  sichern  wollte,  der  Handels-  und  Indnstrieverein, 
dessen  von  Kramer-Frey  inspirierte  „Gnindsttge*  und  fJSot- 
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•jTurf"  von  1S(»7  den  bestehonden  Banken,  oder  denselben  und 
den  K  iiitoiien  das  Kapital  vi^Uig,  resp.  zum  grölistea  Teil 

Wie  sjchon  aus  dieser  Aufzählung  ersichtlich,  war  nicht 
nur  der  Ausgangspunkt  der  einzelnen  Männer  und  Gruppen, 
die  wir  unter  der  Benennung  „Rücksichtü volle"  zusammenfassen 
möchten,  yielfaeh  gründlich  verschieden ,  indem  die  einen 
dkonomiachen  oder  sozialen,  die  anderen  politischen  Beweg- 
gründen gehorchten,  sondern  ihre  Forderungen  auch  wiesen 
eine  gröfsere  Mannigfaltigkeit  auf.  Gemeinsam  aher  hatten 
sie,  ihrer  Benennung  eben  entsprechend,  die  klare  Erkenntnis, 
daCs  eine  „tabula  rasa'*  zu  vermeiden  sei,  und  die  Über- 
zeugung, dafs  vielmehr  den  gegebenen,  historisch  gewordenen, 
eigentümlichen  nationalen  Vf-rlidltnissen  in  starkem  Mafse 
Rechnung  getragen  werden  müsse. 

Um  (  in  Urteil  über  diese  Tendenz  zu  gewinnen,  werfen 
wir  zunäclist  einen  Blick  auf  das  Ausland. 

Vielfach  hat  man  im  Laufe  der  Bankdebatten  auf  das- 
selbe hingewiesen.  Mit  Kecht.  Doch,  unseres  Kruchtens, 
selten  im  erwünschten  Sinne.  Man  hat  sich  immer  auf  die 
Form  und  Organisation  dieser  und  jener  ausländischen  Zentral- 
hank berufen,  die  Art  aber,  wie  die  anderen  Länder  die 
ZentraUsierung  angebahnt  oder  durchgesetzt,  hat  man  im  - 
Schatten  gelassen.  Nach  dem  Bestehenden  hat  man  gefragt, 
nicht  aber  danach,  wie  dasselbe  zu  stände  gekommen  ist; 
nach  dem  befriedigenden  Resultat,  nicht  aber  nach  dem  Vor- 
gehen, wodurch  man  ein  solches  erreicht. 

Auf  fliesen  zu  sehr  vernachlässigten  Standpunkt  steilen 
wir  uns  jetzt. 

Die  Bank  von  England  ist  bekanntlich  alimählich  schon 
im  Laufe  des  \H.  Jainhunderts  zur  Herrseherin  des  englischen 
Geldmarktes  emporgewachsen.  Als  im  Jjihre  1844  die  be- 
rühmte Bankreform  vorgenommen  wurde,  verfugte  sie  bereits 
über  ungefähr  65  ^/o  der  Notenzirkulation  des  Landes.  Man 
hätte  daher  mit  geringerer  Störung  der  Verhältnisse  als  anderswo 
das  Einbanksystem  zu  ihren  Gunsten  durchführen  können. 
Es  wäre  nur  eine  Vervollkommnung  eines  schon  halberoberten 
Monopols  gewesen.  Doch  hat  Peel,  der  persönlich  die 
Emission  in  der  Hand  einer  einzigen  Bank  am  liebsten  gesehen 
htitte,  ebensogtit  wie  das  Parlament  verstanden,  dafs  man  eine 
historische  Entwicklung  nicht  mit  einem  Male  abbrechen  könnte. 
Ea  wurde  einfach  bestimmt,  dafs  das  Keclit  zur  Notenausgabe 
keiner  neuen  Bank  gewahrt  werden  dürfte,  so  dafs  man  nur 
allmählich  durch  das  natürliche  Verschwinden  der  bestehenden 
Notenbanken  zum  Monopolsvsiem  übergehen  würde. 

Die  Verhältnisse  und  das  Vorgehen  sind  in  Deutschland 
einigermafsen  dieselben  gewesen.  Durch  das  Bankgesetz  von 
1875  ist  das  Notenausgaberecht  der  bestehenden  Zettelbanken 
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nicht  aufgehoben,  sondern  die  Bedingungen  seiner  Ausübung^ 
in  der  Weise  erschwert  worden,  dafs  es  allmählich  auigegeben 
werden  mufste.  Kein  Monopol  ist  gewaltsam  aufgedrängt 
worden.  Keine  Zentralbank  in  einem  Sttteke  geschaffen  worden. 
Man  brauchte  es  ja  nicht;  eine  scdche  hatte  sich  mit  der  Zett^ 
dem  wachsenden  politischen  Einflufs  Preulsens  entaprediendy 
von  selbst  herausgebildet.  Die  Gründung  der  Reichsbank 
bedeutete  nur  eine  Überschriftsänderung,  Das  neue  Institut 
war  nur  die  Fortsetzung  der  bereits  zwei  Drittel  der  Noten- 
zirkulation belierrschenden  und  zum  Übergewicht  gelangten 
früheren  „ Preufsischen  Bank";  mit  Privatkapital  ausgerüstet^* 
und  durch  Staatsbeamte  verwaltet  ist  sie  nach  wie  vor 
geblieben. 

In  Frank rcic Ii  ist  wohl  184?^  das  damals  auf  Paris  be- 
schränkte Monopol  der  Banque  de  France  auf  einmal  auf 
ganz  Frankreich  erweitert  worden.  Aber  erstens  ist  diese 
Mafsregel  in  der  Revolutionszeit  getroffen  worden,  und  zweitens 
eignete  sich  ein  politisch  völÜg  und  ökonomisch  vieUaeli 
xentralisiertea  Land  wie  das  betreffende  ungleich  besser  sJa 
andere  für  ein  solches  System;  drittens  hatte  die  Bank  schon 
lange  vorher  eine  dominierende  Stellung  eingenommen;  Tiertens^ 
weit  davon  entfernt,  mit  der  Vergangenheit  „tabula  rasa*  bu 
•  machen,  hat  man  die  vorhandenen  Elemente  benutzt,  indem 
die  ihres  Kotenrechtes  beraubten  Provinaialbanken  zu  Filialen 
der  Monopolbank  gemacht  wurden. 

In  Spanien,  wo  die  gesetzliche  Bankeinheit  im  Jahre  1B74 
eingeführt  worden  ist,  haben  sich  ähnlicherweise  die  meisten 
früheren  Provinzialbanken  mit  der  übrigens  bereits  dominie- 
renden Rank  von  Spanien  fusioniert. 

In  Itiilien  vollzieht  sich  die  Zentralisierung  nur  allmählich, 
meistenteils  auf  dem  We^e  von  Verschmelzungen.  Es  be- 
stehen heute  nur  noch  drei  Banken,  unter  denen  die  Bauea 
d'  Italia,  die  bereits  Uber  70°/o  der  Notenemission  in  den 
Händen  hat  und  die  leitende  Rolle  einnimmt,  allem  Anschein 
nach  schliefslich  das  Monopol  erlangen  wird. 

In  anderen  Ländern ,  wie  Österreich,  Kiederlande,  Nor- 
wegen,  Dänemark  u.  s.  w.,  filUt  entweder  die  Gründung  der 
Monopolbank  in  eine  Zeit,  wo  das  Notenbankwesen  nocb 
relativ  wenig  entwickelt  war,  oder  ist  das  Monopol  einem 
schon  cinfluisreichen,  bereits  faktisch  als  Zentralbank  fun- 
gierenden Institute  verliehen  worden. 

Wa«  endlich  Sch\\t'(1en  betrifft,  ^vo  sich  eben  das  Ein- 
zielieu  der  Noten  von  27  „Enskiida  Banken"  vollzieht,  ist 
folgendes  zu  bemerken: 


1^  Preufsen  war  nur  mit  1,9  Mill.  Thlr.  an  dem  suletst  20  Hill. 
Thlr.  betragesden  Kapital  beteiligt. 
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1.  Das  Gesetz  von  1897  (1899  in  Kraft),  wodurch  die 
ganze  Emission  des  Landes  vom  1.  Januar  1904  au  in 
die  Hand  der  „Biktbank'^  gelegt  wird,  zeigt  deutlich  in 
seinen  Übergangebestimmnngen  das  Bestreben,  die  Ände- 
rung auf  die  müdeste  Weise  zu  bewerkstelligen.  Die 
RUckzugsfirist  der  Noteu  Ist  auf  5  Jahre  festgestellt,  und 
die  Erlangung  von  Kredit  zu  ungewöbDÜch  günstigen 
Bedingungen  bei  dem  Zentralinstitute  den  Enskilda- 
banken  gesichert^-.  — 

2.  Die  Riksbank  verfiifrte  1800  —  vor  dem  Inkrafttreten 
des  ( resetzes  —  tibt  r  die  Hälfte  der  Notf^nzirknlation, 
luul  hatte  damit  bereits  ein  entschiedein  s  L  Ix  i  i;«' wicht 

ä.  Schweden  weist,  im  Gegensatz  zur  Schweiz,  eine  voll- 
ständige  politiJiche  Zentralisation  auf. 

Kurz,  uni  diese  Aufzählung  von  Tat-saclien  genug  sein 
zu  lassen,  die  Betrachtung  der  Geschichte  führt  zu  folgendem 
Ei^ebnisse : 

Zunächst  ist  allgemein  die  Notwendigkeit  emofunden 
worden,  beim  Werke  der  Zentralisierung  des  Notenbankwesens 
auf  das  Bestehende  Rücksicht  su  nehmen,  es  womöglich  au 
schonen  oder  au  benutzen  ;  hier  ist  das  Monopol  durch  Ein- 
schränkungen oder  aufeinander  folgende  Fusionen  resp.  Auf- 
hebungen angebahnt  worden,  und  da,  wo  es  auf  einmal  oder 
in  kürzerer  Zeit  durchgeführt  worden  ist,  sind  die  bisher 
konknrrierenden  Institute  entweder  durch  Bevorzugungen 
einigermafsen  entschädigt  oder  an  die  zur  Monopolbank  be- 
fbrderte  einflufsreiche  Bank  angegliedert. 

Denn,  das  \>t  ein  weiterer  Punkt,  nirgendwo  ist  ein 
Institut  extra  und  in  einem  Stück  gesehalfen  worden,  um  als 
Träger  des  Monopok  zu  dienen  Überall  bedeutete  die 
gesetzliche  £infilhrung  dieser  letateren  nichts  weiter  als  Be- 
schleunigung des  bereits  vor  sich  gehenden  Proaesses,  Stär- 


„Die  En skt  Ida- Bank,  welche  von  ihrem  Notenemiflsionsrecht 
absteht  und  keine  der  am  L  Januar  1896  bestehenden  Filialen  einzieht, 
ist  dazu  berechtigt,  te\U  frepr^Ti  SiclMrluit.  welche  die  oberste  Ver- 
waltung der  Reichsbank  guthcifüt,  Kaäsakivdite  bei  der  Beichsbank  2U 
beantzen,  ohne  Erlegung  von  i&editivvbgabe  und  m  einem  um 
niedrigerem  Zinsfufs  als  der  notierte  Wechseldiskont,  für  einen  Betrag 
bis  zur  H;llffp  des  Notenbetragpp,  welchen  sie  am  1.  Januar  lb90  in 
Zirkulation  hutte,  und  teils,  gleichfall«  bis  zur  Hälfte  des  genannten 
Notenbetrages,  in  der  Reicnsbank  solehe  Wechsel  rediskontiert  za  be- 
kommpn,  welche  die  Verwaltung  derselben  gutheifst,  zu  einem  Diskont, 
der  nicht  *ls  des  sonst  notierten  fibcrfteig't.  Vom  Anfang  des  Jahres 
1904  bis  zum  Schlüsse  von  l&Oö  sollen  femer  die  Banken,  welche  keine 
FUisien  einiieben,  anf  dieselbe  Weise  Wechsel  bis  sn40^  o  ihres  Noten- 
betrages am  1.  Juniiar  1^90  rorliskontieren  kOnnen.**  Bankpolitik. 
Dr.  Will.  Scharling.    Jena  IdOO.    S.  276. 

Beispiele  wären  vielleicht  wohl  zu  tindeu,  aber  nur  in  älterer 
Zeit  oder  In  „nenen  Ltadeni",  in  beiden  Fftllen  bei  wenig  entwickeltem 
fianknotenwesen. 
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kuog  einer  erlangten  Stellung,  Ergänzung  erworbener  Privi- 
legien. 

Und  wo  endlich  eine  Zentralbank  äich  hat  ausbilden  und 
das  Monopol  sichern  können,  da  war  diese  Erscheinung  Pro- 
dukt und  Ausdruck  einer  stärkeren  politischen  und  wirtochaft* 
lieben  Konzentratioa ,  in  welcher  sie  ihre  mehr  oder  weniger 
notwendigen  Vorbedingungen  fand.  Man  vergleiche  nur  die 
Verhältnisse  in  Frankreich  mit  denen  in  den  Vereinigten 
Staaten  Und  was  das  eigentümliche  Beispiel  Deut3chlflu:)ds 
betrifft,  glaubt  etwa  jemand ,  dafs  eine  als  künftige  Monopol- 
bank gedachte  Reicnsbank  im  Jahre  1875  hatte  errichtet 
werden  können,  wenn  nicht  Preufsen  und  in  Preuisen  Berlin 
politisch  und  ökonomisch  ein  entschiedenes  TThergewicht  gehabt 
nätten,  und  wenn  nicht  als  Ausdruck  dieses  Machtverhältnisses, 
die  bereits  als  Zentralbank  fungierende  Preufsische  Bank 
existiert  hätte?  Hätte  man  unter  solchen  Umständen  eine 
Keichsbank  schaffsn  wollen,  so  wäre  man  schon  an  der  Frage 
des  Baaksitaes  ins  Stocken  geraten. 

Kun  aber,  ein  ähnliches  Bild,  wie  Deutachlaud  unter 
solchen  Umständen  gezeigt  hätte,  bietet  gerade  heutzutage  die 
Schweiz. 

Wenn  auch  dieselbe  nicht  mehr  der  Staatenbund  von 

ehemals  ist,  so  ist  sie  einstweilen  noch  —  man  hätte  es  lieber 
anders  oder  nicht  —  ein  Bundesstaat.  Die  Verfassung 
von  1R74  iMfst  den  Dualismus  zwischen  Bund  und  Kantonen 
bestehen  und  nennt  die  letzteren,  trotz  aller  Einschränkung 
ihrer  Kompetenzen,  souveräne  Staaten.  Wenn  wir  also 
sagen,  daid  die  Kantone  noch  existieren,  so  drückt  dieser  Satz 
weder  einen  Wunsch  noch  ein  Bedauern  aus,  sondern  eine 
Tatsache.  Kun  fthren  wohl  unter  ihnen  einselne  eine  leitende 
Rolle,  aber  kein  einziger  hat  au  allen  Übrigen  eine  dominierende 
Stellang  einaunehmen  -vennocht,  und  eine  wesentliche  Ver- 
schiebung dieser  Verhältnisse  ist  nicht  su  erwarten.  Besitzt 
etwa  Bern  in  oolitischer  Hinsicht  den  ersten  Rang,  so  steht 
es  wieder  in  ökonomischer  Hinsicht  hinter  Zürich  zurück,  so 
dafs  eine  Ausgleichung  stattfindet.  Und  der  Stadt  Zürich 
wieder  machen  Genf  und  Basel,  gerade  besonders  als  Bank- 
plätze, den  Vorrnng-  auf  dem  Handeis-  und  Industriegebiete 
streitig.  Denn  auf  deniBeiben ,  noch  mehr  als  auf  dem 
politischen,  bietet  die  Schweiz  das  Bild  der  Dezentralisation. 

Eine  Monopolbnnk  hat  in  den  Vereinigten  Staaten  nie  existiert, 
Wohl  ist  in  der  Periode  1782—1836  eine  -United  States  Bank« 
dreimal  ins  Leben  gerufen  woräesi.  Diese  ÜnioMbaBk  Ist  dodi  jedes- 
mal nur  nominell  eine  Zentralbsnk  gewesen,  iodan  tä»  in  der  Tat  ab- 
solut keinen  bMtcnden  Einfluf?  zu  erlangen  vermochte,  —  vrm  schon 
aus  dem  Umstände  zu  erscheu  wäre,  dals  z.  B.  während  des  Bestehens 
der  leisten  die  Zshl  der  Notenbanken  yon  nngeflUir  900  auf  über 
700  stieg. 
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Noch  heutzutage  gilt  die  Bemerkung  des  alten  Anonymen  von 
1835,  dafs  ihr  Handel  nicht  vorzüglich  aut  einem  Platze  kon- 
zentriert ist,  wie  der  Handel  anderer  Länder  in  ihrer  Haupt- 
stadt. Sie  ist  in  dieser  BeziehuDg  ein  Tier,  daa  kein  Gehirn, 
sondern  nur  Nervenknoten  hositzt.  Und  endlich,  dieser  noch 
iterk  föderaliBtisclien  Verfassung,  diesem  Gleichgewicht  der 
Glieder,  dieser  ökonomisch^geographiechen  Zerstreaung  Wunder- 


dastehendes  Notenbankwesen :  ein  solches,  wo  nicht  der  kleinste 
Ketm  von  einer  Zentralbank  zu  entdecken  wäre  —  insofern 
man  darunter  ein  Institut  Tersteht,  das,  von  der  Zentralgewait 

mehr  oder  weniger  privilegiert,  sich  die  übrigen  in  irgend- 
welchem Mafso  untergeordnet  hat;  -  nur  eine  Mehrzahl  von 
gleichbereeliu^';teii  und  durch  ein  Konkordat  vnreirtip:tf"n  Banken. 
Nur  das  Prinzip  der  Bei-  oder  der  Zusammenordnung  und  der 
Mitwirkung.    Keine  Spur  von  Unterordnung. 

Das  sind  die  bestehenden  Verhältnisse. 

Dafs  dieselben  in  ihrer  sonderbaren  Eigenartigkcyt,  in 
Besu^  auf  die  Errichtung  einer  Monopolbank,  ungleich  un- 
gttnstiger  sind  als  diejenigen  jedes  anderen  JJandes  von  EiUrupa, 
oab  sie  fiut  keine  der  dafttr  erforderlichen  Vorbedingungen 
bieten,  dessen  scheint  man  sich  in  der  Schweis  im  allgemeinen 
nicht  bewulst  gewesen  zu  sein.  Jedenfalls  hat  man  Terfsliren 
wollen,  als  ob  von  alledem  nichts  wftre,  ia  —  es  ist  geradeau 
paradox,  —  rücksichtsloser  als  es  irgendwo  geschehen  ist. 

Zwar  hat  der  neue  Gesetzentwurf  sowohl  als  das  Gesetz 
von  189n  den  Kantonalregienni^^en ,  also  in  politischer  Hin- 
sicht, gewisse  Konzessionen  gemacht,  aber  der  wirtschaiüiehe 
Inhalt  der  beiden  bedeutet:  1.  Sprung  ohne  Übergang  von 
einem  Extrem  —  Banknielirheit  ohne  Zentralbank  —  zum 
anderen  Extrem  —  System  der  Monopolbank.  2.  Aufhebung 
dee  Notenrechtes  von  drei  Dutzend  Banken  ohne  Anbahnung, 
EntsehAdtgung  oder  sonstige  Milderung.  S.  Gleichseitige  Eir- 
richtung  eines  mit  einem  Neta  von  Filialen  ausgerttsteten 
2ientralinstitute8,  das  ohne  Wurzel  in  der  Veigangenheit,  ohne 
Verbindung  mit  dem  Bestehenden,  als  Konkurrent  der  frttheren 
Notenbanken  auftreten  würde. 

Welches  sind  die  Folgen  dieser  rücksichtslosen  Bank- 
politi'k  gewesen?  Man  hat  bisher  viel  zu  ausschliefslich  die 
Furcht  vor  dem  SUiatsinstitut  mit  seinen  Konsequenzen  als 
die  Ursache  der  Verwerfung  des  Gesetzes  von  189(j  betont. 
Wir  sind  überzeugt,  dafs  eine  sehr  bedeutende  Anzahl  der 
Verwerfenden  keine  Gegner  des  Staatsbank priu/ipes  'oder 
Gegner  jeder  Zentralisation  des  Banknuteuweseiis  waren,  und 
wir  stntaen  uns  hierbei  unter  anderem  auf  Erklärungen,  die 
in  der  Bundesversammlung  gemacht  worden  sind,  ohne  unseres 
Wissens  widerlegt  worden  zu  sein:  ^Bie  Hauntgruppe  der 
Verwerfenden  Im  Jahre  1897  waren  nun  aber  aie  Kaatonal- 

Fort«liaiig*n  XZI 1.  —  Ood«t.  5 


einzig  In  seiner  Art 
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banken  iinrl  ihre  Freunde"  ....  „Öie  Kantonalbanken  haben 
dio  liauptgruppe  der  Gegner  gebtelltj  das  zeigt  eine  Revision 
der  betreffenden  Absttmnmngstibellea  auTser  allem  Zweifel* 
....  „Der  gröfste  Teil  dee  Schweizenrolkes  bat  geglaubt, 
die  kantonalen  EmisBionsbanken  würden  in  ihren  Intereesen 
geschädigt,  und  deshalb  hat  im  Kanton  Hern,  in  Solothum 
und  anderen  Kantonen  das  Volk  die  reine  Staatsbank,  wie 
sie  seinerzeit  projektiert  war,  verworfen"     .  .  .  . 

Hat  dieser  beachtenswerte  und  siegreiche  Widerstand  die 
Gesetzgeber  eines  Bosseren  belelirt  und  zur  Einsicht  ^i^ebracht, 
dafs  man  bei  der  Ausarbeitung  einer  neuen  Vorlage  besser 
weniger  gewalttätig  eingreifen  wtlrde?  Hiervon  ist  nicht  das 
Geringste  zu  bemerken.  „Die  Kantonalbanken  verlieren  das 
Recht  der  Notenemission  durch  den  gegenwärtigen  Gesetzentwurf^ 
wie  durch  denjenigen  vom  Jahre  1896;  der  Unterschied  iöt 
nur  der,  dafs  sie  ihr  Notenemisstonsrecht  nicht  ▼erlieren  <a 
Gunsten  eines  staatlichen  Institates,  sondern  zu  Gunsten  eines 
Institutes,  bei  welchem  su  ^/«  das  Privatkapital  beteiligt  ist^ 
also  Privatinteressen  gewahrt  werden.  Das  wird  für  die 
Freunde  der  Kantonalbanken  keine  Veranlassung  sein,  mit 
Begeisterung  flßr  diesen  Gesetaentwurf  einzutreten ,  sondera 
im  Gegenteil  ein  GruTuI.  um  denselben  noch  wuchtiger  zu 
verwerfen,  als  es  18^*7  der  Fall  ^vnr.  Auch  bezüglich  des 
Geschäftskreises  der  Nationalbank  gemäfs  dem  vorliegenden 
Entwürfe  hab^n  wir  es  mit  keiner  materiellen  Änderung  im 
Interesse  der  Kantonalbankpn  zu  tun ;  wenn  dalier  der  Geschäfts- 
kreis,  welcher  1897  der  Bundi  aliaiik  zugeschieden  war,  als  ein 
solcher  betrachtet  wurde,  welcher  die  Kantonalbanken  zu 
schädigen  geeignet  sei,  wird  dies  bezttglich  der  gegenwärtigen 
Vorlage  in  ganz  gleicher  Weise  eintreten 

Um  ganz  gerecht  zu  sein,  hätte  der  Nationalrat,  der  ncli 
80  ausgesprochen  hat^  wohl  hinzufügen  können,  dafs  man  doch 
in  Art  6^  betreffend  die  Beschaffung  des  Bankkapitals,  soweit 
gegangen  war,  die  Kantonalbanken  gnädig  zu  erwähnen  und 
die  Aussicht  auf  eine  Beteiligung  derselben  an  dem  den  Kan- 
tonen vorbehaltf^nen  Drittel  gewähren  zu  wollen.  Aber,  dem 
Wesen  des  Entwurfes  nach,  ist  es  wahr,  dafs  er  lv;nnn  mehr 
als  der  frühere  den  ^j^anz  eigenartificen  und  besonders  un- 
günstigen Verhältnissen  Reclinun«r  trug. 

In  dieser  Rücksichtslosif^keit,  in  der  drohenden  Geftthr- 
dung  zahlreicher  berechtigter  Interesbeu  und  lu  der  Verletzung 
des  historischen  RechtsgeiUhls  weiterer  Kreise  hat  1901  noch 
mehr  als  1897  die  Hauptursache  des  Mifserfolges  gelegen. 

'*  Amtl.    Steno  gr.    Bulletin    der  Bu  n  do.s  vcr  sain  m  I  un 
Jnni  1899.  Rede  des  H.  Natioualrates  Seh  error -Fülle  manu.  & 
und  199. 

^  Ebenda  8.  209.  Rede  des  H.  Kationalrates  Vieler. 
Ebenda  S.  197.  H.  Nati<malrat  Scberrer-Fftnemann. 
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Und  ao  welchem  äuiserÜcli  einzigen  Umstand  ist  der 
Entwurf  diesmal  sclion  im  Schofse  der  Bundeöveräammlung 
gescheitert?  Au  dei  l'rage  des  ZentraUitzes.  —  Die  Frage, 
ch  der  Sitz  der  Bank  nach  Bern  oder  nach  Zürich  zu  ver- 
legen sei,  ist  an  und  für  nch  eine  relatiT  nebenattchliche;  den 
Umstand  aber,  dafs  aie  überhaupt  aufitaaohen  konnte  und  den 
Durch&ll  der  .Vorlage  zu  verursachen  im  stände  war,  halten 
wir  fUr  bedeutungsvoll  und  durchaus  bezeichnend.  Denn 
wenn  sie  so  in  den  Vordergrund  tritt ,  so  ist  es  weder  dem 
Zufall,  noch  der  Willkür  einzelner  zuzuschreiben;  und  es  wäre 
ebenso  kurzsichtig,  bei  den  Gegnern  irL'endwelche  besondere 
Kleinlichkeit  und  eigeusinni^i^e  Ötarrköptigkeit  sehen  zu  wollen, 
als  es  lächerlich  wäre,  wenn  man  die  Grofsmut  der  Deutschen 
bewunderte,  weil  bei  ihnen  die  Frage  des  Sitzes  der  Zentral- 
bank keinen  Streit  hervorgerufen  hat.  Denn,  wie  in  Deutsch- 
land keine  Wahl  vorlag,  so  liegt  in  der  Schweiz  die  Zweiheit, 
die  Zweifelhaftigkeit .  der  Zwiespalt  in  der  Natur  der  Sache 
selbst;  wie  dort  die  Einigkeit  der  Meinungen,  so  bedeutet 
auch  in  der  Schweiz  ihr  Auseinandergehen  nichts  weiter  als 
den  unbewuDsten,  natürlichen,  laut  werdenden  Ausdruck  der 
p  litischen,  ökonomisch -geographischen  und  wirtschaftlichen 
Verhttltnisse  des  Landes. 

Nachdem  wir  gezeigt  haben,  wie  die  schweizerischen  Ver- 
hältnisse in  ihrer  heutigen,  durch  di*^  Ge8etzf!:nbung  teilweise 
nicht,  teilweise  nur  sehr  bui;,^sai!i  iiioditizierbaren  Gestaltung, 
von  einem  höheren  Standpunkte  betrachtet,  in  ihrem  Wesen 
dem  Zentralbanksystem  widersprechen,  und  wie  diese  Tat- 
sache in  dem  Widerstand  in  Volk  und  liäten  Auadiuck  ge- 
funden hat)  so  möchten  wir  nun  die  praktischen  Kon> 
Sequenzen  andeuten,  welche  die  Durchführung  des  be- 
treffenden Systems  zur  Folge  haben  wlirde. 

Die  Schwierigkeit  unserer  Aufgabe  liegt  darin,  dafs  es 
sich  um  keine  Katastrophe  handelt,  sondcni  lediglich  um  eine 
Unmenge  von  weit  im  wirtschaftlichen  Leben  des  Landes 
nachwirkenden  Störungen,  deren  jede  einzelne,  an  und  ftlr 
sich  betrachtet,  als  ziemlich  geringfügig  erscheinen  raufs  und 
sich  oft  unmötrlich  in  Zahlen  ausdrücken  liifHt.  Man  mufs 
aber  im  Auge  behalten  einerseits,  dafs  kleine  bummen  fUr  ein 
kleines  Land  wie  die  Schweiz  von  Bedeutung  sind,  und 
andererseits,  dafs  nicht  nur  das  mathematisch  Mefsbare 
KealitäL  besitzt. 

Dafs  die  Sache  der  Emissionsbanken  von  derjenigen  des 
Volkswohls  nicht  zu  trennen  ist,  da&  Tausende  und  aber 
Taosende  daran  interessiert  sind,  dafs  sie  keine  Störung  und  Ab- 
schwächung  erleiden  dürfen,  davon  zeugt  der  Widerstand,  der 
sich  in  weiten  Kreisen  zu  ihren  Gunsten  kundg^eben  hat.  Dafs 
aber  diese  Banken  an  der  geplanten  Änderung  nichts  zu  ver- 

5* 
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liercn ,  ja,  weil  sie  sich  trcier  bewegen  würden,  nur  zu  ge- 
winnen hätten,  das  widerlegt  ihr  Sträuben  schon  genügend  — 
sie  müssen  doch  selbst  das  feinste  Gefühl  fUr  mre  eigenen 
Interessen  besitzen. 

Zuerst  wtlrde  die  Operation  der  Noteneinziehung  — 
ganz  abgesehen  Yon  ihrer  grofsen  Raschheit  —  eine  un- 

fleich  beidenkltohere  als  in  anderen  Lftndern  Bein,  weil  sie 
en  meisten  Banken  oder  den  iUr  ihre  Verbiodliblikettai 
haftenden  Kantonen  eine  erhebliche  flnansieUe  Leistung  aaf- 
btlrden  wUrde.  Da  bei  21  Banken  —  deren  bewilligte 
Emiasion  60,3%  der  Gesamtemission  ausmacht  —  die  nicht 
in  bar  gedeckten  60%  der  Notenzirkulation  nicht  durch 
Hinterlage  von  Wertschriften  oder  durch  das  Wecljsclporte- 
feuille  gedeckt,  sondern  nur  durch  die  Kautone  garantiert 
sind,  so  wäre  infolge  dieses  Umstandes  ein  Kapital  von 
ca.  55  Mill.  Frk.  zu  beschaflfen. 

Dann  fällt  natürlich  in  derselben  Zeit  der  Gewinn  aus 
der  Notenemission  aus.  Wie  hoch  ist  er  anzuschlagen?  Bei 
einem  Diekontosats  von  3^/o  —  unter  Berttckdchtigung  von 
50%  Bardeckung,  von  ^^«%  eidgenOBsischer  Kontrollgebtthr. 
Ton  ^/s  %  kantonaler  Notenstener,  den  Kosten  für  Ankauf  und 
Ersatz  von  Notenformularen  und  dem  Anteil  an  'den  allge- 
meinen Verwaltungskosten  der  llunk  —  dürfte  er  nack  dem  Urteil 
gewiegter  Fachmänner  auf  die  fimissionisumme  bezogen  netto 
^'2°'o  nicht  überschreiten*®.  Bei  der  gegenwärtigen  Emission, 
die  um  228  Millionen  schwankt,  würdn  dfis  Frk.  1  140  000 
ausmachen.  Da  der  durchschnittliche  otlizielle  Diskontosatz 
in  den  zehn  letzten  Jahren  3,88  erreicht  hat  (im  J.  190O 
4,88%),  so  dürfte  diese  Summe  um  mehrere  Tausend  höher 
angeschlagen  werden.  Doch  sehen  wir  davon  ab,  mit  Rück- 
sicht auf  die  von  Zeit  zu  Zeit  zum  Zwecke  der  Noteneinlösung 
entstehenden  Kosten  der  Thalerbeachaffune. 

Wenn  man  dem  Nettogewinn  von  Frk.  1140000  den 
Betrag  der  kantonalen  Notensteuern  und  Depositengebflhren 
TOn  rund  Frk.  121G000  zuzählt,  so  bekommt  man  die  Summe 
von  Frk.  2400000,  welche  den  Nutzen  darstellt,  den  die 
Kantonalstaatcn  aus  der  Emission  sieben,  und  um  welchen  mit 
Entziehung  des  Eraissionsrechtes  ihre  Gesamtnettooinnalünen 
ans  den  Emissionsbanken  (1900  rund  Frk.  3675000)  verkürzt 
sein  würden 

Es  ist  behauptet  worden,  dafg.  iiidnn  das  Wegfallen  der 
Steuerabgabe  eine  Entlastung  der  Banken  bedeutet,  die  Kan- 
tone auf  dieselbe  Summe  wie  früher  in  der  Form  eines  um 
so  ^öfseren  Nettogewinnes  rechnen  könnten.  Aber  —  ab- 
gesen«!  davon,  dais  diese  Behauptung  sich  auf  swei  Kantone^ 


Botschaft  des  BucdeBrates  vom  23.  Okt.  1894.  S.  26. 
*•  Siehe  die  TabeUe  S.  69. 
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Vom  Banknoteninspektor  milgeteilte 

Z  usam  m  enstellnn^ 

der  von  den  Banken  an  die  Kantone  abgegebenen  Rein- 
erträ^sse,  Banknotenstenern  und  Depeueebtthren 

im  J.  1900. 

(AU  BeiaerträgnU  ist  die  Yerzinaong  über  4®/q  binaua  verstanden.) 


-  Kantone 

An  den 

Kanton 
fibj^rliefertes 
Kein- 
ertr&gnifl 

Banknoten- 
■tener 

Depot- 
gebohren 

Total 

■ir-  -  ■ 

* 

Frk. 

Frk. 

Frk. 

Frk. 

St.  Gallen  .  .  . 
Basel-Land  .    .  . 

Bern  

Thnmn  .... 

Qfmnbönilfl»  >  •  • 

Lnzpm  

Appeuzell  A.-Kh.  . 
Ziiricb'  .  •  .  •  . 
FreibOiK  .... 

Uri  

Nidwaldeu  .  .  . 
Nenenbing  .  •  . 
Schaffhaaaen   .  . 

Glarus  

Solotbom  .... 
Obwalden.  •  .  . 
Schwyz  

^m^  : : : 

Genf.   ,   •  ,   .  . 

Tf.»s8in  

Baflel  ..... 
Zn««^^  

110  000 

59  000 
310  000 
105  000 
3.00  000 
244  134 
1:33  571 

50000 
325  351 
232 

21  766 
105  419 

58  626 
104  967 
184000 

42  625 

000 

172  500 
86000 

194268 

114406 
85  949 

23  943 
65  053 

167829 
29000 

96881 

30  000 
15  000 
29906 

29945 
72000 
71888 
49  500 
170  710 
17969 

1674 

602 

3007 
* 

1866 

• 

m 

2103 

m 

m 

m 

4865 

305  837 
59  000 
424  406 
141651 
323948 
812  994 
133  571 
207  829 
855  707 
58  232 
21766 
200  800 
90  729 
119  967 
218906 
42  626 
38  000 
202445 
72000 
71383 
54  365 
170  710 
62989 

ToW 

2458191 

1208069 

1066^ 

8674767 

die  weder  eine  Staatsbank  noch  einen  Aktienanteil  an  einer 
Kotenbank  besitzen,  nicht  beziehen  könnte  —  so  hätte  sie 
nur  dann  einen  Sinn,  wenn  die  betreffende  Entlastung  unter 
Beibehaltung  des  Notenrechtes  geschähe.    Allein  wttrde  in  der 

Tat  die  Steuerqiielle  mit  (l<  r  Steuer  wegfallen. 

Eine  ungleich  beachtenswertere  Einwendung  ist  die,  dafe 
die  Banken  durch  Vermehrung  ilirer  nun  weniger  gebundenen 
Tätigkeit  und  Ausdehnung  ihres  Geschäftskreises  den  be- 


Besitzt  die  Hälfte  des  KapitalB  seiner  Kantonalbsak;  dieandeie 
Hälfte  g«*hört  Privataktioniiren. 

Besitzt  nur  sehr  wenige  Anteile  der  „Banque  Cantonaie  Vaudoise". 
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trefienden  Ausfall  auszugleichen  vermöchten.  Das  ist  zweifel- 
haft. Denn  hier  wieder  werden  sie  in  einer  ganz  eigen- 
tümlichen und  ungewöhnlich  ungünstigen  Lage  stehen.  Denn 

gerade  in  der  Zeit,  wo  sie  mit  den  erwHhnten  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen  habf^n  werden  ^  wird  ihnen  eine  bisher  nicht  da- 
gewesene Konkurrenz  entstehen,  mäclitiger  als  jede  frühere,  — 
in  der  Form  der  Zentralbank,  die  stets  als  das  gröfste 
schweizerische  Kreditinstitut  gedacht  worden  ist. 

Der  allerdings  »ehr  beschränkte  Geschäftskreis  diese» 
letzteren  würde  sich  doch  mit  dem  ihrigen  teilweise  decken. 
Die  Hypothekar-  oder  sonstigen  langfristigen  Leihgeschäfte 
hätten  keine  Beeinträchtigung  zu  erleiden.  —  Aber,  wenn 
auch  die  Zentralbank  die  Gelddepositen  nicht  verzinst,  so 
werden  sie  ihr  doch  massenhaft  zunielsen  —  das  Beispiel  der 
Zentralbanken  des  Auslandes  bürgt  dafür  —  und  nie  Ein- 
filhrong  eines  Scheck-  und  Giroverkehrs  ungefähr  nach  dem 
Muster  der  deutschen  Reichsbank  dürfte  diese  Bewegung  noch 
bedentend  befördern  Da  nun  die  Zentralbank  kaum  sich 
neue  Gebiete  wird  aufischliefsen  und  Kategorien  von  Geldern^ 
die  bisher  im  Vorkehr  und  Privatkassen  blieben,  wird  an  sich 
ziehen  können,  so  werden  naturgemäfs  die  bei  ihr  deponiert«  ii 
Summen  teilweise  aus  den  früheren  Kmissionsbanken  gezogen 
werden.  Aiiulieh  wurde  es  im  L^iskoiUogeschäft  und  Lombard- 
verkehr sein.  Wenn  dieselben  bei  den  meisten  heutigen  Nuten- 
banken nicht  das  Hauptgeschäft  bilden,  so  wiesen  doch  die 
Generalmonatsbilanzen  im  Jahre  1900  für  Wechselforderungen 
durchschnittlich  rund  230,8  Mill.  Ftk,  auf  (wovon  V«  auf  die 
4  Banken  mit  beschränktem  Geschttftskreise  entfielen),  so  dab 
nicht  gesagt  werden  kann,  die  Banken  hlltten  in  dieser  Hin- 
sieht  nichts  zu  verlieren.  Man  wirft  nun  ein,  die  bisherigen 
Banken  ,wären  in  erster  Linie  dazu  berufen,  als  Zwischen- 
glieder zwischen  Handel  und  Industrie  einerseits  und  der 
Zentralnotenbank  andererseits  zu  dienen",  und  diese  könnte 
ihnen  „als  Rediskontif^niTifrssUltte  zu  niedrigen  Sätzen  einrn 
schönen  Nutzen  gewaiirleisten"  Wir  glauben,  dies  küimie 
nur  dann  in  gröfserem  Mafsstabe  der  Fall  sein,  wenn  die 
Zentralbank  nur  mit  drei  Unterschriften  versehene  Wechsel 
diskontierte.  Denn  sind  nur  zwei  Unter&chriiten  erforderlich, 
SO  wird  man  ungleich  häufiger  das  Giro  der  Kantonalbanken 
entbehren  -  und  sich  ohne  Vermittlung  an  die  Zentralbank 


"■'  ^n^r  Girovorkclir  ist  es  unboiHiiiirt ,  <l«*r  bei  der  BaiKiue  doi 
France  und  der  deutschen  Keiehsbank  diesen  grofsen  MctallDe!<tand 
mit  dich  gebracht  hat",  etc.  11.  Nationulrat  Hirter.  Deutsche  Bericht- 
erstatter der  KommMflionsmehrhcit.  Amti.  Stenogr.  Bull,  der 
Bwndesver?}!  mminng.   Juni  1899.    S.  190. 

**  E.  Feibelmann,  Die  sch weizerieehen  Notenbanken, 
in  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft''.  1897. 
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wenden  können**.  Nun,  weder  im  ersten,  noch  im  zweiten 
Bankentwurf  ist  vom  Erfordernis  einer  dritten  Unterschrift  die 
Rede  gewesen,  und  es  würde  in  der  Tat  den  in  der  Schweiz 
überlieferten  Gewohnheiten  zuwider  sein.  Und  nicht  nur  mit 
8olclicn  materiellen  Momenten,  sondern  auch  mit  den  niora- 
liöcheo  Imponderabilien  mufs  gerechnet  werden.  Wer  weifs, 
in  welchem  Mafse  die  biaherigen  Iii8titute  ihr  Ansehen  una 
ihre  Popularität  zu  (jlunsten  der  Zentralbank  einbüfsen  werden? 
—  Kurz,  es  ist,  wenn  auch  nicht  gewifs.  so  auch  gar  nicht 
fttugeschlossen,  dafB  der  sonstige  Gewinn  der  schon  des  Noten- 
▼orteiles  beraubten  Banken  durch  die  Konkurrenz  des  mäch- 
tigen Ankömmlings  verkürzt  wtlrde. 

Was  eine  solche  Erentualimt  viel  bedenklicher  macht, 
als  es  sonst  der  Fall  wäre,  und  die  Vorsicht  gebietet,  ist  der 
Umstand,  dafs  die  Interessen  der  Notenbanken  mit  denienigen 
der  kantonalen  Finanzen  aufs  enf^ste  verbunden  sind.  Die 
Notensteuern  und  der  Ertrag  der  Kantonalbanken  bilden  eine 
bedeutende  Einnalimetjuelle  der  Kantone.  Ein  Teil  fiiefst  in 
die  Staatskasse  zur  Verwendung  des  Fiskus,  bebuts  Deckung 
der  Verwaltungsausgaben.  Der  Rest  wird  für  diverse  Zwecke 
verbraucht,  z.  B.  zur  Tilgung  der  kantonalen  Strafscnschuld 
und  zur  Amortisation  der  Eisenbahnanleihe  (GraubUnden), 
oder  2u  landwirtschaftlichen  Zwecken ,  Fonds  für  Hilfe  bei 
Elementarkatastrophen  etc.  fAargau).  Lusem  hat  1897  Frk. 
172532  an  die  kantonale  Armenkasse  abgeliefert;  Freiburg 
speist  mit  diesem  Gewinne  die  Universität  (1897  :  80000  Frk.), 
besorgt  den  ganzen  Dienst  der  Verzinsung  und  Amortisation 
der  Anleihe  fUr  ihr  Dotationskapital  von  Frk.  1500U000 
und  hilft  aufserdem  noch  mit  an  der  Verzinsung  und  Amorti- 
sation der  Staatsschuld,  ;nino  ljs97  im  betrage  von  I49ii82^'^ 
u.  8.  w.  Man  stelle  sich  eine  Störung  dieser  Verhältnisse 
vor!  —  Allerdings  sollte  der  eventuelle  Reingewinn  der 
Zentralbank  nach  anj^emessener  Verzinsung  des  Kapitals  und 
der  Einlage  in  tlen  Reservefonds  grölstenteils  oder  sogar  ganz 
den  Kantonen  zufallen.  Er  ist  aber  eine  absolut  unbekannte 
QrOise.  Von  jeher  Übrigens  sind  Gegner  wie  Herr  Bundesrat 
Hauser  und  Herr  Cramer-Frey  darüber  einig  gewesen, 

dafs  man  sich  Ton  diesem  künftigen  firtrHgnis  nicht  allzuviel 

• 


Wenn  die  Bank  von  Fraukreich  viel  mehr  als  die  deutsche 
Beichsbank  den  Charakter  einer  Rediskontobank  besitzt  (was  schon 

ans  der  Verfallzeit  der  Wechsel«  die  bei  der  ersten  27Vs,  bei  der  zweiten 
46  Tage  noch  zu  Innfen  haben,  zu  erf^fhen  ist),  eo  ist  das  meistenteils 
auf  die  Tatsache  zurückzulührent  dafs  bei  der  ersten  die  dritte  Unter- 
schrift erforderlich«  wfthrend  sie  in  Deutschland  nur  fakultativ  ist. 

«  Siehe  in  „Zeitschrift  f.  Schweiz.  Statistik"  1899,  II.  Bd., 
Betrachtungen  über  den  Finanzhaush a  U  der  Kantone  und 
ihre  Beziehungen  zum  Bande  von  Dr.  Jacob  Steiger  in  Bern, 
ans  denen  wir  die  obigen  £inselheiten  entnehmen. 
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versprechen  sollte.  Im  begtnn  Falle  wird  in  den  kantonnlen 
Etats  nn  die  Stelle  einer  sicheren,  featen  Einnahme  eine 
Ungewisse  treten. 

Wir  haben  damit  die  Erörterung  des  zweiten  Haupt- 
Dunktes  des  Problems  beendet  und  fassen  unsere  auf  inn 
DesttgUchen  SehlQwe  in  folgender  Weise  susammen: 

Wie  auf  politischem  Gmtete  weder  Königtum  noch  Demo- 
kratie als  die  absolut  beste  Staatsform  gelten  darf,  sondern 

E'  de,  je  nach  Oröfse  und  Kulturstufe  des  in  Frage  kommenden 
andes  die  bestgeeignete  sein  mag,  —  wie  die  Frage:  Staats- 
bank oder  Privatbank?  je  nach  den  bisherigen  Gewohnheiten, 
nach  Charakter  und  Sitten  der  Einwohner  und  nach  der 
politischen  Ordnung  in  jedem  einzelnen  Falle  beantwortet 
werden  mufs,  —  so  darf  auch  keine  BankordniinLr  als  die 
einzif^  richtige  hingestellt  werden  und  überall  willkürlich  auf- 
gedraiijL^t  werden. 

Eiue  gewisse  Bankordüung  ist  das  Produkt  bestimmter 
Verhältnisse  und  wird  sich  nur  ähnlichen  anpassen  können. 

Das  Monopolbanksystem  setst  eine  starke  Konzentration 
resp.  Unterordnung  auf  dem  ökonomischen  oder  politischen 
Geoiete  voraus.  —  Es  widerspricht  deshalb  wesentlich  den 
schweizerischen  Verhältnissen.  Im  Widerstand,  auf  welchen 
die  Versuche  seiner  Einführung  in  dieselben  gestofsen  sind, 
mufs  man  einen  Beleg  flir  das  Vorhandensein  dieses  Wider- 
spruches erblicken,  sowie  eine  natürliche  FolfTf'  dioscs  letzteren 
in  den  besonders  zahlreichen  materiellen  Bedenken,  die  mit 
der  praktischen  Durchführung  verbunden  sind. 

Das  heutige  Notenbankwesen  der  Schweiz,  welches  das 
Bild  der  reinen  Zusammenordnung  bietet,  ist  nur  der  natür- 
liche Ausdruck  ihrer  föderalistischen  Verfiassung,  sowie  ihrer 
Dezentralisation  auf  dem  Handelsgebiete  und  ihres  Mangels 
an  einem  unbestritten  führenden  Kreditplatas. 

Die  beiden  Glieder  hängen  so  zusammen,  dafs  eine 
gröfsere  Verschiebung  oder  Änderung  des  einen  entsprechende 
Modifizierung  des  anderen  voraussetzt. 

Die  ökonomische  und  politische  Gestaltung  eines  Landes 
aber  ist  durch  die  Gesetzgeoung  teilweise  nur  langsam,  teil- 
weise nicht  modifizierbar. 

Darf  man  daraus  schliefsen,  dafs  auf  eineReformdessciiweize- 
rischen  Notenbankwesens  im  Sinne  einer  Zentralbank,  die  wir 
oben  als  erstrebenswert  bezeichnet  haben,  verzichtet  werden  luufs? 
Nein,  allein  man  muls,  wenn  man  an  dem  Gedanken  überhaupt 
festhalten  will,  und  aufrichtig  wünscht,  zu  einem  praktischen 
Resultat  zu  gelangen,  in  der  Erkenntnis  der  Eigenartig* 
keit  der  Verhältnisse  und  der  besonderen  Schwierigkeiten, 
die  ein  solches  Vorhaben  bietet,  eine  Bankform  zu  finden 
suchen,  die  der  historischen  Entwicklung  entspricht,  die 
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einigermafsen  eine  Ausbildung  und  Vollendung  des  Bestehenden 

bedeutet;  man  mufs  in  allprerster  Linie  diejenigen  Elemente 
l>ei  der  neuen  Schöpfung  und  tur  ihr  Gedeihen  interessieren, 
die  bisher  den  Haupt  widerstand  geleiatet  haben.  Taktisch 
sowohl  als  prinzipiell  ist  die  weitgehendste  Berücksichtigung 
der  Kautoue  und  ihrer  ^utenbunken  geboten. 

3.  Die  vorgeschlagene  LSsang. 

Es  soll  DHU  UDsere  Aufgabe  sein,  die  Art  der  Lösung 
anzudeuten,  welche  uns  das  heikle  Zentralbankproblem  im 
Xfichte  der  von  uns  gewonnenen  Schltlsse  zuzulassen  scheint. 

Zunächst  können  wir  unmöglich  eine  mit  Privatkapital 
ausgerüstete  und  unter  mehr  oder  weniger  bedeutender  i\Iit- 
wirkung  von  Privaten  verwaltete  Aktienbank  befürworten. 
Kicht  dafs  das  System  an  und  für  sich  uns  unsympathisch 
sei  —  darüber  haben  wir  uns  früher  ausgesprochen.  Aber  es 
würde  hier  im  Widerspruch  zu  historisch  gewordenen  Ver- 
hältnissen stehen,  da  die  meisten  Emissionsbanken  als  staat- 
liche Institute  entstanden  sind,  und  bald  mlifste  sich  ein 
in  diesem  Sinne  gefafster  Entwurf  als  praktisch  aussichtslos 
herausstellen.  —  Denn  die  bisherige  Erfahrung  kann  darüber 
keinen  Zweifel  walten  lassen,  dals  die  Kantone  und  Kantonal« 
banken,  an  deren  Widerstand  .awei  Eotwtürfe  nacheinander 
gescheitert  sind,  sich  am  allerwenigsten  zu  Qunsten  *von 
Privaten  ihrer  Rechte  und  Gewinne  entblöfsen  würden ,  und 
dnfs  andererseits  im  gröf^sten  Teile  des  Volkes  das  entschiedenste 
Mil^traueii  ^'^et^enüber  dem  Privatkapital  herrscht.  Käme  etwa 
in  der  Bundesversammlung  ein  Privatbaukgesetz  zu  stände, 
öü  würde  es  unbedingt  einem  Referendum  zum  Opfer  fallen. 

Ein  solches  Los  ist  der  Staatsbank  mit  Beteiligung  der 
Kantone  zu  Teil  geworden,  so  dafs  vou  ihr,  jedenfalls  vor- 
Iftufig,  keine  Rede  mehr  sein  kann.  Die  Motion  Scherrer- 
FoUemann,  die  darauf  hinausgeht,  einen  neuen  Entwurf 
wesentlich  auf  dieser  Qrundlage  aufeubauen,  aber  diesmal  mit 
möglichster  Berücksichtigung  der  Kantonalbanken,  hätte  nur 
in  dem  Mafse  eine  grOuere  Aussicht  auf  Erfolg,  wie  diese 
Berttcksichtigung  stattfinden  würde.  Dieselbe  könnte  aber 
schwerlich  eine  genügende  sein.  Und  die  Beteiligung  des 
Bundes  am  Kapital  würde  —  wenn  auch  auf  die  Hälfte  ofler 
ein  Drittel  etwa  reduziert  —  den  Widerstand  derienif]::en  sicher 
hervornifeu,  welche  die  ^[ön;lichkeit  einer  Verschmelzung  von 
Staatskrodit  und  Bankkredit,  sowie  die  Haftbarkeit  des 
Bundes  —  die  ausgedrückt  oder  nicht,  jedenfalls  bestehen 
wtürde  —  durchaus  vermeiden  wollen.-  Wir  glauben,  man 
mttlste  wenigstens  vorläufig  auf  eine  solche  Beteiligung  über^ 
hanpt  Terzichten.    Denn  während  die  Bedenken,  die  sie 
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erweckt;  ziemlich  klar  liegen,  TeimOgen  wir  dagegen  ihre 
Zweckmäfsigkeit  unmöglich  einzusehen.  Sie  würde  dem  Bunde 
eine  bedeutende  Last  an  Verantwortlichkeit  innl  Tiisiko  auf- 
bürden, ohne  iliTTi  einen  Nutzen  irgendwelcher  Art  zu  bringen, 
da  nun  einmal  sicher  ist,  dals  jeder  Gewinn  über  eine 
angemessene  Verzinsung  hinaus  den  K;intonen  zufallen  wfirde, 
und  aiulererseits  das  Mafä  der  Staatskonipetenzen  von  der 
finaiiziellen  Beteiligung  absolut  unabhängig  ist  —  wie  die 
deutbcbc  Reichsbank  beweist. 

Dem  mehrfach  gemachten  Vorschlag,  daa  bei  dieser  leU* 
teren  in  Anwendung  kommende  Svstem  in  der  Schweis  ein- 
suführen,  können  wir  ebenfalls  nicht  beistimmen.  Abgesehen 
von  dem  taktischen  Bedenken,  daüs  er  wahrscheinlich  die 
Gegner  einer  ausschliefslichen  Bundesverwaltung  mit  denjenigeii 
des  Prtvatkapitals  gegen  sich  vereinigen  würde,  trägt  er,  was 
wir  fUr  unannehmbar  erkannt  haben^  dem  kantonalen  Ellement 
kein<^  Rechnung. 

Kl  I  I  Ivomjjromifs  endlieh,  wodnrrli  den  drei  konkurrierf  n  len 
Elementen,  Bund,  Private  und  Kaiit  iiir  ( ciii^L'hliefsIich  K;inio- 
nalbanken)  eine  gleichmäfsige  Beteiligung  gewährt  wird,  so 
weist  er  einen  beklagenswerten  Mangel  au  Entschiedenheit 
auf,  er  schliefüt  ungefähr  alle  Nachteile  ein,  er  kann  es  natur- 
gemäfs  keinem  recht  machen;  ein  solcher  hat  bekanntlich 
bereits  Fiasko  gemacht. 

Man  sollte  endlich  zu  einer  gesunden  Einseitigkeit  surttck- 
kommen,  in  einem  anderen  Sinne  aber  als  mlher.  Man 
muTs,  sowohl  aus  theoretischen  als  praktischen  Gründen,  das- 
jenige Element,  an  dessen  Widerstand  alle  Versuche  bisher 
gescheitert  sind,  nämlich  das  kantonale,  mit  aller  Entschlossen- 
heit in  den  Vnrderirrund  treten  lassen  und  es  zur  Grundlage 
eines  neuen  Entwurfs  machen. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  wäre  ungemein  erleichtert, 
wenn  Emissionsbanken  in  allen  Kantonen  beständen,  und  alle 
Emissionsbanken  kantonale  Institute  wftren.  Sie  hätten  dauii 
einfach  das  Bankkapitai  aufzubringen.  Dadurch  würden  die 
früheren  Organe  der  Emission  und  durch  ihr  Mittel  die 
Kantone,  und  zwar  sftmüiche,  berttcksichtigt ;  dadurch  wttrde 
zugleich  der  bisherigen  Ordnung  des  Notenwesens  und  dem 
forderalistischen  Qe&nken  Rechnung  getragen.  Das  Kapital 
wftre,  seiner  Natur  nach^  ein  absolut  gleichartiges.  Das  zustande 
gekommene  Zentral  insti tut  wäre  die  harmonische  Vollendung 
eines  Systems  von  Kantonalba nken. 

Die  Verhältnisse  liegen  aber  nicht  so.  Zwei  Kantone, 
Wallis  und  Appenzell  I.  Rh.,  besitzen  keine  Emissionsbank, 
so  dals  eine  direkte  Beteiligung  der  Kantone  selbst,  neben 
den  Kantonalbanken,  notwendig  erscheint. 

Ferner  sind  unter  den  Emissionsinstituten  14  Privatbanken, 
die  weder  kantonale  Beteiligung,  noch  kantonale  Garantie 
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aofireisen.  Von  diesen  gehören  namentlich  drei,  die  Banque 
d«  Commerce  in  Genf,  die  Bank  in  Basel  und  die 
Bank  in  St  Gallen,  zu  den  ältesten  and  bedeutendsten 

schweizerischen  Noteninstituten,  die  auch  gerade  als  reine 
Giro-  imd  Diskontobanken  banktechnisch  allein  richtiir  organi- 
siert sind.  Bei  einer  aus-f  hli*Tsnchen  BenieksichtiLrimi?  der 
Kantonalbanken  würde  diesen  drei  und  insbebundere  dem 
wiclitigen  Bankplatz  Genf  ,  der  nur  eine  P  r  i  v  a  t  notenbank 
besitzt,  eine  scliwere  Unbill  zugefügt  werden,  und  deshalb 
müüJien  i>ämtliche  Kmissionäbanken  —  ungeachtet  ihrer  Be- 
siehungen zum  Staate  —  in  derselben  Weise  behandelt  werden. 

Ihnen,  neben  den  Kantonen ,  mufs  die  2ieichnung  des 
Zentralbankkapitals  überlassen  werden. 

Dieser  Vorschlag  steht  demjenigen  nahe,  welchen  die 
von  dem  Handels-  und  Industrieverein  im  März  1897  aus- 
gegebenen „GrundzUge  ftir  eine  zentrale  Notenbank"  enthielteUi 
worin  es  heifst^  dafs  das  Kapital  „durch  die  in  den  Kantonen 
bf^-steliendcn  Banken  odor  durch  die  KfiTitnTio  selber  aufzubringen 
wäre/  Oder  besser,  er  deckt  sich  mit  demjenigen.  \velc!ifn 
derselbe  Verein  in  dem  „Entwürfe"  vom  Dezernlor  dem- 
selben Jahres  niedergelegt  hat,  bis  auf  ^  s,  indem  >vii  nur  — 
was  zwar  von  Bedeutung  ist  —  das  Publikum  absolut  aus- 
schliefsen  wollen,  anstatt  ihm  -  «  de»  Kajiitalis  zur  Zeichnung 
vorzubehalten.  In  Bezup;  auf  das  Verhältnis,  in  welchem  die 
Beteiligungsquote  der  äuitone  zu  derjenigen  der  Emissions* 
buiken  stehen  sollte,  und  auf  die  Verteilungsmodalität  inner- 
halb der  beiden  Gruppen ,  sowie  auf  die  Begründung  der 
gewählten  Formel,  können  wir  nur  dem  Handels*  und  Industrie- 
▼erein**  beipflichten: 

Die  zwei  Quoten  ständen  im  Verhältnis  von  2  (Kantonen) 
zu  1  (Emissionsbanken).  Der  Anteil  der  einzelnen  Kantone 
wäre  nach  Malsstab  ihrer  Bevölkerungszahl,  derjenipren  der 
einzelnen  Emissionsbanken  nach  Höhe  ihrer  Note'neniission 
berechnet.  Damit  wäre  die  Formel  gefunden,  wodurch  —  um 
mich  der  Ausdrücke  der  Handelskammer  unji^efahr  zu  be- 
dienen —  die  Kantono,  über  welche  zugleich  die  Emissions- 
banken verteilt  sind,  nicht  nur  nach  ihrer  politischen  Bedeutung 
berttcksichtigt  wären,  sondern  auch  nach  ihrer  Bedeutung  im 
E^erbsleben  und  spezieller  noch  derjenigen,  weiche  innen 
im  Notenwesen  zukommt»  wodurch  neben  den  grofsen  Kantonen, 
denen  ihre  Bevölkerungszahl  das  Übergewicht  sichert,  auch 
denjenigen  Kantonen  ein  angemessener  Platz  angewiesen  werden 
könnte,  deren  wirtschaftliche  Bedeutung  in  der  Bevölkerungs- 
zahl keinen  genügenden  Ausdruck  findet.  Wenn  dadurch 
z.  B.  Genf,  Basel,  ZUrich  und  St.  Gallen,  dank  der  ILühe 


3^  Siehe  die  ^Erläuternden  Bemerkungen"^  som  betreffenden 
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ihrer  Noteneraissi'^n ,  mit  ihren  (Quoten  eine  etwas  höhere 
Stellung  einnähmen  als  ihnen  auf  Oninfl  der  Bevölkerung 
allein  zukäme,  so  kann  das  angesieiitä  ihrer  hervorragenden 
Bedeutung  als  Bankplätze  nur  als  eine  glückliche  Korrektar 
begrlifst  werden. 

Was  nun  die  Zulassung  eines  Teiles  des  Kapitals  zur 
öfifentliclieB  Zeichnung  betrifft,  so  trennt  sich  unsere  Ansicht 
bekannter  Qrttnde  wegen,  von  derienigen  des  Handels-  una 
Industrievereins.  Doch  dürfte  vielfeicht  diese  Differenz  sich 
—  bei  näherer  Betrachtung  —  als  keine  fundamentale  heraus- 
stellen. Denn  die  „GrundsUge  vom  März  1897"  sahen  gänzlich 
von  einer  Privatbeteiligung  ab,  die  also  als  eine  ontbehrliche 
erschien.  Und  wenn  ihr  spftter  im  „Entwurf"  ein  Platz 
gewährt  wurde,  so  mag  es  mehr  einem  formalen  Um-tande 
zuzuschreil.H'n  sein.  Die  Handelskammer  stiind  nämlich  auf 
dem  Standpunkte,  dafs,  naclnlrrn  die  Staatsbank  verworfen 
wurden  war,  die  Lösung  nun  aul  Grund  der  anderen  Möglich- 
keit zu  suchen  sei.  „Da  die  Verfassung",  sagte  sie,  „die 
ÜlrrichtuDg  einer  Aktienbank  vorschreibt,  mufste  zur  Bildung 
des  Grundkapitals  der  Bank  das  Privatkapital  zugelassen 
werden  —  einen  anderen  Sinn  wird  man  dem  Wort  Aktien- 
bank schwerlich  unterlegen  können*,  und  weiter:  „Hierbei 

werden  dem  Privatkapital  zwei  Fünfteile  zugewiesen. 

Dieser  Betrag  erschien  genügend,  um  dem  Institut  den  uharakter 
eines  Aktieninstituts  zu  wahren  . .  . 

Da  kein  anderer  Grund  für  die  Privatbeteiligung  ange- 
führt, und  sie  auf  den  kleineren  Teil  bcsclirMnkt  wird,  so 
dürfte  man  nicht  unberechtigt  annehmen,  dafs  sie  keinen 
anderen  Zweck  hatte ,  als  den  Entwurf  verfassungsmälsig 
unanfechtbar  zu  machen.  Hoffentlich  also  dtlrfte  sich  der  von 
uns  befürwortete  Vorschlag  der  prinzipiellen  Zusümmuug  des 
einflufsreichen  Vereins  erfreuen. 

Dieser  Vorschlag  —  abgesehen  von  dem  for  ans  aus^ 
schlaggebend  gewesenen  Moment,  dafs  er  den  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen  Rechnung  trügt  —  weist  zwei  Haupi- 
merkmale  auf,  die  geeignet  sind,  eine  Einigung  der  gegne- 
rischen Gruppen  herbeizuf\lhren :  Einerseits  wäre  die  Bank 
mit  staatlichem  Kapital  besteilt  Das  Privatkapital  wäre  — 
[mit  Ausnahme  von  ca.  das  durch  die  Vermittelung  der 
Privatnotenbank  pn  aufgebracht  sein  würde]  ausgeschlossen, 
was  seine  Gegner  zufrieden  stellen  dürfte.  Andererseits  aber 
wäre  dieses  staatliche  Kapital,  weil  es  nicht  dasjenige  des 
Bundes  wäre,  nicht  mehr  mit  denselben  Hf  d<  nken  verbunden. 
Die  Bank  besäfse  naturgemäfs  eine  vom  Bunde  absolut  unab- 
hängige juristische  Persönlichkeit.  Eine  Haftbarkeit  bestände 
seitens  des  Bundes  rechtlich  gar  nicht,  und  moralisch  so 
wenig,  wie  es  bei  einem  unter  seiner  Mitwirkung  und  Aufticht 
verwalteten  Institut  überhaupt  möglich  ist   Und  der  Einwurf 
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einer  leichten  Verschmelzung  von  Bundes-  und  Bankkredit 
wäre  nicht  mehr  am  Platze,  als  wenn  es  sich  um  eine  mit 
Privatkapital  ausgerüstete  Bank  handelte. 

Wa!i  die  Verwaltung  betrifft  —  woUei  es  nicht  unsere 
Aafgabe  iät,  auls  einzeln«-  einzuziehen  —  so  müfsten  die  Befug- 
nisse des  Bundes,  unserem  Grundgedanken  entsprechend, 
ira&iger  omfa— end  «od,  ab  ea  bei  den  beiden  btaberigen  EaU 
würfen  Fall  war.  Eine  Bolcbe  Einscbrftnkung  dttrfte  um 
eo  unbedenklicher  TOigenommen  werden  kOnnen,  ala  sie  mcht 
wa  Oim^ten  von  Privateinflftssen  und  Interessen  erfolgen 
wlirde.  Der  Bankrat  wäre  ansschliefslich  mit  Vertreten  der 
Kantone  und  der  bisherigen  Banken  bestellt  —  und  zwar  so, 
daXs  gewisse  Kantone  wie  Zürich,  Bern,  Basel,  Genf  etc. 
immer  vertreten  sein  würden.  Der  Bund  hätte  etwa  hlofs  aus 
einer  ihm  vom  Bankr.nt^^  vorzulegenden  Namensliste  die  drei 
Mitglieder  de^  Dil  -ki nun.-  z't  wühlen,  die  Jahresrechnuns:  zu 
gene^imigen  und  durch  Inspokt  n  en  eine  Kontrolle  auszuüben. 
Zu  bemerken  ist,  dafs  die  BtLeiligunir  der  Emissionsbanken 
die  oft  mit  Recht  verlangte  Mitwirkung  von  Sachkundigen 
und  in  tägÜcber  Bertthrung  mit  der  Geeebtfbwelt  sftdienden 
EXementen  sichem  wtirde. 

ünser  erster  Vorschlag  galt  der  Zusammenstellongsart 
des  Bankkapitals.  Wir  habcoi  nun  einen  «weiten  anderer 
Katar  zu  machen. 

Wir  sind  nAnüicb  dazu  gekommen,  einen  Gedanken  wieder 
aufzunehmen,  der  bereits  1896  in  einem  als  Broschüre 
erschienenen  Vortrag  von  Herrn  Dubo{<,  dem  Direktor  der 
B  a  n  q  u  e  C  a  n  t  o  n  a  1  e  N  e  u  c  Ii  a  t  e  1  o  i  s  e ,  befiirwortet  worden 
ist-',  und  damals  bei  den  Gesetzgebern  —  zwar  in  der  be- 
sonders ungünstigen  Zeit,  wo  die  absolute  „Kücksichtslosigkeit" 
vorwaliLte  —  geringe  Beachtung  und  wenig  Beifall  gefunden  hat 

Von  zwei  verschiedenen  Seiten  aus  sind  wir  dazu  ge- 
kommen: 

Einerseits  geschah  es,  indem  wir  Ton  der  Frage  des  Qe- 
scbflfbkreises  des  Zentralinstitutes,  von  den  an  sie  anknüpfen- 
den Bedenken  einer  fiir  die  bisherigen  Notenbanken  schädlichen 
Konkurrenz,  und  von  der  auch  damit  in  Verbindung  stehenden 
Frage  des  Filialennetzes  ausgingen,  dazu  trat  die  Erwägung  der 
bedeutenden  Kosten,  die  aus  der  Errichtung  von  Zweiginstituten 
erw  ichspTi  würden,  und  des  Umstandes,  dafs  auf  vielen  Plätzen 
kein  Bedtlrfnis,  die  Banken  zu  vermehren,  vorhanden  ist, 
und  endiicli  war  bestimmend  das  Bestreben ,  die  vorhandenen 
Elemente  zu  benutzen.  Andererseits  ist  unser  Gedankengang 
folgender  gewesen : 

Die  Bank  von  England  und  die  Bank  von  Frank- 
reich sind  mit  der  Zeit  allmählich  su  Konsenträtionspunkten 


Bereits  im  ersten  Tdl  erwähnte  Schrift. 


Digitized  by  Google 


78 


XXi  1 


gewordeD,  denen  die  übrigen  Bauken  i  Ii  res  resp.  Laudej»  ihre 
Geldvorräte  überweisen.  Sie  verlieren  mehr  und  mehr  den 
Charakter  gewOhnltcher  Ereditinstitute)  um  denjenigen  von 
Bediskontobanken  ansunehmen.  Sie  fuDgieren  menr  und  mehr 
als  Verbindttogsglied  zwischen  den  ttbrigen  Kreditinstitiiteiij 
die  ihrerseits  zu  MittelgHedem  awischen  der  Zentralbank  und 
dem  Publikum  werden,  mit  dem  dieselbe  immer  weniger  in 
direktem  Verkehr  steht.  Dieselbe  Erscheinung  macht  sich, 
wenn  auch  in  p^cringem  Mafse,  ebenfalls  bei  der  deutschen 
Reichisbank  bemerkbar,  und  mehr  oder  weniger  bei  Zentral- 
banken anderer  Lnnder. 

Die  spezifische  Kolle  einer  Z'^ntralbank  ist  nicht,  auf  dem- 
selben Gebiete  wie /lie  anderen  Banken  zu  arbeiten,  als  Vermittler 
zwischen  dem  kapitalbietenden  und  kapitalbegehrenden  Publi- 
kum zu  dienen,  sondern  als  Vermittler  zwischen  den  Banken 
sdbet,  als  verbindendes  und  leitendes  Organ  im  Bankwesen 
zu  fangieren,  —  nicht  neben  den  ttbrigen  Instituten  als  ihr 
Konkurrent  aufzutreten,  sondern  mitten  unter  ihnen  den- 
selben als  Rückhalt  zu  dienen. 

Ist  das  ihre  spezifische  Rolle,  so  ist  es  auch  ihre  end- 
gültige. 

Die  Tendenz  einer  Zentralbank^  im  Prozefs  der  Arbeits- 
teilung, geht  dahin,  sich  immer  ausschlielsUcher  zu  einer  Bank 

der  Banken  auszubilden. 

Wäre  es  nun  nnmögiich,  die  schweizerische  Zentralbank, 
von  vornherein,  rechtlich  als  eine  rein  e  Bank  d  e  r  B  a  n  k  c  n 
einzurichten?  —  Diese  Form,  die  man  sich  als  Ende  des 
Prozesses  vorstellen  kann,  wiire  zugleieli  von  allen  am  besten 
dazu  geeignet,  die  bestehenden  Verhältnisse  ungestört  zu  lassen 
und  zu  benutzen. 

Herr  Dubois,  dem  wir  uns  von  hier  ab  in  der  Haupt* 
Sache  anschliefsen,  hat  ein  System  Torgeschlageu ,  wodurch 
die  Zentralbank  ausschliefslieh  mit  ^accreditierten  Banken* 
(banques  accr^dit^es,  wie  er  sich  ausdrückt),  in  QeschVflts- 
Verbindung  stehen  wtirde.  Solche  wären  sämtliche  heutigen 
Emissionsbauken.  Zu  folgenden  Geschäften  wäre  die  Zentral* 
bank  befugt: 

1.  zur  Ausgabe  yon  Banknoten  (ausschliefsliches  Recht), 

2.  zum  Rediskontieren  des  Wechselportefeuilles  der  accre- 
ditierten  Inatitute,  wodurch  die  mten  in  die  Zirkulation 
getrieben  w^en  würden, 

8.  zur  Annahme  von  verzinsliclien  und  unverzinslichen 
Geldern  im  Depositen-  und  Giroverkehr. 

Das  Portefeuille  der  Zentralbank  wttrde  einerseits  die 
f^rttfste Sicherheit  bieten,  da  das  von  ihr  diskontierte  Papier 
immer,  neben  den  heutzutage  erforderlichen  zwei  Unterschriften, 
noch  mit  dem  Indossament  einer  accreditierten  Bank  versehen 
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sein  würde.  Es  würde  andererseits  die  ^öfste  Liquiditiit 
besitzen,  weil  im  allgemeinen  das  Papier  kürzere  Zeit  vor  dem 
Verfall  zur  Rediskontierung  ^elaugen  würde  —  and  ds  eine 
NoieDxirkuIation  gerade  80  viel  wert  ist  wie  ihre  Deckung, 
ao  dürfte  sieb  die  eiDheiÜiche  scbweixeriscbe  Note,  die  anfser 
etwa  40  ^lo  gesetslicher  Metalldeckung  durch  ein  Portefeuille 
«rster  Qualität  garantiert  wäre,  des  besten  Vertrauens  weit 
über  die  Landesgrenze  erfreuen. 

Da  die  Banknote,  deren  Monopol  die  Zentralbank  besitzen 
würde,  dorn  Vorkehr  unentbehrlich  ist,  so  würde  es  seitens 
der  accreditierten  Banken  an  Diäkontogesuchen  nie  fehlen. 
Die  Zentralbank  würde  durch  Modifikation  ihres  Dis- 
kontosatzes eine  Ab-  oder  Zunahme  dieser  Gesuche,  und 
damit  ein  stärkeres  Zu-  oder  Abflieisen  der  Noten,  ein  An- 
schwellen oder  Zuscimmenschmelzen  des  Metall  Vorrates,  eine 
Verminderung  oder  Vermehrung  der  Zahlungsmittel  auf  dem 
Harkt  und  eine  allgemeine  Erhöhung  oder  Herabsetaung  des 
Ejreditpreises  nach  den  Bedürfnissen  bewirken.  Die  eventuelle 
Verzinsung,  resp.  höhere  Verzinsung  der  Depositen, 
in  Zeiten  einer  Erhöhung  des  Diskontosatzes  würde  zur 
^tttrkung  der  Wirkung  dieser  Mafsregel  beitragen.  Die  Aus- 
sicht auf  eine  Zinsvergütung  würde  zum  Liegenlassen  und 
Deponieren  der  Gelder  veranlassen  und  eine  Vermehrung  des 
Barvorrates  zur  Folge  haheii. 

Die  Bank  würde  endlich  ein  drittes  direktes  und  wichtiges 
Mittel  b^•sitzen,  eine  Wirkung  auf  den  Markt  auszuüben.  Es 
handelt  sich  um  den  moralischen  Eint'luls,  den  eine 
jyiodidkatiou  ihres  Diskontosatzes,  als  Symptom  für  eine  bevor- 
atehende  Spannung  des  Geldmarktes,  für  weitere  Kreise  ge- 
winnen würde. 

Die  Zentralbank  hätte  weder  Filialen  noch  Agenturen« 

Sie  soUte  einen  Metallbestand  £ur  Koteneinlösung  bei  den 
accreditierten  Banken  unterhalten,  welche  als  offizielle  Ein- 
lösnngsstellen  fungieren  würden.  Dieselben  htttten  eben£ftUs 
^bs  Wecbselinkasso  unentgeltlich  zu  besorgen. 

Da  sie  alle  im  Kontokorrentverkehr  mit  dem  Zentral- 
institute stehen  würden,  ao  wären  auch  alle  Teil^^  des  Landes 
in  Verbindung  mit  ihm  und  dadurch  untereinander  gesetzt. 
Ein  Scheck-  und  G  i  r  o  s  v  s  t  e  m  wii rde  sich  auf's  einfachste 
einrichten  lassen,  wodurch  die  Zahluni^rii  von  einem  JSankplatz 
nach  dem  anderen  ohne  Geldversendungen  durch  cini'ache 
Buchungen  vor  sich  gehen  wurden. 

Um  unseren  Vorschlag  kurz  zusammenzufassen :  wir  denken 
uns  die  za  gründende  Monopolnotenbank  als  eine  Kediskonto- 
■Depositen-  und  Girostelle  der  bisherigen  Emissionsinstitute,  — 
welche  von  denselben  und  den  Kantonen  finanziell  ausgerüstet, 
von  ihnen  gemeinschaftlich,  unter  Mitwirkung  und  Aufsicht 
des  Bundes,  verwaltet  sein  würde.    Dieses  Institut  würde, 
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aclieint  tiiu.  unserem  dreifiMihen  Wunsch  entsprecliend.  dreierlei 
mit  aidi  bringeD:  eine  einheitliche,  technisch  Tollkommen 
richtig  gedeckte  Note,  eine  einheitliche  Diskonto*  und  Währunes- 
politik  und  eine  Erleichterung  des  Zahlungsverkehrs,  TSjB 
würde  somit  das  Ziel,  auf  welches  so  viele  Anstrengungen 
gprichtet  gewesen  sind,  erreicht  werden,  ohne  dafs  das  Prinzip, 
welches  einer  der  p:rörsten  Kenner  des  Bankwesens,  Adolpli 
Wagner,  als  die  Sumiue  der  Weisheit  für  die  Gestaltung  des 
praktischen  Baukrcchtes  aufgestellt  hat:  nämlich,  dafs  es 
sich  rät,  „das  in  einem  Land  -einmal  geschichtlich  Gewordene 
und  im  wesentlicheu  Bewährte  zum  Ausgangspunkte  der 
Reform  au  machen  und  überhaupt  mehr  nur  erforderlicheo&lls 
das  bestehende  Bankrecht  su  reformieren,  als  es  von  Grand 
ans  nach  einer  doktrinttren  Schablone  umaugestalten**.** 

• 

4.  Der  revidierte  Artikel     der  BandesTerfassaiig. 

Die  Bank  form,  die  wir  vorschlagen,  ist  vielleicht  nicht 
die  beste.  An  der  Richtigkeit  der  Prinzipien  aber,  die  uns 
dazu  gefuhrt  haben,  zweifeln  wir  nicht,  und  wir  sind  der 
Überzeugung ,  daXa  weitere  Versuche ,  '  das  Problem  der 
schweiaerischen  Zentralbank  zu  lösen,  von  ihnen  wenig  werden 
abweichen  können.  Auf  das  kantonale  Element  wird  unter 
allen  Umständen  die  weitgehendste  Rücksicht  genommen  werden 
mllssen.  Es  besteht  nun  noch  eine  formale  Frage,  die  wir, 
um  unsere  Aufgabe  vollsülndig  zu  lösen,  noch  zu  beantworten 
haben:  —  ob  f^inp  Zentralbank,  wobni  die  Kantone  und  die 
biBherigen  Nuteninstitute  überwiegend  oder  ausschliefslicK 
beteiligt  wären ,  dem  Wortlaut  der  Verfassung  entsprechen 
wtirde.  Eine  nähere  Betrachtung  des  revidierten  Artikels  39, 
betreflend  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten,  cmpüehlt 
sich  um  so  mw,  als  die  Ansichten  über  seine  Interpretation 
liemlich  weit  auseinandergehen.  Es  handelt  sich  namentlich 
um  dessen  aweites  Alinea.  Dasselbe  sieht  swei  Eventnali-* 
täten  vor: 

,Der  Bund  kann  das  ausschlielsliche  Recht  zur  Ausgabe 
von  Banknoten  durch  eine  unter  gesonderter  Verwaltung 
stehende  Staatsbank  ausüben  oder  es  .  .  .  einer  .  .  .  zen- 
tralen Aktienbank  tibertragen,  die  unter  seiner  Mit- 
wirkung und  Aufsicht  verwaltet  wird." 

Unserer  Ansicht  nach  darf  als  der  allein  richtige  8iim 
dieses  Absatzes  nur  derjenige  gelten,  welchen  ihm  die  Mehr- 
heit der  Gesetageber,  die  ihn  yerfafst,  und  der  StimmabgebendeD, 
die  ihn  gutgeheifsen  haben,  beigelegt  hat  £s  ist  auch  der 
ein&chste,  derjenige,  welcher  bei  der  ersten  unbefangenen 
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Lesung  ins  Au^e  fällt,  und  zugleich,  wie  wir  zeigen  möchten, 
derjenige,  welchen  eine  genauere  Auseinanderaetzung  hervor- 
treten läfdt. 

Zunächst,  was  kann  der  Begriff  „Staatsbank"  demjenigen 
▼on  „Aktienbank  mit  staatlicher  Mitwirkung"  entgegengesetzt, 
bedeuten?  —  Jedenfalls  keine  Bank,  deren  Kapital  von  Aktio- 
nären aufgebracht  wird.  Ein  staatlich  geleitetes  Institut^  dessen 
Kapital  ausschliefslich  in  Händen  Yon  Privaten  ist,  wie  die 
deiitsclie  Reichsbank,  wäre  bei  dieser  ersten  Alternative  nicht 
mnirlifh  Die  Hnranziehrm^'  von  Aktionären  znr  Rilfltmg 
aucii  nur  cinns  Teiles  des  Kapitals  und  zur  Mitwirkung  bei 
der  Verwaltung  wäre  lüer  ebenfalb  nicht  zulässig.  Denn 
hätte  der  Gesetzgeber  eine  solche  Beteiligung  in  Aussicht 
genommen,  so  hätte  er  aie  auch  expressis  verbi»  erwähnt,  wie 
er  weiter  die  Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Aktienbank 
ausdrücklich  hat  bestimmen  müssen,  welche  sonst  nur  als  ein 
Institut  ohne  irgend  welche  Staatseinmischung  hätte  aufgefafst 
werden  dürfen.  —  Die  erste  vorgesehene  Möglichkeit  ist  somit 
die  einer  stafttiich  dotierten  reinen  Staatsbank. 

Nun  aber  die  zweite  Eventualität:  eine  Aktienbank, 
welche  unter  Mitwirkung  und  Aufsicht  des  Bundes  verwaltet 
wird. 

Was  iöt  damit  gemeint? 

a)  Dem  Worte  „Staat^lütuk'  gegenüber  gestellt,  kann 
der  Ausdruck  „Aktienbank"  kein  vorwiegend  staatliches  Institut 
bedeuten.  Zumal  haben  Oesetsgeber  und  Volk  Anfang  der 
neunssiger  Jahre  ^Privatbank'*  anstatt  Aktienbank  als  gleich- 
bedeutend geläufig  angewendet 

b)  Die  Aktienbank  kann  kein  rein  privates  Institut 
sein  (wie  z.  B.  die  Bank  of  England). 

c)  Es  können  aber  auch  nicht  die  Aktionj^ro  vor?  der 
Verwaltung  ausgeschlossen  werden,  denn  das  Institut  soll  nicht 
durch  den  Staat,  sondern  unter  seiner  Mitwirkung  ver- 
waltet werden*'. 

d)  Das  Kapital  wird  durch  Aktionäre  aufgebracht,  aber 
nicht  durch  den  Bund.    Denn  es  ist  nur  von  seiner  Mitwirkung 


„Will  der  Bund  die  BeibriDguug  des  Kapitals  und  das  liisiko 
des  Greschftftsbctriebes  auf  Private  uberw&lseD,  so  beschränkt  er  damit 
aaeb  seine  Befuenisse  gegenüber  der  Bankverwaltung  auf  ein  Mit- 
wirknni?«*-  und  Aufsichtsrecht.'*   W.  Speiser,  Materialiensamm- 

luDg,  8.  23. 

Sei  nur  t.  B.  aoffef&hrt,  dafs  die  bereits  oft  erwähnte  offizielle 
-JlateriMÜf'nsjiinmluiif;"  den  Untertitel  fßhrte;  ,Zur  Entscheidiuig  der 

Frage  Stajitsbank  oder  Privatbank". 

"  „Nach  dem  mafsgebenden  Art.  89  der  Bundesverfassung  ist  die 
auticliliersliche  staatliche  Lmtnng  der  Privatbank  klar  und  deutlich 
ai!'=:rr>-clilos^en :  dor  Vorfasstnig^artikel  kennt  auf  dem  Boden  der  Privat- 
bank nur  eine  Mitwirkung  und  Aufsicht  des  Bundes."  Botschaft 
vom  28.  Okt  1894.  S.  5. 
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beim  Betriebe  die  Rede.  Hätte  der  Gesetzgeber  ^em  Staate 
eine  finanzielle  Mitwirkung  sichem  wollen,  so  hätte  er  seine 
Absicht  etwa  durch  das  Wort  Beteiligung  ausgedrückt, 
welches  er  neben  die  ,,Mitwirkung  bei  der  Verwaltung^  ge- 
stellt li-itte'2. 

e)  im  allgemeinen  kann  man  sagen :  nur  soviel  kann  bei 
der  Bank  dem  Staate  eingeräumt  werden ,  dafs  sie  noch  als 
eine  Privatakti  ■nljauk  bezeichnet  werden  kann.  Zum  Beispiel 
muibte  eine  Aktienbank,  worüber  die  Omnipotenz  des  Staates 
so  allumfassend  ist  wie  bei  der  deutschen  Reichsbank,  als  dem 
Wortlaut  der  Verfassung  zuwider  angesehen  werden,  während 
ein  Institut  etwa  nach  dem  Muster  der  Banque  de  France 
ihm  entsprechen  würde. 

Fassen  wir  nun  das  Gesagte  kurz  zusamman:  Die  Ver- 
iassung  läfst  freie  Wahl  lediglich  zwischen  1.  einer  reinen^ 
vom  Staat«'  dotierten  Staatsbank  ohne  Privatbeteiligung,  — 
'2.  oder  einer  Aktienbank,  ohne  Beteiligung  des  Staates  am 
Kapital,  aber  mit  dessen  Mitwirknng  bei  der  Verwaltung.  — 

Diese  Tnter|)retatiün ,  die  natüriicliste,  ist  ursprünglich  in 
Volk  üiul  lUiien  die  allgemein  verbreitete  und  vornehmlich 
diejenige  des  Bundesrats  gewesen*®.  Sie  hat  aber  mit  den 
Jahren  so  sehr  an  Boden  verloren ,  dafs  der  zweite  Bank- 
entwurf, wodurch  Bund,  Kantone  und  Private  je  um  ein 
Drittel  am  Kapital  beteiligt  werden  sollten,  in  schroffem 
Widerspruch  zu  ihr  stand.  Wie  ist  es  nun  dazu  gekommen?  — 
Die  Erklärung  liegt  nahe.   Sie  ist  eine  durchaus  menschliche. 

In  der  Zeit,  wo  der  neue  Artikel  30  in  die  Verfassung 
aufgenommen  wurde,  und  seine  Ausführung  noch  dahingestellt 
blieb,  sagte  man  uiil)etangen  „Staatsbank  oder  Privatbank", 
„entweder,  oder".  Als  sich  aber  nun  der  Bundesrat  zu 
Gunsten  der  ersten  Alternative  —  das  ist  der  reinen  Staats- 
bank -  entschied,  und  diiiauf  sein  Entwurf  im  BegriflP  stand, 
von  der  Bundesversammlung  angenommen  zu  werden,  da  suchten 
in  der  Furcht  vor  einer  Lebensgefahr,  die  sie  für  ihr  Vaterland 


•>  JNur  Mitwirkung  und  Aufsicht  in  der  Verwaltung  sichert  Art.  39 
für  den  Fall  di  m  Bunde  zu,  als  er  das  Notonmonopol  einer  zentralen 
Aktienbank  überlasseu  wurde.*"  Botschaft  vom  28.  Okt.  1894, 
S.  10.  Siehe  auch  Bericht  des  HUndels-  und  Indnstrievereins 
fflr  das  Jahr  1898,  S.  22. 

Siehe  Botschaft  vom  23.  Okt.  1  89  4,  S.  11  und  12,  nnd 
Amti.  iStcuogr.  Bulletin  der  Bundesversammlung  März — April 
1895,  S.  666: 

„Gebundene  Hände  bat  dov  Bundesrat  durch  den  Art.  39  der 
]{undi'>4v«'iTnsHung,  insoweit  als  sowohl  der  klare  Wortlaut  des  Art.  39 
al»  die  tiauiaiigc  vom  30  Dezember  lii90  datierte  Botschaft  und  auch 
die  DiBkussion  in  den  Räten ,  wie  seither  in  der  Presse  keinen  Zweifel 
darüber  aufkommen  lär«^t,  dafs  wir  .  .  .  nur  die  Wahl  haben  "wisrhen 
zweien:  zwischen  einer  reinen  Staatsbank  .  .  .  und  einer  zentralen 
Aktienbank  ungefähr  nach  dem  Muster  der  bisherigen  privaten  Aktieu- 
gesellftcbaften.*' 


...... ^le 


JüQ  1. 


83 


-walmtai  und  In  eiUttrlfeHer  EjunpfeihitM,  die  Anhänger  einer 
Aktienbank  mit  kaufinflnrnschem  Charakter  und  die  Freunde 
der  bestehenden  Banken  um  jeden  Preis  eine  MiUenmg  des 
straffen  Prinzipes  zu  erlangen  —  und  darüber  veigafsen  sie 
den  Wortlaut  der  VerfSuanng.  Herr  Ador  zum  Beispiel,  der 
sich  wieder  1890  für  die  von  uns  vertretene  Auffassung  mit 
der  gröfsten  Eutschiedenheit  ausgesprochen  hat^*,  lieüs  sich 
damals  darauf  ein,  sich  an  einen  Antrag  anzuschiiefsen,  wonach 
eine  Beteiligung  den  Privaten  und  den  Kantonen  eingeräumt 
werden  sollte. 

Nachdem  nun  das  Gesetz  vom  Volke  verworfen  war, 
aeh  man  in  den  regierenden  Kreisen  wohl  ein,  dals  man  mn^ 
auf  einen  yermittelnden  Boden  begeben  mUlste,  um  auf  irgend- 
welche Anssicht  auf  Erfolg  rechnen  zu  dürfen.  Zahlreiche 
Btliger,  kampfesmüde  oder  von  der  dringenden  Notwendigkeit 
einer  Z^tralbank  durchdrungen,  verlangten  eine  baldige 
Lösung,  wie  sie  auch  sei:  da  kam  der  zweite  Entwurf  zu 
Ätande,  wodurch  jede  Partei  einen  Bissen  kriegte.  —  Wie 
ihn  aber  nun  mit  dem  Wortlaut  der  Verfassung,  oder  besser 
gesagt,  den  Wortlaut  der  Verfassung  mit  ihm  in  Einklang 
bringen  ? 

Ebenso  amüsant  wie  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  das 
Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  engeren 
Expertenkommission  (1899). 

Schon  bei  der  Benennungsfrage  des  zu  gründenden  Institutes 
atö(st  man  auf  erhebliche  Schwierigkeiten:  der  Chef  des 
Finanzdepartements  gesteht  mit  einer  anerkennenswerten  OflPen- 
herzigkeit,  er  sei  „in  Verlegenheit  geraten  .  .  .  weil  der  Ver- 
fassungsartikel den  Ausdruck  Aktienbank  .irchrnucht,  und  die 
Bank,  so  wie  sie  aus  den  Beratungen  der  (grolsei  cn  )  Experten- 
kommission hervorgegangen  ist,  keine  Aktienbank  mehr  ist  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes/ 

Er  schlägt  deshalb  das  glücklich  gewählte  farblose  Wort 
«ZentraleBank**  vor  und  fthrt  fort :  «Wichtiger  ist  die  Frage, 
ob  wir  ausdrücklich  sagen  wollen ,  die  Bank  sei  eine  Staate- 
bank, oder  sie  sei  auf  der  zweiten  Alternative  aufgebaut .  . .  • 
Wenn  man  glaubt,  dafs  ein  Nachgeben  in  formeller  Beziehung 
unserem  Entwürfe  Anhänger  gewinnen  könnte,  so  werde  ich 
mich  nicht  auf  Worte  versteifen:  os  mögen  taktische  Rück- 
sichten geboten  sein.  Die  Hauptsache  ist,  dafs  wir  aus  dem 
g^enwärtigen  unhaltbaren  Zustande  herauskommen." 

Nur  hittere  Not  allerdin^.-  dürfte  den  hohen  Bundesrat 
auf  die  Redewendungen  gebracht  haben,  zu  denen  er  seine 
Zuflucht  genonunen  bat: 

Die  Bank  sei  j^ihrem  Wesen  nach*  auf  die  erste  Alter- 


■*  Amtl.  Stenogr.  Bulletin  der  Bundesversammlung. 
Joni-Sessian  1899,  S.  äw— 201. 
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native,  doch  „ihrer  Form  nach"  auf  die  zweite  aufgebaut. 
Die  Bank  sei  ja  „keine  Aktienbank  mehr  im  dgentiichen 
Sinne  des  Wortes**,  sie  sei  „ein  vorwiegend  staatUckes  Listitut*^ 
doch  könne  kaam  ein  Zweifel  darüber  walten  ^  dafs  wir  „mit 
der  zweiten  AltematiTO  BU  ton  haben*^,  nitmlich  mit  der  privaten 
Aktienbank! 

Es  soll  einmal  ruhig  gesa^rt  werden:  das  ist  einfach  ein 
Unsinn;  das  heilst,  sich  über  rlif^  Leutf^  lustig  mnchen.  — 
Die  Bundesversammlung  hat's  gehen  iasaen,  sie  hörte  nicht 
oder  wollte  nicht  hören,  weil  sie  an  eins  allein  dachte,  „aus 
dem  unhaltbaren  Zustande  herauszukommen."  Ein  richtiger 
Patriot  solle  ja  nicht  eine  schon  an  sich  schwierige  Aufgabe 
noch  mehr  erschweren,  indem  er  in  der  Zeit,  wo  nach  iang<- 
jtthrigen  Kämpfen  in  einem  Kompromtfs  eine  LOsun^  endlich 
gefanden  zu  sein  scheint ^  an  die  engen  Grenzen  erinnert^ 
welche  ein  ungeschickt  verfafster  Artikel  gezogen  hat. 

Die  Dinge  liegen  aber  jetzt  anders.  Der  Kompromifs- 
entwurf  ist  durchgefallen,  und  es  handelt  sich  darum,  eine^ 
neue  Vorlage  aufzustellen.  Man  wird  nun  wohl  nicht  mit  Vor- 
bedacht zum  zweiten  Mal  .die  Veria.'ssung  zu  umgehen  suchen» 
Man  wird  zu  einer  getreuen  Interpretation  zuriickkonimen, 
und  mau  wird  auch  die  notwendigen  Schlüsse  ziehen  mlusöcn, 
wie  wir  selbst  sie  sieben :  erstens,  ausschliefslich  die  Anhänger 
der  reinen  Staatsbank  oder  der  Privataktienbank  mit  staat- 
licher Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  können  von  der  Aus* 
^rung  des  jetzigen  Artikels  39  etwas  hoffen.  Die  einen  wie 
die  anderen  aber  haben  auiserordentlich  wenig  Aussichten  auf 
Erfolg.  Zweitens,  unser  Vorschlag  und  jeder  ähnliche,  der 
darauf  hinausgeht,  die  Kantone  und  die  bisherigen  Banken 
an  dem  Zentralinstitut  zu  beteiligen,  das  heifst,  demselben  die 
Form  einer  vom  Bunde  unabhängigen  Aktienbank  zu  geben, 
aber  ihm  einen  »taatlichen  Charakter  zu  wahren,  jeder  solche 
Vorschlag,  sagen  wir,  widerspricht  dem  Wortlaut  des  Art.  39 
und  vetlangt  nadi  einer  Verfassungsrevlsion.  Will  man  sich 
aber  mit  der  einfachen  Revision  des  Gesetases  von  1881  be- 
gnügen ,  so  mufs,  bevor  sie  erfolgen  kann,  die  Verfassung 
selbst,  welche  dies  OesetE  bereits  grundsätzlich  aufgehoben  hat^ 
ebenfalls  revidiert  werden.  Die  Abschaffung  des  Verfassungs* 
artikels  39  wird  also  irgendwelcher  gesetzlichen  Verbesserung 
des  heutigen  schweizerischen  Emission'^wrsens  vorangehen 
müssen ,  soll  dieselbe  auf  dem  Boden  der  Zentralisation  oder 
der  bisherigen  Dezentralisation  erfolgen. 

November  19U1» 
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Eine  von  d^^n  Herren  von  Arx  und  Genossen  unter- 
zeichnete „Bundcöbiiiikuiotion"  ist  in  der  Dczembersession  1001 
im  Stiintlerat  eingesetzt  worden.    Sie  hat  tuigenden  Wortlaut; 

„Der  revidierte  Art.  39  der  Bondesvertassung  sieht  die 
Orflndang  einer  mit  dem  Banknatenmonopol  aosgerttstelea 
Bondesbank  vor«  Alle  bisher  sar  praktischen  Darchführung 
dieser  Forderang  gemachten  Anstrengungen  sind  entweder  am 
Widerspruch  des  Volkes  oder  an  der  ün<  inigk(  it  der  Behörden 
gescheitert.  Ob  eine  Ausgleichung  der  bestehenden  Gegensätze 
in  abselibarer  Zeit  ^'efunden  werden  kann,  erscheint  dermalen 
als  zweitelhatt.  Andererseits  haften  unsoroni  Banknotenwesen 
Übelstände  an,  welclie  dringend  dfr  Abhilfe  bedürfen,  und  deren 
Abstellung  nicht  auf  Jahre  liinaus  verschoben  werden  sollte. 
Die  Unterzeichneten  laden  deshalb  den  Bundesrat  ein,  zu. 
untersnchon  und  der  Bundesyersammlnng  Bericht  zu  erstatten, 
ob  nicht  das  Gesetz  vom  8.  Mftrz  1881  über  die  Ausgabe  und 
iUnldsung  von  Banknoten  einer  Revision  su  unterwerfen  sei, 
und  ihr  bejahendenfalls  einen  bezüglichen  Gesetzesentwurf  zu 
unterbreiten.  Dabei  hat  es  die  Meinung,  dafs  unbeschadet 
der  Revision  des  Banknotengesetzes  die  Durchführung  des 
revidierten  Art.  39  der  Bundesverfassung  weiter  v^oigt 
werden  soll." 

Diese  Motion  ist  in  der  Frühlingssession  1902  von  seinem 
Urheber  entwickelt  und  vom  Ständerat  mit  grofser  Stimmen- 
mehrheit angenommen  worden.  Die  geplante  Reform  sollte 
an  Hauptgegenstftnden  haben: 

1.  Kontingentierung  der  Gesamtemission  durch  den  Bundes- 
rat, die  Bundesversammlung  oder  eine  andere  Behörde. 

2.  Abschaffung  der  Kantonalgarantie;  Deckung  der  ge- 
samten Emission  durch  Metall  und  WechselportefeuiUey 
nur  ausnahmsweise  durch  Wertpapiere. 

3.  Festseteung  des  offiziellen  und  privaten  Diskontosatses 
durch  einen  zentralen  Ausschufs. 

4.  Errichtung  eines  offiziellen  Clearing-IIouse. 

5.  Besteuerung  auf  Grund  der  J^otenzirkulation ,  —  statt 
der  Notenemission. 
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Diese  Forderungen  decken  sich  meistenteils  mit  den- 
jenigen, welclie  wir  aU  zweckmäfsig  aagaben  für  deu  Fall  einer 
einfachen  Reriaion  des  Gesetzes  von  1B81.  Weshalb  wir  einer 
aolchen  die  Gründung  einer  Zentralbank  yorBiehen,  ist  schon 
gesagt  Immerhin  stehen  wir  ihr  viel  sympathischer  als 
einer  Zentralisation  ffogentiber,  welche  der  historischen  Ent- 
wicklung keine  Rechnung  trüge.  Angesichts  der  gana  be- 
sonderen Schwierigkeiten,  welche  in  der  Schweiz  der  Durch- 
führung des  Monopols  entgegenstehen,  und  welche  aufzuzeigen 
el)en  eine  Hauptaufgabe  unserer  Arbeit  war,  und  da  die 
Politik  nur  mit  zu  viel  Recht  das  üebiet  des  Möglichen 
genannt  werden  konnte,  so  mufs  man  einer  einfachen  Reform, 
80  unzulänglich  sie  auch  sei,  beibtimmen,  wenn  sie  nur  durch- 
führbar ist.  Allein  der  Vorschlag  wird,  zunttchst  seitens  des 
Oh^  des  Finanzdepartements,  und  dann  setten«  der,  wenn  auch 
in  der  letiten  Zeit  anscheinend  etwas  verminderten  Anhänger- 
schaft einer  Zentralbank  —  insbesondere  von  seilen  der  Radikal- 
socialisten  —  mit  einer  starken  Opposition  rechnen  müssen. 
Denn  eine  Revision  des  Gesetzes  von  1881  würde  wohl  tat- 
sächlich, trotz  df^R  Wortlautes  der  Motinn  und  aller  Ver- 
wahrungen ,  das  definitive  oder  wenigstens  auf  unabsehbare 
Zeit  vollzo£rene  Aufgeben  des  Zentralbank^edankt^ns  bedeuten. 
Voui  kghslativen  Standpunkte  aus  wäre  das  neue  Gesetz  die 
Ausführung  eines  vor  zehu  Jahren  vom  Volke  verurteilten 
und  abgesehaflfken  Ver&ssungsartikels ,  die  Verneinung  des 
gegenwttrtig  gesetzlich  allein  geltenden  Prinzipes  des  Bundes- 
monopols, und  würde  somit  eine  grobe  Verletzung  der  Ver- 
fassung einschliefsen ;  diese  Meinung  ist  auch  bereits  im 
Ständerat  ausgedrückt  worden ;  —  wir  vermögen  also,  solange 
der  Art.  110  in  der  heutigen  Fassung  besteht,  die  beantragte 
Reform  nicht  iUr  zulässig  zu  erachten. 

Juni  1902. 
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Zum  VerbUiidiiiy  der  folgenden  Aubtühruiig  ist  es  nötig, 
die  Erklärung  einiger  technischer  Ausdrücke  vorauszuschicken. 

Unter  der  Bezeichnung  ..Aiiti a^^<Mi<lei  ''  v(  rstehen  wir  den- 
jenigen, der  eine  Auskunft  über  jemanden  sich  verschaffen 
will,  unter  der  Bezeichnung  „Angefragter''  denjenigen,  über 
welchen  eine  Auskunft  erteilt  werden  soll. 

Aulser  den  gedruckten  Quellen«  die  wir  benutsst  und 
im  Literaturverzeichnis  angeführt  haben,  ist  uns  durch 
die  Freundlichkeit  des  Herrn  Wilhelm  Schimmel- 
pfeng,  des  Verbandsbureaus  der  Vereine  Kreditreform  in 
Leipzig  und  des  Vereinsbureaus  in  Ofaarlottenburg  manches 
wertvolle  schrifth'ohe  Material  und  manche  persönliche  Mitteilung 
zur  Verfügung  gestellt  worden. 

Ffir  die  uns  damit  gewordene  Unterstützung  sprechen  wir 
au  dieser  Stelle  unsern  Dank  aus. 

Ganz  besonderen  Dank  möchten  wir  auch  hier  Herrn 
Professor  Dr.  Schmoll  er,  in  dessen  staatswissenschaftlichem 
Seminar  ein  Teil  dieser  Arbeit  zum  Vortrag  gelangte,  fUr  die 
liebenswürdige  Durchsicht  derselben  abstatten. 

Eueren  Sutro« 
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Wenn  wir  die  wirtschaftliche  Entwicklung  verfolgen, 
80  sehen  wir,  dafs  nach  der  Periode  der  verkehrslosen  Wirt- 
schaft mit  dem  Entstehen  der  Geldwirtschaft  der  Verkehr  sich 
zunftchBt  in  engen  GrenTOQ  bewegte.  Erst  allmfthlich  erweiterte 
sich  der' Absatz,  und  Hand  in  Hand  mit  der  hiermit  eng  zu- 
sammenhängenden Arbeitsteilung  geht  die  Ausdehnung  der 
Geldcirkul^tion  und  des  Kr^ditverkehrs,  der  getragen  wird 
von  dem  Vertrauen,  welches  der  Kreditnehmer  bei  dem  Kredit- 
geber geniefst. 

Mit  dem  Entstehen  des  Krcditvrrkehr.s  erscheint  auch  die 
Krediterkundigung  als  ein  notwendij^^ea  Korrelat  desselben. 

In  früherer  Zeit,  als  der  Gesehüftsverkehr  sieh  noch  in 
lokalen  Grenzen  bewegte,  alb  die  Transuurtmittel  noch  unvoll- 
kommen waren ,  als  Überhaupt  die  Verkehrsgebiete  sich  noch 
dureh   künstliche  MaCsregeln.    wie  Handelsverbote,  Zölle, 
Abgaben,  gegeneinander  abscnlossen,  waren  Kreditgeber  und 
Kreditnehmer  sich  entweder  persönlich  bekannt,  oder  man 
konnte  wegen  des  eng  begrenzten  Gebietes  sich  selbst  noch 
an  Ort  und  Stelle  über  den  Kreditnehmer  informieren.  War 
dieses  nicht  anp^ftngig,  so  liefs  man  sich  von  seinem  Kunden  r 
Referenzen  aut'p:ebcn,  d.  h.  Namen  glaubwUrdie:<*r  Personen,  , 
die  über  äcine  Vermögenslage,  Charakter,  Kuf  etc.  Auskunft^ 
zu  geben  in  der  Lage  waren. 

Aulserdeni  konnte  man  sich  auch  an  einen  Geschäftsfreund  - 
am  Orte  des  Kreditnehmers  wenden,  um  ihn  um  Auskunft 
ttber  denselben  zu  ersuchen. 

Es  ist  diese  älteste  Art  der  Auskunfterteilung  die  sog. 
geschttftsfreundliche,  weil  sie  von  GkscfaAftsleuten  untereinander 
unentgeltlich  gegeben  wird. 

Als  aber  mit  der  Gewerbefreiheit  der  Konkurrenzkampf 
immer  heftiger  wurde,  als  mit  der  P^rtindung  der  Dampf- 
maschine, mit  der  Entwicklung  der  Trans])ortmittel  durch  die 
Vervollkommnung;  der  Technik  der  Verkehr  immer  gröfsere 
Bahnen  zog,  die  Absatzgebiete  sich  stetig  erweiterten,  da  reichte 
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die  altchrwünlio^e .  geschäftsfreundliche  Auskunft  nicht  mehr 
aus,  da  traten  Organisationen  ins  Leben,  dif*  sicli  dif  Kredit- 
erkundigung zum  Beruf"  machten,  und  die  den  Kredit  durch 
rationelle  Auskunfterteilung  iu  sichere  Bahnen  lenken  wollten, 
die  sogenannten  „Auskunftsbureaux". 

Es  bilden  sich  ferner  die  Vereine  „Kreditreform*,  die 
gleichfalb  der  Ausbreitung  des  anlauteren  KreditirerkehrB  ent> 
gegensutreten  suchen. 

Alle  diese  Arten  der  Auskunfterteilungy  sowohl  die  ge- 
ächäftsfreundliche  als  auch  die  beiden  genannten  Arten  der 
berufsmäfsigen  Auskunfterteilung  werden  unten  näher  su 
untersuchen  und  auf  ihren  Wert  zu  prüfen  sein. 

Aufsor  difsen  ^tittehi.  die  zum  Schutze  des  Kredit  Verkehrs 
angewendet  \s'(rdeii,  haben  uiaiulic  I^raiuhen  unter  sieh  die 
Vereinbarung  getroffen,  böswillii^*  und  säumige  Schuldner  in 
einer  Liste  zusammenzustellen  und  diese  Liste  vertraulich  ihren 
Mitgliedcru  zugehen  zu  iaasen. 

Femer  hat  man  auch  versucht,  sich  gegen  Verluste,  die 
sich  aus  Insolvenzen  ergeben,  durch  Versicherung  zu  decken. 

Sowohl  die  schwarsen  Listen  wie  auch  das  Problem  der 
Kreditversicherung  und  seine  derzeitige  LOsung  sollen  weiter 
unten  näher  betrachtet  werden. 


I 

« 

I 


Geschiclitlicher  Teil. 


Die  Auskuiiitsbiireaux  gehören  der  Neuzeit  an,  und  zwar 
ist  England  als  die  Geburtsstätte  der  berufsmäfsigen  Kredit- 
Erkundigung  zu  betrachten. 

England  hatte  Bich  am  frühesten  von  den  Fesseln  des  ge- 
bundenen wirtschaftlichen  Verkehrs  befreit  In  England  war 
der  industrielle  Qrofsbetrieb  und  waren  die  Eisenbahnen  zuerst 
«ingef&hrt  und  zu  gröfserer  Bedeutung  gelangt.  Im  Zusammen»  j 
hang  damit  hatte  der  Kreditverkehr  eine  frühzeitige,  weit-  \ 
gehende  Ausdehnung  gefunden.  Es  war  flahcr  natürlich,  dafs 
die  Idee  zur  GrUndung  eines  Auskunftsbureaus  zuerst  hier 
auftauchte. 

Der  Grund  zu  diesem  ersten  Autskutittsbureau  wurde  schon 
im  18.  Jalirliuudert  gelegt,  indem  ein  englischer  Geschäftsmann 
aus  Liebhaberei  sich  ein  Verzeichnis  der  ihm  bekannt  werden- 
<den  Konkurse  angelegt  hatte,  welches  s|Mtter  von  seinen  Nach- 
kommen fortgesetzt  wurde.  Dieses  Verzeichnis  wurde  dann 
im  Laufe  der  Jahre  noch  erweitert.  Es  wurden  alle  un- 
gflnstigen  Tatsachen  über  Personen  darin  angenommen,  und 
so  vervollständigt  wurde  es  den  Interessenten  regelmäfsig  zu- 
gestellt. Hieraus  entstand  Ende  der  183ner  Jaiire  das  erste 
Auskunftsbureau,  als  dessen  Gründer  Perry  bezeichnet  ^^i^d. 

Im  Jahre  1841  richtete  ein  New- Yorker  Anwalt,  L.  Tappan, 
ein  orp^anisiertes  Auskunftsinstitut  ein,  indem  er  von  der  Zeit 
an  Kreditauskünfte  jedem,  der  sie  beanspruchte,  gegen  Entgelt 
«rteilte,  während  er  bis  dahin  diese  Aufgabe  nur  innerhalb 
aetnes  EUientenkreises  erfüllt  hatte.  Dieses  Bureau  war  das 
erste  der  Welt,  welches  zentralistisch  geleitet  mit  einem 
Korrespondentennetze  arbeitete. 

In  Amerika  drängten  aber  auch  die  ganzen  Verhältnisse 
SU  einem  ausgedehnten  Kreditschutze  hin. 

Die  Einwatid'Tung  aus  allen  europäischen  Staaten  brachte 
natürlich  viel  unlautere  Klementc  nach  Amerika,  dessen  sehneile 
wirtschaftliche  Entwicklung  auch  viele  obskure  Fersönlicli- 
keiteu  zu  gröfserer  Bedeutung  im  wirtschaftlichen  Leben  ge- 
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langen  liefs.    Diese  Umstände  und  der  häufige  Wechsel  der 
wirtsehattlic'hen  Verhältnisse,  wie  er  durch  den  Zustrom  imiuer 
neuer  Elemente  bedingt  war,  trugen  viel  dazu  bei,  den  Kredit  , 
unsicher  zu  gestalten  und  liefsen  die  ursprüngliche  geschäfts-  ^ 
freiindtiche  Auskunft  nicht  mehr  als  ausreickeDd  erachehimi.  < 
Von  den  amerikanischen  Auskunftsbureaux  sind  die  be-  , 
deutendsten  die  gewaltigen  Aktienunternehmungen  der  Brad-  | 
Street  Company  und  der  Mercantile  Agency  von  R.  G-* 
Dun  &  Co. 

Diese  beiden  Bureaiix  stellen  das  Ergebnis  ihrer  Auf- 
zeichnungen und  Erhebungen  in  gedruckten  Büchern ,  so- 
genannten ßeferenzbüchern ,  zusammen,  die  viermal  im  Jahre 
den  Abonnenten ^n  revidierten  Ausgaben,  nach  Staaten  und 
Orten  angeordnet,  zugestellt  werden.  Diese  Referenzbücher 
sollen  jedoch  nur  HülfsbUcher  sein  und  niemals  die  Einholung 
ausfiihrlicher  Berichte  nnntttig  machen.  In  diesen  Büchern 
ist  die  gesamte  nordamerikanische  Geschäfbwelt  nach  Inhaber^ 
Kreditfähigkeit  and  Betriebskapital  khkssifiziert  und  quali- 
fisiert. 

In  Frankreich  finden  wir  1857  ein  Auskunftbureau,  die 
Suret(5  du  Commerce,  welches  aus  Kreditvcrsicherungsgesell- 
schaften  hervorc:e£,'angen  war,  die  im  Jalire  1649  auf  Aktien 
und  auf  Gegenseitigkeit  gegründet  wurden. 

In  den  übrii^en  romanischen  suwie  in  den  skandinavischen 
Staaten   hai  da»  Auskunftswesen  bisher  keine  gröfsere  Be-  ; 
deutung  erlangt.  Es  sind  die  dortigen  Bureaux  über  eine  be-  ^ 
grenzte  lokale  Wirksamkeit  ni^nals  hinausgekommen. 

Auch  in  Österreich  haben  rechtliche  Bestimmungen  einer 
gedeihlichen  Entwicklung  des  Auskunftswesens  hemmend  im  ' 
Wege  gestanden. 

Während  früher  die  berufsmftfsige  Auskunfterteilung  als 
ein  unzulässiges  Gewerbe  von  dem  Gesetzgeber  bezeichnet 
wurde,  ist  sie  seit  dem  Jahre  läöo  dem  Konzessionszwange 
unterworten. 

In  Hufslauil  ist  ebenfalls  die  Gründung'  vonvAuskunfts- 
bureaux  sehr  erschwert.  Diese  können  nur  gegen  Erstattung 
einer  Kaution  von  15000Rs.  auf  Widerruf  gegründet  werden. 

Der  Beginn  der  beru&mttfsigen  Auskunfterteilung  in 
Deutschland  uült  in  den  Anfang  der  1860er  Jahre,  und  zwar 
kam  1802  ein  Stettiner  Makler,  Namens  S.  Salmon,  da  er  mit 
geschäftsfreundlichen  Anfragen  belästigt  wurde,  auf  den  Oe-  i| 
danken,  sich  für  seine  Aukunfterteilung  eine  kleine  Gebühr 
au  berechnen.  I 

Das  älteste  organisierte  Auskunftsbureau  ist  das  lbo2  von  | 
Lesser  &  Liman  in  Berlin  gegründete. 

18(>8  wurde  die  Mutua  Oontidentia,  Wys  Muller  &  Co. 
gegründet. 

1864  entstand  die  gewerbliche  Schutzvereinigung  in  Dresden, 
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„um  sich  g^enseitig  vor  leichtsinnigen  und  böswilligen 
Schuldnern  zu  warnen  und  zu  schützen,  selbsteigen  sich  aber 
zu  bestreben ;  die  Reeiii  tät  im  Geschäftsverkehr  möglichst  zu 
heben  und  zu  fördern". 

Als  Mittel  zu  diesem  Zwecke  diente  die  VerÖfiFentlichung 
Ton  schlechten  aod  säumigen  Schuldnern  in  Listen,  welche 
den  Mitgliedern  yertraulich  zugingen  ^. 

Die  Bildung  solcher  Vereine  fand  in  Deutschland  haupt- 
sichlich  in  Sachsen  statt,  und  schlössen  sich  dieselben  1867 
aum  Verbände  gewerblicher  Schutzgemeinschaften  zusammen. 
Die  Vereine  hatten  die  Aufgabe,  den  Handwerkern  und  kleinen 
Kaufleuteu  su  dienen.  Sie  standen  bis  Mitte  der  1870er  Jahre 
in  Blüte. 

Es  folgte  lbü7  die  Gründung  unseres  gröfsten  deutschen 
Auskunftsbureaus,  die  der  Auskunftei  Schimmelpfeng  und  zwar 
in  Frankfurt  a.  Main  und  Berlin. 

Anfangs  der  1880er  Jahre  gelangte  dann  die  vereinsmälsig 
organisierte  Auskunfterteilung  duroh  die  Entstehung  und  Aus- 
breitung der  „Vereine  Kreditreform"  wieder  su  grOÜserer  Be- 
deutung. 


*  Ausführlich  dargestellt  von  Dr.  Otto  Gerlach,  „Die  berufsmäfaige 
Krf  Iit<  rkundigung  in  Deutschland^ ,  Jabrbftcber  für  NationaldkoDonue 
und  btatütik  1Ö90,  S.  131,  132. 


Systematischer  Teil. 


1.  Die  geschältslreundllche  Auskunft. 

Die  gescbäftsfreundliche  Auskunft  besteht  darin,  dafs  did 
Auskunft  unentgeltlich  von  Gescliltftslcut^Mi  imtoreinander  er- 
teilt wird.  I  Bis  um  die  Mitte  des  11'.  Jahrhunderts  war  sie 
in  Deutschland  die  einzige  Art  der  Krediterkundiguiig ;  sie 
beruht  auf  Ge^jcnscitigkeit  und  persönlichem  Vertrauen.  Noch 
bits  aui  den  licLitii^eu  Tag  kommt  aie  iu  weitestem  Umfange 
vor.  Derjenige,  welcher  einem  anderen  eine  Auskunft  gibt, 
tut  dies  in  der  Überzeugung,  dafs  dieser  Dienst  ihm  von  den 
anderen  bei  Gelegenheit  ebenfalls  geleistet  wird.*^ 

Welchen  Wert  diese  geschäftsfireundliche  Auskunft  hat^ 
soll  unten  untersucht  werden ;  zunächst  möchten  wir  die  Urteile 
vorausstellen,  welche  bisher  in  der  nationalökonomischen 
Literatur  Uber  sie  gei^t  sind. 

a)   Die   natioualökono mische   Literatur    und  die 

g  e  s  c  h  ft  f  t  s  f  r  e  u  n  d  1  i  e  Ii  e  A  u  s  k  u  n  f  t. 

Das  Urteil,  wek-hes  in  der  nationalökonomisclien  Literatur 
tiber  die  geschättafreundliche  Auskunft  abgegeben  ist,  ist  im 
allgemeinen  ein  abfülliges. 

i^^hrenberg  will  »le  für  den  Platzverkehr,  namentlich  da, 
wo  Börsen  sind,  gelten  lassen,  weil  sich  dort  immer  noch 
Leute  ^den,  die  Ober  Platzfirmen  sachgemäfse  Auskunft 
geben  können.  FQr  den  interlokalen  Verkehr  sei  sie  keines- 
wegs mehr  zeitgemäfs.  Es  hafteten  ihr  alle  diejenigen  Mängel 
an,  welche  bei  hochentwickelter  Geschäftstätigkeit  aUen  solchen 
als  blofse  Geftllligkeiten  in  Anspruch  genommenen  Aushülfen 
innewohnten.  Er  mnclit  ihr  den  Vorwurf  der  Obcrflüchlich- 
keit  und  Unzuverläsaigkeit  nvj\  Infst  sie  für  den  int^^rlokalen 
Verkehr  nur  dann  gelten ,  wenn  eine  berufsmttfsige  Auskunft 
nicht  zu  erlangen  sei,  oder  wenn  der  Anfragende  wisse,  dafs 
dem  Gewährsmann  die  fraglichen  \  erhuitnisse  auch  wirklieb 
genau  und  nicht  blols  vom  Hörensagen  oder  nur  aus  dem  Ver- 
laufe weniger  Geschäftsabschlüsse  bekannt  seien. 
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Der  Grund  der  Verbreitung  der  ^eschäi'tsfreundlichen 
Auskunft  liegt  nach  Ehrenberg  in  der  falschen  Spart^amkeit 
der  Anfragenden. 

Karl  Roscher  sagt  von  der  geschäftsfreundUclien  Aoskiuift: 

i^Ste  ist  unter  genau  bekannten  Geschäftsfreunden  die  dis- 
kreteste und  zuverlässigste  Auskunfterteilung  und  beruht  auf 
dem  Gedanken,  dafs  die  Solidarität  der  geraeinsamen  Interessen 
<les  Handelsstaiules  einem  jeden  Mitgliede  desselben  die  Pflicht 
aut«  rlege,  die  Geschäftsfreunde  vor  Konflikten  mit  der'^Un- 
rediicbkeit  und  dem  Leichtsinn  zu  bewahren.  ^  Sie  wird  jedoch 
unzulängh'ch  mit  der  Entwicklung]:  eines  vielverzweigten  und 
deshalb  für  den  einzelnen  schwer  /u  uberljlickenden  Verkehrs,  i 
Sie  wird  aber  auch  bedenklich  mit  der  Auflösung  des  ihr  zu  < 
Grunde  liegenden  Solidaritfttsbegriffes  und  dem  Umsichgreifen 
eines  rücksichtslosen  RonkurrenzstrebeiuC 

Koch  ungfinstiger  äufsert  sich  im  Deutschen  Ilandelsblatte 
von  1881  Professor  Friihauf,  indem  er  sagt,  däfs  die  geschäfts- 
freundh'che  Auskunft  lediglich  auf  dem  Aufgeben  von  Referenzen, 
i\.  h.  den  von  Kreditsuchern  bezeichneten  parteiischen  Firmen 
beruhe. 

Auch  Gerlach  erscheint  die  geschäftsfreundlichc  Auskunft 
im  höchsten  Grade  bedenklich.  Es  sei  stets  dTe  Frage,  die 
aber  wohl  selten  erwogen  werde,  ob  der  Gebchäftöfreund  die 
Fähigkeit  besitze,  Uber  die  Kreditwürdigkeit  jemandes  ein 
richtiges  Urteil  abzugehen. 

Dann  ist  er  auch  der  Ansicht,  dafs  solche  Anfragen  bis- 
weilen nicht  seihst  Yom  Chef  des  Hauses  beantwortet,  sondern 
dafs  sie  untergeordnetem  Dienstpcrsüna!  zur  Erledigung 
ubertragen  werden.  Auch  er  sagt,  ähnlich  wie  Roscher,  sie 
sei  im  hnlien  Mafso  bedcnklicli,  weil  sie  zugleich  der  Kol|t"rteur 
aller  bösen  Gerticlite  sei,  und  da  eine  Kontrolle  derselben  nicht 
stattfände,  könne  sie  den  Kredit  eines  GefschäftÄniaFiues  in  der 
gröbsten  \Veie»e  «cliiidi^ren.  Berechtigt  sei  sie,  solange  keine 
besseren  Mittel  zur  Einholung  von  Erkundigungen  bereit 
stehen,  alsdann  sei  aher  ihre  Rolle  ausgespielt  Hierzu  komme 
noch  die  Erwfigung,  dafs  es  im  Geschänsleben  nicht  würdig 
erscheinen  dürfe«  wichtige  Dinge  unentgeltlich  tn  Anspruch 
zu  nehmen. 

Diesen  Anschauungen  in  der  nationalokonomischen  Litera- 
tur tritt  in  einer  Ahliandlung  „Die  Krediterkundigunp:  nach 
ihrer  wirtscliaftlichen  und  reclitlichen  Seite"*  Jnroby  entgegen, 
indem  er  verschiedene  Griinde  anfidirt,  weshalb  die  geschäfts- 
freundliche der  berufsniälVigen  Auskunft  vorzuziehen  sei. 

Zunächst  führt  er  an,  dafö  die  Korrespondenten  der  A  uäkunfts- 
bureaux,  also  deren  Gewährsmänner,  nicht  den  besten  Kreisen 
des  Handelsstandes  angehören  könnten,  da  diese  sich  nicht  ^ 
zu  Benchterstattem  eines  Anskunftsbureaus  hergehen  wurden. 

Hierauf  möchten  wir  an  dieser  Stelle  gleich  erwidern. 
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dafs  «in  solcher  Einwand  doch  etwas  bu  generell  ist  Es 
wttrde  doch  immer  noch  darauf  ankommen,  welches  Aaskunfts- 
bureaa  in  Frage  steht.  Es  ist  auch  unseres  Erachtens  fidsch, 

anzunehmen,  dafs  in  der  objektiven  Berichterstattung  ttber  die 
Kreditwürdigkeit  etwas  Unehrenhaftes  liege. 

Ferner  meint  Jacoby,  sei  die  Prompthoit  bei  der  ge- 
sclifiitstVr-iindliclien  Auskuntt  eine  gröfsere  als  lini  dfr  berufs- 
mäiijigeii ,  aucli  zieht  er  die  Zuverlässigkeit  der  eräteren  der- 
jenigen der  letzteren  vor. 

Als  weiteren  Vorzug  der  geschäftsfrcuudlichen  Au&kunt't 
rühmt  Jacoby  endlich,  dafs  der  Anfragende  hier  den  Ge- 
schäftsfreund durch  pers^inliche,  möglicherweise  durch  ge- 
schäftliche BeaiehaDgenuiLfinnet  dafs  er  wisse,  inwieweit  er 
der  Auskunft  desselben  Vertrauen  en^egenssubringen  be* 
rechtigt  sei. 

Allo  diese  Punkte  werden  unten  bei  der  Untersuchung  über 
den  ^^^  rt  der  geschäftsfreundlichen  Auskunft  in  Betracht  ge- 
zogen werden. 

b)  Untersuchungen  über  den  Wert  der  geschäfts- 

freundiichen  Auskunft 

Um  au  einem  selbständigen  Urteil  ttber  den  Wert  der 
geschäftsfreundlichen  Auskunft  zu  gelangen,  müssen  wir  au- 
nächst  feststellen,  welches  die  Quellen  sind,  aus  denen  diese 

Auskunft  geschöpft  wird. 

Man  kann  hier  nun  drei  Quellen  der  geschäfbfreundlichen 
Auskunft  anführen  : 

1,  Die  Auskuntt  wird  erteilt  von  Firmen,  mit  denen  der 
Antragende  in  Geschäftsverbindung'  steht. 

2.  Von  Firmen,  die  vom  Krcditauchenden  als  Referenz  auf- 

fegeben  sind  und 
'on  Finnen,  die  dem  Anfragenden  selbst  unbekannt 
sind,  an  welche  er  sich  aber  in  der  Annahme  wendet, 
dafs  sie  ihm  Auskunft  geben,  indem  er  gleichzeitig  au 
Gegendiensten  sich  bereit  erklärt 
Wim  den  ersten  Fall  anbetrifft,  so  läfst  sich  gegen  diese 
Art  der  Erkundigung  dann  nichts  einwenden,  wenn  der  Ge- 
schäftstVeund  den  Angetrabten  nicht  nur  persönlich,  sondern 
auch  in  gosdiäftlicher  Heziehung  kennt  und  die  Auskunft  als 
vorurteilsiieier  Mann  erteilt. 

Allerdings  kommt  es  ja  auch  hier  ganz  aixi  die  Person 
des  Auskunftgebenden  an,  ob  er  pessimistisch  oder  optimistisch 
veranlagt  ist  Es  sind  dieses  Momente,  die  bei  dem  ganzen 
Auskunfbwesen  eine  bedeutende  Rolle  spielen.  Dem  Optimisten 
erscheint  es  noch  ratsam,  da  Kredit  zu  gewähren,  wo  der 
^Pessimist  schon  lange  kein  Geschäft  mehr  abschliefst. 

Das  Wesentliche  bleibt  hier,  dals  der  Anfragende  seinen 
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Ge^cliättsfreuud  persöniicii  kennt  und  von  ihm  weiis,  wie  der- 
selbe die  Kreditwiirdi^^^keit  beurteilt. 

Jedenfalls  soll  die  Auskauft  über  Ge^ichäftsvei  luiltnisse, 
Mittel,  Charakter,  auch  GeBundheit  und  Lebensweise  su  ge- 
geben werden,  dafo  der  Anfragende  selbst  sich  ein  klares 
Urteil  bilden  kann. 

Ob  jedoch  bei  dieser  Art  der  Aaskunftsbeschaffnng  die 
Auskunft  immer  in  diesem  Sinne  erteilt  wird,  möchten  wir 
sehr  bezweifeln;  wo  es  geschieht,  kann  man  derselben  ihre 
Berechtigung  jedenfalls  ?iicht  aberkennen. 

Es  ist  aber  immer  zu  beachten ,  dafs  verschiedene  Um- 
stände dazu  beitragen  können,  die  Reinheit  dieser  Quelle  zu 
trüben.  Vor  allem  ist  die  Urteilsfähiü^keit  des  Geschattöli  eundes, 
die  immer  auf  Grund  von  gLbchäftlicher  Erfahrung  und  Ver- 
wertung derselben  beruht,  in  sehr  vielen  Fällen  beschränkt 
und  insoweit  auch  unzuverlässig. 

Der  Anfragende  aber  müMte  auch  genau  orientiert  sein, 
welcher  Art  die  geschäftlichen  und  persönlichen  Beziehungen 
sind,  in  welchen  sein  Geschäftsfreund  zu  dem  Angefiagten 
steht.  Ist  der  Geschäftsfreund  selbst  in  weitem  Umfange  der 
Gläubiger  des  Angefragten,  so  liegt  es  in  seinem  eigenen  Inter- 
esae.  alles  zu  vermeiden,  was  irgendwie  die  Kreditwürdigkeit 
des  Angefra^ten  beeinti achtigen  könnte,  da  er  selbst  seine 
Auföcnstäiule  dadurch  in  Gefahr  bringt. 

Andererseits,  wenn  er  der  Schuldner  des  Angefragten  ist, 
flo  wird  auch  durch  eine  derartige  Abhängigkeit  die  Ybrurteils- 
üreiheit  seines  Urteils  leicht  beeinträchtigt.  Ebenso  wird  per- 
sönliche Freundschaft  oder  Verwandtschaft  häufig  die  Veran- 
lassung sein,  die  Schärfe  des  Urteils  abzustumpfen. 

Ist  der  Angefragte  der  Konkurrent  des  Geschäftsfreundes, 
so  wirfl  dagegen  das  Urteil  über  jenen  häufiger  dunkler 
gefHrbt  sein,  als  es  snllt'\  weil  man  nicht  gern  «'ino  Gelegen- 
heit vorüber  gehen  läfst,  die  Kraft  des  Konkurrenten  zu 
echwächen. 

Alle  diese  Umstände  werden  natürlich  bei  einem  Manne, 
der  vollständig  gewissenhaft  und  vorurteilsfrei  zu  urteilen  im- 
stande ist,  nicht  in  Frage  kommen,  und  der  sich  sagt,  dafs  er 
eventuell  in  derselben  Weise  die  Zuverlässigkeit  des  Anfragen- 
den beanspruchen  mttsse  und  sich  daher  diesen  durch  die  Art 
seiner  Auskunft  verpflichten  möchte. 

Unter  genau  bekannten  Geschäftsfreunden,  wo  der  Vor- 
7.u<x  f\^v  persönlichen  Bekanntschaft  Platz  erreift,  wird  ^h" 
immerhin  nei  sore-fältiger  Beachtung  allf^r  in  b'rage  kommenden 
Umstände  ihren  Wert  behalten  und  neben  der  berufsnülfsigen 
Auskunft  in  beschränktem  Umfange  fortbestehen  können. 

Anders  liegt  es  jedocii  im  zweiten  Falle  mit  der  Aufgabe 
von  Referenzen. 

Es  ist  einleuchtend,  daTs  eine  Firma,  welche  Kredit 
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beansprucht,  nur  bolche  Firmen  als  Referenzen  aufgibt,  von 
denen  sie  im  voraus  weifs,  dafs  die  Auskunft  gUnstig  aus- 
fallen wird. 

Es  kann  und  wird  sweifelsoline  auch  wohl  der  Fall  ein- 
treten, dafs  Firmen,  welche  sich  auf  schwindelhafte  Weise 
Kredit  au  verschaffen  suchen,  mit  einigen  respektablen  Häusern 
ihre  geschäftlichen  Beziehungen  auf  die  prompteste  Weise 

regeln  und  zu  keiner  Klage  Veranlassung  geben,  wlihrend  sie 
mit  anderen  1  irmon  nicht  in  der  Weise  arbeiten  und  ihren 
Verpfliclitun^rn  diesen  gegenüber  keineswegs  nachkommen. 
Diese  kl editäuchenden  Firmen  werden  dann  natürlich  nur  die 
ersteren  Hiiuser  als  Referenzen  aufgeben,  die  dem  Anfragenden 
Uber  äie  nur  im  guten  Sinne  antworten  können. 

Der  Mifslffaaeh,  wdcher  mit  der  Aufgabe  von  Referenaen 
getrieben  werden  kann,  Ittfst  es  daher  ratsam  erscheinen,  diee» 
Art  der  Auskunftsbeschaffung  mit  grofser  Vorsicht  zu  be- 
'handeln ,  weil  das  Urteil  Uber  den  Angefragten  ein  sehr  ein- 
seitiges ist,  daher  fttr  wenig  anverlässig  angesehen  werden 
darf.  Bei  der  Aufgabe  von  Referenzen  sollte  man  sich  nie  mit 
der  Auskunft  dieser  als  Referenz  aufgegebenen  HMuser  bc- 
gniii;en,  sondern  noch  von  anderen  JSeiten  Aii'^kuntt  einholen, 
um  .sich  aus  den  verschiedenen  Informationen  sein  Urteil  selbst 
bilden  zu  können,  eine  Regel,  welche  im  tlbrigen  bei  jeder 
Art  der  Auskunftsbeschaffung  angebracht  ist. 

Es  kommt  also  hier  wieder  die  erste  Art  der  geschäfts- 
freundlichen Auskunft  Kur  Geltung,  und  es  zeigt  sich,  dafs  die 
einzelnen  Arten  dieser  Auskunft  keine  selbständige  Bedeutnnff 
haben,  sondern  daCs  sie  nur  in  Verbindung  miteinander  durcE 
g^enseitige  Ergänzung  die  ihnen  anhaftenden  Mängel  einiger- 
mafsen  aufheben  können  und  dadurch  für  den  Kreditverkehr 
einen  gewissen  Wert  erhalten. 

Die  dritte  Art,  durch  welche  die  //eschäftsfreundlichc  Aus- 
kunft zustande  kommt,  ist  erst  recht  zweifelhafter  Natur. 

Es  fragt  sich  überhaupt,  ob  ein  gewissenhafter  Kaufmann 
irgend  jemandem,  der  ihn  um  Auskunft  angeht,   und  den  er 

firnicht  kennt,  eine  solche  erteilen  wird.  In  den  meisten 
ällen  dürfte  er  sich  wohl  ablehnend  verhalten,  oder  wenn  er 
eine  Auskunft  ertetlti  dtirfte  sie  wohl  ttber  ganz  allgemeine 
Angaben  nicht  hinangehen. 

Wenn  es  sich  aber  um  einen  Konkurrenten  des  Auskunft 
erteilenden  handelt,  so  wird  dieser,  da  er  irgend  welche  per- 
sönliche Verpflielitungen  nicht  hat,  sieh  nicht  so  leicht  die 
Gelegenheit  entgehen  lassen,  die  Kreditfähigkeit  des  Augefragten 
mögliciist  zu  beeinträchtigen.  Und  darin  liegt,  wie  oben  schon 
angedeutet,  überhaupt  der  Hauptmangel  der  geschäftsfreuud- 
lichen  Auskunft.  Hier  liegt  die  Oelahr  sehr  nahe,  dafs  durch 
böswillige  Auskunfterteilung  der  Kredit  des  Angefragten  unter- 
graben wird.   W  ie  leicht  kann  heute  bei  der  Konkurrenz  aui 
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allen  Gebieten  ein  Kaufmann  veranlafst  werden,  über  einen 
Konkurrenten  eine  ao  gefärbte  Auskunft  zu  geben ,  dafs  der 
Anfragende  von  dem  fraglichen  Geschäfte  Abstand  nimmt,  wie 
leicht  kann  aui  diese  Weise  der  Kredit  eines  rechtsehaffenen, 
braven  Mannea  gefährdet  werden,  ohne  dafs  der  Betreffende 
eine  Ahnung  davon  hat,  wer  seiner  wirtschaftlichen  £zi8ten& 
diesen  Stöfs  versetat  hat 

Hoseher  vergleicht  den  Kredit  mit  einer  zarten  Pflanze, 
deren  Besitzer  sie  vieiieicht  absterben  sieht,  ohne  dafs  er  sich 
erklären  kann,  wie  es  gekommen  ist,  weil  heimlich  Bosheit 
and  r.f'iclitfertigkeit  ihr  die  Wurzeln  untpr'^Tnben. 

Hautig  wird  auch  bei  der  gesehiLttsireuudlifhpii  Auskunft 
der  Zeitaufwand  für  den  Anfragenden  vergeblich  gewesen 
sein  ,  da  manchmal  docii  die  Auskunfterteilung  so  mangelhaft 
ist,  dafs  der  Atiiragende  aus  derselben  für  seine  Zwecke  ab- 
solut nichts  herauslesen  kann.  Prompt  wird  sie  ja  auf  seine 
Anfrage  erfolgen,  aber  was  ntttat  hier  die  von  Jacobj  so  röl 
|;erilhmte  Promptheit ,  wenn  die  Anskunft  voHstHndig  werdoa 
ist.  Sehr  häufig  trifft  dieses  bei  der  Bankierauskunft  aU|  SU* 
mal  die  Banken  und  Bankiers  sehr  viel  mit  Ersuchen  nm 
Auskünfte  belästigt  werden.  Was  nützt  es  z.  B.,  wenn  ein 
Bankier  auf  eine  Anfrage  über  einen  seiner  Kunden  dem  An-  ] 
fragenden  antwortet:  „N.  N.  unterhält  bei  mir  ein  Depot  und 
uimmt  Kredit  nicht  in  Anspruch ,  seine  Verhäituisse  sind  mir 
sonst  nicht  bekannt.    Ohne  mein  Obligo  !" 

Was  kann  der  Anfragende,  wenn  diese  Autwort  ihm  aucb 
postwendend  zugeht,  damit  anfangen?  Er  mufs  sich  nun  noch 
anderweitig  bemtthen,  wodurch  unnötiger  Zeitverlust  entstanden 
ist  Ein  derartiger  Zeitverlust  kann  aber  unter  Umstttnden 
dastt  führen,  dafs  ein  für  den  Anfragenden  Gewinn  bringendes 
Geschäft  nioht  zustande  kommt,  oder  dafs  Geschäftsverbindungen^ 
die  bei  ungestörtem  Verlaufe  grofsen  Nutzen  versprechen,  da- 
durch unwiederbringlich  aufgehoben  werden.    Diesen  Nach- 
teilen wimli!  er  sich  wahrseheinlich  nicht  auserf^setzt  haben,  i 
wenn  er  sich  an  ein  groises  organisiertes  Auökunftsinstitut  \ 
gewcii  l  t  hatte,  welches  in  den  meisten  Fällen  auf  Grund 
eines  reichhaltigen,  stets  auf  dem  laufenden  bleibenden  Archiv-  1 
materiaU  ihm  eine  für  seine  Zwecke  genügende  Auskunft  htttte 
geben  können. 

Beaüglicfa  der  Zuverlässigkeit  möchten  wir  nur  noch  gegen 
Jacobj  bemerken,  dafs  die  geschftftsfreundliche  Auskunft  doch  ! 
nur  auf  dem  Urteil  dieses  einen  Geschäftsfreundes  beruht,  ' 
während  sich  bei  der  berufsraäfsigen  Auskuufterteiluu^^  bei 
einem  organisierten  Institut,  in  der  Regel  schon  mehrl'aches  • 
Materiftl  im  Archiv  vorfindet,  und  das  Urteil,  auf  welchem  der 
Kredit  tulst,  aus  der  Gesamtheit  der  Verhältnisse  geschöpft 
werden  muls. 

In  den  allermeisten  Füllen  dürfte  bei  der  geschäftsfreund- 
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liehen  Auskunft  der  Auskunftertciier  weder  Zeit  noch  Lust 
haben,  weiter  über  den  Angefragten  Kecherciien  anzustellen, 
Oder  könnte  man  wirklich  glauben,  dura  ein  Geschäftsmann 
sich  die  Zeit  dafür  nehmen  würde,  wegen  einer  Anfrage  z.  B. 
AU&  Gericht  zn  gehen  und  etwa  die  ManifestantenTerseichnisse 
daraufhin  durchztuehen ,  ob  der  Angefragte  in  der  letzten 
Zeit  den  Offenbarungseid  geleistet  hat?  Das  wäre  auch  ein 
Dienst,  den  wohl  niemand  aus  Gefälligkeit  yerlangen  kann. 

Als  VorsQg  der  geschäftsfrenndlichen  Auskunft  k5nnto 
man  ansehen ,  dafs  unter  genau  bekannten  Geschäftsfreunden 
der  Anfragende  die  Urteilsweise  und  das  Geschäftsgebaren 
seines  Freundes  kennt. 

Wir  mochten  das  Resultat  unserer  Betrachtungeu  dahin 
zusammenfassen : 

Die  geschäftsfreund liehe  Auskunft  hat  nur  dann  einen 
Wert,  wenn  der  Anfragende  denjenigen,  welcher  ihm  Auskunft 

«eben  soll,  genau  als  einen  rechtschaffenen  und  ordentlichen 
[aufmann  I  sowie  seine  Art  der  Kreditbeurteilung  kennt  und 
auch  weifs,  dafs  er  durch  geschäftliche  und  persönliche  Be- 
siehungen zu  dem  Angefragten  über  denselben  ein  richtiges 
Urteil  abzugeben  in  der  Lage  ist 

Der  Wert  der  j^feRcIräftsfreundlichen  Auskunft  ist  demnach 
ein  sehr  beschr.niktei ,  und  wir  können  nicht  mit  Jacoby  sagen, 
dafs  sie  neben  der  berufsmäfsigen  ihren  vollen  Wert  behält, 
ja  sogar,  wtun  einziehbar,  dieser  vorzuziehen  sei. 

Ein  Grund,  weshalb  die  geschäftsfreuudliche  Auskunft 
heute  noch  in  so  grofsem  Umfange  vorkommt,  liegt  u.  E., 
wie  auch  bereits  von  £hrenberg  hervorgehoben,  in  ihrer 
Kostenlosigkeity  ein  Punkt,  der  allerdings  bei  grOfseren  Krediten 
überhaupt  nicht  in  Frage  kommen  sollte. 

U.  Die  berufsmärsige  Aaskunfterteilung. 

Die  Auskunfterteilung  ist  eine  beru&mäfsige ,  wenn  sie 

von  Leuten  erteilt  wird,  welche  sich  gewerbsmäfsig  gegen 
Entgelt  mit  der  Beschaffung  von  Auskünften  bofnsspn. 

Bei  dieser  berufsmälsigen  Auskuniterteiiung  hat  man  zu 
scheiden : 

a)  die  nicht  organisierte  berufsmäfsige  Auskunfterteilung, 

b)  die  organisierte  berufsmäisij^c  Auskuntterteilung. 

a)  Die  nicht  organisierte  berufömäföige  Auskunft- 
erteil ung. 

Die  nicht  organisierte  berufsmäfsige  Aukunfterteilung  be- 
gegnet uns  zunilchst  dort,  wo  di»^  Auskunfterteil uüir  als  NVIten- 
ewerbe  betrieben  wird,  dann  doi't,  wo  jemand  glaubt,  unter 
er  Bezeichnung  „Auskunitsbureau^   auf  bequeme  Art  und 
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unter  Spekulation  aut'  die  Dummheit  der  Menscheu  sein  Daaein 
fristen  zu  kömu'n. 

Diese  letzteren  „Auskunftabureaux"  vergehen  aber  ebenso 
schnell  wiedeTi  wie  sie  entstandea  sind»  sie  sind  aber  nur  zu  ge- 
eignet, das  Mifstraaen  des  mit  den  Verbllltiusseii  nicht  bekannten 
Publikums  gegen  die  Auskunftsbureanx  noch  au  erhöhen. 

Leute,  oft  mit  dunkler  Vergangenheit  und  ohne  jedes 
Slapital,  rühmen  sich  einer  Uber  die  ganze  Welt  verbreiteten 
Organisation,  obgleich  ihr  sogenanntes  Jnstitut  manchmal  aus 
nichts  anflprcm  besteht,  als  aus  einem  Tisch  und  einem  Stuhl. 
Durch  die  nötige  Rekhime  wird  dann  dafiir  gesoif^'^t.  dafs  sich 
immer  wieder  solche  finden,  die  nicht  alle  werden,  un'^  die, 
auch  noch  durch  einen  biHi^i^en  Preii:'  angelockt,  an  deiaitige 
Unternehmungen  ihr  Vertrauen  wegächenken,  um  aut  ihre  Au- 
frage  eine  mit  Hülfe  des  Adrefsbuches  und  etwas  Phantasie 
zusammengestöppelte  Auskunft  au  erhalten,  die  für  sie  weiter 
keinen  Nutaen  bat,  dem  Inhaber  dieses  sogenannten  « Auskunfts- 
bureaua*^  aber  la^  Vegetieren  ermöglicht 

Es  sollte  daher  jeder,  der  ein  Auskunftsbureau  in 
Anspruch  zu  nehmen  gezwungen  ist,  und  das  sind  heutzu- 
taire  wohl  alle  Kaufleute,  sich  zunächst  über  die  Bonität  des 
Bureaud  orientieren  und  nur  solchen  sieh  zuwenden ,  von 
denen  er  weifs,  dals  sie  nieht  nur  der  berut'sraäfsigen  Auskiinft- 
erteilung  sich  widmen,  sondern  dafs  sie  aucli  wirklich  organi- 
siert sind.  Darauf  kommt  ea  in  erster  Linie  an,  dafs  neben 
dem  unerlfiislichen  Kapital  auch  die  sonstigen  Unterlagen  Tor- 
handen  sind,  ohne  welche  eine  wirklich  reelle  Auskunft  nicht 
zustande  kommen  kann.  Diese  sogenannten  „ Auskunftsbureauz" 
können  daher  für  die  Beurtmlunff  des  Anskunttswesens  auch 
nicht  in  Betracht  kommen,  sie  stdlen  sich  als  Auswüchse  dar» 

b)  Die  organisierte  berufsmäfsige  Auskunft- 

erteilung. 


Die  Hauptgrundlagen  eines  organisierten  Auskunftsbureaus 
liegen  neben  aem  unerlüslichen  Kapitalbesitz  und  der  Intelligenz 
and  Bildung  des  Leiters: 

1.  in  einem  grofsen  und  ausgebreiteten  Netz  von  Vertrauens- 
männern, auch  Gewtthrsmfinner  und  Korrespondenten 
genannt, 


Bezüglich  der  Leitung  eiues  Auskunftsbureaus  sagt 
Ehrenberfr : 

„Mit  Kapitalbesitz  allein  ist  hier  ^ar  nichts  getan.  Allge- 
meine Bildung,  Rührigkeit  und  Energie,  Organisationstalent  und 
Kenntnis  des  Oeschäftslebens  in  möguchst  aahlreichen  Branchen^ 


1.  JMe  Frivatbureaux. 


2.  in  einem 

3.  in  einem 
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Diskretion,  Takt  und  feines  Gefühl  für  alle  Abstufungen  der 
Kreditwürdigkeit,  das  «ind  00  die  wichtigsten  Eigenschaften, 
•die  von  einer  Leitung  verlangt  werden  müssen.  Nur  ausuahma- 
weise  werden  sich  Personen  finden,  die  diesen  Ansprüchen 
▼ollkommen  gewachsen  sind,  ein  Umstand,  der  bei  der  prin- 
zipiellen Beurteilung  des  Auskunftswesens  schwer  Ins  Qeilcht 


Aber  auch  an  die  Gewährsmänner ,  die  nach  genauen 
Instruktionen  zu  arbeiten  haben ,  werden  grofse  Ansprüche 

4j;6ft  teilt. 

^Aufser  der  Au.sgedchntheit  seiner  Bekanntschaft",  sagt 
liobcher,  „der  Schfirfe  der  Beobaeiitung,  der  Klarheit  im  Urteil 
und  der  Deutlichkeit  der  Darstellung,  erfordert  eine  derartige 
Tätigkeit  noch  hervorragende  Eigen8ch.iften.  Wie  ein  Posten 
▼or  einer  Festung  mala  ein  solcher  Beobachter  wachsam,  ge- 
wissenhaft und  von  makelloser,  unnachsichtiger  Gerechtigkeit 
aein. 

Wohl  schwerlich  werden  diese  Forderungen  immer  bei  den 
einzelnen  Gewährsmännern  zutreffen,  immerhin  aber  sollen  die 
Auskunftsbnreaux  bemüht  sein,  VorfraucnsTnünner  zu  sucheUi 
welche  diesem  schweren  Dienste  gewa*  hs»Mi  sind. 
—  An  ( )rten,  an  wekhen  die  Auskuntlsbureuux  keine  Filialen 
iinterlialten,  sind  Korrespondenten  die  Gewährsmänner,  die  ihre 
Auskunft  schniilich  dem  Bureau  mitteilen;  bei  Platzaubküuften 
oder  an  Filialplätzen  tritt  an  Stelle  des  Korrespondenten  der 
sogenannte  R^hercheur. 

Er  hat  sich  seine  Informationen  auf  mündlichem  Wege  au 
beschaffen  und  sich  personlich  su  Bekannten  des  Angefragten 
hinzubemühen  y  um  Näheres  über  denselben  zu  erfahren. 
Aufserdem  mufs  er  bei  Behörden  solche  amtliche  Register  ein- 
zusehen suchen,  die  Anfsehlnfs  tiber  die  £resehäftliche  Lage 
des  Angefragten  vermitteln  können,  wie  z.  13.  Handelsregister, 
Manifestantenverzeichnisse  etc.  Auch  sollte  ihnen  seitens  der 
Behörden  die  Einsicht  in  daa  (ji rundbuch  jrestftttet  werden,  um 
zu  eriahreU;  inwieweit  der  Grundbesitz  des  Kreditsuchenden 
belastet  ist. 

Auf  den  ersten  Blick  überkommt  einen  anständigen 
Menschen,  dem  das  Herumschnüffeln  in  fremden  Angelegen- 
heiten  auwider  sein  mufs,  ein  Gefühl  des  Widerwillens  gegen 
eine  solche  Tätigkeit ,  man  denkt  unwillkürlich  an  Privat» 

detektivinstitute.  Wir  diirfon  aber  nicht  vergessen,  dafs  es 
.sich  hier  um  einen  kaufmännischen  Kredit  fiandelt,  den  der 
An^refragte  in  Anspruch  nehmen  will,  d.ifs  daher  der  Recher- 
cheur, wenn  er  seine  Auf;i:al)e  richtig  frlidlt,  durch  Ver- 
hinderung unlauteren  Kreditnehmens  eine  volkswirtschaftlich 
nützliche  Arbeit  verrichtet. 

Der  Kauiinann,  der  Kredit  gibt^  hat  eine  Berechtigung, 
Aber  die  geschlilttlichen  und  pekuniflren  Verhältnisse  des 
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Kreditnehmers  Auskunft  zu  erhalten,  ebenso  wie  der  Kredit- 
nehmer die  Verpflichtung  hat,  .sirl>  vor  seinem  Olätilnger  zu 
legitimieren.  Beruht  doch  das  gauze  Kreditgeben  lediglich  auf 
dem  Moment  des  Vertrauens. 

Wagner  hat  in  seiner  Abhandlung  über  den  Kredit  im 
Schön bergschen  Handbuche  mit  Recht  hervorgehoben,  dafs 
der  YertraueDs&ktor  fär  die  Entwicklung  des  Kredite  von 
besonderem  Etnflasse  ist.   Er  sagt; 

„Alles,  was  sich  auf  das  hier  mitspielende  Vertrauen  be- 
zieht, ist  teils  individueller,  den  einzelnen  Kreditnehmer  oder 
Kreditsucher  betreffender,  teils  allgemeiner  Natur,  d.  h.,  es  be- 
trifft die  sittliclir-n,  wirtschaftlichen,  socialen,  politischen,  recht- 
lichen (icsamtzustände  der  Zeit,  des  Landes,  des  Ortes ,  der 
Volks  w  i  r  tsc  h  a  ft . " 

.,In  individueller  Hinsicht",  fährt  Wagner  fort,  „kommt  die 
ganze  Persönlichkeit  des  Kreditsuchcrö  in  Betracht,  daher 
neben  den  rein  persönlichen  Verhältnissen  Gesundheit,  Lebens* 
alter,  Geschlecht,  Moralität,  Charakter,  Bildung,  Begabung  etc^ 
alles,  was  sich  auf  die  sociale  und  Ökonomische  Stellung  bo|- 
sidit,  auf  Familienverhältnisse,  dann  Gröfse  und  Art  des  Veij* 
raögens,  Ertragsftthigkeit  desselben  und  der  Unternehmung. 
Von  den  drei  Momenten,  dem  Gegen-  (bezw.  Rück  )  leisten^ 
wollen,  -können  und  -müssen,  spielen  hier  die  beiden  ersten 
mit,  also  Rfidlichkeit.  guter  Wille  sowohl  als  poraJudiiho  und 
in  den  Vermögens-,  Einkommens-  und  (ie.schattsverhältnissen 
liegende  Fähigkeit  zur  Zahlung  Uberhaupt  und  zur  verab- 
redeten Zeit." 

Noch  heute  finden  sich  aber  sehr  häufig  Leute,  welche  es 
ab  persönliche  Kränkung  empfinden,  wenn  Uber  sie  als  Kredit* 
nehmer  Auskunft  eingezogen  wird. 

Bezüglich  der  Verpflichtung  des  Kreditnehmers,  seine  Ver- 
hiütnisse  klar  zu  legen,  bemerkt  auch  Knies: 

.,Die  Fähigkeit  des  Schuldners  zum  Abschlufs  eines 
Kreditgeschäftes  mufs  vor  dem  Urteil  des  Gläubigers  legitimiert 
werden,  und  zwar  sind  liierbei  drei  Fra<^^en  nialsijjebend: 

1.  wird  der  »Schuldner  die  Leistung  machen  wollen,  wenn 
er  sie  machen  kann, 

2.  wird  er  sie  machen  können,  wenn  er  sie  machen  will, 

3.  wird  er  sie  machen  mttssen,  wenn  er  sie  machen  kann 
aber  nicht  machen  will." 

Fragen,  welche  in  der  Praxis  unendlich  schwer  zu  beant- 
worten sind. 

Welche  Erfolge  der  Rechercheur  erzielt,  hAngt  von  der 

ganzen  Art  und  Weise  ab,  wie  er  seine  Informationen  anstellt 
F'ir  dfn  KrfVilg  ist  aber  auch  ferner  nifirsgr»])end ,  wie  er  von 
seinen;  Bureau  l'ür  seine  Bemühungen  entlolmt  wird.  Das  ge- 
filhrlichste  System  der  Entlohnung  ist  jedenfalls  die  Bezahlung 
der  Auskünfte  nach  der  Anzahl  derselben.    Hier  liegt  es  klar 
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auf  der  Hand,  dafs  der  Rechercheur  zur  Beseliaffiing  möglichst 
vieler  Auskünfte  aut  ivostcn  der  Gründlichkeit  und  Zuverlässig- 
keit derselben  verführt  werden  kann,  um  ein  ausreichendes 
Cinkommeu  zu  erlaugen. 

Da«  Richtigste  ist  luer  die  AiiBteil\ing  mit  festem  Gehalt, 
wobei  allerdings  die  Höhe  der  Gtobtlhreit,  welche  die  Auskunfts- 
bureauz  für  ihre  Auskünfte  erheben,  vor  allem  in  Frage  kommt. 

Die  Korrespondenten,  die^  wie  schon  oben  angedeutet,  in 
Tätigkeit  treten  an  Plätaen,  wo  keine  Niederlassungen  eines 
Auskunftsbureaus  bestehen,  betreiben  ihren  Auskunftsdienst 
als  Nebenerwerb.  Wichtig  ist  es  für  das  Ausknnftswesen,  dafs 
ein  Auskunftsbureau  seine  Korrospondenten  verptiichtet,  nur 
für  sich  zu  arbeiten  und  ihnen  nicht  gestattet,  auch  noch 
anderen  Auskunftsbureaux  ihre  Dienste  zu  widmen. 

Wo  dies  nicht  geschieht,  liegt  die  Gefahr  nahe,  dafs  die 
einzelnen  Bureaux  von  seiten  dieses  einen  Korrespondenten 
mit  gleichlautenden  Auskttnfton  bedient  werden,  die  dann  an 
die  einseinen  Abonnenten  wdtergehen. 

Die  Qttte  des  Korrespondenten  wird  natürlich  anch  eng 
ausammenhängen  mit  der  Gttte  des  Auskunftsbureaus,  weiches 
seine  Dienste  beansprucht;  denn  wirklich  tttchtigpe  Leute 
werden  sich  nur  dem  Dienste  eines  gut  renommierten  und 
leistungsf^hi^re?!  Bureaus  widmen. 

Die  Verg:^Uun|u^  welche  die  Korrespondenten  für  eine  ge- 
wöhn  liehe  Auskunft  cm])fangeu,  ist  äufserst  gering  und 
überschreitet  tast  nie  den  Satz  von  50  Pfg. ;  die  Portoauslagen 
werden  selbstverständlich  zurückerstattet. 

Zu  verlangen  ist  auch,  dafs  Bureaux  an  gröfseren  Plfttaen 
mehrere  Korrespondenten  zur  Kontrolle  unterhalten,  damit  sie 
durch  Veigleichung  der  Berichte  Ober  dieselben  Personen  die 
Gründlichkeit  und  Zuverlässigkeit  der  Berichterstatter  fest- 
stellen können. 

Von  grofsem  Einflufs  auf  die  Güte  der  Berichterstatter 
wird  auch  die  Zusicherung  der  Diskretion  seitens  des  Aus- 
kunftsbureaus <('\n.  Wenn  der  Korrespondent  wcifs,  dafs  das 
Bureau  seine  Berichte  streng  vertraulich  benutzt  und  seinen 
Namen  den  Anfragenden  nicht  bekannt  gibt,  wird  er  viel 
offener  und  rückhaltloser  seine  Berichterstattung  machen,  als 
wenn  dieses  nicht  der  Fall  ist;  auch  werden  hierdurch  die 
besseren  Elemente  der  Kauftnannschaft  veranlafst  werden,  sich 
au  Berichterstattern  von  guten  Bureaux  herzugeben. 

Die  Korrespondenten  sind  ferner  au  verpflichten,  ihre 
Auskünfte  regelmäfsig  durch  Nachträge  au  ergänzen  und  zeit- 
gemäfs  zu  erhalten.  Da  die  Geschäftstätigkeit  und  die  Kredit- 
würdigkeit der  einzelnen  Firmen  beständigen  Veränderungen 
unter\\'orfen  sind,  so  ist  es  durchaus  geboten,  ein»'  d'Tartige 
Verptlichtun^i:  den  Korrespondenten  aufzuerlegen,  damit  der 
Wert  der  Auskunft  nicht  verloren  geht 
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Es  ist  nicht  zu  leugnen  ,  Hafs  die  Qnnlitftt  der  Auskunft 
in  derselben  Weise  von  der  i\^i  >iönlichkeit  des  Korrespondenten 
und  der  Sphiire  seiner  wirtschalUichen  Tätigkeit  abhängt,  wie 
die  der  ^cachäitsfreuudlicheu  Auskunft  von  den  persönlichen 
Eigenschaften  und  den  fiesiebungen  des  sie  erteilenden  Ge- 
schftftsfrenndea.  Alle  die  oben  erwähnten  Umstttnde,  welohe 
geeignet  sind,  die  Zuverlässigkeit  und  Branchbarkeit  der  ge> 
schäftsfreundlichen  Auskunft  zu  beeinträchtigen,  kommen  auch 
hier  in  Frage.  Ein  grofses  Bureau  wird  daher  notwendig  sich 
veranlafst  sehen ,  aus  diesem  Grunde  schon  ,  mehrere  Korre- 
spondenten ;ui  demselben  Platze  zu  beschäftigen,  damit  durch 
ihre  von  einander  unabhängig  erstatteten  Berichte  eine  Kontrolle 
und  Ergänzung  ermöglicht  werden  kann.  Die  Leitung  eines 
solchen  Bureaus  wird  daher  im  stände  sein,  sich  nach  kurzer 
Zeit  ein  Urteil  über  die  Korrespondenten  zu  bilden  und  unter 
ihnen  eine  geeignete  und  durchaus  notwendige  Auswahl 
treffen. 

Der  zweite  Punkt,  welcher  oben  als  Fandament  einer 
guten  Organisation  angeführt  war,  betraf  den  Beamtenkttrper 
eines  Aukunftsbureaus. 

Zu  einer  schnellen  und  prompten  Erledigang  einer  ein- 
gehenden Anfrage  gehört  vor  allen  Dingen,  dafs  dieselbe  in 
dem  Auskunftsbureau  von  den  betreffenden  Beamten  richtig 
dirigi<'rt  wird,  dafs  alles  vorhandene  Material  richtig  benutzt, 
dafs  aus  den  eingehenden  Berichten  diuj  Wesentliche  heraus- 
geschält wird,  und  dafs  die  als  Antwort  herausgehende  redigierte 
Auskunft  ein  klares  Bild  von  der  Kreditwürdigkeit  des  An- 
gefragten  gibt.  Nur  wo  ein  so  geschultes  Beamtenpersonal 
vorhanden  ist,  kann  auf  Promptheit  und  Präzision  gerechnet 
werden. 

Der  dritte  Faktor  endlich,  auf  welchem  eine  gute  Organi- 
sation beruht,  ist  das  sogenannte  Archiv,  das  sich  im  Laufe 
der  Zeit  gebildet  hat. 

Hier  mufs  alles  Wissensvrerte ,  was  der  Ankunftei  über 
irgend  einen  je  zu  Ohren  gekommen  ist,  aufgespeichert  sein. 

Diese  Organisation  eines  Auskunft^bureaus  kann  auch 
dadurch  zu  einer  erhöhten  Wirksamkeit  gebracht  werden,  dafs 
die  Kaufiaaannschaft,  welche  die  Dienste  dieses  Bureaus  in  An- 
spruch nimmt,  au  einer  Ifitarbeiterschaft  sich  bereit  erklärt 
und  herangezogen  wird. 

Dabei  können  sowohl  die  eigenen  geschäftlichen  £Ir- 
fahrungen  mit  Personen,  über  welche  sie  von  dem  Auskunfts- 
burerm  An^^kiinft  «M-halten  hat,  im  Interesse  einer  VervoU- 
koniimiuiig  der  Kreditsicherung  verwertet  werden,  als  auch 
die  Aubktiiifte,  welche  die  Kaufleute  über  sich  selbst  zu  geben 
geneigt  sind. 

Um  ein  Gesamtbild  von  einem  Auskunftsbnreau,  wie  es 
sein  soll,  zu  geben,  erscheint  es  uns  zweckmälsig,  die  als 
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Mustemiiälalt  anerkannte  „Autikuiiftei'*  von  Schimmelpfeug 
einmal  näher  zu  betrachten. 

Die  Auskunftei  Schimmelpfeng. 

Der  Inhaber  und  Leiter  der  Auskunftei,  Wilhelm  Schimmel- 
pfeng wurde  1841  in  Hersfeld  (Heesen-Nassau)  als  Sohn  eines 
Rechtsanwalts  geboren.  Für  die  miliuirische  Laufbahn  be- 
stimmt, wandte  er  sich  jedoch,  zu  einem  praktischen  Berufe 
hingezogen,  dem  KaufmannsstaBde  zu  und  war,  nacbdem  er 
ausgelernt  hatte,  in  grOffieren  Geschäften  in  Berlin  und  im 
Auslande  als  Reisender  tKtig. 

Nachdem  er  vom  damaligen  Stande  der  Erediter- 
kundigung  sich  genaue  Kenntiüsse  erworben  hatte,  fafste  er 
1872,  Hl  Jahre  alt,  den  Entschlufs,  seine  Auskunftei  zu  gründen, 
die  heute  vermöge  seiner  Zähigkeit,  Energie,  und  organisa- 
torischen Begabung  den  ersten  Platz  unter  den  Auskuufts- 
bureaux  Europas  einnimmt.  Seiner  Tätigkeit  hatte  er  den 
Wahlspruch  zu  Ormide  gelehrt: 

„Für  liecht  und  Ehr   im  WeiLverkehr." 

Die  Gründung  der  Auskunftei  erfolgte  in  Frankfurt  a.  M. 
und  Berlin,  jedoch  wurde  Berlin  sehr  bald  Zentrale. 

Sie  sermUt  in  zwei  Hauptabteilungen,  deren  erste  sich 
mit  der  Auskunfterteilung  über  kommerzielle,  insbesondere 
Kreditverhältnisse  befafst,  während  die  zweite  Abteilung  sich 
die  Vertretung  in  kommerziellen  Recbtsangelegeoheiten  und 
£inzi(;hnng  kaufmännischer  Forderungen  im  In-  und  Auslande 
zur  Autgabe  gemacht  luit. 

Die  Auskunftei  sucht  den  reellen  Kreditverkehr  zu  fordern 
und  ihre  Auökuntterteilung  darauf  zu.  richten,  Gutes  zu  schaffen, 
festzustellen,  ob  die  Voraussetzungen  für  eine  gedeihliche 
Kreditverbinduug  vorliegen. 

Nach  und  nach  wurden  Zweigniederlassungen  zunAchst 
innerhalb  Deutschlands,  dann  seit  1885  im  Auslande,  zunAchst 
in  Wien  errichtet  Die  Zahl  der  Zweigniederlassungen  betrügt 
bis  jetzt  29  und  zwar  befinden  sich  solche  in: 


Amsterdam 
Bremen  . 
Breslau 

Brüssel  . 
Budapest  . 
Chemnitz  i.  S. 

Dortmund 
Dresden  . 
Düsseldorf 
Elberfeld  . 
Frankfurt  a.  M 


für  Holland,  niederl.  Indien. 

Bremen  u.  Grofsh.  Oldenburg. 
PreuOiisch-Soblesien. 
Belgien  und  Luxembuig. 

Ungarn. 

Stadt  u.  Vororte. 
Westfalen. 

Stadt  und  Vororte. 
8tadt  und  Vororte. 
Elberfeld,  Barmen,  Wuppertal. 
Grofaherzugtum  llesben,  iiesöeu-Xaäöau, 
Waldeck. 
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Hamborg  .   .   .   .  f Ur  Hamburg,  Lübeck,  Sclileswig-Holstein, 

Dänemark  y  iSchweden  und  Nor- 
wegen.  * 

Hannover     .    .    .    ^  Provinz    Hannover,    Bihuusl liweijßf. 

8chaumburg-Lippe  und  Lippe. 

Köln  ^  Rbeinproviuz. 

Könl^iberg  i.  Pr,     „  Provins  Ostmoften. 

Leipzig   .   .  .   .   ,  Eönigr.  Sachsen  a.  Thttring.  Staaten. 

London  £.  C.  .  .   ^  Orofsbritannien  nnd  Irland,  engliiiche 

Kolonien. 

Magdeburg  .    ,    .    „  Provinz  Sachsen. 
Mannheim    .    .    .    „  Grofsh.  Baden  nnd  Rheinpfiftb. 
Mülhausen  (Elsafs)    „   Stadt  und  Vororte. 
Planchen  .    .    .    .    „   Bayern  (ohne  lilieinpfalz)! 
Ivürnberg     .    .    .    „   Stadt  und  Vororte. 

Paris  „   Frankreich  u.  franz.  Kolonien. 

Prag   Böhmen. 

Ste^n    .   .   .   .    ü  Pommern. 
StraÜsburg  (Elsafs)   «  EHsafs  Lothringen. 
Stuttgart .   .   .   •   ^  Württemberg  u.  HohensoUem. 
Wien  „  Uttterreich,   Balkanstaaten,  Griechen- 
land und  europaiache  Tttrkei. 
Zürich  Schweiz  und  Italien. 

Iti  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  Canada  und 
in  Australien  ist  die  Auskunftei  vertreten  duieU  the  Brad.^tieet 
Company,  einea  der  grö&ten  amerikanischen  Auskunftsburcaux, 
mit  welcnem  die  Auskunftei  schon  18B7  einen  Vertrag  ge- 
schlossen hat,  der  eine  gegenseitige  Vertretung  regelt  mer^ 
durch  kann  die  Auskunftei  Sehimmelpfeng  die  Berichte  der 
Bradstreet  Company  Uber  die  Importeure  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  Australien  den  europäischen 
ExportfMiren  zugänglich  machen.  Wir  sehen  also,  dal's  vor 
allem  der  internationale  Verkelir  dadurcli  c^'liolu'ii  und  ge- 
fördert wird,  ein  liesuitat,  das  auf  dem  W  ege  der  geschäfts- 
freundlichen Auskunft  garnicht  zu  erreichen  ist. 

Wenn  wir  uns  nun  in  das  Innere  der  Auskunftei  begeben, 
so  finden  wir  als  das  Bemerkenswerteste  den  grofsen  Archiv- 
saal, der  das  Haus  durch  zwei  Stockwerke  hin  durchzieht. 

In  diesem  Archiv  ist  alles  Material  iHr  die  Kredit* 
erkundignng  gesammelt.  Der  Extrakt  der  Ermittelungen  über 
einen  Angefragten  ist  auf  einzelnen  Karten  verzeichnet,  welclie 
in  Mappen  aufbewahrt  wSrden.  Diese  Mappen  wiederum  sind 
musterhaft  nach  Ländom,  Provinzen  und  St.'frUon  [,'oordnot. 

Auf  den  einzelnen  Karten  ist  zu  selien,  wann  jemals  anm;^ 
frairt  worden  ist  und  von  wein,  untor  welchem  Datum  die  Aus- 
kuuii  erteilt  worden  ist,  welcher  Korrespondent  bezw.  welche 
Korrespondenten  die  Auskunft  erteilt  haben,   wann  und  von 
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wem  Nachtiilge  zu  dem  voi  haiidenen  Älaterial  gemacht  worden 
sind.  So  kann  e»  Mappen  geben,  die  das  Material  von  Jahren 
beherbergen,  die  die  Begründung  und  Entwicklung  eine» 
gaozen  Gesefaäfte«  enthalten«  Jede  Veränderung  wird  auf  einer 
Bolchen  Karte  vermerkt,  sei  es  nach  der  gaten  oder  nach  der 
schlechten  Seite.  «Hier  findet  sich  alles  gesanunelt  und  ver- 
wertet, was  aus  amtlichen  Bekanntmachungen»  atis  gesch^ 
liehen  Cirkularen,  aus  Berichten  der  Presse  und  sonstwie  Uber 
Geschäftsgründungen,  Inhaberverhältnisse,  Associationen,  ehe- 
liche Güterrechte.  Subhastationen,  gerichtliche  Bestrafungen  etc» 
zur  öffentlichen  Kenntnis  gelangt.* 

Ein  Bild  von  der  Entwicklung  der  Auskunftei  Schimmel- 
pfeng  geben  un^  nachstehende  Zahlen: 

In  den  Jahren  1880  und  1881  betrug  die  Zahl  der  erteilten 
Auskünfte  ttber  200000,  1885  bereits  450651, 1889  Uber  750000, 
während  jetzt  die  Zahl  der  jährlich  erteilten  Auskünfte  bereit» 
2000000  überschritten  hat.  Auch  die  Zahl  der  Abonnenten 
ist  in  stetem  Wachsen  begriffen. 

Hieraus  kann  man  wohl  den  Schlufs  ziehen,  dafs  inner- 
halb  der  Oeschäftswelt  die  Gepfloir^-nlieit,  Auskünfte  durch  ein 
vertraueii.s\srir(b'^e.s  Bureau  einzuziehen,  sicli  mehr  und  mehr 
eingebürgert  hat,  was  auch  im  einzelnen  dann  sich  bekundet, 
dafs  die  auf  einjährige  Dauer  ausgegebenen  Abonnements 
immer  höhere  Ziffern  als  Bedarf  aufweisen,  sodafs  Abonnements 
auf  1000  Auskünfte  ftirs  Jahr  schon  nicht  mthr  selten  sind» 

Entsprechend  dem  Geschäftsamfange  hat  sich  natürlich 
auch  die  Zahl  der  Angestellten  wesentlich  Yergrdrsert 

Während  1880  und  1881  die  Zahl  der  Angestellten  nicht 
viel  über  KX)  betrug,  zählt  die  Auskunftei  jetzt  deren  1048, 

Der  Gehaltsetat  betrug  im  Jahre  1900  1637000  Mk.  — 
Eine  derjenigen  Zahlen,  welche  geeignet  ist,  die  Auädehnung 
des  Geschäftsbetriebes  zu  illustrieren,  ist  auch  der  jährliche 
Ausgabeetat  für  Porti.  Die  Auskunftei  hat  allein  für  die  von 
ihr  abgehenden  Briefe  an  ihre  Abonnenten  und  Kon*es|)on deu- 
ten im  Jahre  1900  den  Betrag  von  395400  Mk.  zu  zahlen  ge- 
habt, woYon  27400  Mk.  anf  Depeschenkonto  kommen. 

An  Qeneralankosten  hatte  die  Auskunftei  im  Jahre  1900 
ttber  3000000  Mk. 

Interessant  ist  auch  noch,  daCs  dieselbe  321  Schreib- 
maschinen Im  Gebrauch  hat. 

Wer  sich  an  die  Auskunftei  S(!himmelj)feng  wendet,  hat 
sich  zunächst  durch  Anerkennung  der  AVioniiementsl)edingungen 
zu  verpflichten.    Dieselben  lauten  foli:»  inlermafsen : 

„1.  iJas  Abonnement  gewährt  das  Kecht,  eine  bestimmte 
V       Zahl  von  Auskünften  zu  verlangen  und  die  übrigen  Ein- 
richtungen der  Auskunftei  zu  ermäfsigten  Gebühren  zu 
benntcen.  Die  Abonnmuentsbetrage  sind  bei  Absehlnfs' 
/      des  Abonnements  f  sonstige  Gebühren  bei  Erteilung  des 
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Auftrags  oder  bei  Empfang  clor  Kechnuiii;  zu  entrichten. 
Zahlstelle  ist  dasjenige  Bureau ,  in  dessen  Bezirk  der 
Abonnent  seinen  Sitz  hat. 

2.  Das  Abonnement  erlischt  uudi  Jahresfrist  oder  schon 
▼orher  mit  der  Ert^ang  der  letsten  Auskauft.  Die  Aus- 
kunftei ist  jederseit  berechtigt ,  das  AbonDement  gegen 
Rttcksahliuig  des  entsprechenden  Betrages  su  lösen. 
Abonnenten,  die  ihr  Abonnement  nicht  ausnutzen,  hahcn 
Ansprach  auf  Vergütung  nur  dann,  wenn  bei  Abscbiufii 
des  Abonnements  ein  Zuschlag  für  ErgUnzungsberichte 
vereinbart  war.  Bei  Rnondigung  des  Abonnements  sind 
un verwendete  Anirugezettel  zu  vernichten  oder  zurück- 
zugeben. < 

3.  Die  einfache  abonnementsmäfsige  Anfrage  gilt  als  Auf-. 
tra|^,    einen   kurzen    Bericht   auf  Grund  dessen  zui 

^rn,  was  der  Auskunftei  durch  einen  oder  mehrerei 
Vertrauensmttnner  und  sonstwie  bekannt  geworden  ist 
Alle  Auskttnfte  müssen  das  Datum  der  letzten  £r< 
kundtgung  tragen.  Soll  die  Auskunft  ausführlicher  lauten, 
soll  sie  unbedingt  auf  neuester  oder  mehrseitiger  Er- 
kundigung beruhen,  sollen  bestimmte  Quellen  benutzt 
oder  besondere  t  ragen  beantwortet  werden ,  so  ist  ein , 
Sonderbericht  zu  erhöhter  Gebühr  einzufordern.  Be- 
richte, deren  Inhalt  die  Auskunftei  ganz  oder  teilweise^ 
widerruft,  niuls  Alj(niueuL  auf  Verlangen  zurückgeben. 

4.  Die  Auskunftei  ist  fUr  die  Folge  keiner,  wie  immer  ge- 
arteten Entschliefsunff  haftbar,  die  ein  Abonnent  auf 
Grund  ihrer  Auskttnfte  oder  sonstigen  Dienstleistungen 
trifft  Das  unTermeidliche  Risiko,  das  mit  der  Ver- 
wendung von  Vertrauensmännern  und  Angestellten  ver- 
knüpft ist,  trägt  ausscbliefslich  der  Abonnent ;  er  entsagt 
jedem  Anspruch-  auf  Ersatz  für  Nachteile,  welche  sich 
auf  Versehen  oder  Verschulden  von  Ilülfi^personen  zurück- 
führen lassen  und  verzichtet  auf  jeden  Nachweis 
darüber,  von  wem  und  durcii  wen  eine  Auskunft  einge- 
holt worden  ist. 

5.  Die  Berichte  der  Auskunftei  sind  stets  nur  fUr  den  An- 
fragenden selbst  bestimmt;  sie  sind  demgemttfs  sorgsam 
aufzubewahren,  und  es  darf  weder  eine  Angabe  daraus 
irgend  jemandem  mitgeteilt,  noch  auf  sie  unter  Benennung 
der  Auskunftei  Bezug  genommen  werden,  wenn  dazu 
nicht  die  schriftliche  Genehmigung  eingeholt  worden  war. 
Zuwiderhandlung  verpflichtf^t  zur  Zahlung  von  20  Mk., 
sowie  /Jir  Entsch?idiü:ung  der  Auskunftei  für  alle  ihr  ver- 
ursachten Heiniiliungen,  Kosten  und  Aachteile;  zugleich 
erlischt  das  AI)  ainement. 

t>.  Vorstehende  Bedingungen  gelten  für  alle  Mitteilungen 
der  Auskunftei,  gleichviel  wann  und  wie  sie  verlangt  oder 
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erteilt   werden.    Nebenverabredungen,    die    diese  Be- 
dingungen ändern,  sind  nur  gUltig,  wenn  die  Uberleitung 
der  Auskunftei  sie  bchrittlicb  anerkannt  h&t.^ 
Wir  sehen  also  auB  diesen  Bedingungen,  dals  die  Kosten 
nach  swd  Tarifen  berechnet  werden  und  awar  nach  Tarif  a 
nnd  nach  Tarif  b. 

Tarif  a  ist  mafsgebend,  wenn  eine  einfache  Kredit- 
auskunft verlangt  wird,  und  zwar  schwankt  der  Preis  einer 
einfachen  Auskunft  im  Abonnement  swischen  1,10  und  2  Mk, 
Es  berechtifrt  nilmlich: 

Kine  Zahlung  von  550  300  105  14(1  loo  75  5()  20  Mk. 
zur  Höchstzahl  von  5UU  250  15U  lUO    7ü  5U  30  10  Aus- 
künften im  Jahr. 

Kreditauiskünfte  über  Geschäfte  in  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn unterliegen  keinem  Zuschlag;  dagegen  wird  ein 
solcher  berechnet  Ton: 

1  Ü.  bei  England,  Firankreich,  Holland,  Belgien,  Luxem- 

burg, Schweis,  Italien,  Dänemark,  Korw^en, 
Schweden . 

2  Mk.  bei  europ.  Rufsland,  Portugal,  Spanien,  Griechen'^ 

land,  Balkan  Staaten,  europ.  Türkei; 
4 — 30  Mk,        nach  Orten  verschieden)  bei  den  auisereuro- 
pUischen  Ländern, 
j         Was  gibt  nun  eine  einfache  Kreditauskunft? 
l  Sie   beruht  auf  der  Aussa^i^e  gewöhnlich  nur  eines  Ge- 

'    währsmannes  unter  Benutzung  des  im  Archiv  bereits  vorhan- 
|(  denen  Materials,  Eb  ist  hieraoa  erBtchliiich,  dafe  der  erste  Ba- 
richt  Uber  einen  Anfltngmr  nicht  immer  den  Wert  haben  kann 
wie  die  Auskunft,  welche  auf  Grund  schon  vielleicht  40-  bia 
60facher,  im  Archiv  sich  befindlicher  Erkundigungen  erteüt  wird. 

Für  den  billigen  Abonnementspreis  mehr  zur  liefern,  ist 
aber  auch  nicht  möglich ;  eine  solche  Auskunft  soll  daher  auch 
nur  ein  Beitrag  für  die  etwa  noch  Rnderwoitigen  Erkundigungen 
des  Kredit  «rebers  sein ,  nur  er  allein  kann  und  soll  darüber 
entscheiden,  ob  die  Auskunft  ihm  für  den  Zweck  ^enüert,  für 
den  er  sie  einholt;  da.s  wird  immer  seine  Sache  bleiben,  und 
ein  sorgt  altiger  Kaufmann  wird  auch  gcwifs  hierin  nicht  anders 
verfahren.  Gänzlich  unberechtigt  ist  das  Verlangen  einiger 
Anfragenden,  dafs  die  Auskunftei  bestimmen  solle,  in  welcher 
Höhe  dem  Kreditsuchenden  solcher  zu  gewähren  sei. 

Eine  ausführlichere  Auskunft  erteilt  die  Auskunftei, 
wenn  der  Tarif  b  zu  Grunde,  gelegt  werden  soll.  Gibt  hier 
der  Abonnent  keine  Grenze  an^  in  welcher  sieh  die  Gebtthren 
bewegen  sollen,  so  führt  die  Auskunftei  die  Erkundigungen 
nach  eigenem  Ermessen  aus;  stellt  sich  aber  heraus,  dafs  die 
Gebühren  den  Betrag  von  15  Mk.  bei  Deutschland  und  Un- 
garn, von  20  Mk.  bei  den  übrigen  enropäiaehen  Landern 
übersteigen  würden,  so  wird  der  Abonnent  hiervon  vor  Aus- 
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fiihrung  der  Erkundigung  in  Kenntiuö  gesetzt.  Diese  Sonder- 
berichto  erstrecken  sicli  aut'  eine  ganz  austiLlirlirhe  Beant- 
wortung einzelner  an  die  Auskuattei  gcöteiker  Fragen  und 
sind  oft  mehrere  Seiten  lang.  Sie  sind  dann  stets  am  Platze, 
wenn  zu  besonderer  Vorsicht  mahnende  Merkmale  vorliegen, 
wenn  Verhältnisse  unklar  erscheinen,  namentlich,  wenn  un- 
gewöhnliche Kredite  in  Frage  kommen. 

Anfragen  über  Privat-  und  Familienverhältnisse  werden 
nicht  beantwortet,  sondern  im  Original  zurückgegeben ,  weil 
diese  in  den  Bereich  eines  Privatdetektiv-Institutes  gehören 
und  mit  den  Zielen  und  der  ( )r<2:;arii8ation  eines  kaufmännischeD 
Krediterkuruii^Mings-insiituts  nicht  im  Einklang  stehen. 

Auskunft  über  Privatpersonen  wird  nur  dann  erteilt, 
wenn  der  AutVageude  nachweist,  dafs  ein  geschäftliches  Inter- 
esse vorliegt 

An  grOlseren  Plätzen,  an  denen  keine  Filialen  sind,  be- 
schäftigt Schimmelpfeng  mehrere  Korrespondenten,  den  so- 
genannten Haupt-  und  verschiedene  Nebenkorrespondenten. 
Die  Hauptkorrespondenten  sind  kontraktlich  verpflichtet,  nur 

der  Auskunftei  Schimmelpfeng  zu  dienen. 

Sie  geht  jetzt  mit  dem  Plane  um,  eine  Niederlassung  im 
Orient  zu  errichten,  da  die  Auskunfterteilung  dort  zur  Zeit 
nur  in  den  Iiiinden  der  Konsulate,  Banken  und  Kommissions- 
häuser liegt,  dieselben  diese  zeiuaubende  und  scliwierige  Auf- 
gabe also  nur  nebenbei  vollziehen.  Ob  hierbei  im  Widerstreit 
mit  «genen  Interessen  aber  immer  die  Objektivität  bewahrt 
bleibt,  welche  die  vornehmste  Grundbedingung  eines  guten 
Erkundignngadienstes  ist,  mag  dahiiigestellt  bleiben.  Das  in 
Aussicht  genommene  Bureau  soll  in  Konstantinopel  domizilieren. 
Da  aber  an  den  Leiter  dieser  Niederlassung  so  enorme  An- 
forderungen gestellt  vverden ,  hat  sich  bisher  ein  solcher,  der 
denselben  entspricht,  nicht  ermitteln  lassen 

Schimmelpfeng  verlangt  in  seinem  Jahresberichte  vom 
Januar  1901  von  demselben,  dafs  er  die  Verhältnisse  des  ge- 
samten in  Betracht  kommenden  Gebietes  genau  kennen,  deutsch, 
französisch,  türkisch,  griechisch  und  armenisch  s{jrcchen  und 
schreiben  müsset 

Begleiten  wir  nun  einmal  eine  Anfrage  von  ihrem  Ein^ 
treffen  in  d«  i  Auskunftei  bis  zur  Absendung  der  Antwort,  so 
sehen  wir,  dafs  zunächst  das  Archivmaterial  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.  Ist  solches  vorhanden,  so  geht  dasselbe  mit 
der  Anfrage  an  den  zuständigen  Beamten,  d^T  d^n  hf^rffVcnden 
Landestei!  henr  In  itet.  Dieser  kennt  den  in  Frage  kommenden 
Korrespondenten  durch  hmgjahrigen  Verkehr  genau  und  weifs, 
wenn  das  vorhandene  Arehivmaterial  noch  nicht  drei  Monate 


'  Nach  einer  Mitteilung  der  Berl.  Börsen-Zeitung  ist  das  Bureau 
jetzt  errichtet  (Juni  1902). 
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alt  ist,  ob  es  erforderlich  erscheint,  noch  einmal  anzufragen^ 
oder  ob  er  die  vorhandene  Auskunft  ruhig  weiter  geben  kann, 
in  der  Annahme,  dafs  der  betreffande  Korrespondent  ohne  weiteres 
berichtet  hätte,  wenn  in  den  Verhältnissen  des  Angefragten  eine 
Änderung  eingetreten  wäre«  Die  Korrespondenten  sind  nämlich 
gegen  eine  Vei^tung  angewiesen,  Änderungen,  die  sich  in  den 
Verhältnissen  von  angefragten  Personen  bemerkbar  machen,  un- 
verzüglich der  Auskunftei  mitzuteilen.  Diese  Änderungen 
w(Mvlpn  dann  auf  den  Arcliivkarten  vermerkt,  so  dafs  dieselben 
mögiiciist  auf  dem  laufenden  sind.  Die  Abonnenten  werden  von 
ev.  eintretenden  Änderungen  durch  die  Hogenaunten  Nachträge 
kostenlos  ein  Jahr  laug  nach  der  Anfrage  in  Kenntnis  gesetzt. 

Auskünfte,  welche  älter  als  drei  Monate  sind,  werden  nur 
sur  vorläufigen  Information  weitelgegeben,  und  es  werden 
weitere  Nachrichten  in  Aussicht  gestellt 

Nehmen  wir  einmal  an,  das  vorhandene  Material  wäre 
älter  als  drei  Monate,  oder  es  wäre  Uberhaupt  noch  kein 
Archivmaterial  vorhanden,  so  würde  also  der  betreffende  Be- 
amte am  Wohnorte  df>s  Angefragten  bei  einem  Korresponden- 
ten nTifra^en  und  zwur  im  ersteren  Falle  möglichst  bei  einem 
uiidüren  Korrespondenten  als  demjeni^^en,  der  schon  berichtet 
hat,  um  tunlichst  vielseitige  Auskünfte  zu  erhalten. 

Das  Original  der  Anfrage  vom  Abonnenten  bleibt  bei  der 
Auskunftei,  dem  Korrespondenten  geht  ein  neues  Anfrageblats 
zu,  so  dafs  derselbe  überhaupt  nicht  weifs,  für  wen  die  Aus- 
kunft bestimmt  ist.  Ihm  ist  streogste  Diskretion  zugesichert 
Er  hat,  wenn  es  sich  um  eine  gewöhnliche  Auskunft  nach 
Tarif  a  —  also  f^r  gewöhnliche  Abonnementsgebtthr  — 
bandelt,  folgendes  Schema  vor  Augen  zu  haben  und  seine 
Antwort  danach  zu  geben : 

1.  Bestand  das  Geschäft  frUher  unter  anderer  Firma  oder 
unter  anderen  Iniiabern? 

2.  Wer  ist  jotzt  Inhaber  des  Geschäfts?  Seit  wann  V  Ruf, 
Charakter,  Lebensweise,  Befähigung,  Tüchtigkeit,  FleifsV  Falls 
Anfänger,  Herkunft  und  letzte  Stellung?  Falls  Kommandit- 
gesellschaft, wer  persönlich  haftender  Gesellschafter,  wer 
Kommanditär?  Handelsgerichtliche  Eintragung? 

3.  Kennzeichnung  des  Geschäfts  nach  Kang,  Lage,  Jahres- 
umsatz, Arbeitei-zahl,  Maschinen?    ^^'elche  Artikel  werden  vor- 

*  zugsweise  geführt?  Wie  hat  sich  da*  Ocschüft  im  Laufe  der 
2ieit  entwickelt?  Wie  geht  das  0''S(  haft  ^j^egenwärtig ?  Ist 
Auf besserun«]^  oder  RiickjL,Mng  walirnehndiar ? 

4.  Mit  welchen  Mitteln  wurde  daä  Geschäft  angefangen? 
Elterliches  Vermögen?  Leben  die  Eltern  noch?  Vermögen 
der  Frau?  Wer  sind  ihre  Eltern?  Besteht  Gütergemeinschaft? 
Ist  das  Geschäftshaus  bezw.  die  Fabrik  EUgentum  der  Firma? 
Wie  hoch  schätzt  man  das  gegenwärtige  Vermögen?  Hat  die 
Firma  Bankverbindungen  und  wenn  ja,  welche? 
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0.  Wie  zahlt  die  Firma?  Sind  ZalilungsversÄumnifise, 
Proteste,  Klagen  schon  vorgekommen? 

6.  Wie  arteilt  mmn  über  die  Kreditf)lhigkeit?  Was 
mahnt  aar  Vorsicht?  Was  ist  als  Tertrauenerweckend  hervor* 
zoheben? 

Handelt  es  sich  um  einen  ausführlichen ^  mehrfach  ge- 

SrOfken,  um  einen  Bogenannten  Sonderbericht  zu  erhöhter  Oe- 
ahr,  so  sind  diese  Anfragen  noch  mehr  spezialisiert,  es  kommt 
dafür  folgender  Fragebogen  in  Betracht: 

1.  Firma:  Sind  Firma,  Branche  und  Strafse  richtig  an- 
gegeben? 

2.  Vorbesitzer:  Frühere  Firma,  bezw.  letzter  Vor- 
besitzer  ? 

3.  Person:  Jetziger  Inhaber  ?  Wer  ist  handelsgericht- 
lich eingetragen?  Falls  Kommanditgesellschaft,  wer  persön- 
lich haftender  Gesellschafter,  wer  Korani?in<?itftr  nnrl  mit  welcher 
Kinlage?  In  das  Handelsregister  bitten  wir  nötigenfalls  Ein- 
sicht zu  neliuK  Ii.  Von  wo  stammt  der,  bezw.  stammen  die 
Inhaber?  Fiüliere  Tätigkeit,  soweit  solche  sich  ermitteln 
läfät?  Wie  bind  Ruf,  Charakter,  Lebensweise?  Befähigung? 
Tüchtigkeit?  Fleifs? 

4.  Geschäft: 

A.  Wenn  Detail: 

Ob  ersten,  besseren,  mittleren  Ranges,  ob  mittelmftisig, 
klein,  (ganz)  unbedeutend?  Lage  des  Geschäfts?  Ausstattung? 
Miete? 

B.  Wenn  En  gros: 

Kennzeichnung  tunlichst  durch  Schätzung  des  Jahresum- 
satzes in  Ziffern  erbeten. 

C.  Wenn  Fabrik  oder  Werkstatt; 
Angaben  über  Produktion,  Arbeiterzahl,  Maschinen,  Web- 
stühle» Spindeln  und  dergleichen  erbeten.   Dampf-,  Wasser-, 
elektrischer  oder  Gas-Kraftbetrieb?    Stehen  die  Maschinen- 
einrichtungen  auf  der  Höhe  der  Zeit? 

D.  Wenn  Agent: 

Rang?  Zuverlässigkeit?  Hauptbranche?  Welche  Ver- 
tretungen? Wird  Kommissionslag^^r  unterhalten?  Welche 
Artikel  werden  vorzugsweise  geführt  oder  hergestellt?  Wie 
hat  sich  das  Oeseliäft  im  Laufe  der  Zeit  entwickelt ^  auch  im 
Hinblick  auf  die  bestehenden  Konkurrenzgeschäfte?  Ist  der 
Betrieb  des  Geschäftes  gut,  v^orsichtig  und  verständig?  Wie 
geht  das  Geschäft  gegenwärtig?  Ist  Aufbesserung  oder  Rück- 
gang wahrnehmbar? 

5.  VermOgensverhältnisse:  Mit  welchen  Mitteln 
wurde  das  Geschäft  angefaoffen  oder  übernommen?  Elterliches 
Vermögen?  Leben  die  Eltem  noch?  Ist  durch  Erbschaft 
weiteres  Vermögen  sn  erwarten?  Vermögen  der  Frau?  Wer 
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siod  ihre  Eltern?  Besteht  Gtttergemeinschaft?  Ist  das  Ge- 
schäftshaus oder  die  Fabrik  Eigentum  der  Firma?  Erwerbs- 
preis? Gegenwärtiger  Wert?  ßelastune?  Beruhen  die  ge- 
machten Angaben  Uber  Wert  und  Belastung  auf  sicherer 
Kenntnis  aus  dem  Hypothekenbuch  oder  nur  auf  Hörensagen? 
Wie  hoch  schätzt  man  das  gegenwärtige  Gesamtvermögen? 
Reichen  die  eigenen  Mittel  für  den  Umfang  des  Geschäftes 
aus?  Arbeitet  fremdes  Kapital  z.  B.  von  stillen  Teilhabern 
oder  Verwandten  im  Geschäft?  Hat  die  Firma  Bankienrer* 
bindunircn  und  wenn  ja,  welche? 

t>.  Zahlweise:  Wie  zahlt  die  Firma?  Sind  ZahluDgs- 
verssäumnisse,  Proteste,  Klagen  schon  vorgekoiiiiiien? 

7.  Kredit:  Wie  urteilt  man  über  die  KreditlUhigkeit? 

a)  Sie  selbst? 

b)  Bankiers? 

c)  Konkurrenten? 

8.  Besonderes:  Was  mahnt  zur  Vorsicht ?  Was  ist  als 
vertrauenerweckend  hervorzuheben  ? 

Hat  der  Korrespondent  an  der  Hand  dieses  Schemas  seine 
AntAvoi't  gegeben,  so  gelangt  dieselbe  zurück  an  den  be- 
treft'enden  Beamten  der  Auskunftei.  Erscli« mt  demselben  bei 
Durchsicht  noch  etwas  zweitelhaft,  so  wird  er  eme  Rückfrage 
au  den  Korrespondenten  ricliten ,  evtl.  auch  wohl  noch  die 
Beantwortung  einem  anderen  Korrespondenten  übertragen. 
Bleibt  eine  Antwort  auf  eine  Anfrage  zu  lange  aus,  so  wird 
vom  Beamten  bei  dem  Korrespondenten  moniert  und  um  Be- 
schleunigung ersucht  Von  dem  betreffenden  Beamten  gelangt 
die  Auskun^  in  di  ^  Ivedaktion;  nachdem  hier  in  kurzen  und 
klaren  Sätzen  alles  Wissenswerte  zusammengestellt  tst,  geht  die 
so  fertig  gestellte  Auskunft  an  das  Kontrollbureau  und  von 
hier  zur  Expedition,  die  sie  den  Abonnenten  zustellt. 

Die  vom  Korrespondenten  eingegangene  Auskunft  kommt 
nun  in  die  Archivmappe. 

Durch  spätere  sogenannte  Rückfragen  bei  den  Abonnenten, 
wie  sich  die  Geschäftsverbindung  mit  dem  Angefragteu  ge- 
staltet habe,  welche  Erfahrungen  und  Beobachtungen  sie  ge- 
macht haben,  yerschafft  sich  die  Auskunftei  weiteres  Material 
fUr  ihr  Archiv  ^  eine  Einrichtung ,  die  zur  Förderung  eines 
soliden  Kreditverkehrs  sehr  angebracht  ist. 

Wo  es  sich  um  Firmen  handelt,  über  welche,  wie  die  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  häufiger  Anfragen  kommen,  werden  die 
vorhandenen  Auskünfte  im  voraus  mehrfach  abgeschrieben, 
damit  in  solchen  Fällen  der  Anfra<^e  die  Antwort  auf  dera 
Fufse  folgen  kann.  Für  prompte  und  schleunige  P'rledigung 
spielt  diese  sogenannte  „vorgetane  Arbeit"  eine  grofse  Rolle. 

Falls  jemand  mUndlich  tiber  eine  Firma  eine  Auskunft 
einholet  will,  so  ist  ihm  auch  dieses  bm  der  Centrale  oder  den 
Filialen  Uber  Platzfirmen  möglich. 
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Die  Filialplätze  der  Auskunftei  und  deren  Bezirke  haben 
wir  bereits  augegeben;  zu  bemerken  ist  noch,  dafs  die  Leiter 
und  Beamten  der  Filialen  test^iDgestellte  Personen  sind  und 
Nebenerwerb  nicht  treiben  dilrfen. 

Früher  war  die  ganse  Auskasfiterteilang  zentralisiert,  d.  lu 
limtliche  Anskünfie  der  Filialen  gingen  ttber  die  Zentrale 
Beriin.  Im  Interesse  der  Schnelligkeit  ist  dieaes  Prinzip  der 
ZeDtraliaation  jedoch  dahin  durchbrochen  worden,  dafs  tod 
aimtlichen  Filialen  die  Auskünfte  direkt  an  die  Anfragenden 
erteilt  werden  krinnen.  Um  jedoch  des  Vorteils  der  Zentrali- 
sation nicht  verlustig  zu  gehen,  kommen  von  allen  Auskünften^ 
welche  die  Filialen  erteilen,  Kopien  nach  Berlin. 

Auskünfte  englischen  oder  französischen  Ursprungs  werden 
in  der  Kegel  in  der  Ursprache  erteilt,  „weil  eine  gute  Über- 
setzung gröfsere  Kosten  verursacht,  alö  die  Abonnementsgebühr 
betrügt,  bei  einer  minderwertigen  Übersetzung  aber  leicht 
fiüsche  Aufbssungen  unterlaufen*.  Auf  besonderes  Verlangen 
erhftlt  jedoch  der  Abonnent  die  Auskunft  kurz  gefafst  in 
deutscher  Sprache,  die  sich  aber  nicht  als  Übersetzung  darstellt 

In  vielen  Füllen  wendet  sich  die  Auskunftei  direkt  an  die 
Angefragten  und  ersucht  dieselben  um  eigene  Aufschlüsse, 
indem  sie  dabei  gleichseitig  um  Beantwortung  folgender  Fragen 
ersucht: 

Richtige  tirma?    iSeit  wann  bestehend?    Handelsgericht-  • 
lieh  eingetnigener  Firmen  inhaber?    Mittel   bei  Beginn   und  " 
jetzt?    Wenn  fremdes  Kapital  im  Geschäft,   wer  sind  die 
stillen  Teilhaber  und  wann  läuft  der  Vertrag  abV  Angaben 
ttber  Art  des  Geschäft  Produktion,  Arbeiterzahl,  Maschinen, 
Webstuhle,  Spindeln  und  dergleichen. 

Wenn  Aktiengesellschaft  oder  dergleichen:  gedruckter  | 
GeschifUbericht,  Bilans  und  sonstige  Veriyffentlichungen  er*  | 
wflnscht 

Wenn  Agenturgeschäft:  Alter?  Verheiratet?  Angabe 
der  Hau]>tvortretungen  erwünsclit.  Nur  Platzgeschäft V  Kom- 
mi^sion.slager  von  wem?  Inkasso  tiir  wen?  Werden  auch 
Ueoch'ü'tp  ffh  ei^^ene  Rechnung  gemacht? 

Zui  Kontrolle  dieser  Angaben  werden  die  An}]:efragten 
autgefordert,  Finnen  und  Personen  anzugeben,  welche  ihre 
Oeschäftsverhältnisse  näher  kennen,  auch  wird  um  Angabe  der 
Bankverbindungen  ersucht  Diese  eigenen  Au&chlttsse  müssen 
dann  durch  Unterschrift  bestätigt  werden.  Die  Erteilung 
eigener  Aufschlüsse  erfolgt  heute  schon  sehr  viel  aus  freien 
Säcken.  Dieselben  einem  Institute  zu  Ubermitteln,  welches 
in  Deutschland  an  der  Spitze  der  Auskunftsbureaux  steht, 
kann  dem  Betreffenden  nur  zum  Vorteil  gereichen.  Denn, 
wenn  einmal  böswillige  Gerfichto  über  eine  Firma  im  Umlauf 
sind,  so  ist  wohl  in  erster  Linie  eine  Zentralstelle  ft^r  Kredit- 
erkundigungen  in  der  Lage,  nach  Prüfung  der  Verhältnisse 
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lind  Mitteilung  des  wahren  Sachverhaltes  an  die  Interessenten 
diesem  Gerüchte  die  Spitze  abzubrecheu. 

In  enter  Linie  sind  die  a'genim  Aufselüttsse  bei  Neabe- 
grttndanj;  eines  Geschäftes  am  Piatie,  und  es  wird  jeder  gut 
tun,  bei  einer  solchen,  sowie  bei  Veränderungen  einem  Ter- 
trauenswUrdigen  Auskunftsbureau  Mitteilung  zu  machen,  damit 
dasselbe  bei  Anfragen  sofort  eine  richtige  Auskunft  erteilen 
kann. 

Fassen  wir  nun  noch  einnial  kurz  zusammen,  wie  bei 
Schimmelpfenf^-  eine  Auskunft  zu  stände  kommt,  «o  sehen  wir, 
dafs  vorhandenes  Archivmaterial,  die  Ermittelung^  a  ties  Kecher- 
cheurs,  Anfragen  bei  den  Korrespondenten,  Rücklragen  bei  den 
Abonnenten,  die  eigenen  Autsciilusse  von  Kreditnehmern  die 
Grundlagen  flir  die  Auskünfte  bilden. 

Die  «berufsmäfsige  Auskunft  eines  alten,  gut  organisierten 
Bureaus  wird  auch  dadurch  noch  an  Vollständigkeit  und  Zu* 
yeriässigkeit  gewinnen,  daüs  die  regelmäfäigen  Nachträge,  zu 
deren  Lieferung  das  Bureau  sieh  verpflichtet^  eine  beständige 

Kontrolle  und  eine  Ergänzung  des  vorhandenen  Materials  er- 
möglichen. Es  stellt  nnvh  in  der  Macht  eines  jeden  Geschiifts- 
mannes,  wenn  er  vermutet  oder  die  Gewifsheit  erhält,  dals  die 
von  dem  'Bureau  über  .seine  Verhältnisse  gegebene  Auskunft 
nicht  zutreffend  ist,  dafür  zu  sorgen,  dafs  sie  nach  eigenen 
Angaben^  die  er  an  das  Auskunftsbureuu  richtet,  korrigiert 
wini.  In  dieser  Weise  bietet  eine  ständige  Organisation,  wie 
sie  z.  B.  die  Auskunftei  Schinunelpfeng  darstellt,  jederzeit  die  * 
Möglichkeit,  das  Quellenmaterial  zu  TerTollständigen  und  zu- 
verlässiger zu  gestalten^  um  so  die  Wahrscheinlichkeit  des  - 
Irrtums  zu  vermindern. 

Allerdings  sind  Irrtümer  oder  Fehler  niemals  vollständig 
zu  vermeiden;  das  liegt  schon  in  der  Natur  unseres  äufserst 
bewegliehon ,  schnell  veränderlichen  Verkohrslebens.  Jeden 
Tag  tauch*  11  11  me  Existenzen  auf,  deren  Herkunft  und  deren 
Zukuntt  häutig  genug  mit  einem  schwer  zu  durchdringenden 
Dunkel  umgeben  sind. 

Es  ist  keine  Frage,  dafs  nach  dieser  Richtung  hin  die 
höchsten  Anforderungen  an  die  Rechercheure  gestellt  werden, 
denen  mit  bester  Kraft  und  bestem  Willen  nicht  immer  genügt 
werden  kann. 

Die  Auskunftsbureaux  sind  aber  nicht  in  der  Lage,  stets 
ttber  Persönlichkeiten  zu  verfügen,  von  denen  sie  im  voraus 
wissen,  dafs  dieselben  ihrer  Aufgabe  in  jeder  Weise  gerecht 

werden. 

Ist  der  Rechercheur  eine  in  intellektueller  und  moralischer 
Beziehung  minderwertige  Persönlichkeit.  »  wird  auch  die 
Qualität  seiner  Auskunft  dementsprechend  sinken. 

In  erster  Linie  ist  alsu  die  Persönlichkeit  des  Rechercheurs, 
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beziebuDgäweisc  des  Korrespondenten ,  mafsgebead  für  den 
\N'ert  fier  Auskunft. 

.Siini  nun  die  I\cchercbeiire,  wie  es  häutig?  vorkommen  soll,  H  ' 
zweiteJhat'ie  oder  gescheiterte  Existenzen,  die  gegen  geringe 
Vergütungen  ihre  Dienste  anbieten,  so  wird  natürlich  die 
Brauclibarkeit  und  der  Ruf  des  Auskunftsbureaus  stark  in 
Frage  gestelll  Solcbe  Beamte  besitEen  dann  weder  den  Takt 
noch  die  Erfahrung,  welche  notwendig  sind,  um  das  Vertrauen 
des  Publikums  zu  gewinnen,  und  sie  sind  bei  der  Unsicher- 
heit ihrer  Verhttltnisae  gegen  Beeinflussungen  nicht  immer 
unzugänglich. 

Die  Quellen,  aus  denen  die  Rechercheure  ihr  Material 
schöpfen,  sind,  wie  schon  angedeutet,  aufser  den  Registern, 

die  ihnen  zur  Einsicht  offen  stehen,  die  allgemeine  Markt- 
meinung über  def't  Abgefragten,  die  Auskünfte,  die  sie  von 
Bekannten  >  Angcfrugten  hören,  und  die  eigenen  Aufschlüsse, 
die  dieser  selbst  ^nbt. 

Wie  weit  den  (  i;j;Lnen  Angaben  getraut  werden  darf,  und 
ob  die  nötige  Kontrolle  derselben  immer  erfolgen  kann,  ist 
jedtiiialls  zweifelhaft. 

Fra^rlieh  ist  es  auch,  ob  jeder  Rechercheur  aus  dem,  was 
er  erlabrt,  iiiinier  den  richtigen  Schlufs  zu  ziehen  in,  der  Lage 
ist.  Die  Schwierigkeit,  das  Richtige  vom  Unrichtigen  zu 
scheiden,  wird  um  so  gröfser,  je  bedeutender  das  OeschUft  des 
Angefragten  und  je  geringer  der  Bildungsgrad  des  Recherchears 
ist.  Die  Auskunft  wird  daher  um  so  mangelhafter,  je  weniger 
der  Rechercheur  in  der  Lage  ist,  einen  Oberblick  über  die 
Verhältnisse  zu  gewinnen ;  deshalb  wird  sie  richtiger  ausfallen 
können  über  kleinere  Verhältnisse,  die  dem  Niveau  des  Recher- 
cheurs näher  stehen. 

Wo  <\vh  nm  einen  Angefragten  handelt,  über  welchen 
schon  bautiuer  IxTichtet  worden  ist,  und  über  welchen  sich 
schon  m«'hrt;u  ii»  s,  G-eprüftes  Material  im  Archiv  vorfindet,  wird 
die  AuökuiitL  iiatmlieh  einen  gröfseren  Wert  haben,  als  wenn 
es  sich  um  einen  ersten  Bericht  handelt. 

Immerhin  wird  aber  der  Anfragende  in  der  ersten  Aus-  ^ 
kunft  wenigstens  notorische  Tatsachen  erfahren,  was  ein  ' 
ganz  wesentlicher  Anhaltspunkt  sein  kann;  denn  es  wird 
häufig  z.  B.  durch  die  Mitteilung,  mit  wem  der  Angefragte 
▼erheiratet  ist,  wer  die  Eltern  der  Frau  sind,  eine  Handhabe 
zu  weiteren  persönlichen  Erkundigungen  gegeben  sein.  Ferner 
kann  der  Rechercheur  die  elielichen  Gütorverhältnis.se  feststellen, 
ob  und  wie  oft  der  Angefran:te  den  Otienbarungseid  geleistet  hat, 
ob  er  schon  einmal  in  Konkurs  geraten  ist,  wie  lange  das 
Geschäft  besteht  etc. 

Die  äufserst  geringe  Gegenleistung,  welche  die  Bureaux 
TOD  dem  Anfragenden  verlangen,  kann  natürlich  nicht  eine 
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Auskunft  bedingen,  die  den  Kaufinann  voa  allen  weiteren  Er- 
kundigungen entheben  könnte. 

Der  voröichtige  Geschäftsmann  wird  aber  auch  die  Aus- 
kunft dementsprechend  würdigen  und  sie  durch  weitere  Nach- 
forschungen  zu  ergänzen  suchen. 

Sie  soll  aber  auch  den  Kaufinanu  garnicht  davon  be- 
freien, selbst  zu  entscheiden  und  weiter  auÜBnmerken;  dafür 
ist  das  Arbeiten  mit  Angestellten  eben  zu  unTollkommen. 

Wenn  sich  die  Kaufmannschaft  dazu  verstehen  würde, 
höhere  rii'bühren  zu  entrichten,  dann  wären  die  Bureaus  auch 
in  der  Lage,  qualitativ  mehr  zu  leisten. 

Auch  kann  die  Kaufmannschaft  selbst  zu  einer  Verbesserung 
dadurch  beitrairen  ,  dafs  sie  ihre  Erfahrungen,  welche  sie  im 
Verkeln  imt  Aiigefragten  gemacht  hat,  ilen  Bureaux  mitteilt; 
bisher  geschieht  dies  nur  sehr  yereinzelt 

Dafs  unter  den  geschilderten  Verhältnissen  auch  ganz 
falsche  Auskünfte  gegeben  werden,  liegt  auf  der  Hand;  deshalb 
darf  man  aber  nicht  das  Institut  der  Auskunftsbureaux  als 
überhaupt  auf  unsolider  Grundlage  beruhend  bezeichnen. 

Im  ganzen  Wirtschaftsleben  gibt  es  keine  Institution,  die 
völliir  felilerlos  wäre.  Je  g^röfser  ihr  Nutzen  und  ihre  Be- 
deutung sind,  um  so  gröfscr  sind  auch  die  Schattenseiten. 

Ebenso  falsch  wie  es  ist,  zu  behaupten,  die  gtschatis- 
freundliche  Auskunft  wäre  der  licrufsmafsi^en  in  allen  Fallen 
vorzuziehen,  ebenso  falsch  ist  natürlich  das  Umgekehrte.  Auch 
die  berufsmäfsige  Auskunft  weist,  wie  wir  seheUi  Mängel  und 
Mifsbrftuche  auf,  die  denen  der  geschäftsfreundiichen  sehr 
ähnlich  sind. 

Wir  kommen  daher  zu  dem  Schlufs,  dafs  beide  Arten  von 
Auskünften  neben  einander  fortbestehen  müssen,  dafs  die  eine 

nicht  durch  die  andere  ausgeschlossen  wird;  im  Oe2:enteil 
werden  beide  zum  Zwecke  gegenseitiger  Ergänzung  zu  ver- 
werten sein. 

Die  J)ieiiste,  welche  die  Ixirafsniäfsigc  Au-l;iinft  im 
modernen  Kreditverkehr  zu  leisten  hat,  sind  völlig  unent- 
behrlich, und  es  mufs  anerkannt  werden,  dafs  für  die  kurze 
Zeit  des  Bestehens  der  organisierten  Auskunftsbureaux  Orofses 
auf  diesem  Gebiete  geleistet  worden  ist 

Es  kommt  darauf  an,  durch  geeignete  Reformen  den  Wert 
dieser  Dienste  noch  dadurch  zu  erhöhen,  dafs  man  die  Schatten- 
seiten zu  beseitigen  sucht.  Auf  die  Möglichkeit  und  Durch- 
ftihrbarkeit  derartiger  Reformen  wird  in  einem  anderen  Kapitel 
dieser  Arbeit  eingegangen  werden. 

Im  allgemeinen  ist  mit  der  Auskunfterteilun^  auch  die 
Vertretung  kaulVuaunischer  Forderungen,  die  Einziehung  von 
Inkassi  verknüpft.  Diese  Tätigkeit  erscheint  daher  gleichsam 
als  Ergänzung  der  Auskunfterteilung,  und  es  ist  nic£t  zu  be- 
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zweifeln,  dafs  den  AuskunftsbuFeaux  dadurch  die  Möglichkoit 
gegeben  ist,  bicU  eingehender  und  vollständiger  über  den 
Kreditrerkehr  und  die  Vermügenstage  der  Schuldner  zu 
orientieren.  Ist  es  doch  die  Hauptaufgabe  dieser  Bureaux^  eine 
solche  Sicherheit  des  E>editverkehrs  an  bewirken,  dafs  in 
jedem  einzelnen  Falle  die  Zahlungen  möglichst  prompt  ein* 

fehen.  Da  dieses  Ziel  aber  niemals  vollkommen  erreicht  werden 
ann ,  so  soll  die  Vertretung  kaufmännischer  Forderungen  dazu 
dienen,  die  in  dem  System  vorhandenen  Lücken  auszufüllen. 

In  der  Auskunftei  Schimineipfeng  ist,  wie  bereits  ange- 
deutet;  die  Abteilung  II  für  diesen  Zweck  errichtet. 

Es  sind  bei  der  Beurteilung:  zweifelhafter  Aufsenstände 
zwei  Möglichkeiten  in  Betracht  zu  zwhan. 

Der  Schuldner  kann  entweder  nicht,  oder  er  will  seinen 
Verpflichtungen  nicht  nachkommen. 

In  dem  ersten  Falle  ist  wieder  au  unterscheiden,  ob  die 
ünfkhigkeit  der  Zahlungsleistung  vorübergehender  oder  dauern- 
der Natur  ist.  Dementsprechend  wird  sich  auch  die  Geltend* 
machung  der  Forderungen  anders  zu  gestalten  haben. 

Die  Aufgabe  der  Abteilung  II  besteht  daher  '/uTi?u  hst 
darin,  die  Lage  des  Schuldners  und  die  Ursachen,  weiche  ihn 
veranlassen,  seinen  Verbindlichkeiten  nicht  nach/Aikoninien, 
möglichst  vuUftiilndig  zu  ermitteln.  Stellt  es  sich  heraus,  dafs 
temporäre  Störungen  im  Gcächäftsbetriebe  des  Schuldners  die 
Veranlassung  sind,  die  bei  einiger  Nadisicht  der  Kreditgeber 
sich  beseitigen  lassen,  so  Hegt  es  im  Interesee  beider  Parteien, 
diese  Nachsicht  zu  Oben  und  auf  dem  Wege  der  Vergleichung 
eine  Regelung  zu  erzielen-  Die  Abteilung  II  sucht  in  solchen 
Fällen  die  Beschreitung  des  Rechtsweges  zu  vermeiden  und 
die  kaufmännischen  Differenzen  auf  friedlichem  Wege  beizu- 
legen. Ks  ist  natürlich  wichtig,  dafs  diese  Vermittel ung  recht- 
zeitig angerufen  wird;  denn  wenn  schon  ein  erbitterter  Brief- 
wfK'hsel  vorangegang:en  ist,  und  die  zur  Verfügung  gestellten 
Waren  durch  lungeü  Ladern  au  Verkäuflichkeit  cingebiifüt 
haben,  so  verschlechtern  sich  natürlich  die  Aussichten  dafUr, 
dafif  eine  friedliche  Einigung  noch  erreicht  werden  kann. 
Stellt  eich  heraus,  dafs  die  gütliche  Beilegung  erfolglos  sein 
wird,  »0  bleibt  natttrlich  nichts  anderes  tlbrig,  als  den  Rechts- 
weg zu  beschreiten. 

Die  Abteilung  II  unternimmt  es  aber  immer  nur  mit 
ausdrücklicher  Genehmigung  des  Auftraggebers,  gerichtliehe 
Schritte  ein  zu  leiten.  Ehe  es  zum  Prozefs  kommt,  werden  so- 
wohl da.H  Kostenrisiko  wie  die  einschlMgige  Rechtsfrage  einer 
sorgfältigen  Prüfung  unterworfen.  Nui-  wenn  der  Auftiag  auf 
unverzügliches  Vorgehen  lautet,  kommt  es  sofort  zur  Klage, 
deren  Vertretung  in  jedem  Falle  einem  erprobten  Rechtsanwalt 
übergeben  wird, .  «Der  Anwalt  wird  durch  ausreichende  In- 
struierung und  insbesondere  bei  der  Zwangsvollstreckung  durch 
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zweckdienliche  Erhebungen  unterstützt.  Im  Auslande  wird  der 
Verkehr  mit  den  Anwälten  meist  durcii  die  Vertreter  der  Ab- 
teilung 11  am  Orte  vermittelt.  Wer  die  Leitung  seines  Pro- 
seues selbst  in  der  Hand  behalten  will,  kann  die  Adresse  des 
▼on  der  Abteilung  II  benutzten  Anwalts  verlangen  und  dieaem 
die  Sache  übertragen.'' 

Die  Abteilung  U  besorgt  auch  die  Anmeldung  von  Kon- 
kursen im  In-  nnd  Auslande.  Um  unnötige  Kosten  su  ver- 
meiden,  zielit  si«»  ErkiiTuli^ungen  über  die  Saehlaj2:e  ein,  iira 
entscheiden  zu  ktMincn,  inwieweit  die  Verliältnisse  eine  Ver- 
tretung in  den  Terminen  erforderlich  maclien.  „Wo  die  Be- 
mühungen der  Abteilung  II  sieh  wegen  mangelnder  Zahlung- 
iähigkeit  der  Schuldner  als  fruchtlos  erweisen,  oder  wo  die 
Uneinbringlichkeit  der  Forderung  vonvorneherein  feststeht, 
wird  im  Archiv  der  Auskunftei  Vormerkung  von  der  Sache 

fenommen,  damit,  sobald  hier  Yon  einer  Besserung  der  Ver- 
ältnisse  etwas  bekannt  wird,  das  Yerfiüiren  wieder  ange- 
nommen werden  kann. 

Durch  diese  Einrichtung  ist  schon  mancher  verloren  ge- 
glaubte Postf»n  TmclitrfiL'lich  zum  Eingang  gebracht  worden." 

Aufser  der  Vertretung  von  Forderungen  macht  es  sieh 
die  AIneilung  II  auch  zur  Aufgabe,  ihren  Kunden  sachver- 
ständigen liat  zu  erteilen.  Die  langjährigen  Erfahrungen  und 
Verbindungen,  die  genaue  Kenntnis  des  Kreditrechts  der  ver- 
schiedenen Länder  sind  Umstände,  die  sie  zur  Erteilung  eines 
solchen  Hates  besonders  befähigen,  der  namentlich  solchen 
Firmen,  die  mit  dem  Auslande  arbeiten,  von  pofsem  Nutaen 
sein  kann.  Sie  stellt  für  die  Erledigung  der  ihr  angehenden 
Aufträge  folgende  Bedingungen: 

„Die  Übernahme  von  Aufträgen  erfolgt  gegen  eine  im 
voraus  zu  entriclitende  Gebühr. 

Aufser  dieser  Geljühr  und  etwaigen  Kosten  eines  nach  Auf- 
trag geführten  Prozesses  ist  nur  bei  voller  oder  teilweiser  Be- 
friedigung des  Gläubigers  eine  Provision  zu  zahlen.  Der  Ab- 
teilung 11  steht  es  iedücli  zu,  ihre  Tätigkeit  jederzeit  einzustellen. 

Die  nähere  Festsetzung  der  Provision  ist  je  nach  Resultat^ 
Mühewaltung  und  Auslagen  innerhalb  der  tarifinäfstgen  Prosent- 
sätse  dem  ausschliefslichen  Ermessen  der  Abteilung  II  anheim- 
gestellt. 

Von  direkten  Regulierungen  mufo  alsbald  Anzeige  ge- 
macht werden  :  dieselben  unterliegen,  wenn  dem  Schuldner  die 
Beauftr;igung  rler  Abteilung  II  bereits  angekündigt  war,  der 
Provisionsberechnung. 

Regulierungen  durch  Accepte  werden  wie  Barzahlungen 
behandelt,  jedoch  so,  dafs  im  Nichthonorieningsfalle  die  bereits 
gezahlte  Provision  auf  ferner  entstehende  Gebühren  in  An- 
rechnung gebracht  wird." 

Der  Gebtthrentarif  ist  folgender: 
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A)  Forderungen  m  Deutschland  und  Österreich-Ungarn. 
L  Verfahren  gegen  säumige  Schuldner. 

1.  Schriftliches  Mahnverfahren,  Gebühr  4  Mk.;  für 
Abonnenten  rler  Auskunftei  2  Mk.  Provision  1  ^/o, 
bei  Forderungen  älter  als  ein  Jahr  2°/o:  Minimum 
2  Mk. 

2.  Aufsergen chtliche  Beuiuhungen  durch  persönliche 
Verhandlungen  mit  dem  iSchuidner  etc.  Gebühr 
aafser  der  m  1. 

aj   bei  Forderungen  bis  300  Mk.  .    .    3, —  Mk. 

b)  „  ,         von  300-1000  Mk.   4,50  „ 

c)  „         „         über  1000  Mk.    .   6,—  „ 
Nach  Umständen  wird  eine  h<5here  Gebtthr  ausbe- 

dnngen.    Provision  2—10  °/o. 

II.  Vertretung  in  Differenzfillien  und  in  Akkordverhand- 
lungen. 

Prüfung  der  Sache  und  Verhandlung^  mit  dem  Schuld- 
ner, schriftlich  oder  in  persönlicher  Vertretung. 
Gebühr  10  Mk.,  bei  gröföeren  Betragen  und  in  ver- 
wickeiteren Fällen  nach  besonderer  Aufgabe.  Pro- 
vision 2  —  10^0. 
nL  Einleitung  und  Durchführung  von  Prozessen. 

Gebühr  je  nach  Höhe  der  Forderung  (vergl.  I,  2) 
3,  4,50  oder  6  Mk.;  wenn  schon  Verhandlungen 
nach  I,  I  und  2  vorausgegangen  sind,  je  1,50  Mk. 
weniger.    Provision  2 — 10*/o. 

IV.  Vertretung  in  Konkursen. 

An?neldung  der  Forderung  luid  I'>erfrht,  sowie  Wahr- 
nehmung der  Termine,  soweit  letztere  nach  Ermessen 
der  Abteilung  II  erforderlich  erscheint  Gebühr  und 
Provision  wie  zu  III. 

V.  Vormerkung  insolventer  Schuldner. 

Bei  Anmeldung  unter  Nachweis  der  Insolvenz  2  Mk. 
Wenn  Auftrag  zur  schriftlichen  Mahnung  gegeben 
war«  1  Mk.  Wenn  wettergehende  Verhandlungen 
stattgefunden  hatten:  ohne  Gebühr. 

B)  Forderungen  im  Ausland. 

Gebtthr  vorbehaltlich  Provision  5 — 15^/o. 

1.  In  Frankreich.  Belgien,  Holland,  Luxembuiv, 
Schweiz,  Grofsbrit^innien  und  Irland,  Dftnemark, 

Norwegen  und  Schweden  10  Mk. 

2.  In  Italien,  Spanien,  Portugal,  Rufsland,  Rumiinien, 
Serbien,  Bulgarien,  Herzegowina,  Bosnien,  Euro- 
päische Türkei  20  Mk. 

3.  In  Griechenland,  Kleina-sien,  Norciairika,  in  den 
Vereinigten  buiaten  von  Nordamerika  und  Kanada, 
sowie  im  übrigen  Ausland  30—50  Mk. 

r«M«liiiaim  XZI  t.  —  Sutr«.  3 
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Wegen  etwai;srcr  Gerichts-  und  Auwaltskosten  s.  A.  III. 
Bei  Katöertcilung  werdeu  nur  Gebühren  aber  keine  Proviciiuiieu 
in  Ansatz  gebracht 

Alle  Auftritee  und  KorrespondeiuQii,  welche  diese  Ab- 
teflung  U  hetrenen,  sind  nach  Berlin  sn  richten. 

Bei  solider,  vorsichtiger  Geechäftsführung  kann  die  Ver- 
tretung kaufinännischer  Forderangen  in  den  Händen  eines  Aus- 
kunftsDureaua  ftir  die  Geschäftswelt  bedeutenden  Nutzen  haben. 
Es  ist  aber  immer  zu  beachten .  dafs  eine  unzuverlässige  Ge- 
«chäftsleitiing  durch  die  Höhe  der  Provisionen  und  durcli  die 
Aussicht  auf  grofse  Gewinne  zu  recht  bedenklichen  iSchritten 
▼erleitet  werden  kann. 

So  ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dafs  Uber 
einen  fiiulen  Schuldner  eine  günstige  Aoskunft  gegeben  wird, 
damit  das  betrefTende  Bureau  die  Aussicht  erhält,  das  Inkasso 
SU  betreiben.  Möglich  ist  auch  folgender  Fall :  das  Auskunfts- 
bureau hat  die  Vertretung  einer  Forderung  einem  nachlässigen 
Schuldner  gegenüber  übernommen.  An  dasselbe  Auskunflfcs- 
bureau  wendet  sich  eine  andere  Firma,  die  demselben  Schuldner 
Kredit  gewähren  will;  jetzt  gibt  das  Auskunftsbureau  dieser 
Firma  eine  gute  Auskunft;  infolgedessen  erhält  der  iaule 
Schuldner  den  Kredit  und  das  Auskuiiftsbureau  ist  durch  diese 
Mani])uiatiuii  in  die  Lage  versetzt,  die  ihm  übertragene 
Forderung  einziehen  zu  können. 

Das  Auskunftsbureau,  dem  das  Inkasso  übertragen  ist, 
kann  unter  Umständen  eine  rücksichtslose  Pression  auf  den 
Schuldner  ausüben.  Während  er  bei  einiger  Nachsicht  sich 
leicht  erholen  würde,  wird  sein  Ruin  durch  die  Mittel,  die  das 
Auskunftsbureau  gegen  ihn  in  Anwendung  bringt,  unabweis- 
iich  herbeigeführt.  Die  Möglichkeit,  dafs  derartige  Fälle  Yor- 
kommcn  können,  hat  manche  Schriftsteller  veranlafst,  gewichtige 
Bedenken  gegen  die  Verbindung  der  Aukunftertoiliiug  mit  der 
Eintreibung  von  Inkassi  zu  äuTsern.  So  z.  B.  Geriucii,  Bathgen. 

Die  Auskunfterteilung  im  internationalen 

Verkehr. 

Der  internationale  Verkehr  ist  für  unsere  Volkswirtsehali 
von  immer  gröfserer  Bedeutung  geworden.  Wir  haben  heute 
Verbindungen  mit  den  entlegensten  Ländern  angeknüpft,  und 
es  ist  nicht  abcusehen,  welchen  Wert  diese  für  unseren  Export- 
handel bei  der  schnell  fortschreitenden  Entwicklung  dereinst 
haben  werden.  Im  internationalen  Verkehr  spielt  aber  der  Kredit 
jQOch  eine  weit  grt5fsere  Rolle  als  im  inländischen  Verkehr. 

Der  Geseli?iftsmann,  welcher  mit  dorn  Auslande  zu  tun 
hat,  mufs  sicli  nicht  nur  ühcr  die  Lage  der  dortigen  Industrie, 
über  die  Art  d^  Marktes,  iil)er  die  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit seiner  Kunden  orientieren,  er  mufs  auch  genaue 
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Kenntnis  von  dem  dortigen  Kreditrecht  liaben,  um  zu  wissen, 
wie  weit  er  Kredit  geben  darf  und  wie  er  es  anstellen  kann, 
um  etwaige  nicht  pünktlich  eingehende  Forderungen  einzu- 
treiben. 

Soweit  imtere  «ntan  Auikniiftsbiireaiiz  Zweigimstalten 
oder  Agenten  im  Auslände  haben,  kann  dieses  Bedtmiis  der^ 
jeni^en,  die  mit  dem  Auslande  Handel  treiben,  befriedigt 
werden.  Das  ist  abmr  doch  nur  der  Fall,  soweit  die  baupt- 
eichlichsten  Kulturstaaten  in  Betracht  kommen.  Was  aie 
anderen  Länder  anlangt,  so  ist  der  Geschäftstreibende  darauf 
angewiesen,  entweder  sich  der  geschäftsfreundlichen  Auskunft 
zu  bedienen,  oder  sich  an  das  deutsche  Konsulat  zu  wenden, 
welches  aber  zu  einer  derartigen  Auskunfterteilung  keines- 
wegs verpflichtet  ist. 

Es  ist  anerkennenswert,  dafs  seitens  der  Keiciisregierung 
dim  BedentoBg,  welche  die  Konsalate  für  die  Entwicklung  des 
«HSwSrtigen  Handels  haben  können,  immer  mehr  gewtbrdigt 
wird,  dafs  der  Kreis  der  wirtschaftlichen  Au%aben,  welche 
dieser  Behörde  zufallen,  immer  weiter  Ausgedehnt  wird,  dais 
ihnen  wirtschaftliche  Sachverständige  beigegeben  werden, 
welche  den  deutschen  Exporteuren  nach  jeder  Richtung  hin 
dienlich  sein  sollen.  Ks  fragt  sich  aber,  ob  eine  derartige  Be- 
hörde wirklich  geeignet  ist,  das  schwierige  Geschäft  der  Kredit- 
erkundigun^  in  i)efriedigender  Weise  zu  besorgen. 

Es  erfordert  diese  Krediterkundigung,  wenn  sie  regelmursig 
«nd  zuverlässig  betrieben  werden  soll,  ja  eine  besondere  und 
ständige  Organisation,  die  bisher  wohl  kaum  von  einem  Kon- 
«olate  eingmdlitet  worden  sein  dürfte. 

Die  wirtschaftlichen  Sachverständigen  wllren  vielleicht  in 
der  Lage,  sobald  sie  längere  Zeit  in  dem  betreffenden  Lande 
sich  aufgehalten  haben,  die  zur  Auskunfterteilung  nötigen  Ver- 
bindungen anzuknüpfen.  Ihr  Aufgabenkreis  ist  aber  an  sich 
schon  ein  so  grofser  und  ihre  Zalil  l)i.sher  noch  so  gering,  dafs 
für  die  Zukunft  sich  kaum  etwas  Befriedigendes  nach  dieser 
Richtung  Ii  in  von  ihnen  erwarten  lilfst. 

Es  ist  natürlich  sehr  wichtig,  dafs  die  im  internationalen 
Verkehr  vorhandenen  Lücken  der  Auskunfterteilung  möglichst 
bald  ansgeftdlt  werden. 

Das  Einfachste  wäre  es,  wenn  die  vorhandenen  grofsen 
Auskunftsbnreaux  in  allen  Lflndem  ihre  Korrespondenten  hielten 
und  diese  verpflichteten,  über  angefiragte  Knuden  des  deutschen 
Kaufmanns  regelmäfsig  Bericht  zu  erstatten. 

.  Es  könnten  dann  auch  die  Konsulate  angewiesen  werden, 
diesen  Korrespondenten  der  Auskuiütshureaux  nach  Möglichkeit 
ihre  Unterstützung  zur  erfol^^reiclien  Durchführung  der  ihnen 
obliegenden  Aufgaben  zu  teil  werden  zu  lasseh. 

bchimmelpfeng  hat  in  seiner  Schrift:  „Dia  Konsulate  und 
die  Krediterkundigung  im  Aaslande  1885*  weiter  ausgeführt, 
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wie  eine  derartige  Unterstützung  seitens  der  Konsuln  nutzbar 
gemacht  werden  könnte.  Nach  seiner  Ansicht  ist  es  vor  allem 
wichtig,  daTs  die  Konsuln  den  Auskunftsbureaux  Persönlichkeiten 
angeben,  die  sich  su  Korrespondenten  eignen,  und  dafs  sie 
diese  stetig  im  Auge  behalten  und  von  etwaigen  Veründerungen 
ihrer  wirtschaftlichen  Lage  den  Auskunftsbureaux  Nachricht 
geben. 

Die  Idee,  Handelskammern  im  Auslände  oder  eine  Reiche^ 

handelsstelle  im  Inlande  zu  errichten,  i^^t  in  letzter  Zeit  pro 
et  contra  lebhaft  erörtert  worden.  Sollten  derartige  Institute 
zustande  kommen .  so  könnte  man  ihnen  natürlich  auch  das 
Geschäft  der  Aubkuntterteilung  im  internationalen  Verkehre 
zuweisen.  Bisher  ist  aber  die  Aussicht  ibres  ZusLandekümmeus 
noch  sehr  zweifelhaft. 

Dafs  die  Verbindung  der  Auskunftei  Schimmelpfeng  mit 

der  amerikanischen  Bradstreet  Company  für  die  internationale 
Krediterkundigung  tou  besonderer  Wichtigkeit  ist,  ist  bereits 
oben  bemerkt  worden.  Da  diese  Company  aber  auch  T^ach 
jeder  Beziehung  hin  lehrreiche  Aufschlüsse  fiber  die  Natur  des 
Auäkunfti) Wesens  zu  bieten  imstande  ist,  so  lohnt  es  sich;  hier 
näher  aiü'  nie  einzugehen. 


Die  Bradstreet  Company. 

Die  Bradstreet  Company  ist  eine  Aktiengesellschaft^  deren 
Oberleitung  sieh  in  New- York  befindet;  sie  wurde  im  Jahre 
1849  gegründet  und  1878  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
Connecticut  inkorporiert  Ihr  Aktienkapital  einschliefslich  der 
Reserven  beträgt  nach  der  letzten  Bilanz  über  GOOOnoo  Mk. 
Die  Anteilscheine  der  Gesellschaft  ruhen  in  wenigen  festen 
Händen. 

Sie  unterhält  97  Bureaux  in  den  Vereinigten  Staaten,  11 
in  Kanada,  1  in  Euba,  2  in  Australien,  je  1  in  London  für 
England,  in  Paris  für  Frankreich  und  in  Berlin  für  den  übrigen 
Teil  von  £uropa;  letstere  Bureaux  stehen  mit  Schimmelpfeng 
in  direktem  Zusammenhang. 

Die  Company  beruht  sowohl  auf  einer  Zentralisation,  als 
auch  auf  einer  Dezentralisation ,  insofern  jedes  Bureau  einen 
selbständigen  Arbeitsbezirk  für  Erkundigungen  hat  und  auoh 
die  Abonnenten  dieses  Bezirkes  bedient  An  einzelnen  Plätzen 
werden  grofse  Zentralarchive  unterhalten ,  während  kleinere 
Bureaux  nur  solche  Auskünfte  aus  den  anderen  Bureaux 
bekommen ,  welche  die  Abonuenten  dieses  Bureauö  bestellt, 
oder  die  aui  die  iluuptbruuchen  dieses  Arbeitsbezirkes  Bezug 
haben. 

In  ihren  Bureaux  hält  die  Bradstreet  Company  etwa 
l>'i  Millionen  Auskünfte  dergestalt  yorrfttig,  da(s  hier  fast 
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über  alle  diese  Firmen  sofort  Auskunft  gegeben  werden  kann. 
Nicht  Torrätige  Aaskünfto  werden  von  Fall  su  Fall  ein- 
gnogen. 

Das  Archiv  wird  in  alphabetischer  Ordnung  gehalten  nach 
Namen,  Stadt,  Staat  und  Land.  Die  Berichte  werden  auf 
Seidenpapier  mit  der  Maschine  geschrieben,  auf  ein  dauer- 
haftes Manilablatt  geklebt  und  so  im  Archiv  aufbewahrt. 
Auf  diesen  Blättern  wird  vermerkt,  welcher  Beamte  für  die 
Auskunft  verantwortlich  ist,  und  an  wen  die  Auskunft  ge- 
geben wird. 

Mindestens  zweimal  im  Jahre  werden  die  Berichte  revi- 
diert, wo  es  nötig  erscheint,  häufiger.  Diese  Berichte  werden 
den  Abonnenten  auf  ihre  Anfrage  hin  sofort  zogestallt,  yorans- 
gesetst,  daCs  nicht  ein  besonderer  Qrund  zu  einer  vorherigen 
neuen  Revision  vorliegt 

Abonnementstarife  nach  Art  der  europäischen  Auskunfts- 
bureaux  hat  die  Company  nicht,  sie  trifft  vielmehr  in  Amerika 
mit  ihren  Abonnenten  ein  deren  Gescliäftsbetrieb  angepafstes 
Abkr»mmpn.  Man  abonniert  auf  ihre  Referenzbücher,  je  nach 
dem  auf  einige  Quartalsausgaben  und  erhält  daiu  ben  das  Kecht 
auf  eine  vereinbarte  Anzahl  schriftlicher  Auskünfte.  Diese 
Bücher  werden  im  fortgesetzten  Umtausch  an  die  Abonnenten 
ausgeliehen.  Der  Preis  ricntet  sich  nach  der  Kundenzahl  der 
abonnierten  Firma,  also  gewissermafsen  nach  dem  Nutawerle, 
den  die  Bttcher  fUr  dieselbe  haben. 

Diese  Beferensbttcher  „Bradstreet  Commercial-Beports*,  die 
jährlich  in  vier  Ausgaben  erscheinen,  enthalten  genaue  An- 
gaben über  Branche,  Kapital  und  Kredit  von  Uber  P/«  Million 
Fiffnen  der  Vereinigten  Stjmton  und  Kanadas  Ans  diesen 
Büchern  kann  jeder  Abonnent  wenii^stens  vorläufige  eine  Aus- 
kunft erlialtun.  Neben  den  einzelnen  Firmen  betinden  sich 
CbitTern,  welche  Aufschlnfs  über  Kapital  und  Kreditfähigkeit 
der  einzelnen  Gewerbetreibenden  geben.  Diese  Bücher  weisen 
im  Jahre  einige  Hunderttausend  in  der  Geschäftswelt  vor- 
kommende Veränderungen  aof.  Von  der  Gröfse  dieser 
Referenzbttcher  und  der  au&nwendenden  Mtlhe  nnd  Arbeit 
kann  man  sich  eine  Vorstellung  machen,  wenn  man  bedenkt 
dafs  eigens  dazu  eine  grofse  Druckerei  unterhalten  wird,  und 
dafs  der  Satz  der  Bücher  80000  Pfund  Lettern  erfordert. 

Sie  kommen  in  der  Weiso  7ai  stjuide,  dnfs  die  bedeutendsten 
Firmen  (\ov  Company  jährlich  ihre  Bihuizeu  und  eingehende 
Selb^tauskünfte  zugehen  lassen. 

Die  Sitte,  Selbstauskünfte  zu  geben,  hat  sich  in  Amerika 
allmählich  vollständig  eingebürgert,  60  dafä  eö  geradezu  auf- 
Mit,  wenn  einmal  neben  einer  Firma  sich  die  Notiz  «not 
rated*  findet,  d.  K  daüs  die  Firma  die  Selbstansknnft  verweigert 
habe.  Glegen  falsche  derartige  Selbstaoskttnfte  schätzt  die 
Strenge  des  Geeetzesy  indem  dieselben  als  Betrag  bestraft  werden. 
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Durch  diese  Mitarbeit  der  Geschüftswelt  wird  die  Leistunga- 
fähigkeit  der  Company  in  lioljem  Mal^e  gesteigert ;  dvnn  es 
ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Zuverlässigkeit  der  Auskunft 
durch  sie  erhöht  wird,  dals  die  Company  dadurch  in  die  Lage 
▼ersetet  wird,  prompter  zu  arbeiten.  Die  Kanfleate  werden 
aber  auch  daran  gewöhnt,  ihre  KreditverhHltnisse  nicht  ängat* 
lieh  als  ein  Qeachäftsgeheimnis  zu  wahren,  da  sie  nur  auf 
Grund  aufrichtiger  Offenheit  jedes  JMLifstrauen  gegen  ihre  Kredit- 
wtlrdigkeit  beseitigen  können. 

Für  die  purnpitisdien  Finnen,  d\o  dir  Eiiii-irlitang:en  der 
Company  nicht  ebenso  ausnützen  können  wie  die  elnhe^Ili^chen, 
giln  jedoch  die  Company  auch  Abonnements  auf  eim  kleine 
Anzahl  von  Auskünften  aus.  Bei  dem  Berliner  Bureau  kuötet 
z.  B.  das  Abonnement  auf  ein  Jahr  für  fortlaufende  Berichte 
Uber  Firmen  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada: 

1  Firma  Mk.  20  35  Firmen  Mk.  210 

5  Firmen  „  (55  50       „  „  275 

10      „      „  100  75       ,  ,  360 

20      «     ,  160  100      „  ,  450 

FUr  fortlaufende  Berichte  ttber  Firmen  in  Australien^  Neu- 
seeland and  Tasmanien: 

1  Firma  Mk.  30  35  Firmen  Mk.  320 

5  Finnen  ^  85  50      «       «  425 

10       ^      „  150  75       „       ,  640 

20      ,     „  210  100      n  » 

Auch  die  Referenzbttcher  „Commercial  Reports*  werden 

in  Europa  ausgegeben ;  der  Preis  ist  verschieden,  je  nachdem 
einOi  zwei  oder  vier  Ausgaben  im  Jahre  zu  liefern  sind. 

Auskiinfte  erhalten  in  Amerika  nur  Abonnenten  der 
Referenzblicher,  und  zwar  ist  auch  hier  zwischen  gewöhnlicher 
Auskunft  und  Souderbericht  zu  unterscheiden.  Sonderberiehte 
werden  an  Abonnenten  nach  Art  des  Auftrages  und  der  Selbst- 
kosten der  Erkundigung  berechnet 

Die  gewöhnlichen  Abonnementsauskflnfte  enthalten  die 
Angaben,  ob  die  Finna  eine  offene  Handelsgesellschaft  ist, 
oder  Korporation  etc.,  den  vollen  Namen  der  Inhaber  oder 
der  Leiter  einer  Gesellschaft,  bei  ersterem  auch  noch  das 
Alter  eines  jeden  Inhabers,  auch  die  Angabe  ob  verheiratet 
oder  unverheiratet;  dann  foli^pn  der  Reibe  nae!i  AnirnlKMi  über 
die  frUiiere  I)('schufti;i:ung  oder  eine  frühere  Selbständigkeit, 
sodann  das  Kapital  im  Geschäft,  wie  eingezahlt  und  ob  ei» 
Teil  geliehen.  Es  folgen  dann  die  Aktiva,  die  einzelnen  Be- 
standteile derselben,  darauf  die  Passiva  in  ebensolcher  Weise. 
Ferner  werden  Angaben  ^maeht  ttber  die  Eigenschaften  der 
C^eschftftsinhabery  ob  die  fhrma  mit  Gewinn  arbeitet  oder  nich^ 
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wicisieihreo  VerpÜiclituugeu  uachkommt,  und  wie  ihre  Stellung 
in  der  Branche  ist.  Wo  die  Unutände  es  rechtfertigen ,  wird 
eine  Anftteliiuig  der  finanslelleD  Lage  von  diu  betreffenden 
Partei  eingefordert.  Die  Httlffce  aller  Berichte  enthalten  der- 
artige eigene  Angaben.  Obwohl  die  Auakttnfte  möglichst 
gleichwertig  gehalten  werden,  sind  sie  naturgemäfs  in  der 
Vollständigkeit  aUer  hier  aufgeatthlten  Angabcni  nicht  immer 
gleich. 

Die  Company  hat  so  ziemlich  an  allen  Plätzen  Nord- 
amerikas unfl  darüber  hinaus  in  fillen  Süldten,  die  fiir  ihr 
Gebiet  \n  Frage  kommen,  Korrespondent«  n .  welclu*  sie!!  aus 
angetichenen  Geschäftsleuten  der  verscliiedenen  Branchen  re- 
krutieren. Dieselben  dürfen  nicht  für  andere  Auskunfts- 
bureaux  arbeiten.  Je  nach  der  gescluüdichcn  Bedeutung  der 
PlJlize  ist  die  Anaahl  der  Korrespondenten  an  denselben  Ter- 
schieden  I  wie  anch  die  den  Korrespondenten  geaahlte  Ver- 
gütung eine  nach  Plate,  VerhSltnissen  und  den  gdeisteten 
IMensten  verschiedene  ist  Zur  Erledignne  der  Auskünfte 
liegen  auch  hier  denselben  gedruckte  Fragebogen  zur  Beant- 
wortung vor.  Auch  ist  ihnen  Diskretion  zugesichert;  die 
Abonnenten  erhalten  nie  Kenntnis  der  Namen  der  Korre- 
spondenten. 

Verlangt  wird  von  denselben,  flnfs  sie  von  allen  wichtigen 
Veränderungen  in  den  Verhältnissen  von  Firmen,  über  die 
öie  früher  bericlitet  haben ,  Mitteilung  machen.  Zur  Sicher- 
heit wird  ein  grofser  Teil  der  Auskünfte  regelnialsig  durch 
eigene  Kechercheure  kontrolliert.  Bemerkenswerte  Verände- 
rungen in  den  Verhältnissen  derer,  Uber  welche  üe  frtlher  eine 
Anfrage  gestellt  haben,  werden  den  Abonnenten  unentgelüich 
mitgeteilt.  Wichtige  Veränderangen  werden  den  einseinen 
Bnreaux  und  von  diesen  den  interessierten  Abonnenten  tele- 
graphisch zur  Kenntnis  gebracht.  Auch  Schimmelpfeng  erhält 
jahrlich  eine  gröfere  Anzahl  wichtiger  Nachrichten  gekabelt. 

Obwohl  ein  groÜBer  Teil  der  Auskünfte  teils  durch  Boten 
ausgetragen,  teils  von  den  Abonnenten,  die  sofort  Auskunft 
haben  wollen,  ahtreholt  wird,  wird  daneben  rloch  noch  fUr 
115 — 12r)U0n  Dollars  Porto  alljährlich  verausgabt. 

Jahresberichte  veröffentlicht  die  Company  nicht,  dagej^en  \ 

gibt  sie  aufser  den  erwähnten  Keferenzbüchern  alljälirlicb  eine  ^ 

sehr  genaue  Kniikuristiitistik   der  Vereinigten  Staaten    und  ^ 

Kanadas  und  auibcrdeni  eine  wöchentlich  erscheinende  Handels-  ' 
Zeitung  heraus  „Bradstreets  Journal." 

Die  Konkursötatistiken  entlialten  aufser  der  Anzahl  der 
Konkurse  und  der  Höiie  der  Aktiven  und  Passiven  auch 
höchst  interessante  Aufschlttsse  Uber  die  Ursachen»  welche  sum 
AusImiGfa  des  Konkurses  geführt  haben. 

Die  Ursachen  sind  in  folgender  Weise  klassifiaiert; 
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y    A)  Unacheay  die  sieh  auf  Fehler  der  FalUereiiden  snrtldc- 
führen  lassen: 

1.  Untachtigkeitj 

2.  Unerfohrenheity 

3.  Mangel  an  Kapital, 

4.  Unvernünftige  Gewährung  von  Kredit» 

5.  Spekulationen  (aufserhalb  des  regulären  GteschttOto), 

I  6.  VernachlässigTing  des  Geschäftes, 

I  7.  Persönliche  Extravap^anz, 

\  8.  Betrügerische  VertüguiiL':  über  Vermugen. 

1     B)  Ursachen,  die  sich  nicht  auf  Fehler  der  Fallierenden 
BiurttckfUhren  lassen: 

9.  Besondere  Umstände,  wie  Unglücksfälle  u.  s. 

10.  Konkurse  anderer,  die  scheinbar  solvente  Schuldner 

waren , 

11.  Beöonderer  oder  ungehöriger  Wettbewerb. 

I         Die  Statistik  von  1900  leigt  s.  B.,  dafs  von  allen  Kon* 

kursen,  die  in  diesem  Jahre  vorkamen,  77,4  ^/o  aus  Ursachen 
entsprangen,  die  sich  auf  Fehler  der  Fallierenden  zurückführen 
lassen,  während  22,6 '^/o  durch  Ursachen  bedingt  wurden,  die. 
außerhalb  der  Gewalt  des  Fallierenden  lagen. 

Unter  den  Ursachen  des  p-esi  haftlirlicn  Mifserfolges  nimmt 
der  Kapitalmangel  den  hervurrageiidsten  l'latz  ein;  32^/o  aller 
im  Jahre  1900  angemeldeten  Konkurse  sind  aus  dieser  Ursache 
entstanden.  Auf  Untllchtigkeit  kommen  17,9  ®/o  aller  Konkurse^ 
7,7^/0  auf  Unerfahrenheit;  auf  unvemtlnftige  Gewährung  von 
Kredit  sind  2,9  ^/o  aller  Konkurse  zurückzuführen,  auf  die 
fünfte  Ursache,  Spekulation,  1,3  ^/o,  auf  Vernachlässigung  des 
Geschäfts  8,4  ^/o,  auf  persönliche  Extravaganz  0,9  ®/o,  auf  die 
letite  Ursache,  betrügerische  Verfugung  über  Vermögen  ll,3*^/o. 

Unter  den  Ursachen,  die  sich  nicht  auf  Fehler  der 
Fallierenden  zurückführen  lassen,  nimmt  die  unter  9  angegebene, 
„besondere  Umstände",  den  ersten  Platz  ein.  Sie  macht  im 
Jahre  19ü0  14,4  **/o  aller  Konkurse  aus.  Der  ungehörige  Wett- 
bewerb verursachte  (j**/o,  die  Konkurse  anderer  2,2  "/o. 

Es  folgt  hieraus  also,  dafs  die  drei  hauptsächlichsten 
Ursachen  des  Bankerotts,  die  sich  auf  den  Falliten  selbst 
zurückführen  lassen,  Kapitalmangel,  Untttchtigkett  und  Betrug 
sind.  Diese  drei  sind  im  Jahre  1900  für  61  ^/o  aller  Konkurse 
▼erantwortlicb. 

Dagegen  kommen  diejenigen  Ursachen,  die  aufserhalb  der 
MachtspiiUre  des  Falliten  lagen,  mit  22,0'' o  in  Betracht, 

Eine  derartige  Statistik,  die  jährlich  nach  denselben  Ge- 
sichtsijunkten  mit  grofser  Sorgfalt  zusammengestellt  wird ,  ist 
natürlich  von  grofsem  Wert.  Die  Leitung  de«  Auskuufts- 
bureaus  kann  daraus  bestimmte  Schlüsse  für  die  Beurteilung 
der  Kreditwürdigkeit  der  Geschäftsleute  ziehen. 
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Wenn  aUo  Kapitalmangel  als  die  haupiäkciilicliäte  Ursache 
der  Konkurse  aas  einer  solchen  dorch  mehrere  Jahre  geführten 
Stetistik  herrortritt,  so  eivibt  es  sich  für  .die  Erediterkundigung 
als  erste  and  wichtigste  Aufgabe,  die  Grölse  des  Kapitals  im 
Verhältnis  zum  Um&nge  des  Geschäftsbetriebes  einigermalsen 
richtig  abzuschätaen.  Es  zeigt  sich  ferneri  dafs  in  Zeiten  sehr 
lebhaften  und  aussichtsreichen  Geschäftsganges  die  Zahl  der 
Konkurse  zuTiinimt.  während  sie  in  Zeiten  des  geschäftlichen 
Niederganges  aijniiuint.  (Es  bezieht  sich  das  natürli(  Ii  nur  auf 
den  regelraäl'öigeii  Geschäftsgang.)  Es  erklärt  sicli  das  daraus, 
dafs  viele  Leute,  die  nicht  die  ertorderliche  Tüchtigkeit,  Er- 
fahrung oder  ausreicheades  Kapital  besitzen,  in  Zeiten  leb- 
hallen GeschllltBganges  durch  oie  Aussicht  auf  hohe  Gewinne 
andockt,  sich  etablieren,  dann  infolge  der  angegebenen  Ur- 
sachen nach  kurzer  Zeit  wieder  scheitern.  Ein  Auskanfts* 
bnreau  mufs  also  in  solchen  Zeiten  und  solchen  Existenzen 
gegenüber  mit  besonderer  Vorsicht  die  Krediterkundigong  be- 
treiben. 

Reformvor  Schläge. 

Kaum  hatte  sich  das  Auskunftswesen  zu  einiger  Be- 
deutung entwickelt,  da  traten  auch  schon  die  Gegner  der  be- 
ru&mäTsigen  Auskunft  auf,  und  es  ertönte  gar  bald  der  Ruf 
nach  Refonnen. 

Die  Gegner  setzen  sich  aus  verschiedenen  Gruppen  zu- 
sammen: 

Die  erste  Gruppe  enthält  diejenigen,  die  jedes  Aufklären 
ihrer  Verhältnisse  scheuen,  weil  sie  aus  dem  Nichtzahlen  ein 
gewinn}>rinfi:endes  Geschäft  machen;  die  zweite  Gruppe  enthält 
diejenigen,  welche  wirklich  durch  ein  Auskunftsbureau 
schädigt  worden  sind,  sei  es  nun,  dafs  sie  eine  unzuverlässige 
Auskunft  erhalten  haben,  oder  dafs  über  sie  eine  ungünstio^e 
Auskunft  gegeben  worden  ist.  Die  dritte  Gruppe  uuifafst 
diejenigen,  welche  ohne  eine  genaue  Kenntnis  des  Auskunfts* 
Wesens  sich  gewisse  Vorurteile  dagegen  Gebildet  haben  ^  und 
welche  aus  Furcht  davor ,  dafs  die  Gtesdiäftswelt  in  eine  zu 
grofse  Abhängigkeit  von  derartigen  Anstalten  geraten  könne ^ 
diese  eifrigst  bekämpfen. 

Aufser  diesen  Anhängern  der  absoluten  Negation  gibt  es 
eine  Gruppe  soh'her.  die  die  Auskunftsbnrt^rinx  5rwfir  Im  Prinzip 
anerkennen,  sie  aber  mit  scharf  kritischem  Auge  betrru  luen, 
die  bestehenden  Einrichtungen  in  mancher  Beziehung  als 
fehlerhaft  bezeichnen  und  aus  diesem  Grunde  solche  Reformen, 
welche  diese  Fehler  beseitigen  können,  zu  empfehlen  suchen. 

Was  die  Frage  der  K^ormbedttrfügkeit  überhaupt  betrifft, 
schreibt  die  Pfillzische  Handels*  und  Gewerbekammer  in  ihrem 
Jahresbericht  von  1891  in  dem  Gutachten  Uber  Auskunfts- 
bureaua;,  «so  liegt  unseres  Erachtens  kein  Anla£s  vor,  sie  an- 
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bedingt  sn  bejahen.  Ihrem  Werte  nach  stehen  diese  Institute 
ebenso  wie  alle  anderen  dem  bürgerlichen  Verkehre  dienenden 

Unternehmungen  zweifellos  auf  verschiedener  8tufe,  und  es 
dürfte  nicht  gerade  selten  sein,  dafs  ein  Auakunftsuchender 
sich  in  seinen  Erwartungen  getäuscht  oder  vielleiclit  auch  ge- 
schädigt sieht.  Daraus  darf  aber  nicht  geschlossen  werden, 
dafs  das  Institut  der  Ausknnftsbureaux  an  sich  aut  unsirlierer 
und  demgemäfs  reformbedürftiger  Grundlage  beruhe;  vielmehr 
stellen  sich  die  zu  Tage  tretenden  Miisätiinde  im  allgemeinen 
als  Schattenseiten  einer  an  sich  zweckmäfsigen  und  wohltätig 
wirkenden  Einriehtung  dar,  welchOi  wie  gesagt,  auf  jedem  dem 
Wettbewerb  unterliegenden  Gebiete  des  Erwerbslebens  au  Tage 
EU  treten  pflegen.  Wer  nicht  in  seinen  Erwartongen  getäuscht 
sein  will,  bediene  sich  nur  anerkannt  vertrauenswürdiger  und 
gut  fundierter  Bureaux;  diese  erfüllen  u.  E.  ihre  Aufgabe  in 
zufriedenstellender  Weise  und  bedürfen  einer  durchgreifenden 
Reform  nicht." 

Ein  Vorwurf,  weicher  der  berufsmäisigeu  Auskunft  ge- 
macht wird,  ist  der,  dafs  nach  den  Verhältnissen  der  Ange- 
fragten seitens  der  Auskunftsbureaux  nicht  vielseitig  genug 
nachgeforscht  würde. 

Hienu  bemerkt  der  erwähnte  Bericht,  dals  diese  Be- 
schwerde nach  den  Erfahruugen^  soweit  Tertrauenswärdige 
Bureaux  in  Betracht  kämen,  als  berechtigt  nicht  beseichnet 
werden  könnte.  Es  liege  ja  ganz  in  dem  Ermessen  eines 
Auskunftsuchenden,  wenn  ihm  die  Auskunft  eines  Bureaus 
nicht  genüge,  sich  noch  an  ein  anderes  zu  wenden.  Wen 
'  eine  gewöhnliche  Auskunft  nicht  befriedige,  der  mf^p:e  durch 
Bezahlung  eines  höheren  Satzes  einen  meiu'fach  geprüften  Be- 
richt verlangen.  Die  Gebührenfrage  ist  es  aber  hier,  welche 
das  Publikum  von  dem  Verlangen  nach  ausführlichen  Berichten 
zurückhält  Eb  sieht  meistens  nicht  ein,  dais  e«  für  die  ge- 
ringe Gebtthr  eine  ausführliche  und  mehrfache  Erkundigung 
nicht  Teriangen  kann;  zur  Benutzung  eines  höheren  Tarife 
bequemt  es  sich  nur  selten.  Im  Gegenteil,  es  tritt  häufiger 
noch  das  Verlangen  nach  gröfserer  Verbilligung  der  Preise 
hervor.  Hiergegen  wird  aber  in  dem  mehrfach  angezogenen 
Bericht  energisch  protestiert. 

,Vor  allem",  heifst  es  bezüglich  dieses  Punktes,  „mufs  den 
Auskunftsbureaux  geraten  werden,  dafs  sie  unter  keinen  Um- 
ständen sich  bereit  finden  lassen,  durch  Nachgiebigkeit  in  der 
Preisstellun^  ihre  eigene  Zuverlässigkeit  in  Frage  zu  stellen, 
laicht  duren  niedere  Preise  sollten  sie  sich  zu  überbieten 
suchen ,  sondern  sie  sollten  bemüht  bleiben ,  sich  durch  Be- 
schaffung der  sichersten  und  objektivsten  Auskünfte  vor  ein* 
ander  hervorzuthun.'' 

Um  zu  verhindern,  dafs  Auswüchse  im  Auskunflswesen 
sich  breitmachen,  hatman  voigeschlagen,  die Auskunftsbureanx 


Digitized  by  Google 


XXI  2. 


4a 


staatlicher  Konzeaftion  zu  uaterwerfea,  wie  dieses  ia  Österreich 

der  Fall  ist. 

Nach  der  österreichischen  Verordnung  vom  18.  6.  1885 
müssen  Bewerber  um  Konzessiouierun^  zum  Betriebe  aina^ 
Informationsbureaus  die  zur  Erlangung  eines  jeden  kon- 
xessioiiterten  Gewerbes  Torgezeiehneteii  Bedingungen  erfüllen 
and  sich  ftberdtes  Uber  eine  snin  Betriebe  genügende  allge- 
meine und  kattiminmflcbe  Bildung  vor  der  Gewerbebebörde 
ausweisen« 

Wenn  wir  uns  diese  Verordnung  nun  auf  ihren  Zweck 
hin  genau  ansehen,  so  müssen  wir  sagen,  dafs  dieselbe  fl.is. 
Wesen  der  Sache  nicht  ganz  trifft.  Wenn  auch  die  Forderung 
einer  genügenden  allgemeinen  und  kaufmännischen  Bildung  zu 
begrüfsen  ist,  so  wHre  doch  u.  E.  auch  ferner  noch  zu  ver- 
langen, dafs  der  Betreffende  ein  zur  Begründung  solchen 
Bureaus  notwendiges  Betriebskapital  naohzaweisen  hätte,  ohne 
welches  die  organisierte  Kreoiterkundigung  nicht  ins  Leben 
gerufen  werden  kann. 

In  der  Literatur  sind  die  Ansichten  bezilgiich  des  Kon- 
xessionszwanges  verschieden. 

Roscher  will  die  Auskunftsbureaux  wegen  „der  grofsen 

Wichtigkeit  und  Folgenschwere  der  Dienste  und  hei 

der  Schwierigkeit,  die  ZuverhlHsif^keit  eines  solch*  u  Bureaus 
zu  erproben der  Konzession  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
unterstellt  wissen. 

Gerlach  spricht  sich  dagegen  folgendermafsen  aus: 

«Die  Konzessionierung  kann  in  ihrer  Durchführung  nur 
die  unlauteren  Elemente  ausscheiden,  und  es  ist  an  hoflfen,  daCs 
num  dieser  Elemente  auch  ohne  fängriffe  der  Polizei  in  das 
ganze  Auskunftswesen  Herr  werden  kann.  Die  leistungs- 
unfilhigen  Bureauz  werden  aber  durch  solche  Malsregeln  der 
Konzessionierung  gamicht  getroffen  und  segeln  zum  Schaden 
des  AuskunftswesPHR  nunmehr  sogar  unter  der  Flagge  der  be- 
hördlichen Konzerisioii." 

Ehrriiberg  sagt,  man  habe  weder  in  Österreich  noch  über^ 
haupt  kaum  irgendwo  erhebliche  Resultate  ei-zielt.  — 

Schwer  wird  es  ja  immer  auch  sein,  die  Bedingungen  zur 
Erlangung  der  Konaesnon  richtig  au  formultmn;  ne  dürfen 
weder  au  gelinde,  noch  auch  au  schrofits  sein. 

Würde  man  einen  spesiellen  Befiüiigungsnachweis  ver> 
langen,  so  wäre  das  Richtige  damit  auch  noch  nicht  getroffen; 
denn  das  notwendige  Organisationstalent  und  Taktgefühl  braucht 
mit  der  erlangten  fachlichen  Ausbildung  immer  noch  nicht 
verbunden  zu  sein. 

Mag  man  aber  nun  die  Sache  drehen  und  wenden ,  wie 
man  will,  jedenfalls  mufs  zugegeben  werden,  dafs  die  Kon- 
zessionierung eines  Auskunftsbureaus  für  dieses  beglaubigend 
und  empfehlend  wirkt,  und  es  würde  sicherlich  diese  Empfehlung 
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auch  solchen  Bureaux  zuteil  werden,  die  sich  ihrer  besser  nicht 
zu  rühmen  hätten. 

Man  hat  zur  Empfehlung  der  Konzessionierung  hervor- 
gehoben, dafs  erstens  nnlaatere  Elemente  dadnrch  von  vorne- 
herein znrückgewiesen  werden  können,  und  dafs  zweitens  die* 
selbe  einer  ungesunden  ÜberfUllung  vorbeugen  kOnna 

Es  ist  keine  Frage,  dafs  die  Konzessionierang  solche  Per- 
«önli -hkeiten ,  die  schon  ehrenrührig  vorbestraft  sind,  aus- 
schalten kann;  dazu  bedarf  es  aber  nicht  der  Konzessionienmg, 
denn  es  t2:«^nügt  dazu  der  §  35  der  Gewerbeordnung,  dem  nach 
der  Novelle  von  liMJU  die  Auskunttsbure  uix  unterstellt  sind. 
Kaeli  diesem  Paragraphen  sind  die  Auskunttsbureaux  zu  unter» 
sagen,  „wenn  Tatsacnen  vorliegen,  welche  die  Un Zuverlässig- 
keit des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
dartun/ 

Was  den  zweiten  Punkt  betrifft,  so  dttrfte  es  einer  Be* 
hOrde  sehr  schwer  fallen,  ja  kaum  möglich  sein,  sieh  ein  Urteil 
darüber  zu  bilden,  ob  eine  ungesunde  Übereilung  im  Aus- 
kunftswesen besteht  oder  nicht  Es  kommt  hier  ja  keinesw^z 

auf  die  Zahl  der  vorhandenen  Bureaux  an,  sondern  immer  auf 
die  Qualität  ihrer  Leistun^^fn.  Sohingo  die  Konkurreii^r  dazu 
beitragen  könnte,  die  Qualität  dieser  Leistungen  zu  erhöhen, 
kann  von  einer  Überfullung  überhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Im  allgemeinen  wird  die  Behauptung  dagegen  zutreffen, 
dafs  die  staatliche  Konzession  dem  geschäftlichea  Verkehr  in 
weit  gröfserem  Mafse  Hindemisse  und  Nachteile  bereitet,  als 
aie  ihm  irgend  welchen  Nutzen  bringen  kann.  Selten  ist  eine 
Behörde  in  der  Lage,  der  schnellen  Entwicklung  des  Wirt- 
schaftslebens in  der  Weise  zu  folgen,  um  die  notwendige 
£in8icht  von  den  Bedingungen,  unter  welchen  diese  Entwicklung 
erfolgt,  sich  anzueignen.  Das  Auskunftswesen  mufs  aber  not- 
wendig mit  dieser  Entwicklung  Sclirltt  halten,  wenn  es  über- 
haupt seine  Funktionen  in  nutzbringender  Weiso  erffdlon  soll. 
Jedes  Hemmnis,  das  einer  derartigen  gedeihlichen  Entt^iltung 
durch  eine  belmidliche  Entscheidung  in  den  Weg  gelegt  wird, 
ist  daher  nur  zu  leicht  geeignet,  den  Nutzen,  welchen  die 
Auskunftsbureaux  für  das  Wirtschaftsleben  haben,  stark  zu 
vermindern  oder  überhaupt  auftuheben. 

/y  &  kann  von  jedem  ordentlichen  Kaufmanne  erwartet 
werden,  dafs  er  alle  Vorsichtsmalsregeln  kennt  und  anwendet, 
die  geeignet  sind,  ihn  vor  irgend  welcher  Schädigung  oder  vor 
Verlusten  zu  bewahren«  ohne  dafs  damit  natürlich  irgend  welche 
Bürgschaft  in  den  individuellen  Qualifikationen  gefunden  werden 
kann,  die  gegen  aufsergcwölmliclie  Unglücksfälle  Sicherheit  zu 
leisten  vermögen.  Aber  dagegen  kann  ja  auch  keine  staatliche 
Konzession  Schutz  verleihen.  Derjenige  Kaufmann  aber,  der 
nicht  die  Befähigung  besitzet,  aus  eigener  Initiative  die  aller- 
notwendigöten  Vorsichtsmaförcgeln  zu  treflfen,  ist  eben  auch 
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nicht  im  staude,  sein  Geschäft  in  gedeililirher  Weise  zu  führen; 
im  allgemeinen  Interesse  ist  es  vielleicht  wünschenswert,  dafs 
er  sobald  wie  möglich,  ohne  allzu  grofscn  Schaden  anzurichten^ 
ausgeschaltet  wiid.  Zu  dieBen  aUergewöhnlichsteu  Vorsichtä- 
mafsregeln  ist  aber  auch  die  Auswahl  des  Auskinifblrareaas 
SU  rechnen,  welches  ftür  ihn  die  Krediterkundigung  übemehmea 
soll  Es  ist  keine  Frage,  dafs  jeder  Geschäftsmann  im  prak- 
tischen  Leben  eine  Eraiehung  durchmacht,  die  sich  aus  einer 
Summe  von  Erfahrungen  notwendig  ergibt.  Diese  Erziehung, 
die  für  den  Erfoli^  des  einzelnen  und  für  die  Entwicklung  der 
Volkswirtschaft  ungemein  wichtig  ist,  kann  aber  nur  dann 
erlangt  werden,  wenn  der  einzelne  immer  auf  sich  selbst  ge- 
stf^llt  ist  seine  eigene  Entscheidunpr  treffen  mufs  und  aus  eigener 
luitiativc  handeln  kann.  Diese  Möglichkeit  wird  aber  überall 
dort  beeinträchtigt  oder  Tölli|^  aufgehoben,  wo  die  staatliche 
Konsession  jede  Wahl  und  jede  &itseh^dung  des  einaebien 
als  überflüssig  erscheinen  läfst.  Von  diesem  Qesichtspunkte 
aus  ist  die  Konaessionierung  daher  im  Interesse  der  geschäft- 
lichen Erziehung  ganz  entschieden  zu  verwerfen. 

Ein  anderer  Grund,  der  uns  bestimmen  könnte,  dagegen 
Stellung  zu  nehmen,  ist  der,  dafs  eine  staatliche  Behörde  es 
leicht  in  der  Hand  hutto,  politisch  uniiebsanio  l^ersönlichkoiten 
durch  Versagung  der  Konzession  ftir  die  Vertretung  ihrer 
politischen  Uberzeugung  zu  strafen;  denn  es  kann  in  dieser 
Weise  bei  weiterer  Ausdehnung  der  staatlichen  Konzessionierung 
ein  System  ausgebildet  werden,  in  welchem  Prämien  bm 
politische  Heuchelei  und  Kriecherei  gesetst  werden. 

Wenn  damit  nach  unserer  Ansicht  ausreichende  Gründe 

fegeben  sind,  welche  uns  veranlassen,  ein  Urteil  gegen  die 
Konzession  abaugeben,  so  erkennen  wir  es  doch  als  notwendig 
an ,  dafs  dem  geschäftlichen  Publikum  zur  Sicherung  eines 
soliden  Kreditverkehrs  alle  Fakta  unter>)reitet  werden,  di'^  es 
in  den  Stand  setzen,  sich  einen  zutrniicnden  Begriff  von  der 
Leistungsfähigkeit  und  Solidität  eines  Auskunftsbureaus  zu 
bilden.  Alle  Mafsregeln,  die  dazu  beitragen,  diesen  Zweck  zu 
erreichen,  sind  also  willkommen  zu  heifsen. 

So  könnte  die  Handelskammer  oder  i^end  eine  andere 
ofBatelle  Vertretung  der  erwerbstätigen  Beraisstände  eine 
ständige  Kommission  von  Sachverständigen  bemfen,  welche  die 
Aufgabe  hätte,  die  Prospekte  der  Auskunftsbureaux  zu  prüfen 
und  Gutachten  darüber  zu  erstatten.  Das  Ergebnis  der 
Prfifungen  müfste  veröffentlicht  werden;  dadurch  würde  es 
jedem  einzelnen  Oeschnft^rn.inne  fiuf  Grund  der  ihm  vorgelegton 
Tatsacheu  leichter  möglich,  sich  ein  selbständiges  Urteil  zu 
bilden. 

Eine  derartige  staiulige  Kommission  hat  natürlich  auch  ein 
sehr  lebhaftes  Interesse  daran,  dafs  die  Auskunfterteilung  in 
möglichst  umfassender  und  aayerlässiger  Weise  gehandhabt 
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wird ;  denn  die  geschäftlichen  Interessen,  welche  die  Handels- 
kammer  zu  vertreten  und  zu  fbrderu  hat,  beruhen  ja  zum 
^roTsen  Teil  auf  der  Sichernng  des  Kreditrerkehn.  Im  allge- 
meinen  Interesee  würde  die  Mitarbeit  einer  solchen  Kommissioii 

bei  der  AuBkunfterteilung  daher  auch  sehr  wünschenswert  sein, 
somal  in  dieser  Weise  diese  Kommission  auch  eher  in  den 
Stand  gesetet  würde,  sich  ein  zutreffendes  Urteil  über  den 

Oharakter  und  die  Wirksamkeit  der  Auskunftsbureanx  zu 
bilden.  Sie  wäre  aber  auch  dann  diejpmV^  iTistaiiz,  welche 
den  Verkehr  der  Auskunftsbureaux  mit  den  staatlicheu  Be- 
hörden vermitteln  könnte. 

In  den  Akten  solcher  Behörden  ruht  sehr  wertvollem  uud 
umfangreiches  Material,  das  für  die  Auskunfterteilung  verwertet 
werden  sollte.  Es  ist  aber  ohne  grolse  (Gefahr  dos  Mifsbrandu 
derartiger  behördlicher  Mitteilungen  eine  solche  Verwertung 
gar  nicht  möglich;  es  ist  daher  verständlich  und  oft  auch  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  geboten,  dafs  die  Behörden  sich 
scheuen,  aktenmflfinges  Material  einem  privaten  Interessenten 
zur  Verfügung  zu  stell^^n ,  zumfd  ihnen  ein  Urteil  wher  die 
Würdigkeit  desselben  garniclil  zusteht,  und  -io  auch  nicht 
in  der  Lage  sind,  den  Gebrauch,  der  mit  einer  solchen  Mit- 
teilung gemaclit  wird,  zu  kontrollieren.  Dagegen  triflft  die 
staatlichen  Behörden  keinerlei  Verantwortung,  und  es  wird  die 
Aufgabe  der  Verhütung  des  Mifsbrauchs  ihnen  abgenommeni 
weon  sie  alle  derartigen  Mitteilungen  der  offisiellen  Vertretung 
Itir  Industrie  und  Handel  zukommen  lassen.  Diese  würden  sie 
der  ständigen  Kommission  über  das  Auskunfbwcsen  über- 
weisen, die  dann  leicht  in  der  Lage  wnre,  eine  diskrete  Be- 
nutzung des  vorliegenden  Materials  im  Dienste  der  Auskunft^ 
erteilung  zu  ermöglichen. 

Die  staatliclien  B'^höi'den,  welche  hauptsächlich  in  Betracht 
kommen,  smd  alle  diejenigen  Behörden,  welche  Verzeichnisse 
führen  über  persönliche  «»der  vermögensrechtliche  Beziehungen. 
So  können  die  Kegister,  welche  das  Einwohnermeldeamt  führt, 
dazu  benutzt  wenien,  solche  Existenzen,  die  ein  Interesse 
daran  haben,  im  Verborgenen  zu  bleiben,  ans  Licht  zu  ziehen. 
Polizei  und  Gerichte  müfsten  angehalten  werden,  alles  ihnen 
zugehende  Material,  das  Aufschlufs  gibt  über  Geschäftsgebarung, 
Vennögensverhältnisse,  Kreditwürdigkeit  etc.,  der  betreffenden 
Kommission  regelmäfsig  zur  Verfügung  zu  stellen.  Ebenso 
müfsten  zu  diesem  Zwecke  die  Eintragungen  in  das  eheliche 
Giiterrechtsregister,  in  die  Grund-  und  Hypothek enhüchcr,  der 
Kommission,  soweit  Geschättsieute  in  Betracht  kommen,  ohne 
weiteres  mitgeteilt  werden.  Diese  Komniissiou  könnte  dann 
in  derselben  Weise,  wie  die  Auskunftsbureaux,  ein  Archiv  an- 
legen, worin  das  Aktenmatorial  registriert  und  geordnet  auf- 
bewahrt würde.  In  dieser  Weise  konnten  die  Behörden  zur 
Mitarbeit  bei  der  Ausknnflterteilung  herangezogen  werden,  und 
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zugleich  all(^  Mifsbrauche,  riie  sich  leicht  in  den  Verkehr 
zwischen  jkhördeu  und  Privatwirtochaften  einschleichen,  ver- 
hütet werden. 

Als  ein  weiterer  reforni bedürftiger  Punkt  wird  die  Dis- 
kretion angeführt;  die  mau  als  iiuuptdchatteaäeite  des  Aus* 
konftsweaens  bezeichnet  hat 

Mftn  hat  hier  sunichst  die  Diskretion  in  Betracht  su 
nahen,  welche  das  Ansknnftibareau  seinen  Korrespondenten 
gegenüber  zu  üben  hat,  und  in  zweiter  Linie  diejenige,  welche 
die  Anfragenden,  die  die  Auskunft  erhalten  haben,  dem  Aus- 
kunftsbureau  schuldig  sind. 

Das  Verlangen,  den  Nnmon  derjenigen  Korrespondenten 
erfafirpn  zu  wollen,  auf  weU  In  n  o\np  inigünstige  Auskunft  sich 
ziirm  kluhren  läfst,  bezeichnet  bchimmelpfeng  als  durchaus 
Uülfcrechtigt.  ,.Es  müsse  eine  Stelle  geben,  an  welcher  ohne 
jede  daraus  erwachsende  Belästigung  das  Urteil  über  die 
Kreditwttidigkdt  eingelegt  werden  könne,  und  es  wttrde  nur 
einen  Freibrief  iür  die  rerwegensten  Gesellen  bedeuten,  wenn 
der  GrundsatK  nicht  in  aller  Strenge  festgehalten  bliebe^  dafs 
niemals  der  Name  derer  genannt  werde,  welche  auf  Diskretion 
ihre  Ansicht  dem  Institut  rückli  iltlos  bekannt  gaben." 

Bezüglich  des  Vorwurfs,  dafs  die  Erteilung  der  Auskunft 
seitens  fies  Auskunftsbureaus  unter  strengster  Diskretion  erfolgt, 
ist  zu  hcmerken,  dafs  die  Auskunft  lediglicii  für  die  Person 
bestimniL  ist,  welche  angefragt  hat;  insbesondere  wird  hiermit 
auch  der  Zweck  verfolgt,  dafs  ungünstig  lautende  Auskünfte 
keine  unkontrollierbare  Verbreitung  tinden.  Auch  würde,  wie 
Schimmelpfeng  in  seiner  Schrift  ^Zum  Schlac^wort  der  Reform 
des  AuskunrnNresens**  sehr  richtig  bemerkt,  das  Kursieren  der 
Auskunft  bei  jedermann  das  Einlaufen  neuer  Anfragen  ver- 
hindern, „welche  aber  unbedingt  nOtig  sind,  weil  sie  den  An- 
lafs  und  die  Mittel  zu  immer  erneuten  Erkundigungen  bieten 
müssen.*  „Die  Bedingung  der  Diskretion  liegt  a])er  auch  im 
Interesse  des  Kreditnehmers,  denn  sie  sichert  ihn  davor,  dafs 
längst  überholte  Auskünfte  über  ihn  im  Umlauf  bleiben." 

Um  jedoch  dem  Verlangen  nach  Aufhebung  der  Di^^krotion 
nachzukornmeii,  iiat  seit  1882  z.  B.  Schimraelpfeng  den  (rruiid- 
satz  der  Diskretion  fallen  lassen,  indem  jeder  Anfragende 
von  Fall  bu  Fall,  nachdem  er  sich  Torher  mit  der  Auskunftei 
dieserhalb  über  eine  au  sahlende  Gebfihr  verständigt  hat,  die 
ihm  erteilte  Auskunft  einem  anderen  mitteilen  kann,  wodurch 
a«  B.  einem  Kreditnehmer  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  falls 
unrichtige  Angaben  über  ihn  gemacht  wurden,  diese  bei  der 
Auskunftei  richtig  zu  stellen,  ein  Punkt,  der  bei  der  geschäfts- 
treundlicli*]!  Auskunft  vollsUtndig  forttiiüt,  da  pt  )iicr  wohl 
nie  erfahren  wird,  woher  die  Auskunft  sUimmt.  Dieselbe  wird 
ja  auch  Btets  unter  strengster  Diskretion  erteilt. 

6ü  wichtig  es  auch  ist,  dafs  die  Anfragenden  die  Diskretionär 
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pflicht,  die  sie  dem  Auskuiiftbbureau  gegenüber  auf  sich 
nehmen,  auch  erfüllen,  so  kann  mau  sich  doch  niclit  verhehlen, 
dafs  es  den  Auskunftsbureaux  fast  unmöglich  ist,  eine  Kon- 
trolle darüber  auszuüben,  ob  ihre  Abonnenten  ihren  Ver- 
pflichtungen nachkommen  und  keinen  Mifsbrauch  mit  der  ihnen 
erteilten  Auskunil  treiben. 

Diejenigen,  welche  die  sogenannte  Archivauskunft  als  einen 
Mifsbrauch  bezeichnen ,  vergessen  vollständig ,  dals  bei  jeder 
neuen  Anfrage  doch  nicht  der  ganze  Erkundigungsdienst  von 
vorne  wieder  bcg-onnen  werden  kann.  Das  einmal  im  Archiv 
Gesammelte  wird  selbstverständlich  bei  der  A  uskiinfterteilung 
mitbenutzt,  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Änderungen 
sind  in  den  NachtrÄgen  vermerkt. 

Ein  weiterer  Vorwurf  ist  der  des  Seiiabionenhaftcn.  Hier 
wird  auch  wieder  nicht  bedacht,  dafs  gewisse  Tatsachen  natür> 
lieh  in  jeder  Auskunft  wiederkehren  müssen,  wie  B.  die 
Gründung  des  GeschfiftSy  die  Herkunft  der  Inhaber,  die  ehe- 
lichen Gütenrerhältnisse  etc. 

Im  Interesse  der  Kontrolle,  ob>  wenn  nur  älteres  Material 
vorhanden  ist,  auch  nun  wirklich  von  neuem  bei  den  Korre- 
spondenten angefragt  werde,  und  auch  im  Interesse  der  Be- 
schleunigung wünscht  die  Pfälzische  Handels  und  Gewerbe- 
kauun  r,  dafs  den  Anfragenden  die  Auskunft  direkt  von  den 
Korrespondenten  erteilt  werde,  und  dafs  es  dem  Bureau  über- 
lassen bleibe,  sich  eine  Abschrift  vuu  derselben  zu  verschaffen. 

Hiergegen  ist  zu  bemerken,  dafs,  wie  schon  oben  ange- 
fUhrt,  der  Korrespondent  durch  Diskretton  geschtttst  sein  mufo. 
Wenn  dieses  nient  der  Fall  wäre,  würden  sich  die  besten 
Kräfte  des  Kaufmannsstandes  nicht  su  Berichterstattern  eines 
Bureaus  hergeben;  das  Korrespondentenmaterial  würde  sich 
entschieden  hierdurch  verschlechtern. '  u        ^  ^  '^V  '-^^^^'^ 

Bezüglich  der  Nachträge,  welche  den  Abonnenten  kosten»  vfC 
los  auf  eine  gewisse  Zeit  gewährt  werden,  ist  die  Pfälzische 
Handels-  und  Gcwerhr  kammer  der  Ansicht,  dafs  sich  dieselben 
nur  auf  n  o  to  risc h  e  Tatsachen  beziehen  sollen,  wie  Konkurs- 
eröffnungen ,  Proteste  etc.  Auftretende  Gerüchte  sollten  nur 
auf  besondere  Anfrage  mitgeteilt  werden.  „Die  Vorteile",  so 
heilst  es  in  dem  erwähnten  Gutachten,  „welche  der  Auskunft- 
sucher durch  diese  Nachtrüge  etwa  genieCst^  sollten  gegenüber 
der  Schttdigung  des  zu  Beurteilenden  um  so  weniger  ins  Ge- 
wicht fallen,  als  die  Rollen  leicht  Tertauscht  und  aus  Kredit* 
gebern  Kreditnehmer  werden  können , '  welche  einem  wahr- 
scheinlich klingenden  und  doch  übertriebenen  Gerüchte  zum 
Opfer  fallen.  Wir  können  deshalb  die  unientgeltlichen  und 
nicht  ^geforderten  Nachtr«tge,  deren  Angaben  sich  nicht  auf 
Tatsachen  stützen,  vom  mlks wirtschaftlichen  Standpunkte  aus^ 
nicht  für  notwendig  oder  empfehlenswert  halten." 

Im  SchmoUerschen  Jahrbuch,  XV.  Jahrgang,  S.  919  be- 
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merkt  Bürgel  bezüglich  der  Nfichtrllge,  dafs  durch  dieselben 
in  vielen  Füllen  dem  Beurteilten  die  Existenz  abgeschnitten 
werde.  Wenn  z.  B.  an  ein  und  demselben  Tage  von  einem 
Auskunftsbureau  an  mehrere  Gläubiger  ungünstige  Nachträge 
Uber  den  Schuldner  abgehen,  und  diese  Gläubiger  nun  ihrer- 
•eitB  dem  Schuldner  daraufliin  den  Kredit  kundigen,  so  wttrde 
dadurch  dem  Letzteren  dai  Wdtmrbeiten  hän6g  nnmOglich  ^ 
gemacht  werden.  Falls  keine  NachtrUge  erteilt  wären,  würde 
sich  ein  nm sichtiger  lind  tatkrftftiger  Kanftnann  vielieicht  durch- 
gearbeitet haben. 

Was  im  allgemeinen  das  Erteilen  von  Nachträgen  betrifili 

so  bemerkt  Schimmelpfeng  mit  Recht,  dafs  es  ein  ganz  be-  / 
deutender  Rückschritt  wäre,  wpiin  man  dieselben  liberhaupt  ' 
fallen  lassen  würde.    Der  KreditiLi;eber  habe  ein  gewichtiges 
Interesse  daran,   zu  erfahren,   was   einem  Mittelpunkte  der 
Krediterkundigung  je  über  seinen  Kunden  bekannt  würde, 
zumal  bei  einer  erteilten  Auskunft  doch  auch  mit  der  Möglich« 
keit  eines  Irrtums  gerechnet  werden  müsse.  Notorische  Tat- 
sachen erfahre  der  Gläubiger  ja  auch  aus  öffisntlichen  Bekannt- 
machungen, wie  z.  B.  Konkursnacfarichten.    Wenn  er  diese 
positiven  Nachrichten  erfahre,  so  sei  es  fUr  ihn  jedoch  zu  spät, 
dagegen  von  ungeheurer  Bedeutung  für  ihn ,  wenn  er  von 
Dingen,  wie  Verlusten,  Zahlungsschwierigkeiten  etc.  in  Kennt-  / 
nis  gesetzt  wcrdo,  welche  die  Eröffnung:  eint^s  Konkurses  wahr- 
scheinlich  tti.k  h(  n.  Gerade  durch  scdche  Mitteilungen  soll  der  " 
Interessent  autmerksam  gemacht  werden. 

Wenn  wir  die  Einwendung  Bürgels  näher  betrachten,  so 
ist  zuzugeben ,  dafs  eine  derartige  gleichzeitige  Kündigung 
bämtliclier  Forderungen  den  Schuldner  leicht  in  den  Abgrund 
Stürzen  kann,  andererseits  ist  es  aber  doch  auch  einem  Gläu- 
biger nicht  SU  verdenken,  wenn  er  alles  Mögliche  tu^  um  sein 
Gräd  nicht  an  verlieren. 

Aber  nicht  nur  Ungünstiges  wird  in  den  Nachträgen  den 
Interessenten  cur  Kenntnis  gebracht,  sondern  ebenso  auch  ent- 
halten dieselben  .Verbesserungen  in  den  Verhältnissen  derAn- 
ge&agten,  wie  z.  B.  Associationen,  Betriebserweiterungeni 
Grundbesitzerwerb,  Kapitalzuflufs  etc. 

Vor  allen   Dingen  ist  bei  diesen  Ereänaungsberichten 

grofser  Wert  auf  vorsichtige  Fassung  zu  legen.  Zwischen 

oberflächlichen  Gerfichten  und  bestimmten  Behauptungen  ist 
genau  zu  unterseheiden.  Besondfr-  ^vr^tvoll  sind  die  Er- 
gänzungsberichte, .>arrt  Schimmelpfeng,  gegenüber  auftretenden 
falschen  Gerüchten,  w  m'1  letztere  durch  dieselben  im  Keime,  ehe 
sie  Beunruhigung  hervorrufen,  erstickt  werden  können. 

Eine  wünschenswerte  Reform  würde  es  sein,  wenn  man 
bewirken  könnte,  dafs  kaufmännische  Krediterkundigung  und 
Privatdetektivwesen  vollständig  voneinander  getrennt  würden, 
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wie  das  bei  den  mustergültigen  Instituten  jetzt  schon  der  Fall 
ist.  Diejenigen  Personen  niimlich,  welche  sich  dazu  heri!:el)en, 
lediglich  in  den  Privatverhältnissen  anderer  herumzuwühlen, 
erscheinen  für  das  objektiv  zu  behandelnde  kaui'männische 
Autikunftäweäen  ungeeignet.  Die  Auskuuiüibureaux,  welche 
sich  mit  der  Erteilung  kaufmüniiischer  Ausktlnfte  befassen, 
sollten,  wie  dies  äueH  Schimmelpfeng  tut,  nur  Auskünfte  über 
kai^ännische  Finnen  erteilen,  ttber  Private  nur  dann,  wenn 
der  Anfragende  ein  geschäftliones  Interesse  nachweist 

Die  Unzulänglichkeit  der  Auskunflerteilung,  welche  häufig 

die  Veranlassung  ist,  die  Forderung  nach  Reformen  au&u- 
stellen,  hat  nicht  immer  ihren  Grund  in  der  Organisation  und 
dem  Betriebe  der  Auskunftsbureaux,  sondern  in  der  Art  und 
Weise,  wie  diesen  dov  Auftrag  erteilt  wird.  Wie  oft  kommt 
es  vor,  dafs  der  Anfragende  den  Namen  des  Angefrairten  un- 
deutlich schreibt,  oder  nicht  genau  genug  die  Adresse  bezeicbuet^ 
so  dafs  dadurch  schon  ein  Irrtum  herbeigeführt  werden  kann. 
Manche  Leute  glauben  auch  eine  sorgfHltigere  Auskunft  zu 
erhalten,  wenn  sie  den  in  Frage  kommenden  Kredit  möglichst 
hoch  angeben.  Sie  bekommen  dann  natttrltch  eine  AuskttnD^ 
die  fUr  den  angefragten  Kredit  sutriflFt,  die  aber  für  den  wirk- 
lich in  Betracht  kommenden  Kredit  nicht  mafsgebend  sein 
kann.  Es  ist  also  sehr  wichtig,  dafs  in  dem  Verkehr  mit  den 
Auskunftsbureaux  das  Publikum  sich  den  Bedingungen,  welche 
seinerseits  erfüllt  werden  müssen,  um  eine  koirekte  Auskunft 
8U  erhalten,  bewufst  ist. 

Schliefslich  könnte  man  den  Vorschlag  machen,  das  Aua* 

kunftswesen  zu  verstaatlichen. 

Die  Verstaatlichung  liefse  sich  in  der  Weise  rechtfertigen, 
dafs  die  Lf  istun,trsfrihi^':keit  d*'r  Auskunftsstelle  durch  die  Zen- 
tralisation, die  dadurch  lierbeigetuiirt  würde,  eine  bedeutende 
Steigerung  erfahren  müfste,  zumal  sämtliciie  staatlich«  ti  l>o- 
hörden  des  In-  und  Aurtlandes  der  Auskunfterteilung  dienstbar 
gemacht  werden  könnten.  Es  würde  damit  auch  der  Mifsstand 
beseitigt  werden,  der  bei  der  privaten  Auskunfterteilung 
in  der  Erentualitttt  gegeben  ist,  dafs  schwindelhafte  Auskunfts- 
bureaux das  Publikum  durch  falsche  Angab«!  anlocken  und 
durch  unglaubwürdige  Auskunft  Kreditnehmer  und  Kredit- 
geber schädigen.  Die  staatliche  Verwaltung  ist  auch  nicht 
notwendig  darauf  angewiesen,  nach  rein  geschäftlichen  Prin- 
zipien zu  verfahren,  um  dadurch  den  gröfstmöglichen  Rein- 
ewinn  zu  erzielen,  sie  kann  vielmehr  ihre  (lebührensätze 
er  Leistungsfähigkeit  der  Auskunt^suchnulcii  ;\n]ias.«on  und 
dabei  mehr  den  Nutzen,  der  für  die  geöaintc  Volkswirtschaft 
daraus  erwächst  als  das  tibkalische  Inten^sse  im  Auge  haben. 

Andererseits  lassen  sich  buchst  gewichtige  Bedenken  gegen 
die  Verstaatlichung  geltend  machen. 
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Der  staatliclie  Apparat  arbeitet  im  allgemeinen  langsamer 
und  icliwerfHUiger  als  ein  Privatbetrieb;  die  möglichst  Bchnelle 
Besorgung  der  Auskünfte  ist  aber  gewöhnlich  die  wichtigste 
Bedinirnne:  für  ihn'  nutzbringende  Vf^rwfrtung.  Die  staatliche 
VerwaltLinjj^sor^.inisation  ist  auch  weniger  ontwicklungsflihig 
ab  die  Privatuiiieniehmung,  sie  kann  sich  dain'r  weniger  gut 
den  veränderten  Umstünden,  weiche  die  Entwicklung  des  \\'irt- 
öchaftälebens  mit  sich  bringt,  anpassen.  Eä  ist  auch  keineswegs 
die  Sicherheit  gegeben,  dafs  die  staatlichen  Beamten  zuverlässiger 
«nd  soiigftltiger  arbeiten  als  die  Privatbeamten.  Der  fest  an* 
gestellte  Staatsbeamte  hat  hJtafig  niclit  das  Interesse,  das  seine 
Dienste  gebraacliende  Publikum  nun  auch  wirklich  gut  au 
bedienen. 

Schwerwiegender  als  alles  andere  ist  aber  der  Grund, 
dafs  der  Staat  in  dieser  Weise  in  das  Privatleben  tiefer  ein- 
dringen würde,  als  wünschenswert  ist.  Gegen  nichts  ist  der 
einzelne  em[)rtndlicher,  als  gegen  das  Eindringen  staatlicher 
Beamten  in  seine  Privatverhältnisse.  Bei  einer  Verstaatlichung 
deä  jVuskunftsweäens  liersen  sich  aber  kaum  hier  irgend 
welche  feete  Grenaen  ziehen,  und  es  konnte  der  Staat  leicht 
in  die  Versachung  kommen,  die  Ermittelung  der  privaten 
wirtschafdichen  Verhältnisse  zu  anderen  Zwecken  zu  miCs- 
brsuchen. 

Gerlach  führt  aufserdem  noch  folgendes  gegen  die  Ver- 

Staatlicliung  an: 

„Eine  Behörde  kann  eine  notorische  Tatsnelie  vermelden, 
nicht  aber  Urteile  über  Leistungafähip'keit  und  Kreditwürdig- 
keit aussprechen  und  dergleichen  subjektive  Momente  mehr, 
welche  die  Kreditwürdigkeit  beeinflussen.  Wie  schwer  würden 
aber  die  Nachteile  einer  Auskunft  dann  ausfallen,  wenn  sich 
die  betreffenden  Behörden  in  der  Zensurierung  einer  Firma 
irrten,  und  diese  falsche  Auskunft  ausgestattet  mit  dem  of&siellen 
Charakter  hinausgegeben  würde." 

Dieselben  Gesichtspunkte  lassen  sich  auch  gegen  den  Vor- 
schlag anführen,  den  Crawford  in  seiner  Schrift  „Die  Kredit- 
verhältnisse in  Deutschland"  gemacht  hat,  nämlich  die  AttS- 
kunft^eilung  den  Handelskammern  zu  Ubertragen. 

E.S  lag  nal)e,  bei  der  Darstellung?  und  Charakteristik  der 
Krediterkundigung  hauptsächlich  aui  die  Geschäftsführung 
eines  hervorragenden  und  grofsen  Instituts  hinzuweisen;  denn 
es  gehört  das  Auskunftsbureau  zu  derjenigen  Grunpe  von 
üntemehmungen ,  die  ihrer  inneren  Natur  nach  leicnt  einen 
aentrahstisclien  und  monopolartigen  Charakter  annehmen. 

Es  ist  |a  keine  Frage,  dafs  ein  derartiges  Zentralinstitut, 
in  welches  ununterbrochen  immer  neues  Material  einstrthnt, 
das  seine  Zweiganstaltcn  liber  alle  Gebiete  des  modert. r-n 
Verkehrs  ausdehnt,  weit  eher  in  der  Lage  ist,  den  wichtigen 
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Anforfleningen ,  welche  das  moderne  Kreditgeschäft  an  die 
Auskunfterteiiung  stellt,  zu  [(cniigen,  als  eine  grofse  Zahl  un- 
zusammenhängender ,  mit  einander  konkurrierender,  wenig 
kapiUil kräftiger  und  wenig  vertrauenswürdiger  UnternehmungeD^ 
von  denen  jede  einzelne  immer  nur  ein  räumlich  sehr  be- 
schränktes Gebiet  beherrschen  kann. 

Während  auf  anderen  Gebieten  dea  wirtschaftlichen  Lebens 
die  freie  Konkurrenz  sehr  häutig  eine  Bürgschaft  dafUr  bietet,  dafs 
Leistungen  vollbracht  werden,  welche  den  Ansprüchen  der  Kon- 
sumenten genügen,  trifft  dies  in  diesem  Falle,  wie  ja  auch  in 
anderen  Zweigan  des  Verkehnwesensi  nickt  durchw^  bu.  Wir 
haben  es  hier  also  entschieden  mit  einem  Gewerbesweige  su  Um, 
der,  seiner  inneren  Natur  entsprechend)  die  Neigung  hat»  sich  au 
einem  Monopol  auszuwacbsen.  Bei  einem  Monopol  aber  ist  es 
immer  eine  wichtige  Frage  ,  aus  welchen  Motiven  heraus  der 
Fortschritt  und  die  Weiterentwicklung  seiner  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  erfolgten  kann,  in  welcher  Weise  sf>inc  Nützlichkeit 
für  (las  Publikum  gesichert  und  e^esteii^ri-t  worden  kann,  und 
wie  den  Gefahren  entgegeii^M  treten  werden  kann,  welche  die 
Geschäftsführung  jedes  jMonopols  notwendig  mit  sich  bringt. 

Bei  dem  innigen  Zusammenhange  des  Aiiskunftswesens 
mit  dem  glänzen  Kreditvj'rkehr  wiid  die  Weiterentwicklung 
des  Au^kunfts Wesens  notwendigerweise  auch  von  der  Weiter- 
entwicklung des  Kreditverkehrs  abhängen.  Diese  Entwicklung 
des  Kreditverkehrs  hat  aher  in  unserer  Zeit  immer  gröfsere 
Fortschritte  gemacht,  und  der  Kredit  umfafst  heute  schon  alle 
der  Weltwirtschaft  Angehörigen  modernen  Kulturstaaten  mit 
einem  einheitlichen  festen  Band. 

Es  ist  jedeiilalls  keine  leichte  Aufgabe  dir  den  Leiter 
eines  Auskunftsbureaus ,  das  seiner  Aufgabe  gerecht  werden 
will,  diesm  Fortschritte  des  Kreditverkehrs  au  folgen  und 
sowohl  in  extensiver  wie  in  intensiyer  Weise  sieh  den  httheren 
Anforderungen  anzupassen;  es  ist  dies  aber  wiederum  ein 
weiterer  Grund,  der  ilir  den  Monopolcharakter  eines  derartigen 
Unternehmens  spricht,  denn  es  kann  eben  nur  ein  greises,  ge- 
waltiges Zentralmstitut  eine  deraitige  Leistung  ToUbringen. 

2.  Die  Vereine  Ereditreform. 

Eine  weitere  Organisation  zum  Zwecke  der  Selbsthttlfe 

im  wirtschaftlielien  Leben ,  bestimmt  dazu,  dm  isolierten  Oe- 
schäftsmann  bei  i^einen  Operationen  zu  unterstützen,  sind  die 
Vereine  Kredi  trete rm, 

Ihren  Mitgliedern  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  sich  tlber 
Kreditwürdigkeit  und  Kreditfähigkeit  eines  Kunden  zu  orien- 
tieren. 
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AllgemeineB  und  üreBchiclitiiciiea. 

Im  Jnhrc  wurde  der  erste  Verein  Kreditrofonn  zum 

Schutze  gegen  scliädliches  Kredit^rebon  in  Mainz  nach  dem 
Vorbilde  der  früheren  ^ Schutzgemeinschaften  für  Handel  und 
Gewerbe**  auf  erweiterter  Basis  und  mit  einem  gröfseren  Pro- 
gramme errichtet.  Weitere  Vereine  bilde  Lea  sich  in  Bingen, 
Darmstadt,  Frankfurt  a.  M.,  Hanau,  Offenbach  a.  M.  und 
Wttrzburg  und  swar  traten  als  Mitfflieder  diesen  Vereinen  bei 
Fabrikanten,  Eaufleuta  und  Gewerbetrmbende  aller  Branchen. 
Am  28.  Au^aist  1882  versammelten  sich  die  Vertreter  der  be- 
stehenden Vereine  in  Mainz,  um  einen  auf  dem  Prinzip  der 
Gegenseitigkeit  beruhenden  Verband  der  Vereine  Rreditreform 
ins  Lieben  zu  rufen,  wodurch  die  Loistunj:,'sf!lhic^keit  der  ein- 
zelnen Vereine  erhöht  wurde.  Mainz  war  dei-  erste  8itz  des 
Verbandes,  1885  wurde  df-rs 'Ihc  tum  Ii  bpeyer  verlegt,  seit 
1888  ist  der  Sitz  und  die  \  i  rbaiul:>lcitung  in  Leipzig.  Bis 
Juni  1888  beschränkte  sich  der  Verband  auf  Deutschland, 
dann  erstreckte  er  seine  Tätigkeit  auch  auf  fremde  Länder. 

Dadurch,  dafs  die  Mitglieder  und  die  Geschäftsreisenden 
bei  der  Auskunfterteilung  mttwiiicen,  und  mit  Rücksicht  auf 
^e  Oiganisation  der  Vereinsbureauz  ist  diese  Art  der  Ans- 
kunfterteilung  eine  Vermischung  der  geschOftsfrenndlichen  und 
der  bemfemlusigen. 

Ebenso  wie  die  Auskunftsbureaux  haben  auch  die  Vereine 
Kreditreform  im  Anfang  gegen  Vorurteile  der  Handelswelt 
anzukämpfen  gehabt.  Die  Auskunfterteilung  in  der  Hand  von 

Vereinen  war  etwas  Neues  und  Ungewohntes,  und  erst  all- 
mählich konnten  sie  die  Geschäftswelt  davon  überzeugen,  dnfs 
ihre  Tätigkeit  darauf  gerichtet  sei,  die  Interessen  der  Mit- 
glieder zu  fördern,  und  dafs  der  Verband  eine  Institution  be- 
rechtigter Selbatliiilfe  sei. 

Wie  sehr  sie  jetzt  in  Bltlte  stehen,  ergibt  sich  aus  der 
Angabe  des  JahresberichtB  von  1900 — 1901 ,  wonach  sie  im 
Jahre  1899  3  600000  schriftliche  und  mündliche  Auskttnfte  er- 
teilt haben. 

Die  Mitgliederzahl   ist   im  steten  Wachsen  begriffen; 

während  dieselbe 

1805  47  028  betrug,  stieg  sie 

I89(i  auf  50301,  1S07  auf  54406,  1898  auf  57927,  1899  auf 
61  278,  1900  auf  03879;  sie  hat  also  von  1895—1900  um  35,8  »/o 
zugenommen. 

Zwischen  den  Vereinen  und  dem  Verbände  der  Vereine 
stehen  die  Gauverbände,  welche  durch  engeren  Zusammen- 
achluft  der  Vereine  nach  Provinzen  zu  dem  Zweck  gebildet 
worden  sind,  um  die  in  den  Verbands-  und  Vereinssatzungen 
zum  Ausdruck  gebrachten  Ziele  und  Bestrebungen  zu  fördern. 

Der  Verband  der  Vereine  Kreditreform  Cst  den  Zweck, 
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^die  Vereine  Kreditrefonn  in  ihrer  Tätigkeit  wirksam  zu  unter- 
stOtsen,  die  Lösung  aller  jener  im  Interesse  von  Handel,  Ge- 
werbe und  Verkehr  «cb  ergebenden  Aufgaben,  welche  das 

Gebiet  eines  Einzelvereins  überschreiten,  anzubahnen  und 
(1  tirrli 7 n. setzen ;  insbesondere  RefoniKm  in  der  Technik  de» 
Fernhandels,  sowohl  auf  dem  (Tehiete  des  Ausktmftswesens, 
als  auch  des  auswärtigen  Rechtsschutzwesens  anzuregen  und 
durchzuführen;  mit  auswärtigen,  gleichartigen  Verbämien 
Gegenseitigkeitüverträge  abzuschliefsen ,  wonach  den  beider- 
seitigen Mitgliedern  an  den  beiderseitigen  Geschäftsstellen  die 
gleichen  Dienste  geleistet  werden;  endlich  an  jenen  Orten,  wo 
ein  Verein  Kreditrefonn  noch  nicht  besteht,  von  dem  Verbände 
durch  eigene  Geschäftsstellen  Kreditauskünfte  2tt  erteilen  und 
eigene  Vereine  Kreditrefonn  an  solchen  Orten  zu  gründen; 
att  atten  wichtigen  Plätzen  und  namentlich  im  Auslande 
Korrespondenten  und  verläfslielie  Anwiilte  entweder  direkt  7.11 
bestellen  und  zu  kontrollieren  und  sämtlichen  Vereinen  bekannt 
zu  geben,  oder  von  im  Vertragsverhältnis  stehenden  Verbänden 
bestellen  und  kontrollieren  zu  lassen :  alljährliche  Kongi'esse 
mit  ^rl<  ii  liartigen  aufserdeutschen  Verbänden  behufs  Beratung 
und  Durchsetzung  von  Reformen  in  der  Technik  des  Fern- 
bandeis untnr  den  jeweils  au  vereinbarenden  Modalitäten  der  Ab> 
Stimmung;  und  Beschickung  abzuhalten.  Die  Verfolgung  yon 
Erwerbfltwecken,  politischen  ^  socialpoHtischen  oder  religiösen 
Zwecken  ist  ausgeschlossen*. 

In  diesen  Verband  der  Vereine  Kreditreform  wird  jeder 
Verein  aufgenommen,  der  die  vom  Verbände  festgesetzten 
VereinssatzuDgen  anerkennt  und  das  Eintritts^^eld  bezahlt.  Die 
Ilölif  desselben  setzt  der  Verbandsvorstand  fest^  es  mufs 
mindestens  500  Mk.  betragen. 

Aus  diesen  Eintrittsgeldern,  dem  Erlöse  der  Legitimations- 
karteu,  durch  welche  sich  die  Mitglieder  oder  deren  Reisende 
auf  der  Reise  bei  Vereinen  legitimieren,  und  aus  den  jährlich 
vom  Verbandstage  au  bestimmendoti  Beitrügen  werden  die 
Kosten  der  Verwaltung  des  Verbandes  aufgebracht 

Will  ein  Verein  aus  dem  Verbände  wieder  austreten,  so 
mufs  er  seinen  Austritt  spätestens  drei  Monate  vor  Ablauf  des 
Geschäftsjahres,  mit  welchem  die  Blitgliedschaft  enden  soll, 
dem  Verbandsvorstande  mitteilen.  Anspruch  an  das  Verbands- 
vemiögen  hat  kein  austretender  Ver<'in. 

Ebenso  wie  einem  Verein  der  freiwillige  Austritt  aus  dem 
Verbände  zusteht,  kann  ein  solcher  auch  ausgeschlossen  werden, 
wenn  <t  einen  nach  den  Vereiussatzunp^en  unfkhig  gewordenen 
Gescjiäftsführer  trotz  Aufforderung  durch  den  Verbandsvorstand 
nicht  entläfst.  Gegen  die  Ausschliefsung  ist  Berufung  an  den 
nächsten  Verbandstag  zulässig. 

Den  Namen  „Verein  Kreditreform**  darf  weder  ein  aus- 
getretener noch  ein  ausgeschlossener  Verein  weiterführen. 
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Organisation  des  VerbandeB. 

Die  Organe  des  Verbandes  sind  der  Verbandsvorstand 

und  der  Verbandstag. 

Der  Vorstand ,  welcher  an  die  Beschhisse  des  Verbands- 
tages  gebunden  ist.  wird  auf  zwei  Jahre  von  demselben  ge- 
wählt, und  besteht  wenigstens  auü  10  Mitgliedern,  von  denen 
2  ihren  Wolinsitz  am  Sitze  der  VerbancTsverwaltun^  haben 
iDüääen.  Dieselben  verwalten  ihr  Amt  aU  Ehrenamt  uud  er- 
halten för  Mohewaltune:,  Zeitaufwand  und  Auslagen  eine  Re- 
muneration, deren  Hohe  ▼om  Verbandstage  bestinunt  wird. 
Der  Vorstand  mufs  innerhalb  eines  Geschäftsjahres  r^lmäfsig 
mindestens  einmal  am  Sitze  der  Verbandsverwaltung  ansammen- 
treten. 

Dem  Bureau  des  Verbandes  steht  ein  Geschäftsführer  vor, 
über  dessen  Anstellung  und  Entlassung  der  Verbandstag  ent- 
scheidet; von  letzterem  wird  auch  das  Gehalt  desselben  fest- 
gcüeut.  Der  Gesehäftöführer  hat  sein  Amt  nach  Anweisung 
döfe  Vorsiaiides  zu  verwalten. 

Der  Verbandsvoräland  hat  unter  anderem  folgende  Auf- 
gaben zu  erfüllen:  „Die  V^erbaiidstage  einzuberufen,  deren  Tages- 
ordnung festzusetzen  und  unter  Beigabe  eines  summarischen 
Kassenabschlosses  den  Vereinen  zugehen  za  lassen,  dem  Ver- 
bandstage Bericht  zu  erstatten,  die  Beschlüsse  der  Verbands- 
tage bekannt  zu  machen  und  fUr  deren  Aueftthruns^  zu  sorgen, 
am  ausreichenden  Antrag  die  aufserordentlichen  Verbandstage 
zu  berufen;  die  Wahl  der  VereinsgeachäftsftÜirer  mit  Ge- 
nehmigung des  Oauvorstandes  zu  bestätigen,  sofern  begründete 
Einwendungen  nicht  vorliegen;  die  AntrUji::!',  \Vün8che  und 
Beschwerden  der  Vereine,  Geschäftsführer  und  Verbands- 
bevolhuaciitigten  entgegenzunehmen,  gütlich  zu  vermitteln  und 
die  Streitigkeiten  zwischen  (iesehättshdirern  und  deren  Vereins- 
vorständen  oder  Vereinen  vorläufig  zu  entscheiden,  soweit  nicht 
die  Satzungen  anders  bestimmen ;  die  Errichtung  neuer  Vereine 
und  ofBzieiler  Vertretungen/ 

Auf  dem  Verbandstage,  welcher  die  MitgUedenrersammlung 
des  Verbandes  darstellt,  erscheinen  die  Bevollmltchtigten  der 
Vereine,  die  Mitglieder  des  Verbandsvorstandes  und  der  Ver- 
biudsge-^ehaftsführer.  £s  gibt  ordentliche  und  aufserordentUche 
Verbandstage  Erstere  finden  alljährlich  statt,  letztere  können 
vom  Verband^vorstande  in  dringenden  Fällen  einberufen  werden. 
„Die  Einberufung  mufs  orfoigen,  wenn  O«»  Vereine  einen  .schrift- 
lichen Antrag  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe 
beim  Verbantlsvor.>stande  stellen.'* 

Die  auf  dem  Verbandstage  gefafäten  Beschlüsse  binden 
sämtliche  Vereine,  welche  dem  Verbände  angehören,  wenn 
die  Tagesordnung  4  Wochen  vor  dem  Verbandstage  den  Ver- 
einen mitgeteilt  wird. 
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l>er  ordentliche  Verbandstag  hAlt  eine  öffentliche  Haapt* 
Versammlung  und  eine  nicht  öflentÜche  Versammlung  ab.  Auf 
der  ersteren  werden  Gegenstände  von  allgemeinem  Interesse 
besprochen,  auf  der  letzteren  werden  alle  übrigen  Angelegen- 
heiten erledigt,  insbesondere  auch  die  Decliari^e^rtoilung  an 
dVn  Vorstand,  die  Wahl  des  Vorbandsvorstandes  und  WideiTuf 
der  W  iihl,  die  Wahl  des  Verbandsgeschäftsftihrers  und  Fest- 
setzung seines  Gelialts,  die  Genehmigung  des  vorzulegenden 
Budgets,  die  Bestininmug  des  Ortes,  an  welchem  der  nächste 
Verbandstag  abgehalten  werden  soll. 

Antrttge  sum  Verbandstage  können  nur  der  Verbandsvor- 
stand und  die  Gau  verbände  stellen,  und  zwar  mttssen  die  von 
letzteren  zu  stellenden  Antrflge  mindestens  6  Wochen  vor  dem 
Verbandstage  dem  Verbandsvorstande  eingereicht  sein.  Ob 
dringliche  Antrttge  zuzulassen  sind,  entscheidet  der  Verbands- 
tag mit  ^  4  Mehrheit. 

Der  Verband  der  Vereine  Kreditreform  sotzt  sich  aus 
Vereinen,  Gauverbttndeni  Filialen  und  oftizieiien  Vertretungßo 
zusammen. 

Am  31.  März  1901  zählte  der  Verband  308  Vereine,  16 
Gauverbände,  370  Filialen  und  7  offizielle  Vertretungen. 

Die  elBselnen  Vereine. 

Die  Vereine  liaben  den  Zweck,  „eine  zeitgemiilse  allge- 
meine Reform  des  Kredita  anzubahnen  und  Mifsbrauch  desselben 
zu  verhindern,  insbesondere  die  Mitglieder  durch  vei  ii  auliche 
Mitteilung  vor  geschäfdiehen  Verlusten  su  schützen,  eine 
möglichst  sichere  Auskunfterteilung  Uber  Oeschfifts-Kreoitver* 
haltnisse  herbeizuführen,  Handels-  und  Rechtsschutzinteressen 
zu  fördern.  Die  Verfolgung  von  Erwerbszweoken,  politischen, 
sozialpolitischen  oder  religiösen  Zwecken  ist  ausgeschlossen.* 

Hei  den  Vereinen  ist  das  System  der  Selbstverwaltung  In 
unbeschränktem  Mafse  durchgeführt.  * 

Organisation  der  Vereine. 

Die  Organe  des  Vereins  sind  die  Mitglieder-  (Glenerai^) 
VersammluTiir,  der  Vorstand  und  der  Oescliäftsfuhrer. 

\\  er  dem  Vereine  als  Mitglied  beitreten  will,  hat  ein  Ein- 
trittsgeld von  3  i^ik.  und  einen  Beitrag  von  12  Mk.  j^ihrlich 
zu  entrichten.  Die  Geringfügigkeit  dieser  Leistungen  bedingt 
es,  dafs  die  Mitglieder  sich  verpflichten  müssen,  dem  Vereine 
mindestens  zwei  volle  Jahre  anzugehören;  falls  ein  Mitglied 
austreten  will,  hat  es  seine  Austrittserklärung  schriftlich  ein 
viertel  Jahr  vor  Ablauf  der  Mitgliedschaft  beim  Geschäfts- 
führer einzureichen.  Wird  dieses  unterlassen,  so  bleibt  die 
Mitgliedschaft  auf  ein  weiteres  Jahr  bestehen.  Wird  ein  Mit- 
glied aus  einem  Vereine  ausgeschlossen,  so  darf  es  von  keinem 


Digitized  by  Google 


57 


anderen  Vereine  wieder  autgenonimen  worden.  Solcher  Aus- 
schlufs  aus  dem  Vereine  erfolgt  durch  Beschlufs  des  Vorstandes, 
wenn  das  Mitglied  z.  B.  die  ihm  von  der  Geschäftssteiie  des 
Vereins  zugehenden  vertraulichen  Mitteilungen,  insbesondere 
die  erteilten  Auskünfte  und  die  Listen  nicht  geheim  hält,  oder 
wenn  es  TereiDsschitdllche  Tendenaen  yerfolgt 

Auf  der  ordenüiclien  Generalyenammlang,  welche  jttbrlich 
im  enten  Ealenderquartal  stattfindet ,  wird  der  Bericht  des 
VorBtandes  und  des  Geschäftsführers  entgegengenommen.  Die- 
selbe wählt  auch  die  Vorstandsmitglieder  und  bestätigt  oder 
verwirft  die  Zuwahl  des  Vorstandes. 

„Eine  auraerordentliche  Generalversammlung  ist  einzu- 
berufen, so  oft  der  Vorstand  es  für  nötig  hält,  auf  Antrag  des 
Verbandsvorstandes,  auf  den  mit  Gründen  versehenen  schrift- 
lichen Antiag,  der  die  Unterschrift  von  ein  viertel  der  Mit- 
glieder, mindestens  aber  von  zehn  Mitgliedern  trägt." 

Der  Vorstand  hostet  aus  mindestens  drei  Mitgliedein,  die 
auf  die  Dauer  von  awei  Jahren  gewählt  werden. 

Derselbe  stellt  den  Geschäftsführer  mittelst  schriftlichen 
Vertrages  an,  die  Wahl  des  letzteren  mnts  vom  Verbandsvor- 
Stande  bestätigt  werden.  Znr  ferneren  Funktion  des  Vor- 
standes gehört  die  Aufsicht  über  die  Führung  der  Gescliäfte, 
Jedocli  bleibt  das  Material  der  AuakuTifterteilung 
im  Interesse  der  Geheimhaltung  von  der  Einsicht- 
nahme ausgeschlossen". 

Aufserdem  hat  der  Vorstand  die  Beschwerden  und  VV  üiische 
des  Geschäftsführers  und  der  Mitglieder  zu  erledigen,  die 
Generalversammlungen  einauberufen  und  zu  leiten  und  den 
Geschäftsführer  bei  Gewinnung  von  suverlässigen  Korrespon- 
denten zum  Zwecke  der  Auskunfterteilung  zu  unterstützen. 

Der  Geschäftsführer  führt  die  Geschäfte  des  Vereins,  ihm 
liegt  die  Erteilung  schriftlicher  und  mttndlicher  Auskünfte, 
sowie  die  Erledipfung  des  Mahnverfalirens  o^.  Sein  Honorar 
besteht  in  den  Gesamt-V^ereinseiniiahmenj  dafür  nnifs  er  alle 
dem  Vereine  erwachsenden  Ausgaben  bestreiten,  die  Ueschäfts- 
stelle  unterhalten  und  die  Beiträge  zur  Verbandskasse  leisten. 

Er  mufs  entlassen  werden,  wenn  er  dauernd  unfähig  zur 
Geschäftsführung  oder  entmündigt  wird,  ferner,  wenn  er  wegen 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens  rechtskräftig  zu  einer 
Strafe  verurteilt  wird,  neben  welcher  das  Strafgesetz  die  Ab- 
erkennung der  büi*gerlichen  Ehrenrechte  zuläfst,  und  wenn  er 
in  Konkurs  gerät  oder  in  der  Liste  der  Manifestanten  steht. 

Entspricht  der  Geschäftsführer  den  berechtigten  Forde- 
rungen nicht,  oder  arbeitet  er  g^egen  das  Interesse  des  Ver- 
bandes, so  kann  der  Verbandsvorstand  den  Vorstand  eines 
Vereins  zur  Entlassung  des  Geschäftsführers  anhalten. 

Die  Mitglieder  sollen  im  Interesse  des  Vereins  den  Ge- 
schäftsführer bei  der  Auskuntterteilung  unterstützen.    Sie  sind 
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„dem  Vereine  tur  die  Richtigkeit  ihrer  der  Geschäftsstelle  zum 
Anmahnen  überwiesenen  Forderungen  Tcrantwortlich  und 
haften  für  die  Folgen  fiAlscber  Angaben,  sowie  for  die  Fol^n 
der  in  der  Liste  durch  ihr  Verechiuden  entstandenen  Unrichtig^- 
keiten**.  Sie  dürfen  alle  ihnen  von  der  Geschäftsstelle  zugehen- 
den Auskünfte  und  Listen  nur  fUr  sich  persönlich  benutzen; 
dieselben  tragen  deshalb  auch  den  Namen  des  betreffenden 
Mitgliedes.  Für  jede  Indiskretion  hat  das  Mit^lfed  eine 
Konventionalstrate  von  25  Mk.  an  den  Geschaftstuhroi  zu 
zahlen,  evtl.  kann  auch  Ausschlufs  aus  dem  Vereine  erlol^en. 

Die  Mit^^lieder  können  die  Geschäftsstelle  zur  Erledigung 
des  satzungsgemäfsen  Mahnveiialirens,  sowie  zur  Einholung 
schriftlicher  und  mündlicher  Ausküuitc  und  zur  Einsicht  in 
die  Listen  der  Verhands^ereine  benntaen.  Dagegen  kOnnen 
Mitglieder  der  übrigen  Verbandsvereine  oder  deren  Reisende 
die  Geschäftsstelle  auf  Grund  der  Legitimationskarte  zur  £än- 
holung  von  mündlichen  und  schriftlichen  Auskünften  in  An- 
spruch nehmen. 

Die  Tätigkeit  der  Vereine. 

Die  Tätigkeit  der  Vereine  umi'aTst  das  Mahnveriahreu  und 
die  Auskunfterteiluug. 

Das  Mahnverfahren  erstreckt  sich  nur  auf  die  Anmahnung 
vun  Forderungen  ohne  Rücksicht  darauf,  wo  der  Schuldner 
wohnt  Erfolgt  auf  Grund  der  Mahnung  seitens  des  Schuldners 
eine  Teilzahlung,  so  ist  diese  anzunehmen  und  nach  Absug 
des  Portos  provisionsfrei  an  den  Gläubiger  abzuführen. 

Will  ein  Mitglied  einen  Antrag  auf  Einleitung  eines  Mahn- 
verfahrens stellen,  so  hat  es  sich  hierzu  eines  besonderen 
Formulars  zu  bedienen,  welches  auf  den  Bureaux  unentgeltlich 
abgegeben  wird.  Diese  Mahnanträge  mllssen  stets  dem  eigenen 
Bnroau,  d.  h.  fleni  Bureau,  bei  wolehem  jemand  Mitglied  ist, 
übergeben  werden.  Für  Weitergabe  der  Auftrüge  ist  Porto 
und  Ein8chreibop:ehiihr  beizul\lgen. 

Die  ethibche  vSeite  des  Mahnverfahrens  liegt  darin,  dafs 
dem  Schuldner  kostenfreie  Vermittlung  des  Vereinsbureaus 
angeboten  wird. 

In  dem  Antrag  auf  Einleitung  des  MahnTerfahrens,  welcher 
an  den  Vorstand  des  Vereins  zu  richten  ist,  hat  das  Mitglied 
genau  anzugeben: 

Den  Vor-  und  Zunamen  des  Schuldners,  den  Stand  des- 
selben, den  Wohnort  und  die  Wohnung,  den  schuldigen  Ge- 
genstand, seit  wann  die  Schuld  besteht,  und  wie  oft  der 
Schuldner  vom  Mitgliede  gemahnt  wurde  und  endlich  die 
schuldige  Summe. 

In  dem  Antragsformular  ersucht  das  Mitglied  den  Verein, 
den  Schuldner  zur  Zahlung  rnifzu fordern  und  nach  gänzlicher 
Erfolglosigkeit  den  Namen  desselben  in  der  nächsten  Liste  den 
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Mitgliedern  mitzuteilen.  Das  Mitglied  hat  weiter  in  dem  An- 
trage zu  beatätigen,  dals  es  für  die  liichtigkeit  »einer  Angaben 
haltet^  und  sich  zu  vei^flichteD,  von  jeder  auch  der  geringsten 
ZahloBg,  welche  seitens  des  in  Versag  befindlichen  Schuldners 
direkt  an  ihn  gelangt,  den  Vorstand  innerhalb  dreier  Tage  in 
Kenntnis  zu  setzen.  Sollte  ( s  eine  solche  Anzeige  unterlassen, 
so  verpflichtet  es  sich  zur  Zahlung  derjenigen  Unkosten,  weiche 
durch  Ermittlung  der  gezahlten  Betrüge  Temraacht  werden 
sollten. 

Innerhalb  dreier  Tage  nach  Eingang  des  Antrages  hat  die 
Mahnung  zu  erfolgen. 

In  dem  Schreiben  des  Vereinsbureaus  an  den  Schuldner 
wird  demselben  nun  mitgeteilt,  dafs  das  Bureau  von  seinem 

Mitgliede  X.  X.  bevollmächtigt  sei,  den  Betrag  von  Mk., 

welchen  er  dem  X.  X.  schulde,  von  ihm  einzuziehen  und,  falls 
nicht  unverzüglich  Regulierung  erfolge,   das  Mahnverfahren 

fegen  ihn  einzuleiten.  Der  Schuldner  wird  dann  noch  mit 
em  Zwecke  des  Mahnverfahrens  bekannt  gemacht  und  darauf 
hingewiesen,  dafs  sein  Name,  falls  er  cUe  Schuld  nicht  be- 
^eiche,  in  einer  liste  aufgenommen  werde,  welche  sämdichen 
Yerbandsmitgliedem  zugehe.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Um- 
stand wird  er  dann  nochmals  aufgefordert,  durch  freiwilligen 
Anagleicl)  das  Verfahren  überflüssig  zu  raachen. 

Bleibt  di('  erste  Mahnung  unberücksichtigt,  so  erfolgt 

Eätestens  14  Tage  nach  derselben  die  zweite  und  letzte 
ihlungsaufforderung.  In  dieser  wird  auf  das  erste  Schreiben 
Bezug  gen  iiiiiien  und  nochmals  die  Aufnahme  in  dif  sclnvarze 
Liste  in  Au-sutht  gestellt.  „Ihr  Schweigen,"  heifst  es  in  dieser 
letzten  Aullorderung,  „gilt,  wie  bereits  in  unserem  ersten 
Schreiben  an  Sie  erwähnt,  als  Anerkennung  fraglicher  Schuld, 
und  mnfs  daraus  geschlossen  werden,  dafs  Sie  keine  stich- 
haltige Einwendung  ▼orzubringen  in  der  Lage  sind.  Auber- 
dem  erwächst  Ihnen  durch  Nichtbeachtung  unserer  angebotenen 
Vermittlung,  abgesehen  von  den  hohen  Kosten  im  Falle  einer 
Klage,  der  Nachteil,  dafs  wir  bei  Auskünften,  die  über  Sie  bei 
uns  verlangt  werden  sollten ,  diese  Tatsache  im  Interesse  der 
Anfrri;,'enden  erwähnen  müssen.  Wiederliolt  bioten  wir  unsorr» 
unetitgeltliche  Vermittlung  zur  Herbeiführung  eiuer  gütUcheu 
Verständigung-  mit  Ihrem  Gläubiger  an." 

Läfst  auch  der  Schuldner  diese  letzte  Auflfordernng  unbe- 
rücksichtigt, so  wird  sein  Name  in  die  schwarze  Liste  auf- 
genommen, falls  das  antragende  Mitglied  nicht  Gegenteiliges 
verftigt. 

„Dagegen  soll  unverschuldetem  Unglück  gegenüber  die 
Humanität  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden;  gegen 
Schwindel,  Chikane  und  Böswilligkeit  ist  mit  aller  Strenge 
▼orsugehen.** 
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Im  MahnverfalireD  wurden 

angemeldet 

eiiiKAstten 

0/* 

louO 

4  O"o  000,00 

A  A  ^ 

1806 

10088170,49 

1897 

10007  933,36 

4322102,50 

43,1 

1898 

10572975,57 

4888104,93 

40,2 

1899 

11359(i75,81 

5584993,15 

49,1 

1900 

11948007,01 

0  522  845,91 

54,0 

Wird 

dem  Schuldner  eine  1 

'rist  Itewilligt, 

oder  leist 

eine  Abschlagszahlung,  oder  macht  er  die  Einrede,  dal»  es  sich 
bei  der  in  Rede  stehenden  Forderung  um  eine  Differenz  handle, 
80  ist  das  Mahnverfahren  hiermit  erledigt.  Zur  Erneuerung 
desselben  ist  ein  neuer  Antrag  erforderiich. 

Die  schwarzen  Listen  werden  periodiseh  lieraa4gfi|Kebeii; 
sie  tragen  den  Namen  des  betreffenden  Mitgliedes,  aas  sie 
empfilngt,  und  sind  nur  SU  dessen  persönlichem  Grebraucfa  be- 
stimmt Nichunitgliedero  gegenüber  sind  dieselben  streng  ge- 
heim zu  halten. 

Die  Liste  ist  nach  folgendem  Schema  eingerichtet; 


Wohnort,  Name,  Stand  u.  Woh- 
nung des  säumten  Schuldners. 

Auf^cuommcQ  vom 
Verein  Kreditreform 

Für  den  Verein 
Kreditreform 

z.  B.  Berlin,  X.X.,  Bestaurateur, 
Xstralse  Nr.  la 

Berlin 

Stettin 

In  diesem  Falle  hat  also  der  Vmin  Stettin  die  Aufnahme 
des  in  Berlin  wohnenden  sftnmigen  Schuldners  X.  X.  he!  dem 
Verein  Berlin  beantragt 

Aufser  diesen  schwarzen  Listen  werden  sogenannte  Such- 
listen herausgei?eb''n,  welche  unter  ausdrürklichf^r  Verantwort- 
lichkeit fies  A ulti ai^LTcliers  ebenfalls  nur  tur  den  Ot^Hrnuch 
der  Mitgliedor  bestimmt  sind.  Diese  Suehlisten  naben  den 
Zweck,  den  unbekannten  Aufenthalt  von  Schuldnern  zu  er- 
mitteln und  werden  nach  folgendem  Schema  auigestelit; 


Oesneht  werden 

Leister  Wohnort 

Sncbender  Verein 

s.  B«  X.  X  Sehneidenneister 

Berlin 

Stettin 

Diese  Suchlisten  werden  in  dem  Orgaue  des  Verbandes, 
der  Verfoandsseitung,  welche  den  Mitgliedern  unentgeltlich  zu- 
gestellt wird»  Teröffentlicht. 

Durch  die  Suchliste  wurden  ermittelt: 
1895     233  Personen  189G     2<)0  Personen 

1897     264       „  1898     224  , 

im     247      „  1900     200  » 
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G^emilft  der  ganzen  Organisation  der  Vereine  ge^tchiebt 
aadi  die  g;aiiie  AiukiuifterteiltuBg  nach  dem  Prisaip  der 
0e>Mtraliiiitioii. 

Die  Vereine  erteilen  nur  an  Mitglieder  Au^kiinfle  tmd 
nur  Ober  Geschlfb-  und  Kreditrerhältnisse.    Die  Aiuklliifle 
werden  mit  der  Sorgfiüt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ein-  y 
geholt  unter  Ablehnnn;?  jeder  Haftpflicht.    Dem  Auskonf^ 
erteiler  wird  Diskretion  zugesichert 

Die  Auskiint'te  kommen  zu  stände  durch  Mitwirkung  der 
Mitglieder,  welche  den  Geschätisfuhrer  bei  der  Auskunft- 
erteilung uiiierstutzen  müssen  (geschiiftäfrtiuiidliche  Auskunft) 
mid  durch  Mitwirkung  von  Korrespondenten,  welche  an  Ortea 
eagenommeii  werden ,  an  weldien  keine  Vereine  exietieren. 
Dieselben  eriialten  Dir  ihre  Tätigkeit  eine  geringe  Vergütung 
z.  B.  30  bis  50  P%.  ftr  eine  einfache  Auskunft  (bera&mA(jHge 
Auskunft). 

Wie  bei  Schimmelpfeng  dienen  aach  hier  zur  Beantwortung 

der  Anfrage  bestimmt  vorgeschriebene  Fmgen  als  Richtschnur. 

Ein  Verzeichnis  der  Korre^^iHindenten  ist  vom  Verbands- 
ijureau  zusammengestellt  nwA  nmh^t  sich  auf  Jedem  Vereins- 
bureau vor.  Die  Zahl  *ltr  Ron  espondentcu  betrug  am 
31.  März  19Ul  in  Deuuchlaud,  83u3  in  aufserdeuiÄcheu 

nnd  llbeneeischen  Ländern,  also  insgesamt  43524. 

Mündliche  Auskflnfte  sind,  wenn  sie  ohne  weitere 
Recberehen  ans  dem  bereits  vorhandenen  Material  gegeben 
werden  können,  kostenlos. 

Will  ein  Mitglied  oder  dessen  Reisender  auf  der  Reise 
von  irgend  einem  Bureau  eine  mündliche  Auskunft  haben,  so 
müssen  sie  sich  durch  ihre  Legitiniati«>nskarten  ausweisen. 
Diese  Legitimationskarten  gelten  für  ein  Kalenderjahr,  sie 
werden  auf  den  Namen  des  Inhabers  ausgestellt,  kosten  1  Mk. 
und  .-^ind  mit  dem  Stempel  des  Verbandsvurstandes  versehen. 

Die  Ausgabe  der  Legitimationskarteu  wird  von  Jahr  zu 
Jahr  mne  grölsere.  Die  Zahl  der  ausgegebenen  Karten  betrug 
1895  29666,  1900  34836. 

Die  schriftlichen  Ausktlnfte  werden  vom  Vereinsbureau 
aus  sämdichen  Orten  des  In-  und  Auslandes  besorgt  Um  eine 
Erleichterung  des  Verkehrs  herbeizalUbren,  sind  auf  den 
Boreaux  Anfragezettel  in  Heften  (gewissermafsen  Abonneineiits- 
befte)  käuflich  zu  erwerben,  und  zwar  kostet  ein  Zettel  s<<  Pfg. 
für  Deutschland;  für  dn^^  Ausland  besteht  ein  besonderer  Tarif. 
Eine  schriftliche  Auskunft,  welche  nicht  mittels  An  frage  zettels 
eingeholt  wird,  kostet  flir  Deutschland  1  Mk.  Mittels  eines  • 
Anfragezettels  kann  von  jedem  beliebigen  Vereinsbtireau  eine 
Auskunft  eingeholt  werden.  Will  a.  B.  ein  Mitglied  des  Ver^ 
eins  Kreditrefonn  Berlin  ttber  einen  Kaufmann  in  Wiesbaden 
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eine  Auskunft  einholen,  so  schickt  er  seinen  ausgefüllten  An- 
fragezettel, nnf  welchem  Name  und  Wohnung  des  Angefragten 
genau  anzugeben  sind,  direkt  rm  das  Vereinsbureau  nach 
Wiesbaden.  In  einem  solchen  Faüe  müsaeu  sich  die  Geschäfts- 
führer der  Bureaux  Berlin  und  Wiesbaden  in  die  Gdiühr  von 
80  Pfg.  teilen.  Die  Verrechnung  wird  vom  Verbaudöbureau 
in  Leipzig  besorgt 

Jedes  MilftUed  erhält  ein  Veneichnii  der  Bureaux  des 
VerlNUides  der  Vereine  Ereditreform,  au^estellt  vom  Yerbsnds- 
bureau.  Der  Verband  unterhält  Bureaux  in  Belgien,  Bulgarien, 
Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Grofsbritannien ,  Italien, 
Montenegro,  den  Niederlanden,  Norwegen,  Österreich-Ungarn, 
Ost-Kumelien,  Rumänien,  Schweden,  Schweis,  Serbien,  der 
europäischen  Türkei. 

In  diesem  Verzeichnis  ist  neben  der  Stadt,  in  welcher  sich 
ein  Bureau  befindet,  der  Name  des  Geschäftsführers  und  die 
Sprechstunde  angegeben. 

Mit  jedem  Anfragezettel  kann  nur  eine  Auskunft  einge- 
holt werden. 

Benutst  ein  Mitglied  keinen  Anfragesettel,  so  ma(8  es  sich 
stets  an  das  eigene  Bureau  wenden. 

Ebenso  wie  unsere  Auskunftsbureaux  erteilen  auch  die 

Vereine  Nachträge  zu  ihren  Auskünften,  wenn  innerhalb  eines 
Zeitraumes  von  Monaten  nach  Erteilung  einer  Auskunft 
dem  Geschäftsfiilirer  wesentliche  Veränderungen  bekannt 
werden.  Die  Korrespondenten  sollen  durch  eine  ihnen  zuge- 
sicherte Gebühr,  welche  die  gleiche  ist,  wie  für  neue  Aus- 
künfte, zu  Mitteilungen  über  Veränderungen  angehalten  werden. 

An  schriftlichen  Auskünften  wurden  von  den  Vereinen 

1895  1162562  1896  1194199 
1897  1  354015  1898  1  525049 
1899   1639884         1900  1  765328 

Die  OauTerbande. 

Jeder  Verein  mufs  einem  Gauyerbande  angehören;  letztere 
haben  den  Zweck,  die  in  den  Verbands-  und  Vereinssatzungen 
zum  Ausdruck  gebrachten  Ziele  und  Bestrebungen  zu  fördern. 
Die  Gauverbände  entstehen  durch  engeren  Zusammensclilufs 

von  Vereinen ,  welche  eine  besondere  Interessengemeinschaft 
haben.  Die  in  einem  luchtdeutscliPü  Staate  vorhandenen 
Vereine  bilden  ohne  weiteres  einen  eigenen  Gauverband.  Zur 
Zeit  bestehen  folgende  Gauverbände: 

Gauverband  Baden-Pfalz, 

Gauver1>nnd  Bayern   (roclis   d.  Kheins),  Württemberg, 

Kölitirg,  Sonn»'berg, 
Gauvei  band  Brandenburg,  Pommern, 
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Qauverband  Prorinz  Heflaen-Nassau  und  Grofsherzogtum 

Hessen, 

Gauverband  der  Mosel-,  Saar-  und  Reichslande, 

Korddeutscher  Gauverband, 

Gauverband  der  Provinzen  Posen,  Ost-  und  Westpreufsen, 
Gauverband  Rheinland, 
Tbttringischer  Gauverband, 

Gauverband  der  Vereine  des  ROnigsreichs  und  der  Pro- 
vinz Sachsen,  sowie  der  Vereine  in  Altenbui^,  Braun* 
flcbweig  und  Anhalt 

Gauverband  der  Provin»  Schlesien, 

Oau verband  Westfalen, 

Englischer  Gauverband;  derselbe  umtafst  sämtiiche  Vereine 

von  Grofs-Britannien  und  Irhmd, 
Niederländischer  Gauvurbaud;  deraelbe  umfafst  sämtliche 

Vereine  in  den  Niederlanden, 
ÖBterr.* Ungar.  Gauverband;  derselbe  umfafst  sämtliche 

Vereine  der  Österr.-Ungar.  Monarchie, 
Schweizer.  Verband;  derselbe  umfafst  sämtliche  Vereine 

in  der  Schweis. 

Die  Vereine  Antwerpen,  Ohristiania,  Kopenhagen,  Stock- 
holm, Verviers  gehören  noch  keinem  Gauveroande  an. 

Der  oben  erwähnte  Zweck  der  Gauverbände  soll  durch 
„Versammlungen  und  Beratungen  der  Vereins-Geschäftsfühi*er 
ttber  die  gemachten  Wahrnelmiungen  und  durch  Vorschläge 
sowie  durch  den  Meinunp^saustauscb  über  Vereinsangelcgen- 
heiten,  durch  ircinoinsame  Anträge  zu  den  Verhaiidstagen, 
durch  regcliiiaisige  Herausgabe  der  Gauliste  und  Vereins- 
berichte sowie  durch  Beseitigung  bestehender  Mangel  erreicht 
werden". 

Der  Vorstand  des  Gauverbandes  hat  unter  anderem  auch 
die  Streitigkeiten  swisehen  Vereinen  und  swischen  Geschäfta- 
filhrem  zu  schlichten  und  für  schleunige  Besetzung  erledigter 
Geschäftsflihrerstellen  Sorge  zu  tragen.  (Die  oben  genannten 
Vereine,  welche  noch  keinem  Gauverbande  angehören,  würden 
sich  mit  Differenzen  direkt  an  das  Verbandsbureau  nach  Leipzig 
zu  wenden  haben.)  Eine  Unterbrechung  der  Auskunfterteilung 
soll  möglichst  vernH'*^flf*!i  werden.  Ist  ein  neuer  Geschäfts- 
führer anzustellen ,  «o  ist  die  Wahl  eines  solchen  zu  trefi'en 
durch  den  Vorsitzenden  oder  irgend  ein  anderes  i\Iitglied  des 
Gauverbandes  und  durch  den  V'ürsiucuden  des  Vereins,  bei 
welchem  ein  neuer  Geschäfbfllbrer  angestellt  werden  soll. 
Dieselben  haben  sich  persönlich  hierüber  ins  Einvernehmen 
SU  setzen. 

Filialen. 

Filialen  kujineu  von  einem  Vereine  mit  Genehmigung  des 
Verbandsvorstandes  errichtet  werden.   Sie  sollen  die  Auskunft- 
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erteilung  vermitteln  sowie  schrittliche  und  mUudliehe  Auskünfte 
über  ihren  Platz  wie  der  Verein  erteilen. 

Das  Mahnver&hren  liegt  nicht  im  Bereich«  solcher 
Filialen. 

Die  Inhaber  von  Filialen  sind  von  den  Vereinen,  durch 
welche  solche  ins  Leben  gerufen  werden,  genau  Uber  ihre 
Funktionen  su  instruieren  und  stets  unter  Kontrolle  lu  halten. 

Olfiisielle  Vertretungen. 

Die  otiiziellen  Vertretor  werden  vom  Verbands  vorstände 
in  sülclien  Ländern  angestellt,  in  welchen  keine  Verbands- 
vereine  Kreditreform  bestehen.  Sie  haben  die  Auskunft- 
erteilung in  gleicher  Weise  wie  die  Filialen  zu  vermitteln. 

Aufser  dem  Mahnverfahren  und  der  Auskunfterteilung 
ttbemehmen  es  die  Vereine  auch,  ihren  Mitgliedern  Bezugs- 
quellen und  Absatzgebiete  nachauweisen ,  denselben  Agenten 
und  juristische  Vertreter  aufaugeben,  sowie  sie  in  Konkursen 
SU  vertreten.  Ein  Verzeichnis  von  Advokaten,  Rechtsanwälten 
und  Notaren,  welches  vom  Verbandsbureau  zusammengestellt 
ist,  geben  die  Vereine  ihren  Mitgliedern  zum  Selbstkosten- 
preise ab. 

Wir  haben  schon  oben  als  Organ  des  Verbandes  die 
Verbandszeitung  erwähnt;  dieselbe  erscheint  monatlich  und 
wird  sämtlichen  Mitgliedern  kostenlos  zugestellt.  Sie  enthält 
aufser  der  schon  aufgeführten  buchliste  eine  internationale 
Warnungstafel,  das  ist  ein  Verzeichnis  von  internationalen 
Warenschwindlern,  das  namentlich  fUr  Exportfinnen  von 
Nutzen  ist,  femer  die  Beschlüsse  der  Verbandstage  sowie  ttber- 
haupt  alle  den  Verband  angehenden  Bekanntmachungen,  end- 
lich auch  Aufsätze  Ton  Fachgelehrten  über  volkswirtschaftliche 
und  Rechtsfragen. 

Zum  Schlafs  wollen  wir  noch  bemerken,  dafs  die  Zahl 
der  in  don  V  c  r  e  i  n  s  bureaux  beschäftigten  Personen  am 
81.  Dezember  IWO  108:}  betrug.  In  d!os(T  Zahl  sind  nicht 
eingerechnet  die  auf  dem  V  e  r  b  a  n  d  s  bureau  beschäftigten 
Personen,  die  Leiter  der  Filialen  und  die  offiziellen  Ver- 
tretungen. 

Kritik. 

Betrachten  wir  diese  Vereine  Kreditreform  mit  kritischen 

Augen,  so  müssen  wir  als  etwas  ganz  Bedeutendes  die  münd- 
liche Auskunft  hervorheben,  die  aer  auf  der  Reise  befindliche 
Kaufmann  oder  Reisende  eines  einem  Vereine  angehörenden 

Handlungshnuses  bei  jedem  Vereinsbureau  p-^^p^en  Vorzeigung 
der  Leiritiriuitionskarte  erhiilt:  dieselbe  ist,  talls  im  Archiv 
vorhanden,  \\  i*^  schon  oben  bemerkt,  sogar  kostenlos.  Es  ist 
so  dem  Kaufmann  auf  der  Keist;  Gelegenheit  geboten,  ehe  er 
einen  neuen  Kunden    erwirbt,    sich   schleunigst  über  die 
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Bonität  rlesselben  vorher  zu  informieren,  wofUirch  das  Zll- 
aUiiidekt.nuncn  voD  unsicheren  Geschättea  manchmal  vermieden 
werden  dürfte. 

Andererseits  können  die  Vereinsbureaux  diuch  lUi  ea  Ver- 
kehr mit  den  Reiaenden  ihr  Uaterial  ttber  ZaUnngaweifie  und 
Geschäftaffebaren  der  Kundschaft  erheblich  bereichern ,  was 
dann  wieder  allen  Mitgliedern  zu  Gute  kommt 

^Dimerhin  i^t  auch  hier,  wie  bei  den  Auskunftsbureaux, 
vorauszusetzen,  dals  die  Geschäftsführer  der  Bureauz  objektiT 
und  ohne  Beeinflussung  ihre  Auskünfte  erteilen. 

Bedenklich  ist  bei  diesen  Vereinen ,  dafs  die  Auskunft- 
erteilung der  Oeschäftsfilhrer  absolut  keiner  Kontrolle 
unterstellt,  .sondern  dafs  dieselben  in  diesem  Zweige  ihrer 
Tätigkeit  vollständig  selbständig  sind  (s.  iS.  07),  während  ja 
ihre  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Mahn  Verfahrens  der 
Kontrolle  des  Vorstandes  unterliegt 

Da  die  GeschftftsfÜhier  ihr  Amt  hAufig  neben  ihrer  anderen 
Tätigkeit  verwalten,  so  kann  es  doch  vorkommen,  dafs  sie  bei 
den  Auskünften  nicht  uninteressiert  sind,  und  es  mufs  deshalb 
bei  der  Auswahl  des  Geschäftsführers  doppelt  auf  charakter- 
feste Personen  gesehen  werden. 

Die  Gefalir  läge  ja  auch  nahe,  dafs  eine  Auskuiitt  über 
ein  Niclitiiiitglied  (U-s  Vereins  aus  dem  Grunde  ungünstig 
ausfallen  konnte,  wtil  dasselbe  einer  wiederholten  Offerte  seitens 
des  Geschäftsführers,  dem  Verein  als  Mitglied  beizutreten, 
nicht  entsprochen  hat.  Fliefsen  doch  die  gesamten  Einnahmen 
des  Vereins,  sowohl  die  aus  den  Mitgliedsbeiträgen,  als  auch 
die  aus  der  Auskunfterteilnng,  in  die  Tasche  des  Geschäfts- 
führers. 

Diese  Selbständigkeit  der  Geschäftsführer  bezüglich  der 
Auskunfterteilung  darf  man  deshalb  wohl  als  Nachteil  be- 
seicbnen. 

Wenn  sich  die  Vereine  auch  im  Laufe  der  Jahre  enorm 
entwickelt  IhIm  n,  und  auch  ihre  Tätigkeit  Anerki  rinvini^  finden 
mufs  und  auch  iindct,  so  kann  ilii-scs  Prinzip  der  vullöiaiidigen 
Dezentralisation  doch  nicht  solche  guten  Leistungen  hervor- 
bringen, wie  sie  ein  grofses,  zentralisttsch  geleitetes  Institut 
bieten  kann^  bei  welchem  alle  Fäden  in  einer  Hand  liegen. 
Wir  haben  oben  gesellen,  dafs  Schimmelpfeng  zwar  auch  im 
Laufe  der  Zeit  das  reine  Prinzip  der  Zentralisation  im  Interesse 
einer  schleunigen  Erledigung  der  Anfragen  durchbrochen  haty 
indem  die  Filialen  die  Auskünfte  direkt  an  die  Anfragenden 
ertPilf-n  können;  immerhin  ist  aber  das  zentralistische  Prinzip 
dadurcii  gewahrt  gebh'ebcn,  dafs  von  jeder  Auskunft,  welche 
eine  Filiale  erteilt,  sofort  eine  Kopie  an  die  Zentrale  nach 
Berlin  geliefert  werden  mufs. 

Die  einzelnen  Bureaux  der  V'ereine  Kreditreform  sind 
einaeln  betrachtet  nur  kleine  Institute ^  während  Grofses  auf 
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dem  Gebiete  des  Auskunftsweaens  nur  geleistet  werden  kann, 
wenn  ein  gewaltiger  A{3parat  mit  der  nötigen  Kontrolle  aui 
aentralistischer  Basis  arbeitet. 

Dieser  Mangel,  welcher  der  Vereinsorganisation  anhaftet, 
könnte  aber  in  der  Weise  leicht  beseitigt  werden ,  dafs  man 
eine  Zentrale  einrichtet,  an  welche  öämtiiclie  Vereine,  Filialen 
und  offizielle  Vertretungen  die  von  ihnen  erteilten  Auskttnflfce 
einxureichen  haben.  Hierdurch  könnte  ebenso  wie  bei 
Schimmelpfeng  ein  grofies  2jentralarchiy  geschaffen  werden^ 
und  es  würde  eine  Organisation  entstehen,  die  in  vollkommener 
Weise  den  Aufgaben,  welche  mit  der  Krediterkundigung  ver- 
bunden sind,  gewachsen  wäre. 

Was  nun  endlich  das  ^Talm verfahren  anlangt,  so  kann 
man  liier  dip  Bedenken,  welche  bei  Auskunftsbureaux  durch 
die  Verbindung  der  Tätigkeit  der  Auskunfterteilung  und  des 
Eintreibens  von  Forderungen  berechtigt  sind,  fallen  lassen, 
da  ja  die  Vereine  da«  Mahnverfahren  kostenlos  besorgen. 
Es  *  wttrde  eich  hier  fragen ,  ob  das  Aufnehmen  sfiumiger 
Schuldner  in  die  schwanen  Listen  gerechtfertigt  erscheint 

Gerlach  will  die  Aufnahme  von  Schuldnern  in  diese  Listen 
nur  dann  zugeben,  wenn  die  Schuld  des  Angemahnten,  sei  es 
durch  Anerkennung  oder  richterliches  Urteil  bereits  erwiesen 
ist}  nicht  a})er  vorher,  wie  heute  tiblieh. 

Wir  können  uns  dieser  Ansicht  aus  praktischen  HrüTidf  n 
nicht  nnschliefsen  ;  denn,  wenn  jeder  Kaufmann  einen  säumigen 
böswilligen  Schuldner  erst  durch  einen  langwierigen  Prozefs 
zur  Anerkennung  seiner  Schuld  zwingen  sollte,  so  wäre  das 
für  unseren  Handelsstand  doch  von  unendlichem  Nachteil. 
Sicherlich  erscheint  es  uns  besser,  dafs  ein  Schuldner  durch 
die  Aussicht,  in  die  schwanse  Liste  zu  kommen,  daau  angehalten 
wird,  seinen  Gläubiger  zu  befriedigen. 

Gerlach  hätte  u.  Kecht,  wenn  die  Aufnahme  in  die 
schwarze  Liste  auch  dann  erfolgen  würde,  wenn  der  Schuldner 
gegen  die  Anniahnung  aus  irgend  einem  Oninde  Widerspruch 
erhebt.  In  einem  solchen  Falle  wird  aber,  wie  wir  gesehen 
haben,  der  Selinldiu'r  nicht  in  die  Liste  aufgenommen,  viel- 
mehr das  Mulms  tiitaiiren  eingestellt.  Es  kommen  nach  den 
Bestinunuügen  des  Vereins  ja  nur  solche  Schuldner  in  die 
Liste,  welche  jeder  Aufforderung. zur  Zahlung  hart- 
näckig mit  Stillschweigen  begegnen. 

Mit  Rücksicht  hierauf  minn  man  wohl  sagen,  dals  der 
Verband  erzieherisch  wirkt,  indem  er  den  Schuldner  moralisch 
swingty  seinen  Verpflichtungen  nachzukommen  und  ihm  erschwert, 
seinen  ELredit  zu  überspannen. 

Bewerkenswert  ist  auch  noch,  dafs  die  Namen  der 
Schuldner,  welche  nachträglich,  nachdem  sie  bereits  in  die 
schwarze  Liste  aufgenommen  waren,  Zahlung  leisten,  auf  der 
letzten  Seite  der  nächsten  schwarzen  Liste  deutlich  aufgeführt 
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werden,  womit  die  Rehabilitieruog  dieser  Schuldner  bekannt 
g^eben  wird. 

Schwarze  Listen  der  einzelnen  Erwerbszweige. 

Im  Anschlofs  an  die  Listen  der  sänmigen  and  böswilligen 
Schuldner  y  die  die  Vereine  Kreditrefonn  herausgeben ,  und 
denen  eine  Berechtigung  nicht  abzusprechen  ist,  soll  hier 
noch  auf  die  Institution  der  sogenannten  schwarzen  Listen 
hingewiesen  werden ,  welche  als  Akt  der  SelbsthUlfe  die  Mit- 
glieder einzelner  Erwerbszweige  unter  sich  einrichten.  Die 
Namen  der  in  die  Liste  aufzunelimenden  schlechten  und  säumigen 
Schuldner  werden  von  einer  Zentralstelle  zusammengestellt  und 
den  Mitgliedern  der  Vereinigung  vertraulich  zugesandt. 
Aui  Antrag  auch  nur  eines  Mitgliedes  erfolgt  die  Aufnahme 
in  eine  solche  Liste. 

Da  der  AnlaCs  zur  Eintragung  häufig  nur  ein  vereinzelter 
Fall  ist|  in  welchem  der  Schuldner  nicht  zahlen  will  oder 
kann,  und  da  die  Berechtigung  zur  Eintragung  sicli  in  keiner 
Weise  kontrollieren  läfst,  so  kann  man  aus  der  Aufnahme  in 
die  schwarze  Liste  noch  nicht  ein  Urteil  Uber  die  Kredit- 
würdigkeit der  Eingetragenen  föllen.  Es  wäre  also  diese 
Liste  von  allen  denen,  welchen  sie  zugeht,  mit  der  nötigen 
Vorsicht  zu  benutzen.  Die  i:^intragun,L;  lj(  Hclirnnkt  sich  nicht 
nur  aut  die  Berutügenossen ,  sondern  eri^treckt  sich  auf  alle 
Kiasaeu  von  Schuldnern,  die  irgend  wie  ihren  Verpflichtungen 
einem  Berufsgenossen  gegenüber  nicht  pünktlich  nachgekommen 
sind.  Bei  der  beschränkten  und  vertraulichen  Zirkulation  der 
Listen  wird  der  Schuldner  nur  äufserst  selten  von  der  Ein- 
tragung seines  Namens  in  die  Liste  Kenntnis  erhalten.  Es 
wird  ihm  also  auch  keine  Gelegenheit  geboten,  sich  irgend 
wie  zu  rechtfertigen,  die  Grundlosigkeit  der  Eintragung  nach- 
zuweisen und  eine  Remedur  eintreten  zu  lassen. 

Es  kann  auf  Seiten  des  Gläubigers,  nur  die  Absicht  vor- 
liegen, einen  Schuldner,  dem  er  nicht  wohl  will,  zu  chika- 
nieren,  und  eine  solche  Absicht  kann  auch  bei  dem  geringsteu 
Aiiiafä  zur  Kuilragung  in  die  schwarze  Liste  führen.  Aufaer- 
dem  kann  auch  ein  Irrtum  Aufnahme  in  die  schwarze  Liste 
▼eranlasscn,  indem  also  eine  falsche  oder  unterlassene  Buchung 
seitens  des  Gläubigers  eine  Schuld  konstatiert^  die  in  Wirklich* 
keit  nicht  vorhanden  ist. 

Es  kann  ferner  der  Fall  sein,  dafs  die  Zahlungsunfähigkeit, 
welche  den  Schuldner  in  die  schwarze  Liste  gebracht  hat, 
nur  vorübergehender  Natur  ist,  dafs  er  bei  einiger  Nachsicht 
seine  Verhältnisse  soweit  .sanieren  würde,  um  allen  Ver- 
pflichtungen nachzukommen.  Ist  aber  die  Eintragung  einmal 
g^esehehen,  so  wird  ihm  diese  Sanienmg  sehr  erschwert  oder 
unmöglich  gemacht,  und  es  wird  dann  durch  die  Eintragung 
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nicht  mir  der  Scbulcbier,  sondern  auch  der  Kreditgeber  ge* 

schädigt 

Diese  Listen  haben  dann  noch  den  Fehler,  dai's  der  Name 
dessen,  welcher  einmal  darin  auft^rnommen  ist,  auch  nach 
Zahlung  seiner  Schuld  in  deuselben  stehen  bleibt,  dalö  also 
eine  Umschreibung  in  eine  weifse  Liste,  wenn  raan  so  sagen 
darf,  die  ebenfalU  allen  Mitgliedern  zugestellt  würde,  nicht 
stattfindet 

Es  wird  also  ein  geheimes  Qerichtsver&kren'  aasgettbt, 
es  wird,  ohne  dafs  der  Beschuldigte  oder  Zeugen  yemommen 
würden,  ohne  dals  eine  Verteidigung  stattfände,  ein  Urteil 
gefüllt,  das  die  ge8chäf^tIiche  Ehre  und  den  Kredit  des  Ver- 
urteilten schwer  antastet.  Einem  solchen  Verfahren  haften 
natureremafs  all'  die  Mänp^el  in  erhöhtem  Mafse  an  ,  die  mit 
der  Heimlichkeit  der  liechtsprechung  überhaupt  verbunden  sind. 

Aus  all'  den  angeführten  Gründen  er^^ehoint  die^e  Art  der 
schwarzen  Liste  eine  höchst  bedenkliche  Einrichtung  zu  sein, 
und  die  Gefahren,  welche  .sie  nach  sich  ziehen  kann,  und 
auf  welehe  wir  oben  hingewiesen  hahen ,  lassen  sich  nur  da- 
durch einschränken,  dafs  man  vor  der  Eintrügung  vuu  der 
TatsttcUivhkeit  der  Schuld  sich  ttbeneugt,  dafs  also  eine 
sichere  Unterlage  fbr  das  Vorhandensein  der  Schuld  au&u- 
weisen  ist 

Das  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  Protestliste  des  VereinB 
deutscher  Banken,  die  daher  hier  eine  nllhere  Betrachtung  er- 
fahren sollen. 

Diese  Frotestliste  erscheint  nllwöchentiich  in  Brauuschweig. 
Die  Unterlage  für  die  Schuld  bildet  hier  das  Aceept.  Auf- 

fenommen  in  diese  Liste  werden  Acceptanten  von  Wechseln, 
ie  über  einen  Betrag  von  iiundestens  300  Mk.  lauten,  falls 
sie  ihr  Aceept  unter  Protest  gehen  lassen. 

Jedes  Mitglied  des  Vereins  erhält  ein  Verzeichnis  der 
Mitglieder,  in  welchem  bei  jedem  Namen  die  MitgUedsnummer 
angegeben  ist;  ferner  erhält  jedes  Mitglied  sogenannte  An- 
meldeaettel,  die  mit  seiner  Mitgliedsnummer  versehen  sind 
und  aum  Zwecke  der  Anmeldung  ausgefüllt  der  Zentralstelle 
in  Braunschweig  eingesandt  werden  müssen. 

Diese  Anmeldeaettel  sowie  die  Frotestliste  weisen  folgendes 
Schema  auf: 


>• 

Aufge- 
geben 
▼on  Nr. 

Betrag 
Mk. 

3. 

der  A 
tan 

Na- 
men 

4. 

kccep- 
teu 

Wohn- 
ort 

Bemer- 
kungen 

6.        1  7. 
Der  Aussteller  hezw.  bei 
eigenen  Wechseln  des 
ersten  Indossanten 

Name     |  Wohnort 

1. 

aoo 

Z.X. 

Berlin 

H.P. 

N.  N. 

Magdeburg 
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Spalte  1  gibt  die  Mitgliedsnumraer  an,  aacb  weicher  also 
jedes  Slits^lied  aus  dem  Verzeichnis  den  Namen  der  anmelden- 
den Baak  ersehen  kann. 

In  Spalte  5  unter  Bemerkungen,  werden  der  Kürze  halber 
Chiffem  henutzt.    So  bedeuten: 

Ag.  Abschlagszahlung  (gror^)  über  50  *^/o, 
Ak.  Abachlagszahlung  (klein)  unter  50  ^/o, 
A.F.  angebliche  Fälschung, 
D.  Domizil. 


H.P.  Häufig  Proteste, 

K.  Konkurs, 

N.E.  Nachtrli^liohe  EinlöBung, 
Z.  Zahlungseinstellung. 

Irrttbnliche  Meldungen  sind  hier  natürlich  ebenso  wenig, 


Ist  z.  R.  der  Beamte,  welcher  die  AnraeTdezettel  auszufüllen 
hat,  unachtsam,  so  werden  auch  fehlerhafte  Meldungen  fj^e- 
macht  werden,  und  es  kann  dann  auch  vorkommen,  dafs  der 
Xame  eines  Bezo{?enen,  welcher  den  Wechsel  srarnicht  acceptiert 
hat,  zur  Liste  auigegeben  wird.  Fernere  Feliler,  welche  auf 
Unachtsamkeit  des  betreffenden  Beamten  sich  zurückführen 
lassen,  sind  die^  dab  Acceptant  und  DomisiÜat  oder  Aeceptant 
und  Aussteller  etc.  yerwecnselt  werden.  Da(s  solche  Lrrtttmer 
aber  eine  wirkliche.  Kreditentschädigung  für  die  Betreffenden 
Sur  Folge  haben,  unterliegt  keinem  Zweifel 

Ea  hat  infolgedessen  der  Verband  zur  Vermeidung  von 
solchen  Vorkommnissen,  und  um  diese  ProtestHsten  gegen 
Verletzung  der  Verschwiegenheit  su  schützen,  in  der  Vereins- 
TOFsammluDg  vom  Juni  1901  folgende  Resolution  angenommen: 

1.  Die  Protestlisten  sollen  nur  von  den  Direktoren  persön- 
lich oder  falls  untunlich  nur  von  höheren  Beamten  ge* 
öffnet  werden.  Die  Bearbeitung  soll  nur  durchaus  7a\- 
verlMssigen  Beamten  übertragen  werdf  n,  nach  derselbea 
sollen  die  Listen  sicher  verschlossen  werden. 

2.  Vermutet  ein  Mitglied  einen  Irrtum ,  so  soll  es  sich  an 
das  in  Spalte  1  bezeichnete  Mitglied  wenden ,  welches 
die  Sache  untersuchen  und  eventuell  Berichtigung  ver- 
anlassen wird. 

Ist  es  ratsam,  den  Acceptanten  eines  als  protestiert  gjs* 
meldeten  Wechsels  sogletäi  zur  Rede  zu  stellen,  oder  will 
ein  Milglied  die  Protestmeldung  zur  Wahrung  berechtigter 
Interessen  benntaen,  so  darf  dies  nur  ohne  Quellenangabe 

geschehen, 

4.  Sollen  die  Meldezettel  durch  einen  höheren  Beamten  vor 
der  Absendung  durchgesehen  werden  zur  Vermeidung 
grober  Versehen  bei  den  Meldungen  (z.  B.  Aufgabe  un- 


£.*W.  Eigener  Wechselt 


wie  bei  den  anderen  schwarzen 
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acceptierter  Wechsel,  Verwechslung  von  Acceptanten  und 
Domiziliaten  oder  von  Aussteller  und  Acceptanten). 

Die  Schwierigkeiten,  welclie  der  Ausführung  der  in  obiger 
Resolution  vorgeschlagenen  Malsregeln  besonders  in  einem 
grofsen  Betriebe  mit  weit  verzweigter  Arbeitsteilung  im  Wege 
stehen,  lassen  erkennen ,  wie  mangelhaft  der  Schute  ist,  der 
damit  gegen  irgendwelche  mifsbrttuchliche  Verwendung  der 
Protestlisten  geboten  werden  soll. 

Die  Direktoren  eines  solchen  Unternehmens  dürften  wohl 
kaum  in  der  Lage  sein,  die  buchstäbliche  Befolgung  jener  Vor- 
schriften durchzusetzen. 

Die  vorsichtige  Behandlung  einer  derartigen  Liste  und 
ihre  Zuweisung  an  zuverlässige  Beamte  gebietet  sich  eigentlich 
Ton  selbst. 

Es  isi  keine  Fragt*,  dafs  der  Banquier  aus  der  BeuuUunff 
der  Protestliste  wirklichen  Vorteil  ziehen  kann.  Er  wira 
selbstverstSndlich  nicht  einen  Wechsel  in  sein  Portefeuille  auf- 
nehmen, dessen  Acceptant  in  der  Protestliste  genannt  worden 
ist;  in  dieser  Weise  kann  er  sich  gegen  eine  Reihe  von  Ver^ 
lusten,  die  ihn  sonst  treffen  wurden^  schützen. 
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Die  rechtliohe  Seite  des  Auekunftsweeem. 


ALs  am  1.  Januar  1900  sugleich  mit  dem  Bürgerlichen 
Geietzlmch  Air  das  DetttBcbe  Reich  das  neue  HandelflgeMtB- 
bach  vom  10.  Mai  1897  in  Kraft  trat,  wurde  durch  letzteres 
eine  auffällige  Erscheinung  beseitigt. 

Nach  dem  AllgemeiDen  Deutschen  Handelsgetzbuche  von 
18(51  —  im  nachfolgenden  kurz  als  altes  Handelsgesetzbuch 
bezeicltnft  —  «ralff'n  dif  von  den  st-it  Anfang  der  18ü()er  Jahre 
in  DcuUchiand  besti  lieuden  Anskunftsbureaux  betriebenen  Ge- 
schäfte nicht  als  Handelsgeschüfte. 

liitülgede.sseu  galten  die  von  den  Auskiinfiäbui-eaux  ange- 
nommenen Bezeichnungen  uichi  aLi  1  irmen;  sie  konnten  des- 
halb auch  nicht  in  das  Handebregister  eingetragen  werden; 
denn  als  Kaufinann  im  Sinne  des  alten  Handelsgesetzbuches 
galt  nur  derjenige,  der  gewerbsmäfstg  Handelsgeschltfte  betrieb. 
Artikel  4  des  alten  H.G.B. 

Den  Begriff  der  Handelsgeschäfte  stellten  die  Artikel 
271  ff.  auf. 

Inhalts  dieser  gehörte  aber  auch  die  gewerbsTiKifsige  Er- 
teiluntr  von  Auskünften  nicht  zu  den  Handelsge.sciiiiften. 

Anders  nacii  dem  neuen ,  jetzt  geltenden  Handelsgesetz- 
buche. 

Nach  §  1  Absatz  1  desselben  ist  Kaufmann^  wer  ein 
Handelsgewerbe  betreibt 

Welcher  Gewerbebetrieb  als  Handelsgewerbe  gilt,  bestimmt 
§  1  Abs.  2. 

Auch  zu  den  hier  aufgeführten  Geschäften  gehören  indes 
die  von  den  Auskunftsbureaux  betriebenen  Geschäfte  nicht. 
Wohl  aber  findet  auf  sie  der  §  2  des  neuen  Handelsgesetz- 
buches Anwendung,  welcher  folgendcrroafsen  lautet: 

^£in  gewerblit  lies  Unternehmen,  das  nach  Art  und  Um- 
fang einen  n  kaufmännischer  Weise  eingerichteter)  Ge- 
schäftsbetrieb erfordert,  gilt,  auch  wenn  die  \  oraus- 
setzungen  des  §  1  Abs.  2  nicht  vorliegen,  als  Handels- 
gewerbe im  »Sinne  dieses  Gesetzbuchet>,  sofern  die  1'  irma 
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doH  Untprnehmers  in  rln>  Handelsregister  eingetragen 
worden  i>t.,  Dor  Unternclimer  ist  verpflichtet,  die  Ein- 
tragung nach  den  für  die  Eintragung  kautmännischer 
Firmen  geltenden  Vorschriften  herbeizuführen." 

Hiernach  gelten  also  gröfsere  AuBknnftsbureaux ,  welche 
nach  Art  und  Umfang  einen  in  kaufinftnnischer  Weise  ein* 
berichteten  Geschäftabetrieb  erferdenit  als  Handelsgewerbe,  so- 
fern die  Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen  worden  ist 
Die  Eintragung  m  u  fs  nach  dem  letiten  Satse  des  §  2  erfolgen. 

Die  aufftillige  Erscheinung,  von  der  wir  im  Eingang 
spraclien,  bestand  somit  darin,  dafs  selbst  dif^  ^Töfsten  Auskunfts- 
bureaux,  welche  einen  durchaus  kaufmännisch  organisierten 
Geschuftsbetrieb  hatten  und  in  den  Augen  des  Publikums  als 
Kaufleute  angeaehen  wurden,  gesetzlich  als  solche  nicht  galten, 
die  Kautmannsqualität  auch  nicht  durch  Eintragung  in  da^ 
Handelsregister  erwerben  konnten,  was,  wie  wir  im  obigen 
gesehen  haben,  jetst  möglich  ist. 

Auf  die  rechtliche  Natur  des  Vertrages,  welchen  das 
Auskunftsburean  mit  dem  Anfragonden  schliefst,  kann  an  dieser 
Stelle  des  näheren  nicht  eingegangen  werden.  Nur  sei  hier  im 
allgemeinen  bemerkt,  dafs  der  Vertrag  sich  als  eine  locatio 
conductio  operis,  als  ein  Werkvertrag  im  Sinne  des  §  ü31 
B.G.B,  darstellen  dürfte.  Dothi  nach  §  <)"U  cit.  kann  Gegen- 
stand des  Werkvertrages  sowohl  die  Herstellung  oder  Ver- 
Un<lcrung  einer  Sache,  als  ein  anderer  durch  Arheit  oder 
Dienstleistung  herbeizuführender  Erfolg  sein. 

Zu  letzterer  Kategorie  wird  man  die  erteilte  Auskunft 
rechnen  müssen. 

Bezüglich  der  Fhige  nach  der  Haftverbindlichkeit 
der  Ausknnftsbureaux  flir  die  von  ihnen  erteilten  Auskünfte 
kommen  in  Betracht: 

1.  Ihre  Haftung  gegenüber  dem  Anfragenden  ftlr  die  ihm 
erteilte  Auskunft. 

2.  Ihre  Hnftung  gegenüber  demjenigen,  über  welchen  die 
Auskunft  ertt^ilt  worden  ist. 

Zu  1.  ist  zunächst  die  Frage  zu  erörtern,  ob  eine  gesetz- 
liche Haftverbindlichkeit  des  Auskunftsbureaus  besteht. 

Da  spezielle  Vorschriften  hierüber  sich  in  den  OesetK- 
bttchern  nicht  finden,  ist  die  Frage  nach  allgemeinen  Qrund* 
Sätzen  zu  beantworten  und  zwar  bejahend  auf  Grund  des 
§  276  B.G.B.,  welcher  bestimmt: 

„Der  Schuldner  (als  solcher  gilt  in  dieser  Hinsicht  das 
Auskunftsburean)  hat,  sofern  nicht  ein  anderes  bestimmt 
ist.  Vorsatz  unri  Fahrlässigkeit  zu  vertreten.  Fahrlässig 
handelt,  wer  die  im  Verkehr  eri'orderliche  »Sorgfalt  aulser 
acht  lufst." 

Ka  kann  somit  eine  andere  Vereinbarung  dahin  gttioifen 
werden,  dafs  die  Haftverbindlichkeit  des  Auskunftsbnreaus 
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für  Fahrlässigkeit  ausgeschlossen  wird,  während  eine  Verein- 

barun«:^  dahin ,  dafs  sie  für  Vorsatz  nicht  haften  sollen,  un- 
zulässig ist,  weil  im  letaten  Absätze  des  g  270  B.G«B.  ausge- 
sprochen ist: 

„Die  Haftung  wegen  Vorsatzes  kann  dem  Schuldner  nicht 

im  voraus  erlassen  werden." 

Von    dieser   Berechtigung,    ihre   Vertretungspflicht  für 
Fahrlässigkeit  auszuschliefsen ,   machen  die  Auskunft.sbureaux  , 
aucli  im  vollsten  Umfange  Gebrauch,  indem  sie  in  iiire  Aboune-  i 
mentäbedingungen  dahingehende  Vorbehalte  aufnehmen. 

Der  betreffende  Vorbehalt  in  den  Bedingungen  der  Aus- 
kunftei Sehiminclpfeng  lautet  z.  B.  folgende!  inaüen : 

.,Die  Auskunftei  ist  für  die  Folgen  keiner  wie  immer 
gearteten  Kii Ischl ieisung  haltbar,  die  ein  Abonnent  auf  Grund 
ihrer  Auskünfte  oder  sonstigen  Dienstleistungen  tri£ft  Das 
unyermeidliche  Risiko,  das  mit  der  Verwendung  von  Vertrauens* 
männem  und  Angestellten  yerknttpft  ist,  trägt  ausschliefsHch 
der  Abonnent;  er  entsagt  jedem  Anspruch  aitf  Ersala  für 
Nachteile,  welche  sich  auf  Versehen  oder  Verschulden  von 
Hillfspersonen  zurückfuhren  lassen  und  versichtet  auf  jeden 
Kachweis  dartiber,  von  wem  und  durch  wen  eine  Auskunft 
eingeholt  worden  ist." 

In  den  Bedingungen  von  Lesser  &  Liman  heifst  es  nach 
dieser  Richtuni^  hin  wie  folgt: 

„Das  Bureau  garantiert  in  keiner  Weise  gegen  die  Mög- 
lichkeit eines  Irrtums  und  übernimmt  keine  Verantwortlichlveit 
für  entstehende  Verluste.  Die  gegebene  Auskunft  ist  streng 
privatim  und  ausschliefsHch  fUr  den  Gebrauch  des  Fnipfängers 
Destimmt  Sollte  sie  weiter  verbreitet  werden,  so  Ist  nur  der 
Anfragende,  nicht  aber  das  Bureau  oder  dessen  Agenten  für 
daraus  entstehende  Folgen  verantwortlich. 

„Das  Abonnement  wird  annulliert  und  der  eingexahlte 
Betrag  nicht  zurückerstattet/ 

Die  „Ver^'jTie  Kreditreform"  schlieTsen  ihre  Haftverbind- 
lichkeit  mit  tbigenden  Worten  aus: 

„Es  fibernimmt  weder  der  Verein  noch  der  Leiter  des 
Bureaus  noch  der  Korrespondent  irgend  eine  Verantwortlich- 
keit für  eine  etwaige  unrichtige  Auökunit  oder  die  daraus 
entstehenden  Folgen." 

Können  nach  vorstehendem  die  Auakunftsbnreaux  ihre 
Haftbarkeit  fllr  Fahrlässigkeit  ausschlielsen ,  so  entsteht  die 
fernere  Frage,  ob  das  auch  zulässig  ist  hinsichtlich  der  Haft- 
verbindlichkeit fUr  Versehen  ihrer  Angestellten  und  Vertrauens- 
männer. Nach  dieser  Seite  künie  §  278  B.G.B.  2ur  Anwendung, 
welcher  folgenden  Wortlaut  hat: 

„Der  Schuldner  hat  ein  Verschulden  seines  gesetzlichen 
Vertreters  und  der  Personen,  deren  er  sich  zur  ErftÜlung 
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seiner  Verbindlichkeiten  bedient,  in  gleichem  Umfange  zu  ver- 
treten, wie  eigenes  Verschulden." 

Haftbar Iv ( it  für  e  i  e  n  e  s  Verschulden  kann  nach 
obigem  der  Schuldner  vertragsnüUsig  ausschliefsen. 

Da  or  nach  §  278  cit.  für  das  Verschulden  seiner  An- 
gestellten ebenso  haftet,  wie  für  ei|s:ones,  so  mufs  man  an- 
nehmen, dafs  er  auch  die  Haftbarkeit  fiir  das  Verschulden 
seiner  Angestellten  und  Vertrauensmanner  vertraglich  aus- 
schli eisen  kann. 

Das  B.ß.B.  ^eht  hier  sogar  noch  bedeutend  weiter,  indem 
66  im  Satz  -  des  ^  278  bestimmt: 

„Die  Vorschrift  des  §  27H  Abs.  2  —  ,die  Haftung  wegen 
Vorsatzes  kann  dem  8chul(iner  nicht  im  voraus  erlassen 
werden*  —  findet  keine  Anwendung", 

so  dafs  der  Schuldner  demnach  auch  die  Haftung  iur  dolos 
seiner  Angestellten  im  voraus  yertraglich  aosschliefsen  kann. 

Zu  2.  Haftung  der  Auskanftsbareanx  gegenüber  den- 
jenigen Personen,  über  welche  sie  Auskunft  erteilen,  den 
sogenannten  Angefragten,  kann  nur  eintreten,  wenn  die  Aus- 
kunft  mit  den  Tatsachen  nicht  übereinstimmte,  also  falsch  war, 
und  wenn  dem  Angefragten  durch  diese  falsche  Auskunft  ein 
Schaden  erwachsen  ist. 

Zu  unterscheiden  ist,  ob  die  falsche  Auskunft,  wider 
besseres  Wissen  —  mala  fide  —  oder  im  guten  Glauben  — 
bona  tide  —  erteilt  worden  ist 

Im  ersteren  Falle  tritt  die  Haftung  selbstverständlich  ein, 
auch  würde  in  diesem  F;i!le  eine  strafrechliche  Ahndung  ein- 
treten können,  je  nachdem  §  1J^7  des  ST.G.B.  oder  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes vom  27.  Mai  ls9()  —  R.G.Bl.  S.  145  in  den  §§  6 
und  7  —  zur  Ainvciidiiiig  küininen  können. 

Die  Paragraphen  lauten  wie  folgt: 

§  187  ST.OB.:  „Wer  wider  besseres  Wissen  in 
Beziehung  auf  einen  anderen  eine  unwahre  Tatsache  behauptet 
oder  verbreitet,  welche  denselben  verächtlich  zu  machen  oder 
in  der  öffentlichen  Meinung  herabzuwürdigen  oder  dessen 
Kredit  su  gefährden  geeignet  ist,  wird  wegen  ver- 
leumderischer Beleidigung  —  bestraft." 

Neben  der  Strafe  kann  aber  nach  §  186  des  ST.G.B.  auf 
Verlangen  des  Beledigten,  wenn  die  Beleidigung  nachteilige 
Folgen  flir  die  Vermögensverhältnisse ,  den  iSrwerb  oder  das 
Fortkommen  des  Beleidigten  mit  sich  bringt,  auf  eine  an  den 
Beleidigten  zu  erl^ende  Bufse  bis  zum  Betrage  von  Mk,  6000  — 
erkannt  werden. 

Eine  erkannte  13ufse  schliefst  die  Geltendmachung  eines 
weiteren  Entschädigungsanspruches  aus. 
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^  C)  dea  GesetaieB  rar  Bekttmpfang  6m  imlaateren  Wett- 
bewerbe» : 

„Wer  zu  Zwecken  des  Wettbew erlies  über  das  Krsverbs- 
geschäft  eines  anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder 
Leiters  des  Geschäfts,  über  die  Waren  oder  gewerblicliea 
Leistungen  eines  anderen  Behauptungen  latsäcldicher  Art  auf- 
stellt oder  verbreitet,  welcbe  geeignet  «iiid,  den  Betrieb  des 
Geschäftes  oder  den  Kredit  des  Inhabers  su  schädigen, 
ist,  sofern  die  Behauptungen  nicht  erweislich  wahr  sind,  dem 
Verletzten  sum  Ersätze  des  entstandenen  Schadens  Terpflichtet» 
Audi  kann  der  Verletzte  den  Anspruch  geltend  machen, 
dafs  die  W  iederholung  oder  Verbreitung  der  Behauptungen 
unterbleibe." 

„Die  Bestiininuiigeii  des  ersten  Absatzes  linden  keine  An- 
wendung, wenn  der  Mitteilende  oder  der  Empfänger  der  Mit- 
teilung an  ihr  ein  berechtigtes  Interesse  hat. 

§  7  desselben  Gesetzes: 

^Wer  wider  bmeres  Wissen  ttber  das  Erwerbageschllfi 
eines  anderen,  ttber  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters 
des  Geschäftes,  ttber  die  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen 
eines  anderen  unwahre  Behauptuneen  aufstellt  oder  verbreitet^ 
welche  geeignet  sind^  den  Betrieb  des  Geschäftes  zu  schädigen^ 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  Mk.  1500  —  oder  mit  Gteikngnis 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft."  — 

Im  zweiten  i'alie,  nMinlich,  wenn  die  Auskunft  bona  lide 
erteilt  worden  ist,  wird  man  den  Auskunftsbureaux  den 
Schutz  des  §  193  des  ÖT.G.B.  nicht  versagen  können.  Derselbe 
verordnet : 

«Tadelnde  Urteile  ttber  wissenflchaftLiehe ,  künstlerische 
oder  gewerbliche  Leistungen,  ingleichen  Äufserungen,  welche 
zur  Ausführung  oder  Verteidigung  von  Rechten  oder  sur 
Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  gemacht  werden^  sowie 
Vorhaltungen  und  Rügen  der  Voigesetzten  gegen  ihre  Unter- 
gebenen ,  dienstliche  Anzeigen  oder  Urteile  von  seiten  eines 
Beamten  und  ähnliche  Fälle  sind  nur  insofern  strafbar,  als 
das  Vorhandensein  einer  Beleidigung  aus  der  Form  der 
Äulserung  oder  aus  den  Umständeni  unter  welchen  sie  geschah, 
hervorgeh 

Man  wird  den  Bureanx  den  Schuts  des  vorangefahrten 
Paragraphen  um  so  weniger  versagen  können,  als  ihnen  auch 
der  Schutz  des  §  824  Abs.  2  B.O.B.  lur  Seite  steht,  welcher 

wie  folgt  lautet: 

^Durch  eine  Mitteilung,  deren  Unwahrheit  dem  Mitteilenden 
unbekannt  ist,  wird  dieser  nicht  zum  Schadenersätze  verpflichtet, 
weni)  er  oder  der  Empfänger  der  Mitteilung  an  ihr  ein  be* 
rechtigtes  Interesse  hat." 

^Durcl»  diesen  §  824  Abs.  2"  sagt  Staub  in  seinem 
Kommentar  zum  H.G.B,  ü.  und  7.  Auflage  S.  1083  „ist  besonders 
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den  Auskunftsbureaux  ein  Schutz  gewährt.  Dieselben  können 
weL'en  blofs  fahrlässig  irriger  Auskünfte  von  den  Angefragten 
nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  auch  wenn  denselben 
dadurch  ein  Schaden  erwachsen  ist;  denn  an  solcher  Mit- 
teilung hat  der  Empfänger  ein  berechtigtes  Interesse,  jedenfalls 
dürfen  sie  ein  solches  yoraussetzen ,  und  letxteres  wird  stir 
Anwendung  des  Absatses  genügen  müssen.* 

Dafs  ein  berechtigtes  Interesse  sowohl  anf  seiten  der 
Auskunftsboreaux,  wie  auf  seiten  des  Empfängers  der  Auskunft 
Torliegt,  ist  vom  Reichsgericht  bereits  auch  in  dem  Falle 
ausgesprochen  worden,  wenn  Bureaux  wie  z.  B.  die  „Vereine 
Kreditreform"  es  ge\vohn!if^it«niJifsig  tun,  säumige  und  bös- 
willige Schuldner  in  besondere  Listen  aufnehmen  und  diese 
ihren  Abonnenten  bezw.  Mitgliedern  vertraulich  zustellen. 

Bezüglich  dieses  Vorgehens  sagt  ein  Urteil  des  Reichs- 
gerichts IL  Strafsenats  vom  30.  Juli  1882: 

„Die  Praxis  einiger  Auskunfsbureaiuc  sum  Schutie  gegen 
die  ungehörige  Ausbreitung  des  kaufmännischen  Kredits, 
Mahnbriefe  im  Auftrage  ihrer  Abonnenten  an  deren  Schuldner 
zu  richten  und  falls  diese  keinen  Erfolg  gehabt  haben,  die 
betreffenden  Schuldner  in  die  Listen  säumiger  oder  böswilliger 
Schuldner  aufzunehmen,  welche  sie  sodann  ihren  sämtlichen 
Abonnenten  zur  persönlichen  Information  und  Waniiing  zugchen 
lassen,  enthält  eine  Wahrnehmung  von  berechtigten  Interessen, 
Howohl  seitens  des  Gläubigers,  welcher  die  Aufnahme  des 
Schuldners  in  die  gedachten  Listen  veranlafst,  als  auch  des 
Inhabers  des  Auskunftsbureaus,  welcher  die  säumigen  Schuldner 
darin  aufnimmt,  und  ist  nicht  als  Beleidigung  zu  bestrafen, 
wenn  aus  der  Form  der  Aufnahme  des  Schuldners  in  die  Liste 
oder  aus  den  Uniständen,  unter  welchen  sie  geschah,  die 
Absicht  zu  beleidigen  nicht  hervorgeht.  Dieser  Schutz  des 
§  193  des  ST.G.B.  steht  den  Beteiligten  auch  dann  zur  Seite, 
wenn  der  vermeintliche  säumige  Schuldner  in  Wirklichkeit 
nichts  schnhh't  imd  nur  der  vermeintliche  Oli^uhiger,  sowie 
der  Leiter  des  bchutzinstituts  in  gutem  Glauben  an  dem 
Bestehen  einer  solchen  Forderung  gehandelt  haben;  insbeson- 
dere ist  der  Leiter  des  Instituts  nicht  verpflichtet,  vor  jeder 
Aufnahme  eines  Schuldners  in  die  Liste  sich  von  der  Existenz 
der  Forderung  zu  überzeugen.  Ebensowenig  ist  die  in  dem 
Mahnschreiben  enthaltene  Androhung  der  Aufnahme  in  die 
Schuldnerliste  als  Nötigung  aus  §  240  ST.G.B.  zu  bestrafen." 

In  ähnlicher  Weise  spricht  sich  ein  Urteil  des  Oberlandes- 
gerichts in  Karlsruhe  yom  12.  Oktober  1900  aus.  £s  heilst 
dort  untf^r  anderem: 

„Die  Entwicklung  des  modernen  Verkehrslel>ens  und  die 
damit  zusammenhängende  Gestaltung  und  Ausdehnung  des 
Kreditwesens  haben  das  Bedürfnis  eines  Schutzes  des  auf 
Gewährung  von  Kredit  angewiesenen  Teiles  der  erwerbstali^eu 
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Bevölkerung  gegen  Mifsbrauch  durch  nachlüesige  oder  bös- 
willige Schuldner  wachgerufen.  Die  Befriedigung  dieses  Be- 
dürfnissf»s  erfolirt  tf>ils  durch  sogenannte  AuskunftsKurcaux, 
teils  durrli  \%  reiiu',  zu  welchen  sich  (Wo  Heteiligten  zusaniinen- 
ge.-schlossen  haben.  Sofern  diese  Auskunftsbureaux  und  Vereine 
aein  angegebenen  Zwecke  tatsiichh'ch  dienen  und  nicht  etwa 
unlautere  ebenzwecke  verfolgen,  mufs  ihre  Tätigkeit  aU  eine 
dem  öffentlicben  Interesse  förderliche  angesehen  werden.  Die 
Recbtsprechnng  ist  demgernftüs  scbon  bisher  davon  ausgegangen, 
dafs  Mitteilungen ,  welche  Uber  die  Kreditwtlrdigkeit  eines 
Dritten  dem  Gläabiger  von  einem  Anskunfltsbureau  gemacht 
werden,  um  ihn  vor  Schaden  zu  bewahren,  den  Schutz  des 
§193  R.S.G.B.  geniefsen,  und  es  ist  weiter  in  dem  B.G.B. 
—  §  f^24  Abs.  2  —  ausdriieklieli  ausgesprochen,  dafs  durch 
eine  Mitteilung,  deren  Unwalulicit  dem  Mitteilenden  unbekannt 
ist,  dieser  nicht  zum  Schadensersätze  verpflichtet  ist,  wenn 
er  oder  der  Empfjlnger  an  ihr  ein  berechtigte^  Interesse  hat** 

Die  in  vorstehendem  entwickcUea  Uruudsiltze  über  die 
Haftung  fUr  die  wider  besseres  Wissen  erteilten  falschen  Aus- 
künfte werden  auch  in  dem  Falle  Anwendung  finden  müssen, 
wenn  die  Auskunft  erteilt  wird,  ohne  dafs  ein  Vertrags- 
verhältnis zwischen  dem  Anfragenden  und  dem  die  Auskunft 
Erteilenden  besteht,  wie  dieses  z.  B.  bei  der  oben  erwähnten 
sogenannten  geschäftsfreundlichen  Auskunft  der  Fall  zu  sein 
pflegt.    Denn  es  "hestiinrnt  §  <>70  B.G.B.: 

„Wer  einem  antlercn  einen  Rat  oder  eine  Empfehlung 
erteilt,  ist,  unbeschadet  der  sich  aus  einem  VertragsverhUltnis 
oder  einer  unerlaubten  Hautllung  ergebenden  Verantwortlich- 
keit, zum  Ersätze  des  aus  der  Befolgung  des  liates  oder  Em- 
pfehlung entstehenden  Schadens  nicht  verpflichtet.'' 

Eine  wissentlich  falsch  erteilte  Auskunft  wird  aber  sweifels- 
ohne  als  unerlaubte  Handlung  anxusehen  sein. 

FQr  fahrlllssig  unrichtig  erteilte  Auskünfte  würde  danach 
gesetalich  der  Privat-Auskunft-Erteüende,  wie  wir  ihn 
im  GegensatB  au  den  Auskunftsbureauz  nennen  wollen ,  nicht 
haften. 
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Das  Problem  der  Kreditversicherung 


Die  vorangegangenen  Ausführungen  lassen  wohl  keinen 
Zweifel  darüber  bestehen,  dafa  das  Auökunftswesen  bei  guter 
Organisation  dem  Kreditverkehr  notwendige  und  unersetzliche 
Dienste  zu  leisten  vermag;  aber  man  darf  sich  auch  darüber 
keinem  Zweifel  hingeben,  dafs  Mlbst  bei  ▼oUkommenster 
Orgamsation  des  AnskunftsweseM  tind  bei  weitgebendeter  Be* 
nutzung  desselben  nun  die  Kredtigeber  gegen  alle  Verluste, 
die  sich  aus  den  Zufilllen  des  Geschttfblebens  ergeben,  ge- 
schützt seien. 

Man  hat  daher  die  Einrichtung  einer  Kreditversicherung 
als  eine  notwendige  Ergänzung  des  Auskunf^tswesens  zu  be- 
trachten. 

Kh  hat  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  eine  derartige  Ein- 
richtung ins  Leben  zu  rufen,  aber  die  grofscn  Schwierijrkeiten, 
die  damit  verknüpft  sind,  haljen  öie  bisher  über  das  Stadium 
eines  noch  zu  lösenden  Problems  nicht  hinauskommen  lassen. 
Immerbin  v-erdienen  aber  die  Ansätze,  die  dazu  bisher  gemaebt 
worden  sind,  eine  eingehende  Würdigung. 

Soweit  es  sich  um  den  ImmobiTienTerkehr  handelt,  ver- 
Seilwinden  die  Schwierigkeiten,  die  sonst  der  Durchführung 
der  Kl  litversicherung  entgegenstehen,  und  es  sind  mit  Erfolg 
Einrichtungen  ins  Leben  gerufen,  die  den  Zweck  haben, 
hypothekarisclie  Forrlerun«ren  sieher  7.n  stellen:  fs  ist  hier  eben 
eine  greifbar<"  i^nteriage  gegeben  durch  das  zur  ^Sirlierung  der 
Forderung  dienende  Objekt,  und  aus  den  Grundbüchern  ist 
ütets  zu  ersehen,  inwieweit  ein  Grundstück  bereits  belastet  ist. 
Auch  gibt  hier  die  Bonität  der  Hypothek  einen  Mafsstab  für 
die  Höhe  der  Prämie. 

Die  Voraussetzungen  gestalten  sieb  dagegen  anders  beim 
gew($bttlichen  kaufmännischen  Kredit,  bei  welchem,  wie  schon 
oben  ausgeAlbrt  worden  ist,  das  Vertrauen  ein  Hauptmonient 
bildet,  da  er  in  erster  Linie  ein  Personalkredit  ist.  Die  Zufällig- 
keiten und  nicht  Toraussehbaren  Ereignisse,  wie  Krieg,  Streiks, 
Resolutionen^  die  Wandlungen  unserer  Handelspolitik,  die 
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Konrnnkturen  des  Weltmarktes  üben  einen  unberechenbaren 
Kmnufs  auf  unser  wirtschaftliches  Leben  aus. 

Wären  die  Hindernisse  und  Schwierigkeiten,  welche  sich 
HfT  Kreditversicherunt?  entgegenstellen,  nicht  so  grofse,  so 
wurden  unsere  Versicherun irn^^Hsellschaften  sich  schon  längst 
diesem  Zweige  zugewendet  haben. 

Bei  der  Durchführung  jeder  Versicherung  ist  zunächst  die 
Art  und  Höhe  des  Risikos  absuschJUsen. 

Wir  haben  beim  kaufmännischen  Kredit  drei  Arten  des 
Risikos  zu  nnterscheiden: 

1.  Das  Risiko  des  unvermeidlichen  Zufalls.  [ 

Gegen  dieses  Risiko  mufs  sich  jeder  Kaufmann  durch 
SelbstversTcherung  schützen.  Es  geschieht  das  in  der  1 
Weise,  dals  er  den  Preis  sein'^r  kreditierten  Waren  um 
einen  hestimmten  Aufschlag  erhoiit,  der  als  Risikoprämie 
zu  gelten  hat.  In  dieser  Weise  hat  der  Kreditnehmer 
die  Koäten  dieser  Selbstversicherung  zu  tragen. 

2.  Das  Risiko,  welches  durch  den  Ausbruch  irgend  einer 
Krisis  oder  aufsergewOhnlicher  Ereignisse,  wie  Krieg, 
Revolutionen,  Streiks  etc.  entsteht. 

Die  Selbstversichemag  reicht  nicht  aus,  um  dieses 
Risiko  zu  tragen;  aber  auch  die  Versicherung  durch  eine 
Gesellschaft  wird  der  Höhe  eines  solchen  Risikos  nicht 
gewachsen  sein.    In  solchen  Zeiten  handelt       sich  nicht 
um  den  Zusammenbruch  vereinzelter  T^niernchmungen, 
um  die  Ersetzung  begrenzter  V^erluste,   sondern  unter 
Umständen   um  NotitUnde,   die  sich  zu  Verheerungen 
des  ganzen  Wirtschaftslebens  ausdehnen  köuncn.     Der  : 
Kapitalstand  der  Versicherungsgesellschaften,  wird  beim 
Ausbruch  einer  derartigen  Krisis  selbst  nicht  unberührt 
bleiben,  und  wäre  ihr  Kapital  auch  noch  so  grofs  und 
noch  so  sicher  angelegt^  so  würde  es  doch  bei  weitem  nicht 
genügen,  um  alle  derartige  Verluste  zu  tragen.  Eine 
solche   Versicherung   würde  sch'm   an   der  Höhe  der 
Risikoprnmien  scheitern  müssen.    Man  denko  nnr  an  die 
gegenwärtigen  Zustände,  den  Fall  der  Leipziger  Bank, 
der  Aktiengesellschaft   für  Trebertrocknung,    der  Ter-  j 
linden-Gesellschaft  etc.    Welche  Versicherungsgesellschaft  \ 
wäre  wohl  in  der  Lage,  derartige  Verluste,  die  sich  auf  l 
viele  Millionen  belaufen,  zu  tragen?  \ 
Das  Risiko,  welches  mit  dem  leichtfertigen  Kreditgeben 
verknüpft  ist  / 

Es  ist  im  Interesse  des  gesamten  Geschäftsverkehrs 

dringend  zu  wünschen,  dafs  leichtfertiges  Kreditgeben  j 

nach  Möglichkeit  eingeschränkt  wird  und  alles,  was  die 

Gewohnheit  des  leichtsinnigen  Kreditgebens  fiirdern  kann, 

vermieden  werde.    Letzteres  würde  aber,  wenn  man  sich 

durch  Versicherung   schützen    könnte,    nur   noch  in  , 

-  i 
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gröfeerem  Umfange  betriebe  n  werden.  Scliliefslich  würde 
die  .Sache  darauf  hinaufkommen ,  dafs  der  solide  Ge- 
scbätumann  durch  öeine  Prämienzahlungen  den  leicht- 
fertigen Kreditgeber  bei  seinen  Operationen  durch  Ver^ 
eiclieraDg  deckt.  Wollte  eine  Verucherangsgesellschaft 
aber  alle  aus  KreditieroDg  hervorgehenden  Risiken  ttber- 
nehmen,  so  wtUrde  sie  sich  damit  von  yom|herein  ihr 
Todesurteil  gesprochen  haben. 

Man  kann  nun  sagen,  die  Gesdlsohaft  braucht  doch 
nicht  alle  Versicherungen  zu  nehmen,  sie  kann  ja  wählen. 
Sie  wird  dann  aber  immer  nur  zwischen  mittelmäfsigen 
unri  sc  hlechten  Risiken  zu  wählen  iiaben,  denn  allererste 
Risiken  werden  überhaupt  nicht  zur  Versicherung  ge- 
langen. Wie  sollte  aber  eine  Gesellschaft  prosperieren 
können,  welche  nur  dubiose  i  orderungen  zur  Versiche- 
rung erh&It  Wollte  man  auch  von  den  Venioherungs- 
nehmern  Teilangen,  alle,  sowohl  die  besten,  wie  die 
zweifelhaften  Forderungen  au  Tersichem,  so  wftre  es  doch 
fraglich,  ob  diesem  Verlangen  entsprochen  wtlrde,  da  eine 
Kontrolle  hierüber  unausführbar  ist 

Da  eine  Kreditversicherungsgeseilschaft  eine  wirksame 
Tätigkeit  ohne  ausreichende  Benutzung  des  Auskunfts- 
wesens  nicht  entfalten  kann,  so  hat  man  den  Vorschlag 
gemacht,  die  Kreditversicherung"  mit  den  Auskunfts- 
bui  (\iux  zu  verbinden.  Es  süllt  n  die  grofsen  Auskunfts- 
institiitc  zugleich  eine  Abteilung  für  Kredit- Assekuranz 
einrichten. 

Abgesehen  von  den  grotsen  Schwierigkeiten,  die  sich 
dem  Gedeihen  einer  Kreditversicherung  tlberhaupt  ent* 
gegenstellen,  und  deren  erfolgreiche  Überwindung  nur 
einer  besonders  zu  diesem  Zwecke  eingerichteten  Organi- 
sation gelingen  kann,  würde  die  vorgeschlagene  Ver- 
einigung auch  eine  Gefahr  für  die  Wirksamkeit  und 
Integrität  dps  Auskunftswesens  bedeuten. 

Ks  konnte  nämlich  der  t'ail  eintreten,  dn!s  ein  Aus- 
knnftsbure^iu  über  einen  Schuldner  eine  Auskunft  zu  er- 
teilen hat,  dessen  Schuld  bei  dem  Assekuranzzweige  des 
Instituts  von  dem  Gläubiger  versichert  ist,  und  dafs  es 
Yoraussichtlich  für  diese  Schuld  in  Anspruch  genommen 
wird,  da  der  Schuldner  auf  schwachen  FÜfsen  steht 

Untersteht  ein  solches  Bureau  nicht  einer  sehr  ge- 
wissenhaften Leitung»  so  kann  es  leicht  in  die  Ver- 
suchung  geraten,  die  Anfrage  günstig  zu  beantworten,  um 
dadurch  die  Existenzfrist  des  Schuldners  zu  verlängern. 
Sollte  aber  auf  diese  günstige  Auskunft  hin  ein  neuer 
Versi<'herung8<'mtrfi^'-  gestellt  werden ,  so  dürfte  es  der 
Versicherungsabteilung  des  Auskunftöhurefias  nicht  schwer 
fallen,  einen  Vorwand  zur  Ablehnung  zu  tinden.  — 
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Ein  Ansatz  zur  L  isiing  des  hier  vorliegenden  Prohlomg 
ist  von  einem  Hain  burger  Kaufmann  zur  Ausführung  ge- 
langt. In  Anbetraclit  der  Bedeutung,  wekhe  der  Kredit- 
versicherung zukommt,  und  der  Schwierigkeiten,  welche 
ihrer  Verwirklichung  im  Wege  stehen,  erscheint  es  an- 
ffebracht,  diesem  Versuche  eine  besondere  Aufinerksam* 
seit  8tt  widmen. 

Das  Delcredere-Ko ntor  der  Firma  Eitzen  &  Co. 

in  Hamburg. 

Herr  F.  W.  Eitaen,  in  Finna  Ettara  &  Co.,  Hamburg, 
hat  im  Jahre  1895  in  Hambuig  ein  Delcredere-Kontor  orgam- 
siert^  indem  er  mit  ersten  Hamburger  Qiro-Banken  und  Piivat- 
Bankhäusern,   die  aU  Gkiranten  fungieren,   Vertrüge  ge- 

8chio.ssen  hat 

Die  genannte  Firma  vermittelt  das  Delcredere  auf  ganz 
Europa,  soweit  von  ihrer  Sritf  und  von  Seiten  der  Garanten 
durch  Vertrauensmfinner  festgestellt  werden  kann,  dafs  die  zu 
Versichernden  den  Kredit  verdienen.  Die  Garanten  können 
sich  wieder  durch  Rückversicherung  decken  und  auch  Risiken 
gemeinschaftlich  übernehmen. 

Die  Wahl  des  Garanten  behält  sich  die  Firma  Eitzen  &  Co. 
stets  vor,  weil  nicht  immer  jeder  Garant  noch  ftlr  ein  zu  Uber- 
nehmendes Delcredere  offen  ist. 

Die  Firma  Eitzen  &  Co.  selbst  tritt  stets  nur  als  Ver^ 
mittlerin  auf  und  erhält  für  jedes  yermittelte  Delcredere  von 
den  Garanten  eine  Courtage. 

Versichert  werden  nur  Forderungen  aus  Warenlieferungen, 
und  zwar  kann  man,  um  gleich  einen  Überblick  zu  geben, 
durch  Versicherung  decken :  * 

A.  Mit  Nennung  dps  Namens  des  zu  Versichernden 

1.  A<  cepte  durch  Diskontierung  ohne  RUckgritie  auf 
Aussteller  oder  Giranten  (a  t'oriait). 

2.  Accept^  ohne  Diskontierung. 

3.  Offene  Buchächulden,  also  Forderungen  mit  oÜeuem 
Ziel. 

B,  Forderungen  ohne  Nennung  des  Namens  des  zu  Ver- 
sichernden —  sogenannte  Blind-  oder  Abonnements- Ver- 
sicherung. 

A.  Versicherung  mit  Nennung  des  Namens  des  zu 

Versichemden. 

Win  jemand  sich  gegen  bestimmt  genannte  Personen  ver- 
sichern, 5.Ü  hat  er  folgende  Angaben  zu  machen: 

1.  Seinen  Namen  und  \\  ohnort. 

2.  Den  Namen  des  Schuldners,  die  Firma  und  den 
Wohnort 
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3.  Ob  Wechselaccept  oder  offenes  Ziel. 

4.  Ob  schon  festabgeecblosaeDe«  oder  ent  su  maehendos 
Geschäft 

5.  Betrag  und  Sicht  oder  Verfaii. 

Nachdem  dann  seitens  der  Firma  Eitsen  &  Co,  m  Ge- 
meinschaft mit  einem  Garanten  Uber  den  zu  Versichernden 
Informationen  eingeholt  sind,  erhält  der  Versicherungsnehmer 
Bescheid,  ob  das  Delcredere  übernommen  wird  oder  nicht. 

Nehmen  wir  einmal  den  ersten  Fall  nn  ,  dafa  jemand  ein 
Wechselaccept  durch  Diskontierung  oime  Hückgriff  versichern 
will,  und  daiß  das  Delcredere  angenommen  ist^  so  geht  die  An- 
gelegenheit in  folgender  Weise  vor  sich : 

Der  Versicherungsnehmer,  als  der  Verkäufer  der  Ware, 
trassiert  auf  den  Käufer  der  Ware  den  schuldigen  Betrag  and 
bringt  diese  Tratte  unter  Accept  Die  Tratte  ist  ausgestellt 
an  me  Ordre  des  dem  Versicherungsnehmer  von  der  Firma 
Bitzen  &  Co.  aufgegebenen  Garanten  oder  an  letzteren 
indossiert.  Dsis  Accept  wird  nun  dem  Garanten  (also  dem 
Remittenten)  nebst  Fakturenkopie  vom  Aussteller  eingesandt 
und  gleichzeitig  über  den  Gegenwert  disponiert. 

iJie  Garanten  entbinden  den  Versicherungsnehmer  voll- 
ständig von  seiner  Wechaelverpflichtung.  Für  jeden  AbschluiB 
wird  von  Seiten  der  Garanten  sofort  schriftliche  Bestätigung 
erteilt. 

Bei  der  Verfügung  Uber  den  Gegenwert  seitens  des  Ver^ 
Sicherungsnehmers  ist  zu  unterscheiden,  ob  derselbe  in  Ham- 
burg woTint  oder  nicht.  Ist  ersteres  der  Fall,  so  gestaltet  sich 
das  Verfahren  sehr  einfach ,  indem  der  Versicherungsnehmer 
auf  das  Kontor  des  Garanten  sich  begibt  und  sich  dort  gegen 
Abfrai)f»  des  Acceptes  nebst  Fakt urenkopie  den  Netto- Gegenwert 
d.  ii.  die  Wechselsumme  unter  Abzug 

1.  der  vereinbarten  Delcrederegebühr, 

2.  des  Diskonts  bis  zur  Fälligkeit  des  Wechsels, 

3.  eventueller  Spesen  (Porti,  Wechselstempel  etc.)  aus- 
aahlen  läfst 

Wohnt  der  Versicherungsnehmer  nicht  in  Hamburg,  und 
disponiert  er  über  den  Gegenwert  z.  B.  durch  Tratte,  Scheck 
oder  Aussahlungsordre ,  so  kann  er  diese  Papiere,  da  der 
Garant  eine  bekannte  Banldirma  ist,  Uberall  sofort  begeben. 
Im  Ausland  erzielt  er  hierfllr  wegen  der  Bonität  des  Bezogenen 
einen  besseren  Kurs. 

4 

Ein  Beispiel  möge  das  Vorhergesagte  illustrieren: 

Nennen  wir  den  Verkäufer  der  Ware  Karl  Schulze,  den 
Räufer  der  Ware  Hermann  Müller  und  nehmen  wir  ferner  an, 
als  Garant  sei  dem  Karl  Schulze  von  der  Firma  Eitzen  &  Co. 
z.  B.  die  Verefnsbank  in  Hamburg  aufgegeben  worden.  In 
diesem  Falle  würde  also  Karl  Schulze  einen  Wechsel  aus- 
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stellen .  auf  welchem  Hermann  Müller  als  Bezogener  (bezw. 
Acce|>taiU;i  und  die  Vereinsbauk  m  Hamburg  als  Reraittentin 
figuriert  AiigenonmieD,  der  schuldige  Betrag  wäre  Mk.  5000—, 
80  würde  also  der  Wechsel  lauten: 

Dresden,  1.  August  lOül.  Mk.  5000.  — 

Drei  Monate  nach  heute  zahlen  Sie  für  diesen  Prima-^^  ecUsel 
an  die  Ordre  der  V  e  r  e  i  n  s  b  a  n  k  in  Hamburg 
Mark:  Fünftausend 
Wert  erhalten  und  steilen  es  aui  Kechnun<!:  laut  Bericht. 

Karl  bchulze 

Herrn  Hermann  Müller 
Berlin,  Friedrichst.  15.  TU. 

Angenommen,  Hermann  Müller. 

Dieses  Accept  nebst  Faktiirenkopie  übersendet  Karl  SchuhM 
der  Vereinsbank  in  Hamburg  und  diaponiart  Uber  den  Netto» 

Gegenwert. 

v\ulser  der  Wechselversicherung  auf  einzelne  Fälle  kann 
mau  auch  seine  sämtlichen  Trassierungen  versiehern.  Man 
würde  sich  aber  m  diesem  Falle  verptiichien  müsbcu,  öuwoiil 
die  allerenten,  wie  auch  die  bloÜt  mittelmä&igen  Risiken 
unter  Ateeknrana  sa  bringen.  Eine  Kontrolle  nierttber  ist 
aber,  wie  schon  oben  bemerkt,  sehr  schwierig  durchaufilhren. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  zweiten  Falle,  dafs  jemand  auf 
die  Diskontierung  bei  der  Versicherung  verzichtet. 

Hier  erhftlt  der  Au'^steller  (Ver8icherunp!:i=inehmer)  des 
Wechsels  statt  des  Netto-ijf'trages  einen  Bürgscliein  für  den 
richtigen  Eingang  der  Tratte.  Der  ihm  zukümineiide  Betrag 
wird  ihm  erst  bei  Fälligkeit  des  Wechseis  von  dem  (iaranteu 
ausbezahlt. 

Im  dritten  Falle,  bei  der  Versicherung  Ton  Buchforderungen 
mit  offenem  Ziel,  muTs  natttrlioh  an  die  Stelle  des  Acoe:ptes 
eine  andere  Sicherheit  treten.  Es  mufs  liier  ein  Anerkenntnis 
der  Schuld  beigebracht  werden;  die  Forderung  mufs  unum* 
stttCslich  feststehen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  der  Antragsteller  für  die 
Richtigkeit  aller  seiner  Angaben,  auf  weiche  bin  die  Ver- 
sicherung abgeschlossen  wird,  haftet.  Hat  er  unwahre  An^^aben 
gemacht,  so  sind  die  Burgen  von  jeder  Verpflichtung  befreit, 
und  die  gezahlte  Prttmie  ist  Terfalfen. 

Fttr  die  au  entrichtenden  Prämien  läfst  sich  eine  feste 
Korm  nicht  aulstellen,  da  es  natttrlich  in  jedem  etnaelnen  Falle 
auf  die  Beurteilung  des  Risikos  ankommt.  Sie  schwanken  im 
allgemeinea  zwischen  1  pro  miUe  und  4  Piosent 

Um  an  Prämien  zu  sparen ,  kann  man  auch  nur  einen 
Teil  des  Risikos  versichern  und  den  nichtVersicherten  Teil 
selber  lauten. 

0» 
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B.   Versicherung  von  Fuixleruiigeo  ohne  Kennung  der  Nameo 
der  Schuldner. 
Haben  wir  im  Torhergelienden  die  Fftlle  betnditet,  bei 
welchen  der  Name  des  Schuldners  genannt  werden  muTs,  so 

kommen  wir  jetzt  zui  o^'enannten  „Blind-  oder  Abonn ein onts- 
Versicherung^y  wodurch  ein  Kaufmann  Forderungen  aus  Waren- 
lieferungen versichern  kann ,  ohne  die  Namen  der  Schuldner 
dem  Deleredoro- Kontor  anzugehoTi, 

Während  aber  in  den  oben  angegebenen  Fällen  die  zur 
Versicherung  angemeldeten  Beträge  durch  das  übernommen ö 
Delcredere  voll  gedeckt  werden  können,  mufb  bei  der  Blind- 
Tersicherung  der  Versicherungsnehmer  «nen  Teil  des  Ksikoa 
selber  laufen. 

Bei  dieser  wird  von  dem  Ver>u  lujrungsgeber  sowohl  ftlr 
jeden  Einzelfall^  also  fttr  die  einzelne  Firma,  ein  Höcbstverlust, 
als  auch  insgesamt  eine  bestimmte  Höchstentschädigung  fest- 
gesetzt. Diese  letzte  Summe  bildet  dann  die  Gesamtsumme, 
Uber  welche  die  über  eine  Blindveraicherung  auszustellende 
Police  lautet 

Gedeckt  werden  durch  die  Biintlversicherung  alle  Forde- 
rungen an  Kunden  y  mit  wichen  der  Versicherungsnehmer 
bereits  Uber  ein  Jahr  gearbeitet  hat,  und  die  ihren  Ver- 
pflichtungen innerhalb  einer  bestimmt  anzugebenden  Zeit  nach 


nähme  der  Versicherung  ein  Nachweis  zu  führen. 

Die  }Ir>ho  der  Versichenm^  richtet  sieh  nach  der  Höhe 
des  Betraf^es,  bis  zu  welchem  der  Poiiceninhaber  bisher  seinen 
Kunden  Kredit  pre^-eben  hat.  Hat  sich  dieser  Betrag  im  Laufe 
der  Zeit  verringert,  so  gilt  die  niedrigere  Summe. 

Zum  Abschlufs  einer  solchen  Blindversicherung  und  zur 
Festsetsung  des  Främiensataes  sind  folgende  Angaben  er- 
forderlich : 

1*  Der  Anfang  der  Versicherung.   Wird  nichts  vereinbart, 

so  läuft  die  Versicherung  ein  Jahr. 

2.  Gesamtbetrag  der  Police. 

3.  Das  zu  versichernde  Maximnm  für  jeden  einzelnen 
Kunden  ;  dasselbe  darf  die  Hälite  der  Gesamtversicherung 
nicht  übersteigen. 

4.  Nennung  der  Auskunftei,  bei  welcher  der  Antragsteller 
seine  Auskaufte  einholt 

5.  Benennung  des  Hauptartikeb  des  Geschttftes  des  Antrag- 
stellers. 

6.  Namhaftmachung  der  Länder,  nach  welchen  der  Absats 
erfolgt,  und  wenn  die  Firmen  des  Antragstellers  älteren 

l^ntnms  ^'md: 

7.  Der  ( iesamtverkaufswcrt  in  den  letzten  fünf  Jahren. 

8.  Die  Ketto Verluste  aus  \\  arcnforderungen  in  den  letzten 
fUnf  Jahren. 
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Bei  jüngeren  Firmen  linden  besondere  Vereinbarungen  statt. 

Wird  auf  Grund  dieser  Angaben  die  Versirherung  an- 
genommen, so  werden  auch  gleichzeitig  der  Pramiensatz  und 
der  Betrag,  f^lr  welchen  der  Antragsteller  das  Risiko  selbst 
SU  tragen  nat,  normieit.  Der  letztere  Betrag  beschränkt  sich 
eew9hnlteh  auf  wenige  Tansendtaile  der  Oesamtsnmme  der 
Police. 

Wie  bereits  oben  bemerkt,  erhalt  das  Haus  Eitzen  &  Co. 
ftlr  seine  Vemiittelung  eine  Gebühr  von  den  Garanten.  Da- 
gegen hat  jedfT,  'h-v  ein»'  Delcr»'dere-AntVai.'o  nn  genannte 
Firma  richtet,  eine  Einschreibegebühr  zur  Vermeidung  unbilliger 
Ausnutzung  zu  erlegen,  und  zwar  betragen  diese  Gebühren 
für  eine  Anfrage  oder  einen 

Antrag  auf  Hamburg   Mk.  1,50 

Für  2  dergleichen  zusammen   ...  r.  -;75 

Für  3         n  3,75 

Pttr4         ,    •  4»50 

Für  5  and  mehr  nach  Vereinbarung. 

Anfragen  oder  Anträge  auf  auswärtige  Firmen  kosten  das 
Doppelte  vorstehender  Sfttze,  zuztiglieh  besonderer  Spesen 
(wie  Depeschen— Porti —Telephongebühren). 

Ob  das  Delcredere-Kontor  die  Versicherung  jedes  Mal 
fibernehmen  will,  hängt  von  seinem  und  dem  Ermessen  der 

Garanten  ab. 

Statistisches  Material  war  uns  leidt  r  nicht  zugänglich. 
Unsere  diesbezügliche  Bitte  um  solches  und  auch  um  Mit- 
teilung der  Verteilung  des  Risikos  auf  die  eiuzeluen  Garanten 
wurde  mit  der  Motivierung  abgelehnt,  dab  eine  solche  Mitteilung 
,BU  sehr  in  das  Leben  der  Garanten  einschneide.'* 

Jedenfalls  ist  den  reellen  Kreditgebern  ein  grofser  Schutz 
und  Rttckhalt  durch  diese  Einrichtung  geboten. 

Erhält  ein  Antragsteller  auf  seinen  Antrag  einen  ablehnenden 
Bescheid  y  so  kann  er  hieraus  ersehen ,  da(s  der  betreffende 

Schuldner  sich  nicht  zur  Versicbernnp:  eignet.  In  ihrem 
eigensten  Interesse  werden  die  Finna  j^itzen  &  Co.  und  die 
Garanten  bei  Prüfung  eines  Antrages  aufs  sorgfältigste  ver- 
fahren müssen.  Geben  sie  leichtfertig  einem  Antrage  statt, 
so  werden  äie,  falls  der  Kredit  einem  Unwürdigen  gegeben 
ist,  s.  Z.  in  Anspruch  genommen  werden;  lehnen  sie  einen 
Antrag  ohne  triftigen  Grund  ab,  so  entgeht  ihnen  der  Gewinn. 

Ihre  Antwort,  die  indirekt  eine  Auskunft  ist,  wird  daher 
stets  einer  genauen  Erwtfgung  unterliegen  müssen,  da  sie  ja 
ein  Interesse  daran  haben,  zu  einem  günstigen  Resultate  au 
gelangen 

Di«  sts  mufs  besonders  gegenüber  den  Auskunftsinstituten 
hervorgehoben  werden,  welchen  eine  schleclite  Auskunft  eben- 
sogut bezahlt  wird,  wie  eine  gute.    Ihnen  entgeht  durch  die 
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entere  kern  Gewinn,  darch  die  letatere  erwachst  ihnea  kein 

besonderer  Vorteil. 

Zum  Schlufs  sei  noch  bemerkt,  dafs  das  Delcredere-Kontor 
sowohl  Diskretion  ilbt,  als  auch  solche  von  den  Antragstellern 
bei  Ablehnung  eines  Antrages  verlangt.  Es  ist  bezüglich 
dieses  Punktes  dasselbe  zu  sagen,  was  bc K  its  oben  bei  der 
berutsmäfsigen  Ausk Unterteilung  ausgeführt  ist. 


dargestellten  Versuche  das  Problem  der  Kreditversicherung" 
gelM  ist,  80  kann  man  doch  jedeD&llB  bdiaupten,  daDs  das, 
was  bei  den  vorhandenen  Schwierigkeiten,  die  der  LOsung 
eines  solchen  Problems  entgegenstehen,  zu  erreichen  war,  auch 
wirklich  damit  erreicht  ist.  £s  ist  das  eine  weitergehende 
Sicherung  des  Kreditgebers,  als  sie  durch  das- Auskunftswesen 
geboten  wird. 


Wenn  man  auch  nicht 


kann,  dals  mit  dem  oben 
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Wenn  wir  jetst  einen  EUsammenfMeDden  Rttckblidc  auf 
den  Gang  unserer  UnterBachung  weifen,  eo  tritt  nne  sanlcbet 

die  Tatsache  entgegen,  dab  von  den  ersten  Anfängen  des 

Kreditverkelirs  bis  zu  seiner  komplizierten  Gestaltung  in  der 
Gegenwart  die  Auskunfterteilung  über  die  VermögensverfiJllt- 
nisse  des  äciiuldners  als  ein  lebhaftes  Bedürims  empfunden 
wurde. 

Solange  der  Gei>chäftsverkclir  lokal  begrenzt  war,  und 
solange  er  auf  einer  jperiOnliehen  Bekanntschaft  und  Würdigung 
bemhte,  war  die  Krediterkondigung  ohne  grofiae  Schwierige 
keiten  zu  bewerkstelligen;  es  konnte  jeder  einzelne  auf  dem 
Wege  der  Selbsthtllfe  sich  die  nötige  Auskauft  verschafifen. 
So  entstand  die  geschäftsfreundliche  Auskunft.  Sie  erfllllte 
ihren  Zweck,  solanp:»»  persönliche  Bekanntschaft  im  Geschäfts- 
verkehr nocli  die  Kegel  war. 

Mit  der  Ausdehnung:  des  Marktes  fiel  aber  diese  Voraus- 
setzung fort,  und  mit  der  immer  weitergehenden  Entwicklung 
der  Arbeitsteilung  wurde  auch  die  Kreditinformation  der 
Gegenstand  eines  besonderen  Berufszweiges,  und  so  wurde 
Ende  der  dreifsiger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  mit  der 
'berufsmäfsi^en  Auskanfterteiiung  der  Anfang  gemacht. 

Die  Entwicklung,  welche  das  Auskunftswesen  seit  jener 
Zeit  erfahren  hat,  und  die  wir,  soweit  Deutschland  und 
Amnrika  in  Betracht  kommen ,  ausführlich  dargestellt  linhen, 
beweist  die  ISotwendigkeit  einer  derartiEren  Arbeitsteilung 
und  die  Existenzberechtigung  der  AuskuntLsinstitute.  Inner- 
halb gewisser  Grenzen  besteht  auch  heute  noch  nebeu  der 
beroftmllfsigen  die  gesehäftsfreundliche  Auskunft.  Soweit  sie 
noch  zulässig  ist,  erscheint  sie  als  eine  aweckmiifsige  Ergänsnng 
der  berufsmäfsig  organisierten  AuskunfterteÜung. 

Wie  jede  Einrichtung,  die  sich  im  modernen  Wirtschafts- 
leben als  ein  unentbehrliches  TTülfsmittel  des  Verkehrs  erwiesen 
hat,  neben  dem  iri  f  f^cn  Nutzen  auch  grofse  Gefahren  mit  sich 
bringt,  so  sind  auch  mit  dem  Auskunftswesen,  dessen  Bedeutung 
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nicht  hoch  genug  geschätzt  werden  kann,  mancherlei  Nachteile 
und  Mifsbräuche  ynrknUpft.  E2s  luuiddlt  sich  darum,  die  Ntttz- 
lickkeit  dieser  Einiiclitaiig  ftlr  das  Wirtschaftalebea  dadurch 
Doch  SU  erhöhen^  dafs  man  geeignete  Vorkehrongen  sur  Be- 
seitigung aller  schädiichen  Einflösse,  die  von  ihnen  ausgehen 
können,  trifft, 

J)er  stnatlichc  I'iiiL;riir  mittels  Gesetzgebung  oder  Konzes- 
sionierung kann  mit  aeiuen  bureaukratischen  Einrichtungen 
eine  derartige  Aufgabe,  zu  deren  Lösung  eine  genaue  Kenntnis 
deä  Gescliäftslebenb  und  Anpassung  au  seine  Entwicklung^ 
nötig  sind,  nicht  bewftltigen. 

Dagegen  ist  es  wohl  möglich ,  dafs  die  Handelskammern 
%a.  diesem  Zwecke  eine  ständige  Kommission  fUr  das  Auskunfte- 
wesen  organisieren,  welche  die  Gründung  der  Auskunftsinstitute 
zu  begutachten  und  ihre  Tätigkeit  zu  beaufsichtigen  und  zvl 
ergänzen  hätte. 

Die  Selbstholte,  welche  in  der  gebchäftsfreundlicheu  Aus- 
kunft zum  Ausdruck  gelangte,  hat  auch  heute  zu  umfassenden 
Organisatioueu  auf  dem  Gebiete  des  Auäkunftswesens  geführt. 
Die  Vereine  Elreditreform  zeigen,  welche  EIrfolge  sich  nach 
dieser  Bichtnng  hin  durch  genossenschafüichen  ZusanunenseUufs 
erreichen  lassen.  So  wichtig  auch  die  Dienste  sind,  die  sie 
leisten  können,  so  wird  ihre  Wirksamkeit  im  Vergleich  mit 
den  privatwirtschaftlichen  Auskunftsbureaux  dadurch  beein- 
trächtigt, dafs  es  ihnen  an  einer  zcntralistischen  Organisation 
fehlt.  Diese  kann  aln  i  leicht  durch  Anlage  eines  Zentral- 
archivs  geschaffen  werden. 

Als  ein  besonderer  Zweig  des  Auskunftswesens  hat  sich 
das  Inkasöü-Geschäft  herausgebildet.  Den  Auskunftsbureaux 
ist  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  ihr  Archiymaterial  zu 
bereichem,  zugleich  ist  aber  nicht  zu  verkennen,  dafs  durch 
die  Inkassobesorgung  die  Zuverlässigkeit  der  Auskunft  ge- 
flährdet  werden  kann,  Diese  Gefahren  werden  bei  den  Ver- 
einen Kreditreform  vermieden ,  weil  hier  das  Mahnverfahren 
kostenlos  erfolgt. 

Als  ein  Mittel  der  Selbsthülfe  sind  auch  die  schwarzen 
Listen  zu  betrachten.  Soweit  von  ihnen ,  wie  das  bei  den 
Vereinen  Kreditreform  der  Fali  ist,  ein  gewissenhafter  uud 
Torsicbtiger  Gebrauch  gemacht  wird,  sind  keine  Einwendungen 
dagegen  zu  erheben ,  sonst  aber  sind  sie  im  allgemeinen  zu 
verwerfen.  £ine  Ausnahme  kann  man  mit  der  Protestliste  des 
Vereins  deutscher  Banken  machen,  weil  das  Wechselaocept 
hier  eine  handgreifliche  Unterlage  der  Schuld  bildet. 

Die  Rechtsprechung  hat  in  Anerkennung  der  Nützlichkeit 
der  Auskunftsbureaux  diesen  einen  weitgehf-nrlon  Sdnitz  zuteil 
werden  lassen,  ebenso  können  sich  auch  ilie  \  creme  Kiedit- 
reform  in  den  Gebrauch,  den  sie  von  den  sciiwarzen  Listen 
machen,  aui  diu  Lutöcheidungen  höherer  lustanzen  stützen. 
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Als  Ergänzung  der  AuskunfterteiluDg  ist  die  Kreditver- 
sicherung zu  betrachten,  die  aber  noch  nls  ein  Problem  er- 
scheint, da  eine  befriedigende  Durehtuhrung  bisher  noch  nicht 
gelungen  ist.  Ein  Versuch,  welchen  eine  Hamburger  Firma 
io  beschränktem  Umfange  angestellt  hat,  kann  unter  Um- 
ständen auf  diesem  Gebiete  weitergehende  Erfolge  nach  sich 
li^en. 

An  einer  gedeihliclien  Fortentwicklung  des  AnskiiniW- 

Wesens  ist  bei  den  gewaltigen  Fortschritten,  welche  der  Kredit- 
▼erkehr  macht,  ungemein  viel  gelegen.  Um  eine  solche  auf 
gesunder  Basis  zu  ermöglichen,  müssen  alle  beteiligten  Faktoren 

sich  zur  Mitwirkung  bereit  erklirren 

Der  Staat  kann  durch  pcfM^niete  Gesetzgebung,  die  Handels- 
kammern k  iniien  dui«  h  IJci^^utachtung  und  Beaufsichtigung, 
die  Kaiümaauächait  kaun  durch  bereitwillige  Deklaration  ihrer 
VermttgensTerfaKltnieae  die  nötigen  Vorbedingungen  einer 
Bolchen  Weiterentwicklung  schaffen. 

Wenn  wir  durch  unsere  Untersuchungen  dazu  beigetragen 
haben,  die  Erkenntnis  von  dem  wirtschaftlichen  Nutien  des 
Auskunftswesens  zu  verbreiten  und  eine  Anregung  zu  einer 
derartigen  Mitarbeit  der  beteiligten  Kreisi^  an  der  Fortbildung 
des  Auskunft» Wesens  zu  geben,  so  glauben  wir  damit  die 
Aufgabe,  die  wir  uns  hei  der  Durchftlhrung  dieser  Unter- 
suchungen gestellt  haben,  in  eriulgreicher  Weise  gelöst  zu 
haben. 
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Srster  Abschnitt. 

Der  Zoll  auf  ßoheisen 


§  1.   Die  Eisenzölle  bi^  187^ 

Von  jeher  war  in  Preufsen  die  Indostrie  von  Eisenwaren 

sehr  bcclciit(  11(1,  während  die  Roheisenproduktion  den  heimi- 
schen Bedarf  nicht  deckte.  Demzufolge  liefs  man  Roheisen 
in  dem  berühmten  Zolltarif  vom  26.  Mai  1818  sowie  in  den 
folgenden  Jahrzehnten  von  jeder  Eingan^^sabgabe  frei  und 
versuchte  bis  1852  sogar,  die  Austuhr  aus  rlen  östlichen  Pro- 
vinzen zu  erschweren.  Erst  im  Jahre  1814  wurde  unter 
dem  Einflufs  einer  öchweren  wirtschaftlichen  Krisis  und  der 
übermächtigen  Konkurrenz  Englands  ein  Zoll  von  20  Mark 
auf  die  Tonne  (t)  Roheisen  gdegt  Unter  seinem  Schutze 
machte  die  Httttenindustrie  groCBe  Fortschritte.  —  Der  Zoll 
wurde  dann  1865  durch  den  Handelsvertrag  mit  Frankreich, 
dessen  Abschlufs  wesentlich  politischen  Qegensätzen  zwischen 
Prenfsen  und  Asterreich  zu  verdanken  war,  auf  15  Mk. 
herabgesetzt,  weiter  1868  im  österreichischen  Handelfivertrag 
auf  li\  Mk.  und  1870  auf  5  Mk.  pro  Tonne. 

In  diesen  Jahren  gewann  die  Freihandelslehre  in  Deutsch- 
laiitl  diu  Oberhand,  und  zur  Herrschaft  gelangte  sie  gleichzeitig 
mit  dem  grofsen  wirtschaftlichen  Aufschwung  1871 — 1873 
nach  dem  dentsch-franx^sischen  Kriege.  Der  Bedarf  der 
deutschen  Industrie  an  Roheisen  stieg  gewaltig,  hauptsttchlich 
veranlaÜBt  durch  die  Anlage  zahlreicher  Eisenbahnen  und 
die  Neuausrüstung  des  deutschen  Heeres.  Da  die  heimi- 
schen Hochöfen  trotz  vieler  nründungen  und  Erweite- 
rungen der  Betriebe  den  Bedarf  iu  keiner  Woise  befriedigen 
konnten,   wurde  das  Verlangen  nach  englischem  Roheisen 


'  Über  die  Geschichte  der  Eisenzölle  bis  IbTJ  und  die  Zollkämofe 
^eies  Jahres  liegen  erschöpfende  Darstellungen  vor :  Sering  „Qesehidite  dsr 

SrearsiBch-deiitscbeii  Eisenzolle"  (1818^1880X  Lots  nDieMeen  der  deutschen 
lande! «Politik  von  1860— 1S91". 
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immer  lebhattcr.  Vom  1.  Oktober  lb73  ab  kam  der  Rob- 
eisen zct  11  ganz  in  Fortfall. 

Aber  schon  in  diesem  Augenblick  waren  Bedarf  und  Pro- 
duktion auf  ihrem  Höhepunkt  angelangt.  Der  BönenkriaU 
dea  Jahres  1873  folgte  in  allen  Ländern  eine  schwere  In- 
dustriekrisis,  mit  besonderer  Heftigkeit  in  Deutschland.  Sie 
veranlafste  einen  Umschwung  in  den  liatnlelspolitischen  An* 
schauungen.  Überali  beeilte  man  sich,  die  kaum  gestürzten 
Zollschninken  wieder  anfzuricliten.  Auch  in  der  bisher  durch- 
weg ircihiindlerisch  gesinnten  Wissenschaft  wuchs  die  bchutz- 
zolUtrijmung  an  »Stärket 

Der  allgemeine  Zug  nach  handelspolitischer  Abschliefsung 
in  der  zweiten  Hälfte  der  1870er  Jahre  traf  nun  in  Deutsch- 
land auf  besonders  günstige  Voraussetzungen. 

Preufsen  hatte  bis  dahin  sehr  viel  Gtotreide  exportiert; 
seine  Landwirte  legten  demnach  mehr  Wert  auf  Erhaltung 
dcB  ausländischen  Absatzes  als  auf  den  Schutz  des  inneren 
^Marktes.  Mit  dem  Eindringen  des  überseeischen  Getreides 
wurde  auch  bei  ihnen  der  Wunsch  nach  Schut/zöllen  laut, 
naeiiiiem  schon  vorher  der  Mehrbedarf  der  anwaciisenden  Be- 
völkerung den  Getreideexport  sehr  reduziert  hatte.  Deutseh- 
land wurde  aus  einem  Getreide  ausführenden  ein  Getreide- 
Importland  und  gleichzeitig  ein  grofser  Teil  seiner  Landwirte 
aus  Freihändlern  SchutzzOuner. 

Den  Anstofs  aber  zu  der  Zollreform  von  1879  gab  der 
schlechte  Stand  der  deutschen  Reichsfinanzen,  den  au&ubessem 
indirekte  Steuern  und  Zölle  am  meisten  lj<'rufen  zu  sein 
schienen.  Aus  finanziellen  Frwjtgiingen  fand  der  Zolltarif  auch 
bei  grundsätzlichen  Freiliiindlern  wie  Treitschke  Zustimmung. 

Dazu  kam,  tlafs  damals  zuerst  in  nnsern»  uilentliehen 
Leben  die  ^Icimuigcu  und  W^ünsche  der  Produzenten  hohes 
Ansehen  und  Gehör  fanden,  während  bis  dahin  die  Beamten- 
schaft die  entscheidende  Stimme  bei  der  Gesetzgebung  gehabt 
hatte.  Zur  Geltendmachung  ihrer  Forderungen  vereinigten 
sich  die  Fabrikanten-,  und  die  Führung  im  Zollkampf  über- 
nahm der  hauptsächlich  aus  Spinnern  und  Eisenhüttenleuten 
zusammengesetzte  Centralverl)and  deutscher  Industriellen. 
Auch  ein  Teil  der  ^laschinenindustrie  schlug  sich  auf  die 
srhutzifiöllneriöche  beiie,  wälircnd  die  Weber  und  zum  Teil 
auch  die  Eisen  verarbeitenden  Industrien  am  Freihandel 
festhielten. 

Der  erste  Erfolg  der  Schutzzollbewegung  war  im  Juni 
1878  die  Einsetzung  von  Enqueten  zur  Feststellung  der  wirt* 
schaftüchen  Lage  in  der  BaumwolU  und  Eisenindustrie.  In 


t  TM.  XVI  der  Verbaadioogea  des  Vsreios  für  Sodalpolitik  sm 
21.  und  22.  April  1879. 

'  Vgl.  darüber  Bücher  in  den  Yerliandliuigai  des  Vereiiis  f&r  Social- 
poUtik  18^^.  Bd.  61,  S.  143. 
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der  Eisenenquete  wurden  4r>  Sachverständige ,  nämlich  vor- 
wiegend —  32  —  Hochofenbesitzer,  daneben  2  Bergbau- 
treibende, 2  Leiter  von  Eiscnbahnverwaltungen ,  (3  Eisen- 
händler und  4  Landwirte  —  als  Verbraucher  —  vernommen. 
Die  Vernehmungen  ergaben  seitens  der  Produzenten  über- 
wiegend das  Verlangen  nach  SchutssOllen. 

£s  folgte  die  S'klttrung  der  204  Reicbetagsabgeordneten 
vom  17.  Oktober  1878  zu  Gunsten  des  SchutzzoDesy  Bitmarcks 
Schreiben  an  die  Tarifkommission  des  Bundesrats  vom  15.  De- 
zember 1878,  die  Einbringung  des  Zolltarifentwurfes  im  Reichs- 
tag am  10.  April  1879  und  mittelst  eines  Bündnisses  zwischen 
schutzzöllnerisclicu  Industriellen  und  Landwirten  seine  An- 
nahme im  Hochsommer  1879  nach  heftigen  parlamentarischen 
Kämpten.  Vom  1.  Juli  1879  ab  traten  die  neuen  Zölle  in 
Kraft,  fUr  Roheisen  gemäfs  der  Regierungsvorlage  ein  Zoll 
Ton  10  Mark  pro  Tonne.  Auf  dieser  Höhe  ift  er  bis  jetzt 
unverttttdert  geblieben,  und  auch  der  neue  Tarifentwarf  vom 
19.  November  1901  bringt  keine  Änderung. 

Der  im  Verhältnis  zu  andern  Ländern  wenig  gegliederte 
Tarif  von  1879  enthält  unter  Position  6  —  f>c  die  EisenzöUe 
in  38  statisti seilen  Nummern  des  Warenverzeichnisses  (227 — 
265),  unter  Tosition  l'  -l^d  die  Zölle  auf  Maschinen  und 
Instrumente  in  12  Kümmern. 

Bevor  man  die  Erscheinungen  untersucht,  die  dem  Ver- 
langen nach  SchutsaOllen  zu  Grunde  lagen,  müssen  in  Kttrze 
die  damaligen  Produktionsbedingungen  der  deutschen  In- 
dustrie^ auch  im  Vergleich  zu  denen  des  Auslandes,  geschildert 
werden.  — 

§  2.   Prodaktionsbedingnn^en  und  wirtschaftliche  Lage  der 

dentschen  fiiseniDdiifltrie  1879. 

Voraussetzung  einer  grofsen  Eisenindustrie  ist  das  Vor- 
kommoi  von  Enen  oder  Kohlen.  Bei  den  hohen  Transport* 
kosten  beider  Stoffe  infolge  ihres  niedrigen  specifischen  Wertes 
ist  die  Bildung  einer  Eisenindustrie,  die  Erze  und  Kohlen 
aus  der  Feme  bezieht,  auf  die  Dauer  nicht  möglich.  £r- 
fahrungsgemäfs  kommen  die  Erze  leichter  zu  den  Kohlen, 
als  die  Kohlen  zu  den  Erzen. 

Auc  h  Deutschland  ist  reich  an  beiden  Minerali<^n.  Seine 
KohleTijioduktion  l>ptru<^  1877  4S..'5  Millioiien  loiuifn  und 
bUind  nur  hinter  England  und  Nordamerika  zurück.  Die 
mllchtigsten  Kohlenlager  finden  sich  an  der  Ruhr,  wo  Tier 
Fttnftd  aller  deutschen  Koks  beigestellt  werden,  femer  in 
Oberschlesien  und  an  der  Saar,  gleichfalls  mit  grofser  Koks- 

Eroduktion.    Danehen  kommen  noch  in  Betracht  die  Kohlen- 
ecken von  Aachen,  ferner  Wettin  und  Löbejün  im  Re- 
gierungsbezirk Merseburg,    Zwickau    und  der  Plauensche 
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Grund  iu  iSachsen,  sowiV'  Stockhciui  in  Oberfranken.  Die 
Braunkohlenlager  interessieren  iiier  nicht.  Die  Verwendung 
Yon  Holzkohlen  war  sclion  187'.'  unbedeutend. 

Die  berühmtesten  Erze  Deutächlaudö  waren  die  bieger- 
Iftnder,  die  daa  beste  Material  fhr  den  Puddelprosefii  abgaben ; 
es  sind  manganreiche,  fiast  phosphoifireie  Spateisensteine  yon 
sehr  hohem  Eisengehalt,  nicht  schwer  gewinnbar.  SchMen 
beeitst  Brauneisenerse  in  greiser  Menge  und  von  mäfsigem 
Eisengehalt,  35 — 40*^/0,  vor  allem  zum  Puddelprozefs  brauch- 
bar, fern«  r  Tlion-  und  vereinzelt  Magneteisensteine.  Ziemlich 
gering  war  damals  noch  die  Ausbeute  der  sehr  phosphor- 
lialtigen  oolithischeu  Brauneisensteine  des  Harzes.  In  Bayern, 
Thüringen  und  dem  Eheinland  hndet  man  ebenfalls  ßraua> 
Spat-  und  Roteisensteine,  Rasenerze  schlierslich  in  den  ver- 
schiedensten Gebieten  Deutschlands.  Die  grölsten  Funde  aber 
weisen  Lothringen  und  das  aum  Zollverein  gehörige  Luxem- 
burg auf:  die  nicht  viel  eisen-,  aber  stark  phosphorhaltigen 
Minetteerze.  Wegen  dieses  hohen  Phosphorgehalts  waren  sie 
aber  vor  1 S79  nur  von  mäfsiger  Bedeutung. 

Weniger  günstig  ist  die  Lage  der  Kohlen-  und  Erzberg- 
.  werke  zu  einander.  Nur  in  Oberschlesien  und  an  der  Saar 
'  sind  die  Entfernungen  mäfsig;  dagegen  sind  das  Siegcriand 
und  daa  Uulirgcbiet  über  100  km,  die  Ruhrkohlen  und  die 
j  lothringischen  Erze  sogar  300—400  km  voneinander  getrennt 
/  Dabei  fehlt  es  an  durchweg  schi£Pbaren  Wasserwegen.  — 

Die  Produktion  von  Qiefserei-Rohetsen  war  in  Deutsch- 
land schwach,  stand  weit  hinter  der  englischen  zurück  und  ge- 
nügte den  AnsprÜ9hen  der  hochstehenden  deutschen  Giefsereien 
weder  an  Menge  noch  an  Beschaffenheit.  Dagegen  war  die 
Produktion  von  PnrMclroheisen  sehr  elit\^  ickelt;  sie  hatte 
eine  auswjirtige  Konkurrenz  seit  Zurückdrangung  der  belgi- 
schen kaum  zu  befürchten  und  erfreute  sich  sogar  einer 
mäfsigen  Ausfuhr.  In  diesen  Verhältnissen  liatte  seit  1861 
die  Erfindung  Bessemers  eine  vollstflndige  Revolution  hervor^ 
gerufen.  Bessemer-Flufseisen  und  -Fli&stahl  begannen  auf 
fast  allen  Gebieten  das  Sdiweirseisen  su  verdrängen,  und 
auch  die  deutschen  Puddelwerke  muTsten  zum  Bessemer- 
verfahren übergehen. 

Hier  stellten  sieb  ibnon  aber  Sclnviorigkeiten  f^ntgogen: 
der  gröfste  Teil  der  deutschen  Erze,  aucii  in  «leui  neu  er- 
worbenen Lothringen,  liefs  sich  seines  starken  Phosphorgebaltes 
wegen  niciiL  zur  JStahlbereiLuiig  gebrauchen.    Man  war  daher 

fenötigt,  mit  hohen  Frachtkosten  spanische  und  Elbaer  Erae 
ommen  zu  lassen ,  wodurch  sieh  die  Fluiseisenproduktiou 
wesentlich  verteuerte.  — 

Dies  hatte  solange  keine  schlimmen  Folgen,  als  die  Nach- 
frage sehr  grofs  und  demnach  die  Preise  sehr  hoch  waren; 
187;^  kostete  die  Tonne  Roheisen  170  Mk.  Man  achtete  der 
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hohen  Produktionskosten  nicht,  ßondern  gründete  zahlreiche 
Aktiengesellschaften  und  baute  Hochofen  auf  Hochofen  ^  Die 
Kapitalien  entlieh  man  sich  zu  immer  höhereu  Zinsen,  und  die 
Betriebe  wurden  auf  eine  Nachfrage  wie  die  von  1873  ein- 
gerichtet, ja  auf  dne  noch  weitere  Entwicklung. 

Infoige  der  Ei«8e  sank  nun  seit  1874  die  Nachfrage  sehr 
Stsrk,  und  es  trat  eine  schwere  Depression  ein;  das  Bauwesen 
erhihmtc ,  der  Ei^^enbalinbau  stockte.  Der  Verbrauch  von 
Roheisen  pro  Kopf  d e r  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n g  betrug  im  Jahre  1873 
71  kg,  dagegen  1874  — lö7y  nur  50,0,  —  43,8,  -  41,1,  — 
38,5,  —  36,7,  —  :^4,3  kg«. 

Die  Produktion  aber  liefs  sieh  nicht  dem  gesunkenen 
Bedarf  entsprechend  einschränken,  und  so  bezahlte  man  im 
Durchchnitt  des  Jahres  1875  Air  die  Tonne  Roheisen,  die  1873 
noch  170  Mk.  gekostet  hatte,  nur  etwa  50  Mk.  Es  herrschte 
eine  geftlhrliche  Überproduktion.  Dies  wurde  zwar  in  dem 
Bericht  der  Enqiietekommission  (S.  2—4)  mit  dem  Hinweise 
darauf  bestritten,  dafs  die  deutsche  Produktion  den  Verbrauch 
gar  nicht  überschritten  hätte.  Zum  Beweise  dessen  rechnete 
die  Kommission  die  thatsächlicho  Produktionsmenge  aus  und 
ötelitc  ihr  den  Verbrauch,  zusarameugesetzt  aus  Produktion 
plus  Einfuhr  minus  Ausfuhr,  gegenüber.  Aus  dieser  Rechnung 
kann  man  höchstens  folgern,  dafs  die  Hochofenwerke  keine 
unverkauften  Bestände  auf  Lager  hatten.  Der  Begriff  der 
Überproduktion  ist  aber  der',  dafs  zwar  viel  mehr  hergestellt 
werden  könnte  nach  der  vorhandenen  Leistungsfähigkeit  der 
Betriebe,  aber  aus  Furclit,  iiiclit  verkaufen  zu  können,  that- 
sächlich  wenigei^  produziert  wird.  Und  ein  solcher  Zustand 
lag  seit  1874  vor,  nie  folgende  Berechnung  zeigt: 

Die  deutschen  Hüttenwerke  stellten  1873:  2174000  t 
Roheisen  her;  auf  eine  solche  Jahresleistung  mufsten  also 
auch  ihre  Betriehe  eingerichtet  sein.  Ersengten  sie  weniger, 
so  waren  die  Betriehe  nicht  yoll  heschftftigt.  Nun  produsierten 
die  deutschen  Hochöfen  aher  in  den  Jahren: 

1874      1875      1876      1877  1878 

1000  t:  1856      1982      1802      1899  2119 

oder  weniger  als  i.  J.  1873  in  1000  t: 

318       192       372       275  55 
oder  in  Prozenten  der  Jahresproduktion  von  1873: 

85         02         83         88     97  ^lo. 
Dabei  sind  etwaige  technische  Verbesserungen  in  den  Jahren 
1873 — 1878  ganz  unberücksichtigt  geblieben. 

^  Nach  V.  d.  Borgbt  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
Art.  Aktiengesellschaften,  wurden  bis  1870  in  der  Boi'jbau-  und  Udtten- 
industrie  23,  1870—1880:  28  Aktiengesellschatttiu  gegruudet.  — 

«  Sering  a.  a.  0.  S.  15(J» 

*  Vgl  ebenda  S.  228. 


Digitized 


6 


XXI  a 


Das  sind  die  typischen  Erschein ungen  der  Überproduktion. 
Wenn  die  Produzenten  die«  so  lebhaft  bestritten,  so  rtthrt  daa 
woU  daher»  da£i  man  fillBchlicher  Weise  in  das  Wort  einen 
Vorwurf  hineinlegte. 

Sie  machte  sich  um  so  empfindlicher  bemerkbar,  als  der 
Betrieb  besonders  der  mit  hohem  Kapital  gekündeten  und 
kost8]iieb"g  eingerichteten  Bessemerwerke  unbedingt  auf  Starke 
Beschäftigung  und  gute  Preise  ariLCCwieaen  war. 

Gi'holien  werden  konnte  nur  diuch  eine  Eiiischraukung 
der  Produktion.  Das  aber  hätte  für  viele  Hütteuwerke  die 
Vernichtung  bedentet;  denn  es  war  immer  noch  Tortellhafter, 
SU  niedrisen  Preisen  als  gar  nichts  zu  verkaufen.  — 

Zu  diesem  inländischen  Überangebot  kam  nun  aber  daa 
Englands  hinzu.  Dort  higen  die  Dinge  ähnlich,  höchstens 
insofern  etwas  besser,  als  die  Krise  die  unsoliden  Betriebe 
noch  energischer  beseitigt  hatte.  Die  Werke  waren  unbe- 
schättigt  und  versuchten,  dem  durch  l'orcierung  des  Exports 
abzuhelfen.  Und  zwar  richtete  sich  der  Export  in  erster 
Linie  nach  dem  offenen  Markte  Deutschlancl.s,  da  der  andere 
regelmäfsige  Abnehmer,  Kordamerika,  am  6.  Juni  1872  seinen 
Markt  gerocnrrt  hatte.  Die  Einfahr  nach  Deutschland  ging 
nach  der  Krise  zwar  zurück,  aber  nicht  so  stark,  wie  es  dem 
verminderten  Bedarf  entsprochen  hätte. 

Der  überlegenen  Konkurrenz  Englands  wurde  von  den 
meisten  Influstriellen  die  Hauptschuld,  wenn  nicht  die  alleinige, 
an  dem  wirtschafdichen  Niedergange  zugeschoben.  Es  helfe 
dalier  auch  nichts,  wenn  das  Inland  mit  seiner  Produktion 
Mafö  halte.    Diese  Behauptung  war  aber  übertrieben. 

Es  wurden  an  1000  t  Kuheisen  eingeführt*: 
1873      1874       1875       1876       1877  1^78 
743        549        625        584        541  485 

Sering  hat  nun  aber  meines  Eraehtens  überzeugend  nach- 
gewiesen - ,  dafs  diese  Ziflern  zu  hoch  sind,  weil  sie  einen 
grofsen  Teil  der  DurehAihr  mit  enüialten,  die  seit  dem  Fort^ 
fall  des  Zolles  i.  J.  1873  nicht  mehr  genau  deklariert  wurde» 
Versucht  man  die  Durchfuhr  nach  dem  Verhttltnis  früherer 
Jahre  auszuscheiden,  so  betrug  die  —  in  1000  t  — 

Einfuhr  zum    Aoslulir  Mshreinfiilir  Produktion  Yerhititnis  der 


Verbleib 

Produktion 
zur  Einfuhr 

1873 

690 

154 

536 

2174 

2,9 

1874 

383 

76 

307 

1856 

4,8 

1875 

438 

171 

267 

1982 

4,5 

1876 

413 

149 

'2iU 

1802 

4,4 

1877 

380 

211» 

161 

1899 

5,0 

1878 

330 

291 

39 

2119 

6,4 

*  Seriiiir  iJ.  a.  0.  S.  KU.    Die  ZiftVrn  weichen  von  doD  in  der  Be- 
gr^dtUK  711  ni  neuen  Zolltarif  gegebenen  unerheblich  ab. 

•  Ebenda  5.  1G4— 167. 
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Die  in  der  letzten  Spalte  berechnete  Zahl  legt  klar,  um 
wie  vielmal  die  Produktion  gröi'ser  als  die  Einfuhr  ist.  — 

Nun  lagen  die  VerhftltDiase  bei  Giefsereiroheisen  und 
Roheisen  fVir  schmiedbares  EUsen  gans  verschieden.  Leider 
Msheidet  die  Einfuhrstatistik  die  Roheisensorten  nicht  Bis 
zum  Jahre  1882  findet  sich  aber  ein  gewisser  Ersatz  in  den 
Angaben  der  das  Eisen  verarbeitenden  Walcwerke,  Giefsereien 
11.  n  über  die  Herkunft  des  von  ihnen  verwandten  Materials  ^. 
l^arnach  erkennt  man : 

1.  In  Puddelroheisen,  das  damals  noch  den  gröfsten  Teil  der 
deutschen  i'ioduktion  ausmachte,  bestand  überhaupt  keine 
auswärtige  Konkurrenz.  Es  wurden  1878  verschmolzen: 
18^  000  t  heimisches  und  34000  t  ausländisches  Roheisen. 

2.  Vor  1870  warde  etwa  dreimal  so  viel  englisches  als 
deutsches  Giefserei-Roheisen  verarbeitet;  seit  1871  kamen  in 
1000  t  Giefsereiroheisen  aar  Verwendang: 


1871 
1872 
1873 
1874 


deutsches  ~  "/o     engl.  ^  o               deutsches  ~  o  engl.  =  '^'o 

76  "  '27  r     204  72,9  1875:    llß  '  21.2  311  72,S 

iS2;i  77,6  lö76:     Ü-4       24,7  287  76,3 

100     22  fi      344  77,4  1877:    102       29,6  243  70,4 

115    27,2      808  723  1878:   102      SO^^  235  69,7 


Die  Verwendung  fremden  Giefsereiroheisens  hatte  1873 
ihren  liüli«?puukt  erreicht,  lieis  aber  bis  1878  sehr  nach.  Es 
deckte  1878  einen  geringeren  Teil  des  deutschen  Bedarfs  als 
in  der  Zeit  des  früheren  Zollschntses  bis  1870.  Die  Einfnhr 
Yon  Giefsereiroheisen  war  also  awar  sehr  grofs,  aber  nicht 
stärker  geworden;  sie  hatte  das  Wachatum  der  deutschen 
Produktion  kaum  aufgehalten,  war  aber  zur  Deckung  des 
Bedarfs  noch  notwendig.  In  den  Bezirken  Lothrinjiren,  Köln, 
Aachen  und  Oppeln  wurde  überwiegend  drutsrhes,  in  allen 
andern  Gebieten  mehr  englisches  Eisen  verarbeitet.  — 

3.  Wie  viel  ausländisches  Rolieisen  zur  Herstellung  von 
Flufseisen  und  Flulsstahl  verwandt  wurde,  IdUt  sich  nur  lür 
die  Jahre  1877  und  1878  feststellen,  da  bis  dahin  nur  die 
Rohstahlhtttten  Angaben  gemacht  hatten.  1877  kamen  173000  t, 
1878  III  (KM)  t  zur  Verwendung.  Davon  ist  ein  Teil  schwe- 
disclies  Holzkohlenroheisen,  das  als  unentbehrlicher  Rohstoff 
ftlr  die  Herstellung  besonders  harten  Stahls,  zu  Hufnägeln 
und  bestem  Onf-stahl,  galt,  der  gröfsere  Teil  dagegen 
englisches  Bessemerroheisen.  Aber  dessen  Kintuhr  befand 
sich  im  Rückgang  und  machte  1878  nur  noch  wenig  über 
ein  Fünftel  des  gesamten  zur  Verwendung  kommenden  Hiseus 
aus,  da  gleichzeitig  das  deutsche  Material  von  201  000  t  im  J. 
1877  auf  391000  t  im  J.  1878  stieg. 


'  Vgl,  Seriog  a,  a.  0.  S.  175. 
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Die  englische  Einfuhr  war  also  nicht  ao  gtotUf  dafii  man 
von  einer   Überflutung  de»   deutBchen   Marktes  sprechen 

konnte,  um  so  weniger,  aU  ihr  grötster  Teil,  das  Giefserei- 
roheisGUy  kein  neuer  Konkurrent  unserer  Hochöfen  war. 
Allerdings  war  der  Einflufs  des  enj^lischen  Wettbewerbes  auf 
dem  deutschen  Eisenmarkt  wesentlich  gröfser.  als  der  that- 
sächhche  Import  andeutet.  Denn  schon  die  Möglichkeit  der 
Einfuhr  zu  niedrigeren  Preisen  vermag  die  Inlandspreise 
herabzudrUcken;  kostete  Kohcibcn  in  Loudon  35  Mk.,  so  konnte 
man  auch  in  Deutschland  auf  die  Dauer  keinen  höheren 
Preis  frei  Verbrauchsort  nehmen^  als  35  Mk«  plus  Fracht 

Die  englischen  Preise  von  Giefsereiroheisen  bestimmten 
die  deutschen  nun  in  Tollem  Mafse  auf  dem  norddeutschen 
Markte,  wohin  das  englische  Eisen  billiger  als  das  west- 
fälische und  schlesische  gebracht  werden  konnte,  besonders 
auch  in  Hr^rlin.  Weniger  im  Süden  und  Südwesten  des 
Reiches,  da  hierhin  die  weatfölischen  und  lothringischen  Hoch- 
öfen niedrigere  Frachtkosten  hatten.  In  Besüemerroheisen 
war  der  Parallelismus  zwischen  deutschen  und  englischen 
Preisen  weniger  deutlich,  bei  Paddelroheisen  bestand  er 
gar  nicht. 

In  den  Jahren  1877  und  1878  standen  die  englischen 
Preise  niedriger  als  jemals  seit  18(53.  Nach  einer  Steigerung 
auf  104  sh.  i.  J.  1873  hatten  sie  1S?74  — 187()  noch  zwischen 
43  sli.  und  56  s]i.  c^eschwankt,  1^77  aber  tiel  der  Preis  auf 
37,3  öh.  und  erholte  sich  1S7S  nur  auf  39,3  sh.  ^  — 

Die  Fortdauer  derartig  ungünstiger  Zustünde  brauchte 
man  zwar  nicht  zu  erwarten,  aber  auraerdem  behaupteten  alle 
Fabrikanten  auf  das  lebhafteste,  die  englische  Httttenindustrie 
sei  der  deutschen  Überhaupt  durch  geringere  Produktions- 
kosten überlegen,  sowie  dauernd  auf  den  Export  zu  uns  ein- 
gerichtet Die  deutsche  Eisenindustrie  könne  die  englische 
Konkurrenz  daher  nur  bei  hohen  Preisen  aushalten  und  be- 
dürfe eines  krttfti[!:«Mi  Zollschutzes. 

Der  im  folgenden  versuchte  Vergleich  zwischen  Deutsch- 
land und  England  stützt  sich  im  wesentlichen  auf  die  E  i  s  e  n - 
euq^uete.  Ohne  den  nach  23  Jahren  alimählicii  verblafsten 
Streit  über  die  Zuverlässigkeit  ihrer  Angaben  und  der  daraus 
Yon  der  Kommission  gezogenen  Schlüsse  wieder  aufennehmen, 
kann  man  doch  soviel  sagen,  dafs  derartige  Vergleiche. nie 
von  zweifelloser  Zuverlässigkeit  sind.  Ist  es  schon  schwer, 
die  heimischen  Produktionskosten  mit  Rücksicht  auf  die 
zahlreichen  dabei  in  Betracht  kommenden  Faktoren  als 
Matorialkosten,  Liihne,  Anlagekapital  genau  zu  berechnen,  so 
gilt  (lies  erst  recht  für  das  Ausland.  ^lit  diesem  Vorbehalt 
kann  man  aus  der  Enquete  doch  den  ^Schluls  ziehen,  dafs 


'  Nach  den  Preisuotieruugeii  des  Eisenhändlers  Klkan  in  Hamburg 
(8tabl  und  Eisen  1885»  S.  1041%.). 
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Englandä  Hüttenindustrie  der  deutschen  überlegen  war  und 
zwar  in  folgenden  fünf  Punkten: 

1.  England  bezog  aeme  Erze  für  den  BessemerprozelB 
mit  geringeren  Kosten.  Ein  grofser  Teil  der  englischen  Erze 
war  phosphorfrei  und  daher  zur  Darstellung  von  Flufseisen 
braucnhar.  Vor  allem  aber  stellte  eich  für  England  der  Be- 
zug spanischer  und  Elbaer  Erze  M'esentlich  billij:^er  als  für 
uns.  Einmal  Heg:en  die  englischen  Hochr)fen  ganz  in  rler 
Kähe  des  Meeres;  auiserdem  ist  die  Entfernung  von  Spanien 
nach  England  geringer,  und  die  SchiffstVaehten  waren  niedriger. 
Infolgedessen  erhielt  England  die  für  eine  Tonne  Roheisen 
erforaerlichen  Eisenerze  ans  Spanien  (Bilbao)  am  etwa  19  Mk. 
billiger  als  die  deutschen  Httttenwerke.  Dies  bedeutete  aber 
—  besonders  bei  dem  niedrigen  Stand  der  Eisenpreise eine 
ganz  wesentliche  Differenz  ^ 

2.  Die  in  England  selbst  gefundenen  Erze  und  Kohlen 
liegen  rlicfiter  zusammen  als  bei  uns.  In  Oleveland  findet 
man  Erze  und  Koiilen  häufig  in  demselben  J3ergwerk.  Soweit 
aber  für  England  Entfernungen  in  Betracht  kamen,  waren  die 
Frachtsätze  zum  mindesten  nicht  höher,  zum  Teil  sogar 
niedriger  als  die  deatacben'. 

3.  Auf  dem  Wasserwege  lieferte  England  über  die  Nord- 
wie  Ostseehäfen  den  norddeutschen  Giefsereien  das  Eisen 
billiger,  als  es  Oberschlesien  oder  Westfalen  konnten,  um  so 
mehr,  als  die  deutschen  Wasserstrafsen  unzureichend  und  die 
Frachtkosten  holie  waren.  Selbst  nach  dem  Hauptabsatz- 
punkt Berlin  war  für  England  der  Trausport  nicht  teuerer 
als  für  Schlesien  ^ 

Diesem  besonders  schwer  empfundenen  Nachteil  konnte 
man  durch  Zölle  oder  durch  eine  Erleichterung  des  dentseken 
Absatzes,  also  Frachtverbilligung,  begegnen.  Die  letztere 
Methode  wur  aber  aus  finanziellen  Gründen ,  die  ja  bei  der 
1879er  ZoUreform  —  wenigstens  für  die  KeS^^i^S  — 
Hauptrolle  spielten,  undurchführbar. 

4.  En  Irland  besafs  —  und  zwar  ebenfalls  besonders  in 
Giefsereiroheisen  —  eine  seit  Generationen  ununterbrochen 
thätige,  gut  geschulte  A  r  b  e  i  te  rbevölkerung;  die  Tages- 
leistung des  englischen  Arbeiters  war  wesentlich  grölser  als 
in  Deutschland  und  überwog  den  Mehraufwand  an  Löhnen 
weit*«  Aber  auch  im  Bessemernrozefs  hatten  die  englischen 
Arbeiter  sehen  eine  Üngere  Schulong  durchgemacht,  während 
der  Fuddelprozefa,  in  dem  die  deutschen  Arbeiter  herror- 
ragtetty  an  Bedeutung  immer  mehr  abnahm. 


*  Kommissionsbericht  S.  15;  Yemebmungen  S.  892. 
'  Kommissionsbericht  S.  15. 

s  Ebenda  S.  14. 

*  Ebenda  S.  15. 
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ö.  Zu  diesen  speciellen  Gründen  kam  nun  noch  eine 
Reihe  mehr  aUgemeiner  Natur  hinsu: 

Engkmds  Eisenindiistrie  beBaTs  seit  Jahnehnten  einen 

Weltruf,  man  hielt  allgemein  englische«  Eisen  fUr  besser,  und 
dieses  Vorurteil  bestand  auch  in  weiten  Kreisen  Deutschlands. 
Besonders  zum  Giefsen,  aber  auch  für  Stahl  und  Draht, 
gab  man  dem  eTiglischen  Eisen  den  Vorzug.  Ferner  war 
England  ein  hochentwickelter  Industrie-  und  Handelsstaat 
und  erfreute  sich  aller  Vorteile  desselben:  j^röfserer  Reichtum  an 
Kapitiilien,  stärkere  Organisation  des  Kredites,  lebhafterer  Ver- 
kehr und  weitverzweigte  Absatzbeziehungen.  Sie  wurden  durch 
die  mächtige  Handelsflotte  und  den  grofsen  Schiffbau  nntersttltzt 

Bestritten  wurde  Englands  Überlegenheit  in  der  Technik; 
für  den  Puddel-  und  wohl  auch  den  Bessemerbetrieb  mit 
Recht.  Dag^en  war  es,  wie  von  vielen  Seiten^  versichert 
wurde,  bei  uns;  noch  unmöglich,  ein  so  gleichmäfsiges  Giefsmi- 
roheisen  zu  cililasen  wie  in  En^MaTirl. 

Zu  Ungunsten  Enghands  üelcn  m  die  Wagsciiale  nur  die 
höheren  Abgaben  der  Bergwerksbesitzer  an  die  Grundeigen- 
tümer, vielfach  noch  20  °/o  vom  Werte  des  gewonnenen  Erzes. 
Doch  erwartete  man  eine  Verminderung  der  Abgaben*.  — 

Der  Bericht  der  Enquetekommission  lafst  die  Angaben 
über  die  Differenz  zwischen  deutschen  und  englischen  Pro- 
duktionskosten zusammen'.  Darnach  kostete  die  Her- 
stellung von 

Bt'bsemerroheisen     Puddelrobeisen  Gieraereuoiieiseo 
in  ordinArem*  Qoalitits« 

Mark  Msil  Mark 

Westfalen  61—70  45         52-61  59—64 

Schlesien  72-80         41—54        52  54-60 

Lothiingeii  —  34-38  — 

England  58-^  86-88 

Dun  Belgien  82—89        —  88,4 

Die  Herstellung  von  gutem  Giefsereiroheisen  war  also  in 
England  um  10 — lö  Mk.,  die  des  ordinären  um  fast  20  Mk, 
billiger  als  in  Westfalon  und  Schlesien,  inn  etwa  ^\k. 
billiger  als  in  Lothringen.  In  Beasemerrolieisen  war  Englands 
Vorsjirung  gegen  Westfalen  8  Mk. ,  gegen  Schlesien  20  Mk.; 
hier  war  aber  der  Be^bcmerprozefs  noch  uneutwickelt. 

Die  Angaben  für  Puadelrohetsen  sind  nur  der  Voll- 
ständigkeit wegen  mit  gegeben.  Obgleich  die  Kosten  seiner 
Gewinnung  darnach  in  Deutschland  wesentlich  höher  waren, 
hatte  es  doch  eine  fremde  Konkurrenz  nicht  zu  bestehen. 


\42—4o  (üttiotuscties) 


'  Vgl.  Sering  a.  a.  0.  S.  17i?  fg. 

'  Kommissionsbericht  S.  19,  20,  Vernehmungen  S.  261. 
'  Kommissionsbericbt  S.  12—18. 
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Dieä  lälöt  darauf  ächlieüseu,  dafs  auch  iu  den  audercn  Korten 
die  Konknrrens  so  echlimm  nicht  sein  konnte.  — 

£in  von  der  Enquetekonimission  angestellter  Vergleich 
mit  den  Verkaufspreisen  zeigte,  dafs  ein  wirklicher  Gewinn 
eigentlich  nirgends  erzielt  wurde;  bei  westfälischem  Bessemer- 
roheisen überschritten  die  Herstellungskosten  sogar  die  Ver- 
kaa&preise^  Diese  waren  flUr 

Bessemerrolieiseo  Piuldolroheisen  GieAsreirobelsen 

in  ordin^ürera-  QuaütäU- 

Mirk  Mark  Mark 

Westfalen           63-69  45        54-60  5S-65 

Schlesien                 —  —  53  56 

L-othringen              —  35—38        —  42—49 

Nur  die  bayerische  MaximilianshUtte  berechnete  für 
ßessemcrroheisen  63  Mk.  Selbstkosten  und  70 — 72  Mk.  als 
Verkaufspreis.  — 

Auch  auf  die  Konkurrenz  Beipens  wurde  der  Preisdruck 
zurückgeführt.  In  W  ahrheit  war  öie  aber  auf  dem  Roheisen- 
markt sehr  gering.  Denn  der  gröfste  Teil  der  aus  Belgien 
deklarierten  £infuinr  war  nur  Mgische  Durchfuhr  und  in 
Wirklichkeit  englisches  Eisen.  Der  eigentliche  Import,  den 
man  aus  den  belgischen  Ausfuhrziffern  erkennen  kann,  wuchs 
nicht*.  —  Die  Einfuhr  aus  Frankreich  war  mit  9000  t  un- 
bedeutend und  geringer  als  der  P^xport  dorthin;  man  be- 
fürchtete allcrfUngs  ein  Anwachsen  des  Imports,  wenn  die 
hohen  Preise  in  Frankreich  sänken.  Man  nahm  die  fran- 
zööibihen  Produktionbkosten  als  den  deutschen  {gleich  an.  — - 

Der  Einfuhr  stand  ein  ziemlich  erheblicher  Export  gegen- 
ttber,  immerhin  ein  Beweis  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
deutschen  Eisenindustrie.  Zwar  wurde  Ton  den  Befürwortern 
des  Zolles  ausgeführt,  es  handle  sich  nur  um  eine  Kotausfnhry 
infolge  der  Bi  .lr.ingnis  durch  die  fremde  Konkurren«  auf 
dem  heimischen  Markte.    Wenn  aber  die  Industrie  schon  auf  ' 
dem  heimischen  Markte  nicht  konkurrieren  kann,  so  kann  sie  i 
es  erst  recht  nicht  auf  di m  tremden,  soweit  ihr  Absatz  dort-  ; 
hin  nicht  etwa  geograjjhisch  oder  handclspoh'tiöch  begünstigt 
ist.    Dies  war  aber  England  gegenüber  damals  nirgends  der 
Fall;  nur  Oberschlesien  hatte  zum  Export  nach  manchen/ 
Teilen  Rufslands  einen  Vorsprung.  Die  Ausfuhr  geschah  also 
zwar  zu  niedrigen  Preisen  und  wurde  mehr  als  in  normalen 
Zeiten  forciert,  aber  dieses  hatte  seine  Ursache  in  erster  Linie 
wieder  in  dem  dargelegten  Mifsverhttltnis  »wischen  deutschem 
Bedarf  und  Produktion*.  — 

Aus  den  angeführten  Daten  und  Mitteilungen  erkennt 

■  Kommissionshericht  S.  13—18. 

•  Sering  a.  a.  0.  S.  177,  178. 
'  Koniniissionsbericht  S.  18. 

*  Vgl.  beriog  a.  a.  0.     228  fg. 
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man  denmach  aU  Urüude  für  die  schlechte  Lage  der  Hütten- 
industrie : 

Die  deutschen  Hochöfen,  die  Pudddrolieisen  herstolltODy 
litten  nicht  unter  ausUlndiBcher  Eonkurrens,  wohl  aber  unter 
Üborprodaktion  iind  der  Verdrängung  durch  Flufseieen;  die 
deutschen  Hochöfen,  die  Bessemerroheisen  herstellten,  unter 

der  herrschenden  Überproduktion,  verschärft  durch  besonders 
liohe  Produktionskosten.  Hinzu  trat  rWa  englische  Konkurrenz, 
die  zwar  an  sich  niclit  umfangreich  war,  aber  bei  den 
niedrigen  Preisen  schärfer  als  zu  normalen  Zeiten  wirkte. 
Sie  war  im  wesentlichen  durch  die  geringeren  Besciiaüungs- 
kosten  phosphorfreier  Erze  bedingt. 

Die  Gieüsereiroheisen  produzierenden  Hochofen  liatten 
sowohl  unter  der  mangelnden  deutschen  Nachfrage  als  auch 
unter  der  englisclien  Konkurrenz  zu  leiden.  Diese  war  völlig 
maisgebend  bei  Giefsereiroheisen  in  Norddeutschland ,  hatte 
einen  geringen  Einflufs  auf  Flufsroheisen  und  -Stahl  und 
keinen  direkten  aut  Putldelroheisen,  — 

AVährend  der  Ceutralverband  anfangs  noch  einen  Zoll 
von  C)  Mark  vorj^eschlagen  hatte,  hielt  man  schliefslich  einen 
10-MarkzolI  zum  Schutz  gegen  die  englische  Konkurrenz  für 
notwendig.  Die  Motive  der  schutzzOllnerischen  Mehrheit,  wie 
sie  insbesondere  in  der  Reichstagsrede  des  Abg.  Stumm  am 
16«  Mai  1^79  zur  Sprache  kamen  ^,  waren  etwa  folgende: 

Die  Enquete  habe  bewiesen,  dafs  die  deutschen  Hoch- 
öfen dem  Untergänge  verfallen  wären,  wenn  die  beständig 
wachsende  englische  Konkurrenz  nicht  ferngehalten  würde. 
Das  englische  Giefsereiroheisen  sei  und  bleibe  dem  deutschen 
tiberlegen.  Das  \  oi  züu':1i(  he  deutsche  Puddeleisen  sehe  seiner 
völligen  Verdraugimg  durch  das  Flufseisen  entgegen;  jetzt 
habe  gar  Thomas  gezeigt,  dals  man  phosphorhaltige  Eisenerze 
unter  IVa^/o  Phosphor  zur  Flufeeisen Produktion  verwenden 
könne;  damit  seien  die  lothringischen  Erze,  die  über  1,7*^/0 
Pho6|)hor  enthielten,  noch  nicht  brauchbar,  wohl  aber  die 
Clevelanderze,  und  so  würde  das  englische  Eisen  auch  den 
deutschen  Markt  für  schmiedbrires  Roheisen  erobern,  wie  es 
den  ftir  Giefsereiroheisen  schon  erobert  hätte.  In  Flufseisen 
würden  wir  nicht  koukurrieren  können;  es  müsse  daher 
einesteils  den  Puddelwerken  ermöglicht  werden ,  unter  hohen 
Preisen  bei  diesem  Verfahren  zu  bleiben;  femer  sollte  ihnen 
zur  Entschädigung  Hlr  ihre  unausbleiblichen  Verluste  bei  der 
Herstellung  schmiedbaren  Eisens  ganz  fest  der  Absatz  von 
Giefsereiroheisen  gewonnen  und  gesichert  werden.  Der  Zoll 
mUsse  den  Unterschied  zwischen  englischen  und  deutschen 


^  Ahnlich  äufserten  sich  die  Abgeordneten  Rentzs«  Ii  am  lö.  Mai  und 
Berger  fini  16.  Mai  IST^^  <:2.  ]  j><ut\^).  —  Vgl.  auch  die  FiiiL^  il  •  des  Ver- 
handes  deutscher  Eisen-  uuU  btaiüindustrieUer.   Antaog  Februar  lbl9. 
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Produktionskosten  ausgleichen.  —  Neben  den  wirtschaftlichen 
wurden  vereinzelt  auch  politische  Gesichtspunkte  geltend  ge- 
macht: Es  erhöhe  DetttscUandB  Unabhlbigigkeit.  wenn  es 
seinen  Bedarf  an  Eisen  ganz  im  Inlande  decken  könne. 

Der  Zoll  von  10  Mark  war  höher  als  der  seit  18(38  be- 
stehende. Der  Ziffer  nach  entsprach  er  dem  yon  1865—1868; 
in  Wirklichkeit  war  er  wesentlich  höher,  da  der  Koheisen- 

f)rei«  inzwischen  sehr  gesunken  war.  Bei  dem  rlnrchs;ehnitt- 
ichen  Preisstand  der  Jahre  1877 — 1879  bedeutete  er  für 
Qualitäts-Giefsereiroheisen  einen  Wertzuschlag  von  fast  20®'o, 
für  ordinäres  Giefsereiroheiseu  von  20 '^/o,  für  ßessemerroh- 
eisen  von  1S*/d.  Er  wttrde,  wäre  er  yoU  zur  Wirkung  ge- 
kommen ^  die  Differenz  der  Selbstkosten  zwischen  englischem 
und  deutschem  guten  Giefsereiroheisen  ganz,  zwischen  dem 
ordinären  nicht  ganz,  zwischen  dem  Bessemerroheisen  mehr 
als  vdUig  ausgeglichen  haben. 

§  S.  Einfliihr,  Ansftahr  und  Produktion  tou  Boheiseft 

Grundlegend  ftlr  die  Entwicklung  der  Eisenindustrie  in 
den  letzten  zwei  Jahrzehnten  ist  das  beständige  Anwachsen 
des  Eisenrerbrauchs.  Immer  mehr  G^enstttnde  werden  aus 
Eisen  angefertigt,  immer  neue  Länder  werden  der  Kultur 
und  damit  dem  Eisen  erschlossen:  die  Länge  der  Eisenbahn- 
schienen hat  sich  seit  1878  verdreifacht.  Die  Welt  wird 
immer  eiserner. 

Mit  der  Steigerung  des  Bedarfs  Hand  in  Hand  gehend, 
teils  sie  veranlassend,  teils  durch  sie  veraulafst,  ist  auch  die 
Produktion  enorm  gewachsen,  von  18  auf  40  Hill.  Tonnen 
zwischen  1878  und  1900.  Menr  und  mehr  konzentriert  sie 
sich  auf  die  drei  Länder  England,  Deutschland  und  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika;  erst  in  weitem  Abstand 
folgen  dann  Frankreich,  Österreich,  Belgien,  Rufsland, 
Schweden,  Spanien  und  mit  geringen  Mengen  Italien,  Canada 
und  Japan.  Neben  Nordamerika  hat  an  der  grofsen  Ent- 
wicklung Deutschland  den  lebhaftesten  Anteil  genommen; 
seine  Produktion  stieg  zwischen  1878  und  lOOU  von  2  148000  t 
auf  8436000  t,  und  reduziert  man  —  nach  der  bekannten 
Methode  unter  HinzufUgung  von  ein  Drittel  —  die  Eisen- 
febrikate  auf  Roheisen,  so  betrug  die  Eisenausfuhr  1899: 
2228000  t  gegenüber  1275000  t  i.  J.  1878.  Der  heimische 
Verbrauch  stieg  von  37,2  kg  i.  J.  1878  auf  81,7  kg  i.  J. 
1890  und  12S  kg  1800»  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  EntwidduDg  des  Aufsenhandels  und  der  Produktion 


»  Schätztmgen  des  Jahrbacbs  fttr  den  Oberbergsmtabezirk  Dortmund 
1900/1901,  S.  590,  594. 
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stellt  die  Tabelle  I  dar.  iii  8}Kiltc  ö  ist  der  Verbrauch  an- 
gegeben, in  Spalte  o  der  Anteil  des  Imports  am  Verbrauch.  — 

Die  Einfuhr  zunächst  weist  im  Jahre  1880  gegenüber 
1878  einen  erheblichen  Rückgang  auf,  um  98000  t.  Das 
Jahr  1879  kann  zur  Vergleichune  nicht  herangezogen  werden, 
da  der  Zoll  erst  seit  dem  1.  Juli  1879  erhoben  wurde.  Der 
Import  bleibt  allerdings  nicht  so  niedrig,  steigt  vielmehr 
i.  J.  1882  wieder  beinahe  auf  die  Höhe  des  Jahree  1878. 

Seit  dieser  Zeit  ist  ein  dauernder  Zusammenhang  zwischen 
wirtschaftlichem  Aufschwung  und  Anwachsen  der  Einfuhr  zu 
konstatieren;  dagegen  sinkt  die  Einfuhr  in  Dopressionsiahren. 
Die  Jahre  1881  —  188.S  brachten  wenigstens  eine  vurüber- 
gehende  Besserung  der  seit  sieben  Jahren  bestehenden  wirt- 
schaftlichen Notlage:  die  Einfuhr  steigt  auf  283000  t;  sinkt 
aber  in  den  ungünstigen  Jahren  bis  1886  wieder  auf  165  000  t. 
1890  erhebt  sie  sich  auf  385000  t,  um  nach  der  Krise  von 
1890  wieder  bis  auf  188000  t  i.  J.  1895  herabzugehen.  Die 
glänzenden  Jahre  1890 — 1900  lassen  den  Import  bis  auf 
727000  t  anwachsen,  was  dem  dos  Jahres  1873  fast  gleich- 
kommt 8ie  ist  veranlafst  durch  den  das  Angebot  weit  über- 
steigenden Bedarf.  In  der  Krise  des  letzten  Jahres  endlich 
ist  auch  die  Einfuhr  wieder  sehr  lierabgegangen. 

Die  Einfuhr  besteht  seit  etwa  1883  fast  aussohliefslich 
aus  Qiefsereiroheisen.  Die  Verwendung  desselben  nahm  nicht 
ab;  gegenüber  285000  t  i.  J.  1873  betrug  sie  in  1000t 

.     ,  .  1879       1880       1881  1882 

im  Jahre       ^45        235        >24  241 

Dage^^^en  war  zu  dorselbcn  Zeit,  der  eines  wirtschaftlichen 
Aufschwungs,  das  ausländische  Elufsrobeisen  auf  112000  t 
zurückgegangen. 

Eine  zahlenmäfsige  Scheidung  der  Koheisensorten  ist. 
seitdem  nicht  mehr  möglich,  da  die  Angaben  der  Qiefsereien 
und  Walzwerke  über  das  von  ihnen  verarbeitete  Roheisen 
aufhören,  und  ein  Ersatz  dafür  fehlt.  Es  ist  aber  ziemlich 
sicher,  dafs  seit  etwa  1883  oder  1884  englisches  Bessemere 
roheisen  fast  gar  nicht  mehr  auf  den  deutsclien  Markt  ge- 
kommen ist.  T*reisr,otierun*j^cn  finden  nur  für  Giefereiroheiseu 
statt,  kein  Interessentenverband,  keine  Handelskammer  berichtet 
tiber  englischen  Import  von  Flufsroheisen.  Überdies  bestätigt 
jeder  Eisenhändler,  dais  aus  Euglaud,  aufser  etwa  in  den 
letzten  Jahren,  fast  nur  Oiefsereiroheisen  importiert  wird, 
Wlihrend  also  die  Einfuhr  des  letsteren  nach  dem  Zollgeseta 
kaum  abnahm,  sank  die  Verwendung  englischen  Bessemer- 
roheisens rasch  und  blieb  seitdem  ganz  gering. 

Auch  die  seit  1897  aus  Nordamerika  eingeftlhrten  ge- 
ringen Eisenmengen  dienen  grofstontcilg  zum  Guß :  si^^  stielten 
1900  bis  auf  31000  t,  sind  aber  1901  schon  wieder  erheblich 
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zuriu  kgegangen.  —   Der   Rest   der  Einfuhr   entfällt  auf 

Schweden  (vgl.  §  4).  — 

Das  ontgegerigesetzte  Bild  zeigt  sich  bei  der  Ausfuhr: 
sie  ist  bcliwach  in  Zeiten  lebhaften  Aufschwungs,  stärker, 
wenn  auch  nicht  grofs,  bei  einer  Depression.  So  übertraf  sie 
in  den  Zeiten  gröfster  Notlage,  188(3  und  1887,  die  Einfuhr 
gans  erheblich  und  rückte  auch  1894/95  nah  an  die  Einfuhr- 
summe  heran.  Im  ganzen  ist  die  Tendenz  absteigend,  was 
aus  dem  wachsenden  Bedarf  Deutschlands,  sowie  aus  dem 
zeitweiligen  Verlust  des  nordamerikanischen  Absatzgebietes 
für  das  beste  Siegerlander  Spiegeleisen  zu  erklitren  ist.  Die 
Ausfuhr  richtete  sich  die  80er  Jahre  hindurcli  ehendorthin, 
in  den  letzten  Jahren  hauptsächlich  nach  Belgien,  Frankreich, 
Österreich,  auch  nach  Ru Island  und  der  öchweiz.  Schon  seit 
1888  hat  sie  200000  t  nicht  überstiegen;  doch  ist  in  den 
nächsten  Jahren  eine  Zunahme  möglich.  Falls  nämlich,  wie 
es  den  Anschein  gewinnt,  unsere  Roheisenprodaktion  seit  1899 
über  den  Inlandsbedarf  normaler  Zeiten  gestiegen  ist,  so 
könnten  sieh  die  Hüttenwerke  während  schlechter  Jahre  au 
einer  Forcierung  des  Exi)arts  genötigt  sehen.  Im  ganzen 
aber  exportiert  Deutschland  entschieden  Eisen  nicht  roh, 
sondern  zu  Fabrikaten  und  Waren  verarbeitet 

Aus  der  Handelsstati.stik  crgiebt  sich  demnach ,  dafs 
Deutschland  seinen  Bedarf  an  Roheisen  für  schmiedbares 
Eisen,  sowohl  Flufs-  als  Puddelroheisen,  vollauf  zu  decken 
im  Stande  ist,  ja  sogar  einen  Überschufs  unter  Umständen 
abgeben  kann,  dafs  dagegen  die  Produktion  von  üiel'serei- 
roheisen  den  Bedarf  annähernd  nur  in  Zeiten  mftlsiger  Nach- 
frage, aber  nicht  in  Zeiten  wirtschafUichen  Aufschwungs  be- 
friedigt. Deutschland  ist  insofern  also,  wie  vor  1879^  ein  Roh- 
eisen importierendes  Land. 

Allerdings  aber  spielt  das  importierte  Roheisen  eine 
wesentlich  geringere  Rolle  als  1878;  denn,  während  die  Ein- 
fuhr bis  lsy(i  überhaupt  nicht  und  seitden  nur  vorübergeliend 
gestiegen  ist.  hat  die  Produktion  das  vierfache  ihres  da- 
maligen Standes  erreicht.  Das  fremde  Roheisen  deckte  1878 
noch  über  20  "-'o  des  deutschen  Bedarfs,  im  Jahrzehnt  bis  1890 
durchsciiniLLlich  7 o  und  seitdem  etwa  5".  o. 

Die  Produktion  Deutschlands  stieg  nämlich  von  2148000  t 
i.  J.  1878  auf  —  in  1000  t  Roheisen 


1883 

1888  1893 

1898 

1900 

'MIO 

4387  498G 

7313 

8430 

oder  setzt 

die  Produktion  des 

Jahres 

1878  gleich 

auf 

1(32 

202  232 

340 

393  0  K 

^  Nach  den  Erhebungen  des  ReidiBaaita  des  Innern  hatte  1897  die 
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Den  grölsten  Anteil  an  dieser  Entwicklung  hat  das  Flulsroh- 
eisen.    Es  betrii«^  nämlich  die  Proiluktion  in  1(MH»  t  von 


ruddelroheisen     i  Giefsereiroheisen 

r  1  n  1  Hrf  1 1 1  iM^RH 

1    1  LI  I  O  i  V'  11  ^  1  Ov*U 

16Ö3 

1888  1 

1893 

1898  , 
1900  1 

1519-  72,1"  0 
2002  =  67,9% 
1898— 43,7«/» 
1370  =  27,5% 
1173=16,3% 
1618=194% 

112  5,2% 
380=10,9% 
628— 14^«/o 

774=  15^% 
1278  17,2% 
1488-  17,8% 

4  }S  ^  20,9  «/o 
1072  =  30,9% 
1795—41,1«/« 

2832  =  56,8% 
4850  =  66,4% 
5322  =  6:34 

Zunabme 
1878—1900 

64 

1376 

4874 

Die  ProsseBtsiffeni  geben  den  .Anteil  jeder  EiaenBorte  an 

der  gesamten  deatschen  Produktion  in  j«  <ii  rn  Jahre  an.  Die 
unbedeutenden  Quantitäten  Bruch-  und  Wascheisen,  die  noch 

hinzukommen,  sind  nicht  mit  uuf«^efuhrt  ^ 

Darnach  hat  sich  die  Produktion  von  r4i  o  fscrei  roh- 
eisen  ständig  vergröfsert,  —  hauptsächlich  in  Westfalen, 
Schlesien,  Lothringen  und  dem  Harz,  üie  Technik  ist  ver- 
vollkommnet,  aber  nicht  grundlegend   umgestaltet  worden 

(vgl.  S 

Dagegen  ist  nei  der  Herstellung  schmiedbaren  Eisens 
seit  1878  eine  yGlligo  Revolution  erfolgt  Die  Tabelle  beweist 
die  von  Jahr  zu  Jahr  abnehmende  Bedeutung  des  PuddeU 
prosesses.   Seit  1883  geht  die  Produktion  von  Puddelroh- 

eisf^n  ununterbrochen  znrlU"k  und  erreicht  isOS  ihren  Tiefstand. 
Die  ►Steigeruiip:  der  Produktion  in  den  Jahren  1800  und  P»00 
ist  durch  die  stilrmidche  Nachfrage  veranlafst  und  nur  vor- 
tlbergehender  Natur. — Am  rasclisten  wurde  das  Schweifseisen 
bei  der  Schienenerzeugung  verdrängt,  öodann  bei  Draht. 
Länger  widerstand  es  bei  der  Verwendung  fär  den  Brücken- 
bau, für  Dampfkessel  und  Schiffsbleche^  wo  Fluiseisen  lange 
für  zu  hart,  spröde  und  nicht  genügend  widerstandsfähig  galt. 
In  Weifsblech  giebt  es  eine  leistungsfilhige  deutsche  Industrie 
überhaupt  erst  seit  der  Anwendung  des  Flufseisens.  Von 
srrnfser  Bedeutung  blieb  der  Puddelprozefs  noch  für  rbo 
Fabrikation  von  Ilandelseisen,  da  jetzt  noch  viele  Sciimiede 
daran  festhalten,  nur  Schweifseiseu  zu  verarbeiten,  und  für 
Röhren. 

Aus  Schweifseisen  wurden  1899  in  lOOU  t  hergestellt: 
Schienen  Draht  Bleche  Weifsblech  Haadelseiaen  Röhren 

16         33       67  —  903  62 

dagegen  aus  Flufseisen: 

792        480     778^5         34  2122  31' 

deutsche  UocholeopruduktiOD  eineu  Wert  von  327  Mill.,  die  der  Halb- 
filbrikate  ~  RohscnieDen  tmd  Ingots  ~  dneo  solchen  von  448  Mill.  Mark. 

1  Jahrbuch  des  OBA-Bezirks  Dortmuod  1900/1901,  S.  590. 

*  Biese  Ziffer  ist  sicher  sa  niedrig. 
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Im  ganzen  wurden  1878  au«  SchweiÜBeUen  etwa  vier 
Fünftel,  1899  nar  noch  ein  Fünftel  aller  Fabrikate  bergestellt 
Gewisse  Vorzüge  werden  ihm  auch  jetzt  noch  zuerkannt:  es 
gilt  als  besonders  leicht  dehnbar  und  schweifsbar;  seine 
Festigkeit  ist  zwar  geringer,  aber  gleichraäfsiger. 

Sehr  verbreitet  ist  der  Puddelprozef:^  nur  noch  im  S^i^n^er- 
land ,  wo  er  sich  wegen  des  hohen  Eisen-  und  gennj^en 
Schlaekengehaltes  der  Erze  lolint,  und  in  Oberdchlesien.  Die 
bchlessiäelien  Kohlen  eignen  sich  sehr  gut  für  den  Puddel-, 
dagegen  nur  schlecht  für  den  Flufsprozcfs ,  weil  sie  nicht 
tragähig  sind.  Daneben  haben  die  niedrigen  Lühne  und  die 
Absatzverhaltnisse  den  Puddelprozelfl  in  Schlesien  aufrecht 
erhalten;  viel  mehr  als  im  Westen  wird  dort  das  Eisen 
an  die  Dorfschmiede  Yerkauft,  und  diese  Terlangen  noch  immer 
zumeist  Schweifseisen. 

Die  geschilderte  Entwicklung  hat  Schlesiens  Bedeutung 
innerhalb  der  deutschen  Hüttenindustrie  kaum  Eintrag  pretan. 
Es  wurden  1878  etwa  11  *  o,  jetzt  10^  o  des  deutschen  Kuh- 
eisens in  Schlesien  erblasen.  Dagegen  ist  das  Siegerland  durch 
die  Verbilligung  des  Eisens  empfindlich  geschädigt  worden. 

An  Stelle  des  Puddelbetrieoes  tritt  mehr  und  mehr  der 
basische  ProzeCs. 

Der  entscheidende  Schritt  zu  dem  enormen  Wachstum 
der  deutschen  Flufseisen-  und  damit  überhaupt  Hüttenindustrie 
geschah  dnrcli  die  Eiufilhrung  der  1.^78  gemachten  Erfin- 
dung' des  Engländers  Thomas  (f  1HH4).  Thomas — und 
Gilchrist  —  gelang-  es.  den  Phosphor,  der  da»  Eisen 
kaltbruLhi^  und  so  die  Fluföciöenerzeuguug  im  Jicbücmer- 
prozefs  unmöglich  gemacht  hatte ,  dadurch  zu  entfernen,  dafs 
er  die  Converterwand  mit  Dolomit  ausfütterte  und  Kalk  in  den 
tiverter  zusetzte.  Der  Phosphor  verbindet  sich  mit  dem 
Kalk,  geht  in  die  Schlacke  über  und  Ittfst  sich  vom  Eisen 
trennen  (Basischer  Prozefs).  Man  erhält  auf  diese  Weise 
aus  jedem  Erz  völlig  phosphorfreies  Eisen.  Die  zuerst  auf 
dem  Pariser  Kong^refs  187»  vori^etragene  Entdeckung  be- 
gegnete zunäclist  nlliremeinem  Mifstrauen,  fand  aber  dann 
bald  Eingang,  zunächst  bei  iiolkow,  Vaughau  aud  Cie. ^  da«» 
grundlegende  deutsche  Patent  (Nr.  12700J  erwarben  die  Er- 
finder am  10.  April  1879  ^  Die  Nachricht  dieser  Erfindung 
rief  bereits  in  aen  Zolldebatten  des  Reichstags  lebhafte  Aus- 
einandersetzungen hervor.  Während  v.  Wedeli-Malchow  und 
Sonneraann  sie  gegen  den  Zoll  ins  Feld  führten,  sprach  ihr 
Bamberger  keine  Bedeutung  zu  und  Stumm  meinte,  sie  werde 
die  englische  K  Tilcurn  i  z  noch  verschärfen. 

Der  Thomasprozeis  nalim  von  da  an  seinen  JSiegeshuif 
durch  die  Welt.    Ganz  besonders  aber  kam  die  Erfindung 

*  Beck,  Geschieht«  de«  Eisens,  Abteiliug  V«  S.  68&  fg. 
ForMhungM  XZI  8.  —  X«itn*r.  2 
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Deutschland  zu  gute,  daneben  Belgien  und  Frankreich,  weniger 
England  und  Kordamerika.  Es  betrug*  nämlioli  das  im 
basischen  Converter  und  Hochofen  erblaeene  Fluiseisen  in 
1000  t: 

1899 

5758 
825 
2642 

101t>4 

Deutschland  stellt  also  nur  ein  knappes  Viertel  alles  Koh- 
eisem,  aber  ia^t  ®  lo  des  Thomnseiscns  her. 

Der  Grund  hierfür  ist  in  f  rster  Linie  Deutschlands 
grofser  Reichtum  au  phü6|ihorhaiu^en  i:-r/-ca,  sein  -ilaiigel 
an  phosphorfreten  Ersen;  es  yeramaTste  dies  die  deutschen 
Eisenhttttenleute  p  das  Ver&hren  mit  aller  Kraft  aufzunehmen 
und  fortzubilden.  Kordamerika  dagegen  besitzt  am  Lake 
Superior  einen  so  unerschöpflichen  Vorrat  an  phosphorfreien, 
fUr  den  sauren  Bessemerprozefs  geeigneten  Erzen,  dafs  die 
Anwendung  des  Thomasverfahrens  sich  erübrigt;  erst  nf^ner- 
dings  gewinnt  es  in  den  Südstaaten  nn  Bedeutung.  Engiaud 
scldief&licli  ist  ebenfalls  reicher  an  phospiiorr  ei  n  e  n  Erzen; 
das  aus  Spanien  bezogener  l^.rz  stellte  sich  aufserdem  billiger 
als  in  Deutschland.  Trotzdem  ist  es  eigentümlich ,  dafs  der 
Thomasprozefs  so  wenig  Verbreitung  in  seinem  Heimathmd 
gefunden  hat;  es  scheint,  als  wenn  die  englischen  Eisenhatten- 
leute  nicht  die  Anpassungsfähigkeit  und  Siergie  der  deutschen 
besessen  hätten,  als  wenn  sich  auch  in  diesen  technischen 
Dingen  der  enpi'lische  Konservativisrnns  T-.eigte.  —  In  Frank- 
reich herrscht  das  Verfahren  in  den  De]>artcnients  Nord  und 
Meurthe-et-Mosel!e,  in  Belgien  ist  es  selir  vor  breitet,  dagegen 
nur  wenig  in  Schweden.  Spanien  und  Kufshmd. 

In  Deutschland  forderte  Thomas'  ErüudunL'  vorzüglich 
die  lüthriugische  Eisenindustrie,  wo  sie  die  Benutzung  der 
für  die  nächsten  Jahrhunderte  unerschöpflichen  Minctteerze 
ermöglichte,  die  bis  dahin  fUr  den  Bessemerprozels  keine 
Verwendung  hatten  finden  kOnnen.  Ebenso  machte  sie  die 
groiaen  Dseder  Erzlager  am  Nordabhang  des  Harzes  brauch- 
bar, wilhrend  sie  Schlesien,  dessen  Erze  zwar  nicht  sehr 
eisen-,  aber  auch  meist  nielit  phosphorhaltig  sind,  weniger  zu 
gute  kam  luif]  dem  Sie;j:;erland  eher  schadete.  Auch  tiir  die 
Hütten  werke  der  Kühr  wurde  sie  von  gröbster  Bedeutung; 


^  Nach  «iner  auch  mit  audereu  Angaben  übereinstimmeuileu  Schätzung 
in  „IroB  «nd  Goal  Thüles  Review*'.  Stahl  und  Eisen  1900,  S.  1265. 


in  1887  1893 

Deutschland  991  2875 

England  370  346 

Noidamerika  —  750 

insgesamt  auf  ---^  ...... 

der  Erde  ^^55  4oU0 
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zvviu  erschlossen  sich  hier  nicht  neue  Fundatiitten  brauchbarer 
Erzü,  aber  man  konnte  nunmehr  die  bei  dem  Puddelprozefs 
gewonnenen  phoephorluütigen  Sohlaeken  yenrenden »  die  bisher 
IU6  wertlos  auf  die  Halden  gescIiUttet  waren.  Die  Schlacken 
standen  den  Hochöfen  zunftchst  teils  kostenlos ,  teib  zu  sehr 
geringen  Preisen  aur  VerAlgung. 

Als  ein  anderer  grofsor  Vorteil  des  Thomasprozesses 
stellte  sich  heraus,  dafs  die  Schlacke,  die  im  Conrerter  bei  der 
Verbindung  des  zu  Ph()8})horsäure  verbrannten  Phosphors  mit 
Kalk  entsteht,  in  fein  geniahlenoTii  Ziistnnd  ein  ausgezeichnetes 
l)Uiigeinittel  ist  (T  h  o  ni  a  s  j>h  o a ph a tm ehl)  Zuerst  1884 
biö  1SS()  von  Hoyermann  angewandt,  wurde  es  in  gröfserem 
MafjBstab  vom  Peiner  Walzwerk  hergeötellt.  Es  eiKnet  sich  be- 
sonders für  Sand-  nnd  Torf-,  weniger  für  Lehmboden.  Man 
kann  Thomasmehl,  das  in  den  sog.  Kugelmithlen  sehr  fein  ge- 
mahlen und  leicht  lOslich,  d.  Ii.  von  den  Pflanzen  leicht  fafsSar 
sein  mufs,  zu  Sommer-  und  Winterfrüchten,  hauptsächlich  an 
Roggen,  Gerste,  FutterfrUchten  und  auch  für  Wiesen  benutzen. 
Kach  der  Lösbarkeit  der  Phosphor?*!uire  —  sog.  Citratlöslich- 
keit  —  riclitet  sieli  die  Wirksamkeit  des  Dtingemittels ^. 

Der  Verbrauch  der  deutschen  Landwirtschaft  an  Tlinmis- 
innld  beträgt  jährlich  etwa  900  000  t®  und  ist  noch  einer 
starken  Steigerung  fthig.  Auch  der  Aufsenhandel  ist  nicht 
unbedeutend;  einem  durchschnittlichen  Import  von  90000  t 
Steht  ein  grüfserer  £zport  Ton  etwa  180000  t  gegenüber,  der 
sich  nach  Holland ,  Belgien,  Italien,  Frankreich,  Österreich 
und  der  Schweix  richtet 

Wedding ^  sagt  daher  mit  Recht  von  Thomas:  «Kaum  je 
hat  ein  anderer  Erfinder  nns  in  Deutschland  so  yiel  genützt 
nnd  seinem  Vaterlande  so  sehr  geschadet'  ^ 

Gana  erheblich  hat  dem  gegenüber  an  Bedeutung  der 
saure  Bessemerprozefs  verloren.  Während  1 883  noch 
etwa  57**'o  alles  Flufsroheisens  Bessemerroheisen  war,  sank 
sein  Anteil  bis  1889  auf  22  «/o,  bis  189(>  auf  14  »^o  und  bis 
1900  auf  10  "'o.    Es  wurden  lOuU  etwa  49(i(  »()()  t^"^  produziert. 

Von  den  deutschen  Erzen  eignen  sich  für  den  sauren 
Bessemerprozefs  nur  Siegerläuder  \N'eil8strahl  und  OsnabrUcker 
bpiegeleisen  j  im  ganzen  nur  etwa  lO^o.  Soweit  er  noch 
Stattfindet  —  im  Westen  in  Osnabrück,  Bochum  und  Essen, 
im  Osten  in  EOnigshtttte  —  stützt  er  sich  auf  das  Verschmelzen 
auslündischer,  insbesondere  spanischer  und  schwedischer  Erze. 


1  Beck,  Geschichte  des  Eisens,  V.  Abt.,  S.  692  fg. 

*  Angaben  von  Prof.  Mftrker-Halle  in  „Stahl  und  Eisen''  1895,  S.  290. 
»  Ment/rl  und  v.  T  n::*  rlcns  landwirtchsattl.  Kalender  1902,  S,  62. 

*  Wedding,  Das  Eiseuhuttenwesen,  S.  73. 

*  Dortmunder  Jahrbuch  1900/1901,  S.  598. 

2* 
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Grofae  FortBchritte  liat  dagegen  der  Siemens-Martia* 
prozefsgeinacbty  hauptsächlich  im  basischen  Heidofen.  Da 
man  den  Vorgang  im  offenen  Flammofen  genau  beaufsichtigen 
kann,  erhält  man  ein  gleichmäfsiges  Material  fUr  solche 
Artikel,  auf  deren  Haltbarkeit  und  Gleichmäfsigkeit  es  be- 
sonders ankommt,  wie  Dampfkessel*.  Ein  weiterer  Vorteil 
des  Veriahreus  ist  die  Möglichkeit,  die  Abfitllc  von  schmied- 
baren Eisen  —  sog.  Schrott  —  durch  Zusammenschmelzen 
mit  Roheisen  xu  verwenden,  von  besonderer  Bedeutung  .für  den 
Verkauf  alter  Schienen.  Es  werden  im  Siemens-Martinprozels 
jährlich  etwa  IVs  Million  t  Molseisen  erblasen. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein,  auch  die 
anderen  Verfahren,  wie  den  reinen  Siemens-,  aen  Gement* 

Srozefs  in  ihrer  Entwicklung  darzustellen,  ebensowenig  wie 
ie  Verschiebungen  in  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Hfltten- 
distrikte  seit  1879. 

Mit  Holzkohlen  betriebene  Hochöfen  schliefslich  finden, 
sich  nur  noch  an  zwei  Punkten  Schlesiens,  Bruschik  und 
Wziusko,  sowie  in  der  Nähe  Kölus  und  in  der  Lausitz.  Das 
Eisen  ist  weriroUer  und  kostet  etwa  das  swei&che  des  Koks- 
roheisens, 

§  4.  Der  Zoll  auf  schmiedbares  Roheisen  und  die  Erfindung 

des  Thomas. 

Die  Einflilirung  der  Schutzzölle  und  der  Erfindung  von 
Thomas  uud  Oilchrist  fällt  in  dasselbe  Jahr  1B79.  Seit  eben 
dieser  Zeit  begmut  der  durch  ungünstige  Wirtschat tsperioden 
nur  vorübergehend  gestörte  Aufschwung  unserer  Hütten- 
industrie. Jenes  ZusauimentreÜen  erschwert  es  der  historischen 
Betrachtung,  die  Wirkungen  des  Zolls  und  der  Erfindung 
von  Thomas  und  Gilchrist  auseinander  zu  halten. 

Der  Gewinn  einer  industridlen  Unternehmung  kann 
wachsen  entweder  durch  ein  Steigen  der  Preise  des  Produkts 
oder  durch  eine  Verminderung  der  Erzeugungskosten.  Der 
iSchut5r7.oll  bewirkt  ein  Steigen  der  Preise;  weni^  auf  ihn  der 
Aufschwung  der  deutschen  Hüttenindustrie  zuriickzutühren 
wäre,  so  müfste  sich  dies  zuvörderst  in  einer  Preiserhöhung 
nach  der  Zuilreform  zeigen.  Die  Tabelle  enthält  die  Preise 
von  Bessemer-,  Thomas-  und  Puddelroheisen  zur  Zeit  der 
Enquete  und  seit  1879. 

Es  kostete  darnach  das  Roheisen  in  Mark  pro  Tonne': 

1  Wedding  a.  a.  0.  S.  86. 

^  Nach  den  Angaben  in  den  Yierta^jahr&beften  zur  Statistik  des 
Deutschen  Reichs  18971  Heft  I.  —  Statistisches  Jahrimch  1901. 
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Puddeleisen 

Bessenaer- 

Thomas- 

Nr.  1         Nr.  1 

im  Jahre 

Dortmund 

Westfalen 

Bieshu    Dortmund  DOaseldorf 
(QuaUtais-)  (QualitiUs-) 

der  Enquete 

1879 

1880' 
1881 
1882 
1868 

18Ö4 
1885 

1886 
1887 

1888 

1889 
1890 
1891 

1892 
1898 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 

1899 
1900 


64,2 
78,7 
69,8 
70,1 
60,6 

5ä,l 
45,8 

42, 

49.0 

52,7 

6r,,9 
79,6 
62,1 
57,8 
52,0 

52.0 
52,0 
59,0 
63,4 
68,5 

65.4 
86^7 


483 

48,9 

413 

39,0 
43,2 
45,3 

54,8 
61,0 
49,5 
49,3 
453 

45,2 
45,6 
52,8 
57,5 
57,0 

58,5 
78,0 


52,10 

51,7 
66,8 

55.9 
06,1 
573 

54,5 
48,3 

43,5 

49,5 
52,Ü 

r>8,5 

66,6 
48,2 
48,9 
50,2 

49,8 
48,3 
57,9 

613 
59,7 

72,1 


54-^ 

58,2 

68,7 
57.4 
65,0 
57,6 

50,4 
44,2 
41,0 

46,6 

50,5 

643 

70,0 
52,1 

503 
46,7 

45^6 

47,0 
52,4 
57,4 
58,0 

59,5 
743 


56,1 

59,0 

643 
573 

50,0 
44,5 

40,9 
46,7 

50,9 

65,3 
773 
523 
51,4 
46,3 

453 

44,7 
54,4 
58,5 
583 

69,0 
883 


Eine  Vergleichung  der  Preise  nach  ^^79  mit  denen  der 
Enquete  stöfst  nun  aber  auf  eriiebliche  Schwierigkeiten. 

Der  Paddel  -  und  der  sfiure  Bessemerprozefs  nahmen  mit 
jedem  Jahre  an  Bedeutung  sehr  erheblich  ab,  der  Bossemer- 
prozesh  besonders  seit  1882.  Die  Entwicklung  der  Preise 
von  Puddel-  und  Bessemerroheisen  ist  daher  etwa  von  1S83 
au  ziemh'ch  belanglos  iUr  das  Wohlergehen  der  deutschen 
Hfltteomdiutrie,  jedOTfidb  nickt  mehr  entfernt  so  wichtig  wie 
Tor  1879*  Thonuuroheisen  aher,  das  seit  etwa  1883  die 
Hauptrolle  spielt,  wurde  ^r  1879  noch  nicht  heiigestelit. 

Man  mufs  daher  die  Produkte  des  sauren  und  des  basischen 
Prozesses  verglmchen.  Das  unterläge  für  die  fertigen  Fluft* 
eisenhKScke  auch  kaum  Bedenken,  da  Thomasfluueisen  fUr 
die  meistr  n  Zwecke,  insbesondere  für  Schienen,  Draht^  Bleche^ 
Triger  mindestens  so  gut  verwendbar  ist  wie  Bessemere 
eisen.  Aber  nicht  durchaus  vergleichbar  sind  Thomas-  und 
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Bessemerroheiseii.  Denn  das  Thomasrolieisen  ranfs  erst  im 
Converter  dem  Entplioaphorun^ßverlahren  unterworfen  werden. 
Das  erfordert  gegenüber  dem  sauren  Prozefs  noch  Kalk- 
snschläge,  die  oaatBche  AusfUtterung  des  Converters,  sowie 
gröfsere  Reparaturen  und  Löhne  ^.  Die  BOden  mfissen  nach 
etwa  20  Hitzen ,  das  Futter  nach  100 — 120  Hitzen  erneuert 
werden.  Thomasroheisen  steht  also  noch  auf  einer  niedrigeren 
Stufe  des  Produktionsprozesses  und  hat  einen  geringeren 
Wert  als  daa  Besscmerrohoisun.  Da  die  fertigen  Flufseisen- 
blöcke  aber  nicht  gehandelt  werden  und  demzufolge  keinen 
Marktpreis  haben,  ist  man  doch  genötigt,  die  Preise  des 
Tiiuuiasroheisens  mit  denen  des  Besöemerroheiseus  zur  Zeit 
der  Enquete  zu  vergleichen.  Dann  mufs  man  aber  zu  dem 
Preise  des  Thomasroheisens  noch  die  besonderen  Kosten  des 
Umwandlungsverfahrens  in  fertige  Blö  l^«  hinzurechnen ,  die 
das  Thomas-,  nicht  aber  das  Bessemerroheisen  hervorruft. 

Seit  1882  haben  sich  die  Kosten  des  Entphosphorungs- 
verfahrens  verringert.  Wedding ^  gibt  si^  für  1883  aut 4,ÖU  Mk. 
pro  Tonne  Flufscisenblöcke  an®.  Das  gibt  reduziert  auf  eine 
Tonne  Roheisen  knapp  4  Mk.*.  Dazu  kommen  noch  die 
Abgaben  an  die  Patentinhaber  mit  durchschnittlich  3,00  Mk. 
pro  Tonne,  auf  Roheisen  reduziert  knapp  3  Mk.  Die  gröfsten 
Werke  hanen  sich  durch  einmalige  Zahlungen  losgekauft*«  — 
Es  gibt  dies  zusammen  7  Hk.  bis  höchstens  8  Mk.  pro  Tonne^ 
die  anfangs  der  1880er  Jahre  dem  Preise  des  Thomasroh- 
eisens  bei  der  Yergleichung  mit  Bessemerroheisen  hinzu* 
zurechnen  sind. 

Für  die  letzten  Jahre  gibt  Thiel-Kaiserslautern  wesentlich 
geringere  Sätze  an  ®,  nämlich  etwa  3.20  Mk.  pro  Tonne  Koh- 
eisen.  —  Ferner  sind  von  1894  an  die  Paten  labgaben  fort- 
gefallen,  so  dafs  seitdem  nur  noch  3 — 4  Mk.  Mehrkosten 
entstehen.  — 


'  Weddiog,  Der  basische  BesBem«r-  oder  ThonmstnKHKels  1884,  S.  190  fir. 

2  Ebenda  S.  192. 

*  Wedding  berechnet  als  Umwandeluncskosten  für  Zusdilagskalk  0.25  — 
2,5  Mk.,  für  basisches  Futter  3,32—4  Mk.  pro  t  Roheisen,  an  Reparatur- 
kosten  ferner  2—2,90  Mk.,  an  Löhnen  3,80—4,50  Mk.  Er  nimmt  eineo  Ab- 
brand  von  15' o  nn  tmd  gelangt  auf  f;C.50-67,f)7  Mk.  Kost*  n  ilcs  Thomas- 
flufseisenbiocks,  tur  harte  ^'ummern  wegen  des  hohen  Spieiieieiäenzusatzes 
71.70-75,70  Mk. 

*  Das  Abbrandverhältnis  ist  ebenfalls  zu  15**/o  angenommen. 

*  Die  Laurahütto  und  oberschlesischo  Eiscnhahnbedarfsgesellschaft  mit 
je  loOOUOMk..  Ph(»ui.&werk  und  Hütte  „Gute  Ilotfnung"  mit  je  350000  Mk., 
Bochum  und  Union  mit  je  400(300  Mk.  (Weddinj?  a.  a.  0.) 

*  Thiel  berechnet  pro  t  FJufseisen:  Dolomit  1  Mk. ,  Teer  0.20  Mk, 
Kalk  2,25  Mk.,  die  Jjöhae,  die  siir  üerstellung  des  t'utters  nötig  sind,  das 
bei  einer  Produktion  von  1  t  Rohelsen  Torbraucht  wird:  0,20  Mk.  Dftbd 
ist  angenommen,  dafs  man  zur  Herstellung  von  7^  t  Flafseiseii  765  t  Roh- 
eisen braucht  (Stahl  and  Eisen  1901,  &  1037  fg.) 
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Vergleicht  man  unter  Berücksichtigung'  dieser  Kosten  die 
Preise  des  T  h  o  ni  a  s  r  o  h  e  i  s  e  n  s  seit  l8bo  ^  mit  denen  des 
Beasemerrohcisenä  in  der  Enquete,  so  ergeben  sich  für  1883 
12—13  Mk.,  für  1880  sogar  etwa  20  Mk.  weniger.  Gerade  in 
diesen  Jahren  aber  fand  der  Thomasproselk  die  gröÜite  Ver- 
breitung. Auch  in  den  anerkannt  guten  Jahren  1888  und 
1880  blieben  die  Preise  noch  um  13  bezw.  5  Mk.  unter  denen 
der  Enquete;  1890  stellten  sie  sich  infolge  der  stürmischen 
Nachfrage  gleich.  Anfangs  der  1800er  Jahre  ist  die  Differenz 
zu  unguuöten  des  Thomasroheisens  wieder  über  12  Mk.  und 
in  den  Zeiten  wirtschaftlichen  Aufschwungs  von  189ü  an 
noch  immer  etwa  0  Mk.  Erst  1898  kommt  der  Preis  dem 
der  Enquete  fast  gleich,  überholt  ihn  dann  1899  oder  1900^., 

In  B e  s s em er r o  h  e i  s e n  blieben  die  Preise  der  Enquete 
bis  1883  unTerttndert  Dann  sanken  sie  auch^  standen  aber 
immer  zwischen  3  und  15  Mk.  über  denen  des  Thomasroh- 
eisens. Die  Preise  der  £nquete  wurden  1889—1891  und  nach 
einem  wesentlich  tieferen  Stande  von  1802 — 1806  wieder 
im  Jahre  1807  errfieht  1ti  den  letzten  Jahren  kostete  auch 
Bessemerroheiüen  wcöenth'ch  mehr  als  vor  1879. 

Die  Preise  des  Puddel  ro  lieisens  endlieh  waren  1880 
und  1882  erheblich  höher  als  zur  Zeit  der  Enquete,  standen  dann 
aber  von  1884  —  1888  wesentlich  tiefer  und  erreichten  die 
Enquetepreise  nur  vorübergehend  1889—1891.  Nach  einem 
Tteistana  von  1891 — 1895  stehen  sie  ihnen  seit  1896  wieder 
gleich  und  ttberholm  sie  i.  J,  1899.  Die  Entwicklung  ist  fttr 
die  drei  aufgeführten  Sorten  schlesisches  und  rheinisch-west« 
falisches  Eisen  im  ganzen  gleichmitfsig  verlaufen. 

Nach  alledem  haben  die  Preise  von  Roheisen  tur 
schmiedbares  Eisen  nicht  höher  gestanden,  als 
die  allgemein  als  sehr  ungünstig  bezeichneten  i 
Preise  zur  Zeit  der  Enquete,  sogar  grofsenteil« 
niedriger.  Wenn  gleichwohl  die  Einfuhr  surttckgegangen 
ist,  und  die  Hüttenindustrie  sich  glänzend  entwickelt  hat,  so 
kann  das  nicht  auf  den  Zoll,  sondern  mufs  auf  die  Ver* 
biiligung  der  Produktion  durch  die  Erfindung  des  Thomas 
zurtickgefuh  r t  w  er d  en . 

Dif^  VerbilÜgung  ist  tatsächlich  selir  '^vo\'^  L''*^vves»ni.  In 
den  Minetteerzon  Lothrinp:ens  mit  einem  Fhü^plior^'-eliaU  von 
etwa  2*'2*'o  stand  den  Hüttenwerken  ein  überaus  billiges 
Material  zur  Verfügung.  Die  Erze  sind  verhältnismäXsig 
leicht  gewinnbar  und  waren  zu  sehr  niedrigen  Preisen  zu 
kaufen.  Ein  grofser  Teil  der  Hüttenwerke  hatte  eigene  Erz-  • 
lager  billig  erworben.  Schilling  gibt  an*,  dafs  das  lothringi- 

*  Erst  seit  18*3  finilon  rcfrclmafsifje  Prei^notieningen  statt. 

•  Die  Notierungen  in  „Stahl  und  Eisen"  geben  für  1899  an:  Bessemer- 
robeiaen  84,50  Mk.,  Thomasrohei^en  70,80  Mk.  —  Die  schlesiechen  Wecke 
arbeiten  nur  fn:-  Ii  n  eigenen  Bedarf. 

'  Stahl  (md  Eisen  1895,  S.  107  tg. 
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sehe  Hüttenwerk  Diideliiigeu  au  Fracht  für  Kohlen  und  Erze 
zasammeQ  nur  9|42  Mk.  bezahlt;  die  Werke  an  der  Sa«r  be- 
zahlten wegen  des  Transportes  von  Lothringen  aus  etwa 
4  Mk..  mehr. 

Noch  günstiger  waren  die  Voraussetzungen  für  den 
Thoraasprozefs  in  Ilsede,  verbunden  mit  dem  Peiner  Walzwerk 
in  Braunschweig-llannover;  auch  hier  wurde  der  Flufsprozefs 
erst  durch  die  Eründung  von  Thomas  ermöglicht.  Neben  den 
Erzen  mit  2*  2 — ;^^*o  Phosphorsrehalt*  finden  sich  kalkige  Zu- 
schlagerze. Das  Aufbringen  des  Möllers  beträgt  30 o  gegen- 
über 32  o/o  in  WestBden.  Das  Ilseder  Werk  hatte  die  früher 
ziemlich  wertlosen  Erzlager  sehr  billig  erworben ,  und  da  die 
Erze  leicht  SU  gewinnen  sind,  stellt  sich  die  Tonne  Erz  im  Hoch- 
ofen auf  kaum  3  Mk.  Ilsede  hat  damit  wohl  überhaupt  die 
niedrigsten  Produktionskosten  auf  der  Erde.  Sie  betragen 
nach  den  eigenen  Angaben  seiner  Leiter^  zwischen  23  und 
29  Mk.  pro  t  Roheisen.  —  ohne  Generalunkosten 

Auen  Rheinland  -  Westfalen  erzielte  infolge  des»  teilweisen 
Ersatzes  spanischer  Erze  durch  die  billigen  Kasoaerze  und 
die  bisher  fast  wertlosen  Puddelschlackeii  mit  3— G^  o  Phos- 
phorgehalt  grofse  Ersparnisse.  Anfangs  waren  die  Fuddd- 
schlügen  ttberhaupt  kostenlos  oder  dodi  für  nur  etwa  3  Mk. 
pro  t  zu  haben  Der  Preis  stieg  allerdings  zwischen  1883  und 
188()  auf  4 — SMkf  später  noch  höher  bis  auf  1 2Mk.  Infolge 
der  hohen  Transportkosten  für  lothringische  Erze  blieb  zwar 
der  Bezug  spanischer  —  später  auch  schwedischer  —  Erze 
erfürderlich)  doch  nicht  mehr  im  gleich  grofseo  Umfange  im 
Verhältnis  zur  wachsenden  Produktion. 

Die  Beschaffungskosten  von  Erzen  und  Schlackeu  zu- 
sanmen  im  Hochofen  stellten  sich  im  ersten  Decennium  nach 
dem  Zoll  darnach  auf  etwa  15 — 20  Mk.  für  Rheinland* 
Westfalen.  Das  bedeutete  gegenüber  den  28  Mk.,  die  man 
sur  Zeit  der  Enquete  auf  die  Erze  rechnen  mufste,  eine 
Ersparnis  von  ungefähr  10  Mk.^. 

Ebenso  brachte  die  Verwendung  der  aufgehäuften  Puddel- 
schlacken  den  s c  h  1  e  s  i  s  c  Ii  ii  11  üttenwerken  eine  wesentliche 
Ersparnis )  die  sich  allerdings  kaum  herausrechnen  läfst.  um 
so  mehr,  als  die  Minderwertigkeit  der  schlesischen  Erze  nach 
wie  vor  einen  starken  Bezug  ausländischer,  in  wachsendem 
Mafse  schwedischer  Erze  notwendig  macht 


>  Nach  Weddtngr  a.  a.  0.  S.  91  haben  mit  Vorteil  Tersrbeitete  Bob- 
eisensorten  niemals  über  a^/o  Pbospbongehalt,  legebnftfirig  2—2'/«^/«^  selten 
unter  l,5**'o,  niemals  unter  1,2  */o. 

«  buhl  und  Eisen  z.  B.  1884,  S.  499,  1888,  S.  367. 

'  Nach  den  Angaben  der  westfUiechen  und  lothringische  Httttenwerke 
in  dem  Streit  1895  Uber  die  Ennäfsigung  der  Erztarife.  .Stahl  und  Eisen'» 
1895,  S.  963  fg.,  1896,  S.  125,  ferner  1895,  S.  107  fg. 
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Auch  das  Tliomasphosphatmehl  steigerte  die  Erträge 
wesentlich.     Eö    uuterlag    erheblichen  Freisschwankungen; 

1886  war  es  zunächst  aebr  billig,  wurde  dann  aber  1890  im 
Preise  gesteigert^.  Der  Wert  der  gemablenen  Schlacke  ist 
auf  etwa  22 — 30  Mk.  pro  t  ansusetzen',  was  aber  nur  den 
Hüttenwerken  zu  gute  kommt  ^  die  die  Schlacken  selbst  Tor- 
mahlen.  Auf  1000  kg  Roheisen  kann  man  etwa  280  kg  ge- 
wonnene Schlacke  rechnen,  mit  einem  Werte  von  5 — 10  Mk,*. 
Z.  B.  werden  für  1805  7,50—8,00  Mk.  angegeben*. 

Dem  steht  wieder  gegenüber,  dals  der  basische  teuerer 
ist  als  der  saure  Bessemerprozefa,  und  zwar  um  «>  — 7  Mk.  ein- 
schUefslich  der  Patentabgaben.  Immerhin  kann  man  die 
allein  durch  Thomas'  Erfindung  ermöglichte  Verminderung 
der  Selbstkosten  Mitte  der  1880er  Jahre  in  Rheinland-West- 
falen auf  mindestens  10  ^Ik.  berechnen.  Fttr  die  lothringi- 
schen, Saar-  und  llseder  Werke  war  der  Thomasprosels 
überhaupt  die  VoraussetKung  der  Flulseisenproduktion  und 

damit  der  Rentabilität 

Durch  diesen  Vorgang  wurde  aber  zugleich  Englands 
Konkurrenz  in  Flufseisen  im  wesentlichen  beseitigt;  denn 
diese  beruhte  ja  vorzüglich  auf  der  billigeren  BetichaÖ'ung 
der  für  den  Bessemerproseis  erforderlichen  phosphorfireien  Ense. 
Soweit  es  aber  noch  einen  Vorspmng  beeafs,  wurde  er  durch 
den  kostspieligeren  Transport  zu  den  im  Btnnenlande  ge- 
legenen deutschen  Walzwerken  mindestens  ausgeglichen  (vgl. 
eingehendere  Angaben  §  17). 

Die  Beseitigung  der  englischen  Konkurrenz  auf  deni 
deutöclien  Markte  und  der  gleichzeitige  Aufsclns  un;^  der 
deutseben  Hüttenindustrie  sind  daher  im  wesentlichen  nicht 
dem  Zoll,  sondern  der  Erüudung  von  Thomas  und  Gilchrist 
zuzuschreiben,  —  und  zwar  um  deswillen  ^  weil  nach  1879 
nicht  die  Preise  gestiegen,  sondern  die  Produktionskosten  ge- 
sunken sind.  Höchstens  hat  der  Zoll  in  der  Übergangszeit 
bis  zur  ToUen  Entwicklung  des  Thomasprozesses  einen  «Schutz'* 
gewahrt  — 

Aus  der  Tabelle  ersieht  man  ferner,  dafs  d'u^  Preise  bis 

1887  8S  auch  niclit  :iV)^olut  hoch  waren  und  kaum  die  Pro- 
duktionskosten übersciintten.  Der  Durciischnitt  der  Preise 
von  Bessemerroheisen  in  Westfalen  von  1881  —  1888  war 
55,40  Mk.,  also  einschliefsUch  der  ungewöhnlichen  hohen 
Preise  Ton  1881  und  1882.  Nur  das  ganz  anormale  Jahr 
1880  bleibt  aufser  Betracht.  Thomasroheisen  kostete  von 
1883-1888  durchschnittlich  43,60  Mk.   Dagegen  waren  die 


'  VrI.  §  6. 

"  Einheilswert  der  Ein-  und  Ausfuhrstatistik  1898. 

*  Ballod  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  91,  &  ld6. 

*  „Stahl  und  Eisen''  1895,  S.  963  fg. 
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Preise  im  zweiten  Jahrzehnt,  auch  nach  der  Krise  des  Jahres 
J890,  ziemlich  hoch.  Der  Durchschnitt  benagt  von  1891 — 
1808 1  also  ohne  die  ttB^wdhtilicb  günstigen  Jahre  1899  und 
1900)  bei  BessemerroheiBen  57,50  Mk.,  bei  Thomasroheisen 
50,40  Mk.  Zwar  bei  Bessemerroheisen  ist  die  PreiBsteigerang 
in  den  1890er  Jahren  zu  klein,  um  Schlüsse  daraus  ziehen  aa 
können,  erheblich  dagegen  ist  sie  bei  Thomasroheisen,  um 
sn  mehr,  als  man  erwägen  mufs,  dafs  seit  1894  durch  den 
Foitiall  der  Patentabgaben  die  Produktionskosten  DOch  um 
3  Mk.  gesunken  sind. 

Diese  Differenz  zwischen  den  1880er  und  1890er  Jahren 
erklärt  sich  aus  den  Mafsregeln  der  Robeisensjndikate, 
die  1887  in  Rheinland-Westfalen  und  ungefähr  zu  derselben  Zeit 
in  Luxembuig-Lotbringen  gegrttndet  wurden.  Die  Beschrän- 
kung des  ausländisches  Angebotes  dnrch  den  Zoll  genügte 
nicht,  um  die  Preise  hoch  zu  halten,  es  mufste  vielmehr  noch 
die  Beschränkung^  des  inlUiulischen  durcli  Kartelle  hinzn- 
kommoTi ;  erst  in  Verbindung  mit  diesen  konnte  der  Zoll  be- 
wirken, dais  die  Preise  dauernd  Uber  den  Produktionskosten 
standen. 

Im  Aiibchlufö  hieran  erheben  sich  die  weiteren  F ragen : 
Wie  hoch  ist  der  Überschors  der  Preise  tlber  die  Produktions- 
kosten, und  wonach  haben  sich  die  Preise  überhaupt  gerichtet? 
Hätten  die  Kartelle  auch  ohne  den  Zollschutz  die  Preise 
heben  können ,  oder  war  vielmehr  der  Zoll  die  notwendige 
Voraussetzung  ihrer  Begründung  und  Wirksamkeit?  Diese 
Fragen  können  aber  erst  beantwortet  werden,  nachdem  die  Ver- 
änderungen der  Produktionskosten  dargelegt  und  auch  die  übrigen 
Faktoren  der  Preisbildung  festgestellt  sind  (§  6  und  §  7j.  — 

Puddelroheisen  stand,  wie  in  ij  2  festgestellt  wurde, 
überhaupt  nur  indirekt  unter  dem  Einflufs  der  ausländischen 
Konkurrenz,  soweit  diese  nfimlich  das  Flafsroheisen  betraf, 
wurde  daher  auch  von  dem  Zoll  nur  mittelbar  berührt  Da 
nun  der  Zoll  in  den  1880er  Jahren,  in  denen  die  Schweifs- 
eisenproduktion noch  bedeutend  war,  auf  die  Industrie  von 
FlursrohflsfMi  keine  wesentliche  Wirkung  ausübte,  beeinflufste 
er  auch  nicht  mittelbar  das  Puddelroheisen.  Die  Verdrängung 
des  Puddel-  durch  das  Flufseisen  hat  in  Deutschland  der 
Thomasprozefs  natürlich  sehr  beschleunigt.  — 

Die  Einfuhr  des  hauptsächlich  mit  Holzkohlen  erblubencu 
sckwedischen  Roheisens  schliefslich  ist  durch  den  Zoll 
nicht  gehindert  worden,  betrug  vielmehr  im  Durchschnitt  des 
Jahrfünftes: 


sie  nimmt  darnach  beständig  zu. 

Dureli  die  auf  Seite  7  anji^efiihrten  vorziiglichen  F>igen- 
schaften  ist  das  schwedische  Eisen  noch  immer  für  Hufnägel 


1880—1885:  20:)00  t 
188.J— 18iH):    44400  t 


1890—1800:  <)(;000  t 
1895—1900:  112000  t; 
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und  Werkzeugstahl  fast  unentbehrlich.  Deutschlands  gröfste 
Hufnagelfabrik  In  EberswaUle  bezieht  nach  den  Anp^aben 
ihres  Direktors '  weiterhin  schwedisches  Rohei'»f'n,  obgleich  es 
100  Mk.  teuerer  sei,  als  etwa  Peiner  Fhilsei.sen ;  es  enthalte 
aber  weniger  ^langan  und  Schwefel  und  sei  daher  bei  gleicher 
Zähigkeit  weicher.  —  Vou  anderer  Seite  wird  das  allerdings 
bestritten.  —  Jeden&lls  iet  der  Vemach ,  Deutschland  vom 
Bezug  schwedischen  Roheisens  unabhängig  su  machen,  als 
mifslungen  anzusehen* 

§  5.  Der  Zoll  anf  OiebereiroheiseiL 

Von  gröfserer  Bedeutung  war  der  Zoll  für  Oieiserei- 
roheisen;  er  richtete  seine  Wirkung  vornehmlich  gegen 
England, 

Es  kostete  das  Gieisereiroheisen  in  Mark  pro  Tonne: 


2 

—  ^  Ü 

-3  S  . 

^  öS 

i)  G  , 

rger 
orf 

im  Jabr 

ottisc 
Nr.  ] 

erzoll 

tn  —  ^ 

X  w 

O  ^ 

Middlesl 
Nr.  3 
llambu 

verzoll 

u  Ä  CO 

. 

=o 

a  CO  TS 

ä  ^ 

V 
«D 

der 

Enquete 
1879 

58—65 

5.5,6 

62,6 

7,8 

55,6 

56,8 

-ü 

1880 

84,f) 

71,1 

72,9 

-1,8 

1881 

7n,i 

73,3 

2,8 

64.0 

62,3 

+  2.tj 

1882 

Ö2,9 

75,0 

7,9 

Ü  <  ,u 

69,5 

 0  2 

1883 

80,2 

72,9 

7,3 

62,9 

63,6 

-0,7 

1884 

76,a 

65,7 

10,3 

58,5 

60,3 

—  1.8 

1885 

71,5 

58,4 

18,1 

53,4 

56,5 

-3,1 

1886 

65,9 

51,9 

14,0 

50,9 

51.3 

—0.4 

Mi» 

1887 

69,2 

.>4,9 

14,3 

57,0 

54.2 

f2,8 

40,0 

1888 

67,0 
bü.2 

57,4 

9,6 

56,3 

58,0 

-1,7 

52,0 

42,5 

1889 

70,8 

9,4 

^56,3 

r)5.0 

+1,3 

63,8 

1890 

89,1 

8:^,6 

5,5 

71.8 

74,4 

-2,6 

67.2 

1891 

80,0 

71,2 

8,7 

61,5 

54.S 

4  <).7 

60,0 

49"^ 

1892 

70,3 

65,5 

4,8 
6,5 

58,7 

52,6 

+  6,1 

56,6 

47,8 

1893 

68,5 

62,0 

55,0 

52,5 

+2,5 

53,« 

44,0 

1894 

72.3 

62,8 

9,5 

55,7 

50,3 

-  5,4 

.53,7 

44,0 

1895 

70.0 

63,7 

6,3 

55,0 

49.2 

+  6,3 

54,7 

46,0 

1896 

69,6 

65.3 

4.3 

58,0 

57,5 

+  0,5 

57,5 

50,0 

1897 

69,9 

67,0 

2,0 

60,5 

61,7 

-l,-2 

60,0 

1898 

71,4 

67,3 

4,1 

61,6 

60,5 

1899 

92,4 

81,6 

10,8 

75,5 
90,7 

75,7 

1900 

105,1 

101,4 

3,7 

Die  Tabelle  bringt  eine  Vergleichung  zwischen  1.  erst- 
klassigem deutschen  (Dttsseldorf)  und  schottischen;  2.  ordinärem 
englischen  (3.  Qualität)  und  deutschen  Giefsereiroheisen  und 

^  „Stahl  und  Eisen"  1889,  ä.  177. 
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zwar  schlesischem ,  westfilliselu  ni  und  luxemburger.  Die 
Notieruii^^eu  sind  der  l{LMch.s.st;iti3tik  ^ ,  und  für  Westfalen  der 
Zeitschrift  ^Stahl  und  Eisen*-  entnommen,  in  mittleren 
Qualitäten  findet  ein  englischer  Import  kaum  statt« 


1.  War  Dentschland  auch  nach  wie  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Zolles  von  englischen  Preisen  abhängig  and  inwieweit? 

2.  Hat  der  Zoll  die  deutschen  Preise  erhöht? 

I.  Aus  Spalte  ersieht  man  zunitdist,  dafs  die  Preise 
vnn  bestem  deutsehen  Giefsereirolun.sen  immer  wfSf'ntiich 
niedriger  gestanden  haben,  als  die  des  ihm  etwa  ebenbürtigen 
schottischen,  in  acht  —  meist  Depressions-  —  Jahren  ist  der 
Unterschied  gröfser  oder  gleich  10  Mk.,  dem  Betrage  des 
ZoUes;  in  den  anderen  Jahren  ist  das  schottische  nnr  durch 
den  Zoll  teuerer.  Am  nächsten  kamen  sich  die  Preise  in 
den  wirtschaftlich  günstigen  Jahren  1881,  1890,  1890—1900. 
Ein  Zusammenhang  der  Preisschwankungen  läfst  sicli  kaum 
erkennen ,  was  die  aueh  sonst  gemeldete  Tatsache  besültigt, 
dafs  erstklassiges  Eisen  aus  Orofsbritannien  auf  den  deutschen 
Markt  nur  mehr  in  geringem  Umfange  kommt;  das  geht 
zwar  niclit  aus  den  Ziffern  der  —  die  Eisensorten  nicht 
scheidenden  —  Haudelsstatistik,  wohl  aber  aus  den  liandels- 
kanuuerheiichten  hervor. 

Femer  erkennt  man^  dafs  die  deutschen  Preise  wieder- 
holt wesentlich  höher  waren,  als  zur  Zeit  der  Enquete,  zu- 
nächst 1880 — 1884,  also  noch  über  die  Zeit  des  kurzen  Auf- 
schwungs hinaus,  sowie  1889 — 1891  und  seit  1897.  In  den 
ungünstigen  Jahren  1885 — 1887,  auch  noch  1888  standen  sie 
allerdings  niedriger  als  zur  Zeit  der  Enciuete,  von  1892 — 189H 
ungefähr  gleich  hoch.  Der  DurchscJiiiittspreis  des  Decennmms 
1880  —  1890  war  (56,40  Mk.,  des  Deceuiuums  1890  —  1900 
70,80  Mk.,  also  höber  als  der  in  der  Enquete  angegebene  Preis. 

Die  drei  Erscheinungen:  Höherer  Stand  der  englischen 
als  der  deutschen  Preise,  Rückgang  der  Einfuhr  und  im 
ganzen  Steigen  der  deutschen  Preise  deuten  auf  eine  Ein» 
Wirkung  des  Zolls  hin.  Er  gab  dem  deutschen  Eisen 
einen  Preisvorsprung  auf  dem  heimischen  Markt.  Ix-sondors 
in  wirtschattlich  schwaoiien  Zeiten,  weniger  in  guten  Jaliren. 
Preisstürze  in  schlechten  Zeiten  vermochte  er  nicht  zu  ver- 
hindern. 

IL  Die  Verschiedenheit  der  Märkte  beeinträchtigt  sehr 
den  Wert  der  Preisvergleichung  von  Giebereiroheisen  ge- 
ringerer Qualität,  dem  hauptsächlichen  Exportartikel  Englands, 
da  infolge  der  ungleichen  Transportkosten  die  Konkurrenz  in 
den  einseinen  Absatagobteten  senr  verschieden  ist  Gering  ist 


«  Vierteljahrshefte  mn.  Urft  I.  -  .Talubu.h  für  1901. 
*  Zttutmmengefafst  im  Dortmimdei*  Jahrbuch  S  595. 
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der  Wettbewerb  zwischen  englischem  und  luxemburger  Eiöeu, 
da  das  englische  in  des  letzteren  Absatzgebiet,  den  Westen, 
kaum  hingelangt.  Mit  dem  westfiüischen  kttmpflt  es  dagegen 
am  den  nordwestlichen,  mit  dem  schlesischen  um  den  nordost- 
deutschen Markt,  im  Norden  aafserdem  in  neuerer  Zeit  mit 
Ilsede,  dessen  Preisnotieningen  aber  felilen.  Für  den  Ost* 
liehen  I riti)»tiu<irkt  Berlin  kann  man  tlie  Frachtkosten  von 
Hamburg  und  vnn  Breslau  aus  ungefähr  als  gleich  annehmen, 
während  beide  ein  Teil  niedriger  sind  als  die  Westtalens 
wegen  des  Mangels  an  west-östlichcm  Wasserstrafsen  durch 
Mitteldeutschland.  Die  Tabelle  ergibt  daher  tür  die  Be- 
messung der  jeweiligen  Konkurrenz  Englands  und  Deulscli« 
lands  keine  einwandsfreien  Resultate. 

Immerhin  ist  so  viel  klar,  dafs  zwischen  englischem  und 
schlesischem  Eisen  ein  ziemlich  weitgehender  Parallelismus 
besteht.  Ihre  Preisdifferenzen  fiberschreiten  im  Jahrzehent 
1880— IbUU  fast  nie  3  Mk.  iSül— ISf«.')  ist  schlesisches 
(deutsches)  Eisen  um  etwa  5  Mk.  billiger,  doch  findet  1896 
wieder  ein  Ausgleich  statt.  Di»  —  allerdings  einer  anderen 
Quelle  cntnomnienea  —  weatlaiiachen  Preise  loco  Dortmund 
sind  bis  181K)  um  einige  Mark  niedriger,  von  da  an  den 
schlesischen  ungeilihr  gleich.  Luxembuiger  Roheisen  endlich 
steht  regelmäbig  etwa  10  Mk.  unter  dem  westfillischen  Preis; 
es  ist  von  geringerer  Qualität.  — 

Was  diese  Zahlen  andeuten,  bestätigen  die  Handels- 
kammerberichte,  besonders  Berlin.s,  und  die  Monats-,  bozw. 
Vierteljahrsbericlite  von  .,8tahl  und  Eisen":  die  F  rtdnner 
der  Abhängigkeit  des  deutschen  Marktes  in  (.Tiei'sereirolieisen 
Nr.  8  von  den  englischen  Preisen.  Nimmt  man  iiinzAi,  dafs  der 
Import  dieses  Einens  aus  Kuglaud  wohl  in  den  ersten  Jahreu, 
abw  im  ganzen  Durchschnitt  kaum  orfaeblich  abgenommen 
hat,  so  möchte  man  zunttchst  dem  Zoll  keinen  wesentlichen 
Crfolg  zuschreiben.  Dabei  bliebe  aber  unberücksichtigt  ein- 
mal me  Steigerung  der  Produktion  auf  das  sechsfache  —  vgl. 
?j  3  — ,  sodann  der  Umstand,  dafs  ohne  den  Zoll  sich  eng- 
lisches Roheisen  um  woitere  In  Mk.  biUiger  gestellt  haben 
wurde.  Da  der  Export  Engh'inds  sich  leicht  steigern  liefs 
und  die  (iründe  seiner  Überlegenheit  nur  teilweise  in 
Fortfall  kamen ,  wäre  dann  die  Deckung  des  wachsenden 
Bedarfs  unserer  Giefsereien  wahrscheinlich  dem  erheblich 
billigeren  englischen  Eisen  statt,  wie  es  geschehen  ist,  dem 
deutschen  zugefallen.  Schon  allein,  indem  der  Zoll  durch  die 
Verteuerung  des  englischen  Eisens  der  deutschen  Hütten- 
industrie diese  Vergröfserang  des  Absatzes  sicherte,  war  er 
ihr  von  Nutzen. 

Femer  sind  aber  auch  im  ganzen  die  drutsclien  Preise 
gegenüber  denen  der  Enquete  gestiegen,  zunächst  erhe})licli 
bis  188a  und  sodann  wieder  1889.90.    Von  1884— 188b  und 
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1892  —  1896  standen  sie  ungefiihr  so  hoch,  wie  sur  Zeit  der 
Enquete.  Der  Preis  stieg  ▼on  1897  «n  wieder  erheblich.  Er 
war  also  in  den  Depressionszeiten  dem  der  Enquete  gleich 
und  in  den  g-uten  Zeiten  höher.  Der  durchschnittliche  Preis 
in  Schlpsi^in  von  1880 — 1890  war  02,50  Mk.,  der  des  zweiten 
Jahrzehnts  00,ÜO  Mk..  also  höher  als  1877/78.  —  Es  ist  nicht 
wall rsc heinlich,  dafs  dieses  Resultat,  sowie  die  gleichzeitige 
Vermehrung  der  Produktion  bei  der  kStärke  der  englischen 
Ezportindustrie  auch  ohne  den  Zoll  erreicht  worden  wäre.  — 

Damach  ist  der  Einflufs  des  Zolles  auf  Qualitäts- 
Giefsereiroheisen  etwa,  wie  folgt,  zu  bestimmen: 

Bei  gleichzeitiger  Preiserhöhung  des  deutschen  und  eng- 
lischen bezw.  schottischen  Eisens  hat  er  die  deutsche  Produktion 
gefördert  und  dazu  beigetragen,  den  Import  aus  Qrofsbritannien 
zu  verdrängen. 

Dagegen  für  ordinäres  Giefsereiroheisen:  Ohne  erheb- 
liche Zurückdrängung  der  englischen  Einfuhr  hat  er  die 
deutschen  Hüttenwerke  dadurch  gefördert,  dafs  er  ihnen  die 
MOglickeit  gab ,  den  wachsenden  Bedarf  Deutschlands  durch 
Produktionsyermehrung  bei  wiederholt  erhöhten  Preisen  zu 
decken.  Die  Abhängigkeit  von  den  englischen  Freisen  hat  er 
nur  teilweise  abgeschwächt«  eine  denkbare  weitere  Verschär- 
fung aber  verhindert.  — 

Nun  war  der  Zoll  aber  als  Erziehungszoli  —  bei  Giefserei- 
roheisen—  gedacht:  das  Mittel  sollte  die  Preiserhöhung,  das  Ziel 
eine  Verminderung  der  Produktionskosten  sein.  Es  ist  daher 
zu  untersuchen:  Ist  es  gelungen,  die  Produktionskosten  herab- 
zusetzen?  und  durch  welche  Veränderungen?  im  Zusaomien- 
hang  mit  den  weiteren  Fragen:  1.  ob  dies  unter  dem  Schutz 
der  durch  den  Zoll  erhöhten  Preise  geschehen  ist,  und  2.  ob 
die  durchgeführte  Kostenverminderung  von  einer  Preis- 
minderung begleitet  gewesen  ist? 

Die  Entwicklung  der  Betriebskosten  und  damit  überhaupt 
der  Betriebe  kann  nicht  für  Gulseisen  isoliert,  sondern  mufs 
für  die  Hüttenindustrie  insirosniat  behandelt  werden.  Da  eine 
Geschichte  der  Eisen  i  n  d  us  tr  ie  hier  nicht  gegeben  werden 
soll,  so  werden  alle  Produktionsverbesscrungen  nicht  ak  solche 
beschrieben  und  betrachtet,  sondern  nur  als  Mittel  zur  Herab- 
setzung der  Pjrodnktionskosten.  Dabei  werden  natürlich  zu- 
gleich etwaige  Erhöhungen  derselben  erOrtert 

§  0.  Entwiekling  der  ProdnktioiiskaBten  von  1879—1900. 

Die  Verringerung  der  Erzeugungskosteu  iälist  sich  nach 
folgenden  Richtungen  liin  zusammenfassen: 

1.  Billigere  Gewinnung  und  Herbeischafi'ung  der  Ivuii- 
materialien. 

2,  QrOfsere  Ausnutzung  derselben. 
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3.  Gewinuuug  von  Nebenerzeugnissen. 

4*  Verbilligung  der  Arbeitskraft. 

5.  Verbesserang  der  Organisation  des  Betriebes. 

6.  Verbesserung  der  Absatebedingungen* 

I.  Bei  den  Erzen  zunächst  steht  die  schon  eingehend 

besprochene  Erfindung  des  Thomas  im  Vordergrund,  durch 
welche  die  phospliorhaltigen  Erze  Lothringens  und  des  Harzes 
verwertbar  wurden.  Der  Aufschwung  der  lothringischen  und 
llsf^flfr  Hüttenindustrie  insbesondere,  -^owie  die  irmz  Deutsch- 
land zugute  kouimeaden  Vorteile  i^olli  n  hier  niciit  nochmals 
aufgeführt  werden.  —  Von  einer  F r  ei  s  v  e rsc  h  i  e  b  ung  der 
Erze  kann  man  bei  Ilsede  nicht  sprechen,  da  alles  dort  ge- 
fundene Erz  dem  Hüttenwerk  gehört,  und  nichts  zum  Verkauf 
kommt  Dagegen  sind  die  Preise  der  lothrin^schen  Erze 
nicht  unwesentlich  gestiegen.  Allerdings  besitzen  auch  hier 
die  meisten  Hüttenwerke  ihre  eigenen  Erzgruben^  ebenso  wie 
viele  westfälische  Werke.  Diese  haben  sie  meist  zu  einer 
Zeit  erworben,  als  die  Erze  noch  billiger  waren. 

Im  Siegerland  hat  sich  eine  KonlitioTi  rnn  Erzgruben- 
besitzern  zur  Verhütung  von  Preisunterbietungen  gebildet. 
Das  Ziel  ist  meist  nur  in  Zeiten  lebhafter  Nachfrage  er- 
reicht worden.  iSo  wurden  die  Preise  von  geröstetem  Spat- 
eisenstein anfangs  1890  und  Ende  1900  auf  20  Mk.  pro  t 
gesteigert,  im  Dezember  1893  standen  sie  dagegen  nur  auf 
9,50  Mk.\  Von  einer  Änderung  in  den  Preisen  der  schlesi- 
sehen,  westfklischen  und  ttbrigen  Erze  endlich  ist  mir  nichts 
bekannt  geworden. 

Die  Gewinnungskosten  der  Erze  wurden  kaum  gerinir<^'r, 
da  die  technischen  Verbesserungen  im  Hori^wfrksbetrieb  nicht 
wesentlich  sind.  In  Lothringen  ist  im  Gegenteil  der  Abbau 
der  Erze  allmählich  etwas  teuerer  geworden,  da  mau  in 
grüfsere  Tiefen  hat  hinabgehen  müsbcn.  Die  Verteuerung 
wurde  1896  auf  0,17— 0»70  Mk.  pro  t  Erze  berachnet*.  — 
Eine  Anwendung  der  in  Nordamenka  ttbiichen  Riesendampf- 
maschinen zum  Abbauen  der  Erze  ist  bei  unseren  tief 
liegenden  Erzen  unmöglich. 

Unter  den  ausländischen  Erzen  spielen  nach  wie  vor  die 
spanischen  die  erste  Rolle,  besonders  für  den  Ruhrbezirk; 
doch  verwendet  derselbe  auch,  zuerst  1889  dann  seit  lS!>i 
in  wachsendem  Mafse  scliwedi.sc  lie  Erze,  aus  Grangesberg  und 
Geliivaraj  von   denen  sich  ein  Teil  auch  ftir  den  basischen 


Schlesieui  das  aufserdem  nocn  Osterreichische  und  ungarische 
Spateisensteine,   sowie  in  geringerem  Umfang  schottischen 


>  Nach  den  Monatsberiehten  von  „Stahl  und  Eiaen*';  Tgl.  auch  Vogel- 
stein a.  a.  0.  S.  62. 

>  „StaU  oad  Eisen''  im,  S.  25  ig. 


Prozefö  eignet.    Von  nocl 


fserer  Bedeutung  sind  sie  für 
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Bluckband  und  Kieselbrände  beziehen  mnU,  da  der  heimiäche 
ErzYorrat  nicht  ausreicht  —  Es  wurden  bei  uns  an  Millionen 
Tonnen  £ne  importiert  aus: 


Auffallend  ist  der  immer  noch  wachsende  Import  spani- 
scher Erze  nach  Rheinland- Weattulen,  trotz  dea  Kciclitums 
an  Erzen  in  dem  nahen  Lothrin§^en.  Es  ist  dies  darauf  zu- 
rückzuführen, dafs  die  Transportkosten  in  Deutschland  sehr 
hoch  und  bis  1901  auch  kaum  Terringert  sind,  die  Schiffs- 
frachten für  spanische  Ense  dagegen  sehr  niedrig  waren  ^. 
Der  Bedarf  nach  spanischen  Erzen  stieg  wieder,  seit  die 
Puddebchlaeken  teuerer  wurden.  —  Der  Transport  einer 
Tonne  Erz  von  Lothringen  nach  Rheinland  -  Westfalen  kostet 
etwa  4,70  Mk.  (nach  Rohstofftarif  I  1,4  Pf.  pro  tkm,  da  die 
Entfernung  meist  350  km  übersteigt)  - ;  eine  Wagenladung  Erz 
von  25  Mk.  Wert  in  Lothringen  bedarf  etwa  bO  Mk.  Fracht- 
kosten. So  kommt  es,  dafs  Rheinland -Westfalen  das  pro 
Tonne  Roheisen  erforderliche  Erz  etwa  12-16  Mk.  teuerer 
bezahlen  mufs  als  Lothrn  gun,  und  dafs  die  Erzfracht  etwa 
28 — 30*^/0  seiner  Erzeugungskosten  ausmacht'«  Fttr  die  am 
Rhein  gelegenen  Hochöfen  stellt  sich  der  Transport  infolge 
Benutzung  des  Wasserweges  etwas  billigw. 

Für  den  Transport  Siegerländer  Erze  imeh  dem  Ruhr- 
bezirk wurde  ein  niedrigerer,  sogenannter  Notstandstarif 
gewährt.  Im  übrigen  aber  blieben  die  lebhaften  For(b'rungen 
der  rheinischen  Interessenten  nach  Kanalisation  der  Mosel  und 
Tarifermäfsiguugeu  bis  19Ul  unerfüllt,  trotz  der  Befürwortung 
des  Kolner  BaBirkseisenbahnrates  i,  J.  1896.  Der  Gruna 
dafür  liegt  einmal  in  der  durch  Konkurrenzrttcksichten  ver- 
anlaüsten  hefdgen  Opposition  der  Ilochofenbcsitzer  Lothringens 
und  der  Saar  *,  sowie  der  Siegerländer  Erzgrubenbesitzer  und 
ferner  in  der  Vorsicht,  die  der  Staat  bei  seiner  Tarifpolitik 
stets  üben  mufs.  Am  1.  Mai  1901  sind  endlich  die  Frachtsätze 
i)Xr  lothringische  Erze  ermäfsigt  worden. 


»  Spanische  Erze  franko  Rotterdam  kosteten  1882  19,70  Mk.,  1888— 
1892  14,50  Mk.,  1^9-1  12  Mk.  f,, Stahl  und  Eisen"         S,  107  f?;^ 

*  1  tkm  kostet  nach  Kohätoütarit'  I  bis  zu  25  km  Entfernung  2,6  Pf^ 
bis  890  km  2,2  Pf.,  aber  850  km  1,4  Pf.,  «unt  Expeditionsgebttlir. 

3  Nach  SchiUinff  in  „Stahl  und  Eisen"  1895,  8.  107  fg.  bezahlten  für 
ihre  gesamten  Rohstoffe  durchschnittlich  Lotbringen  äi,42  Mk.,  das  Saargebiet 
13,54  Mk.,  Rheinland- Westfalen  19,82  Mk. 

*  Frhr.  v.  Stumm  erklärte  ea  für  eine  „sociale  Gefahr",  wenn  infolge 
einer  T:inflK'ral»setziin<?  in  der  Tonn  •  Koheisen  noch  mehr  als,  wie  bisbery 
15—20  Mk.  verdient  wurden  („StaM  und  Eisen"  1897,  S.  124> 


1890 
189ü 
1900 


Österreich- Ungarn  Schweden  Spanien 

0,1                    0,1  0,()2 

0,15                  0,0  0,78 

0,27                 1,44  1,85 


Belgien 


0,1 
0,12 
0,15 
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Daneben  sind  besonders  die  Harrer  und  Lothringer 
Hoch  ofon  werke  an  einer  Ermäfsigung  der  Kohlentaiife^ 
Schlesiea  an  der  Oderregulier uog  interessiert.  — 

Viel  erheblicher  alä  die  Krz-  bind  die  Kohlenpreiöe 
gestiegen,  weniger  in  Oberschleeien,  wo  sie  nur  in  den  letzten 
Jahren  angewOnnlich  hoch  waren,  als  viehnehr  im  Ruhrbeairk. 

Hier  hat  das  mächtige  Syndikat,  dem  seit  1893  £a»t  alle 
Zechen  des  Rubrgebiets  angehören  —  nach  kurzem  Kampfe 
in  Verbindung  mit  dem  Kokssyndikat  —  die  Preise  bestimmt 
und  hoch  getrieben.  Nach  dem  Jahrbuch  des  Oberbergamts- 
bezirkes Dortmund  (1900 — 1901,  S.  579  Tab.  Ult  betrug  der 
Wert  einer  Tonne  Steinkohlen  im  OberbergamUs bezirk 

Brcslan        Dortmund        Bonn        in  rreufsea 
Mark  Mark  Mark  Mark 

1878— 88  zwischen  4,20-4,60  4,20-4,70  7,00-7,40  ^60^,02 

1889  4,34  5,47  7,66  5,43 

1890  5,47  7,98  lu.n",  7,47 

1891  6,02  8,38  9,74  7,88 

5,72  (3,6(3  8,37  6,60 

Ibii,»                    6,44  7,06  9,79  7,56 
durchschnittlich  im  Decenninm: 

1880—90                  4,46  5,05  7,42  5,24 

1891—99                  5,93  7,11  8,95  7,00 

Das  Kuhrgebiet  erzeugt  71  ^''o  aller  Koks.   Die  Preise  in 
Dortmund  betrugen^  für: 

Hochofen-  Oieftereikoln  Hochofen-  Gieflwreikoki 

Mark  Mark  Mark  Mark 

l«ö7            7,83            >^,f)7  1892-96        11-12  14—14,6 

1888            9,16            10,86  1897—99  13,9—14,4  16—16,7 

1889/90      15-20         17   22  1900  21,29  23*88 

1891  13,5  17 

Die  holien  Preise  der  letzten  Jahre  braucliten  im  wesent- 
lichen lihav  nur  die  heimischen  Abnehmer  zu   bcznlilen,  da 
die  Syndikfite  den  auslitudischen  Werken  viel  geringere  Preise  , 
setzten.    Zum  Ausgleich  der   Schädigung   werden   dann   den  \ 
exportierenden  \V  erken  erhebliche  Ausfuhrprämien  vom  Kohlen- 
ond  Kokeajmdikat  gewährt    Die  erhöhten  Preise  worden  ^ 
auch  von  den  Käufern  verlangt,  die  schon  längere  Vertrttge 
EU.  niedrigeren  Preisen  geschlowen  hatten     -  Die  Steigerang 
der  Kokspreise  bedeutet  eine  annähernd  gleiche  Erhöhung 
der  Produktionskosten  von  Eisen,  allerdings  nur  für  solche 
Werke,  die  ihre  Koks  nicht  selbst  herstellen,  wif>  die  meisten 
Grofsbetriebe  Rheinland  -  Westfalens.    Diese  haben  nur  unter 
dem  Steigen  der  Kohlenpreise  zu  leiden,  soweit  sie  nicht  auch 
eigene  Zechen  besitzen. 

»  Dortmunder  Jahrbuch  1900/1901,  S.  576. 
*  Vgl  Vogelstein  ^Die  Indoithe  der  lUifliiiproTiDi'*,  &  96  und  64. 
Fvnchna^&a  UU  S.  —  Kcstver*  ü 
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Seit  der  Erfindung  des  Thomas  sind  also  die  BeschaflFungs- 
kosten  der  Rohstoffe  im  ganzen  nicht  herabgegangen:  der 
Enpreis  ist  nicht  gesanken,  der  Kohlenpreis  gestiegen,  beider 
GemnnungskoBten  verminderten  sich  nur  nnerheblich.  Auch 
die  Transportkosten  sanken  kaum. 

Es  ist  möglich,  dals  der  Staat  sich  durch  den  Zoll  an 
der  Gewährung  von  Tarifermäfsigungen  hat  hindern  lassen,  in 
der  Erwägung,  dafs  die  deutsche  Industrie  durch  den  Schutz- 
zoll hinreichend  begünstigt  sei  und  einer  Verminderung  der 

Produktionskosten  niclit  noch  bedürfe. 

II.  Sehr  bedeutend  waren  die  technischen  Fortschritte 
der  HtUtenindustrie  zwischen  1^78  und  1900,  zunächst  der 
Vergröfserung  der  Hochöfen  von  etwa  1») — 18  m  auf  20 — 22  m; 
die  Tagesleistung  stieg  von  durchschnittlich  40 — 60  t  auf 
mindestens  100— l(jO  t'.  Daneben  stehen  die  sahireichen 
Verbesserungen  in  der  Ausnutzung  des  Brennmaterials:  die 
völlige  Durchführung  der  steinernen  Cowperschen  Wind- 
erhitaer  an  der  Stelle  der  eisernen,  wodurch  weniger  Wind 
verloren  geht  und  die  Wärmegrade  von  450 — 600®  auf  700 — 
8<>no  erhöhen  möglich  wurde®.  Dies  kommt  einer  Koks- 
ersparnis  von  etwa  —  ;i()()  kg  pro  t  Roheisen  gleich. 
Ferner  das  Eiufaugeu  der  Gase  an  der  Gicht  des  Hochofens 
und  die  weitere  Verwendung  derselben  zum  Heizen  der 
Dampfkessel,  in  jüngster  Zeit  die  allmähliche  Ersetzung  der 
Dampf-  durch  Gaskraftmaschinen  ^  Die  einmal  erzeugte 
Wärme  und  die  entstandenen  Gase  Yerwendet  man  nicht  nur 
im  Hochofen  weiter,  sondern  benutst  sie  in  den  mit  Wala- 
werken yerbundenen  Betrieben,  um  die  Stahlblöcke  zu 
Schienen,  Knüppeln,  Platinen  weiter  zu  verwalzen*.  Die 
Ersparnis  an  l^rennmaterial  infolge  dieser  Verbesseraugeu 
beträgt  melirere  lud        Koks  pro  t  Roiieisen. 

An  weiteren  Fortschritten  sind  noch  aufzuführen :  die 
leichtere  Beschickung  des  Hochofens  durch  Verbesserung  der 
Erzzuiuhr,  sowie  die  leichtere  Fortführung  des  geschmolzenen 
Roheisens  und  bequemere  Schlackenabfuhr.  Hand  in  Hand 
damit  geht  die  wachsende  Genauigkeit  in  den  chemischen 
und  medianischen  Untersuchungen  und  Prüfungen,  a.  B.  bei 
der  Bestimmung  des  Siliciumgenaltes  im  Giefsereiroheisen. 

Die  Mehrleistungen  auf  Grund  technischer  Fortschritte 
veranschaulicht  ein  Bericht  der  Useder  Htttte^  aus  dem  Jahre 
1888  (für  10  Tonnen  Ense  berechnet): 


1  .Stabl  und  Eisen«  1895^  S.  107  fg. 

*  Wandl-FHedenshQtte  berechnet  daraus  eine  jährliche  EjrsparDis  von 
220—270000  Mk.  („Stahl  und  Eisen"  1900,  S.  415). 

♦  Ebenda  1895.  S.  1016  fg.,  1897,  S.  127  fg. 

•  „btabl  und  Eisen^  1884,  S.  499,  18Ö8,  S.  367. 
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l.s( 

58 

1878 

1887 

iürzpreis 

11.05 

AT 

M. 

24  18  M 

Koksverbrauch 

pro  Tonne  Roheisen 
Hfliskohlenverbrauch 

inkl.  Gase 

1380 

kg 

1000 

kg 

860  kg 

U22 

kg 

637 

kg 

747,5  kg 

Gebläse- WinchTemperatiir  222* 

420 

0 

4530 

Löhn«" 

M. 

10,79 

M. 

8,79  M. 

Re|»aruiuren 

5,20 

M. 

2,98 

M. 

2,42  M. 

Tagesproduktion 

88,7 

kg 

95 

kg 

156,2  kg  Roheisen 

ProduKtionskoBten  pro  t 

Koheisen  exkl.  General« 

2i,6ö 

M. 

23,00  M. 

Unkosten 

III,  Eine  weitere  finanzielle  Verbesserung  bedeutet  die 
Verwertung  von  Nebenprodukten^  wichtig  zonächsl  Dir 

die  Hocliöfen,  die  selbst  Koks  herstellen.  Aus  diesen  gewinnt 
man  bei  Erhitzuni:  f1nr  Gase  seit  Mitte  der  8Uer  Jahre  Teer 
und  Ammoniak,  letztere»  als  Ammoniaksuperphosphat  auch  ein 
viel  verwandtes  Düngemittel.    Der  Wert  aer  aus  1  t  Koks 

Sewounenen  Nebenprodukte  wurde  1895  bei  einer  Erhebung 
er  Oberbergämter  auf  mindestens  2,75  Mk.  geschätzt  K 
Die  Gewinne  der  Hüttenindustrie  ans  dem  Verkauf  der 
Thomasschlacke  wurden  schon  dargethan  (§  4).  Andere 
Schlacken  kann  man  als  Pflastersteine  fUr  den  Chausseeban 
verwenden,  wie  vielfach  in  Oberschlesien,  oder  sie  granulieren, 
d.  h.  in  Wasser  reinigen,  mit  Kalk  verbinden  und  darans  sog. 
Schlackenpuzzolancement  herstellen,  der  dem  Portlandceraent 
an   Brauchbarkeit  zum  Hausbau  kaum  nachsteht'-.  —  Vom 
Standpunkt  des  Hochofenbetriebes   aus  ist  endlich  auch  die  / 
filr  die  Walzwerke  gewonnene  Wärme  und  das  Gas  als  wert-  { 
▼olles  Nebenprodukt  anzusehen. 

Der  Zoll  hat  bei  der  Durchführung  dieser  technischen 
Fortschritte  höchstens  insofern  mitgewirkt,  als  er  der  1879 
schwer  bedrängten  Htlttenindustrie  die  Teilnahme  des  Staates 
bewies  und  sie  dadurch  ermunterte.  Jedenfalls  liat  er  nicht, 
wie  manch  anderer  Zoll,  die  industriellen  durch  Garantierung 
hoher  Preise  eingeschläfert.  — 

IV.  Die  Leistungsfähigkeit  unserer  Arbeiterschaft 
ist  in  den  letzten  zwei  Decennien  zweifellos  wesentlich  gestiegen, 
wenn  sich  auch  zahlenmafsige  Angaben  dai  übcr  nicht  machen 
lassen.  Während  der  deutsche  Arbeiter  1878  nach  der  all- 
gemeinen Ansicht  hinter  dem  englischen,  belgischen,  ameri- 
kanischen,  ja  auch  französischen  Arbeiter  an  Höhe  der 
Leistungen  und  der  Lebenshaltung  zurllckstand'y  kann  man, 


»  .stahl  und  Eisen"  l^Hö,  S.  965  fg. 

*  Lürmann,  Erfinder  der  Apparate  für  Schlackcnvcrwertung  in  „Stahl 
Ud  Eisen"  1897,  S.  991. 

*  YgL  s.  B.  den  Bericht  der  EiseDsnqnetekominiision  S.  36  unten. 

8* 
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80  gewagt  auch  alle  solchen  Vergleiche  sind,  doch  sagen, 
dafs  er  neiite  nur  noch  von  dem  amerikanischen  Arbeiter 
iibertruÜcu  wird,  da^egeu  den  Irauzööischen  und  belgischen 
Arbeiter  überholt  hat^  dem  englischen  weugstens  an  Leistungs- 
filhigkeit  gleichkommt^. 

Die  Steigerung  der  ArbeitBleistungen  lilTst  sich  un- 
gefähr berechnen.  Während  nämlich  1878  von  16200  in 
Hüttenwerken  beschäftigten  Arbeitern  2148000  t  Roheisen 
hergestellt  wurden,  stellten  1899  :i(3:30O  Arbeiter  S  14:3  000  t 
Roheisen  her;  das  bedeutet  für  1S78  eine  Jahresleistung  von 
133  t  Roheisen,  für  18(H)  aber  224  t  auf  den  Arbeiter.  — 
Natürlich  heifst  dies  nicht,  dafs  ein  Arbeiter  jetzt  (iüp|>eit  so 

geschickt  ist,  ab  damals,  weil  er  jetzt  fast  doppelt  soviel 
erstellen  kann,  sondern  nur,  daCs  man  heute  zur  Herstellung 
von  1000  .t  Roheisen  4Vt  Arbeitskrftfte  braucht,  1878  noch 
7 Vi.  —  Ähnlich  berechnet  Sympber',  dafs  zwischen  1884 
und  1894  die  Jahresleistung  eines  Arbeiters  im  Ruhrgebiet 
von  183  auf  265  t,  in  Oberschlesien  von  III  auf  164,5  t 
stieg.  — 

Gegen  jene  Berechnung  kann  man  das  Bedenken  geltend 
machen,  dals  bei  den  modernen  Betriebskombinationen  nicht 
jeder  Arbeiter  nur  als  Hüttenarbeiter  gerechnet  werden  dürfte, 
da  er  yielÜMsh  auch  im  Walzwerk  beschäftigt  sei.  So  gewifs 
dies  ein  einwandfreies  Resultat  bezüglich  der  absoluten 
Leistungen  eines  Arbeiters  hindert,  so  genügt  jene  Rechnung 
doch  allenfalls  für  den  hier  erstrebten  Vergleich,  um  so  mehr, 
als  die  Betriebskombinationen  sehr  viel  hflufiger  p^eworrlon 
sind,  und  sich  daher  das  oben  festgestellte  Üjrgebnis  nur  noch 
schärfer  heraus-stellen  wfirde.  — 

Nun  \vai  (  II  Im  (1(  II  Liüchofenbesitzer  die  Mehrleiätungen 
der  Arbeit«  r  k  ine  reine  Kostenersparnis,  weil  gleichzeitig  die 
Luhne  und  die  socialpolitiächen  Lasten  ^Cötiegen  sind.  Aber 
diese  Steigerung  kommt  bei  weitem  nicht  der  der  Leistungen 
gleich.  Ein  Vergleich  zwischen  1878  und  1900  ist  allerdings 
sehr  erschwert,  da  man  zwar  in  der  Eisenenquete  für  187? 
zahlreiche  Lohnangaben  besitzt,  für  1899/1900  aber  bei  dem 
Mangel  einer  Lohnstatistik  leider  auf  die  Angaben  der  Be- 
rnfsgenossenschaften  anj^^owiesen  ist.  Und  beide  Angaben  sind 
nur  schiecht  vergleiciibar.  Einmal  sind  die  Zahlen  der 
Entjuete  Einzelziffern,  die  der  Rerufsgenossenschaft^n  Durch- 
schnittsziffern, und  zwar  für  Hoc  hofen-  und  Walzwerkaarbeiter 
zuoammen,  ferner  sind  in  der  Enquete  die  Löhne  der  jugend- 
lichen Arbeiter  meist  einbegriffen,  bei  den  Berufsgenossen- 
Schäften  grundstttzlich  nicht  u.  a.  m.  In  der  Enquete  wurden 


'  Vgl.  Abschnitt  HI. 

-  In  der  Dcnksdirift  über  die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rhein- 
Eibekaoals,  Tgl.  t.  Keoauld,  üättenindusthe  von  Oberschlosieii,     220  ig. 
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{i\r  "Rheinland -Westfalen  folgende  Jabreslöline  angegeben  (die 
Tageslöhne  sind  zur  Vergleichuug  hier  mit  AOO  multipliziert): 
Meyer  (Krupp)  1877  1060  Mk.,  für  Bessemerar heiter  speciell 
1124  Mk.,  Thielen -Ruhrort  920  Mk.,  Poensgen-Dttaseldoif 
1085  Mk.,  Kamp -Hamm  OT^alzdraht)  960  Mk.,  Schlink-Mal- 
h«M*m  8  —900  Mk.,  Massen ez«HOrde  ca.  900  M.,  Baare-Bochum 
912  Mk.  Der  Durchschnitt  würde  etwa  reichlich  1000  Mk. 
betragen.  Dai^^egen  berechnet  die  rheinisch-westftllische  Berufa- 
genossenschatt^  für  1897  1136  Mk.,  1898  1165  Mk,.  1899 
1201  Mk.,  also  etwa  1.50—200  Mk.  oder  15— 2(i^'  o  mehr. 

Für  Oberschlosion  sind  die  Angaben  noch  unsicherer: 
Kollmann:  1.  Puddler  960  Mk.,  2.  Puddler  690  Mk., 
3.  Puddler  UiXl  Mk.,  Walzer  7<)<>  Mk.,  Schweifser  950  IVlk.  — 
Brantsch:  Schmelzer  83U  Mk. ,  Gichter  775  Mk.,  \\  aUwerk 
▼on  750  Mk.,  Stahlwerk  Ton  900  Mk.  an  aufwärts.  —  Jüngst- 
Gleiwitz:  Hochofen  660  Mk.,  Former  770  Mk.  u.  e.  w.  — 
Richter  (Königs-  und  Laurauhtttte)  Hochofen  585  Mk.,  Wak- 
werk 646—671  Mk. 

Die  schlesische  Berufsgenossenschaft  berechnet  für  1897 
727  Mk.,  1898  750  Mk.,  1899  771  Mk.,  was  also  auf  keine 
höhere  Steigerung  als  etwa  100  Mk.,  gleich  15  —  20°/o, 
schliefsen  läföt. 

Daneben  geben  die  biiddeutsche  Eisen-  und  Stahlberufs- 
genossenschaft  fUr  1897  792  Mk.,  für  1899  894  Mk.  an,  die 
sOdwestdeutache  924  besw.  972  Mk..  die  sllchsisch-thttringische 
890  bezw.  965  Mk.,  die  nordöstliche  934  bezw.  964  Mk.,  die 
Bordwestdeutsche  813  bezw.  946  Mk*  Calwer'  berechnet 
daraus  als  Durchschnittslohn  fUr  Bergbau  und  Hüttenindustrie 
für  1897  Inno  Mk.,  für  1809  lo72  Mk. 

Nach  nllr»dem  scheint  es  iiiir  schon  sehr  hoch  {rop^riffen 
zu  sein,  wenn  man  die  Lohnsteigerung  auf  200  Mk.  arusetzt, 
wobei  auch  nicht  berücksichtigt  ist,  dafs  die  Jahre  1877/78 
anormal  schlecht,  1897/99  ungewöhnlich  gut  waren.  Dazu 
kommen  die  Beiträge  der  Arbeitgeber  fUr  Kranken-,  Unfall«, 
Alters- und  Invaliditätsversicherung  mit  alles  und  allem  höchstens 
50  Mk.  auf  den  Kopf  des  Arbeiters*.  Selbst  wenn  man  ein 
solches  Steigen  der  liöhne  annimmt,  so  entfallt  trotzdem  auf 
eine  Tonne  Roheisen  weniger  Lohn  als  1878,  weil  die  Arbeits- 


>  Ytä»  Oalwer,  Handel  tmd  Wandel,  S.  194/196. 

"  Ebenda  1901,  S.  193-196,  271. 

'  Nach  dem  „Leitfaden  zur  Arlieiterversicberung  des  deutschen  Reichs'" 
(zusamiTiengestcllt  für  die  Weltaustelhme;  in  Paris  1900)  Letrugeu  die  Bei- 
tragslasten des  Arbeitsgebers  für  du  gesamte  .\rboiterversicherung  im 
.Tabresdurchscbnitt  Mk.  auf  den  Kopf  (!•  >  Arbeiters.    Die  Beiträge 

zur  ünfallversiciierung  sind  in  der  ÜUtteninaustne  wesentlich  grofser  als  im 
Dordischmtt  Trotidem  ist  die  obige  Ziffer  sehr  hoch  gegriffen«  —  Obngeiis 
bestand  schon  187d  ein  allerdlDgs  beschiftnkteres  Hsftpflichtgesets  seit  1871 
Ar  die  Arbeitgeber. 
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leistungen  noch  stärker  gestiegea  sind,  wie  sich  auB  folgender 
DurchschnittoberechDUiig  ergibt: 

1878  stellte  1  Arbeiter  mit  850  Mk.  Loliii  133 1  >  RoheUeu 

her;  es»  ciitdci  daher  auf  1  t  =  G,4o  Mk.  Lohn. 

Jetzt  prodttsiert  ein  Arbeiter  mit  1100  Mk.  I^ohn  224  t>; 

auf  1  t  entftlllt  daher  an  Lohn       jj^  =  4,90  Mk. 

Die  Ersparnis  nn  den  Arbeitslöhnen  hetrÄgt  daher  trotz 
des  Wachsens  der  Löhne  und  der  socialpoh' tischen  Lasten  für 
die  Tonne  Koheisen  etwa  1,50  Mk.  oder  fast  25*^/0. 

Zwischen  dein  Steigen  der  Löhne  wie  der  Leistungen 
einerseits  und  dem  Zoll  andererseits  läfst  sich  eine  besondere 
Verbindung  nicht  herstellen  (vgl.  su  III). 

V.  Eine  weitere  Verminderung  der  Kosten  bedeutet  die 
immer  hliuHger  werdende  ßetriebskombination.  Während 
sieb  1878  Hochöfen  und  Walawerkc  meist  noch  in  verschie- 
denen Händen  befanden,  werden  Roheisen  und  Fa>>rikate  heute 
grofsenteils  von  demselben  ünterneimier  }i(r<;L'stel!t.  Im 
nietlrrrlieinisch- westfälischen  Industriebezirk  kommen  Unter- 
nehmungen .  die  nur  den  Hochofenbetrieb  zum  Gegenstande 
haben,  kaum  noch  vor^;  dagegen  linden  sich  13  —  und 
swar  natttiiich  die  gri)()rten  —  UntemeblBQngen ,  die  Kohlen- 
Bechen,  Ersgruben.  Hütten-,  Wals-  nnd  Stahlwerke  im  Eigen- 
tum haben.  Daneben  gibt  es  noch  fünf  Kombinationen  von 
Hochöfen  mit  Walawerken  oder  mit  Kohlen-  oder  mit  Erz- 
bergwerken und  nur  ftinf  Walz-  oder  Stahlwerke,  die  nicht 
eigene  Hochöfen  besitzen.  In'Oberschlesien  liegen  die  Ver- 
hnltnisse  ähnlich.  —  Hauptsächlich  sind  Hochöfen  und  Walz- 
}  werke  zusammengelegt,  weniger  Hochöfen  und  Giefsereien, 
nur  selten  Hütten  und  Maschinenfabriken. 

Die  Vorteile  solcher  Kombinationen  sind  technischer  wie 
wirtschaftlicher  Art  Liegen  die  Werke  nebeneinander,  so 
kann  man  die  einmal  im  Hochofen  erzeugte  Wärme  wieder 
für  den  Walzwcrksbetrieb  benutzen;  man  bedarf  keinen  Koks 
mehr  zum  Umschmeken  des  Roheisens  im  Kupolofen  und 
keine  Kohle  zum  Wärmen  der  Stahlblöcke.  Ein  so  kom- 
biniertes modernes  Stuiilwr^rk  brauclit  daher  nur  noch  die 
Koks,  die  es  zur  Produktion  von  Roheisen  an  sich  ver- 
wendet. 

Ferner  aber  kann  sich  der  Walzwerk besitzer  das  selbst- 

fewonnene  Roheisen  zu  Selbstkosten,  statt  zu  Verkauftpreisen 
erechnen,  wenn  er  nur  dafür  bei  dem  Verkauf  der  Fabrikate 
eine  höhere  Bewertung  erzielt;  er  braucht  keine  Handels- 


>  Vgl.  oben  S.  06. 

*  Nach  dem  Dertmtmder  Jahrbuch  1900/1901,  S.  17—481. 
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Spesen  und  (jewuiiie  iui  da»  Kuhtjisen,  sowie,  wenn  Hochofen 
und  Walswerk  zusammenliegen,  keine  Transportkosten  zu 
beglichen. 

Ferner  ist  er  von  der  Höhe  der  Roheisenpreise  unab- 
hängig; das  ist  sehr  wichtig,  weil  diese  oft  im  Verhältnis 
höher  stehen  als  die  der  Fabrikate.  Unter  Umständen  kann 
aucli  der  Unternehmer  seine  Arbeiter  bosser  beschäftigen, 
wenn  er  sie  nach  l^edurtnis  hier  oder  dort  verwendet,  Über- 
hau|)t  kommen  den  kombinierten  Betrieben  alle  Vorteile 
groiser  Unterueiimungen  zu  gute.  Daher  haben  sich  auch 
die  am  stärksten  konibinierten  Werke  wie  die  von  Krupp,  der 
Laurahlltte  und  das  Ilseder-Peiner  Walzwerk  am  glfincendsten 
entwickelt.  Und  andererseits  klagen  die  isolierten  Gxel^reien 
über  die  Konkurrenz  der  mit  Hütten  verbundenen  Giefserei- 
betriebc.  —  Die  Vorteile  der  KartelUerung  schliefslich  werden 
für  sich  betrachtet  (§  7). 

Die  Bildung  kombinierter  Unternehmungen  ist  durch  den 
Zoll  wesentlich  gefördert  worden.  Er  trieb  die  Fabrikanten 
dazu,  sich  durch  Anle^i^ung  eif^ener  IJorliöfen  von  etwaigen 
Preiserhöhungen  des  Roheisens  unabhängig  zu  machen.  Denn 
die  Betriebskombination  ist  überall  von  den  Besitzern  der 
Walzwerke,  Giefsereien  u.  s.  w.  ausgegangen,  nicht  etwa  von 
denen  der  Hochofen. 

VT.  Als  Fortschritte  zur  E  r  1  c  i  c  Ii  t  e  r  u  n  g  des  Ab- 
satzes sind  der  Dortmund- Emskanal,  ouuie  die  Einfuhrung 
des  Rohötofftarifs  für  iScliifFsbaumatcrialien  1804,  erweitert 
1897,  zu  nennen.  Auch  Schlesien  hat  Begünstigungen  im 
Tari^esen  erfahren.  Im  übrigen  aber  sind  die  Verbesse- 
rungen unbedeutend. 

Zu  den  Hauptzwecken  eines  ErziehungszoUes  nach  List 
gehört  endlich  die  Möglichkeit  für  die  Industrie,  sich  das 
Vertrauen  der  Kundschaft  zu  erwerben  und  so  aen  Absatz 
zu  erweitern.  Noch  1878  bevorzugten  die  deutschen  Ab- 
nehmer Giefseroiroheisen  schottischer  und  Clevelander  Her- 
kunft. Es  erregte  entschiedenes  Aufsehen,  als  der  lliitten- 
inspektor  Waehner-(ilciwitz  bei  seinen  QualitMtsvergleichungen 
feststellte,  dafs  das  in  Rheinland  -  Westfalen  erblasene  Eisen 
dem  englischen  ebenbürtig  sei.  Besonders  lange  erhielt  sich 
jenes  Vorurteil  zu  Gunsten  ordinären  englischen  Giefserei- 
roheisens. 

In  den  letzten  zwanzig  Jahren  ist  nun  ein  groiser  Um- 
Schwung  zu  Gunsten  deutscnen  Fabrikates  eingetreten,  haupt- 
s.lfhlieh  infolge  piter  Erfahrungen  mit  dtutsehen  ^^'aren. 
Mitgewirkt  haben  dabei  aber  auch  der  Umstand,  dais  überhaupt 
bei  den  deutBchen  Kaufern  die  Vorliebe  für  ausllindische  Er- 
zeugnisse verschwindet,  sowie  der  Zoll,  indem  er  durch  die 
Verteuerung  des  englischen  Eisens  zu  einem  Versuch  mit 


Digitized  by  Go  -v^i'- 


40 


XXI  a 


heimischer  Ware  VeranlassuDg  gab.  Gans  ohne  Beihilfe  eines 
Zolles  hat  die  deutsche  EUsenindustrie  das  Gehiel  des  Schifis- 
haoes  zu  erobern  begonnen.  — 

Fafst  man  dwmach  die  einzelnen  Encheinongen  in  ein 

Gesamtbild  zusammen,  so  erkennt  man,  abgesehen  von  der 
Ertindung  des  Thomas  und  ihren  Folgen,  eine  Steigerung 
der  Produktionskosten  bei  der  Beschafifuncr  von  Kohlen,  eine 
wesentliche  Verminderung  in  der  Ausnutzung  des  Brenn- 
materials und  der  Arbeitskräfte,  in  den  gesamten  Betriebs- 
kosten durch  Kombinationen,  sowie  ein  grSüierer  Gewinn 
von  Nebenprodukten  und  endlich  eine  Erweiterung  des  Ab- 
satzes durch  Erwerbung  neuer  Kunden.  Das  Resultat  dieser 
Änderungen  läfst  sich  zvan  Teil  in  Zahlen  ausdrttcken  (tlber 
die  Produktionskosten  zur  Zeit  der  Enquete  vgl.  S.  10). 

Es  betrugen  nach  den  Erhebungen  der  Oberbergämter* 
im  Auttrag  des  Kölner  Bezirkst'isnnbahnrates  1895  in  Khein- 
land- Westfalen  die  Erzeugun^^slvusten  von  1  t  Roheisen  43,40 
bis  43,99  Mk.,  nach  den  Angaben  der  Hüttenwerke  selbst 
41,20  Mk.  4-  7  Mk.  Gleneriuttnkosten ,  nach  den  Berech- 
nungen der  Siegerländer  Konkurrenten  40,89  Kk.  +  6  lik. 
Oenendunkosten,  der  lothringischen  41,18 — 41,52  Mk.  Die 
Dilforensen  entspringen  meist  aus  MeinungsTerschiedenheiten 
Uber  die  Höhe  des  Koksverbrauchs.  Die  lothringischen 
W<^rke^  berechnen  ffir  sich  selbst  35  Mk.  Selbstkosten, 
Dirt'erdingeu'^  (Luxemburg)  für  Tb'unasrohoisen  1S97  28,80  Mk. 
für  Puddelroheisen  27,72  Mk..  ll.se<ie^  scliliefsbch  für  1895 
27  Mk.  Für  Schlesien  liegen  mir  leider  keine  zuverliUäigen 
Angaben  vor.  —  Seitdem  sind  die  Selbstkosten  infolge  des 
Steigens  von  Kohlen-  und  Kokspreisen  zum  Teil  etwas  hoher 
geworden. 

Die  Verminderung  der  Produktionskosten  gegentther  denen 
der  Enquete  ist  also  sehr  bedeutend.  Im  Rahmen  dieser  Ent- 
wicklung kommt  dem  Zoll  nur  eine  geringe  Bedeutung  au. 


§  7.  Umehen  der  jeweiligen  wirtscliaftllcliett  Lage.  ^ 

Kartelle. 

Wenn  sich  als  Ergebnis  herausstellte,  dafs  im  ganzen  die 
rroduktiontsküsten,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Hilfe  des  Zolls, 
berabgegangen  sind,  so  Iragt  sich  nun  nach  der  von  Fr.  List 

fegebenen  Theorie  weiter:  Sind  infolgedessen  auch  die  Preise 
erabgegangen?  Da  diese  aber  auch  von  einer  Ffille  anderer 
Momente  abhlngeni  so  mufs  TOr  der  Beantwortung  dieser 


'  Vgl.  ^Stabl  and  Eisen«  1895,  S.  963  ig. 

*  Ebenda. 

*  Ebenda  1897,  S.  125. 

*  Ebenda  1895,  S.  68& 
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Frage  eine  kurze  Übersicht  der  preisbildendcn  Faktoren  über- 
Laupt  gegeben  werden,  um  die  Bedeutung  jedes  einzelnen 
dancdegen.  Nach  den  Berichten  der  Handelskammern  und 
der  Fachleute  in   „Stahl  und  Eisen*  Ift&t  sich  der  Gang 

der  wirtschaftlichen  Verhältnisse*  der  deutschen  Eisenindustrie 
kurz  dahin  skizzieren,  dab  man  sechs  Terschiedene  Perioden 

unterscheiden  mufs: 

Ziinarlist  ein  kurzer  bei  Hohcison  ziemlich  intensiver 
Aufschwung  1880  —  82,  ausgehend  von  grofsen  Schienen- 
anküufen  der  Vereinigten  Staaten,  in  Deutschland  unterstützt 
durch  zahlreiche  AnschaiTungen  des  Staates  für  Eisenbahn- 
zwecke. Gleichzeitig  herrscht  im  Sommer  1880  eine  uner- 
hörte Spekulation. 

Dann  folgt  von  1882—1886/87  eine  schwere  Depressions^ 
zeit  in  der  gansen  Welt;  ein  internationales  Überangebot 
drückt  die  Preise.  Als  Ursache  ist  die  aus  der  Gründerzeit 
herrührende  übermäßige  Produktionsfähigkeit  zu  nennen. 
Aufserdera  wird  unsere  ETsenTndüatrie  von  ö.sterreichischen, 
russischen  und  iiordamcrikanischen  Zollerhoiiunf^en  betroffen. 
Die  lebhaft  versuchten  Kartellbildungen  haben  meist  nur  eine 

kurae  Lebensdauer. 

Von  1887  an  hebt  sich  der  Verkehr  wieder;  Produktion 
und  Preise  steigen  Starkj  zuerst  bei  Rohstoffen,  dann  auch 
bei   Fabrikaten    und  Maschinen;    gleichzeitig   schwillt  die 
Kartellbewegung  an.  Docli  schon  1890  tritt,  an  der  Glasgower 
Warrantbörse  beginnend,  eine  neue  Krisis  ein  und  folgt  eine 
schwere  Dejiressionszeit  bis   l8m.    Etwas  länger  bleibt  die 
Mascliineii Industrie  beschäftigt.     Das  Jahr  1892  bringt  in  den 
Handelsverträgen  mit  Österreich,  Belgien,  Italien,  der  Schweiz 
geringfügige  und  folgenlose  Herabsetzungen  unserer  ZoUe^ 
bedeutendere  Ermäfsigungen  der  ausländisdien,  attnllohst  auch  < 
ohne  tieferen  Einflufs*    Dagegen  bewirkte   der  russische 
Handelsvertrag  1894  eine  grofse  Vermehrung  des  Exports  und  l 
damit  eine  Entlastung  des  unter  der  heimischen  Konkurrenz  ' 
schwer  leidenden  inneren  Marktes. 

Ihm  folgt  seit  1895/96  ein  lebhafter  Aufschwung  der  ge- 
samten Eisenindustrie,  in  Deutschland  neben  den  Handels- 
vertrÄgen  besonders  durcli  die  Entwicklung  der  Elektricitäts- 
industrie  gefordert.  Er  ist  hauptsächlich  charakterisiert  durch 
^16  enorme  Entwicklung  des  neimischen  Bedarfs,  durch  die 
Intensität  der  KartellstrOmung  und  die  grofse  Verteuerung 
aller  Rohstoffe. 

Nachdem  der  Kohlenmangel  schon  1899  Stockungen  in 
einzelnen  Industriezweigen  hcrvorgernfcn  hatte,  erfolgt  anfangs 
19()U  lirrt^its  auf  dem  Arbeitsniarkt  und  Ende  April  1900  an 
der  Börse  erkenntlich ' ,  ein  erneuter  Umschwung  zu  un- 


»  Vgl.  Calwer  „Handel  und  Wandel"  1900,  S.  19. 
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gttnatiger  Geschäftslage.  So  wenig  sich  schou  jetzt  ihr  Ver- 
lauf und  ihre  AuBdehnung  übersehen  lä&t,  so  scheint  doch 
die  Krise  nicht  so  einschneidend  zu  wirken  wie  1873  und 
1890,  hauptsächlich  deshalb,  weil  die  Kaufkraft  des  Inlandes 
in  den  voraufgehenden  sechs  guten  Jahren  bedeatpnfi  cre- 
stiegen  ist.  Charakterisiert  wird  diese  letzte  Krise  n(  l)ün  der 
Abnahme  des  Imports  und  der  Zunahme  der  Austuhr  be- 
sonder« durch  das  Mil'sverhältms  in  der  Preislage  von  Roh- 
stoffen und  Fabrikaten  —  eine  Folge  der  mächtigen  Roh- 
stoffkarteUe.  — 

Darnach  kann  man  eine  Reihe  allgemeiner  Beobaohtungeo 
machen: 

I.  Die  Preise  schwankten  auch  nach  der  Zollreform 
sehr,  bewegten  sich  insbesondere  im  ersten  Jahraehnt  des  Zoll- 
schutzes in  Extremen,  Das  zweite  Decennium  zeigt  im  all- 
gemeinen einen  höheren  und  fe^^toron  Preisstand,  zugleich  in 
den  letzten  Jahren  einen  anormal  hohen.  Unabhängig  von 
den  Schwankungen  der  Konjunktur  blieben  nur  einzelne 
SpecialitätoD,  wie  z.  B.  guter  Ticgeigufsstahl. 

II.  Die  Gestaltung  der  Preise  hing  meist  von  der  in- 
ländischen Nachfrage  ab,  weniger  vom  £xport.  Von  allem 
—  bearbeiteten  und  nicht  bearbeiteten  —  Eisen  bezieht  das 
Inland  etwa  *  6,  das  Ausland  V  e.  Im  Inland  ist  der  Vertrieb 
[des  Roheisens  natürlich  abhängig  von  den  Bestellungen  der 
[Roheisen  verarbeitenden  Werke.  Ihr  Bedarf  riehtt  t  sich 
wieder  natli  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Konjuuktur. 
Daneben  kommen  in  Betracht: 

a)  für  Stabeisen,  gewisse  Werkzeuge  untl  Maschinen  der 
Ausfall  der  Ernten; 

b)  die  staatlichen  Bestellungen  an  Schienen,  Kleineisen- 
zeug, an  Schifisbaumaterial  und  Lokomotiven, 

c)  für  Kriegsmaterial  —  Gewehre,  Kanonen,  Qeschosse  — 
politische  Grllnde, 

d)  Erfindungen. 

Die  ausländische  Nachfrage  ftlllt  bei  Siegerlftnder  Spiegel- 
eisen und  in  kleinerem  Umfange  auch  bei  schlc^isdiom  Puddel- 
eisen  ins  Gewicht,  bedeutc^nder  bei  Stabeisen,  Scliienen,  Köhren, 
Blechen,  Draht  und  Drahtwaren,  feinen  Waren  und  Maschinen 
(vgl.  Abschn.  II). 

III.  Das  Vcrhidtnis  des  inländischen  Angebots  zur 
Nachfrage  bebtimmte  die  Preise  allein  b»'i  Flulsroheisen,  Puddel- 
roheisen,  besserem  Giei'sereiroheisen,  Halbzeug,  den  meisten 
Sorten  von  Handels-,  besonders  ßaueisen,  Draiit-  ganz  nlnr- 
wiegend  auch  bei  Blechen,  Röhren,  Eisenwaren,  Schienen  und 
Maschinen.  Daneben  kam  die  ausländische  Konkurrenz  in  sehr 
geringem  Um&ng  in  Betracht  in  Blechen  und  Stabeisen,  zu- 
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weileu  auch  Schienen ,   etwas  stärker  bei  Köhren ,  ziemlich 
erheblich  bei  ordinärem  Giefsereiroheiseu  und  Weifsblech. 

Aber  auch  bei  Öiefaereiroheisen  hatte  die  engliöche  Koii- 
knmoz  nur  innerluJb  der,  durch  die  gesamte  Konjunktur 
gesogenea,  Gk'enzen  Einfluffl.  Es  kommt  nur  selten  vor,  dafs 
etwa  in  Deutschland  der  Bedarf  die  Produktion ,  in  England 
die  Produktion  den  Bedarf  überschreitet,  und  daher  die  eng- 
lische  Überproduktion  von  Deiits<.'hlancl  «nuf^enommen  wird. 
Im  allgoineiiien  besteht  vielmehr  ein  Parallelismus,  der  in  den 
DepresäionsjaliK  n  besonders  stark,  am  stärksten  Mitte  der 
80er  Jahre,  war.  — 

TV.  Der  Einfliir^  ^los  Standes  der  Roheis  anpreise  auf  die 
weiterverarbeitenden  Industrii  n  wird  für  sich  betrachtet  (§  8). 

V.  Der  Zoll  hat  die  Koheisenpreise  zunächst  nicht  ge- 
hoben, vielmelir  standen  sie  — 1887  wesentlidi  tiefer  als 
vor  1879.  Ferner  aber  sind  nach  der  Verminderung  der  i 
Produktionskosten  nicht  auch  die  Preise  herabgegangen ,  im 
Gegenteil  in  den  letzten  Jahren  sehr  gestiegen  —  also  anders 
als  es  List  fdr  Erziehungszölle  vorhergesagt  und  gewünscht 
hatte.  Die  letetere  Erscheinung  ist  auf  die  Wirksamkeit  der 
Kartelle  zurückzuführen. 

In  Rheinland -Westfalen  bildete  sich  1887  ein  Roheisen- 

Syndikat,  das  bis  zur  Gegenwart  fortbesteht.    Ihm  schlofe 
«eh  bald  darauf  ein  Kartell  der  Siegerländer  Hüttenwerke  \ 
an.    Ebenfalls    seit   Ende    der    1880er  Jahre   besteht  ein 
lothringisch  luxemburger  Kartell  und  srhüpfslioli  seit  lOoo  ein  1 
obcrBchlesisclies.     Die  Syndikate  vereinbarten  zuweilen   fest  \ 
abgegrenzte  Absatzgebiete  untereinander»    Im  übrijjen  kann  l 
es  nicht  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein,  die  Formen  (lurzustellen,  1 
unter  denen   sich  die  Kartellierung  der  deutschen   Eisen-  l 
Industrie  yollzogen  hat.  Hier  fragt  es  sich,  oh  die  Oründung 
jener  Kartelle  auf  den  Zoll  zurückzuführen  ist 

Das  ist  natürlich  schwer  zu  sagen,  weil  eine  Erfahrung 
unter  andern  Umständen  noch  nicht  gemacht  worden  ist» 
Voraussetzung  eines  Kartells  ist  im  allgemeinen  ein  Vorsprung 
der  heimisclien  Industrie  vor  der  auslftndisclien  aut'  dorn 
innern  Markt,  nuig  derselbe  nun  beruhen  auf  von  Natur 
günstigeren  Produktionsbedingimgen  oder  auf  bessenm  Ab- 
saU^beziehungen ,  insbesondere  der  Bevorzugung  durch  die 
staatliche  Tari^olitik,  oder  schliefslich  auf  einem  Schutzzoll. 
Durch  niedrigere  Tarife  werden  die  deutschen  Hüttenwerke 
nicht  begünstigt.  Es  wäre  wohl  allenfalls  eine  Kartellierung 
der  Hochöfen,  die  Rolieisen  fiir  schmiedbares  Eisen  iKTStellen, 
auch  ohne  Zoll  denkbar,  da  ihre  Produktionsbedingungen 
denen  des  konkurrierenden  Ausland^^^  gleich  sind;  eine 
wirkliche  durchgängige  Überlegenheit  ( liafi't  aber  erst  der  ' 
Zoll.    In  Gielsereiroheisen  bestand  England  gegenüber  Jene  ; 
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Ebenbürtigkeit  nicht,  und  hier  ist  daher  der  Zoll  die  not- 
wendige Voraussetzung  gewesen.  Mau  kann  daher  annehmen^ 
dab  die  Syndikate  sich  bilden  und  wirken  konnten 
nnr  auf  Grundlage  des  ZoUsckutzes. 

Wirkliche  Erfolge  hatten  die  Kartelle  erst,  nachdem  sie 
sich  nicht  mehr  auf  Preisvereinbarungen  beschränkten,  sondern 
auch  die  Produktion  kontingentierten.  Allmählich  sind  ihnen 
alle  b^'dnutenden  Betriebe  beigetreten,  190l  noch  drei  grofse 
rheinisclip  Fabriken.  Eine  vollständige  Herrschaft  über  die 
Preise  haben  sie  natürlich  nicht  ausüben  kijnnen.  insbesondere 
waren  meist  nur  die  Minimal-,  nicht  auch  die  Maximalpreise 
festgesetzt;  aber  die  Yon  ihnen  abgeschlossenen  Verträge  sind 
doch  für  die  gesamte  Preislage  auf  dem  inneren  Markte  be- 
stimmend.  Dabei  sichern  sie  sich  gegen  etwaige  eigene  Mehr^ 
kosten  durch  die  Klausel«  dafs  im  Fall  einer  Verteuerung 
der  Brennmaterialien  oder  £nBe  die  Verkaufspreise  des  Eisens 
von  selbst  steigen 

Die  Syndikate  waren  zunächst  bei  Krisen  wiederholt 
erfolgreich  tätig  und  dienten  nach  dem  bekannten  Ausdruck 
als  „Fallschirme";  so  hielten  sie  nach  1890  und  1900  durch 
Preis  Vereinbarungen  und  Produktionseinschränkungen  die 
rapiden  Preisstürze  auf,  Terhinderten  ebenso  im  Anfang 
günstiger  Perioden  ein  allsurasches  Steigen  der  Preise,  so 
1888  und  1896—1898.  Dagegen  ist  es  ihnen  bisher  weder 
gelungen,  während  lang  andauernder  Depressionszeiten  die 
Preise  aufrecht  zu  erhalten,  wie  — 1894.  noch  auch  haben 
sie  bei  andauernd  steinender  Narlifrape  die  Preise  zu  mäfsigen 
gewülst,  1889  90  nicht  und  el^ensowenig  1898  —  1900.  In  der 
letzten  Krisenzeit  haben  sie  die  Preise  nicht  den  Interessen 
ihrer  Abnehmer  angepaHst  und  keinen  Nachlafs  gewährt,  als 
diese  schon  unter  schlechtem  Geschäftsgang  litten;  daher 
galten  noch  im  Winter  1900/1901  Roheisenpreise  in  der  ganz 
anormalen  Höhe  von  fast  100  Mk. ,  als  man  Bleche  und 
Draht  bt  l  oits  wieder  mit  130—145  Mk.  notierte. 

Es  fragt  sich,  inwieweit  die  Kartelle  den  Zoll  ausgenutzt 
liaben,  und  dies  erkennt  man  aus  einer  (legenüberstellung  der 
deutschen  mit  den  ^\>Umarktspreisen ,  vorzüglich  denen  Eng- 
lands-. Es  ist  zunächst  festzustellen,  dafs  die  Preise  des 
Thomaäroheiseuä  bis  1896  nicht  höher  waren,  als  die  von 
scoteh  pig  iron  in  London,  das  ungefähr  dem  deutschen 
Thomasroheisen  gleich  ist;  nur  1889/90  standen  sie  höher, 
dagegen  1891  —  1895  tiefer.  Seit  Ende  1896  aber  ttbertri£Ft 
der  deutsche  Preis  den  englischen  regelmäfsig  mindestens  um 
den  ZoU,  1899  und  1900  sogar  um  20  Mk.   Ob  die  Preise 


'  Vogelstein  a.  a.  0.  ^.    T  un-i  S.  96. 

*  Nach  den  Ar  c:r^!i<>n  den  Louiloner  Economist,  sowie  von  ««Stahl  und 
Eisen'',  citiert  bei  Vogeistein  a.  a.  0.  S.  70,  71. 
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der  beiden  letzten  Jahre  bei  der   allgemeinen  stürmischen 
Nachfrage  nicht  auch  ohne  den  Zoll  so  hoch  gestiegen  wären,  / 
mag  dahingestellt  bleiben.    Die  Preise  der  Jahre  ISlMi— 1898/ 
konnten  die  Syndikate  aber  nur  mit  Hüte  des  ZoUd  durcht>etzen./ 
Koeh  grölser  war  die  Aoflnatsaiig  dea  Zolla  bei  Oiefaerei- 
roheiaen  Kr.  IIP.  Denn  hier  haben  die  Syndikate  den  Preis 
seit  Ende  1801  regelmäfsig  um  fa^t  20  Mark  über  dem  eben-  ) 
bttrtigen  Middlesbroer  Eisen  gehalten/  also  um  einen  Betrag, 
der  mindestens  dem  von  Zoll  plus  Fracht  gleichkommt   Auch  \ 
diese  Preiserhöhungen  waren  nnr   auf  OninfllaLce  des  Zolls  j 
möglich.    19U0  war  die  Dilferenz  noch  wesentlich  gröfser,  J 
30 — Mk. 

£^  pdegt  ferner  die  Praxis»  der  Syndikate  zu  sein, 
aaf  Grand  der  im  zollgeschtttzten  Inland  erhobenen  höheren 
Preise  an  das  Ausland  au  niedrigen  Preisen  an  liefern.  Rob- 
eisen wurde  aber  bisher  nur  in  so  geringen  Mengen  ez^rtiert, 
dafs  diese  Erscheinung  hier  kaum  von  Bedeutung  ist  In 
Spiegeleisen  ist  die  Ausfuhr  etwas  bedeutender«  und  hier 
scheint  auch  an  das  Ausland  zu  billigeren  Preisen  verkauft  ' 
zu  werden*.  Aufserdem  ermöglichen  die  hohen  Inlandspreise 
den  Werken,  die  gleichzeitiir  auch  Handelseisen,  Bleche, 
Draht  herstellen  I  diese  Fabrikate  billig  zu  exportieren  (vgl. 
§  9—11). 

Die  Erhöhung  der  inländischen  Preise  durch  die  Kartelle 
nfittelst  Ausnutzung  des  Zolls  hat  eine  Reihe  weiterer  Folgen,  < 
vor  allem  die,  dafs  an  die  exportierende  Fabrikatindnstrie  [ 
Ausftthrveigtttungen  von   den  Roheisensyndikaten  gewährt 

werden.    Dies  wird  in  §  8  im  Zusammenhang  besprochen.  — 
Die  Folgou  des  Zolls  für  die  Hüttenindustrie  selbst  aber 
lassen  sich  folgendermafsen  zusammenfa^sbeu : 

Der  Zoll  hat  auf  die  Produktion  von  Giefsereiiolieisen 
einen  —  nach  Listscher  Terminologie  —  erziehlichen  Einfluis 
ausgettbt,  indem  er  den  Industriellen  half,  unter  dem  Schutae 
etwas  sicherer  Preise  ihre  Betriebe  zu  vervollkommnen.  Die 
Bedeutung  der  englischen  Einfuhr  ist  auf  die  Zeiten  starker 
Nachfrage  beschränkt;  in  Depression8|ahren  ist  £nglands 
Konkurrenz  nur  noch  unbedeutend. 

An   fler   Gesundung    und   mächtigen  Entwicklung  der 
Hüttenindustrie,   soweit  sie  Roheisen  für  schmiedbares  Eisen 
herstellt,  hat  er  fast  gar  keinen  Anteil  gehabt.   Dieser  Erfolg  ' 
ist  vielmehr   technischen   Ertiudungen,   vor  allem  der  des 
Thomas,  zuzuschreiben.  —  Die  Einfuhr  schwedischen  Hob-  ' 
kohlenroheisens  ist  nicht  gehindert  worden.  j 


*  Vogeistein  a.  a.  0.  S.  68,  69. 

*  YogeliteiD  a.  a.  O.  S.  80  folgert  das  mit  Becht  ans  den  vooi  Koks* 
Syndikat  gewilnrten  AusfuhnrcigatiiDgen,  nach  dsm  Bericht  der  Siegnner 
HftiMlriskamiiwr  von  1887. 
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Die  Preise  siüd  durch  den  Zoll  allein  nicht  erhöht  worden, 
das  ist  yielmehr  erst  durch  die  Kartelle  geschehen. 

Der  Zoll  hat  die  Gründung  und  Wirksamkeit  der  Kartelle 
wesentlich  unterstützt. 

Die  Kartelle  haben  den  Zoll  ausgenützt,  indem  sie  in 
Zeiten  guter  Nachfrage  —  neben  den  Kohlen-  und  Koks- 
syndikaten —  die  Preise  sehr  hoch  trieben.  In  Zeiten  ge- 
ringen Bedarfs  liaben  sie  Preisstürze  etwas  aufgehalten. 

Der  Zoll  iiat  endlich  die  Tendenz  nach  Kombinationen 
der  Betriebe  sehr  verstärkt  — 

§  8.  Wirkuugeii  des  Zolles  auf  die  Roheisenverbraichep  «vd 

die  Expertindastrie. 

Aus  den  in  §  7  dargelegten  B^olgen  d^  Zolls  für  die 
Roheisenproflnzenten  ergibt  sieh  mittelbar  sein  Einfiufs  auf 
die  Konsumenten,  d.  i.  die  das  liolieisen  weiter  verarbeitende 
Industrie.  Im  allgemeinen  sind  ilire  Interessen,  was  die 
Stetigkeit  der  Preise  anbelangt,  denen  der  Produzenten  gleich, 
was  die  Höhe  anbelangt,  entgegengesetzt  Vor  allem  der 
Wunsch  nach  Stetigkeit  der  Roheisenpreise  Toranlafste  ja  die 
Eisen  Terarbeitenden  Industriellen,  1879  dem  Zoll  ihre  Zu- 
stimmung 2U  leihen.  Der  Zoll  hat  die  Freisschwankungen 
aber  nicht  verhindert 

Für  die  Frage  nach  dem  Vorteil  oder  Schaden  lioher 
Preise  ist  naturgemäfs  zu  unterscheiden,  ob  es  der  Eisen  ver- 
arbeitenden Industrie  im  einzelnen  Fall  möglich  gewesen  ist, 
mit  ihren  Pr<Mlukten  den  hohen  Preisen  zu  folgen  oder  nicht 
Aus  den  wirtschfdichen  Berichten  der  Handelskammern  und 
der  Fachleute  in  „Stahl  und  Eisen''  ist  darüber  folgendes 
absoleiten : 

Im  allgemeinen  verlaufen  die  Preise  parallel;  besonders 
sind  niedrige  Preise  des  Roheisens  gewöhnlich  von  niedrigen 
Fabrikatpreisen  begleitet  Abweichungen  in  der  Richtung, 
dafs  bei  niedrigen  Roheisenpreisen  flio  Fabrikate,  wie  Maschinen 
und  Gufswaren,  teuer  sind,  kamen  nur  im  Beginn  schlechter 
Zeiten  ,  wie  1882  und  1891,  vor,  hauptsächlich  um  deswillen, 
weil  sich  die  Krisen  nicht  gleich  rasch  und  weit  aasdehnten. 
Bei  schwerer  industrieller  Deroute  konnte  doch  der  Bedarf  s.  B. 
an  Mtdlerei-,  Brennerei-,  Zuckerbereitungs-  oder  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  regelmftfsig  bleiben.  Dasn  kommt,  dafs 
die  Industriekrisen  nie  das  VermOgen  aller  Konsumenten  in 
Mitleidenschaft  ziehen;  diese  können  sogar  durch  eine  all- 
gemeine VerbilljfruTiir  der  Bedarfsartikel  kaufkräftiger  werden. 

Viel  hftutigtr  ^^ar  «Ilt  Fall,  dafs  die  Fabrikate  dem 
•Steigen  der  I^oheisenpreise  nicht  folgen  konnten  und  auf  dem 
alten  Stande  beharrten,  besonders  in  günstigen  Jahren,  wie 
1880  —  82,  1889/90  und  1898  —  1900.   Der  Grund  dieser  Er- 
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scheinuijg  ist  die  Unentbehrlirlik^it  des  Kohstoff-,  Die  Ffiliri- 
kanten  mufsten ,  wenn  sie  die  guten  Konjunkturen  nicht  im- 
genüt/A  lassen  wollten,  unter  allen  Umständen  Roheisen  zur 
Weiterveraibeitung  einkauten,  was  den  lioheiäenproduzenten 
Starke  Preissteigerungen  ermöglichte.  Die  Räu&r  der  Fa- 
brikate aber  waren  nicbt  in  gleicher  Weise  bei  höheren 
Prosen  sam  Einkauf  genötigt. 

Erst  eine  BSrscheinung  der  beiden  letzten  Jahre  ist  es, 
dafs  in  Depressionsseiten  bei  gesunkenen  Fabrikatpreisen  der 
Roheisenpreis  unverhJtltnismflfsig  hoch  bleibt.  Es  folgt  dies 
aus  der  gröfseren  Kinheitliehkeit  und  Macht  der  Roheisen- 
Syndikate  infolge  i^«M  iiigerer  Zahl  der  Beteiligten.  Die  Er- 
zeuger der  Eisenwaren,  grolsenteils  Hausiudustrielley  sind, 
ihnen  gegenüber  der  ächwächere  Teil. 

So  bestehen  also  zu  Zeiten  scharfe  Gegensätse  in  den 
Interessen  der  Hütten-  und  der  Industrie  von  Bisenfabrikaten. 
Diese  Gegensätze  haben  sich  denn  auch  wiederholt  in  lebhaften 
Klagen  und  Abwehrmafsregeln  geltend  gemacht.  1885  bildete 
sich  z.  B.  ein  Verband  deutscher  Giefsereien  und  Maschinen- 
bauer, mit  der  ausgesprochenen  Begründung,  dafs  die  schon 
bestehenden  Verbünde  nur  die  Hochofen-  und  Walzwerks- 
Groisindustrie  verträten  ^  Derselbe  Verband  beschlofs  im 
Juni  1901,  das  rheinische  Roheisensyndikat  zu  boykottieren, 
falls  es  von  seinen  zu  ganz  anderen  Zeiten  entstandenen 
Preisen  nicht  Nachlttsse  bewillige.  Auch  sonst  sind  es  haupt- 
sftchlich  die  Maschinen-,  Draht-  und  Gielsereiindnstrielleny 
von  deren  Seiten  Beschwerden  Torlie^en^. 

Die  wichtigste  Mafsr^el  anr  Abwehr  dieser  suweilen 
qualvollen  Abhängigkeit  war  aber  nicht  die  Opposition  gegen 
die  Rohf'isf  niiuhif^trip ,  sondern  die  HetriebskoinbiTiation ,  die 
Anlage  eigener  Hüttenwerke  od<'r  der  Ankauf  schon  be- 
stehender. Denn  fast  alle  ZusanmK  idegungen  sind  ja  von 
der  weiterverarbeiLeudcn  iudustne  ausgegangen. 

Die  Gegensätze  wurden  femer  dadurch  gemildert,  dafs 
die  von  der  Verteuerung  des  Roheisens  am  empfindlichsten 
getroffsne  Exportindustrie  von  dem  Roheisensyndikat  Ausfuhr- 
Vergütungen  bewilligt  erhielt  (s.  unten). 

Und  damit  kommt  man  zu  dem  lotsten  Punkte,  an  dem 

eine  Zollwirkung  zu  suchen  ist. 

Im  allgemeinen  kiinn  Pui  Zoll  auf  eine  trcinde  Ware  die 
einheimische  Exportiudustne  überhaupt  dadurch  schädigen, 
dafs  er  den  ausländischen  Verkäufer  um  seinen  Gewinn 
bringt  und  ihn  so  verhindert,  bei  uns  zu  kaufen.  Der  Roh- 
eisensoll  richtete  sich  1879  ganz  vorwiegend  gegen  England. 
Man  kann  nun  nicht  sagen  oder  beweisen,  dafs  £2ngland  um 


'  >Suiiii  und  Eisen"  1885,  S.  764. 
•  Tgl.  s.  B.  sbends  18M,  S.  1158  fg. 
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deswiUtiii  weniger  bei  uns  gekauft  und  so  unserer  Export- 
industrie zu  verdienen  gegeben  hätte,  weil  wir  die  Einfuhr 
seines  Roheisens  erschwert  haben.  Denn  der  Import  eng- 
lischen Flnfsroheiflens  verlor  noch  ohne  den  Zoll  seine  natür- 
lichen Ursachen.  Der  den  Engländern  hei  dem  Export  yor 
Qieiaereiroheisen  entgehende  Gewinn  aber  dürfte  kaum  ins 
Gewicht  fallen,  um  so  weniger,  als  englisches  Giefsereiroheisen 
in  hik^Ksteni  Mafse  Weltmark tswarc  ist  nnrl  rlaher  von  den 
Einfuhrbeschränkungen  eines  Landes  nur  wenig  berührt  wird. 

Von  pTröfscror  Bedeutung  war  der  Roheisenzoll  für  die 

Eisenexportindustrie  speciell. 

Ein  Rolistoffzoll ,  der  die  Produktionskosten  der  weiter 
verarbeitenden  Industrien  erhöht,  wird  im  Inland  durch 
Fabrikatzölle  ausgeglichen,  aber  er  hemmt  den  Wettbewerb 
der  Exportindustrie  auf  dem  Weltmarkt,  soweit  nicht  Kück- 
Yeigtttongen  erteilt  werden.  Dies  tut  das  Reich  hei  ans  nur 
in  gauE  geringem  Umfange. 

Erst  seit  1897  ist  das  Roheisen  dauernd  verteuert  worden ; 
seitdem  erst  könnten  sich  also  die  Folgen  für  den  Export  der 
Fahrikatindustrie  bemerkhar  machen. 

Die  schädigenden  Wirkungen  des  Zolls  versuchen  nun 
die  Rolleisenkartelle  und  der  Halbzeugverband,  der  mit  ihnen 

in  Fühlung  steht,  wettzumachen,  indem  sie  den  Exporteuren 
der  Halb-  und  Ganzfabrikntf  Ausfuhrvergütungen  bewilligen, 
so  z.  B.  an  die  exportiMciiden  Grobhlechwerke  ^  1897  taten 
sich  das  Koks-,  djts  Kuheisen-  und  das  Ilalbzeugsynfliknt  zu- 
sammen, um  Stahlkuüppel  an  die  exportierenden  Drahtwalz- 
werke für  7  —  8  Mk.  billiger  abzugeben,  ebenso  190l  um 
15  Mk.*.  Das  Roheisensyndikat  allein  bewilligte  1897/98 
und  seit  Mai  1901  an  die  Si^erländer  Halbsseugfabrikanten 
▼on  Luppen  pro  Tonne  Roheisen  6Vs  Mk.  Ausfuhrvergütung*. 
Diese  Exportprämien  ermöglichen  es  den  Fabrikatindustrien» 
an  das  Ausland  wesentlich  billiger  zu  verkaufen,  als  im  In- 
land-, so  geschieht  es  regelmiifsig  bei  Draht  und  Grob- 
blechen*, aber  auch  bei  vielen  anderen  Walzwerkserzeugnissen. 

Die  Folge  dieses  Systems  ist  also  zunächst,  dals  der 
heimische  Verbraucher  die  Elsenartikel  teuerer  bezahlen  mula 
als  der  ausländische.  Dadurch  wird  ferner  der  Wettbewerb 
der  ausländischen  Industrie,  die  aus  den  billig  exportierten 
Fabrikaten  Waren  herstellt ,  wesentlich  gefördert  und  somit 


^  Bericht  der  Siegener  HsndelBkamaier  1896,  S.  18;  vgl.  Vogelsteta 
a.  a.  0.  S.  80. 

^  Vogi'lstein  :i.  a.  0.  S.  82  aus  der  Zeitschrift  „Die  Industrie*. 
■  I{(  rieht  der  Siegener  Handelskammer  1897,  S.  15  und  bei  Vogel- 
Stein  S.  H). 

*  Vgl.  z.  I>.  die  wöchentlichen  Marktbcrichte  der  NatioDsIieitiiiig  ans 
Schlesien  und  eingehender  §  9  dieser  Arbeit. 
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die  KoTikurrf'nzfähigkeit  unserer  Exportindustrie  auf  dem 
Weltmnrkt  beeiuLraclitigt,  Um  dies  zu  vi  i  lnruierii,  ^ind  neue 
£xporLj>ntmien  erforderlich,  und  so  ruft  diu  Exportpraiiue  auf 
eiuer  unteren  Stufe  deä  l^oduktionsprozeääOj»  immer  weitere 
Ezportprflmieii  auf  den  höheren  Stnfen  hervor.  Hier,  wie 
anx  vielen  Gebieten »  i«t^  das  nrsprttngliche  Schtttsxollsystem 
anf  dem  Wege,  sich  in  ein  EzportprämienBystem  umzn- 
waDdeln.  —  Genauer  belegt  werden  Rann  dies  erst  nach  einer 
Betrachtung  der  Fabrikatzolle  (vgl.  §§  9  und  16). 

Es  ist  aber  o?idlich  die  Frage,  ob  der  Nachteil  der  Ver- 
teuerung des  Roheisons  für  die  Ex^rtindustrien ,  '/.  B.  von 
Draht,  durch  Ausfuhr  Vergütungen  wieder  völlig  wett  geni.irlit 
wird.  Bisher  konnten  aber  bei  dem  plauzenden  Gang  aller 
Industrien  die  Preise  der  Fabrikate  im  wesenüichen  noch 
denen  des  Boheitena  folgen.  Man  wird  die  Er&hrungen 
mehrerer  Depressionsjahre  abwarten  mOesen^t  nm  die  Enige 
beantworten  zu  ktfnnen.  — 

Der  £xp>ort  von  Roheisen  selbst  schliefslich  war  zu  ge-  ' 
ring,   als  dafs  er  durch  seine  billigen  Preise  den  ausländi- 
schen Wettlx^werb  direkt  hätte  stärken  kounen.    (Über  die 
indirekten  W  irkungen  vgl.  §  9  am  Ende.) 

1  Tegdstda  a.  a.  0.  8.  98—100  glaubt  schon  jelit  flkr  Dnht,  RAhreo 
und  EtsenwueD  sine  direkte  Sebftdigoog  konstatieren  so  können. 
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Zweiter  Abschnitt 


Die  Zttlle  auf  Eisenfabrikate  nnd 

Eisenwaren. 


S  9.  HalbfobrikAte,  Handelseisen,  Draht,  Bleelie  und  PlatteB. 


Bereite  in  den  70er  Jahren  Uberstieg  die  Produktion  den 
Bedarf  bei  d^i^  Eisen-Halb-  und  Ganzfabrikaten,  Stahl,  Stab- 
eisen, Winkel-  und  Baueisen,  Schienen.  Drnht,  Blechen  und 
Platten ,  so  dafs  Deutschland  hierin  iiirht  nur  vom  Ausland 
unabhängig  war,  sondern  auch  einen  regen  Export  aufwies. 
1878  betrug  die  Mehrausiuhr  bei  Schienen  162 (X)0  t,  bei 
Stabeiseu  72000  t,  Draiit  48000  t,  Blechen  39000  t,  Stahl 
12000  t  und  nur  bei  Weifeblech  bestand  eine  Mehreinfuhr 
Ton  3300  1  Insbesondere  geborten  die  Stabeisenindustrie, 
beruhend  auf  Deutschlands  vorzüglichem  Fuddeleisen,  die 
Draht-  und  Schienenindustrie  seit  langem  an  den  bedeutendsten 
des  Zollvereins. 

Die  Fabrikate  unterlagen  —  aufser  Weifeblech  —  von 
1865 — 1S7U  einem  Zoll  von  50,  bezw.  70  Mk.  pro  t,  dann 
war  1870  der  Zoll  für  Winkeleisen  auf  35  Mk.,  fa^onicrtes 
Stabeisen  und  Blech  auf  5U  Mk.,  und  1873  für  i>ämtliche 
Fabrikate  auf  2U  Mk.  herabgesetzt  worden.  Vom  1.  Januar 
1877  ab  gingen  sie  aoUfrei  ein. 

Auch  hier  wurden  in  der  Enquete  lebhafte  Klagen  Uber 
die  wirtschaftliche  Notlage  laut;  es  wurde  behau[jtct,  dafs  die 
Verkaufspreise  die  Produktionskosten  nicht  deckten.   So  be- 


w«8tftlisdieiD  Stabebsn 
Kfalesisclieoi  Stabeisen 
FbAnix-Blecbe 
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^  Bericht  der  Enquetekonunissioa  25—31. 
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Kur  die  Drahtiudustrielien  klagten  nicht  und  konstatierten 
ein  Steigen  des  Exports:  da^s  deutsche  Fabrikat  sei  etwas 
kostspieliger  &U  das  eiigüoche  —  129— 14o  Mk.  in  Wesitalen 
und  145  Mk.  in  Schlesien  gegenüber  122  Mk.  in  England  — , 
dafi&r  aber  auch  viel  besser. 

Ala  Unache  der  wirtaehafitliclieii  Notlage  wurde  auch 
eeitons  der  Fabrikatindustrie  vielfach  die  ausländische  Kon* 
kurrena  bezeichnet;  bei  der  statistischen  Prüfung  dieser  Be- 
hauptung müssen  wieder  nach  Serings  Methode  die  Import- 
ziffern von  1877  und  1878  unter  Abzug  der  Durchfuhr  auf 
das  richtige  Mafs  zurückgeführt  werden  (vgl.  §  2). 

Der  Stabeisenimport  —  vorwiegend  aus  England  — 
erreichte  1873  die  grofse  Summe  von  42000  t,  fiel  n!)nr  nneh 
der  Krise  bis  auf  9000  t  im  J.  187»t.  Nacli  völliger  Be- 
seitigung der  Zölle  stieg  er  zwar  1877  auf  lOOOO  t,  stand  aber 
bereits  1878  wieder  auf  11800  t^.  Das  englische  Stabeisen 
wurde  besonders  im  Nordosten,  wohin  England  geringere 
Transportkosten  hatte,  als  die  schlesischen  und  westfitlischen 
Walawerke,  viel  gehandelt,  oder  übte  wenigstens  einen  Preis- 
druck aus.  Im  Binnenlande  war  dagegen  sein  Einflufs  nur 
sehr  gering,  höchstens  wurden  in  Sachsen  noch  gröfsere 
Mfnpren  ribgesctzt.  Aufser  England  konkurrierte  hier,  wie 
in  Stahl,  auch  Schweden,  dessen  aus  Holzkolileiiroheisen  her- 
gestelltes Stabeis^en  sich  für  Gegenstände  von  besonderer 
Festigkeit  vorzüglich  eignete  und  daher  trotz  des  wesentlich  f 
höheren  Preises  gekauft  wurde.    Die  Einfuhr  von  Stabeisen  , 

Sridte  im  ganzen  gegenüber  der  Produktion  keine  bedeutende  j 
olle,  verhielt  sich  au  dieser  :^ie  etwa  1 : 50.   Daneben  hatte  J 
sich  aer  Export  eines  grofscn  Ümfangs  und  stetigen  M'^achs- 
tums  zu  erfreuen.   Die  Verhältnisse  in  den  übrigen  Handels» 
eisen industrien  waren  im  wesentlichen  gleiche.  — 

Ganz  ähnlich  wie  bei  Stabeisen  war  die  Entwicklung  bei 
Blechen  verlaufen;  der  i.  J,  187*?  starke  Import  .sank  bis 
187<i  erheblieh,  stieg  1877  noch  einmal,  ging  aber  1S7H  sehr 
zurück,  so  dafs  die  Einfuhr  nur  noch  etwa  4*'2'^^o  des  Ge- 
samtbedarfs deckte.  \N'irklich  stark  war  Englands  Kon- 
kurrenz nur  bei  den  für  den  SchilTbau  bestimmten  Platten 
und  Blechen;  hier  überstieg  der  Import  die  Fh)duktion  be- 
trächtlich (vgl.  S  12);  in  Weifsblech  stand  er  derselben  nicht 
viel  nach  (vgl.  §  10). 

Die  Draht  einfuhr  schliefslich   war  immer  ganz  ge- \ 
ring,  und  der  ausländischen  Konkurrenz  ist  auch  in  den  \ 
Zeiten  völliger  Handelsfreiheit  niemals  ein  Einflufs  zuzu- 
schreiben.   Sie  machte  nur  etwa  1,7  ®,  o  des  Gesamtl)edarfs  1 
ausy  während  andererseits  der  Export  sehr  bedeutend  war, 


^  SeriDg  a.  a.  0.  S.  201. 
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auch  nach  Englanrl  hinein.  Die  deutsche  Urahtindufitrie  g&lt 
schon  damals  als  die  erste  der  Welt. 

Die  Verhältnisse  der  Schienenindustrie  werden  besonders 
behandelt  (§  11). 

Die  Ursachen  der  wirtschaftUchen  Depressioii  waren  im 
Jansen  auch  hier  an  anderen  Punkten  lu  suchen,  als  bei  der 
aufllAndischen  Konkurrenz.  Die  Produktion  war  in  den 
Grttndeijahren  dem  Bedarf  weit  Torausgeeilt ,  am  stärksten 
bei  öchieneh'  und"  Baueisen,  aber  auch  bei  Blechen  und  Stab- 
erseu.'  Zu  der  geringen  Aufnahmefähigkett  doa  deutschen 
Marktes  kam  die  allgemeine  Depression  auf  dem  Weltmarkt. 
Der  Export  nahm  zwar  nicht  ab,  wurde  vielmehr  zum  Teil 
forciert  uud  so  nocii  ausgedehnt,  war  aber  doch  nicht  im 
Stande,  den  heimischen  ProouktionsUberschurs  aufsunehmen.  — 
Eis  traten  noch  eine  Reibe  specieller  Ursachen  hinau:  ^fit 
Übergang  vom  Schweifs-  zum  Flufseisen  bedeutete  fttr  die 
deutsche  Industrie  eine  teilweise  schwere  Prüfung8ze1t,  denn 
der  aus  Puddeleisen  hergestellte  deutsche  Draht  gait^  an 
Schweifs  barkeit,  Dehnbarkeit  und  Festigkeit  bisher  als  un- 
übertreti  lifh :  die  Stahlwerke  aber  litten  infolge  des  Mangels 
au  phosphorfreien  Erzen  unter  hohen  Produktionskosten  (vgl. 
§  2).  —  Die  ausländische  Konkurrenz  war  an  der  wirtschaft- 
.  liehen  Notlage  höchstens  insofern  schuld,  als  sie  das  Über- 
;  angebot  noch  TemOfBerte.  Die  auslftndische^  d.  h.  im  wesent- 
\  liehen  die  englische  Industrie  war  der  deutschen  nur  het  der 
Fabrikation  von  Weifsblech,  von  Schifiablecben  und  bis  zur 
Erfindung  des  Thomas  bei  der  Herstellung  von  Stahl  über- 
legen. Dagegen  war  im  übrigen  die  deutsche  Blecli-  und 
Handelseisenindustrie  der  tm:rlist  hen  durchaus  ebenbürtig,  die 
Drahtindustrie  bereits  überlegen.  Für  den  Absatz  auf  dem 
Weltmarkt  hatte  England  allerdings  einen  grofscn  Vorsprung 
durch  die  Ausdehnung  von  Handel  und  SchifiuLrL^  iur  den 
Wettbewoi)  innerhalb  Deutadilands  spielte  dies  aber  nur 
eine  geringe  Rolle. 

In  der  schutzzöllnerischen  Presse  wurde  ferner  behauptet^ 
dafs  Belgiens  Industrie  von  Bau-  und  Trägereisen  haupt- 
sachlich durch  niedrigere  Löhne  der  deutschen  überlegen  sei. 
Die  in  der  Enquete  vernomnvmon  Eisenh.Hndler ^  sagten  aber 
aus,  dafs  die  Konkurrenz  nielit  grofs  wäre,  da  die  belgischen 
Waren  viel  zu  schlecht  wären,  um  mit  Erfolg  in  Deutschland 
abgesetzt  werden  zu  können. 

Jetzt  wurde  nun  ein  Zoll  von  25  Mk.  pro  t  verlangt 
und  bewilligt,  welcher  Sata  den  des  Jahres  1878  ttberschritt^ 
den  von  1865  nicht  erreichte.  Nach  dem  Preisstand  der 
Jahre  1877—79  bedeutete  dies  einen  WeHzuscfalag  ron  etwa 


»  -Stahl  und  Eiseo''  1889,  S.  177. 
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15__20  0'o  für  Stab-  und  Bauei  sen ,  O^robbloche,  etwa  20  ^/o 
für  Draht  und  10— IS^o  fiW  Feinbleche. 

iJiese  Zölle  konnten  mit  einem  gefährlichen  Wettbewerb 
de»  Auslands  nicht  begründet  werden,  und  es  geschah  dies 
attck  nur  Tereinselt  in  der  Enquete,  gar  nicht  seitens  der 
R^erung  und  kaum  im  Reichstag.  Man  aigumentierte  Tiel* 
mehr  so :  das  Roheisen  wird  durch  den  Zoll  um  durch- 
schnittlich 10  Mk.  pro  t  verteuert;  um  ebensoviel  werden 
die  Produktionskosten  der  Fabrikate  erhöht,  die  Industrie 
also  gegenüber  dem  Auslnnr!  benachtei!Tf::t.  Der  Zoll  sollte 
nun  die  Mögliclikeit  gewähren,  die  höheren  Erzeugungskosten 
durch  höhere  Verkaufspreise  auszugleichen.  Diese  Er- 
wägung war  im  wesentlichen  ncluig  wenigstens  für  diejenigen 
Werke,  die  ihr  Roheisen  nidit  selbst  herstellen ,  und  wurde 
auch  von  den  Zollgegnern  kaum  beanstandet,  nachdem  einmal 
der  Roheisenaoll  angenommen  war.  Als  seibstttudige  Schutz- 
zölle waren  sie  yon  der  Gesetzgebung  nicht  beabsichtigt 
Die  Voraussetzung  war  vielmehr  der  Roheisenzoll.  — 

Nun  Btiegen  aber  die  Roheisenpreise  bis  1896  im  allgonipinen 
nicht,  bei  Giefj^ereiroheisen  wenigstens  nicht  im  erwaiteten 
Umfange.  Damit  änderte  sich  der  Charakter  dieser  Zölle, 
sie  wurden  aus  Ausgleichungs-  zu  eigentlichen  Schutzzöllen. 
Es  fragt  sich  zunächst,  ob  sie  als  solche  gewirkt  haben. 

Die  Einfuhr  von  Stabeisen  erlitt  durch  den  Zoll  au-| 
nftcbst  keine  Beschrftnkung  (wenigstens  nidit  gegentlber  derj 
von  Sering  berechneten  Einfuhr  zum  Verbleib),  blieb  viel-; 
mehr,  aufser  einer  vortibergehenden  Steigerung  i.  J.  1890,,' 
auf  dem  früheren  Umfang  bis  1895;  erst  die  letzten  Jahre 
liaben  Pin  nicht  erhebliches  Anwachsen  des  Imports  gebracht. 
Er  kommt  zum  grofsen  Teil  aus  Schweden,  1900:  10  150  t,  zum 
kleineren  Teil  aus  England,  6459  t,  und  besonders  in  den 
letzten  Jahren  aus  Österreich,  10583  t  i.  J.  1900*,  Abnehmer 
sind  hauptsachlich  RuTsland  (1897-1900  96000,  107,000, 
74000,  35000  t),  Holland,  die  Schweiz,  Dftnemark,  Japan 
und  viele  andere  Länder.  I>a  die  Produktion  auch  sehr  wuchs, 
macht  die  Einfuhr  nur  wenig  Uber  l®/o  des  deutschen  Ver- 
brauchs aus. 

Bf)  Blechen  und  Platten  nahm  die  Einfuhr  nach  dem 
Inkrafttreten  des  Zolls  stiirker  ab;  sie  fiel  von  1S78  —  80 
um  2500  t,  dann  1885  bis  auf  2ooO  t  und  stieg,  aufser  vor- 
übergehend 1889/90,  auch  nicht  wieder;  selbst  i.  J.  lüOO  er- 
reichte sie  nicht  4000  t  Dagegen  ist  die  Ausfuhr  besonders 
nach  Rufsland,  HoUand  und  der  Schweis  beständig  gestiegen, 
ebenso  die  Produktion ,  so  dafs  die  jetzige  Blecheinfuhr  nur 
etwa  0,5 "/o  des  Gesamtbedarfs  deckte,  gegentlber  etwa  4**/© 
i.  J.  1878.  Bei  Blechen,  wie  bei  Handelseisen,  ist  darnach 
die  Einfuhr  gestiegen  zu  Zeiten  lebhafter  Nachfrage  und  so- 
fort gesunken  bei  schwachem  Bedarf,  also  ohne  Einfluls  ge- 


Digitized  by  Google 


54 


XXI  a 


weben.  —  Bei  dieser  Betrachtung  m\d  nicht  inbegriffen  die 
für  den  Schiflfbau  bestimmten  zollfrei  eingehenden  Bleche.  — 
Noch  geringer  war  der  Einflufs  der  aushiailischen  Kon- 
kurrenz auf  Draht.  Selbst  wenn  man  die  Durchfuhr  uiclit 
wie  Sering  absieht,  änderte  sich  swischen  1878  und  1880 
nichts.  Die  Emfuhr  btieb  bis  1887  unter  4000  t;  die  1888 
einsetzende  kleine  Steigerung  —  wahrscheinlich  auf  dem  Elin- 
tritt  Hamburgs  und  Bremens  in  den  Zollverein  beruhend  — 
dauerte  an  und  wurde  in  den  letzten  Jahren  noch  etwas 
lebhafter.  Als  Bezugsländer  kamen  Schweden  und  Enplnnd 
'  in  Betracht.  Von  dem  deutschen  Bedarf  deckt  der  Iniport 
etwa  ebensoviel  wie  1878,  nämlich  2®/o;  er  verhält  sich  zur 
Produktion  wie  1 : 70.  Produktion  und  Ausiulir  sind  sehr 
gestiegen.  Abnehmer  sind  neben  vielen  andern  Staaten  be- 
sonders England,  Belgien,  Australien  und  Holland;  ttberall 
besteht  seit  einigen  Jahren  ein  äufserst  lebhafter  Wettbewerb 
mit  den  Vereinigten  Staaten ,  weshalb  unsere  Drahtindustrie 
besondern  Wert  auf  Verminderung  der  Selbstkosten,  Frachten 
nnd  Rohstoffpreise,  loG:t  Auf  dem  deutschen  Markt  hat 
Nordamerika,  ebensowenig  wie  ein  anderes  Land  seit  1873, 
niemals  ernstlich  konkurriert.  Auch  das  Vorurteil  der  Nadel- 
fahrikanten  für  englischen  Draht  ist  allmählich  ganz  ver- 
schwunden ^  — 

Bei  Trägern,  Eck-  und  Winkeleiseu  ist  ein  Einflufs  dea 
Zolls  um  deswillen  nicht  za  konstatieren,  weil  die  Einfuhr 
schon  1878  minimal  war,  und  dies  geblieben  ist,  bei  gleich* 
Beitig  starker  Entwicklung  von  Produktion  und  Ausfuhr.  — 
Die  P^infuhr  der  Stahl-Halbfabrikate  der  Ingots  oder  Blöcke^ 
ist  infolge  der  Erfindung  des  Thomas  ebenso  wie  Bessemer- 
roheisen auf  einen  creringen  Rest  gesunken*.  In  den  TTalb- 
fabrikat«^n  des  Fuddeieisens,  Rohschienen  und  Lnpp»^n  be- 
stand schon  vor  der  Zollreform  1871)  kein  ausländischer 
Wettbewerb.  — 

Die  Preise  sind  im  allgemeinen  nicht  gestiegen.  In  den 
ersten  Monaicn  des  Jahres  1880  wurden  sie  allerdings  durch 
die  amerikanische  Kachfrage  und  die  daran  ansdbdiefsende 
Spekulation  in  die  H((he  getrieben;  sobald  diese  aber  nach- 

liefs,  standen  sie  wieder  so  tief  wie  zuvor.  Auch  1881/82  er- 
holten sie  sich  nicht,  wie  die  des  Roheisens,  so  dafs  über  dessen 
hohe  Kosten  sehr  geklagt  wurde.  Nach  einer  tiefen  Depression, 

die  bis  1888  dauerte,  brachten  die  Jahre  1889  <M)  eine  starke 
Steigerung,  doch  liefs  sie  1891  wieder  nach.  Erst  seit 
1895/9Ü  beginnen  die  Preise  ständig  zu  steigen,  bis  zu  der 


»  „Suhl  und  Eisen'-  1-^7,  S.  38. 

«  Eine  genauere  statibtiache  Vergleichung  ist  wegen  der  verschiedenes 
KlassifikatioD  vor  und  nsdi  1879  nicht  möglicb. 
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Krise  im  Sommer   190O,   die   sich   hier  stärker  bemerkbar 
machte,  aU  bei  den  mächtigen  Koheisensyndikaten. 

Da  in  der  Walswerkindiutrie  schon  1879  die  dentaehe~^ 
Fkodnktion  den  Bedarf  erheblich  flberschritt,  versuchte  man 
bald  nach  der  Zollreform  den  heimischen  Wettbewerb  durch 
Kartelle  einzuschränken.  Ein  erster  Versuch,  die  Walzwerke 
an  kartellieren,  scheiterte  allerdings  1884.  Jedoch  kam  nach 
langen  erlblglosen  Verhandlungen  zuerst  J88ö_ _eine  Verkaufs-  i 
Vereinigung^: ,   sodann  ein  oberschlesischer  WalzwerEverband 


zirilände,    dem    im    Juni    1887    ein    westfiiliseher    und  im 
Oktober   1887   ein    gesamtdeutscher   Verband   folgte  Er 
überdauerte  1890  die  Krise,  wurde  1892  auf  fiJnf  Jahre  ver- 
htaigert,  löste  sich  dann  aner  am  31.  Dezember  1893  uiit^r 
dem  Einflofs  des  bevorstehenden  Zollkrieges  mit  Hufsland 
adf.    Der  oberschlesisch- mitteldeutsche  Verband  blieb  be- 
stehen und  wurde  1901  verläuft,  dagegen  kam  ein  ge-  f 
meinsames  Kartell  nicht  wieder  zustarule.    Im  Westen  finden  j 
zwischen   den  grofsen   Werken  zin\'ril<'n  ProiäverabreduDgen  | 
statt,  aber  eine  feste  Organisati  tu  besteht  nichts 

In  der  Blechindufitrie  handelt  es  sich  um  verhältnis- 
märsig  wenige  grofse  Betriebe;  daher  ist  hier  die  Gründung 
von  Kartellen  besonders  leicht»  andererseits  ist  aber  ihre  Fort- 
dauer durch  den  Anstritt  nur  weniger  Werke  ebenso  leicht 
an  erschüttern.  Ein  FeinblechkartelT  löste  sich  zwar  nach 
kuraem  Bestehen  von  188^—1888  oder  1890  wieder  auf,  da- 
gegen hat  das  nach  mehreren  vorübergehenden  Versuchen 
1897  definitiv  gegründete  Grobbl<'chkartell  sich  aufrecht  er- 
halten, auch  in  der  Krise  des  Jahres  1900®.  Verhandlungen 
zur  Wiederherstellung  des  Feiublechkartells  sind  noch  im 
Gange.  — 

In  Walzdraht  bestand  seit  1886  ein  gut  organisiertes 
Kartell^,  das  der  Preissclireuderei  in  Draht  zunächst  Einhalt 
tat,  sich  aber  schon  im  Dezember  1888  wieder  auflöste.  Von 
neuem  gebildet,  brach  es  in  der  Krise  von  1890  zusammen, 
was  sich  sehr  empfindlich  geltend  machte^,  da  der  Inlands- 


'  Vgl.  Caro  in  den  Schritten  des  Vereins  für  Socialpolittk  Bd.  60, 
8.  44  und  das  „Dentscbe  Wirtscbaft^ahr"  1880,  S.  188-185,  1882  S.  261  fg., 
1888  S.  S12  fg.,  1881  S.  195  fg. 

*  .,Stahl  und  Eisen"  Juni-  und  September- Monatsbericht  und  . 

Ib94  S.  874. 

Ebenda,  1886  8.  215,  1887  Juli -Bericht,  1890  S.  997,  1897  $.  889. 
Mehrorp  dnr  Angaben  verdanke  ich  auch  der  Liebens^rfttfligkcit  (l(»s  ITorrn 
SchmaieDbacb.  —  Genaue  Daten  über  die  KarteilgrOndungen  in  der  Blech- 
Industrie  vor  1890  vermochte  ich  nicht  m  erhslten,  da  sie,  wie  ttberhanpt 
die  Nschrichten  über  die  Kartelle,  nur  teilweise  in  die  Öffentlichkeit  ge- 
];iTy_'f»n.  Es  ist  auch  im  Einzelfall  schwer  zu  sagen ,  von  welchem  Zeit- 
punkt an  etwa  bestehende  Vereinbarungen  die  feste  Form  eines  Kartells 
annehmen. 

*  „StMil  und  T  i  n"  1886,  S.  215,  1888  November-Bericht 


Ebenda,  lödO  S.  503. 
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bedarf  längst  nicht  der  Produktion  gleichkam»  und  der  Export, 
besonder»  in  den  Jahren  1892  und  1893,  auf  grofse  Binder- 


1896  erfolgte  1897  die  Bildung  eines  neuen  Kartells,  das  die 
Preise  snnächst  nur  mäfsig  beein^l^f8te^  Die  Nachfri^e  stieg 
hier  so  enorm,  dafs  das  Angebot  an  Stahl  knüppeln  für  den 
Bedarf  der  Walzdrahtfabrikanten  nicht  entfernt  rinsreichte. 
Erst  189i>  trat  eine  starke  Steigung  der  Drahtpreide  ein.  Die 
Krise  von  lltOO  hat  das  Kartell  überdauert.  Ebenso  haben 
sich   in  den  Industrien;   die  den  Draht  weiterverarbeiten. 


1.  Oktober  1898,  Drahtgeflecht.  Drahtgewebe. 

Die  Industrie  von  Bau-  und  Trägereisen  ist,  wie  der  Bau 
von  Häusern  in  den  Grofsstadten  Überhaupt^  besonders  stark 
wirtschaftlichen  Schwankungen  unterworfen.  Daher  werden 
schon  früh  Versuche  gemacht,  die  Produlction  in  gerngelten 
Grenzen  zu  halten.  Ein  1882  gegründetes  Kartell  in  schmiede- 
eisernen Trägern  ^  reguTiert  in  den  folgenden  schlechten 
Jahren  mitunter  erfolgreich  die  Preise.  Es  brach  zwischen 
1890  und  1892  in  der  Krisenzeit  zusammen,  wurde  aber  1894 
wieder  hergestellt  und  besteht  noch.  Auch  Trilger  waren  in 
den  letzten  Jahren  Gegenstand  grofser  Preiserhöhungen.  — 
In  Rheinland-Westfalen  besteht  seit  1895  ein  Halbseog* 
verband.  — 

Man  kann  den  Entwicklnngsp'ang  der  Fabrikatindustrie 
und  den  Ein  Hufs  des  Zolls  innerhalb  desselben  etwa  dabin 

zusammenftujseii : 

T.  S!>wohl  der  licimische  Bedarf,  als  der  Export  haben 
sich  tjiiüiin  vermehrt.  Der  erstere  ist  abhängig  von  den 
w iiLöc haftliche u  Konjunkturen  überhaupt,  daneben  besonders 
Handelseisen  von  den  Ernten,  Bleche  und  Platten  von  den 
auf  politischen  Erwägungen  beruhenden  Bestellungen  der 
Kriegsmarine,  sowie  denen  der  Handelsschifiahrt,  die  nicht 
immer  durch  die  allgemeinen  Konjunkturen  beeinflufst  sind. 
Gfrofsen  Vorteil  brachten  diesen  Industrien  die  Handels- 
verträge, besonders  mit  Rufsland.  Zwischen  dem  Durchschnitt 
der  Jahre  1889—1^^0:5  und  1894—  1899  stieg  der  Export 
dahin  in  Stabeisen  V(.n  29000  t  auf  84  0W  t,  in  Eck-  und 
\\  inkeleisen  von  «ioou  t  auf  33000  t  in  Blechen  und  Platten 
von  11000  auf  42000  t.  Ebenso  wuchs  die  Ausfuhr  von 
Blechen,  Stab-  und  Winkeleisen  nach  der  Schweis,  von  Draht 
nach  Osterreich  und  von  Blechen  nach  Belgien  beträchtlich. 

n.  In  der  Produktion  eraielte  man  wesentliche  Yer* 
besseningen.  In  technischer  Hinsicht  kommt  besonders  die 


'  „Stahl  und  Eisen"  1899,  S.  456. 
«  EWmhi,  1899.  S.  m  und  S.  456. 
»  Kbenda  lbÜ2,  S.  IUI,  189Ö,  b.  943. 


müchtige  Kartelle  gebildet' 
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Enetning  des  Schweif«-  durch  das  Flnlaeisen  in  Betracht 

Kessdbledie  kann  man  in  der  gewünschten  Zuverlässigkeit 
iiberiuuipt  erst  seit  Benutzung  des  basischen  Siemens-Martin- 
prozesses herstellen*.  Der  Stahldraht  ist  dem  Eisendraht  so 
überlejr^n  ,  wie  der  Stahl  dem  Eisen.  Das  Walzverfahren  ist 
sehr  vervollkommnet  worden.  Die  Stahlblöcke  werden  in  der 
beim  Hochofenprozefs  erzeugten  Hitze  gewalzt.  Stabeisen, 
das  man  1879  giofsenteils  noch  hämmerte,  walzt  man  jetzt 
allgemein,  und  zwar  so,  dafs  das  Eisen  in  einem  Prosefs 
die  gewttaischte  Form  erhült  und  nicht  wiederholt  bearbeitet 
an  werden  braucht*.  —  Die  Drahtindostrie  gewinnt  im  Eiaen- 
Titriol  auch  ein  wertroUee  Nebenprodukt. 

Die  meisten  ProduktionsverbeBserungen ,  die  bei  dem 
Roheisen  eingehend  besprochen  wurden  (§  6),  gelten  auch 
hier,  so  die  Verbilligung  der  Arbeitsleistung,  die  Erwerbung 
der  Kundschaft  und  liesonders  die  Betriebskombinationen,  die 
meistenteils  von  den  Fabnkatindustnen  ausgingtii  und  sie  von 
den  Koheisen  - ,  zum  Teil  auch  Koks-  und  Kohlenpreisen 
unabhängig  machten. 

Die  dadurch  herbeigeführte  Kostenersparnis  lälst  sich 
noch  weniger  in  Geld  umrechnen  als  bei  Kolicisen. 

III.  Der  Bezug  von  ausländischen  Fabrikaten  beeintiuiste 
die  Lage  der  deutsehen  Industrio  kaum,  denn  er  wnr  nur  in 
guten  Jahren  irgendwie  erheblich,  in  Depressionsjalaen  da- 
gegen minimal  —  Die  deutsche  Industrie  war  der  ausländ!- 
sehen  ttberall  mindestens  ebenbürtig. 

IV.  Aufser  durch  den  Zoll  wurde  namentlich  die  In- 
dustrie von  Schifisblecheii  durch  staatliche  Aufträge  bevorzugt. 

Der  Gnmdsats,  zum  Bau  der  Kriegsmarine  das  Material  nur 
Ton  heimischen  Werken  zu  beziehen,  wirkt  unter  Umständen 

viel  radikaler  als  ein  Schntaaoll,  wii^  sich  das  1900  bei  den 
viel  besprochenen  Vergebungen  der  Nickelstahlplatten  gezeigt 
hat.  Mit  dem  ZoU  steht  diese  Erscheinung  nicht  im  Zu* 
sammenhang. 

V.  Der  Zull  hat  das  schon  vorher  geringe  ausländische 
Angebot  noch  weiter  abgeschwächt.  Da  aber  die  heimische 
Produktion  den  Bedarf  weit  tiberstieg,  erzielten  die  deiu.schen 
Industrien  lolinende  l'rpisf  nur,  soweit  sie  sieh  kartt'lliVrTr'n. 
Der  AufhSsung  eines  K.n  trlls  folgte  regelmälsig  ein  Isiedür- 
gang  der  Preise.  Die  Gründung  der  Kartelle  ist  durch  den 
ZoU  wesentlich  unterstützt  worden;  dais  er  die  notwendige 
Yorausseteung  war,  Utfst  sich  nicht  beweisen,  da  die  heimi- 
schen Produkttonsbedingungen  schon  an  sich  denen  des  Ans- 


»  Vgl.  „Stiibl  und  Eisen"  1661,  S.  611. 

*  Vgl.  Wetlüing,  EiseuliuttCDgewerbe  S.  105,  106. 
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laDcies  zum  Teil  überlegen  waren.  —  Die  Kartelle  waren  im 
zweiten  Jahrzehnt  stärker  und  widerstandsfähiger  als  im 
ersten.  Die  Kartelle  haben  nun  au  Zeiten  den  2iOll  aut- 
genutsty  indem  sie  den  Inlandspreis  Uber  den  Weltmarktspreis 

steigerten.  Feststellen  läfst  sich  das  bei  Stabeisen  für  die 
Jahre  1890 -1893,  also  bis  aur  Auf  lösung  des  Walzwerkverbands 
bei  Trägern  -  und  Draht  seit  1807®.  Für  Bleche  ist  es  bei 
den  grofsen  Unterschieden  der  Qualität  nicht  möglich.  Bei 
vielen  Walzwerksprodukteu  ist  die  Uberlegeulieit  der  deutschen 
Industrie  so  grofs,  dals  die  Inlandspreise  schon  sehr  steigen 
milfsteu,  bevor  ein  Import  lohnend  würde. 

Die  Syndikate  habtti  ferner  den  Zoll  benutzt,  um  an 
das  Ausland  billiger  an  verkaufen.  Dies  gilt  regelniafBig  iu 
den  letzten  Jahren  für  Grobbleche  und  Draht  ^,  aber  auch 
fUr  yieAß  Walzwerksprodukte.  Und  zwar  ist  die  Differenz  au 
Gunsten  des  Auslandes  annähernd  gleich  dem  Zolibetrag, 
awischen  15  und  25  Mk. 

Dies  schädifTt.  wie  schon  in  S  8  hervorgehoben  wurde, 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Industrien,  die  Bleeiie 
und  Draht  verarbeiten,  gegenüber  dem  Ausland.  Um  dies  zu 
vermeiden,  gewähren  wieder  die  Grobblech-  und  Walzdraht- 
kartelle Ausfuhrvergdtungen ,  jene  an  die  Fabrikanten  ge< 
lochter  Bleche*,  diese  an  die  Drahtstift&brikanten  (1898 
10  Mk..  1900  20  Mk.)«. 

Dadurch  wird  meist  eine  Benachteiligang  der  deutschen 
Exportindustrie  ausgeschlossen,  und  zwar  nnf  Kosten  der 
deutschon  Konsumenten,  aber  doch  nicht  immer.  Nun  läfst 
sich  allerdings  ein  sicherer  statistischer  Beweis  kaum  dafür 
erbringen,  dals  die  auf  Kosten  des  Inlands  erfolgende 
billigere  Ausfuhr  die  ausländische  Produktion  stärkt,  und  diese 
unserm  Export  entgegentritt  £ine  etwaige  Vergröiserung 
der  anslänoiscben  Produktion,  wie  die  Abnahme  unseres 
Exports  an  Eisenwaren,  können  auch  auf  anderen  Qrtlnden 
beruhen.  Aufserdem  handelt  es  sich  hauptsächlich  um  Er- 
scheinungen der  letzten  Jahre.  Für  Drantfabrikate ,  insbe- 
sondere für  verkupferten  und  verzinnten  Draht^  Llfst  sich  die 
oft  gehörte  Behauptung  aber  docli  statistisch  belegen.  Während 
nämlich  die  Ausfuhr  rohen  Eis^  ndrahts  nach  England  und 
Belgien  die  gröfsten  Dimensionen  angenommen  hat,  zwischen 


^  Vogelstein  a.  a.  O.  S.  72  f^r  Dieser  irrt  -ii  Ii  I  rr  wolil.  wenn  et 
die  Preiserhöhungen  nach  1894  einem  Waizwerkverband  zuschreibt. 

*  Ebende  S.  81. 
^  Vgl.  Tab.  V. 

*  Vgl.  (Vw  schon  angefiihrton  Prcisnotierungen  der  Nationalxeitiuig, 
sowie  Vogelstein  a.  a.  0.  8.  "^l  iTJOl  um  30  Mk.). 

^  Ebenda  S.  81. 

^  Kl  H  ilda  8.  Ö2  nach  den  UandeiBkammerbericfaten  von  Siegen  und 

Saarbrucken. 
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IIHH)  und  l<»ol  nach  England  von  21500  t  auf  N  *iu()  t,  nach 
Belgien  von  1!»:Um)  auf  87  400  t  stieg,  ist  die  Ausfuhr  be- 
arbeiteten Drahts  seit  1899  ganz  wesentlich  herabgegangon, 
noch  zwischen  1900  und  1901  nach  Engand  von  21  (iOO  auf 
17300  t,  nach  Belgien  von  2400  auf  I50<J  t,  während  doch 
Bonat  fiberaU  der  £xport  stark  annimmt.  Ähnlich  hat  aach 
die  Ausfuhr  von  Drabtstiften  in  den  letzten  Jahren  nicht  au- 
^nommen,  sondern  igt  eher  zurückgegangen. 

Es  dürfte  diese  Erscheinung  unbedenklich  auf  den  zu 
niedrigeren  Preisen  erfolgenden  Export  des  Walzdraht- 
Syndikats  zurUckzuflihren  sein^. 

§  10.  Weirsbleeh. 

Eigeuartig  gestaltete  eicli  die  Entwicklung  der  VVeifs- 
blechindnstrie,  die  das  Material  —  verzinntes  Eisenblech  — 
8U  Hansbaltungs-  und  anderen  wichtigen  Gebrauchsgegen- 
atftnden  liefert  . 

Unter  dem  prohibitiven  Zollschutz  von  240  Mk.  pro  t  | 
bis  1865  und  150  Mk.  bis  1870  hatte  sich  1862  eine  viel  be-  i 
sprochene  Koalition   gebildet*,  di^*  mit  fTrofsera  Erfolg  (V^^  ' 
"Preise  so  hoch  hielt,  dafs  sie  immer   nur  etwas  niedriger  j 
btüiiden,   als  die  englischen  plus   Fracht  plus   Zoll*.     Die  | 
Koalition  hatte  sich  auch  nach  der  Zollreduktion  auf  70  Mk.  ( 
1870  gehalten,  war  dann  aber  nach  der  weiteren  Herabsetzung  \ 
auf  ^0  Mk.  1873  yerfalW.    Die  Einfuhr  war  in  den  1 
Oründeijahren  erheblich  l^iSItiegen,  sing  dann  nach  der  Krise  ' 
nicht,  wie  die  gesamte  übrige  Einfimr,  zurück,  vergrOfserte 
sich  vielmehr  noch,  besonders  1B77  nach  der  völligen  Auf- 
iM^jnnfr  des  Zolls.    Nicht  ira  selben  Mafse  vermehrte  sich  die 
Produktion.     Trotzdem   das   deutsche   Angebot  den  Bedarf 
durchaus  nicht  deckte ,  war  nach  der  Enquete  auch  die  Lage 
der  Weifdblechindustrie  ungundtig,  hauptsächlich  infolge  der 
englischen  Überproduktion,  die,  auf  dem  amerikanischen  Markt 
bedroht,  sich  nach  Deutscnland  ergofs.  Nach  den  Daten  der 
Handelsstatistik  machte  sie  Uber  die  Hälfte,  nach  den  wohl 
zutreffenden    Bereehuungen  Serings    ttber  ein  Viertel  der 
heimischen   Pi   I  iktion  aus  (5300  bezw.  2500  t  i.  J.  1879).  l 
Die  Schutzzollinehrheit  setzte   daher,  gegen   den  lebhaften 
Widerspruch  der  Minorität,  einen  Zoll  von  50  Mk.  pro  t  fest, 


^  Der  neue  Zolltarifentwurf  läfst  Stnbeiscn  im  wesentlichen  unver- 
äadert,  Bleche  und  Draht  werden  nach  der  starke  mehr  diü'ereoziert,  und 
der  Zoll  für  feineres  Draht  und  Bleche  weaeottich  erhöht 

Vgl.  Büchor  in  den  Verhandlaageii  des  Vereins  ftkr  SociaipoUtik, 
Bd.  ai  S.  142. 

*  Nach  den  nnwidersprochenen  Angaben  des  Eisenhftodlers  Ravene  in 
der  Enquete  S.  41. 

*  Nach  Angabe  Stamms  ebenda  bestsnd  sie  1878  nicht  mehr. 
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wie  er  in  dieser  Höhe  sonst  nnr  Eisenwaren  zuerkannt  wurde. 
£r  sollte  nicht  nur  als  Auseleich  fVüt  die*  Vertenerung  der 
Rohstoffe  dienen,  sondern  auch  als  ein  selbständiger  kräftiger 
Schutzzoll;  um  so  mehr,  als  das  andere  Rohmaterial,  Zinn, 
zollfrei  blieb.  Er  entsprach  einem  Wertzuschlag  von  etwa 
15**/o  und  ginc:  üher  den  Satz  der  Jahre  1870  —  7'^  hinaus. 

Der  Zoll  war  das  typische  Beispiel  eines  Erziehun^szolls 
Listscher  Art:  Ein  lebensfähiger  Produktionszweig,  der  den 
heimischen  Bedarf  noch  nicht  decken  und  der  überlegenen 
Auslandskonkurrenz  gegenüber  nicht  aufkommen  kann,  soll 
durch  den  Zollsehuta  aufgesogen  werden ,  bis  er  die  Nadi* 
frage  au  befriedigen  vermag. 

Im  wesentlichen  ist  denn  auch  die  Entwicklung  bis  1896 
so  verlaufen.  Die  Einfuhr  liefs  nach  der  Zollieform  1879 
;  alsbald  nach,  allerdings  nicht  stetig,  sondern  mit  Schwan- 
'  kuDgen,  während  sich  die  Produktion  in  gerader  Linie  auf- 
!  wärts  entwickelte.  Der  Anteil  der  Lintuhr  am  Verbrauch 
'i  nahm  ab;  er  betrug  durchschnittlich  1881—85  BO^  o,  1S86-90 
I  14 und  1891 — 95  nur  5*^,o.  —  Die  Ausfuhr  blieb  immer 
I  unbedeutend.  — 

Anfangs  der  80er  Jahre  litt  die  Weifsblechindustrie  unter 
den  zeitweilig  hohen  Eisenpreisen  and  der  beständigen  Zinn- 
spekulation, 1883  aber  blieb  sie  trotz  starker  englischer  Kon- 
kurrenz von  dem  allgemeinen  Preisfall  unberührt.  ErstJL^ö 
machte  sich  die  englische  Überproduktion  auf  dr^m  tTeutschen 
Markt  wieder  empfindlich  bemerkbar,  verschärft  noch  durch 
den  bevorstehendeu  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein, 
da  dessen  Händler  sich  die  Vermittlung  englischer  Waren 
nicht  entgehen  lassen  wollten  und  noch  rasch  grofse  Mengen 
englischen  Weifsblechs  bezogen  hatten  K  Ejn  enmiscbes  Kartell 
trat  dann  der  Überproduktion  entgegen,  "una  loo»  nahm  auTlli 
die  Weifsblechindustrie  an  dem  allgemeinen  Aufschwung  teil. 
In  den  90er  Jahren  blieb  die  englische  Einfuhr  zunächst 
niiifsig,  und  die  Preise  standen  bei  regelmälstger  Nachfrage 
nicht  ungünstig. 

Dies  änderte  sich,  nh  die  Vereinigten  Staaten,  bisher  die 
Hauptabnehmer  des  Süd -Waliser  Weifsblechs^,  durch  die 
Mc-Kinley-Bill  ihre  Grenze  schlössen ,  unter  der  aUbald  er- 
füllten Bedingung,  dafs  bis  zu  einem  gemssen  Zeitpunkt  eine 
genügende  Weifsblechprodttktion  Im  Inlande  bestände.  Unter 
einem  enormen  Zollscnutze  entwickelte  sich  dieselbe  mächtig. 
Der  früher  100000  t  jälirlich  Ubersteigende  Import  aus  Eng- 
land verschwand  zwar  nicht,  da  dieses  wesentlich  geringere 


>  „Handel  und  Indostrie  in  DentsehUuid''  1884—88,  S.  198-195.  VgL 
auch  -Das  deutscht'  Wirtscbaftsjabr«  1BS2.  S.  281. 

*  Man  verwendet  es  vorzüglich  zur  ilersl*^lltin<j  vott  K'unserveoböchsen 
nnd  Dächern,  terae  plates.   Vgl.  „Suhl  und  Eibtii    ibüT,  6.  799. 
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Produktionskosten  hat,  ging  aber  doch  auf  ÜUOOU  t  zurück. 
Da  nun  England  von  den  im  Jahre  durchschnittlich  er- 
zeugten ;iUUUOO  t  nur  etwa  laoOUU  t  selbst  gebraucht,  so 
sahen  sich  die  Süd -Waliser  Werke  alsbald  der  Gefahr  der 
Überproduktion  ausgesetet  Sie  sachten  dem  anf  zweifache 
Weise  zu  entgehen,  durch  den  verhältnismäfsig  einfiushen 
Ühergang  zur  Feinblechherstellung,  sowie  ferner  durch 
Forcierung  des  Exports  nach  andern  Staaten ,  nach  Frank- 
reich, RufslfiTid  und  Deutschland. 

Als  nun  189Ü  bei  uns  der  grofse  Aufschwung  einsetzte,  \ 
und  die  Nachfrage  auch  nacii  Weifshl-  ch  stieg,  da  wuchs  die 
englische  Einfuhr  rasch  und  stark,  von  1400  t  i.  J.  18U5  auf 
10400  t  1.  J.  189(3  und  1899  sogar  auf  23800  t;  1900 
ging  sie  auf  18000  t  herunter.  Mit  dieser  Steigerung  ver- 
mochte die  Produktion,  im  Gegensatz  zu  der  ttbngen  £isen-  , 
ioduslrie,  nicht  Schritt  zu  halten;  sie  wuchs  von  1804 — 98  ' 
nur  wenig.  Als  Grund  hierfilr  wird  angegeben*,  dals  die 
meisten  Industriellen  nicht  nur  Weifsblech,  sondern  auch 
Feinblech  herstellten,  und  nun,  ebenso  wie  die  englisclien 
Werke,  in  gröfserem  Mafse  zur  Fabrikation  von  Feinblech 
übergingen,  um  so  eher,  ab  sie  hier  fremdem  Wettbewerb 
nicht  ausgesetzt  waren.  Darnach  handelt  es  sich  um  eine 
mehr  zufällige  Erscheinung,  die  an  dem  Gesamtergebnis 
nichts  ändert,  dafs  sich  die  Industrie  unter  dem  Schutze  eines 
Erziehungssolls  kriftig  entwickelt  hat  Allerdings  beweist  jenes 
Nachlassen  der  Produktion  zu  Zeiten  höchsten  Bedarfs  auch,  wie 
wirkungslos  die  energischsten  staatlichen  Mafsnahmen  unter 
Umständen  gegenüber  privaten  Kalkulationen  und  Spekula- 
tionen sein  können.  Das  Endziel  des  Erziehungszolles,  die 
.Stärkung  der  Industrie  bis  zu  dem  Punkte,  dafs  sie  des  Zoil- 
schutzes  entratcii  kann,  ist  bei  Weifsblech  h^k  h  nicht  eingetreten^. 

Das  Kartell,   das  sich  alsbald  wieder  gebildet  iiat,   iöt  1 
hier  allein  dem  Vorhandensein  des  Schutzzolk  zuzuschreiben;  \ 
zu  einer  grofsen  Ausnutzung  derselben  ist  es  aber,  wie  ge- 
zeigt, nicht  gekommen. 

Im  ganzen  ist  die  deutsche  Produktion  gegenüber  der 
grofsen  Industrie  in  Wales  und  Nordamerika  unbedeutend  . 
—  nur  etwa  je  ein  Zehntel  —  ,  aber  auch  der  deutsche  Bedarf  / 
iat  sein  viel  schwacher.   Immerhin  besteht  an  einigen  Plätzen, 
beaonileis  Üerlin,   danri)»  n  auch  Breslau  und  Dresden,  eine 
gröfsere  Industrie  von  llaushaltungsgegenständen,  die  Weifs- . 
blech  verarbeitet.    Ihre  Interessen  sind  bezuglich  des  Schutz- 
zolls denen  der  WeifsUechfabrikanten  scharf  entgegengesetzt; 
wie  diese  eines  Schutzes  gegen  die  ttberlegene  englische 


*  In  den  Beriehten  der  Ältesten  der  Bertioer  Ktüfinannschaft. 

-  Nach  (lein  neuen  Tarift-ntwurf  soll  der  Zoll  für  Weif^Vlrrh  unter 
1  mm  Stärke  auf  5,50  Mk.  erhöbt  werdea»  sonst  unverändert  bleiben. 
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Konkumns  bedürfen,  ebenso  sebr  ist  jener  daran  gelegen, 
dafs  ihr  Rohstoff  nicht  yerteuert  wird,  um  so  mehr,  als  sie 
viel  exportiert  und  daher  eine  Steigerung  der  Selbstkosten 
schwer  empfindet.    Ein  gemeinsames  Interesse  haben  schliefs- 

lieh  beide  Industrien  an  der  Herabsetzung  der  auf  der 
langen  Strecke  von  den  Montanbezirken  nach  Berlin  und 
Dresden  recht  kostspieligen  Frachten.  — 

Wie  auf  vielen  Gebieten  durch  die  Fortschritte  von 
Wissenschaft  und  Technik.,  so  ist  es  auch  hier  gelungen,  die 
früher  als  wertlos  betrachteten  AbfftUe  ni  verwenden,  indem 
man  auf  chemiscbemi  mechanischem  oder  elektrolytischem 
Wege  das  Eisen  vom  Zinn  trennt^  und  beide  in  einen  neuen 
Produktionsprozefs  schickt  ^  Von  groüser  Bedeutung  ist  dies 
für  die  Vereinigten  Staaten,  besonders  Chicago,  wegen  der 
so  ermöglichten  Verwendung  alter  Konservpnl>ürhsen ,  aber 
auch  in  Deutschland  ist  eine  Industrie  dHr-iufhiu  entstanden. 
Zu  ihrer  Untersttltzung  hat  der  Bundesrat  am  0.  März  1899 
den  Ausschiurs  der  im  Aushmde  entzinnten  Abiälle  vom  Be- 
züge auf  zollfreies  Lager  angeordnet.  Einer  gröfseren  Ent* 
Wicklung  stehen  aber  schon  die  hohen  Beförderungskosten 
der  sehr  Toluminösen  Gegenstände  au  den  Prodoktionsstätten 
entgegen,  wenngleich  Verhandlungen  ttber  ErmaCaigung  der 
Frachten  im  Gange  sind'.  — 


§  II.  Schienen  nnd  sonstige  Bisenbahnbedirtartikcl. 

Die   Herstellung   von   Eisenbahnschienen   war  fUr  alle 
Eisenindustrien  der  Welt  von  gröfster  und  wachsender  Be- 
deutung.    Auch    in    Deutschland    hatte    sich   eine  lebhafte 
^  Produktion  entwickelt,  und  es  fand  schon  in  den  (30er  Jahren 
i  ein  ziemlich  reger  Export  statt.    Von  I8(i5  —  73  hatte  der 
\  hohe  Zoll  von  50  Mk.  pro  t  auf  Schienen  gelegen  \  auch  er 
'  war  1873  auf  20  Mk.  herabgesetzt  worden  und  vom  1.  Januar 
1877  an  weggefallen.  Von  allen  Zweigen  der  Elisenindustrie 
war  die  der  Schienen  in  den  1870er  Jahren  wohl  am  schwersteb 
bedrängt.   Nach  der  Enquete  betrugen  pro  t  Schienen  die 

in  Produktionskosten  Verkaufspreise 

Mark  Mark. 
Hösch  HO  140 

Westfalen  122-129  120—148 

Mazbtttte  140  165 

Lauiahtttte  165  150-165*. 


>  .Stahl  nnd  Eiseii'*  1897,  S.  888. 

>  Bericht  der  Handelskammer  too  Esaen  1898.  S.  M,  1-09.  S.  39. 

'  Vgl.  Kommissioasbericht  8.  9Ql  —  Auslandspreis  in  bodiom  äOMk 
in  Hösch      Mk  niedriger. 


Digitizeci  by  Google 


XXI  3.  (>3 

Der  Grund  des  schlechten  Preisstandes  war  nach  Aussage 
der  schart  agitierenden  Idustriellen  im  ausliiudischen  Wett- 
bewerb, vor  allem  dem  Englands,  zu  suchen,  von  wo  der 
Hxport  nach  Auf  hebnng  des  Zolls  enorm  zugenommen  hätte. 
Die  Engländer  konnten  nicht  nur  billiger  produaieren  als 
Deutschland,  sondern  vcrkaoften  auch  mit  Verlust  ins  Aus- 
land und  beteiligten  sich  mit  unverständlich  niedrigen  Preisen 
an  den  deutschen  Submissionen  in  der  ausgesprochenen  Ab* 
sieht,  unsere  Industrie  zu  vornichten. 

Tatsächlich     bezop^en     die     englischen  Schienenwerk«' 
Bessemerroheisen   Ijiilip'r  und   t'orci<?rten   auch   den  Export. 
Aber   erdrückend  groi'.s   war _ die  englische  Konkurrenz^  iji. 
jLPeutscniancT  gleichwohl  nicht.   Die  groIsen'EisenSahnanlagen 
der  Uriinderzeit  hätten  1872/73,  da  die  deutsche  Produktion 
den  Bedarf  nicht  erreichte,   einen  lebhaften  Schienen import 
(1873  44600  t)  veraniafst;  derselbe  ging  aber  bereits  1874 
und  noch  mehr  187Ü  zurück.    Nun  zeigt  allerdings  für  die  / 
Zeit  nach  Aufhebun^r  der  Zölle  1S77  die  Einfuhrstatistik  aut  : 
den   ersten  Blick   ein    starkes  Steigen   der  Einfuhr  bis  auf  j 
«>4UU()  t;   in    Wahrheit   enthält   diese   Ziffer    aber  auch   die  ! 
^rofse    englische   Durchfuhr   nach   Rufsland';    die  Einfuhr 
zum  Verbleib  war  #teentlicE^~ä^en'  'Sering  nimmt  auf  * 
Grund  der  englischen  Ausfuhrstatistik  wohl  ein  Wachsen  des 
Imports  Bwischen  1876  und  1877  an,  berechnet  ihn  aber  nur 
fttr  1877  auf  77on  t,  fllr  1878  auf  5500  t.    Das  bedeutet 
gegen  1876  eine  Zunahme »  nicht  aber  gegen  1874  und  187.'), 
und  nur  sehr  wenig  im  Vergleich  zur  Produktion,   die  etwa 
430000  t  ausmachte.    Von  1877  auf  1878  nahm  die  Einfuhr  ; 
wesentlirli   ab.     Die   englische   Konkurrenz,    die   durch    die  ■ 
Aufhebung  des  Zolls  zunächst  verstärkt  war,   wurde  aUbald  ' 
wieder  mit  Erfolg  verdrängt  Bemerkbar  machte  sie  sich  vor 
allem  im  Nordosten  Deutschlands,  wohin  England  geringere 
Frachtkosten  zu  bezahlen  hatte.    Allerdings  waren  wahr- 
scheinlich nicht  alle  Uber  See  in  den  Ostseehäfen  eingehenden 
Schienen   englisches,   sondern   zum  Teil  auch  westfälisches 
Fabrikat^.    Dabei  war  der  Export  sehr  grofs;  er  wurde 
allerdings  forciert. 

Die  Hauj)tursaclie  tVir  die  ücidechte  Lage  der  Schienen-  ' 
industrie  war  viehnehr  —  in  noch  höherem  Mafse  als  bei  i 
Roheisen  —  der  anormal  geringe  heimische  Bedarf" In  den  j 
Jaluren  1875  — 1879  und  die  denselben  weit  Überschreitende  ! 
Produktionsfilhigkeit  der  deutschen  Walzwerke.  Nirgends  hatte  . 
die  Orttnderzeit  so  viele  unsolide  Anlagen  herTorgerufen  wie  | 


»  Sering  a.  a.  0.  S.  16G,  208,  209.  Nach  der  ilandelbstatistik  betrug 
die  Darebfohr  1876  18300  U  1877  nur  500  t! 

*  So  nach  der  MeinnDg  des  prenfsiBchsn  Fiasasministers ;  tgl.  Seriog 
a.  a.  O.  S.  198. 
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bei  dem  Eisenbahnbau,  da  man  eine  riesige  Erweiterung  des 
Eiaenbahonetses  erwartete.  Von  1871-- 1875  inuren  6532  km 
Schienen  gelegt  \  und  allein  1873  570000 1  Schienen  hergestellt 
worden.  Dcmenaprechend  waren  die  Anlagen  eingerichtet 
Um  80  stärker  wirkte  auch  die  Krise:  der  Eisenbahnbau  wurde 
vielfach  plötzlicli  unterbrochen,  neue  Aufträge  nicht  erteilt; 
die  Schienen  laf^on  unverkäuflich  da.  Die  Höiie  der  Über- 
produktion ersieht  man  daraus,  dafs  hergestellt  wurden  in 
lOOU  t: 

187:3    570       1875    470       1877  390 

1874   003      1876   380      1878   432  ' 

Dazu  kam,  dah  immer  noch  mehr  prodosiert  wnrde,  als  ver- 
kauft werden  konnte.   Den  Bedarf  der  Jahre  1874  —  1878 

vermochten  zwei  der  grofsen  Werke  vollauf  zu  decken,  oder, 
wie  Baare  in  der  Eisenenquete  sagte:  Krupp  und  Bochum 
spielen  damit.  —  Der  Bedarf  war  aber  deshalb  ungewöhnlich 
niedrig,  weil  die  Privntbahnen  mit  Rücksicht  auf  die  bevor- 
stehende Verstaatlichung  keine  Neuanschaffungen  vornahmen 
und  ihr  Material  nicht  auswechselten. 

Einen  besonders  schweren  Stand  hatten  die  Werke,  die 
noch  bei  der  Fabrikation  ans  Schweifaeisen  geblieben  waren^ 
gegenüber  der  Masaenprodaktion  der  FlufBatanlwerke.  — 

Es  war  also  die  schlimme  Lage  der  Schienenwalzwerke 
anzusehen  ale  eine  Folge  dea  MilsTerhältniBses  zwischen  der 
aus  den  Gründeljahren  atanmienden  gewaltigen  Produktiona» 
fiihigkeit  und  der  ungewöhnlich  geringen  Kachfrage,  wozu 
als  weitere  Verschärfung  die  englische  Überproduktion  hin- 
zutrat — 

Trotzdem  wurden  auch  in  den  schlechtesten  Jahren 
Schienen  ins  Inland  zu  einem  höheren  Preise  aU  ins  Ausland 
verkauft.  Schon  seit  1S«I4  bostamL,Ji«t"ili('h  eine  Schienon- 
gemeiuachaft^,  wohl  eines  der  ältesten  deutüchcn  Kartelle,  und 
dieses  verhinderte  Preisunterbietungen  bei  inländischen  Sub- 
miBBionen.  Die  Staatsbahnen  aber  oerorzugten  grondatttzUch 
die  helmiachen  Werke  und  ftegten  sich  daher  meist  den  Pr«is- 
stellungen  der  Schienengemeinacbaft.  Auf  Grund  dieser 
Erscheinungen  erhob  sich  daher  auch  im  Reichstag  unter 
Führung  Eugen  Richters  eine  lebliafte  Opposition  gegen  jeden 
Schienenzoll®.  Vnn  schutzöllnerischer  Seite  wurde  d'w  'I;Lktik. 
der  Schienengeiueiuijchaft,  an  das  Auslan«!  zu  niedni:  r(ia 
Preisen  zu  verkaufen,  zugegeben,  aber  mit  der  Notlage  der 
Fabrikanteu  entschuldigt.    Stumm  erklärte ,  iiacli  Einführung 


1  Serinp  a.  a.  0.  S.  156. 

*  Ob  uoonterbrochen,  kann  ich  nicht  teststeUeo. 

*  Debatte  vom  le.  Mai  1819. 
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ausreichender  Zölle   wUrde  auch  er   diea  Verfahren  miÜB- 
billigen. 

Der  Zollsatz  von  2r>  Mk.  pro  Tonne  kam  ciwa  einem 
Wertzuschlag  von  25%  gleich^  er  sollte  die  vorauasichtliche 
Erhöhung  der  ProdukUomikosten  ausgleichen  und  aufserdem 
ak  selbständiger  Schute  dienen.  — 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  Zolk  sank  die  Einfuhr  sofort 
erheblich,  auf  1279  t  'i.  J.  1880,  und  verblieb  auch  andauernd 
auf  diesem  niedrigen  Stande.  Nur  in  einzelnen  Jahren  1887y 
1801  ?;e5gt  sich  ein  plötzliclies  Anwachsen  auf  lOSoi»  t,  bezw. 
loÜOU  t.  Selbst  in  den  letzten  Jaliren  nahm  der  Iiiiiiurt  kaum 
zu.  Mit  wenigen  Ausnahmen  war  er  also  verschwindend 
gering. 

Die  stark  schwankende  Produktion  stieg  bis  1895  nicht 
wesonflich.  Erst  in  den  letzten  Jahren  hat  sie  sicii  yerdoppelt 
und  einen  auch  1874  nicht  erreichten  Umfang  angenommen.  — 
Auch  die  Ausfuhr  wuchs  nicht  sehr ;  sie  richtete  sich  im  letzten 
Jahrzehnt  hauptsächlich  nach  England  (durchschnittlich  19000 1), 
Holland  (l.jfHKit)  und  dessen  indischen  Besitzungen,  Rulsland 
und  der  Schweiz.  — 

Anfangs  der  1880  er  Jahre  brachten  der  Schieueuindustrie 
neben  den  nordamerikanischen  Aufträgen  eine  entschiedene 
Besberiing    die  dcutöchen  BeötelluDgen,  die  nach  der  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnen  ziemlich  lebhaft  einliefen,  Sie 
beschäftigten  die  Walzwerke  allerdings  bei  weit^  nicht  bis 
zur  Grenze  ihrer  Leistungsfllhigkeit,  so  dafs  em  erheblicher 
Gewinn  nicht  erzielt  wurde.  1884—1886  verständigte  sich  die 
Schienengemeinschaft  mit  englischen  und  belgischen  Kartellen 
(ibor  Absatzgebiete  und  Preise'.    In  den  folgenden  Jalircn 
vermochte  sie  bei  den  schwachen  Bestellungen  des  »^taatf  s  und  , 
der    scharfen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte  ungüiistige  ' 
Preise  nicht   zu  verhindern.     Von  1887/88  an   stiegen  die  \ 
staatlichen  Aufträge,  um  in  der  Zeit  der  wirtschaftlichen  Krisis  j 
1891 — 93  wieder  nachzulassen.    1892  wurde  die  Schienen-  \ 
gemeinsehaft  auf  weitere  5  Jahre  verlängert',  ebenso  dann 
1897.    Erst    1800    beginnen   die  grofsen,    der  heimischen  j 
Industrie  vollauf  zu  gute  kommenden  Schieneneinkäufe  der 
Staaten,  vorzüglich  Preufaens.    Dies  bewirkt  auch  nach  langem 
Stillstand  ein  enormos  Anschwellen  der  Produktion. 

Dazu  kam  aufserdem  im  letzten  Juiiriünft  die  starke,  mit 
dem  Aufschwung  unserer  Eloktrizitiitsindustrie  zusammen- 
hängende, Verbreitung  der  Strafsenbahnen.  Ihr  Schienenbedarf 
kam  zuweilen  dem  der  Staatsbahnen  £ftst  gleich;  so  stieg 
die  Eilometerzahl  der  gelegten  Schienen  allein  in  den  zwei 


1  Stahl  und  Eisen  im,  S.800.  1886,  S.215. 

2  Ebenda,  1>^92,  S.  f;«0. 
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Jahren  von  189<3— 98  von  854  auf  2812  ^  Bei  der  Ausdehn ug 
unserer  Grofastädte  ist  ein  weiteres  Anwachsen  der  Strafsen- 
bahnen  zu  erwarten.  — 

Es  lassen  sich  darnach  folgende  Ergebnisse  feststellen: 

1.  Für  die  La^e  der  ScLieuenindustrie  waren  in  erster 
Linie  bestimmend  die  staatlichen  Bestellungen ,  daneben  der 
Export  und  besonders,  in  den  letzten  Jahren,  der  Bau  Ton 
Strafsenbabnen.  Die  Aufträge  des  Staates  brauchen  sich  nicht 
nach  mrtschaftlichen  Konjunkturen  zu  richten;  er  bedarf 
nämlich  neuer  Schienen  1.  regolniäfsig  zur  Auswoclislung  der 
alten,  2.  auiscrgewölinlich  zum  Bau  neuer  Hahnstrecken,  und 
beides  kann  in  guten  wie  in  schlechten  Jaliren  notwendig 
sein.  Meist  trafen  allerdinp:s  Jahre  des  Autschwungs  mit 
starken,  Depreaaionszeiten  mit  schwachen  Bestellungen  aus 
finanzwirtschaftlichen  Gründen  zusammen.  Erst  in  den  letzten 
Jahren^  wohl  seit  der  durch  Miquel  herbeigeführten  Gesundung 
des  Etatwesens,  hat  man  in  Preufsen  die  Schienenankttufe  ron 
dem  Schwanken  der  Staatseinnahmen  unabhängiger  zu  machen 
gesucht.  Ein  regelmäfsiges  Eingehen  der  Sehienenaufträge, 
besonders  auch  in  schleoliten  Zeiten,  ist  für  flen  rrleuh- 
maPsigen  Betrieb  der  Schienenwalzwerke  sehr  wichtig,  unx 
so  mehr  als  sie  meist  auch  andere  Waren  herstellen. 

Der  Export  wurde  durch  die  Handelsverträge  gefördert. 
Kufsland  bezog  von  uns  1889— 9a  durchschnittlich  1250  t, 
1894— 1900*  durchschnittlich  9000  t  — 

n.  Die  Fortschritte  der  Technik,  in  erster  Linie  die 
Erfindung  des  Thomas ,  ermöglichten  die  Herstellung  der 
Schienen  zu  denselben  Produktionskosten  wie  in  England  — 
Aus  Schweifseisen  werden  Schienen  kaum  noch  hergesteUt 

(1898:  11  800  t.) 

III.  Insoweit  die  Roheisonpreise  nicht  stiegen,  war  der 
Zoll  ledigh'ch  Schutzzoll.  Da  die  Profluktion  den  Bedarf  weit 
tlherschritt ,  konnte  der  Zoll  ohne  weiteres  keinen  Eintiuls 
haben.  Er  erlangte  denselben  aber  durch  die  Mafsregeln  der 
Schienengemeinschaft.  Diese  schränkte  die  Produktion  an- 
dauernd stark  ein  und  hielt  sie  weit  unter  dem  Stande  der 
Jahre  1873/74.  Darum  lassen  hier  auch  höhere  Preise  noch 
nicht  unbedingt  auf  günstige  Yerhftltnisse  schliefsen.  Aufser 
durch  den  2ioTl  wurde  die  Schienenindustrie  auch  bei  staat- 
lichen Submissionen  im  Inlande  grundsätzlich  bevorzugt,  denn 
diese  Praxis  hörte  nach  der  Einführung  des  Zolls  keineswegs 
auf,  vielmehr  erhob  sich  h^^l  jeder  Submission  an  ein  aus- 
ländisehes  Werk  eine  heftige  Opposition  seitens  der  deutschen 
Schienenwerke.  Daher  haben  die  Regierungen  auch  nur  sehr 
selten  Auftrage  au  ausluudische  Firmen  vergebeni  wie  1891 


^  Stahl  und  Eisen  1900,  ä.  175. 
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die  Eisen bahndirektion  Magdeburg^  8000  tund  1892  Brombeig'  | 
10000  t  Schienen  nach  Eng-hmd,  woher  billigere  Angebote  vor-  I 
lagen.  —  Im  Spätherbat  1891  schlofs  der  preufsiclie  Eisen-  \ 
bahnminister  sogjir  mit  der  Schieneimt  ineinschaft  einen  festen 
Lieferungövertrag    auf    alle    anzuschalieiiden   Schienen;  am 
1.  April  1894  wurde  er  auf  fünf  Jahre  unter  Zugrundelegung  j 
eines  Preises  von  108  Hk.  und  dann  wieder  1899  emeaert*. 
Diese   doppelte  Bevorzugung   hat  sieh  die  Schienen- 

r einachaft  vollauf  sunutae  gemacht  Sie  hat  andauernd 
Preise  zum  mindesten  um  den  vollen  ZoUhetrag  über  den 
Weltmarkt^jpreiaen  gehalten.  Nach  einem  Vergleich  mit  den 
Preisnotierungen  des  Londoner  Economist  stellt  Vogelstein* 
fest,  dafs  rheinisch  -  westfälische  Schienen  sicher  seit  18!HJ 
ewöhnlich  ;J<j— 35  Mk.  mehr  als  »Steel  rails  in  London  kosteten, 
aruuter  nur  1890  und  1900,  wo  auch  die  englischen  Preise 
sehr  hoch  waren,  noch  erheblich  darüber  1890  und  1899. 
Ebenso  standen  die  Preise  immer  weit  Uber  den  Produktions- 
kosten, die  auf  höchstens  80—85  Mk.  anzusetzen  sind.  f 

Femer  aber  hat  das  Kartell  ständig  nach  dem  Ausland 
die  Schienen  wesentlich  billiger  verkauft  als  in  Deutschland. 
So  lieferte  1883  da.*?  Phönixwerk  an  den  preufsischen  Fiskus 
die  Tonne  Schienen  für  139  Mk.,  nach  Italien  für  83  Mk. * 
Nach  Südamerika  wurden  1S<>]  4oU00  t  Schienen  für  83  Mk.  j 
oder  um  25  Mk.  niedriger  ala  gleichzeitig  an  Preufsen  ver-  ' 
kauft.®     Die  Zahl  dieser  Beisniele  liefse  sich  noch  leicht  ( 
vermehren,  die  Tatsache  wird  aoer  meines  Wissens  gar  nicht  ) 
in  Abrede  gestellt,  vielmehr  von  den  Produzenten  als  etwas 
normales  bezeichnet.   Die  Auslandspreise  decken  gewöhnlich  I 
die  Selbstkosten,  und  die  Inlandspreise  bedeuten  einen  Über- 
schufs.  —  Diese  Erscheinungen  wären  ohne  den  Zoll  oder  / 
staatliche  Begluibtigung  nicht  denkbar. 

IV.  Der  billigere  Verkauf  an  das  Auslnnrl  liat  unsere 
Exportindustrie  weniger  t^'-oschfldiirt,  als  bei  andern  Fabrikaten 
wie  Draht,  weil  Schienen  fertige  Waren  sind.  Desto  bedenk- 
licher sind  die  Wirkungen  auf  die  Gesamtheit,  deren  Inter- 
essen sich  mit  denen  des  Staatsüäkus  als  fast  einzigem  Ab- 
nehmer decken. 

Es  ist  natttrlich,  dafs  der  Staat  die  inländischen  Sub- 
mittenten besonders  bei  schlechtem  Geschilftsgange  bevorzugt 
hat.  Kr  ist  auf  ihre  Steaerkraft  angewiesen  und  hat  ein 
sozialpolitisches  Interesse  an  ausreichender  Beschäftigung  der 
Arbeiter.   Aulserdem  entgeht  ihm  bei  Bestellungen  ans  Aus- 

>  Stahl  und  Eisen  1891,  S.  538. 
^  Elx-nJa  1892,  S.  287. 

>  Ebenda  1893  S.  ISO,  401,  —  1899,  S.  102. 

*  a.  a.  ü.  S  73. 

*  Lebhaft  besprochen  im  preufsischen  Landtac  am  22.  Januar  1884. 

*  Tgl.  prenfsische  LandtagiTerhaadlnng  am  10.  April  1883. 
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land  unter  Umstänrlpn  ebensoviel  an  Fracht,  als  er  durch 
den  geringeren  Auälaudspreiü  pluä  seinem  Anteil  um  Zoll- 
gewinii  erspart,  z.  B.  wenn  englische  oder  amerikanuohe 
Sobtenen  die  Elbe  hinftufsobwunmen.    Aber  diese  Vorteile 
hören  dann  auf,  wenn  der  Staat,  wie  in  dem  angeführten 
ßeiapiel  ans  dem  Jahre  1883;  exorbitant  hohe  Preise  bezahlen 
mufs.    Um  80  mehr  als  es  sich  bei  der  grofsen  Produktions- 
fHhigkcit  der  heimischen  und  ausländischen  Werke  fast  nie- 
mals um  Preise  handelt,  wie  sie  auch  auf  freiem  Markt  be- 
standen hätten.   Da  nun  im  Intercüse  jedes  Standes,  besonders 
aber  der  Landwirtschaft,  jede  Ausdehnung  des  Schienennetzes 
liegt,  80  bedeutet  jede  Verlangsamung  des  Eisen bahnbaues 
infolge  Verteuerung  des  Materials  eine  Schädigung  der  All- 
gemeinheit: denn  der  Vennehrung  der  Eisenbahnen  stehen 
doch  nur  finanzielle  GrUnde  entgegen. 

Die  bisher  zwischen  Preufsen  und  dem  Kartell  geschlossenen 
j  festen  Verträge  haben  dem  Staat  wold  kaum  Nachteil  gebracht, 
:  da  sie  1891   wie  1804   auf  Grundlage   mUfsiger  Preise  ge- 
I  schlössen  sind,  dagegen  dürfte  der  Vertrag  von  1899  dem 
Staate  teuer  zu  stelin  kommen. 

Der  Staat  erschwert  sich  durch  den  Zoll  die 
eigene  Situation  als  Käufer,  indem  er  den  Walzwerken  er- 
möglicht,  bei  den  Angeboten  die  Preise  bis  auf  die  Zollhohe 
zu.  steigern. 

Im  ganzen    hat  danach  der  Schienenzoll  folgende  £r- 
I  gebnissc  gezeitigt:  Er  erschwerte  die  Einfuhr,  er  ermöglichte 
■  in  Verliindung  mit  staatlicher  Pf  v-irzugung  der  Gemeinschaft 
•  eine  hohe  Preisstellung  im  Inland  und  billigeren  Verkauf  ins 
i  Ausland;  er  schädigte  den  Fiskus  bei  Schieneneinkäufen*.  — 
I        Ebenso  wie  bei  Schienen  verlangt  die  Eisenindustrie  auch 
bei  einem  anderen  wichtigen  EisenbahnbedarfiNirtikel  staat- 
liolies  Entgegenkommen,  besonders  in  Zeiten  schlechter  Be- 
schäftigung: bei  den  Querschwellen.  Diese  werden  heute 
noch  zum  grC^^ten  Teil  äus  Holz  hergestellt,  zu  einem  erheb* 
liehen  auch  schon  aus  Eisen ,  in  Preufsen  etwa  25  "  o ,  in  der 
Welt  kna])p  Ki^^'o^,  —  un<l  es  ist  ein  seit  fast  2(>  Jahren 
währender  Streit,  ob  die  }i '»Iz^rne  oder  die  eiserne  Schwelle 
den  Vorzug  verdient,  insbesondere  wolclie  sicli   rascher  ab- 
nutzt.   Begründet  wird  das  Verlangen  der  Eisenenindustrie 
hauptsächlich  damit,  dafs  die  Eisenscnwelle  deutschen  Werken 
«itnommen  werden  könnte^  die  Holzschwelle  dagegen  fremden 
Wttldem,  da  unsere  heimischen  dazu  nicht  ausreichten. 

Bei  den  Eisenbahnbedarfsartikeln  wurde  schon  in  der 
Eisenenquete  der  auslilndischen  Konkurrenz  kein  Einflufs 
beigemessen.    Eine  Einfuhr  findet  bei  Schwellen,  Laschen, 


*  Im  neuesten  Tarifontwuif  bleibt  der  ScbieneoioU  aoTerftadert 

*  Stahl  und  Eisen  mi,  ü.  700.   1886,  S.  27. 
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Unterlagö]jlaUcn  —  Zollsatz  25  Mk.  —  ebensowenig  statt  wie 
bei  Achsen,  Radreifen,  Rädern  —  Zollsatz  30  Mk. ;  durch  den 
AstonreidiiKheD  HandelsTertrag  aaf  25  Mk.  ermä&igtf  —  und 
bei  Puffern  ond  Federn  —  ZoUsaAs  30  Mk. ,  überall  dagegen 
eine  rege  Ausfuhr  ^  Der  Import  an  Schwellen  und  Laschen 
erreichte  im  letzten  Dezennium  nie  1000  t,  während  der  £xport 
«wischen  3000<->  und  r>:7n00  t  schwankte,  bei  einer  Produktion 

von  etwa  150000  t  {h  :  2f  i2000  t).   Die  Einfuhr  an  rollendem 

Eisenbahnmaterial  überschritt  nur  einmal  oUOO  t,  bei  einer 
Produktion  von  lOOOOO — lOU UUÜ  t  und  einer  Ausfuhr  von 
25  000— 47  000  t  Die  deutschen  Werke  stellen  wen  mehr  her, 
Als  des  Inland  bedarf,  und  sind  daher  sehr  auf  den  Export 
angewiesen^  der  nach  allen  Ländern  geht,  auch  nach  den  Ver* 
einigten  Staaten.  Sie  haben  daher  aufser  an  staatlichen  Auf- 
trägen ein  grofses  Interesse  an  günstigen  Handelsverträgen. 

Der  Zoll  ist  an  sich  niclit  lioch  und  spielt  schon  um  des-, 
willen  keine  Rolle,  weil  der  einzige  Abnehmer,  der  Staat,  sich! 
nicht  allein  von  dem  Wirtschaftsprinzip,  bei  dem  wohlfeilsten! 
zu  kaufen,  leiten  läfst.  Es  Huden  sich  auch  hier  Syndikate | 
und  vielfach  Kombinationeu  mit  den  Schienenwalzwerken. 

§  12.    Schiffbau  niid  SchilTbaumaterialien. 

Der  einzige  gröfsere  Zweig  der  Eisenindustrie,  der  1879 
ohne  Schutzzoll  blieb,  war  der  Schiffbau  samt'  allen  dazu 
gehörigen  Materialien  —  und  frorade  dieser  stand  besonders 
weit  hinter  der  überlegenen  englischen  Konkurrenz  zurück. 
Die  deutsche  Reederei  und  .Schiffahrt  begannen  sich  erst  zu 
einer  Zeit  zu  entwickeln,  als  die  Englands  bereits  eine  völlig 
beherrschende  Stellung  einnahm.  Doch  hatte  schon  der  stetig 
aufblühende  Uberseeische  Handel  in  den  70  er  Jahren  den 
deutscHen  Reedereien  besonders  in  Hambuig  und  Bremen, 
daneben  Stettin,  Danzig,  Flensburg  eine  intensive  Tätigkeit 
emöglicht.  Die  Zahl  der  Kauffahrteischiffe  betrug  1874  :  4495^ 
wovon  jeiloLli  nur  4,75 Dampfschiffe,  mit  41 39f)  Mann 
Besatzung  und  10:Un(»u  Regiatertons  Gesaratraunif^ehalt 

Ein  grofser,  wenn  nicht  der  gröfsere  Teil  der  deutschen 
Reedereien  gehörigen  vSchiffe  wurden  nicht  bei  uns,  sondern  in  Eng- 
land und  Holland  hergestellt.  Gerade  in  den  Jahren  1875/70  hatte 
«Iwr  der  deutsche  Schiffbau  wesentliche  Fortschritte  ^macht,  wie 
es  die  Lastungen  von  Werften  wie  Vofs  &  Blohm  in  Hamborsr, 
Vulkan  I  Schichau,  die  Wesergesellschaft,  Gennania,  Howala- 
werke,  Flensburger  Schiffsbauwerft  bewiesen.  Die  meisten 
Schiffe  wurden  ^u^  englischem  Material  hergestellt.  An  Stelle 
des  hölzernen  Segelschiffs  trat  mehr  und  mehr  das  eiserne. 


»  Vgl.  ausführlicher  Oothein,  Deut.scher  Aufsenbaodel  1.  S.  369^ 
^  Brockhaus  KonverBationslexikon,  12.  Aufl. 
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seit  1883  aberwiegend  das  stählerne  Dampfschiff. 
Zwischen  1873  und  1883  stieg  die  Zahl  der  eisernen  Dampf- 
schiffe von  205  mit  130000  Registertons  auf  504  mit  311000  t, 
während  die  Segelschiffe  von  4311  auf  38.*ir)  zurückgingen; 
die  eisernen  äegelschiÜe  speziell  vermehrten  sich  von  38 
auf  147  \ 

Der  Übergang  zum  Stahlschiff  vergröfserte  noch  Englands 
Vor^prung  bei  der  diäten allieterung.  Seine  grofse  Sehiff])flii- 
industrie  besonders  am  Clyde,  die  allein  1880  mehr  eiserne 
Schiffe  horsteilte,  als  in  Deutschland  vorhanden  waren,  ver- 
mochte nicht  nur  die  erforderlichen  Waren  in  viel  gröfserer 
Auswahl,  daher  rascher  und  zuverlässiger  zu  liefern,  sondern 
konnte  sie  auch,  hnuptsächlich  wegen  der  billigeren  Stahl- 
herstellung, mit  geringeren  Kosten  erzeugen.  Allerdings 
wurde  den  englischen  Werften  von  Seiten  Deutschlands  vid* 
fach  die  Verwendung  schlechten  Materials  vorgeworfen. 
Aufserdem  brauchten  die  deiit-^chen  Werften  für  englisches 
;  iVTaterial  wesentlich  geringere  Fraciiten  zu  bezahlen  als  für 
den  Bezug  des  deutschen.  Ks  mögen  daher  nicht  mehr  als 
10®/o  der  Werften  deuisciies  Material  verwandt  haben 

Rücksichten  auf  die  Interessen  der  Reederei  veranlafsten 
1879  Regierung  und  Parlament,  das  Prinzip  der  allgemeinen 
Zollpflicht  für  Eisenartikel  in  diesem  Fall  zu  durchlöchern 
und  Schiffe  zoUtrei  einzulassen.  Es  wurde  zwar  auch  hier 
ein  Zoll  in  Anregung  gebracht,  durch  den  Abg.  Mösle,  aber 
*  nuin  fürchtete,  dafs  die  Mafsregel  im  besten  Fall  den  Schiff- 
bau in  die  nicht  zum  Zollverein  gehörigen  Freihäfen  treiben 
würde.  Da  nach  den  Schiffahrtsverträgen  auch  auf  den 
grolsen  Durchgangsflüssen  Schiffe  einem  Zoll  nicht 'unterliegen 
dürfen,  so  licfs  raan  alle  Schiffe  froi  oh^.  Wurde  so  den  Werften 
ein  Zollschutz  nicht  zu  teil,  so  durfte  man  ihnen  auch  die 
Produktion  durch  Verzollung  der  Materialien  nicht  erschweren, 
die  bis  daliin  fast  durchweg  vom  Ausland  hezogen  waren,  und 
eewähne  daher  auch  diesen  Zollfreiheit,  allerdings  uiclit  aucii 
Tllr  den  Bau  von  FluliBschiffen.  In  Betracht  kommen  vor- 
zUglich  Stabeisen,  Bleche,  Anker,  Ketten,  Drahtseile,  Nieten. 

Es  ist  also  bei  dem  Schilll>au  ein  interessantes  Gegenstück 
\    zu  den  Wirkungen  der  Schutzzölle  gegeben.    Wie  nämlich 
hat  sich  1.  eine  lebensfifthige,  den  Bedarf  nicht  deckende, 
i   der  fremden  Konkurrens  nicht  ebenbttrtige  Industrie  ohne 
Schutz  entwickelt?   2.  Ist  es  den  heimischen  Werken  auch 
ohne  Preisbevorzugung  gelungen,  den  Absatz  in  der  Lieferung 
\  von  Schiffsbaumaterial  zu  erobern?  — 


»  Stuhl  und  Eisen  1884,  S.  2ö4. 
•  EbendR,  3.886  fg. 
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Der  deutsche  Schiflfbciu  zekrt  _ä§it  1875  das  Bild  eines 
Btetigen,  zum  Teil  grotsärtigen  Wachstum  8.  Nicht  nur  wird  ein 
jMli^uch  Bteigender  Teil  deutoclieiinkeedem  gehörigen 
Schiffe  auf  heimischen  Werften  erbaut,  auch  das  Ausuuid 
besieht  in  wachsendem  Mafse  deutsche  Schiffe.  Der  Export 
an  stählernen  —  sowohl  Segel-  wie  Dampfschiffen ,  ist  etwa 
ftinfmal  so  grofs  als  (V\e  Einfuhr.  Unsere  Werften  linhen  einen 
bedeutenden  Umtang  und  Ab^atzkreis  gewonnen  und  geben 
teilweise  denen  Englands  nichu  naeli. 

AU  Ursache  dieser  Entwicklung  ist  in  erster  Linie  die 
gewaltige  Steigerung  des  Bedarfs  auzuseheu.    1899  war  der  i 
Gesamtraamgebalt  der  deutschen  Handelsflotte  1640000  Tons,  / 
wovon  1038000  Tons  auf  1223  Dampfschiffe  entfielen;  im 
ganzen  gab  es  3713  Schiffet 

Während  unsere  Handelsflotte  ISTO  71  etwa  5,  G^io  von  der 
der  gesamten  Welt  ausmachte,  beträgt  sie  jetzt  8,2^  o,  ein 
grofser  Fortschritt  bei  der  gleichzeitigen  allgemeinen  Ver- 
mehrung der  Handelsschiffe*.  Di«'  deutschen  iSchiffs- 
gesellschaft 'H  gründen  immer  neue  P;tiii|)t"erlinien  ®. 

Dazu  kam  die  \^ergrüfscruiig  der  Kriegsmarine,  besonders 
in  den  letzten  Jahren,  auf  105  Schiffe  mit  377000  Tont  Oehal^ 
woTon  14  Linienschiffe,  8  Kflstenpanaer,  36  Ejreuzer  waren. 
Ihr  Anwachsen  ersieht  man  aus  der  Zunahme  der  Pferdekrttfte 
▼on  77  000  i.  J.  187(3  auf  471000  1899;  im  Übrigen  ist  eine 
Vergleichung  niclit  möglich  *. 

Dafs  diese  Nachfrage  den  de  n  ts  c  lie  n  Werften  zu  gnte  knm, 
war  «ine  Folge  ihrer  vorzüglichen  Leistungen,  zu  deueo  sie 
tn  hciondere  der  Wettbewerb  mit  England  anspornte.  Gefordert 
wurde  sie  durch  den  Umschwung  in  den  deutschen  An- 
sdianungen  von  einer  Vorliebe  für  ausländische  zu  einer  be- 
wuisten  Bevorzugung  inländischer  Erzeugnisse.  Die  Kriegs- 
marine ging  darin  unter  der  Leitung  des  Generals  v.  Stosch 
anfangs  der  70  er  Jahre  voran,  und  allmählich  wurde  auch  bei 
den  Reedern  der  Grundsatz  geltend,  womöglich  die  Schiffe  in 
Deutschland  bauen  zu  lassen,  bei  der  Hamburg-Amerika-Linie 
zuerst  Is^l —  ferner  der  heimisch«^  Wettbewerb  ver- 
hältnisniäfsig  beschränkt  war,  die  Produktion  jedenfalls  den 
Bedarf  nicht  erreichte,  so  war  die  wirtschaftliche  Lage  der 

<  Gothaiecher  Hofkalender  1900/01,  S.  480. 

«  Stahl  und  Eisrn  1900,  S.  110. 

*  Wahrend  Schiller  an  der  Wende  des  vorigen  Jahrhunderts  sagte: 

Seine  Handelsflotteo  streckt  der  Brite 

Ciicri«?  wi»:-  Polypenarme  atis  — 
ohne  der  deutschen  dabei  mit  einem  Wort  zu  jredenkeo,  hat  an  dieser 
Jahrhundert.swcndc  Balliu  der  deutschen  Schiffahrt  deu  letjtten  von  ihr  noch 
nicht  befahrenen,  den  Stillen  Ozean  gesichert. 

*  Brockhai»  KonTenatioDsleniion  12.  Aufl.  and  Gothaischer  Hof- 
kalender  1.  c 

»  StiOa  und  Eisen  1896,  S.  878. 
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Werften  im  ganzen  eine  günstige,  wenn  es  auch  an  Depreesiona* 
selten  y  wie  1883—1886,  nicht  gefehlt  hat  In  diesen  Jahren 
finden  sich  lebhafte  Klagen  Uber  den  Wettbewerb  Englands, 

das  damals  im  0<^p:enftfltz  zu  anc^eren  Zeiten  an  starker  Über- 
produktion litt^  Sonst  ab(;r  vermochte  die  starke  englische 
Konkurrenz  die  deutöche  Industrie  nicht  hintanzubalten,  da 
Schiffe  keine  Massenartikel  sind,  sondern  in  erster  Linie  Güte 
und  Solidität  in  Betraciit  kommen.  Den  Wettbewerb  mit 
England  auf  dem  Weltmarkt  kann  unsere  Schifisbauindnstrie 
freUieh  noch  nicht  aufnehmen.  Die  1899  gebauten  Schiffe 
wiesen  an  Registertons  Inhalt  auf  in  England  1713000,  in 
Deutschland  258000,  den  Vereinigten  Staaten  179000  und 
Frankreich  OlüOO«. 

Es  war  der  Aiifscliwunp:  des  deutschen  Schiffbaus  nur 
möglich  auf  Grund  billigen  Materialbezuges,  wie  ihn  die 
Zollfreiheit  erlaubte,  denn  anders  als  bei  den  meisten  Eisen- 
fabrikaten wurde  hier  der  Zoll  wahrscheinlich  die  Treise  deö 
Materials  erhöht  und  so  den  Schiffbau  getroffen  haben.  Ein- 
mal wegen  der  hohen  Frachten  fUr  deutsehe  Waren,  femer 
aber  weil  die  deutsche  Industrie  anfänglich  gar  nicht  die 
Materialien  in  gewünschter  Weise  liefern  konnte.  Die  Werften 
hätten  sie  daher  doch  vom  Ausland  bezichen  müssen,  nur  um 
den  Zoll  teurer.  Der  für  eisernes  und  stnhlernes  Schiffsbau- 
material freigeschriebene  Zoll  betrug  z.  B.  iur  1890 — 1894: 
2G08000  Mk.8. 

AllraMhlich  fand  aber  auch  das  deutsche  Material  wachsende 
Verwendung,  empfohlen  einerseits  durch  die  guten  Erfahrungen 
unserer  Kriegsmarine  mit  deutschen  Bleohen,  untersttltst 
andererseits  durch  wiederholte  schlechte  Er&hrungen  mit 
englischem  Material,  wie  bei  dem  Untergang  der  „Elbe"^. 
Die  deutschen  Flufseisen-ßleche  verdrängten  die  aus  schottischem 
Puddeleisen  hergestellten  Bleche;  das  Dillinger  Werk  lieferte 
die  ersten  gröfseren  Platten,  sodann  Krupp.  Jetzt  verwendet 
man  vorzüglich  basisches  Siemens-Martin-Flufseisen.  Es  ist 
nicht  nur  billiger,  sondern  gilt  auch  als  leichter,  trag-  und  beim 
Stranden  widersiandbtahiger  *.  —  Allerdings  stellte  sich 
deutsches  Material  immer  noch  teurer  als  englisches.  So 
waren  1896  nach  einer  von  den  westlichen  Interessenten  auf- 
genommenen Statistik'  die  niedrigsten  Preise  von 

englischen    deatschen  engliscbeii  deutschen 

Stablplatten       100  110       Winkeleisen   95-96  103—115 

Kesselblechen,  119-139       174       U-Stahl       100—106  100-115 
Blecbea        101-106   110-125  Hsrk. 


1  Stahl  und  Eisen  lb85,  S.  147. 

«  Ebenda  1900,  S.  290. 

»  Ebenda  1895,  8.  558. 

«  Ebonfla  1S95,  S.  288. 

^  Kbeuda  I8ä5,  S.  636. 

•  Ebenda  1896^  S.  283. 
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Einen  fp^ümi  Fortschritl  fUr  dia  denteche  Eisenindustrie 
bedeutete  die  naeh  langen  BeratuiMB  im  Herbst  1894  er^ 
folgte  Herabsetzung^  der  preuisischen  Tarife  fUr  gewisse 
Materialien  nach  den  Küsten;  sie  wurde  am  1.  Februar  1899 
auf  allen  zu  See-  und  Flufsschiffen  zu  verwendenden  Stahl  und 
Eisen  erweitert^.  Soitdf^m  nimmt  der  rrr^braucli  deutseben 
Materials  in  der  Handelsmarine  noch  stärker  zu,  neben  Blrclien 
besonders  in  Ankern  und  Ketten,  Letztere  geniefsen  auch 
zur  Schleppschiliaiirt  auf  den  Flüssen  Zollfreiheit.  Die  ganzo 
Elbkette  ist  französisch''.  Der  neue  Tarif  dehnt  die  Zollfreiheit 
«of  alle  Materialien  sur  Flnfssohiffiihrt  aus.  — 

Wenn  sich  auch  der  Import  an  Schiffiibaumaterialien  noch 
nicht  absolut  verringert  hat,  so  hat  er  doch  mit  der  wachsenden 
Nachfirage  nicht  entfernt  Schritt  gehalten  nnd  deckt  einen 
nur  wesentlich  geringeren  Teil  des  Bedarfes  als  früher*. 

Der  Schiffbau  und  die  ihm  das  Material  liefernden  Gewerbe 
haben  sieli  aUo  auf  Grund  lebhaften  Bedarfs  und  verbesserter 
Produktionsbedingungen  ohne  einen  Schutzzoll  so  gut  entwickelti 
wie  nur  wenige  der  zoUgeschützteu  Industrien.  — 

§  13.  Die  zolle  auf  Eisenwaren. 

Für  Eisenwaren  hatte  der  Zollverein  im  Vei^leich  zu 
andern  Staaten  von  jeher  mttfsige  und  wenig  difrerensierte  i 
Zölle  gehabt,  die  dann  durch  die  Handelsvertrtfge  mit  Frank*  \ 

reich  1865  und  Österreich  1868  noch  eine  weitere  Ermädsigung  | 
erfuhren :  24  Mk.  fttr  ganz  grobe,  80  Mk  für  grobe  —  durch- 
gängig seit  1808  —  und  240  Mk.  für  feine  Eisenwaren;  Näh-  > 
nadeln.  Schreibfedern,  Uhren,  Gewehre  unterlagen  dem  be-  j 
sonderen  Zoll  von  GüO  Mk.  pro  t.  Die  Zölle  auf  grobe  , 
und  ganze  grobe  Waren  wurden  1873  auf  20,  bezw.  50  Mk.  , 
herabgesetzt  und  fielen  dauii  aui  I.  Januar  1877  ^auz  fort, 
wUhreud  die  feinen  Waren  den  Zollschutz  unverändert  auch  j 
von  1877 — 1879  beibehielten  und  bis  heute  beibehalten  haben.  / 

Die  Fabrikation  von  Eisenwaren  war  in  Deutschland 
stark  entwickelt.  Der  Ruf  deutscher  Waren,  wie  der  Solinger 
und  Remscheider,  erstreckte  sich  über  den  ganzen  Erdkreis, 
und  andauernd  tibertraf  der  Export  die  Einfuhr.  Wahrend  der 
industrielle  Aufschwung  nach  dem  französischen  Kriege  in  der 
Huttenindustrie  zu  zahlreichen  KeugrUndungen  Anials  gegeben 


»  Stahl  und  Eisen  1894,  S.  1078. 
«  Ebenda  lim,  b.  197. 

•  Ebenda  1^95,  S.  558.  —  Diese  BestimmuDg  hebt  der  neue  Tarif- 
sntwurf  auf  ;  er  legt  einen  Zoll  von  3  Mk.  auf  Ketten  rar  Schleppschiffahrt. 

*  Auf  die  Bestrebungen  zu  einer  Bevorzugung  der  aus  deut'^chcm 
Material  hergestellten  äclime  seitens  der  Versicheningsgesellscbatten  kann 
hier  siebt  efaigcgangen  Verden. 
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und  alle  ProduktionsTerhKltmBBe  umgeworfen  hatte,  war  er 
hier  auf  eine  seit  vielen  Jahrsehnten  ausgebildete  Industrie 
ffeBtofaen  und  hatte  diese  woU  angefeuert,  aber  keine  grofsen 
Umwttlsungen  hervorgerufen.  DafUr  war  auch  die  grofse 
Krise  weniger  empfindlich  gewesen,  um  so  mehr  als  Gebrauchs- 
gegenstände, wie  die  Erfahrung  zeigt,  nicht  solchen  Schwaukungeii 
unterliegen  wie  Rohstoffe  ^. 

Am  stärksten  hatten  die  Oiefsereien  die  Entwicklung  der 
HlitteiiiuduöU'ie  mitgemacht  ^  gegenüber  4-11  Betrieben  im 
Jahre  1869  es  1873  783^  zum  jrrofsen  Teil  auf  den 
Bezug  auslSMis'cEen'^  ÖielsereiroBleisens  eingefichter  '  Die 
plötzliche  Abnahme  des  Bedarfs  rief  wie  bei  der  Hutten* 
industrie  niedrige  Preise  der  QuüiBwaren  und  schlechten  Ge- 
schilftsgang  hervor,  auch  noch  während  des  Bestehens  der 
Zölle.  Die  früher  nie  erhebliche  Einfuhr  war  ls7>5  Ins 
auf  71000  t  für  alle  groben  Waren  gestiegen,  nneli  dt  r  Krise 
aber  war  sie  alsbald  wieder  erheblieh  gesunken  und  ging 
nach  Aufhebung  des  ZoUäciiutzeä  noch  weiter  herab.  Sie 
blieb  immer  betrftchtlich  hinter  der  Ausfuhr  und  erst  recht 
hinter  der  Produktion  znrttck^  die  ausländische  Konkurrenz 
war  nie  umfassend,  beschränkte  sich  vielmehr  auf  SpesiiJitäten, 
als  welche  Sering^  englische  emallierte  Gufswaren,  nord- 
amerikanische Kochgeschirre  und  österreichischen  Ofengufs 
erwähnt.  Empfindlich  war  nur  die  fran/rtsisrho  Einfuhr  von 
Röhren,  Dachfenstern,  Ofen,  Balkongitlern  und  ähnlichen 
Gulb waren  auf  Grund  des  Systems  der  titres  d'acquits-a- 
caution. 

Der  französische  Eisenfabrikant  durfte  nämlich  bei  Aus- 
stellung eines  Begleitscheins  (acquit^li^caution)  Roheisen,  das 
er  für  den  Export  yerarbeiten  wollte,  zollfrei  einführen.  Daa 

konnten  und  taten  aber  auch  die  weitaus  zahlreicheren 
Fabrikanten,  die  in  Wirklichkeit  französisches  Eisen  ver- 
arbeiteten. Sie  verkauften  dann  die  Acquits  an  Händler,  die 
fremdes  Rohei.sen  zum  Verbrauch  in  Frankreich  einführten, 
zu  einem  Preis,  der  der  Höhe  des  Zolls  fast  gleichkam*.  Um 
diesen  Preis  konnten  sie  dann  ilire  Waren  billiger  exportieren. 
Es  lag  darin  also  eine  verschleierte  Exportprämie,  die  jeden- 
falls dem  Sinne  des  Artikels  VI  des  deutsch-französischen 
Handebvertrags  zuwiderlief.  Trotz  lebhafter  Vorstellungen 
unserer  Regierung  war  sie  abgeschwächt,  aber  nicht  beseitigt 
worden^.  Auf  Grund  dessen  &nd  ein  ziemlich  lebhafter  Export 


'  Vgl.  Sering  a.  a.  0.  S.  190. 

*  Serin g  a.  a.  0.  S.  179;  davon  iothriogiscbe  31. 

*  A.  a.  0.  S.  179. 

*  Vgl.  Lexis,  Die  fransflsitehen  Aosfiihrprftmien  seit  der  Restau* 
ntion  1870. 

*  Die  hier  nur  anzudeutenden  z.  T.  verwickelten  Frsgen  bespridit 
ebgelieiid  Sering  s.  a.  0.,  besonders  S.  138— 14(^  152, 
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nucli  Ueutechland  statt ,  der  bei  dem  vorhandenen  Mangel  an 
Auftrigen  empfindlicher  wirkte,  als  zu  normalan  Zeiten;  auTser- 
dem  erwartete  man  bei  einem  Sinken  der  französischen  Preise 

seine  Zunahme. 

Die  in  der  Eisenenquete  yernommenen  Oiefsereibesitzer 
forderten  für  sicii  hauptsächlich  nur  einen  Schutz  gegen  die 
französischen  Exportprämien  * .  aufserdem  bei  Verzollung  des 

Roheisens  zum  Ausgleich  Z'>lle  auf  ihre  Waren;  man  raeinte 
den  Zoll  auf  Gielöereiroheiseu  ziemlich  in  ganzer  Höhe  ^agen 
zu  müssen.  — 

Auch  die  Einfuhr  schmiedeeiserner  grober  Waren 
hatte  anfangs  der  71  er  Jahre  einen  gro&en  AufiMshwung  ge- 
nommen, war  aber  nach  der  Krise  alsbald  zurückgegangen 
und  wuchs  auch  nach  der  Zollbefreiung  am  1.  Januar  1877 
nicht  wieder.  Denn_zieht  man  nach  Serings  Methode  für 
\917  und  1878  d^ie  ntir  nnvolTstSiTirlig  doklarierte  "Durchfuhr  ab-, 
so  ergibt  sU-li  als  Kintuhr  zum  Vcrhloih,  wobei  auch  die  ganz 
groben  guiseisernen  Waren  mitgerecliiiet  sind*,  in  1000  t: 
1874  75:  39300.  1877:  31200. 

187G;  31000.  1878:  20100. 

Wesentlich  grölser  war,  aufser  1873,  die  Ausfuhr,  1.^76 
um  Ir^ooot,  und  die  Produktion,  für  die  eine  Statistik,  freilich 
fehlt.  Die  Einfuhr  deckte  daher  nur  einen  unbedeutenden 
Teil  des  Gesamtbedarfs  ^. 

Soweit  sich  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  in  dieser  Qrnppe 
vereinigten  Industrien  durchgftngige  Erscheinungen  Uberhaupt 
erkennen  lassen,  waren  die  Klagen  Uber  den  schlechten 
Qeschäftsgang  weniger  lebhaft;  insbesondere  wurde  auch  die 
Konkurrenz  des  Auslandes  in  1  r  Eisenenquete  nicht  als  sehr 
schlimm  hingestellt.  Andere  Erscheinungen  waren  hier  der 
Anlafö  schNvierig:er  Zeiten,  so  der  vieltach  sich  vollziehende 
Übergang  von  Ilaiulwerk  und  Handarbeit  zu  Fabrik-  und 
Maschinenarbeit  und  die  erbitterte,  teilweise  unreelle  Konkurrenz 
der  kleinen  Meistert 

Über  Englands  Konkurrenz  wurde  besonders  geklagt  bei 
schmiedeeisernen  Rohren.  Der  Import  war  grofs,  wurde  aller- 
dings schon  1877  von  der  Ausfuhr  überholt,  1879  um  das 
doppelte.  Gerade  in  den  Jahren  des  Freihandels  hatte  sich  unsere 
Pnmuktion  sehr  stark  entwickelt  und  die  englische  Rivalin  Schritt 
für  Schritt  verdr.iii;;t,  sodafsdie  Einfuhr  ls77  nur  noch  l2^!o 
des  Oesamtbedarfs  deckte  und,  selbst  wenn  man  die  Durch- 
fuhr nicht  abzieht,  nur  22  o  gegenüber  27  °  o  1875.  Trotzdem 


*  EInquete-Kommissioüsbericht  S.  22—24. 

*  Die  Durchfiihr  ist  1876  mit  19600,  1877  mit  4040  t  angegeben. 

Spring  a.  a.  0.  S.  200. 

*  Ebenda  S.  215. 

»  Vgl.  ebenda  S.  226. 
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war  der  Wettbewerb  gegen  England  und  Schottland  entschieden 
schwierig,  da,  nach  den  Behauptungen  der  in  der  Enquete 
vernommenen  IndustrieUen ,  die  Englttnder  nm  lO^/o  billiger 
als  wir  prodnzieren  konnten  und  anlserdem  zur  Vemichtnag 

unserer  Industrie  die  Exportpreise  noch  um  10*^/o— 12**/o  herab- 
setzten ^  Es  wurde  daher  ein  starker  Zollschutz  verlangt. 
Unsere  Qualität  sei  wohl  besser.  Die  Verkauf6]^reise  über- 
stiegen mit  210—330  Mk.  aber  nicht  die  Herstellungskosten 
mit  gleichfalls  215 — 330  Mk.*.  Am  schlechten  Geschäftsgang 
trüge  die  geringe  hciiuiaclic  Nachfrage  allerdings  die  Haupt- 
schuld. —  Sonst  konkurrierten  hei  uns  noch  England  mit 

f »wissen  Werkseugen,  Fdlen,  Sägeblttttem,  Qas-Haunthfthnen, 
rankreich  mit  kleinen  Schrauben,  Feilen,  Sensen,  Hoheleisen 
und  auch  Sohlosserwaren*. 

Auch  in  verarbeiteten  und  so^.  feinen  Waren  ttherwog 
der  Export  immer  bei  weitem  die  Einfuhr.  Trots  unter- 
I  rochenen  Zollschutzes  hatte  sich  die  Industrie  keiner  guten 
Tage  zu  erfreuen.  Neben  der  allgemeinen  Depression  schadeten  ihr 

die  erhöhten  Zollschranken,  besonders  Österreichs  und  Frank- 
reich'«, weniger  die  ausl?nirli'jehe  Konkurrenz,  Neben  feineren 
Werk/.eugen  aus  England  und  Amerika  kamen  auf  den  deutschen 
Markt  vorzüglich  englische  Stahlfedern,  sowie  belgische  und 
österreichische  Gewehre. 

Die  Ansichten  über  die  Kützlichkeit  von  Zr)llen  waren 
hier  auch  sehr  geteilt.  Petitionen  ftir  und  wider  liefen  bei 
dem  Ueichstag  aus  den  Bezirken  der  Kleineiseiiiudustrie  ein; 
so  verlangten  Petitionen  der  Kadelfabrikanten ,  der  Hufnagel- 
schmiede und  der  Hagener  Kleineisenindustrie  Ablehnung  der 
Roheisen-  ohne  Änderung  der  Eisenwarenzölle;  dagegen 
wünschten  die  Remscheider  Gewerbe  einen  hohen  Zoll  auf  feine 
Waren,  besonders  Feilen.  Nur  für  den  Fall  der  Einführung  von 
Rolieisenzöllen  verlangte  man  allgemein  Ausgleichszolle. 
Besonders  den  o<t  und  mitteldeutschen  Fabrikanten  lag  mehr 
daran,  die  Absperrung  der  fremden  Märkte  zu  verhindern  als 
den  eigenen  zu  scliliefsen.  — 

Die  Debatten  des  Ivoiehstng^es  erstreckten  sich  nur  auf  einzelne 
Gegenstände  wie  Ii  ut'uägel,  Blechgeschirre;  imganzen  unterlagen 
die  Positionen  kaum  noch  heftigen  Angriffen,  naclnieru  mit  der 
Aiuialimc  des  lU  Mk.-ZoUs  für  Roheisen  die  Haupteutscheidung 

fe£allen  war.  Eine  wichtige  Änderung  brachte  die  dritte  Lesung  mit 
[er  Annahme  eines  Antrags  Stumm,  der  die  Pos.  Ge  2  weiter 
dififerenzierte,  flir  grobe  Kochgeschirre,  Öfen,  Feilenstahl  den 


*  Bericht  der  Eisen-Enq^iiete-KommisBioli  8.  d4,d& 
»  215:  üasrobre.  330:  Siederohre. 

•  SeriDg  a.  a.  0.  194. 
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Zoll  auf  iii)  Mk.  pro  t  herabsetzte^  «"Je  2a),  dagegen  mehr 
verarl>oiteten  Gegenstflnden  wie  iiandfeilen  und  Schneide- 
werkzeugen den  stärkeren  Schutz  von  lö<)  ^Ik.  zuerteilte 
(Oe  2y).  Femer  wurde  der  Zoll  aufgewalzte  uud  gezogene 
Röhren  von  30  Mk.,  wie  ihn  der  Regierungsentwurf  vorschlug, 
auf  50  Mk*  erhöht.  —  Atich  in  dieser  Fassung  war  der  Tarif 
aoch  äufserst  ein&ch  and  wenig  spexialisiert,  im  Oegensats 
2.  B.  anm  Österreichischen  und  franzOsichen  Tarif. 


§  14.   Güls-  and  grobe  Waren.  Fortsetzung. 

Die  Position  6e  la  enthält  unter  einem  ZoUschutz  von  / 
25  Mk.  pro  t  ganz  grobe  Gufswaren,  u.  a.  Herdguls,  grobe  Öfen,  j 
QufsstUcke  für  Maschinenbau,  Röhren ;  etwas  mehr  verarbeitete  • 

Oufswaren  linden  »ich  in  (ie  2a:  gröbere  Kochgeschirre,  Ofen 
mit  Verzinnung y  Kamine,  Kandelaber  mit  einem  Zoll  von 
t>U  Älk. 

Der  Zoll  hat  den  erwarteten  beimtz  gegen  die  französischen 
titres  d'ac({uits  gebracht.    Die  Eiutuhr  betrug 

1873     1874     1875     1870     1877  1878 
17,4       10       13,5      7,8       9,7       5,8      lOUO  t 

Dagegen  nach  dem  Zollgesetz  nur 

1880     1881      188(3     1890     1892  1W> 
4,7       3,9       2,9       0,2       3,9       4,3      lOOO  t 

Erst  von  1896  an  ist  die  bis  dahin  gana  unbedeutende 
Einfuhr  wieder  etwas  gestiegen. 

Oberhaupt  aber  ging  die  Einfuhr,  wie  seit  1877,  zurück 

und  überstieg  in  gewöhnlichen  Jahren  nicht  Immmi  t.  Nur  die 
Zeiten  besonders  lebhaften  Bedarfs  1889'9m  und  181(7  — 19U0 
zeigen  einen  etwa^  gröfsercn  Import  —  bis  zu  25  000  t  i.  J. 
1899.    Aber  bereits  19(>o  und  1901  ist  er  wieder  gesunken. 

Neben  englischen  Artikeln  haben  in  den  letzten  Jahren 
französische,  belgische  und  nordamerikaoiäche  Waren  bei  uns 
Eingang  gefunden,  vorzüglich  Leitungsröhren  aus  den  nach 
der  Grenze  gelegenen  fransOsischeu  Werken  in  PontäMousson.  Die 
Steigerung  des  belgischen  und  französischen  tixports  erklärt 
sich  weniger  aus  einer  Verstärkung  der  dortigen  Exportindustrie, 
als  vielmehr  aus  einer  Forcierung  der  Ausfuhr  infolge  un»j 
genügender  Aufnahmefiihigkeit  des  eigenen  Marktes'.  Auf-] 
nähme    konnte   aber   der  Export   bei   uns  Huden,   weil  in^ 
Deutsehland  der  Hedarf  und  damit  die  Preise  —  unterstützt/ 
durch  neugegi  Uiidetc  Kartelle  —  besonders  in  Röhren  sehrf 
gestiegen  waren.    Daher  hat  bei  dem  Rückgang  von  Bedarf 


^  Gothel  n,  Deaticher  Aulsenhandel  I.  8.394. 
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und  Preisen  seit  1900  die  Eintulir  au>  Frankreich  und  Belgien 
auch  wesentlich  abgenommen^  die  umerikatuäche  vermehrte 
sich  noch. 

Die  Austuhr  macht  im  Durchsckuitt  nicht  mehr  als  5®/o 
der  Produktion  Bxa  und  ist  nicht  sehr  gewaehaen.  Sie  ist  in 
Depressionszeiten  eber  stftrker,  als  in  Jahren  des  Aufschwungs, 
was  darauf  schliefsen  läfst,  dafs  Deutschland  nicht  viel  über 
den  Eigenbedarf  produziert.  Die  höheren  Preise  des  Giefserei- 
roheisens  erschweren,  besonders  England  gegenüber,  den  Wett- 
bewerb auf  dem  Weltmarkt.  Almehmer  sind  hauptsächlich  die 
•Schweiz,  Holland,  Rufsland,  Frankreich  und  Dänemark. 

Die  Produktion  wuchs  ständig,  vorzüglich  in  ilaschinon- 
[  und  Baugufs,  sowie  in  Röhren,  wo  sie  in  20  Jahren  fast  auf 
\  das  dreifache  stieg.    Die  Industrie  findet  in  den  Gas-  und 
Wasserleitungsanlagen    einen    regelniäfciigen   Absatz,  bisher 
kaum  durch  die  Konkurrenz  der  schmiedeeisemen  Röhren 
/  beeintrttchtigt'.    Langsamer  ist  dagegen  das  Wachstum  der 
Qeschirrfipufsproduktion  —  infolge  steigender  Anwendung  email- 
lierter Blechgeschirre  —  und  der  Fabrikation  Ton  Öfen. 

Die  Gesamtproduktion  von  Gufswaren  ist  so  stark»  daüs 

sie  sich  zu  der  Einfuhr  etwa  wie  100:2  verhält.  Für  die  Ent- 
wicklung der  Gufswarenindustrie  spielte  daher  die  ausländische 
Konkurrenz  nur  eine  unbedeutende  Rolle.  Desto  wichtiger  war 
I   die  Gestaltung  des  Koheisenpreises,  vgl.  §  8.   Da  Hüttenwerke 
\^  und  Giclsereien  nur  selten  kombiniert  sind,  haben  die  im  ganzen 
1  etwas  höheren,  in  einzelnen  Jahren  sogar  sehr  stark  erhöhten, 
I  Preise  des  GielsereiroheiBens  entschieden  den  Giefsereien  ge- 
I  schadet:  besonders  nach  der  Krise  des  Jahres  1900  befanden 
1  und  bennden  sie  sich  in  einer  sehr  schwierigen  Lage, 

Die  heimische  Eonkurrenz  bot  auch  bei  diesem  Industrie- 
zweig zu  wiederholten  Klagen  Anlals.   Besonders  sollen  Öfen 
stark  unter  gegenseitiger  Unterbietung  gelitten  haben.  £in 
1882  errichtetes  Kartell  scheiterte  alsbald  ^.  Dagegen  kam  ein 
solclies  bei  Tempcrf^iefsereien  und  1900  bei  lif^hrengufs  ztt- 
'  stände.    Das  Röhrenkartell  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  an 
j  den    sehr    starken   Preissteigerungen    beteiligt;    von  einem 
'  billigeren  Verkauf  ins  Ausland  war  bei  dem  verhältnismäTsig 
geringen  Export  bisher  nichts  zu  bemerken^. 

Das  direkte  Verschmelzen  Ton  Erzen  zu  Gutswaren  kam 
nicht  wieder  in  Aufnahme.  — 

Im  ganzen  war  der  Zoll  eine  notwendige  Folge  des 


»  Stahl  und  Eisen  1888.  S.  309. 

2  Ygl  Das  deutsche  >\  iTi  clinft^ahr  1880,  1881,  S.  227,  1883.  Haapt- 
siUc  der  Industrie  ist  Frankturt  a.  M. 

•  Kach  Y  Off  eiste  in  a.  a.  0.  S.  91  eihöhte  die  linlnrheiii^e  Qroppe 
des  Verlm Ildes  iTeiitscher  Eisengiefsereien  swischen  1897  und  190O  uüe 
Grundpreise  zehnmal. 
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Giefsereiroheusenzolls ;  insofern  dessen  Vrch  orpc^t^or^oT^  l^j^t 
er,  wie  beabsichtigt,  als  Ausgleichunirszoll  gewirkt ;  in  anderen 
Zeiten  nahm  er  die  Form  eines  seibütändigen  Schutzzolls  an 
und  ist  als  .solcher  m  den  letzten  Jahren  vom  Köhrenkartell 
benutzt  worden,  während  sein  Einflufs  aul  die  übngen  Giefsertien 
belaBglos  war\ 

AU  Hauptberuf  übten  die  Eisengiefserei  und  Emaillierung 
aus  1882:  35168,  1895:  74576  Erwerbstlltige,  also  eine  Steige- 
rung auf  Aber  das  doppelte;  daron  waren  1882  :  931,  1895: 
865  Selbständige.  — 

Unter  die  Position  6elß  gehört  die  ganze  Fülle  schmiede- 
eiserner  grober  Waren,  als  da  sind  Ambosse,  Schraub- 
stöcke, Winden,  grobe  Maschinen-  und  Wagenbestandteile, 
Achsen  und  Kadgestelle,  Hemmschuhe,  Brecheisen,  Hufeisen, 
Geschütze;  für  einzelne  Waren,  wie  Brücken,  Anker  und 
Ketten,  Drahtseile,  Kanonenrohre  enthält  die  Handelsstatistik 
besondere  Angaben.  Auch  roh  vorgeschmiedetea  Eisen,  das 
früher  zum  Materialeisen  gerechnet  wurde,  ist  wegen  der  dabei 
Terwandten  Arbeit  in  Position  6e  Iß  eingereiht ,  soweit  es 
nicbt  als  Scbifisbaumaterial  aollfrei  eingeht  Die  Eisenbahn- 
achsen und  anderes  Eisenbahnmaterial  sind  schon  im  Zusammen- 
hang  mit  den  Schienen  besprochen  worden  (§  11), 

Mit  wenigen  Ausnahmen  bestand  in  allen  diesen  Artikeln 
bereits  vor  dem  ZoUgesetz  von  1879  eine  wesentliche  Mehr- 
ausfuhr, und  die  zum  grofsen  Teil  auf  den  Ex]>ort  rnicf^wiesenen 
Industrien  wurden  daher  durch  den  Zoll  kaum  berührl.  Die 
Einfuhr  ist  ziemlich  unverändert  geblieben,  dagegen  stiegen 
die  Ausfuhr  und  die  Produktion  bedeutend,  die  erstere  un- 
gehemmter als  bei  groben  Gufswaren,  weil  der  Preis  des 
schmiedbaren  Eisens  im  ganzen  nicht  gestiegen  ist 

Den  Einblick  in  die  Verbältnisse  dieser  Industrien  gibt  die 
Veigleichang  der  Berufsstatistik  von  1895  mit  der  von  1882. 
Soweit  die  Statistik  fOr  die  Verfortigung  von  einaelnen  Waren 
besondere  Daten  gibt,  wie  bei  Feilenhauern,  OeschützgiefiBenty 
werden  diese  Angaben  jedesmal  bei  den  einzelnen  Waren  an- 
geführt werden.  Hier  werden  nur  die  Erwerbstätigen  auf- 
gezählt, die  die  B^rufsstatistik  unter  Sammelgruppen  zusammen- 
fafst,  so  dafs  eine  Sciieidung  nach  einzelnen  Waren  gemäfs  den 
Positionen  des  Zolltarifs  nicht  in  ii^lich  ist.  —  Man  inufs  dabei 
noch  belenkeu,  dafs  die  Metallindustrie  gerade  seit  1895  einen 
grofsen  Aufschwung  erfahren  hat  — 


*  Der  neue  Tnrü entwarf  differenziert  die  Gufsröbren  nach  ihrer  Wand- 
stärke; f&r  die  bcliwacheren  erhöbt  er  die  Zölle  wesentlich. 
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Es  waren  darnach  Erwerbstätige  im  Hauptberuf 
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Die  Prozentssahlen  beweisen  eine  bedeutende  Vermehrung^ 
besonders  bei  Blechwaren  und  Schlossern,  weniger  bei  Schmieden. 
Die  Zahl  der  Selhstständigen  weist  fast  nir^^fMuls  eine  Zunahme, 
vielmehr  meist  einen  Stillstaud  oder  Kuckschritt  auf.  —  Eine 
gröfsere  Hausindustrie  findet  sich  bei  den  Messerschmieden 
und  -Schleifern,  der  Nagel-  und  Kurzwarenindustrie.  Jedoch 
ist  die  Zahi  der  selbständigen  HausindastrieUen  niigends  so 
grofs  wie  die  der  Übrigen  Selbständigen  K  — 

Von  den  einzelnen  Waren  können  nur  die  wichtigsten 
besprochen  werden.  In  Kano n enrohren  und  Geschützen 
steht  Deutschlands  Industrie  allen  anderen  voran.  EingeAlhrt 
werden  nur  vereinzelte  Probestückp  ndor  Modelle,  so  1894: 
290  t*.  Die  Ausfuhr  ist  zwar  Ixd«  utender,  aber  auch  nicht 
sehr  grofs,  weil  die  meisten  Staaitju  für  ihren  Kriegsbodail 
eigene  Werkstätten  haben,  um  politisch  unabhängig  zu  sein ; 
sie  richtet  sich  daher  mehr  nach  exotisehen  and  kleineren 
Ländern,  wie  China,  Dänemark,  der  Schweis  nnd  Holland.  — 
Der  Zoll  spielte  bei  dieser  Sachlage  keine  Rolle,  auch  schon 
um  deswillen  nicht,  weil  der  Staat,  der  einzige  Abnehmer, 
ohnedies  nur  bei  den  heimischen  Industriellen  kauft.  — 
IHO.')  übten  die  Geschtttzgiefserei  als  Hauptberuf  über  7000 
Erwerbstätige  aus^. 

Ziemlich  gering  ist  auch  der  Aufsenhandel  in  zu 
grofsen  Maschinenteilen  roh  vorgeschmiedetem  Eisen, 
hauptsächlich  wohl  wegen  des  grofsen  Gewichtes.  Die  Einfuhr 

>  Über  die  Zahl  der  in  den  Hsaptbetrieben  Beschäftigten  fgl.  Tab.  YU. 

•  Gothel n  a.  a.  0.  S.  393. 

■  Die  Benitsstatistik  von  trennt  die  Büchsenmacher  und  die  in 

der  Geschiitzt:i(  r>(  it  i  BcschiUtigten  noch  nicht;  auch  1>95  sind  die  Geschütz- 
giof^^er  in  I'  !  noch  nicht  scharfaosgMchiedeo,  weshalb  die  obigen  Angaben 
nur  uDgetuliie  bind. 
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hat  sich  infolge  des  Zolls  nicht  verändert;  sie  stieg  selten  über 
250  t  =  üU  OUU  Mk.  Wert.  Die  nach  verschiedenen  Ländern 
gehmde  Auafuhr  war  mit  1500— 30U0  t  =  1 000000  Mk.  Wert 
noch  wesentlich  erOOier.  Die  Produktion  ist  in  beständigem 
Steigen.   Mne  ZoUwirknng  ist  nicht  su  erkennen.  — 

Gan2  verach  windend  war  der  Import  von  Brucken  und 


wenn  auch  naturgemäfs  schwankend  war.  In  allen  Weltteilen 
werden  von  deutschen  Ingenieuren  Brücken  geschlagen,  deren 
Beatandteile  deutsche  Finnen,  in  erster  Linie  die  berühmte 
vormals  Harkortsche  Fabrik  in  Duisburg,  lieferten.  Der  Zoll 
hat  die  Einfuhr  nicht  beeinflufst  und  iat  gegenüber  einer  solchen 
EzportindoBtrie  belanglos.  — 

Weit  ttberwog  der  Export  femer  die  Einfuhr  bei  Broch- 
eisen,  Amboasen,  Hackennägeln;  bia  vor  wenigen 
Jahren  stand  einer  Einfuhr  von  200  bis  300  t  ein  Export  von 
2(H}i)—'M>iH)  t  gegenüber,  die  nach  Rufsland,  Holland,  der  Schweiz, 
Frankreich,  Belgien  gingen.  Erst  in  den  letzten  Jahren  ist 
bei  einem  märaigen  Steigen  des  Exports  die  Einfuhr,  besonders 
aus  Frankreich  und  Belgien,  lebhafter  geworden,  und  bis  auf 
lOOO  t,  etwas  über  ein  Viertel  der  Ausfuhr,  gestiegen,  —  eine 
Folge  unseres  stsrken  Mehrbedarfs,  wie  er  sich  nicht  gleich 
lebhaft  bei  unsem  westlichen  Nachbarn  bemerkbar  machte. 
Die  Produktion  ist  sehr  grofe  und  der  Aulsenhandel  hat  ihr 
gegenüber  nur  eine  geringe  Bedeutung.  Auch  hier  ist  ein 
EinHufs  des  Zolls  nicht  au  konatatieren — 

Eine  Mehreinfuhr  weisen  nur  Anker  und  Ketten  auf. 
Die  Einfuhr  schwankte  im  letzten  Dezennium  zwischen  1400 
und  :i'Jou  t,  war  1890  am  gnifsten,  ging  aber  seitdem  erheblich 
zurück,  während  der  Export  in  den  letzten  Jahren  eine  wesent- 
liche Steigerung  zeigt.  Die  Einfuhr  stammt  meist  aus  Grofs- 
britannien.  Ein  grofser  Teil  derselben  wurde  vom  Zoll  ^  nicht 
getroffen,  sondern  ging  als  Schiflfsbaumaterial  frei  em.  Der 
Aufschwung  des  Schiffsbaues  hat  aber  mit  HUfe  der  Tarif- 
erleichterungen von  1897  und  1899  in  den  letzten  Jahren  den 
Import  zu  Schiffszwecken  sehr  eingeschränkt  also  ohne  Hilfe 
des  Zolls.  —  Übrigens  lindet  auch  nach  England  ein  ziemlich 
reger  Kettenexport  statt,  so  dafs  sich  das  Unterhaus  einmal 
angelegentlich  mit  der  vermeintlichen  Konkurrenz  deutscher 
Gef^ngnisarbeit  beschäftigte.  Diese  Klagen  stellten  sich  als 
unbegründet  heraus,  wurden  Übrigens  auch  im  Inland  in  den 
wirtschaftlichen  Depressionsjahren  1884—1887  laut*.  — 

Im  ganaen  ist  demnach  bei  den  groben  Waren  in 
Pos.  6e  Iß  der  Einflufs  des  Imports  und  auch  des  Zolls  sehr 


1  Nach  dem  neuen  Tarifentwinf  boH  der  Zoll  flkr  AmboBse,  Aaker  o.  s.  w. 

Ton  8  auf  5  Mk.  erhöht  werden. 

«  Handel  und  Industrie  S.  302. 

Forschungen  XXI  8.  —  Ke«tQ«r.  6 


deren  Bestandteilen,  während 


lebhaft. 
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gering;  entscheideud  ist  vielmehr  der  heimische  Bedarf  uud 
sein  Verhältnis  zum  inländischen  Wettbewerb.  Eine  Ab- 
Schwächung  desselben  durch  Kartelle  Tennochte  ich  uur  bei 
Ketten  festeustellen  ^  ^ 

Der  Zoll  auf  schmiedeeiserne  Röhren  (Pos.  ly)  hatte 
aunächst  den  erwünschten  Erfolg,  die  schon  vorher  stark  ab- 
nehmende Einfuhr  noch  weiter  zu  vermindern.  Auf  der  1881 
erreichten  niedrigen  Stufe  blieb  sie  fast  ununterbrochen  bis 

1895.  Seitdem  stieg  sie  rasch  bis  auf  22<>00  t  1809.  Die  eTij^Hische 
Einfuhr  nahm  ab,  während  die  österreichische  besonders  in 
den  letzten  Jahren  lebhafter  wurde.  Dazu  kam  seit  1895 
Schweden  und  seit  1897  die  Vereinigten  Staaten,  von  wo  der 
Import  1899  fast  10000  t,  i.  J.  1900  noch  7400  t  betrug.  Die 
Produktion  ist  seit  1879  fast  auf  das  Fflnf&che,  die  Ausfuhr 
auf  das  Dreifache  gestiegen,  besonders  seit  1896 ;  letstere  nach 
der  Schweiz,  Belgien,  Holland,  Italien,  Dänemark,  Rufsland, 
dem  Balkan  und  einer  grofsen  Reihe  anderer  Länder.  Aufser  der 
Drahtfabrikation  gibt  es  keinen  Zweig  der  Eisenindustrie,,  bei 
dem  ein  so  grofr^fr  Teil  der  Produktion  ans  Ausland  abgesetzt 
wird.  Zwar  suk!  die  Produktif>nazifferii  in  der  Keichsstatistik 
zweifellos  zu  niedrig  anm'iioinnien,  denn  in  einzelnen  Jahrea 
steht  die  Ausfuhr  der  Protluktionsziffer  fast  gleich*;  aber  trotz- 
dem geht  mau  wohl  nicht  fehl,  wenn  man  ein  Drittel  der 
Produktion  auf  den  Export  rechnet.  —  Der  Inhmdsbedarf  ist 
ebenfalls  sehr  viel  stärker  geworden,  besonders  an  OasrOhren 
seit  der  Verbreitung  des  Gasgluhlichts  und  der  häutigeren 
Anwendung  von  Gaskochern.  Die  geschmiedeten  Röhren 
haben  vor  den  gegossenen  den  Vorzug  gröfserer  Haltbarkeit 
und  wfTflen  sich  wohl  noch  auf  Kosten  der  letzteren  vennehren; 
da  sie  aber  teurer  sind,  begnügt  man  sie  Ii  V  irderlmnd  noch 
meist  mit  den  gufseisemen,  deren  Produktion  zwei  bis  dreifach 
so  grofs  ist*. 

Auf  die  Preise  hatte  der  Zoll  anfUnplieh  m  iiig;  Einflufs; 
nach  dem  kurzen  Aufschwung  1880  sanken  sie  sofort  wieder 
tief.  Im  Jahre  1882  aber  bildete  sich  ein  Kartell  in  Gasröhren*, 
das  in  der  allgemeinen  Depression  von  1882  an  die  Preise 
aufrecht  erhielt,  ja  sogar  mit  oelgischen  und  englischen  Werken 
Konventionen  schlols.  Um  die  Wende  der  80  er  Jahre  ^ng 
es  auseinander,  bildete  sich  aber  im  Herbst  1892  nach  emer 
Zeit  ziemlich  schlimmer  Inlandskonkurrenz  von  neuem.  In 
den  Jahren  grofser  Kachfrage  seit  189t>  hat  es  fikr  das  Inland 


>  Eine  Reihe  weiterer  Kartelle  finden  sieh  bei  Liefmaoo  »Die 

Untemehmervorbiinde"  aufgeführt. 

*  Die  Ausfuhr  soll  &  B.  im  137  ^/o  der  Produktion  betragen  haben, 
fgL  EDch  Gothein,  Deottcher  AnTseBhandel  8*  881. 

"  Stahl  und  Eisen  1888,  S.  309. 

*  Handel  ond  Indoatcie  S.  186, 187. 
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die  Preise  sehr  gesteigert,  während  die  Exportpreise,  wie  frUher, 
mäTsig  blieben  \ 

In  diesen  Angaben  läfst  sich  der  Einfiufs  des  Zolls  deut« 
lioh  erkennen.  Denn  bei  der  gleich£gtUi  hochentwickelten 
Produktion  Englands,  Belgiens  und  der  Vereinigten  Staaten 
würde  ohne  ihn  wohl  auch  auf  dem  deutschen  Markt,  sicher 
in  der  ersten  Zeit,  ein  starker  Wettbewerb  geherrscht,  und  die 
Bildung  eines  neuen  Kartells  nicht  möglich  gewesen  sein;  auf 
den  Zoll  ist  auch  der  Export  zu  niedrigeren  Preisen  zAirtlck- 
zutüliren.  Daraus  erklärt  sich  zum  Teil  die  Höhe  der  Aus- 
fuhr, aus  der  Preissteigerung  im  Inland  dagegen  die  Zunahme 
des  Importö  der  letzten  Jahre-.  Mit  der  Rückkehr  zu  nor- 
maleren Zuständen  und  Preisen  ist  auch  1900  und  1901  die 
Einfuhr  wieder  lurttckgegangen^  ^ 

Eäne  Fttlle  heterogener  Dinge  enthalt  die  Pos.  6e  2,  und 
swar  in  a  die  bereits  besprochenen  GuTswaren,  in  ß  die  ab- 
geschliffenen groben  Waren,  vor  allem  grobe  Werkseuge^  Beile, 
Axte,  Hämmer,  Zangen,  Düng-  und  Heugabeln,  dann  grobe 
Messej".  Sicheln,  Sensen,  Schlösser,  SclilUssel,  Niigel,  Draht- 
stifte und  alle  Sorten  Schrauben,  Schlittschnhe  mit  lon  i^Ik. 
Zoll  pro  t,  auch  emailliertes  Blechgeschirr.  Davon  getrennt 
sind  in  Pos.  üe  2/  mit  einem  Zollschutz  von  100  Mk.  die  mehr 
bearbeiteten  Waren,  besonders  auch  Schmiedewerkzeuge  — 
Solinger  Waren  — ,  wie  Handfeilen,  Meifsel,  Scheren,  Sägen, 
Bohrer,  Degenklingen,  Maschinen-  und  Papiennesser. 

Aus  den  Einfuhr*  und  Ausfnhrdaten,  die  alle  Waren  unter 
einer  Zahl  susammenfassen,  lassen  sich  nur  allgemeine  Tat- 
aschen entnehmen.  Darnach  war  für  diese  Industrie  bereits 
1879  die  Ausdehnung  des  Exports  von  wesentlich  grOfserer 

Redontniip:  r\h  die  Ainvohr  des  Imports,  und  mit  dem  mächtigen 
Eraporbiiihen  der  Fabrikation  hat  sieh  dieses  Verbttltnis  in 
den  letzten  2n  Jahren  noch  viel  sthiuler  herausgebildet. 
iSchon  damals  opponierten,  wie  gezeigt,  zahlreiche  Waren- 
fabrikanten den  Einfuhrungen  des  Zolls.  Dieser  ist  dann 
audi  im  Verhältnis  su  dem  allerdings  sehr  uns^etchen  Wert 
der  Waren  relativ  gering,  wenn  man  z.  B.  bedenkt,  wieviel 
Millionen  von  Nilgeln  und  Stiften  dem  Gewicht  einer  Tonne 
gleichkommen,  oder  welchen  Anteil  an  der  Preishöhe  einer 
bense  ein  Zoll  von  lOf)  Mk.  pro  t  hat,  —  wenn  man  ferner 
die  Zölle  solcher  Länder  ins  Auge  fafst,  die  ihre  £isenwaren- 


*  Das  Kartell  besteht  aus  zwei  Abteilungen,  einem  Qn^  and  einem 
biederohrkartell  —  vgl.  auch  Lief  mann  a.  a.  0.  S.  142. 
«  Vgl.  Gothein  a.  a.  0.  S.  882. 

^  I)f  r  nnie  Tarifontwurf  tlifferenziert  auch  liier  nach  dr-r  Stärko  der 
Wandung,  bringt  aber  sowohl  für  starke  wie  für  schwache  eine  sehr  wesent- 
liche Erhöhung  des  Zolls  auf  6  bezw.  10  Mk.,  was  mit  angeblich  ^^chwi^rer 
Konkarrenz  begründet  wird.  Es  ksan  nur  la  einer  weiteren  Stftrkang  des 
Exportprimienaystenu  beitragen. 

6» 
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industrie  mit  einem  wiridldi  starken  Sohutiioll  Tersehen 
haben.  Auch  hier  tollte  die  Verteuerung  der  Rohstoflfe  aus- 
geglichen werden. 

Infolge  des  Zolls  ging  die  Einfuhr  1880  noch  weiter 
zurück^  und  blieb  seitdem  die  beiden  Jahrzehnte  fast 
koTi8tant;  auch  die  Steigerung  der  letssten  Jahre  war  un- 
bedeutend. 

Die  xVusfuhr,  in  deren  Daten  die  Pos.  (>e  2  leider  nicht 
weiter  zerlegt  ist,  ist  etwa  auf  das  vierfache  des  1880  erreichten 
Umfanges  gestiegen.  Sie  richtete  sich  nach  allen  Ländern  der 
Welty  besondere  äernach  RulsUmd,  Holland,  England,  Österreich 
und  der  Schweiz. 

Über  die  Produktionsmenge  fehlen  leider  jegUche  Zahlen. 
Sie  ist  enorm  Rewachsen,  wie  man  auch  aus  einem  Vergleich 
der  Berufs-  und  Gewerbttuthlen  erkennen  kann  (veigL  niüieree 
in  8  17), 

Nur  in  einzelnen  Waren  macht  sich  die  Konkurren?^  des 
Auslands  fühlbar;  und  zwar  im  wesentlichen  bei  denselben 
Gegenständen,  über  deren  Konkurrenz  schon   1R7S  g'eklagt 
wurde.    Die  Handelskammerberichte'  der  9i)  er  Jährt-  stellen 
eine  bedeutende  Einfuhr  und  Konkurrenz  fiir  folgende  Waren 
I   ftst:  Werkaeuge,  vorzüglich  Feilen,  damals  aus  £n£land  und 
\  Frankreich,  jetat  mehr  aus  £ngland  und  den  Vereini^n 
1  Staaten,  firanaOsische  und  englische  Schlosserwaren,  allerdings 
\  im  Rttckgang  befindlich,  gewisse  Bodenkulturwerkaeuge,  wie 
\  amerikanische  Heugabeln  und  österreichische  Sensen,  femer 
Holzschrauben  und  französische  Muttern.  —  Es  handelt  sich 
also  um  Speziaiitäteu,  deren  Import  den  Zoll  wohl  etwas  ab- 
geschwächt,  aber  nicht  beseitigt  hat. 

Im  höchsten  Mafse  Exportartikel  sind  zunächst  die 
Solinger  Waren  —  z.  T.  erst  nach  Pos.  6e  :^  gehörig 
— ,  d.  h.  Waffen  und  Schneideartikel,  als  Scheren,  Sensen, 
Taschen-  und  andere  Messer.  Auch  hier  haben  natttrlich  gute  mit 
schlechten  Zeitenabgewechselt^  diebestimmenden  Faktoren  waren 
aber  immer  in*  und  ausländischer  Bedarf,  sowie  die  heimische 
Konkurrenz,  fast  nie  die  ausländische.  Gerade  in  den  Jahren 
nach  Einführung  des  Zolls  war  die  Lage  der  Solinger  Industrie 
besonders  «ehleclit^.  —  Femör  sind  nlle  Drahtwaren  stark 
j  auf  den  l^xport  angewiesen,  als  Dnihtgetiecht,  Drahtgewebe, 
Drahtstifte,  wo  sich  aucii  Kartelle  L'^ebildet  haben  (vergl.  §  10). 
Ein  Import  war  fast  gar  nicht  vorhanden,  ging  in  Drahtstiften 
iiui-  ciuinal  über  lUU  t  hinaus,  während  der  Export  von  lÜOOO 
auf  52000  t,  zeitweilig  sogar  64000  t  stieg.  Exportiert 


^  Infolse  der  Abweichungen  der  Andelattatistik  kstin  man  die  Zahlen 

?or  und  nacn  1879  allerdings  nur  unsicher  vergleichen. 

*  Berichte  der  Ältesten  der  Berliner  Kaunnannschafi 

*  Das  deutsche  W  irtecbaft^ahr  1881,  S.  240 fg. 
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werden  ferner  stark  NUgel,  besonders  Hufnägel,  gewisse 
Bodf^nkulturwerkzeuge,  bei  denen  eine  Verbesserung  der 
i^ualität  und  damit  zugleich  die  Verdrängung  Frankreichs 
konstatiert  wird,  Heugabeln,  Schlittschuhe  und  noch  sehr  viele 
andere  Waren.  Die  Beseitigung  Iremder  Zollschranken  gehört 
daher  zu  den  HauptwUnschen  der  InduBtrie.  Bei  vielen  Waren, 
so  besonders  Sensen,  Haken,  Holzschrauben  findet  anf  dem 
Weltmarkt  ein  erbitterter  Wettbewerb  statt,  der  zeitweilig  wie 
bei  Holzschrauben  durch  internationale  Vereinbamn|;en  ab- 
geschwächt wurde  K  Auch  Heugabeln  (waren  yorllbcurgehend 
kartelliert.  — 

Trotz  der  Zollschranken  mnchte  sich  die  ausländische 
Konkurrenz  der  deutschen  K  ei  1  e ri  iudustrio  bemerkbar.  Die 
grofae  ProJukLiüü  DLuUclilunds  —  allein  in  iiemscheid  werden 
jährlich  3  Millionen  Feilea  hergestellt,  daneben  noch  in  Biedlar. 
ETslingen,  NOmberg*  —  wurde  nur  von  der  Englands  una 
der  Vereinigten  Staaten  übertroffen.  Der  frflher  starke  Import 
ans  Belgien  und  England  wurde  mit  Hilfe  des  Zolls,  haupt- 
sftchlich  aber  durch  Qualiüitsverbesserungen  verdrängt;  aber 
zeitweilig  wie  I88Ü— 1888  überschwemmten  wieder  belgische, 
französische,  auch  Schweizer  Feilen  den  deutschen  Markt, 
£8  wird  das  hauptsächlich  darauf  zurückgeführt,  dafs  bei  uns 
immer  noch  nicht  jene  seit  Generationen  herangebildete  und 

geübte  Arbeiterschaft  besteht,  wie  bei  unsern  europäischen 
livalen^.  Dazu  kam  in  den  letzten  Jahren  der  Wettbewerb 
Kordamerikas,  dessen  Industrie  der  deutschen  bisher  vor  allem 
durch  gröfsere  Anwendung  von  Maschinenarbeit  tlberl^en  war, 
so  zum  Schleifen,  Feilen  und  Hauen  der  Feilen.  Darin  hatten 
die  deutschen  Feilenarbeiter  eine  besondere  Handfertigkeit  er- 
langt, so  dafs  ihnen  der  Übergang  zur  Maschinenarbeit  besonders 
schwer  wurde,  auch  störte  anfangs  die  Ungleichmäfsigkeit  des 
Stahls.  In  diesem  Übergangsprozefs  von  der  Handarbeit  zum 
Maschinenbetrieb  hat  die  deutsche  Feilenindustrie  schwere 
Zeiten  durchgeuiacht,  die  in  den  letzten  Jahren  aber  schon 
liberwunden  zu  sein  scheinen.  Hinderlich  war  noch  die  aus 
den  früheren  kleinen  und  a.  T.  ärmlichen  Verhältnissen 
stammende  Angewohnheit,  sich  sämtlichen  oft  recht  über- 
triebenen Forderungen  der  Abnehmer  anzubequemen, 
statt  wie  in  Amerika  nur  einige  Sorten  herzustellen, 
zwischen  denen  dann  der  Käufer  zu  wählen  hat.  Man  kann 
hier  die  Bcnhaclitiinf^  machen,  dafs  Deutschland  mit  den  von 
alters  überiiet'erten  Manufakturen  auf  dem  Weltmarkt  schwächer 
aufzutreten  vermag  als  in  den  neu  entstandenen.  Feilen  sind 
eine  Weltmarktsware  ersten   Ranges;    Deutschlands  Export 


*  Handel  und  Industrie,  S.  296. 

'  Stahl  und  Eisen  1898,  S.  701  (Hidicke). 

«  Handel  and  ladostrie,  S.  291. 
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überstellet  die  Einfuhr  wesentlich.  Tm  Kampf  um  den  Welt* 
markt  «.  ntsclieiden  nicht  deutsche  Zullverhältnisse,  sondern  die 
Qualität  und  die  Selbstkosten  der  Erzeugung  und  Versendung. 
—  Im  neuen  Zolltarifentwurf  ist  allerdings  der  Zoll,  besonders 
für  kleine  Feilen »  wesentUch  erhöht  worden.  —  Feilenhauer 
waren  1895  im  Hauptberuf  6656  Erwerbstlltige,  wovon  274a 
Selbständige.  Die  Hausindustrie  ist  recht  stark:  1020  Selb- 
ständige, 347  Gehilfen  und  Arbeiter.  Von  1882  liegen  noch 
keine  besonderen  Daten  vor. 

Sehr  grofs  ist  der  Aufschwung  der,  besondere  in  Aachen 
ansässigen,  Kageli  nd us  trie,  bei  der  —  nur  anfnuu^  zum 
Schaden  der  Qualität  —  der  Fabrikbetrieb  mehr  und  mehr 
daa  liandwerk  vei*drängt  hat^    Die  Einfuhr  ist  belanglos. 

In  der  Fabrikation  von  Schlössern,  deren  Hauptsiti» 
Velbert  tmd  Radevormwald  sind,  hat  steh  DeutBchland  au 
einer  grofsen  Exportindostrie  entwickelt^.  Mit  der  Ver- 
feinerung des  Geschmackes  haben  sich  die  deutschen  Artikel 
neben  die  französischen  ebenbürtig  gestellt  und  sie  aus 
Deutschland  verdri1nf:;t.  Viel  hat  dazu  wie  liberh?iupt  auf  (h^m 
Gebiete  der  Eisenwarenindustrie  die  Minderung  der  deutschen 
Vorliebe  für  ausländische  Erzeugnisse  beif.'^etrapren.  Mehr  als 
über  die  Konkurrenz  des  Auslandes  wird  ai  schlechten  Zeiten 
über  die  der  Gefängnisse  geklagt®. 

Die  Herabsetzung  des  Zolls  auf  emailliertes  Blech- 
geschirr von  100  auf  75  Mk.  durch  den  österreichischen 
HandelsTertruf  hat  den  Import  oder  die  Konkurrens  nicht 
gesteigert  Weder  die  Merreichieche  noch  eine  andere 
Industrie  kann  sich  mit  der  deutschen  messen.  Ihr  Hauptsitz 
ist  Berlin.  Sie  ist  auf  den  Export  angewiesen  und  widerstrebt 
daher  jeder  Erhöbung  der  Selbstkosten. 

Geschosse  schliefslich  unterlagen  unverarbeitet  einem 
Zollsatz  von  Mk.,  verarbeitet  einem  solchen  von  lOo  Mk. 
und  vernickelt  oder  mit  Blcimäntel  versehen  24<»  Mk.  pro  t. 
Die  Einfuhr  kam  niemals  in  Betracht,  während  die  Ausfuhr 
ziemlich  erheblich  war,  aber  mit  den  Bestellungen  auswärtiger 
Regierungen  schwankte*.  Ihr  durchschnittlicher  Wert  ist 
etwa  2  Millionen  Mk.,  sie  richtet  sich  überwiegend  nach  kleinen 
und  exotischen  Ländern ,  für  die  sich  die  Anlage  eigner 
Munitionsfabriken  nicht  lohnt  ^  —  Von  einer  ZoUwirkung  kann 


>  Stahl  und  Eisen  1886,  S.  52<i. 

*  Ebenda. 

*  Z.  B.  Uaadel  und  Industrie  S.  295. 

*  Ootbein,  Der  dealsehe  AaAenbaodel  8. 416. 

B  Im  neuen  Tartfentwuri'  ist  der  Zoll  für  die  meisten  Erzeugnisse  der 
Kleineisenindustrie  erhöht,  besomlors  stark  bei  Feilen  und  Xiigeln.  Die 
Differenzierulis  ist  meist  ▼erscbartt,  mitunter  auch  al^eschwaclit.  weshalb 
eiae  Yei^eicfitii^  schwer  möglich  ist  Hen-  uad  PDngegtbeln  bleiben 
DüTQrftndsrt.  — 
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auföerdem  schon  um  deswillen  keine  Rede  sein,  weil  der  Staat 
der  Hauptabnehmer  ist,  und  dieser  sich  in  der  Hauptsache  nicht 
von  wirtschaftlichen  Erwägungen  leiten  läfst.  — 

Mit  den  angeführten  geringen  Ausnahmen  ist  dem  nach 
von  der  Fabrikation  grober  Waren  zu  sagen,  dafs  die  aua- 
Itodiecbe  Konkarrenz  nur  wenig  ine  Ghewicbt  fiel.  Sehr 
wichtig  war  dagegen  der  Export  und  die  Vermeidung  jeder 
Erhöhung  der  Selbstkosten.  Unter  diesen  Umständen  ist  der 
Einflofs  des  Zolls,  so  schwer  sich  das  im  einzelnen  detaillieren 
läfsty  geringfügig  gewesen.  — 

§  16.  Fortsetzung.  Feine  Waren. 

In  Pos.  üp  finden  eich  die  sog.  feinen  Eisenwaren, 
nämlich  in  Oe  'öu  die  feinen  lackierten,  polierten,  vernickelten 
Gufswaren,  leichter  Ornament-  und  Kunstgufs,  dann  in  Oe  3^ 
feinere  Messer,  Scheren,  Schlittschuhe,  Nägel,  sowie  Patent- 
achsen, Druckplatten  und  grObere  Nadeln  mit  einem  Zollschuts 
▼on  240  Mk.  pro  t;  —  schliefsHch  in  6e  3/  feinere  Nadeln, 
Uhren  aus  unedlem  Metall  und  Gewehre,  mit  einem  Zollschuts 
Ton  600  Mk.  pro  t  (für  Gewehre  vertragsmäfsig  niedriger). 

Über  die  Industrie  feiner  Waren  ist  im  ganztti  nichts  | 

anderes  zu  sagen ,  als  Uber  die  in  ( » e  2  aufgeführten ,  wie  es  i 
sich  ja  meist  um  dieselben  Gegenstände  nur  in  feinerer  Ans-  i 
fUhruDg  handelt.   Deutseliland  beherrscht  den  Weltmarkt  nodi 
mehr  als  bei  gröberen  Waren.    -  Die  Ausfuhr  feinerer  guls-  : 
eiserner  Waren  ist  12  mal  su  suirk  wie  die  Kiniuhr;  in  Be- 
tracht kommt  höchstens  der  amerikanische  Import  mit  300  1 1 
Die  Ausfuhr  feiner  schroiedeeisemer  Waren  Übertrifft  die  Ein-  . 
fuhr  um  das  12 — 15  &che  und  ist  bedeutend  gerade  nach  den  \ 
Ländern,  die  wie  Frankreich,  England,  Österrri  li  und  die 
Vereinigten  Staaten  zu  uns  in  etwas  grtffserem  Mafsstab  ein- 
fuhren.  Es  Imndolt  sich  daher  meist  nur  um  einen  AnstMuseh 
gewisser  Spezialitäten.  —  Unsere  Haufjtabnchmer  sind  Kngland 
und  Rulsland,  aucli  die  exotischen  Gebiete.   Besonders  lebhaft 
ist  der  Export  in  feinen  Schneidewerkzeugen,  Taschenmessern 
und  aus  dem  besten  Stahl  hergestellten  Itasiermessern  ^  Uberall, 
besonders  aber  in  den  Vereinigten  Staaten,  früher  unserm 
besten  Abnehmer,  stehn  uns  hohe  Zollschranken  entgegen. 

Ein  Einfluts  unserer  eigenen  Zölle  läfst  sich  um  so  weniger 
nachweisen,  als  dieselben  seit  Dezennien  —  seit  1865,  z.  T. 
seit  183(3  —  unverändert  bestehen,  selbst  Yon  den  stärksten 
Wogen  des  Freihandels  nicht  weggeschwemmt ^    Seit  dem 

Zolltarif  von  1870  ist  die  Einfuhr  ganz  langsam  etwas  gestiegen, 
die  Ausfuhr  sehr  stark,  etwa  auf  das  17  fache  des  Jahres  1878. 


1  Aach  der  neos  Taiifentworf  iodert  die  meiBlen  ZoUs&tse  sieht 
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Günstige  Handelsverträge  und  rucdrige  I^laleiialpreibe  sind  sehr 
wichtig,  da  auf  dem  Weltmarkt  ein  sehr  scharfer  Wettbewerb, 
besonders  mit  den  Vereinigten  Staaten,  besteht  — 

In  noch  höherem  Hafse  Exportindustrie  ist  die  Nadel* 

Fabrikation,  wenn  auch  die  Ausfuhr  infolge  der  hohen  aus- 
ländischen Zölle  wenig  wächst.  Unter  Pos.  <>e  3/  —  600  Mk. 
Zollsatz  —  geluiren  nur  die  feinen  guten  Nadeln  und  zwar  die 
HundnJihnadelu  au^  f^leichiuäfsig  gutem  Stahldraht,  die  Näh- 
und  Wirkmaschinennadeln  aus  bestem,  gleich mäfsigeni,  zähem, 
hartem,  elastischem  Tiegelgufsstahl,  während  die  gewöhnlichen 
aus  weniger  hartem  und  gleichujuiaigem  Bessemerstahl,  Eisen 
oder  Messingdraht  hergestellten  Strick-,  Haar-  und  Stecknadeln 
unter  einem  Zollschuts  von  240  Mk.  (Pos.  6e  Sß)  stehn'.  — 
Die  Lage  der  Nadelindustrie  ist  hauptsächlich  von  der  Auf> 
nahmefkhigkeit  des  ostasiatischen  Marktes  abhängig  Daneben 
kommen  besonders  Frankreich,  Österreich  und  Ostindien  als 
Be«ugslilnder  in  Betracht. 

Der  Import  ist  ganz  gerinj^,  er  kommt  iiieist  aus  llngiand, 
einige  Tonnen  Niihmaöchinennadein  auch  aus  den  Vereinigten 
Staaten.  Im  ganzen  beträgt  die  Einfuhr  etwa  1  ^^'o  der  Aus- 
fuhr, ist  also,  so  oft  sie  auch  erwähnt  wird,  wie  seil  3U  Jahren 

fanz  yerschwindend.  Sie  erreichte  1875  ihr  Maximum  mit 
40  Dztr.,  sank  dann  auf  52  Dstr.  1878  und  yerblieb  seitdem  im 
wesentlichen  auf  dieser  Hohe;  nur  die  letzteren  Jahre  brachten 
eine  kleine  Steigerung.  —  Die  sehr  bedeutende  Produktion, 
deren  Hauptsitze  Aachen,  daneben  Ichtershausen  in  Thüringen 
und  Chemnitz  sind,  geht  imm^T  molir  zum  GrofsbetripT)  lihor^. 

T'ntf^r  diesen  Umständen  ist  (ier  im  neuen  ZoUtarit  tur 
Nähraaschiiicnnadcln  vorg-esohene  Zollsatz  von  2000  Mk.  pro  t 
nur  als  KompensationsobjekL  für  den  mit  den  Vereinigten 
Staaten  abzuschliefsenden  Tarifvertrag  zu  betrachten. 

Der  Import  von  ühren  aus  unedlem  Metall  ist  seit  1874 
im  wesentlichen  stationär  geblieben,  abgesehen  von  einer 
kleinen  Steigerung  anfangs  der  80er  Jahre;  er  süimmt  haupt- 
sftchiich  aus  der  Schweiz.  Dagegen  hat  die  Ausfuhr  ständig 
zugenommen.  Der  Einflufs  des,  im  Vergleich  zum  Wert  nicht 
hohen,  Zoll'^ntzes  lüfst  sich  um  so  weniger  erkennen,  als  Uhren  bei 
uns  /.ollfrei  eingegangen  sind.  —  Uhrmacher  waren  18^2  im 
Hauptijeruf  27  721  Erwerbstätige,  1895:  33910;  davon  waren 
Selbständige  1882:  l;'»s:{0,  1895:  1()(M)4. 

Von  Kriegsgewehren  gilt  im  wesentlichen  dasselhe 
wie  von  Geschossen.  Die  Kintuhi  war  minimal.  Der  btaat 
als  einziger  Abnehmer  läfst  sich  gelegentlich  bei  dem  Erscheinen 
eines  neuen  Modells  vom  Ausland  einen  grOfseren  Posten 


>  Stahl  und  Eiseo  1895,  S.  609. 

«  -Handel  und  Industrie  in  Deutschland",  II.  S.  807. 
*  Vgl  aacb  Gothein  a.  «.  0.  S.  412-414. 
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kommen,  wie  181»<  »  von  Österreich,  befriedigt  sonst  aber  Beinen 
Bedarf  im  Inland.  Unsere  grofse  Gewelirfabrikation,  besonders 
in  Sonneberg  lu  MeiDingen  und  in  Sömmerda,  deckt  den 
grofaen  heimischen  Bedarf  YolUtlndig  und  erfreut  rieh  einee 
8war  sehr  schwankenden  aher  doch  regen  Exports  Ton  etwa 
3 — 25  Millionen  Mk.  Wert;  er  geht  aus  denselben  Grttnde&y 
wie  bei  Geschossen,  fast  nur  nach  kleinen  and  exotischen 
Ländern.  —  Der  Zoll  —  von  000  Mk.  pro  t  —  hat  unter 
diesen  Um*<t?tn(len  keinf»  Bedeutung*. 

Wichtiger  ist  er  für  Jag-d  wehre  und  Gewehrteile, 
eine  der  wenigen  Eisenwaren,  wo  die  Einfuhr  den  Export 
an  Gewicht  übersteigt.  Der  ()(X)  Mk.-ZoU  des  Generaltarifs 
ist  im  belgischen  Handelsvertrag  auf  00  Mk.  für  grobe, 
100  Mk.  für  abgeschliffene  und  240  Mk.  für  feine  —  polierte, 
lackierte  —  Gewehrfedem,  Hähne,  Läufe  and  Gewehrschlösser 
herabgesetsty  ohne  dais  diese  Mafsregel  eine  Mehreinfuhr  aar 
Folge  gehabt  hätte.  Der  fast  nur  aus  Belgien  stammende  Import 
hauptsächlich  von  Gewehrteilen  trägt  einen  ständigen  Charakter; 
er  schwankt  zwischen  110  und  ITjB  t  oder  2  Mill.  Mk, 
Dem  steht  eine  ebenfalls  rci^'o  Ausfuhr  gegenüber,  die  an 
Gewicht  zwar  niedriger,  an  Wert  aber  als  höher  angegeben 
wird  —  zwischen  2,5  und  3  i^Lillionen  Mk.  schwankend  — » 
und  ebenfalls  nach  Belgien,  sowie  nach  England,  KufsLand, 
Österreich  gebt,  in  den  meisten  Staaten  aber  hohen  Zollen 
begegnet  —  Die  Bedeutung  der  ausländischen  Eonkurrena 
kann  man  bei  dem  Mangel  an  ProduktionsBifforn  nicht 
zahlenmäßig  angeben,  doch  ist  unsere  stark  entwickelte 
Produktion  wesentlich  höher  als  der  Import^. 

Da   auch  auf  Jagdgewehren   ununterbrochen  ein  Zoll 

ge]prron  }^at,  kann  nirtn  seinen  Einflufs  schwer  ork*^nnen ;  seine 
Uerabsetzung  lS<>-_!  hat  der  deutschen  Indust]  ie  nicht  geschadet. 
Ebenso  wie  am  eigenen  Zollschutz  ist  diese  jetzt  an  der  Herab- 
setzung der  hohen  Auslaiidszölle  interessiert.  — 

Eigentümlich  ^ind  die  Zollverhältnisse  für  Fah  rrä  d  e  r.  Bei 
der  Schaffung  des  Tarifs  von  1879  gab  es  Fahrräder  im 
heutigen  Sinne  noch  nicht,  und  als  dann  später  die  Frage 
ihrer  Verzollang  aaftauchte,  reihte  man  sie  unter  Draisinen*, 
die  seit  langem  bekannten,  auf  Schienen  laufenden  Dreiräder 
ein.  Als  solche  unterlagen  sie  in  Pos.  6e  3^  einem  Zollsatz 
▼on  240  Mk.  pro  t,  was  für  ein  modernes  gutes  Fahrrad  einem 
Wertzuschlag  von  2— 8^'o  gleichkoramt.  —  In  Deutscldand 
entstand  die  FalirmfU'abrikation  im  Anschlufs  an  die  Näh- 
maschinen- und  VVaÜ'enindustrie,  wegen  der  tlbereinstimmenden 


•  Vgl.  auch  Gothein  a.  a.  0.  S.  416. 
■  Vgl.  Gothein  a.  a.  0.  S.  417,  418. 

"  Nach  dsm  badtschen  Erfinder  t.  Disis  beosant;  vgl.  8taU  uad  Eisen 
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Verwendung  der  wertvoUsteo  Werkzeug-,  der  Fräsmaschinen 
und  der  zu  Rädern,  wie  zu  Gewehren  erforderlichen  dünn- 
wandigen R(Uiren  K  Den  ersten  Fabrikanten  Sejdel  &  Nanmann 
in  Dresden,  Dürkopp  in  Bidefeld  folgte  eine  grofse  Anzahl 
anderer,  nachdem  seit  Anwendung  der  1890  erfundenen 
Pneumatioe'  das  Radfahren  immermehr  aufkam.  Daneben 
beschäftigen  sich  zahlreiche  Fabriken  mit  der  Herstellung  von 
FahrradteileUj  Gestellen,  Reifen,  Rädern,  Röhren,  Ketten;  allein 
zur  Pneumaticher&teilung  werden  jährlich  8000  t  Gummi 
importiert". 

Jalirclaiig  herröchte  infolge  der  rapiden  Zunahme  des 
Radfahrens  rar  alle  Fabriken  eine  Zeit  des  lebhaften  Aof- 
echwunges.  Noch  Tor  der  Krise  Ton  1900  Uelsen  aber  die 
Anschaffungen  nach;  das  Radfahren  kam  aas  der  Mode,  der 
Bedarf  der  einzelnen  an  Fahrrädern  war  gedeckt,  und  schliefs* 
lieh  mögen  auch  die  immer  zahlreicheren  Vorortbahnen  dem 
Fahrrad,  besonders  in  Arbeitei  kreisen,  Konkurrenz  machen. 
Andererseits  ist  bei  weiterer  Vcrbilligung  eine  gröfsere  Ver- 
breitung des  Fahrrads  noch  wohl  möglich,  vorzüglich  auf  dem 
Lande  für  Arzte  und  Tierärzte.  Auch  nimmt  das  Heer  in 
wachsendem  Mar^dtabo  das  Rad  in  Gebrauch  \  mit  überwiegend 
günstigen  Erfahrtuijgen.  Vor  der  Hand  aber  stockt  der  Be^ 
darf,  auf  dessen  gleichmiirsig  starkes  Wachstum  man  gerechnet 
hatte,  —  und  so  herrscht  jetzt,  verbunden  mit  starkem  Sinken 
der  Preise»  eine  entschiedene  Überproduktion« 

Diese  wird  ToraOglich  durch  den  amerikanischen  Wett- 
bewerb verschärft,  und  es  verlangt  daher  ein  Teil  der 
Fabrikanten  die  Einreihung  der  Fahrräder  unter  der  Rubrik 

„Fahrzeuge",  d.  h.  einen  Wertzoll  von  G®/o,  oder  auch  einen 
selbständigen  höheren  Zollschutz  Der  Import  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  war  zeitweilig,  besonders  1S<>S,  sehr  stark, 
hat  aber  in  den  letzten  Jahren,  wie  die  ausländische  Konkurrenz 
überhaupt,  erheblich  abgenommen.  Es  betrug  nämlich  die 
Einfiihr  aus  —  in  Tonnen  — 


Österreich 

Fnmkretcb 

Yereiii.  Staaten 

im  «UM 

546 

72 

79 

224 

82 

90 

462 

802 

1899: 

78 

91 

190 

513 

1900: 

68 

54 

122 

1901: 

53 

32 

85 

250 

Also  belief  sich  19()0  der  amerikanische  Import  nur 
noch  auf  wenig  Uber  ein  Viertel  desjenigen  von  1898.  — 


s  Stahl  und  Eisen  1897,  S.  5%. 

•  Ebenda. 

»  Ebenda  1897,  S.  367. 

*  Vgl.  z.  B.  Stahl  und  Eisen  1897,  S.  594* 

^  Vgl.  Schriften  der  Zentrslstelle  ftr  Terhreitoiig  ton  Handels- 
verträgen  Heft  18,  S.  156fg. 
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Einer  Erhöhung  des  Zolls  stehen  hier  geringere  Bedenken 
entgegen  als  bei  Maschinen  oder  Instrumenten,  die  selbst  der 
Produktion  dienen.    Der  neue  Zolltarif  bringt  denn  auch  eine 
Btelgerang  auf  150  Mk.  pro  Dztr.^  oder  etwa  20  Mk.  für  «In 
Fahrrad.    Es  ist  aber  senr  fraglich,  ob  diese  Ifafsregel  der 
Deutschen  Industrie  wesentlichen  Nutzen  bringen  wird.  Denn  i 
allein  schon  die  Zahl  der  in  Deutschland  hergestellten  Fahr-  \ 
räder  tibersteigt  den  Bedarf  beträchtlich.    Aufserdem  wird  j 
al>er  auch  sehr  viel  mr'hr  ens-  als  eingefiilirt,   18^9  das  drei-, 
lijUU  das  vierfache,  während  1890  der  t'bfrschufs  des  Exports- 
noch  gering  war.   Hauptabnehmer  sind  (!>sterreich  und  Holland, 
daneben.  Dänemark,  .Schweden,  die  Schweiz,  Kufsland  und 
England.    Die  Ausfuhr  nach  Ländern,  die  wie  England  selbst 
eine  starke  Industrie  besitzen  mit  einer  Jahresproduktion 
▼on  etwa  700000  Fahrrädern  \  spricht  für  die  Gote  der 
deutsehen  Erzeugnisse.   Dagegen  findet  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  dem  Hauptkonkurrenten  auf  dem  Weltmarkt,  gar  kein 
Export  statt,  da  dort  ein  Wertzoll  von  35%  erhohen  wird*. 
Die  amerikanische  Prnduktion  wird  auf  1   Million  jährlich 
geschätzt^.    In  Deutsrlilmd  aber  scheint  die  zeitweilig  vor- 
handene Vorliebe  für  amerikanii^t  he  Räder  mit  der  Erfahrung 
im  Schwinden  begriffen  zu  sein,  dafs  sie  zwar  eleganter,  aber  im 
allgemeinen  unsolider  sind. 

Eine  wirkliche  Besserung  der  Verhältnisse  wird  sich  nur 
durch  Vermehrung  des  Bedarfe,  der  in  wirtschaftlich  gün- 
stigeren Jahren  durch  die  niedrigeren  Preise  angelockt  werden 
wird  — ,  oder  durch  Produktionseinsohränkung  erreichen 
lassen,  sei  es,  dafs  eine  Kartellierung  erfolgt,  oder  dafs  ein  , 
Teil  der  Fabriken  wieder  zur  Waffen-  und  Nähmaschinen-  / 
erzeugung  zurückkehrt,  wie  es  schon  vielfach  geschieht.  —  ' 

Der  Import  von  Stahlfedern  schliefslich  ^eht  zwar 
langsam  zurück,  lai  aber  immer  noch  bedeutend^  Bczugslaud 
ist  Orofshritannien.  Gleichzeitig  hat  sich  aber  auch  die 
Ausfuhr  besonders  nach  Österreich  und  der  Sehweis  sehr 
entwickelt.  Der  Zoll  von  600  Mk.  pro  t  kommt  nur  etwa 
6%  des  Wertes  gleicht 

Trotadem  konnte  von  einer  Bedrängung  durch  ausländische 
Konkurrenz  oder  einer  Notlage  überhr^njit  eifi^entlich  niemal» 
gesprochen  worden  Da  die  Naclifia^^i'  andauernd  stieg,  er- 
freuten sich  die  wenigen  in  Deutschland  bestehenden  Firmen, 
hauptsächlich  in  Berlin,  Bonn,  Leipzig  und  Iserlohn,  einea 
regen  Absatzes.  Die  erhebliche  Zunahme  des  Bedarfs  ist 
ganz  der  heimischen  Produktion  zu  gute  gekommen*  Zwischen 
1882  und  1895  verdoppelte  sich  daher  die  Zahl  der  hier 

»  Stahl  und  Eisen  1897,  S.  big, 

•  Ebenda  1897,  S.  594. 
'  Ebenda  1897,  S.  5  fg. 

*  £beiida  1896^  S.  m. 
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beschäftigten  Arbeiter.  —  Während  früher  auch  bei  Stahl- 


60  daffl  detttsohe  Grossisten  in  Birmingham  vielfiMsh  engliscne 
Federn  mit  deutschen  Stempeln  versehen  lassen  sollend  Be! 
der  Verfertigung  von  Schreibfedem  waren  1895  erwerbstätig 
im  Hauptberuf  693  Menschen,  wovon  26  Selbständige.  — 

Über  die  Mafsrepfeln  zur  weiteren  Bekfimpfnug  der  eng- 
lischen Konkurrenz  gelx  n  die  Ansichten  auseinander-.  Lebhaft 
wird  ein  intensiver  Musterschutz  verlangt,  damit  die  Käufer 
wirklich  sicher  deutsche  Federn  erhalten.  Einige  Firmen 
verlangen  einen  wirksamen  Zollschutz,  andere  unter  Ablehnung 
desseLben  eine  VergrOfserung  der  Nachfrage  durch  zwangsweise 
Einführung  deutscher  Federn  in  Schulen  und  Bureaus. 

Ein  verstärkter  Zollschutz  wUrde  in  diesem  Fall  wohl 
einer  Wirkung  auf  die  englische  Konkurrena  nicht  entbehren. 
Der  neue  Tarifentwurf  bringt  denn  auch  eine  Einführung  auf 
P'in  Mk.  pro.  t,  welchen  Satz  Handelsverträge  kaum  modi* 
Üziei'cn  wurden.  — 

Will  man  die  Wirkungen  der  Ei sen waren z ölle  dar- 
nach in  ein  Gesamtbild  zusammenfassen,  so  ergibt  sich 
noch  weniger  ein  positives  Resultat  als  bei  den  Roheisen-  und 
Fabrikatz^en.  FQrdie  feinen  Eisenwaren  brachte  die  1879  er 
OesetBgebung  keine  Änderung,  aber  auch  ftar  die  groben 
Waren  ist  ein  wesendicher  Einflufs  nur  zu  erkennen  einmal  bei 
groben  Gufswaren,  denen  der  Zoll  im  Westen  einen  Schutz  gegen 
die  l'nterbietung  durch  französische  Artikel  auf  Grund  des 
Systems  der  titres  d'aqnit.s  a-caution  brachte,  und  bei  schmiede- 
eisernen Küliren.  Diese  stärkte  er  in  ihrem  schon  vorher 
erfolgreichen  ^^'ettbewerb  gegen  die  englische  Konkurrenz, 
hauptsächlich  dadurch,  dafs  er  zu  dem  Zustandekommen  eines 
Kartells  beitrug.  Bei  BAhren  zei^e  sich  auch  die  bei  Rohden 
indirekt  und  bei  den  Fabrikaten  direkt  beobachtete  Erscheinung, 
dafs  das  Kartell  die  Zölle  unter  gleichseitiger  Erhöhung  des 
Inlandspreises  zur  Forcierung  des  Exports  benutzte.  Diese 
Wirkung  läfst  sich  sonst  bei  Eisenwaren  kaum  wahrnehmen. 

Aufser  bei  jenen  beiden  Artikeln  dOrfte  den  Zöllen  eine 

erhebliche  Bedeutung  nicht  zuzumessen  sein.  Die  schon 
vorher  schwache  Einfuhr  ist  kaum  zurückgegangen,  die  Preise 
sind  im  ganzen  nicht  gestiegen. 

Die  Eisenwarenindustrie  ist  in  Deutschland  schon  seit 
Jahrzehnten  der  des  Auslands  zum  mindesten  ebenbürtig,  zum 
guten  Teil  ferner  Exportindustrie ;  sie  unterliegt  also  im  ganzen 
nicht  dem  Einflufs  der  ausländischen  Konkurrenz,  mit  Aus- 


^  Schriften  der  Zentralstelle  f&r  Toibereitong  von  HaadelsTerträgeQ 
Heft  13,  S.  28. 

t  Ebenda  überkaapt  S.  27  fg. 
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nähme  gewisser  Waren,  wie  Stahlfedern,  Rohren,  Feilen  und 
einiger  anderer  Werkzeuge,  Fahrräder,  Anker  und  Ketten, 
deren  KoBkorreos  der  Zoll  auch  nickt  beseitig  hOckatena 
abgesckwflcht  hat  Entscheidend  ist  für  ihre  wirtschaftliche 
Lage  vielmehr  der  in-  und  ausländische  Absatz  und  deren 
Verhältnis  cum  heimischen  Wettbewerb.  Sie  folgte  den 
Schwankungen  der  Konjunkturen,  die  inf^bf'sondere  Anfang 
iiTid  Mitte  der  8Uer  Jahre  schlecht,  gegen  Jblnde  dieser  und 
der  i^o  er  Jahre  sehr  gut  waren. 

im  ganzen  hat  sich  die  Eisenwarenindustie  sehr  stark, 
und  zwar  besonders  in  der  Kichtung  auf  den  EIxport  hin, 
entwickelt« 

g  17.  Verkftltois  zwischen  der  Eisen  ercengenden  und 

▼eitrbeitesden  Indastrie. 

Die  Zollgesetzjs:el>ung  des  Jahres  1870  war  bezüglich  des 
Eisens  vor  allein  diktiert  von  der  Rücksicht  auf  die  Eisen 
erzeugende  Induitrie.  Diese  litt  am  schwersten  unter  den 
Folgen  der  Gründerjahre  und  wurde  femer  durch  die  Kon- 
kurrens Englands  bedrängt  Die  Lage  der  Eisen  yerarbeitenden, 
Bf  esiell  der  Eisenwarenindnstrie,  war^  mit  gewissen  Ausnahmen, 
nicht  so  ungOnstig  und  vor  allem  der  fremden  Konkurrens 
weniger  ausgesetat 

Ein  Zoll,  der  ein  Produkt  verteuern  soll,  also  dessen 
Verbraucher  belastet,  rechtfertigt  sich  in  erster  Linie  aus  der 

Rücksicht  auf  die  in  jenem  Produktionszweig  b  e s  c  h äf  t i  g  t  c  n 
Menschen.    Aus  diesem  Gesichtspunkt  von  Bedeutung, 

die  Zahl  der  Beschäftigten  in  der  durch  den  Zoll  vor  allem 
geschützten  Eisen  erzeugenden  Industrie  gegcuUberzustelien  den 
bei  der  Eisenverarbeituiig  Tätigen. 

Die  Grundlage  der  Vergleichung  gibt  die  Gewerbe- 
und  Berufsstatistik  der  Jahre  1875,  1882,  1895.  Doch 
achied  und  scheidet  diese  nicht  die  in  der  Hochofenindustrie 
Ton  den  in  der  Eisenfabrikation  (Schweifseisen-  und  Stahl- 
werke) Tfttigen.  Eine  solche  Unterscheidung  bringt  aber  das 
im  ganzen  sehr  zuverlässige  „statistische  Bureau  des  Vereins 
deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller"*.  Dies  gibt  für  1875 
als  Arbeitskräfte  an  in  der  Hochofenindustrie  22  760,  in 
Gielsereien,  Schweifseisen  und  Stahlwerken  114n()8  Arheits- 
« kräfte.  Darnach  kann  man  mit  Hilfe  der  Gewerbestatistik 
berechnen  ^. 


*  Dr.  Rentzscb,  Drettdeo.  Abgedruckt  im  Dortmunder  Jahrbuch 
1900/1901.  8.592. 

*  Die  Zahl  der  „Gehilfen"  !.  h.  derjenigen,  die  nicht  Betriebsleiter 
oder  Au£ucbtspenonal  sind,  betrug  nach  der  Gewerbestatistik  1875  in  der 
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die  Beschäftigten:  in  der  Hochofenindustrie  auf  24 ODO  knapp, 
in  der  Eisenverabeitung  incl.  Giefserei  auf  122000. 
In  der  Eisenwftrenmdnstrie  waren  tätig  816931 
in  der  Maschinenindustrie  321447 

woraus  also  ein  ganz  erhebh'ches  Übergewicht  der  Eisen  ver- 
arbeitenden Industrie  folgt«  (Die  Hochofenindustrie  macht  etwa 
3,l**/o  der  Gesanitsurame  aus.)  Natürlich  ist  die  Rechnung 
ungenau,  da  auch  damals  schon  Kombinationen  zwischen 
Hütten-  und  Walzwerken  vorkamen,  auch  nicht  die  gesamte 
Maschiaeniadustrie  Eisen  verarbeitet,  und  die  Reparaturband- 
werker  von  den  Eisenpreiseu  unberührt  bicibeu.  Immerhin 
folgt  soviel  daraus,  dafs  die  Zahl  der  durch  die  Zollgesetz- 
geonng  1879  su  Unterstatsenden  nor  relativ  gering  war^ 

War  aomit  1879  ein  Zoll,  der  die  Hochofen  auf  Kosten 
der  Eisen  verarbeitenden  Industrie  begünstigte,  im  Hinblick 
auf  die  darin  beschäftigten  Menschen  nicht  gerechtfertigt,  ao 
war  er  doch  um  deswillen  erträtrlich,  weil  der  Interesse- 
gegensatz einmal,  wie  schon  eingehend  dnrcetan  wurde, 
nur  in  gewissen  Grenzen  bestand,  aufserdem  aber  durch  die 
Ausgleichszölle  zum  guten  Teii  wieder  wett  gemacht  werden 
konnte. 

Die  Eisen  verarbeitende  Industrie  war  nattirlich  an  dem 
Wohlergehen  der  Hoehofenindnstrie  stark  interessiert,  ebenso 

übrigens  wie  die  25000  in  den  Eisenerzgruben  und  die  zahl- 
reichen bei  der  Kohlengewinnung  Beschäftigten.  Auf  dem 
regelmäfsigcn  Bezug  des  Robeisens  beruht  ja  in  erheblichem 
Mafse  die  Macht  der  Waren-  und  MasohineTiiiidustrie.  Kine 
etwaige  Förderunir  der  Hochoteuwerke  durch  Zölle  war  also 
auch  ihnen  erwünscht.  Den  Nachteil  der  Verteuerung  des 
Roheisens  infolge  des  ZollsTcöTuiten  ^e  Fabrikat-  und  Waren- 
zölle tatsächlich  wieder  ausgleichen,  weil  die  Industrien  ganz 
ll^ifUriegend  auf  den  heimischen  Markt  angewiesen  waren,  und 
daher  eine  Abwfllaung  des  Roheisenaolls  möglich  war.  Anfser- 
dem  hatten  die  Ezportindustrien  wie  die  Solingens  vielfach  in 
gewissen  Grenzen  einen  siemlich  sicheren  Iwkt,  der  dem 
Wettbewerb  nicht  zu  stark  ausgesetzt  war.  Immerhin  stand  ein 
Ave^entl icher  Teil  der  Eisenwarenindustrie  den  Zöllen  ablehnend 
gegentiber.  — 

So  kam  es,  dafs  im  ganzen  1879  das  Interessengesetz 
einer  Begünstigung  der  Hocbofenindustrie  nicht  im  Wege 
stand.  — 


Eisen-  und  Stahlherstellung  incl.  Giefsereicii  135574,  die  Zahl  der  „Arbeits- 
kräfte" nach  dem  Dortmunder  Jahrbuch  1  Hfl  76^:^,  also  ziemlich  gleich  viel, 
so  dafs  man  .,(?( liilfi  n"  mit  „Arbcitskratten**  identifizieren  kann  Die  „nehilfen" 
machten  nun  etwa  aller  Beschäftigten  aus.  Um  die  Zahl  der  Beschäftigten 
iB  Hochöfen-  und  sonstiaen  Eiseobetrieben  getrennt  lultan  in  kdoncnt  lügt 
man  zu  den  „Arbeitskrimen*'  die  fehlenden  ProMnte  binio. 
*  Ebenio  auch  Sering  a.  a.  O.,  ä.  192. 
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Suitdem  hat  sich  nun  das  tJberge wicht  der  Eiöen  ver- 
arbeiienden  Industrie  noch  wesentlich  versUirkt.  Das  Bureau 
der  Eisenindustriellen  gibt  für  1882  die  Zahl  der  Arbeitskräfte 
im  Hochofenbetrieb  an  auf  23015,  in  der  £benfabrikatton  auf 
125769,  fisat  1895  auf  24059,  besw.  181173.  Darnach  kaiui 
man  wieder  mit  Hilfe  der  Berufs^  und  OewerbestatiBtik  die 
Zahl  der  Beschäftigten  berechnen  dir  1882.  1895. 
auf:  im  Hochofenbetriebe  etwa  24000  25000 

in  Giefsereien,  SchweidBeiaen-  und  Stahl- 
werken ^:^]m)  iS2fm 

In  der  Eisenwarenindustrie  waren  tätig   ;»4.>itu7  4:il»7;30 
in  der  Maschinenindustrie  :{(),'>  12n       582  »»72^ 

Das  nähere  zeigt  Tabelle  VIII.  Darnach  wuchsen  am 
meisten  der  Schiffbau,  die  Eisen-  und  Geschutzgielsereien, 
die  Industrie  von  Ifaschinen,  wissenBchaftliehen  und  musi- 
kalischen Instrumenten,  Lampen;  —  femer  auch  die  Blech- 
warenindustrie (besonders  Haushaltungsgeeenstände) ,  die 
Wagenbauer  und  Teile  der  Kleineiseninaustrie,  Messer- 
schmiederei und  Schlosserei,  in  denen  der  Grofsbetrieb  starke 
Fort^f'firitte  macht.  Stabil  blieb  dri*regen  die  Fison-  und 
Stahlherstellung,  während  die  in  den  Erzgruben  Tili li^cu  einen 
Rückgang  aufweisen.  Um  den  Zusammenhang  dieser  Er- 
scheinungen mit  dem  Übergang  zum  Grofsbetrieb  darzutun, 
sind  in  der  Tabelle  die  Zahlen  der  in  einem  Groft»-  oder 
Mittelbetrieb  —  über  5  Gehilfen*  —  Beschttftfgten  mit  an- 
gegeben. Eine  Verbindung  mit  der  Wirkung  der  Zölle  Iftfst 
sich  dabei  ohne  Zwang  nicht  herstellen. 

Die  Ursachen  der  Entwicklung  in  den  verschiedenen 
Gruppen  darzutun,  kann  nicht  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein. 
Denn  dafs  die  gröfsere  Zunahme  der  Waren-  und  Maschinen- 
industrie mit  den  Zöllen  nicht  zusauimciiliängt,  tolgt  ja  schon 
daraus,  dals  die  Roheisenzölle  relativ  die  höchsten  waren.  Es 
haiidelt  sich  vielmehr  um  eine  Erscheinung,  die  man  in  der 
Wirtschaftsgeschichte  regelmäfsig  bei  zunehmender  Indus* 
trialisierung  eines  Volkes  beobachten  kann. 

Dafs  die  in  der  Hüttenindustrie  Beschäftigten  nicht  au- 
nahmen,  bedeutet  natürlich  nicht  eine  Stabilität  der  Industrie 
selbst,  wie  sich  das  nach  dem  früher  gesagten  von  selbst 
ausschliefst.  Im  Gegenteil  stieg  die  Produktion  enorm:  es  ist 
infolge  technischer  Fortschritte  u.  a.  m.  eben  möglich  gewesen, 
mit  derselben  Arbeiterzahl  viel  gröfser  *  Leistungen  zu  er- 
zielen.  Aber  es  bedeutet  doch  soviel,  dafs  im  Falle  eines 


>  Die  Hocbofenindostrie  miehte  nsdi  dieser  Rechnong  1882  etwa 

2,8*^/0,  1895  etwa  1,9**  o  der  getarnten  Industrie  aus,  für  den  Fall  einer 
besonders  starken  Zunahme  der  Hochofenarbeiter  seit  1896  —  nach  dem 
Bureau  der  Eisenindustnellen  1899  auf  36334  —  etwas  über  2<*/o  für  1899. 

*  Die  Gewerbesutistik  von  1875  nennt  es  .Oforsbelrieb",  die  von  1883 
und  1895  «Mittel,  und  Qrof8betrieb^ 
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Gegensatzes  der  Interessen  diejenigen  der  Eisen  erzeugenden 
Industrie  immer  weiter  surttktreteii  müssen  hinter  denen  der 
Eisen  verarbeitenden  Industrie^.  — 

Diese  Gegensätze  traten  nun  meist  nicht  hervor,  weil  im 
allgemeinen  das  Roheisen  bis  zu  den  lotsten  Jahren  im  Preise 
nicht  gestiegen  ist,  oder  wenigstens  nur  in  Zeiten,  wo  auch 
die  Fabrikat-  und  Warenpreise  hoch  standen.  Schon  1881, 
1882,  besonders  aber  seit  lfcl9J>  machten  sich  die  onverhältnis- 
mäfsig  hohen  Roheisenpreise  sehr  bemerklich. 

Und  nun  fragt  sicli :  Sind  die  Interessengegensätze  bezüg- 
lich der  Zölle  in  den  letzten  20  Jahren  schärfer  oder  milder 
geworden? 

j       In  gewissem  Umfang  haben  die  sahlretehen  Betriebs- 

1  kombinationen  eine  Abschwächung  gebracht^  indem 
/  sie  die  Werke,  die  ihr  Roheisen  nicht  mehr  kaufen,  sondern 
'  selbst  herstellen,  von  einer  Verteaerong  des  Hoheisens  un* 
I   abhängig  machten. 

Dagegen  vorp:röfserten  sich  die  Gegensätze  mit  der  zu- 
nehmenden Entwitklungunserer  Eisen- und  Maschinenfabrikation 
zur  Exportl  nduötrie.  Denn  die  dieser  erwachsende 
Steigerung  der  Selbstkosten  vermögen  ietzt  die  Ausgleichungs- 
xöUe  viel  weniger  wett  zu  machen  als  damals,  vielmehr  konnte 
das  nur  ein  entwickeltes  System  von  Exportprämien.  Der 
£xport  ist  aber  femer  nicht  nur  wichtiger  geworden,  sondern 
er  ist  auch  erschwert  und  zwar  durch  das  Auftreten  Nord* 
amerikas.  Es  wird  die  Aufgabe  des  III.  Abschnittes  dieser 
Aii  eit  sein,  darzutun,  dafs  die  deutsche  Eisenindustrie  einem 
Wettbewerb  des  Auslands  imiorhalb  Deutschlands  im  all- 
gemeinen weder  von  europäischen  Staaten,  noch  von  Nord- 
amerika ausgesetzt  ist,  —  aufser  in  einzelnen  Waren,  wie 
Röhren,  Weifsblech,  Werkseugen  und  gewissen  Maschinenarten, 
—  dafs  aber  auf  dem  Weltmarkt  ein  äulserst  scharfer  und 
noch  im  Wachsen  begriffener  Wettbewerb,  besonders  seitens 
der  Union,  droht.  Dies  bedeutet  aber,  dafs  immer  mehr  die 
Notwendigkeit  einer  Verminderung  der  Selbstkosten  die  Ober- 
hand fi^ewinnt  tlber  das  Verlangen  nach  einer  Verteuerung  der 
inländischon  Warenpreise  durch  Zölle. 
Bisher  hat  sich  also  ergebeUj  dafs 

1)  die  Interessen  der  Eisen  verarbeitciulen  Industrien  in  den 
letzten  2U  Jahren  gegenüber  denen  der  Eisen  erzeugenden 
Industrie  immer  mehr  an  Bedeutung  gewonnen  haben,  —  und  dafo 

2)  die  Interessengegensätse  durch  die  Betriebskom- 
binationen zwar  eine  gewisse  Milderung,  durch  die  zunehmende 
Bedeutung  des  Exports  aber  eine  wesentliche  Verschftrfnng 
erfahren  haben« 


*  Knie  V'ergk'ichung  des  Wertes  der  von  der  üochofen-  uud  der 
übrigen  Eisen-  und  Mascbinenindustrie  hergestellten  Waren  ist  nicht  mOgticb, 
da  jede  zu? erJiasige  Unterlage  fehii. 
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ProdnktionHbedingnngen 
der  Eisenindustrien  anderer  Länder. 


Das  Land,  dessen  Konkurrenz  1879  in  Deutscl  lanrl  am 
meisten  Sorge  hervorrief,  und  gegen  das  sich  vornehmlich  die 
Seluitzzölle  richteten,  war  Grofsbritannien.  Seine  Überlegenheit 
beruhte,  wie  gezeigt  wurde,  im  wosontÜchcn  auf  dein  billigeren 
Erzbe2ugzurStahlbereitung,danebenaul  dergröfsereiiLeisrungs- 
ftlhigkeit  der  Arbeiter,  den  geringeren  Frarhtcn,  hauj  t  arhlich 
infolge  der  Nahe  von  Kohlen  und  Im  zh^eni,  gröföerem  ivapital- 
reichtam  und  besseren  Absatzbezichungea  nach  dem  Anuand, 
in  bescbrilnkteDi  Malse  auch  auf  besserer  Technik.  Dasu 
kamen  gewisse  Imponderabilien,  der  alte  Ruf  der ,  englischen 


land.  Während  es  damals  schon  ein  hochentwickeltes  Industrie- 
land war,  befand  sich  Deutschland  noch  auf  dem  Wege  zum 
Industriestaat. 

Das  Bild  hnt  sich  sehr  verschoben :  nncb  D'^utnchland  ist 
ein  grofser  Industriestaat  geworden.  Schittahrt  und  Verkehr 
haben  sich  mächtig  entwickelt,  der  heimische  Verbrauch  steht 
dem  englischen  absolut  gleicli  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
nicht  viel  nach.  Es  wurde  bchon  festgestellt,  dafs  Englands 
grofser  Vorteil  in  der  Beschaffung  zur  Stablbereitung  ge- 
eigneter  Erze  im  wesentlichen  durch  die  Erfindung  des  Thomas 
beseitigt  wurde.  Und  ebenso  ist  auch  in  den  andern  an* 
geführten  Punkten  der  Abstand  zwischen  England  und  Deutsch- 
land  wesentlich  verringert. 

Damit  soll  keineswegs  gesagt  werden,  dafs  Englands 
Suprematie  auf  dem  Eisenmarkt  völlig  gebrocher^  ^e?.  Man 
hat  sich;  vorzüglich  in  der  amerikanischen  Literatur,  daran 

F«raohuiiK»n  ZXI  8.-K«itneT.  7 


§  10.   Die  europäischen  Staaten. 


Eisenindustrie,  liberh 


Handel  und  Industrie  in  Eng- 
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gewölint,  England  als  einen  niedergehenden  Industriestaat  zu 
betrachten,  der  insbesondere  Nordamerika  gegenüber  kaum 
noch  in  Betracht  kftme^.  Das  ist  ein  wesenüicher  Irrtum. 
Englands  Boheisenprodaktion  ist  mit  OVs  Mill.  t  immer  noch 
die  zweitstärkste  der  AA  elt.  in  Giefsereiroheisen  speziell  die 
stärkste  überhaupt,  und  seine  Ausfuhr  an  Eisen  und  Eisen- 
waren wird  von  keinem  nmlorn  Lande  auch  nur  annühemd 
erreicht.    Seine  Ausfuhr  belief- 

sich  auf  1000  t     Mül.  Mk.     (i^=20  Mk.) 


an  Roheisen   1420  120 

Stabciscn   157  31 

Eiseiibaliiimaterial  .    .    .  4G4  04 

Draht   38  18 

Bleche,  Platten  aufser  .  398  109 

Weifsblecb   274  80 

Qufs- .u.  Schmiedeeisen  .  •V\9  110 

Umgearbeiteter  Stahl  308  74 

Eisenwaren   42  21 ;  — 


dazu  kommt  eine  enorme  Mascbinenausfuhr,  allein  an  Textil- 
maschinen für  13(>,  Nähmaschinen  2(>,  Lokomotiven  29  Hill.  Mk. 

Der  grofse  Aufschwung  der  deutschen  und  amerikanischen 
Eisenindustrie  hat  der  englischen  also  im  wesentlichen  keinen 
Abbruch  getan ;  vielmehr  stieg  der  englische  Export  zwischen 
1807  und  lOOO  bedeutend,  ahgeschcii  von  einzelnen  Artikeln 
wie  Weifsblech,  dessen  Ausfuhr  durch  die  amerikanische 
Produktion  titark  vermindurt  ist.  Ohne  sich  gegenbeitig  zu 
stören,  sind  die  Industrien  der  drei  Länder  emporgestiegen, 
was  ermöglicht  wurde  durch  die  Bedarfssteigerung  der  letzten 
20  Jahre.  (Vgl.  §  3.)  Mehr  und  mehr  hat  sich  die  deutsche 
Eisenindustrie  ebenbürtig  neben  die  englische  gestellt  Es 
produzierten  an  lOOQ  t  Roheisen 

1880         1890         1895  1899 

England:         7802         Smo  7703  9454 

DeutscUand:    2729         4058         5465  8143 

Die  englische  Produktion  Yerhielt  sich  1880  zur  deutschen 

wie  280:10u,  jetzt  nur  noch  wie  110:100.  Der  noch  vor- 
handene Überschufs  ist  nur  Giefsereiroheisen,  während  die 
englische  Stahlerzeugung  schon  vor  1800  von  der  deutschen 
eingeholt  und  nunmehr  weit  überflüfi^elt  ist.  Insbeftondere  ist 
die  Anwendung  des  basischen  Prozesses  unbedeutend  geblieben. 


'  In  t'ineni  Aufsätze:  >The  nations  in  compctition  at  tbe  closc  ol  the 
centnry'  im  ^Forum'',  März  1901«  tritt  dem  auch  bdouuite  amsriksiiische 
8chi  ift\t(H<'r  Jakob  SchoenhofT  entgo^nn.  Man  zögere  nicht  des  Ldwen  Fall 
zu  verteilen,  obgleich  the  lion  is  not  by  any  raeans  dead. 

*  Dortmunder  Jahrbuch  1900  Ol,  S.  599. 
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Nach  Iron  aud  Goal  Trades  Review  ^  wurden  1899  in  England 
heigestcUt  in  1000  t 

4327  Frisch-  und  Giefsereiroheisen,  874  Thomaseisen, 
4054  Häniatiteiscn,  198  Spiegeleisen 

und  zwar  hauptsächlich  in  Clevehmd,  Schottland,  Durham, 
Lanciiähire  und  South-Wales.  Ausnehmend  vcrhreitet  ist  der 
Siemens-Martinprozefs  mit  2  900  t,  besonders  bei  Blechen  und 
Stabeisen. 

Vergleicht  man  nunmehr  die  einselnen  Produktionsfaktoren 

miteinander,  so  ergibt  sich,  dafs  England  an  Erzen  weniger 
reich  ist  als  Deutschland;  es  werden  14  MilL  t  gefördert 

gegenüber  18  Mill.  t  bei  uns.  Und  jene  Summe  reicht  bei 
weitem  nicht  zur  Deckung  des  Bedarfs  aus.  fast  ein  Drittel 
desselben  wurde  in  den  letzten  Jahren  durch  importierte  Erze 
befriedigt,  also  ganz  erheblich  mehr  als  in  Deutschland.  Für 
Schlcüien  ist  ja  allerdings  auch  der  aiiöläudische  Erzbe/.ug  von 
wachsender  Bedeutung,  in  Westfalen  aber  im  wesentlichen  nur 
durch  die  hohen  Inlandstarife  aufrechterhalten.  Es  ist  daher 
der  vielbesprochene  Vorsprung  Englands  durch  billigeren 
Bezug  spanischer  Erze  heute  viel  unwichtiger  als  1879,  wenn- 
gleich Deutschland  noch  siemlich  grofse  Mengen  aus  Spanien 
cinfiilu't.  Übrigens  sind  auch  die  überseeischen  Frachtkosten 
dauernd  zurückgegangen.  —  Ferner  eignet  sich  nur  ein 
kleinerer  Teil  der  englisckeu  Erze  zur  Verwendung  im 
basischen  Prozefs. 

Englands  Stein k o  Ii  1  e n förderung  ist  mit  22u  Mill.  t  1899 
noch  immer  die  mächtigste  der  Welt,  doppelt  so  grofs  als  die 
deutsche.  Aber  ein  Vorzug  ist  hierin  nicht  weiter  gegeben, 
da  beide  Lttnder  in  sämtlichen  Besirken  mit  Kohlen  vOUig  aus^ 
reichend  versehen  sind. 

Unvergleichlich  günstig  ist  nach  wie  vor  die  Lage  von 
Erzen  und  Kohlen  zueinander,  sowie  die  Lage  der  Hocliöfen 
am  Meer.  Darauf  beruht  wohl  auch,  dafs  das  hauptsächlich 
aus  englischen  Erzen  erblasene  Giofsereiroheiscn  immer  noch 
billiger  als  irgendwo  sonst  hergestellt  wird.  Weniger  kommt 
das  für  die  Stahlwerke  in  Betracht,  deren  Ansprüchen  die  eng- 
lischen Erze  kaum  genügen. 

Der  deutsche  Arbeiter  hat  sich,  besonders  im  Westen,  so 
TervoUkommnet,  dals  er  an  Leistungsfllhigkeit  dem  englischen 
kaum  noch  nachsteht;  genaue  Berechnungen  lassen  sich  darüber 
kaum  anstellen,  um  so  mehr  als  innerhalb  Deutschlands  sehr 
wesentliche  Verschiedenheiten  bestehen,  so  zwischen  Schlesien 
und  Westfalen.  Allerdings  ist  nach  übereinstimmenden  Be- 
richten die  Lebenshaltung  des  englischen  Arbeiters  noch 
wesentlich  höher  als  die  des  deutschen,  und  dies  dürfte  sich, 
wie  gewöhnlich,  in  höherer  Leiötungsftlhigkeit  äu&eru,  Ent- 


^  9.  VÜxt  1900.  Abgedruckt  im  Dortmunder  Jahrbueh,  S.  599. 
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sprechend  sind  auch  die  Lölme  durchschnittlich  etwas  liöher^ 
und  zwar  nicht  nur  der  Geld-,  sondern  auch  der  Reallohn, 
da  die  notwendigsten  Mittel  zur  Bedürfnisbefriedigung  in  Eng- 
land billiger  als  bei  uns  au  haben  sind,  hauptsächlich  infolge 
niedrigerer  Nahrongsmittelpreise.  Nach  Nasse  bezieht  der 
englische  Arbeiter  (1892)  Brot,  Fett^  Fleisch,  Kleider  billiger 
als  der  deutsche.  Die  Weizenpreise  Londons  standen  1892 — • 
1890  pro  t  um  34—28—22—34-8:^  Mk.  unter  denen  Berlins 
und  um  36  — 11  — 11 — 12  Mk.  unter  den  Berliner  Roggen  preisen  \ 
1896  4  Mk.  höher.  Ähnliches  gilt  von  den  Fleischpreisen. 
Mau  wird  nach  alledem  wohl  sagen  können,  dafs  sich  Löhne, 
Lebenshaltung  und  Leistungen  der  deutschen  Arbeiter  in  den 
letzten  20  Jahren  den  der  englischen  mehr  genähert  haben^ 
ohne  sie  in  den  drei  Beziehungen  gana  zu  erreichen. 

Die  englischen  Transportverhältnisse  sind  nicht  besser 

•  als  die  deutschen.  Zwar  erfreut  sich  England  verkehrsreicher 
Kanäle,  aber  die  Dichtigkeit  des  Eisenbahnnetzes  tlbertrifift 
die  des  industriellen  Deutschland  nicht  wesentlich ;  bleibt  doch 
die  Län^j;«'  der  englischen  Eisenbahnen  um  loOUU  km  1899 
hinter  den  unsrigen  zurück.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
kommen  etwa  gleichviel.    Ebensowenig  sind  die  englischen 

'  Frachten  billiger,  sondern  im  Gegeuaatz.  höher,  auch  die 
britischmi  Interessentenverbände ,  wie  die  British  Iron  Trade 
Association,  beklagen  sich  Uber  ihre  Hohe. 

Der  beste  Untergrund  fllr  die  Blttte  einer  Industrie  ist 
immer  ein  grofser  heimischer  Absatz  und  Verbrauch,  der 
bedingt  ist  durch  die  Möglichkeit,  den  Bedarf  zu  decken  und 
somit  mittelbar  durch  den  Kapitalreichtum  eines  Volkes.  In 

dieser  Beziehung  war  der  Unterschied  zwischen  Deutschland 
und  England  1S79  sehr  grofs,  jetzt  nur  noch  geringfügig;  ich 
verzichte  darauf,  dies  durch  Zahlen  zu  belegen.  Der  ge- 
wolinlich  als  Wertmesser  betrachtete  Zinstuls  ist  jetzt  im  all- 

femeinen  gleich,  1879  war  er  aber  bei  uns  durchbchuittlich 
Ober.  So  ist  auch  der  Verbrauch  an  Roheisen  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  1899  nicht  viel  hoher  als  bei  uns,  während 
er  1880  noch  etwa  4  mal  so  grofs  war.  Und  was  der 
deutschen  Industrie  noch  an  Intensität  des  Verbrauchs  abgeht^ 
das  ersetzt  die  Qröfse  der  Bevölkerung,  so  dafs  unsere  Eisen- 
industrie einen  gleich  guten  und  groüsen  heimischen  Absatz 
hat  wie  die  englische.  — 

Und  schliefslich  ist  auch  das  Prestige  der  englischen 
Eisenindustrie  gegenüber  der  deutschen  nicht  mehr  so  mUchtig 
wie  lb79.   Nicht  als  ob  man  den  englischen  Waren  mangel- 


^  Vierteljahrshel'te  der  deutschen  Statistik  L^9>;,  Hill  I.  Vgl.  Lötz, 
Handelspolitik  1890—1900,  S.  75.76.  Die  Lebensmittelpreise  in  den  englischen 
Eis^revieren ,  die  ich  nicht  besitze ,  tibers<hreiteD  die  Londons  neoßt  om 
weniger,  als  die  Westfalens  die  Berliner  Preise. 
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hafte  Qualität  naclisasron  dürfte,  aber  die  Leitungen  der  deutschen 

Industrie  üiud  ihr  ebenbürtig  geworden. 

So  ist  es  «gekommen,  dafs  die  Überlegenheit  der  eng- 
lischen Eisenindustrie,  wie  sie  bei  der  Zollgesetzgel)Hng 
187^1  noch  vielfach  bestand,  heute  auf  einzelne  Punkte  zurück- 
gedrängt ist. 

Es  ist  d&j  iu  der  Hüttenindustrie  die  Giefsereiroheisen- 
produktiou,  deren  Produktionskosten  etwas  niedriger  als  die 
▼on  Schlesien  und  Rheintand- Westfalen,  ungefähr  gleich  denen 
Lothringens  und  Luxemburgs  sind.  Dagegen  sind  die  Kosten' 
Ton  Flufs-  und  Puddelrohcisen  im  allgemeinen  nicht  geringer  ^, 
um  so  mehr  als  die  englischen  Httttenwerke  nicht  wie  die 
unsrigen  einen  erheblichen  Gewinn  aus  dem  Verkauf  der 
phosphorhaltigen  Schlacke  /iehen,  die  bei  dem  Uberwiegen  des 
sauren  Prozesses  in  «>:erin^erem  Mafse  gewonnen  wird  und 
auch  in  der  englischen  Landwirtschaft  weniger  Verwendung 
ündet. 

Unter  den  Fabrikaten  besteht  Englands  Suprematie 
nach  wie  vor  bei  der  Weifsblechindustrie  in  Süd-Waleü  und 
Monmouthsire  auf  Grundlage  der  dort  gefundenen  Kohlen  und 
des  aus  Australien,  China,  Banka  importierten  Zinnes,  —  sowie 
bei  dem  Schiffbau.  —  aus  sozusagen  historischen  UriMchen. 
Die  1899  herfifestetlten  Schiffe  hatten  1718000  t  Begister- 
gehalt  gegenüber  258üO(J  in  Deutschland.  Dagegen  steht 
die  englische  Drahtindustrie  dei-  deutschen  weit  nach,  die 
Handelseisen-  und  Sclii^'n^nindustrie  gleich.  In  der  Herstellung 
von  Eisenwaren  hat  Deutschland  ebenfalls  England  überholt, 
«o  die  Solinger  Industrie  von  Sclineidewerkzeugen  die  Schet'tields. 
In  der  Maschinenerzeuguug  ist  —  nach  Spezialitäten  vcr* 
schieden  —  teils  die  englische,  teils  die  deutsche  milohtiger, 
England  übertrifft  uns  namentlich  noch  in  landwirtschaftlichen 
und  Textilmaschinen  auf  Grund  seiner  enormen  Baumwoll* 
fabrikation,  nicht  mehr  in  Werkzeogmaschinen. 

Ist  sonach  —  bei  aller  Differenzierung  im  einzelnen  — 
die  deutsche  der  englischen  Eisenindustrie  an  sich  ebenbürtig, 
80  reicht  doch  unser  Eisenexport  noch  nicht  entfernt  an  den 
englischen  heran. 

Es  beruht  dies  im  wesentlichen  auf  Englands  seit  Jahr- 
hunderten hochentwickelt  ni  A  u  i's  en  h  andel .  seinen  in  alle  / 
Welt  reichenden  Absatzbezi*  Ii ungen  und  zahlreichen  Kolonien,  ' 
sowie  seiner  gewaltigen  HandeUtlotte.   Darum  ist  die  englische  ; 
Konkurrenz  nach  wie  vor  der  Hauptgegner  für  den  Wett-  \ 
bewerb  unserer  Exportindustrie ;  darum  sind  fUr  diese  Handeb*  i 


'  Kng.  iind  A[;ri iiifj  .Toumal  berechnet  1897  die  Kosten  \no  t  Bessemer- 
toheiseD  in  Cle?elaud  anf  49,90  Mk.,  vovon  £ne  30,2,  Koks  18,4*  Arbeit  2,8  Mk. 
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vertrfige  von  gröfster  Wichtigkeit,  die  England  keinen  Vor- 
bprung  gewinnen  lassen,  —  um  so  mehr  als  das  freihiindlerische 
England  der  beste  Käufer  der  Welt  und  daher  auch  im  Ver- 
trieb seiner  Waren  weit  bevorzugt  ist^ 

Auf  unserem  Markte  kann  dieser  Vorsprung  der  deutschen 
Industrie  auch  ohne  Zollschutz  nur  Yereinzeit  gef^rlich  werden« 
Denn  nattirlich  sind  die  Absatzbeziehungen  unserer  heimischen 
Industrie  im  Inland  günstigere  als  die  der  englischen,  seitdem 
auch  noch  die  Vorliebe  für  enirliselie  Fabrikate  verschwunden 
ist.  Etwaige  geringere  Produktionskosten  Englands  werden 
durch  die  iiöheren  Frachten  mehr  als  ausgeglichen,  aufser 
etwa  bei  dem  Absatz  an  der  i^ord-  und  Sordostküste.  In 
Deutsdiland  selbst  ist  die  Konkurrent  Ton  Bedeutung  nur  in 
den  erwähnten  Artikeln,  Giefsereiroheisen,  Weifsblech,  Schiffbau 
und  gewissen  Branchen  der  Maschinenindustrie. 

Die  Hauptvorteile  des  englischen  £isen-x\usfahrhandels 
machen  sich  also  nicht  in  Deutschland,  wohl  aber  auf  dem 
Weltmarkt  geltend.  Auf  diesem  findet  daher  ein  starker 
Konkurrenzkampf  statt,  z.  B.  bei  groben  Gufswaren  in  Kumünien, 
Norwegen,  Dänemark,  feinen  Waren  in  Ägypten,  Australien, 
landwirtschaftlichen  ailaiichinen,  besonder:»  Pllügen,  Putzmühlen, 
Dampfdresch- ,  Dampfmäh-,  Häckselmaschinen  in  Kufsland, 
Nadeln  in  allen  Erdteilen'.  — 

Von  den  andern  europäischen  Staaten  war  Frankreichs 
Konkurrenz  der  deutschen  Eisenindustrie  schon  1871^  nur  in 
gewissen  Artikeln  gefährlich,  auf  Grund  des  Systems  der  Ein- 
fnhrscheine.  Die  französische  Eisenindustrie  war  der  deutschen 
nicht  ebenbürtig  und  ist  seitdem  immer  weiter  hinter  der 
deutschen  zurückgeblieben.  Frankreich  jToduzierte  18()5  noch 
mehr,  1809  gleich  viel  Koheiäen  wie  Deutschland ;  die  Herstellung 
betrug  dann  in  1000  t 

1880  1890  1895  1899 

1733  1970  2004  2oü7 

Der  Puddelprozefa  ist  verhältnismüß^  noch  recht  stark, 
besonders  bei  Handelseisen,  weniger  bei  Blechen,  der  Thomas- 
prozefs  Hndet  sich  hauptsächlich  in  den  Departements  Nord 

und  Meurthe-et-Moselle. 

Die  Produktionsbedingungen  der  französischen  Eisen- 
industrie gelten  im  allgemeinen  für  ungilnstiger  als  die  deutschen  % 


'  Dafs  englisches  Roheisen  nicht  noch  weiter  verdrängt  ist,  dürfte 
grofsenteils  auch  darauf  beruhen,  dafs  unsere  Industrielien  die  HerstvUuug 
BcihmiedbareD  Eisens  lohnender  fanden,  und  daher  lieber  fUr  den  Export 
direkt  oder  indirrkt  —  Flufseisen  produsieiten,  als  GiefsereiroheiBen  für 
den  heimischen  Bedarf. 

■  Vgl.  auch  Gothein,  Aufsenhandel  S.  395 fg. 

•  Das  tlngineering  and  Mining  Journal  1897  berechnet  die  Prodnktions- 
koftten  Ton  1  t  Bessemerrobeisen  im  Loiregebiet  auf  öÖ,20  Mk.,  wovon  auf 
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mit  Ausnahme  etwa  der  an  der  Ostgrenze  gelegenen  Werke, 
die  denen  Deutseli-Lotliringens  ungeführ  gleich  stehen.  Die 
Steinkühlenproduktiuii  ist  mit  32,3  Mill.  t  noch  nicht  ein 
Drittel  so  stark  wie  die  deutBche,  die  Mehreinfuhr  von  Koks 
betrfigt  etwa  IV^  Mül.  LeiBtangen  und  Lebenftbaltang  der 
fransOsificheii  Arbeiter  aind  ein  Teil  geringer  als  die  der 
deutschen  bei  ziemlich  gleichen  Löhnen.  Die  Tarife  sind 
durchschnittlieh  etwas  niedriger*  Die  Länge  der  Eisenbahnen 
bleibt  um  8000  km  Iiinter  denen  Deutschlands  zurück. 

Worin  Frankreich  im  Weithandel  hervorragt,  das  sind 
nicht  Fabrikate,  sondern  feine  Waren,  bei  denen  die  Material- 
preise eine  sehr  erhebliche  Rolle  nicht  sj>ieh^n,  vielmehr  in 
erster  Linie  die  geschmackvolle  Hersteliung  wichtig  ist.  Darin 
steht  seit  einiger  Zeit  Deutschland  in  lebhaftem  Wettbewerb 
mit  Frankreich,  besonders  in  der  Schweiz,  Spanien,  auch 
Rufsland,  Rumänien,  Argentinien  ^,  während;Frankreichs  Anfsen- 
»  handel  im  übrigen  im  Veigleich  zu  Deutschland  gering  ist 
Auf  dem  deutschen  Markte  selbst  hat  sich  die  französische 
Konkurrenz,  wie  gezeigt  wurde^  nur  in  gewissen  einzelnen 
Spezialitäten  erhalten.  • — 

Das  demnächst  am  meisten  Eisen  produzierende  Land, 
Ru  fsland,  kommt  ah  Konkurrent  für  uns  weder  in  Deutsch- 
land  noch  auf  dem  Weltmarkt  in  ßeuacht.  Dagegen  ist  uns 
innerhalb  Rulslands,  eines  unserer  besten  Märkte,  eine  leb- 
hafte Konkurrenz  entstanden.  Seine  Roheisenproduktion,  £Mt 
zu  gleichen  Teilen  Schweifs-  und  Flufseisen,  betrug  1894: 
2704000  t,  wovon  auf  Südrufsland  die  Hälfte,  ein  Viertel 
auf  den  Ural,  je  ein  Zehntel  auf  Polen  und  Mittelrufoland 
entfilllt;  seine  KohlenPh-dening  betrug  etwa  1:5  Mill.  t^.  Da- 
rauf näher  einzugehen,  kann  nicht  Autgabe  dieser  Arbeit  sein. 
Unser  "Export  aber,  sovvie  die  sonstige  Entwicklung  scheinen 
darauf  hinzuweisen  ^  dafs  Rufsland  seinen  Bedarf  an  Kohstotl'en 
mehr  und  mehr  selbst  decken  wird,  dagegen  wir  für  Fabrikate, 
Waren  und  Maschinen  noch  ein«i  sehr  aufhahmefthigen  Markt 
besitzen.  Rußlands  Einfuhr  an  Stahl  und  Eisen  sank  aswischn 
1897  und  1899  um  Uber  5  MiU.  Pud  auf  19 126  Mill.  Pud  *. 
Dagegen  vergrOfserte  sich  in  der  gleichen  Zeit  der  Wert  des 
Imports  an  Eisenwaren  von  24,5  auf  32,0  Mill.  Rubel,  der  an 
Maschinen  von  r»4,^  auf  90,1  Rubel.  Besonders  wächst  der 
deutsche  Export  vnn  f'frinen  Eisenwaren 

Ebensowenig  droht  uns  im  allgemeinen  seitens  Oster- 


Eoß       Mk.,  Koks  13,6  Mk.,  Kalk  1,5,  Arbeit  Vi,  Unkosten  1,5  Mk.  enttallcn.  , 
>  GotheiD,  Aufsenhandel  I.  S.  :388,  404,  410. 

*  Dortmunder  Jahrbuch  S.  602,  60:J. 

'  V.  Schul ze-G&veraitZ)  VoUiftwirtschaMiche  Ötudiea  io  Eu&land 
232  iJ07. 

*  Dortmimder  Jahibodi  S.  602t  603. 

*  Gothein,  Deutscber  AaTsenhandel  8.401. 
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rüiclis  eine  Konkurrenz,  seine  Eisfiniudustrie  macht  mäfäige 
Fortüchritte  und  steht  hinter  der  unürigen  noch  weiter  zurück 
als  1879.  Es  stellt  bei  einer  Erafi»rlenmg  von  3,4  Mill.  t 
und  einer  Eohlenfbrdentng  von  37,8  Mill.  t  etwa  1427(X)0  t 
Roheisen  und  880000  t  Stahl  her'.  Die  Konkurrenz  Öster- 
reichs beschränkt  sich  zum  Teil  auf  Spezialitäten,  wie  steirische 
Werkzeuge,  teils  ist  sie  vorübergehender  Natur,  wie  bei  ^ 
schmiedeeisernen  Köhren.  Von  Sensen  gehen  etwa  10  "^'o, 
von  Sicheln  (Ireivit-rtol  der  Ausfulir  nach  Deutschland,  in 
beiden  Artikeln,  wie  auch  in  Feilen.  Gabeln,  Blecheiuailireschirr 

sterreich  im  Wettbewerb  um  den 
ruäsiächen  und  spanischen  Markt,  sowie  Uberhaupt  in  Klein- 
eisenwaren im  ganzen  Orient^  besoudera  in  Rumftnien*.  Inner» 
halb  Österrächs  finden  wir  nur  einen  siemlicb  beschränkten  Ab- 
satz, da  die  durch  die  SchutZE((lle  und  andere  Mittel  stark 

Sroteglerte*  Eisenindustrie  im  wesentlichen  den  heimischen  Be* 
arf  deckt.  —  Zum  Vergleich  der  österreichischen  Produktions- 
beflingungen  liegen  recht  wenig  Angaben  vor;  die  Verhältnisse 
sclieiiien  —  in  dem  angegebenen  besolirnnktcni  Umfang  —  den 
uuarigen  nicht  uniilinlich,  Löhne,  Arbeitöleistungen,  Verkehr, 
Kapitalreichtum,  V^erbrauch  niedriger,  die  Frachten  etwa 
gleich  zu  sein.  — 

Belgien  hat  seinen  von  alters  her  hervorragenden  Platz 
unter  den  Eisenländem  der  Welt  nicht  ganz  zu  behaupten  < 
vermocht.    Die  Roheisenproduktion  steht  mit  1036000  t  an  • 
7.  Stelle,  die  Kohlenförderung  mit  22  Mill«  t.  —  ein  Fttnftel 
der  deutschen  —  an  filnfter*. 

Es  produzierte  issl :  HOOOOn,  ISOO:  8:!^  niki,  1805 :  8290t)0. 
1890:  1030000  t  Roheiseu,  wovon  nur  wenig  Giefserei-  und 
etwa  drei  Fünftel  Flufsroheisen  sind.  Die  imnierliin  hedeutende 
Produktion  ist  hauptüächiich  auf  den  Export  zugesclinitten,  da 
die  Aufnahmefähigkeit  des  kleinen  Lanaes  natnrgemäls  nicht 
sehr  grofs  ist  So  betrug  1899  die  Ausfuhr  von  Stabeisen 
248000  t,  von  'Blechwaren  0100  t,  Schienen  74000  t,  Trägern 
109000  t;  sie  richtet  sich  nach  England,  Holland,  Frankreich, 
Rufsland,  Südamerika,  auch  nach  Indien,  Japan,  China,  Spanien, 
Schweden,  Deutschland,  —  fast  überall  in  lebhaftem  Wett- 
bewerb mit  deutschen  Erzeugnissen,  besonders  Draht  und 
Drahtstiften,  groben  Gufswaren,  Geldschränken"''. 

Und   diese  Konkurrenz  ist  gefährlich,  da  Belgien  aus- 
uehmeud  günstige  Troduktionäbedingungen  hat.    Sein  grofser  ^ 


>  b  w  tt  II  k ,  thc  American  and  foreign  iron  trades  in  1899,   S.  49,  50. 

*  Stahl  und  Eisen,  1899,  S.  <<4.  —  Vgl.  auch  Gothein*  a.  a.  0.  S.  8d5fi|. 

»  stall!  und  Eisen  1>'00,  S.  Min. 

*  Dorüüunder  Jalirbuch  1900  Ol,  b.  001. 

*  Nftdi  dem  Bulletin  du  Ck)mit§  des  Feines  de  France  Nr.  1548  ab- 

Kdmckt  im  Dortmunder  Jahrbudi  1900 ,  S.  601  Tgl.  aucb  Oothein, 
mtBcher  Aursenhandel  S.  ä96fg. 
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Kohlenrcichtum  ermöglicht  eine  Ausfuhr  von  5  57^:^000  t  Stein- 
kohlen und  Koks;  die  Erze  bezieht  es  hillig  aus  dem  nahe- 
gelegenem Luxemburg  und  Lothringen,  auf  Grund  ungewflhnHch 
uie(kiger  Frachten,  nämlich  bei  Erzen  1,1  Pf.  pro  tkm,  hei  Kokä 
1,52  Pf.y  nach  den  Laxembarger  Hockdfen  sogar  nur  1,3  Pf.  * 
Auch  den  belgischen  Arbeitern  wird  bei  gleichen  Lohnen 
etwas  gröfsere  Leistungsfilhigkeit  nachgesagt,  doch  dürfte  dies 
Deutschland  gegenüber  nicht  wesentlich  sein  ^. 

Die  Gefahr  belgischer  Konkurrenz  innerhalb  Deutschlands 
ist  Tiicht  grofs,  da  wir  in  den  Artikeln,  in  denen  Belgien 
excelliert,  auch  eine  hochentwickelte  Industrie  haben,  und  zwar 
gerade  in  den  Belgien  benachbarten  Gebieten.  Desto  lebhafter 
tritt  sie  auf  dem  Weltmarkt  in  Erscheinung.  — 

Den  Wettbewerb  Luxemburgs  kann  man  kaum  als 
aasländischen  bezeichnen,  da  es  innerhalb  des  ZoUyereins  liegt, 
seine  Industrie  auch  teilweise  mit  der  deutschen  kartelliert  ist* 
Es  ist  daher  schon  bei  Besprechung  der  inlUndischen  Kon- 
kuirenzTerhältnisse  auf  Luxemburg  Rücksicht  genommen 
worden.  Unter  den  Interessenten  schwankt  allerdin^  die 
Stimmung,  wie  weit  man  Luxemburg  zum  lulande  rechnen 
soll.  Der  bekannte  Ingenieur  Ltirmann*  hat  einmal  in 
polemischer  Weise  die  direkten  Vorteile  Luxemburgs  aus 
der  ZoUvereinszugehorigkeit  auf  48  MiU.  Mk.,  die  indirekten 
auf  269  Mill.  Mk.  berechnet,  indem  Deutsehland  keinen  Zoll 
gegen  Luxemburg  erhöbe  und  ihm  Koks  zu  billigeren  Preisen 
liefere;  dafür  schädige  uns  Luxemburgs  grofse  Erzausfuhr 
nach  Belgien,  das  daraus  billiges  Roheisen  herstellt.  Anklang 
acheint  diese  Auffassung  und  ktthne  Berechnung  kaum  ge- 
funden zu  haben. 

Tiuxembur}^  erzcuLit«    IhlU^  über  (>  Tonnen  Erze  und 

DbtiUUÜ  t  Roheisen,  besonders  Thomas-  uii'l  (iiefsereiroheiseu. 
Die  Selbstkosten  sind  infolge  niedriger  Erz-  und  mäfsiger 
Kohlenpreise  niedrig,  etwa  den  lothringischen  entsprechend.  — 

Lebhaft  ttberschätzt  scheint  lange  Schweden  - Norwegen 
SU  sein,  von  dem  man  eine  gefohrliche  Konkurrenz  erwartete 
auf  Grund  der  grofsen  Erzschätze,  besonders  Korwegens,  im 
Bezirk  von  Gellivara,  Kirunawaara  und  Luosawaare.  Doch 
etehn  der  Entwicklung  einer  lebhaften  Eisenindustrie  offen- 
bar Tinfib*M'vvindl?(^]ie  Hindernisse  entp:efjen,  d^^r  Mangel  an 
starker  heimischer  Nachfrage,  an  Arbeitskräften  und  auch  an 
ausreichenden  Transportmitteln  trotz  der  projektierten  Eisen- 


1  Stahl  und  Eisen  1»99,  S.969. 

*  Die  Herstellung  von  1 1  BeasemerroheiBen  berechnet  Eng.  andHining 
Journal  1895  auf  48,40  Mk.  in  Lüttich ,  wovon  auf  Ense  92,8»  Koks  14,0 
Kalk  1,5,  Arbeit  3.3.  Unkosten  l.f)  Mk.  «crecbtH't  Mnd. 

*  Seiner  wiruchaitspolitischen  Autta^äung  uacii  reiner  Merkantiliüt: 
er  hält  es  für  ein  Unglodc»  „wenn  Geld  aus  dem  Lande  geht*  I  Stab!  und 
Eisen  1895,  S.  805  fg. 
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bahn  Lulea-Ofoten  Vorderhand  ist  jedenfalls  die  Konkurrenz  der 
schwediachen  Eisenproduktion  fttr  die  deutsche  Industrie  in 
absehbarer  Zeit  weaer  auf  dem  deutschen  noch  auf  dem  Welt- 
markt, aufser  in  gewissen  Spezialitäten,  bedrohlich.  — 

Die  Eisenindustrien  der  Übrigen  Länder  Europas,  Italien» 
in  dem  sich  unter  dem  Schutz  hober  Zölle  eine  Industrie  zu 
entfalten  beginnt*,  Spanien  mit  J'Hjdno  t  Robeisenproduktion ^, 
Griechenland  kommen  als  uiitjcro  Konkurrenten  nicht  in  Be- 
tracht, ebensowenig  wie  Japan  ^  mit  20U00  t  Koheisen- 
produktion. 

In  der  Schweiz  wird  zwar  kein  Eisen  erzeugt,  wohl  aber 
in  gewissem  Umfange  verarbeitet ,  besonders  zu  Maschinen^ 
Yon  denen  vorzüglich  Textilmaschinen  zu  uns  importiert 
werden.  Daneben  ist  die  Schweiz  ein  wichtiges  Absatzgebiet 
fUr  uns. 

§  17.  Die  Vereinigten  Staaten  Ton  Amerika. 

Von  gröferer  Bedeutung:  als  der  europäische  ist  ftir  die 
Zukunft  der  deutbcheii  Eisenindustrie  die  Gestaltung  des 
nordamerikanischen  Wettbewerbes.  Die  enorme  Bntwi&ong 
der  transatlantischen  Eisenindustrie  ist  ja  bekannt. 

Führendes  Land  ist  Nordamerika  in  der  Maschinen- 
industrie, und  zwar  vorzüglich  in  landwirtschaftlichen,  daneben 
auch  in  Näh-  und  Werkzeugmaschinen,  sowie  in  Fahrrädern, 
deren  Jähresproduktion  auf  1  Million  geschäf/t  wurde. 

Es  soll  von  Ii  Einwohnern  einer  «"in  Kad  besitze  n  \ 

Ebenso  iät  die  Koheisenindusirie  die  grüiste  der  Welt. 
Die  Produktion  in  lUUO  Tonnen  betrug; 

1880  1800  1^94  1895  1899 

3897  9844  (;7(i4  9597  13859 

und  war  1900  noch  überall  im  Steigen  begriffen.  Sie  machte 
1899  etwa  ZS^Io  der  Weltproduktion  ans,  gegenüber  23*^/0  in 
Deutschland,  speziell  die  Stahlerzeugung  sogar  fast  40^lo\ 
Bemerkenswert  ist  dabei  das  starke  Überwiegen  des  sauren 
über  den  basischen  Prozefs,  etwa  um  das  achtfache.  Weniger 
bedeutend  ist  die  vorzüglich  im  SiUlen  ansässige  Giefs^ei- 
roheisenproduktion.  An  Sj)iegeleisen  werden  inkl.  Ferro- 
mangan  etwa  22000(Jt  hergesteilt,  an  Stahl  über  lU,«»  Mill.  t, 
wovon  ein  knappes  Drittel  in  dem  sehr  stark  entwickelten 
Ilerdirischprozefs.  Die  Zahl  der  im  Betriebe  befindlichen 
Hochöfen  ist  Überaus  schwankend,  1895:  242,  1896:  159, 

^  Vgl.  Gothein,  DeutMliLM  AiülMiibandel  I,  S.  3«3. 

ä  St;(hl  und  Eisen,  lö9y,  99. 

ä  Dortmunder  Jahrbuch  1900,  S.  602. 

*  Ebenda,  S.  603. 

Stahl  lind  Kism  l'^OT,  S. 
^  S  w  a  u  k ,  Direktor}'  to  the  iron  and  äteel  VV  orks  of  the  United  States,  18d9. 


Digitized  by 


XXI  3, 


107 


1800:  280.  —  Kbeiiso  verschieden  ist  di«  Scliienenherstellung 
in  den  einzelnen  Jahren  (1899:  2273000  t);  die  zum  Strafsen- 
bahnbau  bestimmten  Schienen  zeigen  seit  mehreren  Jahren 
keine  Vermehrung.  —  Auch  in  der  Drahtfabrikation  steht 
Amerika  mit  1  099000  t  i.  J.  1899  voran,  wenngleich  sie  in 
den  letzten  Jahren  nicht  sehr  angewachsen,  und  der  Import 
noch  ziemlich  crliehlicli  ist.  Di«^  Nagelindustrle  ist  schon  seit 
130  Jahren  stark  entwickelt;  neuerdings  verh'ert  auch  hier  die 
Herstellung  geschnittener  Nfigel  an  Bedeutung  gegenüber  den 
Drahtstiften.  An  Platten  und  Blechen  wurden  llH)4uOOt  1809 
hergestellt;  ganz  besonders  wuchs  in  letzter  Zeit  die  \\'eifs- 
blecbprodnktion,  von  2000  t  i.  J.  1891  auf  fast  400000  t  i.  J. 
1899,  hauptsächlich  infolge  des  grofeen  Bedarfs  an  Konserven- 
btichsen.  In  demselben  ^lafsc  ging  der  englische  Import  von 
328  nno  t  i.  J.  1891  auf  oOOUM  t  i.  J.  1^00  zurttck  und  wird 
wohl  binnen  kurzem  gänzlich  verschwinden.  —  Für  den 
Schiffbau  werden  neuerdings  gewaltige  Anstrengungen  gemacht, 
doch  sind  die  Leistungen  bis  hierher  keineswegs  imponierend. 
Nachdem  noch  1808  ein  iMckgang  erfolgt  war,  belief  sich 
1800  die  Zahl  der  erbauten  iSchitfe  auf  91  mit  131  OüU  Register- 
tüiis  Gehalt.  — 

In  den  letzten  .Jahren  hat  sich  auch  der  am«-rikunische 
Export  bedeutend  entwickelt.  Während  bei  der  Gestaltung 
des  deutschen  Zolltarifs  1879  die  Vereinigten  Staaten  nur  ab 
Absatzgebiet  unserer  Eisenindustrie  in  Betracht  kamen  und 

erheblich  mehr  ein-  als  ausführten,  übersteigt  jetzt  der  Export 
die  Einfuhr  bedeutend.  Der  Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr  an 
Eisen,  Stahl  und  Waren  daraus  belief  sich  in  Millionen  Dollars 
im  Durchschnitt  der  Jahre  auf: 

187*i-80  1881—85  188(3—00  1801 -O.j  180()— 1899 
Kinfuhr     84,3  48,0  45,2  30,4  15,4 

Ausfuhr     l.j,^  10,s*  20.:^  :JU,8  tiM,<J. 

Zwischen  180()  und  1:^00  stieg  letztere  von  40  auf  120 
Mill.  Dollars  inkl.  landwirtschaftlicher  ISIaHchinen-  und  Werk- 
zeuge;  davon  entfallen  4o  Mill.  auf  Maschinen,  besonders 
Werkzeug-,  Näh-,  elektrische,  Schreib-,  Buchdruck-  und 
Schuhmascninen,  Pumpen,  !:>,<>  Mill.  auf  landwirtschafdiche 
Werkzeuge  und  Maschinen,  femer  auf  Röhren  6,7,  Schienen 
6,1,  Draht  5,5,  Schlösser  etc.  5,5,  Roheisen  3,:^  Mill.  Dollars. 
Der  stark  zurückgegangene  Import  war  noch  bedeutend  in 
Weifsblecb,  Maschinen,  Messern,  Stahlingots  und  Roheisen. 

Auf  Grund  dieser  Tatsachen  hat  sieh  nun  allmählich  die 

Überzeugung  gebildet  —  nicht  am  wenigsten  in  der  amerikani- 
nischen  Literatur  —  dafs  Amerikas  Eiscin'ndustn>  di'^  absolute 
t%f>rlegenheit  besäfse  und  die  andern  Ländern  neben  sich  zer- 
drückte. Dabei  laufen  doch  aber  wesentliche  Überschätzungen 
mit  unter. 
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Aii'-li  die  deutsche  Eisenindustrie  hat  sich  in  den  letzten 
2u  Jalireii  sehr  stark  entwickelt.  Die  amerikanische  Koheisen- 
produktioü  war  schon  1880  wesentlich  stärker,  als  die  Deut!>ch- 
lands,  80  dftfs  in  diefiein  Umstand  an  sich  noch  keine  neue 
Tatsache  liegt;  sie  stieg  seitdem  von  8,8  aaf  13,6  Millionen  t 
t,  oder  die  Produktion  von  1880  gleicli  l'>0  gesetzt,  von  100 
auf  355,  die  deutsche  von  3,7  auf  8,14  Millionen  t,  oder  von  100 
auf  298.  Und  ebenso  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  auch 
in  Deutschland  die  noch  unbedeutende  Mehrausfuhr  jetzt 

sehr  grofs  * ,  die  Austulir  selbst  erst  gerade  an  Wert  von  der 
amerikanischen  überholt,  während  beide  erheblich  hinter  der 
englischen  zurückbleiben. 

Bis  jetzt  kann  daher  keineswegs  von  einer  Suprematie 
Nordamerikas  in  der  Eisenindustrie  gesprochen  weraen;  in 
Ahschnitt  I.  und  II.  war  ferner  dargetan,  da&  innerhalb 
Deutschlands  der  amerikanische  Wettbewerb  nur  in  Speatali* 
täten,  Röhren,  gewissen  Werkzeugen,  Fahrrädern  hervor- 
getreten ist,  wozu  noch  landwirtschaftliche,  Werkzeug-.  Schreib- 
und  Nähmaschinen  koninKMi.  Umgekehrt  hat  die  deutHf-hf^ 
Kisenindustrie  Tioch  an  den  Vereinigten  Stauten  einen  guten 
Abnehmer,  wenn  sie  auch  an  Boden  sehr  verloren  hat^.  — 
Dagegen  ist  allerdings  auf  dem  Weltmarkt  die  amerikanische 
Konkurrenz  mit  voller  Kraft  in  Erscheinung  getreten  und 
kftmpft  gerade  mit  der  deutschen  Industrie  aufs  erbittertste 
um  viele  Märkte,  so  mit  dem  deutschen  Draht  in  Rumänien, 
Ostasien,  Argentinien,  mit  Werkzeugen  in  Frankreich,  Italien, 
groben  Waren  in  Mittel-  und  Südamerika^  Maschinen  in  Ost- 
asien  und,  besonders  landwirtschafdichen,  in  Rufsland^. 

Nun  ist  eine  verbr'Mtete  Meinung,  die  amerikrinisrhe 
Eisenindustrie  entwickelte  sich  so,  dafs  sie  binnen  kurzem  die 
unsrige  aucli  auf  dem  deutschen  Markte  in  Bedrängnis  bringen 
•  würde.  Um  dies  feststellen  zu  können,  ist  notwendig  ein  Ver- 
gleich der  deutschen  und  amerikanischen  Produktions-  und 
Absatzbedingungen,  der  ergeben  wird,  1.  worauf  die  Madit- 
Stellung  der  amerikanischen  Eisenindustrie  beruht,  und  2.  ob 
sie  auch  in  Deutschland  uns  gefährlich  werden  kann. 

Innerlialb  Nordamerikas  selbst  ist  die  Hoheisenproduktion 
ganz  verschieden  geartet  in  den  Nord-  und  Süd  Staaten. 
Die  ni)rdh'che  Gruppe  vom  Ozean  bis  Chicngo  beruht  auf  den 
ausgezeichneten  Erzen  am  Lake  Superior  und  den  Kohlen- 
öcliützen  Pennsylvaniens,  die  grofsen teils  auf  dem  Wasserwege 
zueinander  gebraclit  werden  können;  der  Mitteipuuki  dieser 


>  Eine  genaue  Vcrgleichung  der  Werte  Iftfst  sich  bei  der  Verschieden- 
heit der  Statistik  nicht  einwandsfrei  durchfübreo. 

*  Bei  nicht  für  den  Massenhedarf  bestimmten  Artikeln  und  Maschinen 
soll  dieselbe  sogar  noch  einer  Steigerung  fsUiig  sein.  —  Stahl  und  Eisen 
1895,  S.  602. 

*  Vgl.  Gothein,  S.401%. 
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Gruppe  ist  Pittsburg.  Die  südliche  umtafst  die  ötiateii 
Alabama,  Tennessee,  Oeorgia,  wo  Erze,  Kohlen,  Kalksteine 
grofsenteil.s  oft  direkt  bei  einanHer  lagern,  zuweilen  im  Umkreis 
von  5  Meilen.  Der  Mittelpunkt  ist  Biimiiigham ,  von  wo  das 
Eisen  zar  Ausfuhr  au  den  Mexikanfselien  Golf  geschafft  wird. 

In  Boston  sind  Anlagen  von  Hochofen  auf  Grund 
spanischer,  ab  Getreiderllcuracht  billig  zu  erhaltender  Erze 
im  Gange  ^ 

Die  Industrie  des  Nordens  ist  sehr  viel  mächtiger,  be- 
sonders in  Pennsylvanion ,  wo  die  Hälfte  alles  Roheisens 
erblascn  wird,  Ohio,  Illinois,  ferner  Wisconsin,  Minnesota,  den 
Erzgebieten,  Micliigan,  und  den  atlantischen  Küstenstaaten 
Virginia,  New- York,  Maryland,  New- Jersey.  In  den  Süd- 
staaten, von  denen  Alabama  etwa  8**/o,  itnnessee  3^o  des 
Roheisens  herstellt ,  steht  einer  starken  Entwickluns  das  an* 
günstige  Klima  und  das  Oberwiegen  der  industrieU  schiecht 
arbeitenden  Negerbevölkerung  entgegen.  —  In  Pennsylvanien 
wftchst  die  Produktion  am  stärksten,  dann  in  Ohio,  viel 
schwächer  in  Alabama. 

I.  Wa>^  v.\u]  dis  einzelnen  Produktionsbedingungen  betriflTt. 
so  ist  NordcHTR'i  ika  enorm  reich  an  Erzen.  Neben  Deutsch- 
land allentall.s  ist  es  das  einzige  Land,  das  mit  seinen  Erzen 
im  wesentlichen  ausküiiimen  kann,  importiert  werden  nur 
G74U(J0  t  2,7  ^/o,  wovon  369000  t  aus  Kuba.  Seine  gesamte 
Erzproduktion  wiid  fUr  1899  auf  24683000  t  angegeben  oder 
29,5  ^/o  der  Weltproduktion.  Die  Lager  am  Lake  Superior 
sind  wohl  die  reichsten  der  Welt.  Es  wurden  in  1000  t  Erze 
yerschifft  aus  den  Gebieten  Mesabi  (3G26,  Marquette  3757, 
Menominee  8301,  Oogebic  279<i,  Vermilion  1772.  Die  Gruben 
sind  einer  stärkeren  Ausbeute  sehr  wohl  noch  fähig.  Diese 
Erze  enthalten  im  Mittel  Qü^d  Eisen,  eignen  2>ieli  bei  einem 
Phosphorgehalt  von  tM5— 0,35*"o  vorzüglich  zum  Hessemer- 
betrieb  und  liegen  nicht  tief,  sondern  sind  meist  nur  von  einer 
mfichtigen  Eiesschicbt  bedeckt,  die  durch  grofse  Dampfbagger 
einfach  und  billig  fortgeschaufelt  werden  können.  Mit  -den 
grOfsten  Damnfbaggem  kann  man  bei  70  Mann  Bedienung 
täglich  etwa  §500  t  gewinnen*.  Die  Gewinnungskosten  sind 
daher  sehr  niedrig  und  werden  sogar  nur  auf  10  Cent  be- 
rechnet, was  allerdings  wohl  ein  denkbares  Älinimtmi  bedeuten 
soll.  I)azii  kommen  die  Abgaben  nn  die  Grundbesitzer,  die 
verschieden  in  den  einTielnen  Gebieten  sind,  etwa  50  Cents 
pro  t  betragen.  Darnach  stellen  sich  die  Gewinnungkosten 
pro  t  aut  Dollars  in  Mesabi  0,25 — 0,(3,  Vermilion  0,0 — 1,2, 
Gogebic  0,0-0,9,  Marquette  0,75—1,5,  Menominee  0,5 — 1  t^ 

'  Stahl  und  Eisen  1900,  S.  lOH. 

'  Ballod,  Die  deutsch -amerikanischen  IlaDdeUbeziebungen  in  den 
Sciuillea  des  Yereiiis  für  Sodalpolikik  Bd.  91,  S.  186. 
*  Stahl  UDd  Eisen  1897,  8.  952. 
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Die  £rae  der  Sttdstaaten  enthalten  weniger,  durchschnittlicli 

37— -40^,0,  zuweilen  A4^;o  Eisen,  sehr  viel  Scliwofel ,  gf^ringe 
docli  für  den  Ijasischen  Pro/.ols  meist  unzulängliche  Mcnp^ii 
Phosphor;  saie  bind  ziemlieh  kieselig  und  nach  alledem  für  den 
Bessemerprozefs  nur  mäfsig  geeignet.  Die  Förderung  i.^t  zwar 
bequem,  doch  arbeiten  die  Neger  schlecht  und  teuer,  60  dafs 
sich  die  Kosten  im  ganzen  nicht  niedriger  als  im  Saargebiet 
stellen*.  Der  Preis  der  Erze  richtet  sich  nach  dem  £isen- 
gehalt. 

Ebenso  vortrefflich  ist  Nordamerika  mit  Kohlen  versehn, 
was  anfänglich  auch  zu  grofser  Koksverschwendung  führte*. 
Seine  Gesamtproduktion  wird  auf  227  Mill.  t  —  31,5  der 
Weltproduktioii  aiigegelien.  wovon  auf  Anthrazit  54,  auf 
bituminöse  Kohle  17i>  ^lill.  kommen.  Pittsburg  bezielit  seine 
Koks  aus  dem  Connelsvilkr  lu  vier,  wo  sie  mit  Bohrmabchiuen 
leicht  gefördert  werden.  Es  soll  sich  der  Preis  der  Tonne 
Kohle  dttrchschnittlich  auf  etwa  1,5  Dollar  in  Pittsbuig  Btelleny 
zuweilen  nur  auf  1  Dollar;  sehr  oft  ist  er  aber  erheblich  höher; 
seit  mehreren  Jahren  betrflgt  der  Kokspreis  etwa  2,5 — 3  Dollar 
pro  t. 

In  den  Südsta;\ten  kostet  in  Alabama  die  Kohle  nur 
2,5<)  ^\k.  loco  Grube,  eine  Tonne  Koks  etwa  f),5n  ^fk.  ^,  was 
auf  ausgedehnter  Masehinenverwonduiiic,  Mächtigkeit  der  Flötze, 
sowie  Geringfüuiixkeit  dor  Grundreute  beruht*. 

Mit  Holzkohl*;  werden  fast  ^DOOOO  t  iJohciscn  erldasen.  — > 
Endlich  ist  auch  noch  der,  für  die  Koksproduktion  sehr  törder- 
liche,  Qasreicbtum  der  amerikanischen  Erze  und  Kohlen  zu 
erwähnen'.  — 

IL  Während  in  den  Stidstaaten,  wie  erwähnt.  Kohlen  und 
Erze  ganz  dicht  beieinander  lagern,  liegen  die  Erze  des  Lake 
Superior  und  die  Kohlen  von  Connelsville  sehr  weit  entfernt. 
Doch  ist  der  Verkehr  dureh  die  Möglichkeit  der  Benutzung 
von  Wasserwegen  sehr  erleichtert.  Man  schatTt  die  Erze  zu 
den  Connelsviller  Kohlen,  jetzt  sollen  auch  Hochöfen  im  Erz- 
gebiet errichtet  werden®. 

Mit  der  Eisenbahn  gehen  die  Erze  zunUchst  von  den 
Ftmdstätten  an  die  Häfen  des  Lake  Superior,  hauptsächlich 
Escanaba,  Two  Harbors,  Duluth,  Marquette^  Ashland ;  die  Ent- 
fernung Mesabi-Duluth  beträgt  130  km,  die  übrigen  zwiscben 
60  und  150  km.  Dort  werden  sie  in  den  sogen.  Walfisch- 
rUckenschiffen  mit  grofsem  Tiefgang  verladen,  die  bis  6000  t 
Erze  aufnehmen  und  zwischen  Mai  und  Dezember  etwa  40 


1  Ballod,  a.  a.  0.  S.  185,  Stahl  und  Eisen  1897,  S.437. 
«  Stahl  und  Eisen  S.  230. 

^^  Ballod,  a.  a.  0.  S.  185^  aus  «Nchrichten  ansHaaddund Indiutrie 
1900,  Nr.  158." 

»  Stahl  und  Eisen  1S97,  S.  393. 
•  Ebenda,  1899,  S.989  (Swank). 
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Keiscn  machen  können*.  Tn  diesen  werden  sie  über  don  Lake 
Superior  transportiert,  dann  iiacli  dem  Lake  lluron  und  ent- 
weder Uber  den  Lake  Michigan  nach  Chicuro  oder  durch  den 
St  Olairkanal  vom  Horonen-  nach  dem  Erieaee.  wo  sie  in 
Cleveland,  Ashtabuhiy  Erie  ausgeschifft  und  wieacr  auf  die 
Bahn  verladen  werden.  Die  Entfernung  Dolath — CleTeland 
beträgt  1200  km,  die  nach  Chicago  noch  mehr. 

Von  den  unteren  Häfen  des  Lake  Erie  gehen  die  Erze 

endlich  mit  der  Eisenbahn  nach  Pittsburg  oaor  drn  andern 
ProduktioQsstätteo  Pennsylvaniens,  eine  Entfernung  von  etwa 
210  km. 

Der  (jresamtweg,  den  die  Krze  zurückzulegen  liaben,  ist 
etwa  1200  km  zu  Schiff  und  km  zu  Eisenbahn,  u  obei  ein 
zweimaliges  Umladen  erforderlich  iHt*.  Die  Kntlernunj^  ist 
also  ffröfser  als  irgend  eine  in  Deutbchland  oder  Kurland  iur 
die  Eisenindustrie  in  Betracht  kommende. 

Diesen  grofsen  Entfernungen  entsprechen  aber  die  Fracht- 
kosten keineswegs ;  besonders  ist  die  Seefracht  aufserordentlich 
billig,  auf  der  ganzen  groisen  Entfernung  etwa  nur  1  Dollar  pro 
Tonne.  Auch  die  Eisenbahnfrachten  werden,  hauptsächfich 
infolge  der  Konkurrenz,  niedeigehalten,  die  sich  die  Priyat- 
eisenbahnen  untereinander  machen.  Doch  sind  sie  bisher  an 
sich  nicht  niedrig :  B  a  1 1  o  d  gibt  für  die  Fracht  Mesabi — Duluth 
8(>  eent  —  Mk.  an,  was  ungefähr  2,0  Pf.  pro  tkm  aus- 
macht, für  die  Fracht  von  den  Eriehäfen  nach  Pittsburg 
105  Cent  =  4,41  Mk.  bczw.  2,1  Pf.  pro  tkm. 

In  den  letzten  Jahren  haben  nun  alb^rdings  die  grof.sen 
Eisen-  und  Stahlunternehmer  mehrere  der  IJaupliiaieu  erworben, 
SO  die  Föderal  Steel  Comp.  1899  die  Eisenbahn  Duluih — 
Mesahi,  dieselbe,  sowie  Carnegie  Linien  von  Cleveland  nach 
Pittshurg.  Sie  hoffen,  die  Transportkosten  auf  letzterer  Strecke 
bis  zu  25  cent  pro  Tonne  herabzubringen^. 

Es  werden  darnach  die  Kosten  einer  Tonne  Erz  in  Clev^ 
land,  also  nach  der  Ausschiffung,  auf  1,82— 3,<).')  Dollars  an- 
gegeben, woTon  auf  Gewinnung  0,25 — 1,5  Dollars,  auf  Abgaben 
OjU5— 0,5  Dollars,  Transportkosten  1,02  —  1,8  Dollars  und 
Kommission  0,1—0,15  Dollars  entfallen*.  Tatöäehlich  waren 
die  Erzpreise  in  den  letzten  Jahren,  auch  schon  vor  der 


*  Ballod,  a.  a.  0.  S.  1S7. 

*  Ebenda,  S.  186. 

»  A.  .1.  0.      1-7,  188. 

*  Ebenda,  ^. 

"  Stahl  und  Eisen  1897,  S.  950  fg. 
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Hausse  meist  höher.  Eä  kostete  näuilicL  in  Dollars  Flufs- 
robeisen 


im          1  1899 

1900 

]m 

1000 

Marqutitte 

Mesabi  2,15-2,35 

2,25-2^ 

specalar  3,2 

3,3 

MarfjTietft'  cvtra 

Nr  l.Be&semef 

iow-phusph, 

Hematites  2,85 

8,0 

5,6 

Bess  2^65 

3,9 

6,9 

Hesabi  von 

Marquette  non- 

Beaaemer  1,8 

2,0 

Be«emer2^ 

2.5 

5 

Zwischen  1899  und  1900  ist  der  Erzpreis  auf  mindestens  das 

doppelte  gestiegen*. 

Bisher  kann  man  darnach  kaum  behaupten,  dafs  die 
amerikanischen  Hochöfen  ihre  £nse  etwa  wesentlich  billiger 
erhielten  als  die  d futschen  oder  englischen.  Auch  abgesehen 
davon,  daas  die  deutschcTi  Erze  in  guten  Zeiten  lilngst  nicht 
80  rapid  im  Preise  zu  steigen  pflegen,  ist  selbst  in  gemäfsigten 
Zeiten,  wie  1808,  der  Erzpreis  nicht  geringer  als  bei  uns. 
Rechnet  man  noch  zu  den  oben  angegebenen  iSumraen  100  cent 
fUr  die  Fracht  Cleyeland— Pittsburg,  so  stellt  uch  die  Tonne 
Erz  in  den  pennsylvanischen  Hochofen  auf  reichlich  3,5  Doli, 
im  Durchschnitt  ^ ;  diese  Summe  wird  nur  von  einem  Teil  der 
rheinisch-westfklischen  und  schlesischen  Hochöfen  ttbertrofien. 

Kohlen  und  Koks  bezieht  Penney Ivanten  nätttrlich  billiger, 

als  etwa  Lothringen  bei  uns,  aber  der  Unterschied  gegenüber 
Rheinland — Westfalen  oder  Schlesien  kommt  kaum  in  Betracht. 
Bei  allem  Reichtum  der  Vereinigten  Staaten  an  den  beiden 
Rohstoffen  der  Eisenindustrie  muls  daher  festgestellt  werden, 
dafs  sie  sich  im  Hochuten  nicht  billiger  als  bei  uns  stellen. 

III.  Selir  unsicher  ist  wieder  der  Vergleich  zwischen 
deutschen  und  amerikanijschcn  Arbei  ts kosten. 

Es  ist  ja  bekannt,  wie  sehr  viel  höhere  Löhne  in  Amerika 
gezahlt  werden,  als  auf  dem  Kontinent  und  auch  in  England. 
Gates,  Vorsitzender  der  ,8teel  and  VVire  Comp.'  gibt  den 
Tageslohn  eines  Arbeiters  im  Oktober  1898  an  auf  7,60  Mk, 
—  Monatslohn  45,4  Dollars  =  191  Mk.  —  im  August  1899 
auf  9,5  bis  10  Mk.  —  Monatslohn  58,6  Dollars  =  240  Mk.  — 
und  zwar  ftir  gelernte  Arbeiter  12,8  Mk.,  flir  ungelernte 
8,6  Mk.  Er  meint,  dafs  man  in  den  Vereinigten  Staaten  um 
60 — 85^  0  höhere  Löhne  als  in  Europa  bezahle.  Die  .Tinbour 
Gazette*  gibt  als  Jahreslohn  bei  den  grofsen  Stahltrusts  für 
gelernto  Arbeiter  IMÄH)  Mk.,  für  ungelernte  15(iO  Mk.,  durch- 
schnittlich etwa  22U0  Mk.  an,  —  vor  der  Fusion  bezw. 

'  Swank,  ;i.  n.  0.  S.  16. 

3  Virl.  n.illoil  S.  ISS. 

«  Vgl.  hierzu  Beilud  i^.  194—197;  Stahl  und  Eisen  1900^  S.  1014. 
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1250,  (1  nrc!i seil nittli eil  1060  Mk.  Es  entspräche  das  etwa  dem 
Gatesöchen  Prozentsatz, 

Nun  wird  zwar  auch  von  wesentlich  niedrigeren  Löhnen 
berichtet;  nach  einem  Artikel*  des  New  York  Eng.  and 
Mining  Journal  vom  8.  X.  1898  soll  zwar  der  Tages-,  nicht 
aber  der  Jahreslohn  der  amerikanischen  Berg-  und  Eisen* 
arbeiter  h(^her  als  in  Europa  sein  wegen  der  unregelmttfsigen 
Beschäftigung.  So  Terdiene  ein  Bergmann  zwar  7,315—8  Mk. 
pro  Tag,  aber  nur  etwa  840  Mk.  im  Jahr.  Doch  scheint 
mir  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  gegenüber  allen  andern 
Angaben  sehr  zweifelhaft.  Gewifs  ist  rler  Betrieb  in  den 
amerikanischen  Werken  sehr  viel  schwankender  als  bei  uns, 
aber  dafs  ein  Arbeiter  durchschnittlich  nur  etwas  über  100  Tage 
im  Jahre  beschilftigt  ist,  dürfte  doch  wohl  nur  in  Krisenjahren 
vorkommen.  Man  darf  nicht  vergessen,  dafs  unsere  Jahres- 
lohnberechnungen  auch  meist  eine  stetige  Beschftftigung 
▼oraussetsen,  wie  sie  1901  nur  ein  Teil  der  Metallarbeiter 
gehabt  hat. 

Im  ganzen  wird  jedenfalls  auch  in  der  amerikanischen, 
nicht  schutzzöllnerischen  Literatur  die  grolse  Höhe  der  Löhne 

tfls  ein  Faktum  liinf^f^stellt  ^, 

Der  fUr  dir  Lebenshaltung  der  Arbeiter  entscheidende 
Reallohn  ist  infolge  der  hohen  amerikanischen  Warenpreise 
etwas  geringer  anzusetzen.  Doch  sind  gerade  die  Haupt- 
bedUrfnisse  des  Arbeiterhaushalts  infolge  niedriger  Getreide-* 
und  Kahrungsmittekpreise  nicht  teurer  8u  befriedigen  als  in 
Deutschland.  Jeden£gdls  ist  der  Reallohn  noch  ein  ganzes  Teil 
hoher  als  bei  uns.  —  Ein  Teil  der  höheren  Löhne  ist  auch 
g^en  die  grösseren  soaialpolitischen  Lasten  Deutschlands  auf- 
zurechnen. 

Dementsprechend  ist  nbfr  auch  die  Loisttmgsfähip^keit  der 
amerikanischen  Arbeiter  der  der  europaibc  hen  überlegen.  Es 
ist  anzunehmen,  dafs  die  auf  eine  Produktionseinheit  ent- 
fallenden Arbeitökosten  trotz  höherer  Löhne  den ,  deutschen 
etwa  gleich  sind,  wie  denn  überhaupt  die  Tatsache  wissen- 
schaftlich als  anerkannt  gelten  darf,  dafs  höhere  Löhne  und 
niedrigere  Arbeitskosten  —  wenigstens  innerhalb  einer  in* 
dustrieil  hochentwickelten  Kultur  —  meist  zusammenfallen. 
Auch  Gates  nimmt  die  amerikanischen  Arbeitskosten  als 
gleich  an*.  —  Ich  verzichte  darauf,  die  h<lhere  Leistungs- 
fähigkeit der  amerikanischen  Arbeiter   in  den  Nordstaaten 


«  Zitiert  nach  Stahl  und  Eisen  1898,  S.  1061. 

*  Atkinson,  in  zwei  Vurtragen  „The  interdepence  of  natioDs**  und 
„British  Manofactuires  and  the  Policy  of  unfettered  Commerce'',  April  1901. 

'  1882 — 189n  kostctp  in  Chicago  der  Weizen  weniger  als  der  Weizen 
in  Berlin  55—47-50—50—58  Mk.,  als  der  Koggen  in  Berlin  55—30— 
32—28-21  Mk.   Vierteüahrshefle  1898,  Heft  I,  S.  21,  22. 

*  Ballod  a.  a.  0.  8.  197. 
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durch  Zahlen  zu  belogen,  da  ganz  ein  wandsfreie  Angaben  doch 
kaum  zu  machen  sind;  als  Beispiel  führe  ich  nur  an,  dafs 
man  die  Jahresleistung  eines  amerikanischen  Grubeiiarl)piter8 
auf  450,  die  des  deutscheu  auf  -171  t  Köhlen  einachäLzt 
Atkinson  |;eht  m>  wdt  sa  sagen,  dafs  aaf  der  Höhe  ihrer 
Lohne  die  Leistnngafthigkeit  der  amerikanlseben  Indostrie 
beruhe;  ein  Export  finde  nur  in  Waren  statt,  die  von  hOher 
gelöhnten  Arbeitern  hergestellt  würden*. 

Immerhin  ist  der  Unterschied  zwischen  den  Löhnen  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  Deutschland  so  hoch,  dafo  wenn  zwar 
nicht  höhere,  so  doch  auch  nicht  geringere  Arbeitskosten  fttr 

Nordamerika  anzunehTnoii  sind.  — 

IV.  Bedeutend  smd  dagegen  die  Vorteile,  die  aus  den 
enormen  B e t r i  e  b  s  kom b i na t  io  n  en  der  amerikanischen 
Eisenindustrie  resultieren.  Dem  Vcrzeichuis  von  Swauk^ 
entnahm  ich  einige  Angaben  über  die  ^röfsten  der  Trusts: 

Die  Carnegie  Company  besitzt  eigene  Erz-  and  Kalk- 
lager, Kohlengruben,  Eisenbahnen,  Schiffahrtslinien  mit  einem 
Kapital  von  100  Mill.  Dollars;  die  Federal  Steel  Comp,  eben- 
falls Erze,  Kohlen,  2u  Hochöfen,  Walzwerke,  Eisenbahnen 
mit  KXJ  Mill.  Dollars  Kapital;  ebenso  die  American  Steel  and 
Wire  Comp,  in  Jersey  mit  90  Milk,  die  National  iSteel  Comp, 
im  New  York  mit  50  Mill.,  die  Kepublic  Iron  and  Steel  Comp, 
mit  r)5  j\Iill.  Dollars  Kapital.  Dazu  kommen  die  National 
Tube  Comp.  —  vorzüglich  Rühren :  —  80  Mill.,  die  Amer.  Bridge 
Comp,  mit  70  MiU..  die  American  Sheet  steel  Comp.:  52  MiU., 
die  American  Tin  Plate  Comp. :  50  MiU.  —  Walxeisen  und  Weifs- 
blech  — ,  American  Smelting  and  Rifing  Comp,  in  New  York : 
(35  Mill.,  American  Car  and  Foundry  Comp,  in  St.  Louis: 
60  Mill.,  American  Steel  Hoop  Comp,  in  Pittsburg:  33  Mill. 
Dollars,  —  vorwiegend  Barideisen  — .  die  Orucible  Steel  Comp, 
mit  ')<>  Mill.,  die  Shipbuilding  Comp,  mit  Mill.  Dolhirs  und 
noch  mehrere  andere  mit  gleich  hohem  Kapital.  Das  in  den 
Trusts  angelegte  Kapital  schätzt  man  auf  im  ganzen  oOOO  Mill. 

<  Stahl  und  Eisen  1900,  S.  344. 

*  Er  sagt  S.  29:  I  challengc  any  one  to  name  a  einple  article  listed  in 
the  manitests  ol  our  outgoina  vessels  in  which  tbe  wages  or  earuings  of 
those  who  perform  the  toUHiu  and  mechsoicsl  work  of  Aeir  prodactioii  are 
not  higher  in  terms  «of  money  by  twenty-five  to  one  hundred  per  cont  than  are 
f}]o  of  the  tTifunifncturing  or  exportiiiK  cnnntrics,  rhiefly  Great- 
Briutia,  irrauce,  Germauy  and  Belgiuui  from  which  the  sanie  kinds  ot  goods 
tre  sent  oat  to  other  parts  of  the  World.  I  challenge  any  une  to  name  any 
article,  rven  nf  ihr  crud(^  products,  of  the  field  and  tlie  mine,  in  which  the 
wages  recovered  Irom  the  export  by  the  producers  of  this  country  are  not 
from  five  to  ten  times  so  greats  as  are  the  ytsM»  or  earningi  io  money  of 
other  countries  from  which  cnide  prodncts  or  like  time  tre  aent  ont  into 
the  markf't«  nf  the  World. 

•  ^  w  H  n  k ,  Uirektory  to  the  Iron  and  Steel  Works  of  the  United 
Statea,  1899:  ebenso  <The  consoUdations  and  Ltoted  Stock  Companies  in  the 
Iron  ind  Allied  Trwlee*;  Supplement  to  the  Iroa  Age  27.  XU.  1900. 
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Dollan.  ^  Auch  in  Canada  hat  sich  vor  zwei  Jahren  ab 
Dominion  Cof\\  und  Steel  Comp,  ein  ähnliches  Riesenunter- 

Die  Bewegung  macht  natürlich  immer  weitere  FortHchritte, 
besonders  durch  Ankauf  eigener  Erzgruben,  Eisenbahnlinien 
und  Dampferflotten. 

Die  in  §  6  besprochenen  Vorteile  solcher  Jietriebs- 
kombinationen  gelten  nir  Amerika  in  noch  höherem  liafse, 
doch  scheinen  den  Vorteilen  bei  derartig  grofsen  Vereinigungen 
auch  einige  Nachteile  g^enttber  zu  stehen ^  einmal  ein  starkes 
Steigen  der  Grundrente,  ferner  auch  die  Möfj^liehkeit  der 
Knpiüilausgabe  zu  unproduktiven  Zwecken.  Die  Kombinationen 
der  letzten  Jahre,  besonders  das  Aufkaufen  der  Transport- 
iinien  ist  teilweise  zu  so  hohen  Preisen  erfolgt,  dafs  auf 
Gründergewinn  und  Kapitalverzinsung  ein  grofser  Teil  der 
Einnahmen  verwandt  werden  mufs,  und  die  Beständigkeit 
der  Riesenuntemehmungen  in  Depressionsseiten  doch  in  Frage 
gestellt  ist 


Kombinationen  erheblich,  um  so  mehr  als  ihre  Wirksamkeit 
durch  die  Handelspolitik  der  Vereinigten  Staaten  in  henror- 
ragender  Weise  nnt»^rstntzt  wird. 

V.  Dazu  kommen  noch  mehrere  Vorzüge  techiiisciier 
Art,  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete  des  Transportwesens®. 
8o  verwendet  man  bessere  Plntladuugsvorrichtuugea,  iiäniiich 
trichterfbrroi^  gebaute  Wagen,  deroi  Entladung  durch  blofses 
Offnen  der  Klappen  bewirkt  wird,  sowie  Waggons  mit  höherem 
Tonnengehalt,  was  eine  grolse  Ersparnis  bedeutet  Nach  An- 
ttben  des  Ingenieurs  Macco*  können  die  amerikanischen 
Waggons  55  t  fassen  gegenüber  10—15  t  in  Deutschland; 
daher  brauche  oin  preufsischer  Durchschnittszug  von  7(3  Achsen 
oder  Wagen  h  15  t  304  m  Geleislänge,  ein  amerikanischer 
von  gleicher  Ladefähigkeit,  143  m  —  (13  Wagen  a  45  t).  — 
Die  Nutzlast  sei  viel  gröfer;  auf  die  Tonne  kämen  dort  nur 
350  kg  Tara,  in  Preulsen  533  kg,  und  die  Zugkosten 
stellten  sich  demgemäfs  in  Amerika  nur  auf  0,62  Pf.  pro  tkm» 
Bin  anderer  Vorsprung  It^  in  der  stärkeren  Ver^ 
Wendung  von  Maschin (^n arbeit  bei  der  Produktion,  wie  dies 
für  Feilen  in  §  14  schon  dargetan  wurde.  Auch  in  der 
Nagelindustrie  bat  man  schon  früh  mit  Maschinenarbeit  be- 
gonnen und  führt  dies  in  stärkerem  Mafse  "hls  bei  uns  durch. 
Bei  den  Werkzeugmaschinen  wird  von  Fachkennern  vielfach 
die  schärfere  Präzisionsarbeit  betont,  von  anderer  »Seite  aller- 
dings lebhaft  bestritten. 

»  Stahl  und  Eisen  1899,  S.  1084. 

*  Hallüd  a.  a.  0.,  S.  198. 

•  Bailod  a.  a.  0.,  S.  191. 

«  Stahl  und  Eisen  1900,  B.  7fg^  785  und  189$,  8.  786. 
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Ein  anderer,  viel  besprochener  Vorzug  der  amerikanischen 
Industrieverhältmsse,  liegt  in  der  gröfseren  UniforraitUt  ihrer 
Erzeugnisse,  der  geringen  Zahl  ihrer  Modelle.  Es  ist  drüben 
viel  weniger  üblich,  nach  Bestellung  zu  arbeiten  als  bei  uns; 

fewisse  in  der  Zahl  beschrftnkte  Modelle  weiden  Torrätig  ge- 
alten,  und  unter  diesen  mntk  sieh  dann  der  Käufer  snr  Wahl 
entscliliefsen  ^ 

Im  einaelnen  kann  hier  natürlich  nicht  auf  technische 

Differenzen  eingegangen  werden.  Von  einer  allgemeinen  Über- 
legenheit amerikaniflcher  Technik  kann  man  wohl  kaum 
sprechen. 

Als  Nachteil  schliefelich  wird  noch  angeführt,  dafs 
die  wiässenschaftlichen  Prtlfungen  und  chemischen  Unter- 
suchungen, besonders  in  den  Sttdstaaten,  recht  unsuverlllsslg 
sind.  Daher  gilt  das  Giefsereiroheisen  aus  Alabama  als  ziem- 
lich mangelhaft. 

VL  Was  schliefslich  die  allgemeinen  Faktoren  anbelangt} 
voll  denen  die  Blüte  einer  Industrie  abhängt,  heimischer 
Absatz  und  Verbrauch,  Lebhaftigkeit  df^s  inneren  Verkehrs, 
Kapitalreichtuni ,  so  ist  es  bei  der  grofsen  Ve)-stliiedenheit 
der  Konsumtionszwecke  innerhalb  der  Eisenindustrie  kaum 
möglich,  allgemein  glütige  Tatsachen  hervorzuheben. 

Kimmt  luau  als  Maisstab  den  Roheisenverbrauch  pro  Kopf 
der  BcTOlkerung,  ein  mangelhafter  Notbehelf  so  erl  man 
176  kg  fUr  1900,  also  weniger  als  in  England  und  etwas  mehr 
als  in  Deutschland. 

Es  dürfte  aber  nicht  richtig  sein,  daraus  auf  eine  grofse 
Kaufkraft  der  amerikanischen  Bevölkerung  zu  schliefsen.  Auf 
einzelnen  Gebieten,  so  an  Maschinen,  Weiföhlech,  besonders 
landwirtschaftlichen  Werkzeugen  und  Maschinen,  ist  der  Ge- 
brauch allerdings  bedeutend  höher  als  bei  uns.  —  Der  Kapital- 
reichtum steht  noch  weit  hinter  dem  Englands,  Deutschlands, 
Frankreichs  zurück. 

Sehr  stark  ist  die  Verkehrsentwicklung  innerhalb  Nord- 
amerikas infolge  ihres  enormen  Eisenbahnbaues;  sie  haben 
um  ein  Viertel  mehr  Kilometer  Schienen  liegen  als  ganz 
Europa.  Trotzdem  ist  bei  den  weiten  Landflächen  Amerikas 
die  Dichtigkeit  seines  Eisenbahnnetzes  auch  nicht  annähernd 
dem  Deutschlands  7ai  vergleichen.  Die  für  den  heimischen 
Absatz  in  Betraclit  kommeiidei^  Eisenfrachten,  besonders  von 
PennsylvaTiirii  nacli  den  Industriestaaten  der  atlantischen  Küste, 
sind  verhältiiibmalsig  niedrig.  — 

Versucht  man  die  festgestellten  Erscheinungen  in  ein 
Gesamtbild  zusammenzufassen,  so  wird  man  folgendes  sagen 


^  Wedding,  Eisenhüttenweseo  S.  76  führt  dies  mit  Recht  auf 
Ustoribcbe  Gründe  zurQdcj  in  Amerika  sei  mdit  nie  bei  odb  der  Falirikbetrieb 
aus  dem  fiandwerk  entstandeD. 
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können :  Nordamerika  ist  ungemein  reicli  an  Rohstoffen, 
Kohlen  und  Erzen.  Trotz  niedriger  Frachten  erhalten  aber 
die  Eisenwerke  infolge  der  grofsen  Entfernungen  ihre  Roh- 
Btoffe  nicht  billiger  als  bei  uns«  Trots  höherer  LOhDe  sind 
die  Arbeitskosten  etwa  gleich«  Ans  den  Betriebskombinalionen 
ergeben  sich  überwiegend  Vorteile.  Der  heimische  Absats 
ist  etwas  weniger  intensiv,  vor  allem  grOfseren  Schwankungen 
ausgesetzt  als  bei  uns.  —  Damach  sind  die  Produktions- 
kosten im  ganzen  günstiger  als  in  Deutschland,  aber  nicht 
bedeutend  ^ 

Die  Angaben  über  die  Produktionskosten  fies  Roheisens 
speziell  öiiid  sehr  schwankend;  nach  dem  Dortmunder  Jahr- 
buch 1900  betrugen  sie  —  wohl  in  Pittsburg  —  fUr  die  Tonne 
Thomasroheisen  1897  :  45,02  Mk.  ohne  Generatunkosten,  wo- 
von auf  Erse  18,59  Mk.,  Koks  18,19  Mk.,  Kalk  1,94  Mk., 
Arbeitslohn,  Reparaturen  T^JA  Mk.  ent&Uen,  also  ungef^r 
gleich  wie  in  Rheinland- Westfalen  und  teurer  MS  in  Lothringen 
und  Ilsede.  Die  Selbstkosten  einer  Tonne  Thomasstahlblöcke 
wird  auf  72,14  Mk.  berechnet,  wovon  an  Nebengewinn  für 
basisulu'  hchiackc  2.90  Mk.,  btahlschrott  1,49  Mk.,  alte 
Koquiileu  i>,ll  Mk.  ;ii»g:in^en.  —  AUerding^s  werden  auch 
wesentlich  niedrigere  Aiigabeo  gemacht,  so  tiir  die  Tonne 
Bessemerroheisen  6,75  Dollars  ohne  Generalunkosten  in  Pitts- 
burg, wo7on  Koks  nur  1,5  Dollars';  —  fttr  dasselbe  Jahr 
37,9  Mk.  fUr  Bessemer  und  37,49  Mk.  fUr  Giefoereiroheisen*. 
Die  Produktionskosten  in  Alabama  sollen  1897  bis  auf  27  Mk., 
1890  sogar  auf  2(3  Mk.  herabgegangen  sein^,  hauptsächlich 
infolge  billigen  Kohlen-  und  Erzbezuges  Gleichwohl  scheint 
die  Eisenindustrie  Alabamas  nicht  voranzugehen;  übrigens 
gab  auch  das  Feiner  Werk  fUr  dieselben  Jahre  nicht  höhere 
Ziffern  an.  Viel  läfst  sich  aus  diesen  Berechnungen  nicht 
schliefsen 

Die   geringsten  Preise  zwischen  1897  und  1990  be- 
trugen* für 

Oiefsereiroheisen  Nr.  L,  Philadelphia  Juli  '98  =  11,25  Dollars, 
graues  Pttddeleisen  Pittsbuig  Juli  '97  =  8,25  „ 

Bessemereisen  Pittsbuig  Mai  '97  =  9,25  « 

Stabeisen  Pittsburg  Februar  '97  =  10,0  „ 

Bessemer  FiufseisenknUppel  Mai  '97  =  13,85  „ 

'  Ebenso  im  ganzen  Ballod  a.  a.  0.,  logenisiir  SchrOder-DOsaeldorf, 
SttHa  UDfl  Kispn  1897,  S.  948,  1899,  8.  152. 
«  Stabi  und  Eisen  1897,  S.  948  fg. 
«  Ebenda  1899,  S.  76, 
♦  Ebenda  1897,  S  4m\-p. 

^  Vor  einer  zu  guobtigen  Beurteilung  der  amerikaniäcben  g^enuber 
den  englischen  ProdakttODabedingungen  warst  Schoenboff  a.  a.  0.  S.  102 
„With  all  her  antiquitated  appliances,  a  dozen  years  ago  and  her  humdrum 
methods  of  labor  antl  menagement,  the  cmt  of  production  (in  England)  was 
not  much  bigher  tban  it  is  at  the  best  appomted  works  in  America  to-day.** 

<  Swank  s.  a.  O.,  S.  46.  ^ 
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Selbst  in  so  besonders  unffOnstigen  Jahren,  wie  es  1897 

fUr  die  amerikanische  Eisenindustrie  war,  und  wo  von  einer 
inländischen  Preiserhöhung  durch  Zölle  und  Trusts  noch  keine 
Rede  sein  konnte,  standen  die  Pittsburger  Preise  nicht  sehr 
bedeutend  unter  den  deutschen  Durehschnittspreisen  in  De- 
pressionsjahrcn.  Die  amerikanischen  Kiseiipreise  unterliegen 
so  starken  Schwankungen,  wie  die  keines  anderen  Landes,  — 
übrigens  ein  Beweis,  däfs  hohe  Zölle  an  sich  keine  Festigkeit 
der  Preise  garantieren.  Stahlschienen  z.  B.  schwanken  seit  1880 
swisofaen  17,62  DoU.  und  67,5  Doli.,  Gielsereirobeiseii  Nr.  I 
swiscben  11,66  Doli,  und  28,5  Doll.^  — 

Für  die  uns  vorliegende  Frage  nach  der  Gefahr  des 

amerikanischen  Wettbewerbs  in  Deutsehland  und  auf  dem 
Weltmarkt  sind  nunmehr  die  amerikanischen  Absatebeding^ngen 
in  das  Ausland  einer  kurzen  Prüfung  zu  untersiehen.  £s 

zeif^t  sich  znnficliRt,  rlfifs  sie  in  keiner  Weise  mit  denen 
Deutschlands  oder  gar  Knglaiicls  verglichen  werden  können. 
Die  amerikanischen  Handelsbeziehungen  mit  anderen  Ländern 
sind  weniger  rege;  insbesondere  haben  die  Kaufleute  sich 
nicht  an  so  zahlreiciicn  Flätzen  niedergelassen  wie  die  deutschen. 
Das  gilt  nicht  für  Sttdamerika,  wo  die  Vereinigten  Staaten 
wmn  der  geographischen  Nähe  hauptsftchlich  den  Handel  an 
sich  gesogen  haben. 

Wenn  trotsdem  gerade  in  Eisen  und  Eisenwaren  die  Ausfuhr 
grdfsere  Dimension  on  angenommen  hat,  so  beruht  das  xum 
greisen  Teil  auf  den  Trusts  und  der  sie  begünstigenden  ameri- 
kanischen Handelspolitik. 

Die  hohen  Zölle  auf  Eisen  und  Eisenwaren  ermöglichen 

es  neben  der  abgeschlossenen  Lage  Amerikas  den  grofsen 
Trusts,  unter  Ausbeutung  des  inneren  Marktes  den  Export  zu 
forcieren.  Es  ist  eine  viel  erwähnte  Tatsache,  dafs  die  Eisen- 
industrie der  Vereinigten  Staaten,  wenigstens  in  guten  Jahren, 
fUr  den  Export,  in  noch  stärkerem  Mafse  die  Preise  erniedrigt, 
als  die  unsrige.  Die  einseinen  Angaben  stimmen  allerdings 
nicht  ttberein.'  Nach  Gates  sind  die  einheimischen  Preise 
50—60,  ja  70^/0  höher  aU  die  Exportpreue^  nach  Guthril, 
Präsident  der  Amer.  Steel  Hoop  Comp,  um  etwa  20®/o. 
Jedenfalls  handelt  es  sich  um  sehr  erhebliche  Unterschiede. 

Ob  die  In-  oder  Auslandspreise  den  Kosten  entsprechen, 

ob  Amerika  also  ins  Ausland  zu  Schleuder-  oder  ins  Inland 
zu  exorbitanten  Preisen  liefert,  ist  im  einzelnen  Fall  schwer  zu 
sagen.  Dafs  die  Industriellen,  wie  Guthril  sagt,  mit  Ver- 
lust nur  aus  Patriotismus  exportierten,  um  Geld  ins  Land  zu 
bringen,  ist  natürlich  eine  Vorspiegelung,  um  so  mehr  als  er 


*  Swank,  ebenda. 

•  Vgl.  Btuod  s.  s.  0.  s.  m,  m 
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gleiehieiti^  behauptet  dafs  man  Deutschland,  England,  Belgien 
auf  ihren  eigenen  MärKten  unterbieten  konnte  ^  WahrBcheinfich 

wird  für  den  Export  ohne  Gewinn  som  Kostenpreis  exportiert, 
und  werden  desto  höhere  Gewinne  im  Inland  erhoben.  Jeden- 
falls sind  Exportpreise^  die  nicht  wesentlich  die  Selbstkosten 

überschreitpn.  nui  die  Dauer  nur  möglich,  wenn  auf  dem  innern 
Markt  intolgi-  hoher  Zölle  ziemlich  beliebige  Preise  erhoben 
werden  können. 

Aiidererseit«  hindert  allerdinu's  dieselbe  Prohibitivpolitik  die 
Entwicklung  der  amerikanischfii  Ausfuhr,  weil  die  Vereinigten 
Staaten  andern  Ländern  wenig  abkaufen,  und  daher  auch  ihr 
Absatz  erschwert  ist  Aber  dies  macht  sich  einmal  solange 
nicht  geltend,  als  sie  an  Europa  noch  verschuldet  sind,  — 
und  aulserdem  nicht  für  die  Eisernndastrie,  die  in  Amerika 
ja  eigentlich  nicht  auf  den  Export  lugeschnitten  ist 

Nach  alledem  gewinnt  die  weitere  Gestaltung  der  ameri 
kanischen  Handelspolitik  auch  fkir  die  unsrige  ein  weitgehendes 
Interesse.  Nicht  etwa,  weil  man  hoffen  könnte,  flir  unsem 
Eisenexport  den  nmerikanisehen  Markt  wieder  zu  erobern  — 
das  ist  wohl  im  gröfseren  Mafse  ausgeschlossen,  —  sondern 
weil  die  Möglichkeit  einer  Konkurrenz  der  Vereinigten  Staaten 
wesentlich  bedingt  ist  durch  ihre  hohen  Zölle  und  die  dadurch 
ermöglichte  Forcierung  des  Exports ;  diese  wtlrde  mit  einer 
ZolIrMuktion  wahrscheinlich  ihr  Ende  finden.  Denn  dann 
würde  die  amerikanische  Industrie  ihre  Inlandspreise  er- 
mftbigen  mtlssen,  um  sich  nicht  durch  die  auBlttudische,  in 
erster  Linie  englische  Konkurrenz  unterboten  zu  sehn. 
Eine  derartige  Schmälerung  der  im  Inland  erzielten  Gewinne 
würde  die  Beibehaltung  von  Schleuderpreisen  für  den  Export 
un mählich  machen  und  dHmit  die  Gefahr  der  amerikanischen 
Konkurrenz  wesentlich  vermindern. 

Es  ist  natürlich  noch  sehr  unsicher,  welchen  Gang  die 
Handelspolitik  der  United  States  weiterhin  nehmen  wird. 
Zweifellos  mehren  sich  die  Anzeichen,  dafs  man  daran  denkt, 
von  der  Hochschutzpolitik  abzugehen,  wie  es  Mc.  Kinley  in 
seiner  letzten  Rede  in  der  Pan  American  Ausstellung  in 
Buffislo  am  5.  Sept  1901  gesagt  hat':  ^Isolation  is  no  longer 
possible  or  desiraole  .  .  .  Reciprocity  treaties  are  in  harmony 
with  the  spirite  of  the  times,  measuries  of  retaliation  are  not" 
Kühler  klingt  allerdings  die  Holschaft  fies  neuoTi  Präsiflf^nt^n 
Rnosevelt.  Auch  viele  andere  amerikanische  Staatsmänner 
und  Publizisten  »iiiid  für  Ermafsigung  des  Mc.  Kinley- 
Tarifs  tätig;  vor  der  Hand  scheitern  aber  die  Bemühungen 


'  Ehen  da. 

*  Zitiert  nach  „The  baUetia  of  the  Amer.  hroo  and  Steel  Association/ 
Pbilad.  25.  Sept.  190L 
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der  Reziprositfttsfreunde  noch  an  dem  Widerstand  des  Senats 
und  der  Interessenten,  die  meinen :  ^Let  reciprocily  wnit*  ^.  Es 

scheint  auch  fraglich,  ob  die  Anhänger  von  Handelsver- 
trägen gerade  ErTnitrsigiingen  der  Eisenzölle  für  den  Fall  ihres 
»Sieges  in  Aussicht  genommen  haben;  bisher  ist  hauptsächlich, 
auch  bei  x\tkinson,  von  einer  Ermäfsiguug  der  Zölle  auf 
fremde  Rohstoffe  die  Rede.  Wahrscheinlich  wird  sich  aller- 
dings ein  Umschwung  der  Zollpolitik  auf  die  Eisenindustrie 
mit  drstrscken.  —  Die  Entwicklung  der  Zölle  hängt  sehr  von 
finanziellen  Rtlcksichten  ab;  jedenfalls  bedeuteten  in  den  letsten 
Jahren  die  grolsen  Ausgaben  anläfslich  des  Krieges  mit  Spanien 
ein  starkes  Hindernis  für  Zollreduktionen'. 

Fast  noch  wichtiger  dürfte  in  dieser  Beziehung  ein 
etwaiger  Kampf  gegen  flif  Trusts  werden,  denn  diese  sind  ja 
zum  grofsen  Teil  auf  der  amerikanischen  Zollpolitik  aufgebaut, 
und  sie  können  daher  wirksam  nur  durch  Zollermäfsigungen 
angegriffen  werden.  Für  die  nächsten  Jahre  ist  entgegen  den 
ersten  Ankündigungen  Roosevelts  ein  solches  Vorgehen 
nach  der  Botschaft  an  den  Kongrefs  aasgeschlossen.  Dafs  es 
aber  in  absehbarer  Zeit  au  einem  solchen  Kamnf  «wischen 
Trusts  und  Konsumenten  kommen  wird,  ist  sehr  wahrscheinlich. 
Denn  auf  die  Dauer  wird  die  Masse  der  amerikanischen  Vor* 
braucher  nicht  willfährig  genug  sein,  um  sich  zu  Gunsten  des 
Auslandes  höhere  Preise  abnehmen  zu  lassen.  Zölle  auf  Er- 
zeugnisse von  Kxportindustriea  lassen  sich  nur  schwer  aufrecht 
erhalten. 

Aber  selbst  wenn  auch  die  amerikanische  Handelspolitik 
noch  lange  unverändert  bliebe,  dürfte  doch  —  aufser  in  ge- 
wissen Waren  —  auf  dem  deutschen  Markte  der  amerikanische 
Wettbewerb  unserer  Industrie  kaum  sehr  gefährlich  werden, 
wie  es  ja  auch  bisher  nicht  der  Fall  ist  Einer  weiteren  Zu* 
nähme  des  Exports  stehen  die  bedeutenden  Frachtkosten 
nach  Deutschland  entgegen.  Einmal  ist  die  Entfernung  Pitts* 
burgs  von  der  atlantischen  Küste  recht  grofs,  bis  Baltimore 
'•J  ',  Philadelphia  ^'l"),  New- York  '»90  km,  —  und  wenn  die 
Frarlu  auch  niedrig  ist,  so  betrügt  sie  doch  für  die  T'>nne 
Roheisen  1,<>  bezw.  1,7  bezw.  2,1  Dollars,  für  die  Tonne  Stahl- 
knüppel 1,8  bezw.  2,1  bezw.  2,4  Dollars.  Fertige  Fabrikate 
kosten  3,3(3  Dollars  ^  14,lU  Mk.  bis  New-York^. 

Dazu  kommt  noch  die  viel  bedeutendere  Seefracht. 
Schon  nach  England  rechnet  man  meist  3,5—4  Dollars  pro 
Tonne,  auweilen  allerdings  auch  nur  2 — 2,5  Dollars^.  Fttr 
die  Seefracht  nach  Deutschland  muis  man  aber  mindestens 


1  The  BaUetin  10.  Okt.  1901. 

«  Atkinson  a.  a.  0.  S.  37 fg. 

•^Bällod  a.  a.  0.,  S.  m. 

*  Stahl  und  Eisen  1897,  S.  488,  948. 
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10— 12  Mk.  anbetzen,  durchschnittlich  woiii  mehr*.  In  Zeiten 
ganz  aolseigewöholich  niedriger  Preise  kostete  daher  1896 
amerikAiiitcheB  QuIaroh^Mm  48  Mk.  oif  Hamburg,  62—65  Mk. 
▼ersollt  in  Mitteldoutschland,  bei  ziemlich  geringer  Qualität; 
1897  kommt  einmal  aas  Alabama  Gtiefaeroiroheisen  Nr.  III.  für 
44,4  Mk.  oif  Hanibnn:  und  Thomasroheisen  für  51  Mk.  okne 
Zoll  auf  den  ^Markt  ':  (Ins  ist  aber  auch  flas  niedrigste,  was 
erreicht  ist.  \)cv  Frachtverkehr  wird  für  Kisen  und  Eisen- 
artikel solange  kaum  eine  Verbilligung  ertahn  n,  als  wir  einen 
Getreideimport  aus  den  Vereinigten  Staaten  haben,  was  auf 
absehbare  Zeit  der  Fall  ist.  Wir  dagegen  führen  nach 
Amerika  Im  aUgemeinen  wenig  yolnminOsey  fertige  Waren  ans. 
£s  gibt  daher  keine  billigen  Rttckfirachten,  vielmehr  werden 
die  Schiffe  auf  der  Fahrt  Amerika — ^Dentachland  sehen  jetit 
durch  den  Getreidetransport  stark  in  Ansprach  genommen.  — 
In  feineren,  billiger  zu  transportierenden  Waren  —  mit  hohem 
spezifischem  Wert  —  ist  aber  die  deutsche  Industrie  fast 
durchgängig  der  amerikanischen  ttberl^en.  — 

Aus  den  vurliurgeiienden  Betrachtungen  ergibt  sich: 

I.  Die  deuttiche  Eisenindustrie  ist  bis  auf  wenige  Artikel 
80  8tark,  dafs  sie  eiue  ausländische  KoukuiTenz  nicht  zu  lut  chten 
braucht  Kein  anderes  Land  hat  um  so  viel  günstigere 
Produktionsbedingungen,  dafs  es  unter  Hinsurechnunfi;  der 
Frachtkosten  uns  auf  dem  deutschen  Markte  unterbieten 
könnte. 

IL  Infolge  der  den  Verbimuch  immer  leichter  Uber- 
steigenden Produktion  gestaltet  sich  der  Wettbewerb  auf 
dem  Weltmarkt  immer  schwieriger.  Der  Erfolg  fUUt  dem 
zu,  der  die  gUnstipten  FTfint^elsbeziehunp:en  und  Verträge 
sowie  die  niedrigsten  Produktions-  und  Frachtkosten  hat. 

III.  Es  ist  nach  allem  nicht  wahrscheinlich,  dafs  diese 
Verhältnisse  in  absehbarer  Zeit  eiue  Veränderung  erfahren 
werden.  Dies  wtlrde  nur  dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Ver- 
einigten Staaten  bei  weiterer  gewaltiger  Entwicklung  ihrer 
Produktion  ihr  ZoUschutss^stem  weiter  ausbauten,  das  tatsäch» 
lich  SU  einem  Exportpribmensystemgeworden  ist.  — 

Daraus  folgt  für  die  deutsche  mrtschaftspolttik  in  Bezug 
auf  die  Eisenindustrie:  Abgesehen  von  einzelnen,  angeführten 
Manufaktitren  sind  Schutzzölle  nur  noch  ge^en  Länder  mit 
Kxportpramien  nötig;  solange  Nordamerika  seine  Schutzzoll- 
politik .aufrecht  erhält,  ist  natürlich  an  Zollreduktiuuen  ihm 
gegenüber  nicht  zu  denken.  Im  übrigen  kommt  es  für  die 
Eisenindustrie  nach  der  Entwicklung  der  letzten  Jahre  weniger 
auf  Zolle,  als  auf  Absatsbesiehungen  und  Produktionskosten 

>  K!irn(hi  1^99,  S.  1094.  '  ^ 

*  Ebenda  mi,  S.  127. 
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an.  Unbedingt  verwerflich  wäre  ein  Minimalzoll  oder  gar 
eine  ZoUerhöhung  fUr  Roheisen. 

In  ihrem  gegenwärtigen  Stande  kann  man  die  deutBche 
Eisenindustrie  staatlicheneits  su  untentQtsen  versuchen,  indem 
man  unser  Schutzzollsystem  noch  weiter  zu  einem  £xport- 
prämiensystem  ausbildet,  wie  es  tatsächlich  schon  grofsentoils 
geschehen  ist.  Dies  fördert  zunächst  die  Produzenten,  schädigt 
aber  die  Verbraucher  und  damit  wieder  indirekt  die  Frodu- 
aenten  selbst. 

Oder  man  befördert  sie  durch  Verminderung  der  Produk- 
donskosten,  was  hauptsächlich  geschehen  kann  durch  Erhöhung 
der  Lebenshaltung  und  damit  der  Leistnngsfilhigkeit  der 
Arbiter,  sowie  durch  Verkehrserleichterungen:  Frachter- 
mäfsigungen,  Eisenbahn*  und  Eanalbauten. 
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u 

Produktion  and  Aulseuhaudel 

in  Koheisen'  (1000  Tonnen). 

a 

Pro- 
dttlctinii 

£infahr* 

Ausfuhr 

Mehr- 
Ainfiinr 

Yrnr- 

Arbeitete« 
BoheiMD 

Anteil  mr 
Binfaltf«ni 
▼•ibrMiob 

1873 

O  Oi  1 

r  241 

IM 

590 

2  831 

550,3  "/o 

1874 

1  (lAi' 

1  .MJd 

MCt'i 

ooo 

OA"7 

O  Ol  o 

2  213 

1875 

2U29 

438 

1  / 1 

2  296 

lO  A  ni 

1876 

184Ö 

413 

1  i  (1 
14U 

2  110 

iy,b  "'0 

1877 

1983 

380 

Ol  Ck 

iSl9 

2094 

toi  0  /_ 

1878 

2148 

880 

281 

2287 

14,4  "/t 

1879 

2257 

887* 

1880 

27g{ 

288 

bW 

«4 

870o 

1881 

2914 

245 

OÄK 

X  0 

2814 

O  A  OL. 

1882 

8881    1  288 

lo7 

VO 

8477 

8,1 

1888 

8470 

275 

1*7 
17 

3487 

7,9  "^e 

1884 

3  601 

265 

230 

85 

* )  /* • >  i  * 

7,4  .0 

1885 

3687 

216 

o 

2 

S  6b9 

0,0  "/o 

1886 

3  529 

165 

OKI 

Qi: 
—  OD 

.j  44.5 

4,9  "/a 

1887 

4024 

157 

Ol  o 

—  ob 

3  9b9 

0  A  Ol 

3,9  "0 

1888 

4  337 

217 

144 

mn 

To 

4  410 

4,9  70 

1889 

4  525 

388 

100 

1  oo 

182 

4607 

7,3  "/o 

1890 

4  658 

385 

117 

Odo 

4926 

7,8  "/t 

1891 

4641 

245 

III 
III 

llo 

184 
96 

4775 

e  i  AI. 

Otl^/0 

1892 

4988 

209 

5084 

j  a  AI. 

4,2  *vt 

1898 

4986 

219 

1U9 

110 

5096 

J  0  AI- 

4,8  *V» 

1894 

5880 

204 

155 

49 

5429 

1895 

5465 

188 

185 

58 

5518 

1896 

6878 

828 

140 

188 

6556 

4,9 

1897 

6882 

423 

91 

332 

7  214 

5,9  o/o 

IbOS 

7  313 

385 

187 

198 

7  511 

5,1  0/0 

1899 

8143 

613 

182 

431 

8  574 

7,20/0 

1900 

1^ 

727 

129 

598 

9119 

7,9  0/0 

1901 

7856 

268 

150 

118 

7  974 

8,8  »/o 

^  Die  Ziflern  ^ind  der  Reichsstatistik  entnommen:  i'^  weichen  von 
den  in  der  Be^unduns  zum  neuen  Zolltarif  gegebenen  unerheblich  ab. 

*  Bis  1878  nacli  der  in  §  2  gemäls  Serin^  ausgeftkhrten  Berech- 
nung. Für  1879  ist  die  Bereclmnng  umidier,  weil  in  den  ersten  6  Monaten 
Dorcbfuhr  enthalten  ist 
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Tabelle  UL 


•-1 

Aolkenhaodel  und  Produktion  von  Oufs waren  in  1000  Tonnen 

Ganz  grober 
£i8engaft 

Rh  1- 

Nicht  ali- 
gMwblif- 

fen*.- 
jnobe 

Feine  Güls  waren 
6e  8« 

i^oduktion  von 

t 

Eilii'ulirjAusfulir 

Einfuhr 

AttBftüir 

R6bren 

Einiah  r- 

1875 

1     ttQ  AI 

0,7* 

1,2« 

1  (jTi? 

1c7d 

0  7 

'      1  8 

1  c — ■ 

1  7  O 

1  1 J  AI 
1  l'*,U 

0  6 

1  4 

88 

56 

8.88 

J4,l 

1  Ol  I 

0,5 

1.6 

8:s 

50 

886 

Loit) 

0.5 

1.2 

w 

i  58 

8ä7 

W  f 

1880 

4*8 

10,4 

9,0 

0,1 

6»! 

87. 

Od 

1681 

15,7 

9,9 

0,1 

6,9 

96 

00 

409 

1882 

4.0 

18,6 

o  o 

0,1 

0,5 

97 

TU 

CIO 

1888 

8,9 

17.1 

A  1 
*^1 

OV 

RAK. 

1884 

6,0 

183 

o  o 

A  1 

0,1 

7,7 

AA 
W 

KAÄ 

004 

im 

5,2 

21,7 

0,1 

(1  A 

Ö,U 

Kl 

Od 

OD 

o8> 

1886 

8,9 

17,2 

A 

A  1 

0,1 

8,8 

1  A7 

54  ;> 

1887 

4,4 

22,1 

'-%8 

A  1 

0,1 

U  A 

8,9 

oO 

104 

oOÜ 

1888 

5,0 

24,5 

A 
.i,0 

A  O 

0,J 

9,8 

61 

T  1  O  1 

116  ' 

b()I 

1889 

18,0 

19,0 

0.8 

11, b 

69 

loY 

<!^4 

1890 

11,6 

18,2 

•>i4 

A  •? 

Ivo 

14^ 

eil: 

1891 

9,3 

19,8 

4,y 

0,8 

18,7 

68 

157 

794 

1?<92 

7.4 

18,1 

4>D 

0,8 

18,6 

64 

167 

781 

1898 

8,9 

16,6 

4,4 

0,8 

15,4 

65 

188 

797 

1894 

4^2 

16,2 

5,0 

0,5 

15,9 

70 

190 

861 

1896 

6|1 

19,1 

4,1 

0,8 

18,8 

74 

165 

916 

180« 

18,»> 

7,6 

0,8 

20,5 

89 

195 

1060 

1697 

9,4 

27,7 

9,7 

0,4 

20,2 

86 

195 

1168 

1898 

18,2 

29,6 

15,1 

0,5 

20,2 

92 

212 

1278 

1899 

25,6 

82,9 

18,4 

0,6 

28,6 

108 

24^^ 

1  428 

1900 

21,6 

31,1 

17,2 

0,6 

24,8 

■  Enth&lt  bis  1879  die  Ausfuhr  aller  ganz  grober  und  grober 
Waren. 

*  Enthält  auch  schmiedeeiserne  Waren;  bes&giich  der  Ausfuhr  vgl. 

Tabelle  IV. 

*  Bis  1879  ist  die  EinAihr,  durchff&ogig  die  Ausfahr  feiner  gols- 
nnd  schmiedeeiumer  Waren  ttngeeehieaen. 
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Tabelle  YIl.   Clesaiut bedarf  an  Kolieiseu  für  inneren  Xonsoni  nnd 
Anaftilir  187$-1901  In  1000  Tonnen  <. 


1.  Einfuhr  von 

2. 

8. 

Jahr 

aj  Kobeisen 
and  altem 
Brucheisen 

b)  Lisen- 
fabrikation 
imVerhältnis 

100ri:;3"^. 
auf  lioheiaen 

reduziert 

der  Einfuhr, 

auf  Kolieisen 

rpdiiyif*rt 

Ilochofen- 

1 '  roii  II  L  t  i<  III 

Gesarat- 

Itpiin.r'f  An 

Roheieen 

(Summe  von 
1  r  lind  2\ 

1878 

748 

892 

1185 

2241 

8876 

1874 

549 

222 

771 

1906 

2677 

1875 

625 

174 

796 

2029 

2827 

1876 

584 

132 

715 

1846 

2561 

1877 

541 

345 

886 

19:;3 

2879 

1878 

485 

274 

759 

2148 

29u7 

1879 

:388 

188 

577 

2227 

2S04 

1880 

239 

86 

325 

2729 

3054 

1881 

250 

88 

338 

2914 

3252 

ia82 

292 

97 

888 

8381 

3769 

1883 

284 

100 

884 

8470 

8854 

1884 

272 

118 

885 

8601 

8986 

1885 

223 

117 

840 

8687 

4027 

1886 

170 

97 

267 

8529 

8796 

1887 

164 

119 

288 

4024 

4807 

1888 

225 

121 

846 

4887 

4688 

1889 

858 

155 

508 

4525 

5033 

1890 

406 

191 

597 

46,58 

5255 

1891 

251 

162 

413 

4<".  1 1 

50ö-i 

1892 

216 

134 

350 

49o?» 

5287 

1893 

227 

135 

361 

4986 

5347 

1894 

212 

135 

347 

5380 

5727 

1895 

200 

140 

840 

5465 

5805 

1896 

337 

190 

528 

6378 

6901 

1897 

462 

189 

601 

6881 

7482 

1898 

408 

171 

579 

7818 

7892 

1899 

676 

219 

895 

8148 

9038 

1900 

827 

209 

1066 

8521 

9557 

1901 

298 

144 

487 

7856 

8298 

*  Die  Talicllcn  VIT  und  IX  führen  die  von  Sering  in  der  Geschichte 
der  preufsisch-deutschen  Eiseuzölle  a.  a.  0.  S,  294—297  gegebene  Cber- 
sicht  fort.  Ebendort  lä&t  sich  dJ^e  Entwtcldung  bis  1884  sorackverfolgen.  ^ 

FortehttngM  XZI 8.  —  K*«tner.  9  W 
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Tftbelto  Tin*  Be^rhUfti^te  in  der  Eisen» 

Zahl  der  in  den  Hauptbetrieben 


Gruppe 

1875 

1882 

Beachäf- 
tigte 

wovon  im 
betrieb 

Beschäf- 
tigte 

wovon  im 
Cirois- 
betrieb 

25  284 

24  314 

30  012 

29  823 

Hattenbetrieb,  FrUeh-  und  Streck- 

112075 

110819 

109134 

106518 

Eisengiefserei  uud  EmaillierwerJfe 
Schwarz-  uud  Weilsblech .... 

34  336  1 
2  600 

33  964 
2508 

45  447 
3011  1 

43  692 
2907 

Nftgel,  Schrauben,  Stifte,  Ketten^ 

Hilf»  lind  Grobschmipde  ..... 
Schlosserei,  Geldschränke.  .  .  . 
Zeug-,  Senden-,  Mcs^prsrliinicdp 
und  -Scblpifer t  eilenhauer', 

Nadler-  und  Drahtwaren  .... 

1  37  762| 

22  188 
134  554 
70052 

1  42675| 

3978 
5721 

8738 

7  105 
3  842 
17417 

15960 

8927 
3140 

37364 
10130 

23  759 

1  T  U    1  ■  J  r  J 

66630 

1  56  513 

353 
8459 
7557 

2470 

8804 

1182.5 

12430 

21  57  y 
347 
3385 
4870 

••1  f;               ,;>)  1'_>M 

■.•r<  <i'»7 

0^  \  24 

.Maschinen,  Werkzeujfe,  A]>parate 
RAchsenmacher  ........ 

• 

Musikinstnimcnte    •  •  •  .  . 
Wissenschaftliche  Instrumente 
und  Apparate  

154  122 
95  002 
11094 

l  55161 

23099 
15904 

13  185 

142  499 

24  a4o 

9163 
_ 

2716 

»427 
9406 

5  978 
3  359 

170  798 
93  658 
24  362 
683 

26517 
21807 

13  636 
4  687 

153  723 
19  711 
20530 
«98 

5108 
13490 

7  484 
4  285 

Sa.  Maschinen«  Inatrumente 

321447 

200891 

865120 

228524 

Gesnint>uniDie  (aul^er  Erz- 

787  389 

!  40S311 
• 

928619 

1  459  765 

*  Die  1895  unter  Nageiindustrie  u.  s.  w.  eingereihten  Drahtzieher 
sind  zum  Zwecke  besserer  Vergleichung  auch  1895,  wie  1875  und  1882 
unter  Nr.  2)  „Hattenbetrieb"  aufgefabrt 
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nnd  Maschlneii-Indiistrie.  Tkibene  Tin« 

b  L-  s  c  liii  f  t  i  ^'  t  ( 1 1  r  i'  r  5  0  n  p  n . 


1895 

Zunahiue 

Die  Zahl  der 
Beachiftigten  1875 
gleicli  100  gesetzt: 

Beschäf- 

wovon im 
Groß- 
betrieb 

1875 

1875 

tigte 

1882 

1895 

1882 

1895 

20  670 

20  559 

4  728 

—  4  614 

119 

82 

1 

IAO  ooe 

Jvs  III 

0  Oll 

1 A  OKA 

97 

109 

2 

84  977 

s-l  271 

11  III 

50  641 

132 

3 

6  461 

6  450 

411 

3861 

116 

4 

49953 

81;M7 

10512 

22  ."")33 

l   9  732 

1  43  429 

,  126 

1  215 

5 

6 

21  77:? 

16  071 

1571 

—  415 

107 

98 

7 

8  070 

5  ßOO 

1    1  t/U 

104 

105 

fi 
0 

104  905 

53  911 

—  3422 

95 

148 

9 

1 

)  64yol 
1 

— 
— 

87  548 

\  18838 

/   OV  VW 

188 

>  154 

10 

744 

742 

1 

II 

4135 

4093 

—  519 

157 

87 

104 

12 

9031 

7241 

1836 

8310 

182 

158 

18 

433269 

171 935 

28  976 

116  338 

109 

137 

Sa.  5-13 

273  9:35 

263  033 

16  676 

119  813 

III 

178 

14 

128  515 

57  712 

—  1344 

33513 

98 

135 

15 

85886 

88  977 

18268 

24242 

219 

819 

16 

9840 
12564 

Ä.m  %f^nt 

9340 

1  1834 

l  16388 
) 

,  133 

,  395 

17 

33388 

9  443 

3418 

10  289 

115 

145 

19 

29  272 

21098 

5903 

13868 

137 

184 

20 

26  582 

17  064 

451 

18  M'JT 

103 

202 

21 

10  233 

10080 

1 152 

0  698 

133  ^ 

289 

22 

7  186 

6  935 

7186 

28 

26821 

24776 

26821 

24 

582672 

458754 

48  678 

261225 

114 

181 

Sa.  14—24 

1  229  704 

838  321 

141230 

442315 

118 

156 

Sa.  2—24 
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Tubelle  IX«  Terbmncli  an  Boheiseu  für  den  inneren  Bedarf 

l)!t78-l»01  IB  1000  Tonsen. 


Im 
Jahre 

1. 

Gesamt- 
beilarl'  an 
Roheisen 

2.  Ausfuhr 

3. 

Rohei8enTer> 

luanrh  für 
den  inneren 

Rp<li»»'f/  I  tifl*«!. 
i>cUa  1 1  \  i.'lut;- 

renz  von  1 
und  2  c} 

a)  Roheisen 

iniil  n.ltP!) 

Brucheiseo 

1>)  Ki>t'n- 
tubiikutt*,  ' 

auf  Kolieiseni 
r<*(lii/ii'i"t 
1873-iö79  ■ 

im  Verhältn. ' 

100:140  ■ 
1879-1900  ' 

im  Verhältn. , 
100:133Vs 

V    /  'JlllllJiJl 

der  Ausfuhr, 
auf  Roheisen 

1878 

3376 

158 

268 

421 

2954 

1874 

2677 

222 

341 

568 

2114 

1875 

2827 

339 

482 

771 

2057 

1876 

2&61 

306 

500 

806 

1755 

1877 

2810 

865 

782 

1148 

1671 

1878 

2907 

416 

884 

1300 

1607 

1879 

2804 

433 

8->0 

1283 

1520 

1880 

319 

im 

1302 

1753 

1881 

.32o2 

313 

1  ksi 

1496 

1756 

1Ö82 

279 

lir>3 

1442 

2" ''28 

1888 

.i854 

319  . 

1219 

15:38 

2316 

1.884 

39^o 

274 

1156 

1430 

2556 

1885 

4027 

250 

1177 

1427 

2600 

1886 

3<96 

345 

1250 

1595 

2200 

1887 

4t>0i 

273 

1321 

1594 

2718 

1888 

4683 

195 

1258 

1453 

3281 

1889 

9U33 

190 

1800 

1490 

3543 

1890 

5255 

182 

1152 

1343 

8921 

1891 

5054 

218 

1893 

1605 

3449 

1892 

5287 

178 

i:{97 

1574 

3713 

1893 

534  < 

172 

1517 

1688 

3659 

1894 

.')<27 

232 

1747 

1979 

3748 

189'» 

5^05 

220 

1842 

2064 

3741 

18% 

6901 

193 

1979 

2172 

4278 

1897 

7482 

129 

16.84 

1813 

5535 

1898 

7>i92 

272 

1805 

2082 

5659 

1899 

235 

1700 

1935 

6934 

1900 

9557 

191 

1811 

2002 

7555 

1901 

8293 

304 

2724 

3028 

5265 

t 
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Meiner  lieben  Mutter 

und 

dem  Andenken  meines  teuern  Vaters, 


Digitized  by  LiOOgle 


Vorwort. 


Die  Verfasserin  der  vorliegenden,  der  Berltoer  philo- 
flophischen  Fakultät  als  Dissertation  eingereichten  und  von 

dieser  angenommenen  Untersuchung  über  die  Berliner  Filz- 
öchuhmacherei  ist  kurz  nach  bestandenem  Doktorexamen  so 
ernstlich  erkrankt,  dals  sie  ihre  im  Berliner  staatswissenschaft- 
lichen  Seminar  geraachte  Arbeit  weder  nochmals  durchsehen 
und  in  den  Zahlen  und  Anmerkuügen  nachprüfen,  noch  selbst 
ein  Wort  der  Einleitnng  schreiben  konnte.  Um  die  Arbeit 
nicht  veralten  su  lassen  und  den  Anforderungen  der  Fakultät 
zu  genügen,  mufste  daher  mein  Assistent  Dr.  Spiethoff  und 
ich  die  Drucklegung  und  Fertigmachung  übernenmen.  Wir 
hoffen,  dafs  dadurch  keine  au  erheblichen  Fehler  stehen  ge- 
blieben seien. 

Fräulein  Charlotte  Reimers  aus  Hamburg  war  eines 
der  l)esten  Mit^'lieder  meines  Seminars.  Mit  ausgezeichneter 
Vorbildung,  durch  mancherlei  soziale  Ililfsarheit  vorbereitet, 
von  den  allgemeinsten  geistigen  und  sozialen  Interessen  er- 
fÜUty  hat  sie  sidi  trots  sehr  zarter,  leidender  Gesundheit  der 
grofsen  persönlichen  Mühe  nntersogen,  welche  das  Studium 
der  Berliner  Filzschuhmacherei  und  ihrer  Arbeiter  erforderte. 
Jeder  fein  empfindende  Leser  wird  neben  dem  nationalöko- 
nomischen  Wert  der  Arbeit  das  psychologische  und  kultur- 
historische Urteil  in  derselben  zu  würdigen  wissen.  Fräulein 
Keimers  schickte  sich  eben  zu  einer  grofsen  Untersuchung 
auf  dem  Gebiete  der  Heimarbeit  nach  der  magna  cum  laude 
bestandenen  Prutuag  au,  als  die  Überanstrengung  der  vor- 
hergegangenen Zeit  sich  durch  einen  leidenden  Zustand  rächte, 
der  sie  auf  Monate  von  der  Arbeit  fernhält.  In  der  Hoffnung, 
dafs  sie  bald  wieder  mit  hergestellten  Kräften  sich  ihren 
Studien  widmen  kOnne,  ttbeigebe  ich  das  Heft  der  Öffent- 
lichkeit 

Berlin,  im  Juli  1906. 

G.  SehmoUer. 
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Geschichtliche  Entwicklang. 


Bedineungen  und  Uraachen  fttr  die  Entstehang. 

ÜliorschuTs  andrer  Handwerke  an  Meistern  und 
Gesellen.  Als  in  der  zweiten  Hnlfte  des  Jahrhunderts 
das  Handwerk  rler  grnfsindustriellen  Fabrikatinn  weichen 
mufste,  blieben  für  die  gelernten  Handarbeiter  nur  drei  Mög- 
liclikeiten  (ibrig.  Entweder  sie  suchten  durch  Herabsetzen 
der  Preibe  den  VerzweiOungskampf  mit  der  Maschinenindustrie 
aufsuDehmen,  wie  die  Handweber  es  getan»  nm  schliefslicJi 
doch  dem  Stärkeren  weichen  zu  raflseen;  oder  sie  Helsen  sich 
2U  Maschinenarbeitern  degradieren,  veneichteten  auf  ihre  Selb- 
ständigkeit, gaben  alle  Vorteile  einer  mühsam  erlernten  Qe- 
schicklichkeit  auf  und  gingen  in  einen  ungelernten  Beruf 
über.  Es  geschah  aber  notgedrungen  noch  ein  dritten.  Denn 
nur  diejenigen  Handwerker  konnten  üln  rhaupt  daran  denken, 
die  Konkurrenz  mit  der  Maschine  autzunenmen,  die  einen 
sicheren,  ausgedehnten  Kundenkreis  oder  anderweitigen  Absatz, 
auf  den  sie  rechnen  konnten,  z.  B.  an  Verleger,  hatten.  Und 
anderersei  tB|  da  die  Maschinen  Arbeitskräfte  ttberflttssig  machen, 
80  konnten  bei  weitem  nicht  alle  Handarbeiter  ihren  Lebens- 
unterhalt als  Fabrikarbeiter  in  ihrem  alten  Gewerbe  finden« 
£ine  grofse  Anzahl  gelernter  Handarbeiter  wird  beim  Über- 
gang vom  Handwerk  zum  maschinellen  Grofsbetrieb  ans  seinem 
Gewerbe  verdrüngt  und  steht  vor  der  Notwendigkeit,  einen 
anderen  Lebenserwerb  zu  suchen.  Dafs  dies  nicht  so  einfach 
vor  sich  geht,  wie  der  liberale  Individunlismus  es  glauben  zu 
naachen  bestrebt  war,  bedarf  heute  kaum  der  Erwähnung. 
Mittellos,  ein  älterer  Mann,  kann  der  brotlos  gewordene  Hand- 
werker kein  neues  Gewerbe  J ei  nen.  Es  mu(s  vielmehr  der 
Erwerb,  den  er  ergreifen  kann,  zwei  Bedingungen  erftlUen: 
er  darf  keine  grofse  Geschicklichkeit  erfordern,  keine  neue 
Technik  zu  erlernen  aufgeben,  und  er  darf  kein  Kapital  er- 
heischen.    Daher  ist   aus    allen  Handwerkermonographien 
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ersichtlich,  dafs  zunächst  ein  guter  Teil  der  aus  ihrem  eigent- 
lichen Beruf  vferdrängtcn  Handarbeiter  Nachtwächter  wird. 
I'ortiei",  Briefträger  oder  Badewärter,  je  nachdem  ihm  das 
Glück  günstig  ist,  ein  anderer  Teil  aber,  dem  es  schwerer 
wird,  sich  in  einer  abhängigen  Stellung  zurecht  zu  finden, 
weil  er  schon  die  lange,  seKwere  Lehrzeit  hindurch  sich  mit 
der  Hoffnung  getrOstet  liat»  dermaleinst  sein  eigner  Herr  sein 
zu  können,  sein  eignes  kleines  Geschäft  zu  haben,  von  dem 
er  sich  und  die  Seinen  schlecht  und  recht  ernähren  könne, 
suclit  lieber  als  „ Verlegenlieitserwerb"  einen  Beruf,  in  dem 
er  weiterhin,  wenigstens  äufseriich,  den  Meister  «pielen  kann. 
Diesem  Bedürfnis  brotlos  gewordener  kleiner  Aleister  und 
Gesellen,  einen  neuen  Erwerbszweig  zu  linden,  der  weder 
Lehrzeit  noch  Kapital  erfordert  und  doch  eine  gewisse  Selb- 
ständigkeit gewährleiste^  ist  die  Fiisschuhmacherei  in  Berlin 
entsprungen,  und  daraus  erklären  sich  ihre  Anfänge.  Sie  ist 
keine  Spezialisierung  der  Schuhmacherei,  sie  wurde  Ende  der 
sechziger  und  Anfang  der  siebziger  Jahre  Zuflucht  für  An- 

fshörige  aller  Gewerbe  \  die  in  ihrem  eigentlichen  Handwerk 
ein  gonügondes  Auskommen  mehr  fanden.  Einer  der  «Tsten 
Filzscfsnlilabrikantcn  z.  B.,  dem  es  gelang,  seinen  Betrieh  zu 
einem  Cxrofsbetrieb  zu  gestalteOi  war  ein  früherer  Schlächter- 
meister. 

Orofsstädtische  weibliche  Arbeitskräfte. 
Möglichkeit  der  Hausindustrie.  Ein  zweiter  Um- 
stand, der  das  EmporblOhen  dieser  Industrie  in  Berlin  in 
der  besonderen  y  vorliegenden  Form  ermöglichte,  lag  in  dem 
Vorhandensein  der  grofsstädtischen ,  müfsigen,  weiblichen 
Arboit.skraft.  Wie  die  übrigen  Bekleirlunp^sindustrien  nur 
durch  die  Ansammlung  zahlreicher  weiblicher  Arbeitskräfte 
möglich  sind,  wie  sie  in  industriellen  Orofsstädten  auftreten, 
so  machte  sich  auch  die  Filzschuhfabrikation  die  immer  schärfer 
werdende  Konkurrenz  der  arbeitsuchenden  Frauen  dienstbar. 
Es  sei  au  die  Worte  Alfred  Webers  erinnert,  mit  denen  er  die- 
jenigen  Industrien  charakterisiert,  die  aliein  diese  brach- 


^  Numontiieh  kommen  hior  die  Sattler  in  Betracht.   Durch  die 

veränd'rtr  Vrilxrlirswirtschaft  rrfulir  di(^  Rjtttlpn'i  in  der  Mitte  des 
19.  Jahrliunderts  einen  ganz  bedeutenden  Umschwunj^.  Der  Maschinen- 
betrieb setzte  ein,  die  Zahl  der  kleinen  Meister  ging  ganz  erheblich 
zurück.  Plrn^'«  (verjj^l.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  LXVi,  S.  4bii)  zeifrt  von  Sachsen,  „dafs  Dresden  und  Leipzip  schon 
1850  eincTi  Rückcanff  ihrer  Suttlerbjj\  ölkerung  haben  ....  Sechs  Jahre 
später  ist  ...  .  der  Kückpang  überall  eiw;ietreten."  Er  gibt  an,  dafs 
1849  auf  einen  Sattlerraei^tcr  in  Leipzig  :^fU>9  l'inwoliner  kamen,  1^61 
dagegen  4017.  Für  die  Satticrmciöter  und  Gchelli  n  war  die  Filzschuh- 
macherei  besonders  danim  ein  willkommener  YcrU  gonhcitserwerb,  weil 
sie  gewohnt  waren,  mit  der  Nadel  umzugehen. 
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liegenden  Arbeitskräfte  verwerten  können Wir  haben  es 
in  der  Filzscliuhmacherei  mit  einer  solchen  zu  tun.  Der 
Arbeiter  brauchte  keine  Schuhmaclierkeiiutnisse  zu  besitzen; 
was  von  ihm  Teiiangt  wurde,  das  konnte  jede  einfache  Frau, 
die  das  Ntthen  verstand,  leisten,  ohne  eine  Lehrzeit  durchzu* 
machen.  Ohne  diese  billigen  Arbeitskräfte  hätte  die  Industrie 
an  Berlin  nicht  feste  Wurzel  fassen  können.  Voll  ausnutzen 
konnte  sie  sie  aber  nur,  weil  sich  die  Technik  der  Filzschuh- 
macherel  zur  Heimarbeit  eignet.  Das  Ilohniaterial  wie  die 
fertige  Ware  sind  loiclit  beweglich,  Maschinen  wurden  in  der 
ersten  Zeit  garnicht  gebraucht,  die  Heimarbeiterinnen  konnten 
ihre  Arbeit  selbst  in  dem  kleinsten  Mansarden.stubchen  aus- 
führen. Die  ersten  Filzschuhfabrikanten  haben  hiervon  in 
ausgiebigster  Weise  Gebranch  gemacht  und  die  Produktions- 
kosten dadurch  sehr  yerringert 

Bedürfnis  nach  billiger  Ware.  Zu  diesen  drei 
Umständen  raufste  sich  selbstverständlich  als  vierter  noch  das 
Bedürfnis  oder  w^nicfi^tens  die  Aufnahmefähigkeit  für  billige 
leichte  Fufsbeklcidung  im  Publikum  gesellen.  Noch  bis  in 
die  Mitte  der  sechziger  Jahre  dienten  der  iirmoren  Bevölkerung 
Berlins  Holzsehuhe  als  Fufsbekleidung,  und  für  die  schmutzigen 
Strafsen  der  Stadt,  die  Balzac  noch  etwa  15  Jahre  vor  Ent- 
stehung unserer  Industrie  einmal  in  dem  ehrlichen  Abscheu 
des  durch  das  so  viel  glAnzendere  Paris  verwöhnten  Franzosen 
jener  Zeiten  „maussade''  nennt,  hätte  man  sieh  kaum  etwas 
Anderes  gewünscht.  Die  Kinder  liefen  barfufs.  Ledernes 
Fufszeug  bildete  wohl  einen  Teil  des  Sonntagsstaates,  man 
zwängte  sich  nur  an  Feiertagen  in  die  Stiefel  hinein  und 
ertruL'  dann  heroisch  die  Qualen  im  Bewufstsein,  dafs  dieses 
Unbeiiugen  nun  einmal  zu  den  guten  Kleidern  gehöre.  Sie 
spielten  die  KoUe,  wie  etwa  jetzt  der  Handschuh  bei  den  Ar- 
beitern. Das  änderte  sich  in  den  siebziger  Jahren.  Berlin 
veigröfserte  sich,  die  EIntfemungen  wuchsen,  die  Stralsen 
wurden  besser  gepflastert,  und  weite  Wege  auf  Holzpantoffeln 
zurückzulegen,  empfand  man  doch  als  Unbequemlichkeit. 
Von  den  siebziger  Jahren  an  stieg  auch  der  \^'ohlstand  der 
Bevölkerung,  so  dafs  der  Lohn  nicht  nur  ausreichte,  um  knapp 
rl.'i«  nnckte  Leben  zu  fristen,  sondern  erlaul)te,  auch  aufbessere 
Kleidung  etwas  zu  verwenden.  Bekanntlich  waren  die  Löhne 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhundorts  stark  gesunken,  er- 
reichten ihren  grofsteu  Tiefstand  in  Deutschland  zwischen 
1840—45  und  begannen  erst  in  dea  sechziger  Jahren  all- 


*  EntwickeluiigsgTundlagendergrofsst&dtischen  FrauenhaiisLnduatrie 
In  Schriften  des  Yermns  &a  Sosialpolitik,  Bd.  LXXXV,  1899,  S.  41. 


Digitized  by  LiOOgle 


4 


XXI  4 


inählich  sich  zu  erholen.  Barhaupt  und  barfufs  zu  gehen,  ist 
leichter  erträglich,  als  keinen  wariiien  liock  anzuhaben,  auf 
die  Schuhe  verzichtete  mau  zuerst.  Bis  in  die  sechziger  Jahre 
hfttte  eine  derartige  Industrie,  deren  Produkte  vornehmlich 
für  die  Arbeiterklasse  bestimmt  waren,  in  Berlin  keinen  Absatz 
gefnnden.  Die  Filaschuhmacherei  entstand  Ende  der  sechsiger 
und  Anfang  der  siebziger  Jahre,  d.  h.  zu  einer  Zeit,  in  der 
es  wenigstens  einem  grofsen  Teil  der  Berliner  Arbeiterschaft 
möglich  war,  auch  für  Frau  und  Kinder  billiges  Schulueng 

zu  erstehen. 

Besonders  fördernd  auf  den  Konsum  von  Filzschuhen 
wirkte  noch  ein  anderer  Umstand :  Nach  dem  Kriege  von 
1870/71  verdrängten  grofse  Mietkaseraen  die  alten  Häuser, 
in  denen  bisher  Kdn  Mensch  Anstois  an  dem  Geklapper  der 
Holzpantinen  genommen  hatte.  Aber  in  diesen  neuen  Hassen« 
4]|uartiereDy  in  denen  oft  über  100  Menschen  hausten,  verboten 
sie  sich  fast  von  selbst»  Der  Lärm  wäre  unerträglich  gewesen, 
und  der  Wirt  konnte  auch  nicht  davon  entzückt  sein,  wenn 
die  grofse  Kinderschar  der  vielen  Familien  ihm  Treppen  und 
Dielen  durch  das  schwere  Fufszeug  ruinierten.  Noch  bis  vor 
kurzem  konnte  man  in  den  Hauseingängen  der  Miethäuser 
im  Osten  und  Norden  der  »Stadt  eine  Tafel  sehen  mit  dem 
Verbot  „auf  den  Treppen  mit  Holzpantinen  zu  klappern". 
Da  war  der  Filsscbub  der  beste  Ersatz.  Auch  waren  die 
neuen,  in  der  Schwindelzeit  oft  entsetzlich  unsolide  gebauten 
Wohnungen  bedeutend  kälter  als  die  alten  Httuser,  und  der 
warme  Filzschuh  war  dadurch  doppelt  willkommen. 

Erste  Anfange.  Pie  Bedingungen,  welch*^  <Ue  Ent- 
stehung der  Industrie  crmogliciiten ,  haben  auch  ihrer  ersten 
Entwicklung  die  Buhn  vorgeschrieben.  Noch  in  den  ersten 
der  1870  er  Jahre  waren  die  Artikel,  die  man  anfertigte, 
sehr  einfach.  Es  wurden  überhaupt  nur  zwei  oder  drei  ver- 
schiedene Arten  hergestellt:  der  Cordpantoffel,  aus  Cord  mit 
Doublesohle,  der  rote  Plttscbpantoffel  und  Plttschschuh  und 
der  schwere  sogenannte  „pommersche"  Schuh  aus  Filz  mit 
dicker  Filzsohle.  Nach  einem  Musterschuh  oder  -pantoffel 
schnitt  der  Meister  OberstofF  und  Sohle  zu^  nähte  selbst  oder 
mit  2  oder  3  Oosellen  nach  Sattlerart  mit  zwei  Fäden  beides 
aneinander,  so  dafs  die  Naht  nach  aufsen  kam,  und  das  Ein- 
fassen besorgten  Heimarbeiterinneu.  Um  den  Schuli  gegen 
Feuchtigkeit  widerstandsfähiger  zu  macheu,  klebte  mau  eine 
Ledersonle  unter  die  Double-  oder  Filzsohle.  Auch  kam  man 
bald  dazu,  die  Schuhe  zu  wenden,  d.  h.  die  Naht  nach  innen 
zu  legen,  und  liefe  auch  diese  einfache  grobe  Arbeit  von 
Heimarbeiterinnen  aosfilbren. 

Dieser  primitiven  Produktionsweise  entsprach  die  Ein- 
richtung der  Betriebe.   Das  Kapital,  dessen  der  Fabrikant 
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bedurfte,  war  sehr  bescheiden.  Das  Material  bekam  er  auf 
Kredit,  die  Löhne  waren  aufserordentlich  gering,  Miete  für 
Arbeiuiiiume,  Auslagen  für  Beleuchtung  sparte  er  durch  Be- 
öchttftigung  von  Heimarbeiterinnen.  Dabei  waren  die  Preise, 
-die  der  Fabrikant  bekam,  sehr  günstig,  so  dafs  er  von  den 
Verkaafspreisen  der  Regel  nach  die  Httlfte  als  Eeingewinn 
gehabt  haben  soll.  Wie  blühend  das  Geschäft  war,  dafür  ist 
der  beste  Beweis,  daO»  der  Begründer  einer  der  jetzt  grdfoten 
Fabriken  ohne  weiteres,  trotzdem  er  selbst  nicht  einen  Pfennig 
Vermögen  hatte,  von  einem  in  der  Geschäftswelt  als  sehr  vor- 
siclitig  bekannten  Manne  80000  M.  geliehen  bekam,  als  er 
^eine  Absicht  äufaerte,  eine  Filzschulitabnk  zn  gründen.  Der 
Fabrikant  zog  sich  nach  wenigen  Jahren  mit  einem  Vermögen 
von  GOOOOO  M.  zurOck. 

Der  Absata  war  ausschliefsUch  ein  lokaler.  Hatte  der 
Fabrikant  einen  Posten  Schöbe  und  Pantoffel  fertig  gestellt, 
«o  packte  er  sie  zusammen  und  verkaufte  sie  einem  Hausierer 
•oder  ging  selbst  damit  liausieren.  Das  Berliner  Publikum, 
auf  das  er  als  Abnehmer  rechnete,  war  zu  arm  und  zu  wenig 
verwöhnt,  um  an  dem  wenig  eleganten  Aussehen  seiner  Ware 
Anstois  zu  nehmen.  Die  Schuhe  wurden  verkauft,  sobald  sie 
eben  fertig  waren,  ja,  es  wird  allgemein  behauptet,  dafs  damals 
kaum  öoviel  hergestciit  werden  konnten,  als  verlangt  wurden. 
Und  dieses  ftlr  den  Fabrikanten  günstige  Verhältnis  von 
Kachfrage  und  Angebot  bestand  auch  noch,  als  die  Zahl  der 
Filzschnnfabriken,  die  Mitte  der  siebziger  Jahre  etwa  sieben 
betragen  haben  soll,  stieg.  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  fabel- 
haften Geschwindigkeit,  mit  der  sich  Berlin  entwickelte.  Man 
vergegenwärtige  sich ,  dafs  die  Bevölkerungszahl  Berlins 
mr>r,  =  (557  678  betrug,  1895  dagegen  1(578924.  Die  jährliche 
i^lunahme  war  1R75— 80  ^  3,3o/o,  1880— 85 3,4 «/o,  i885— ^H  i 
—  40/0.  Und  da  gerade  die  Arbeiterbevölkerung  den  gröfsten 
Anteil  an  dieser  Zunahme  hatte,  so  wurden  Industrien  wie 
•die  Filzschuhmaeherei  nicht  zum  wenigsten  durch  das  Wachsen 
'der  Hauptstadt  gefördert.  Auch  besserten  sich  durch  den 
«ich  veigrOfsemden  Wohlstand  die  Löhne  immer  weiterer 
Schichten,  so  dafs  auch  nach  dieser  Richtung  hin  der  Kunden- 
kreis sich  ausdehnte.  In  diesen  Bahnen  bewegte  sich  die 
Influstrie  in  den  ersten  20  Jahren  ihre^?  Bestehens  von  Ende 
^er  Ismo  er  Jahre  bis  etwa  Ende  der  Issuer  Jahre.  Die 
kleinen  Betriebe  glichen  noch  mehr  einer  Hand\verker-\\'trk6tatt 
als  einer  modernen  Fabrik.  Ihre  Uberftihrung  auf  den  heutigen 
iitand  wurde  durch  eine  Reihe  von  Umständen  bewirkt,  von 
denen  die  wichtigsten  die  Einführung  der  Durchntlhmaschine 
und  die  Aufnahme  der  Lederartikel  waren, 

Übergang  zur  modernen  Organisation.  Die 
DurchnAhmaschine.  Aus  Connecticut  und MassacbusetSy 
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wo  die  hohen  Löhne  der  wohlorgaiiisierteii  Arbeiter  in  der 
Schuhindustrie  „eine  erstaunliche  geistige  Fruchtbarkeit**,  vaxk 
mit  den  Webb«  »u  reden,  hervorriefen,  wanderte  die  Durch- 
nähmaschine  vor  etwa  80  Jahren    so  wie  die  meisten  spätere» 

Schuhmascbinen ,  zu  uns  hertlber,  bürgt  i  N  sich  zunächst  m 
der  mechanischen  Schuhmacherei  ein,  und  Ende  der  achtziger 
Jahre,  nachdem  auswärtige  grofse  Firmen  in  Saclisen,  Nürnberg,. 
Erfurt  damit  vorangegangen  waren,  bequemten  sich  auch  die 
Berliner  Filzschuhfabrikauten  dazu,  sie  in  ihre  Betriebe  ein- 
zuführen. Der  Unterschied  in  der  Technik  besteht  darin,  dals 
der  Schuh  jetzt,  nachdem  der  iSchalt  auf  die  Sohle  gezwickt 
ist,  von  der  Haschine,  beyor  er  gefUttert  wird,  von  innen 
genttbt,  und  das  Futter  erst  nachher  eingeschoben  wird.  Das- 
Wcnden  wird  dadurch  erspart,  die  Arbeit  ist  dauerhafter,  und 
die  Produktivität  wird  ganz  ungeheuer  gesteigert.  Während 
sonst  ein  Betrieb  täglich  etwa  3 — 5  Dutzend  Paar  produzierte, 
ziihlt  man  die  an  einem  Tage  von  einer  Fabrik  gelieferten 
Paare  jetzt  nach  Hunderten  von  Dutzenden.  Was  frtiher 
fleifsige  Hände  mühsam  in  lO — 15  Minuten  fertig  stellten  — 
eine  geübte  Wenderiu  kann  nicht  mehr  als  3 — 4  Schuhe  in 
der  Stunde  liefern  —  das  schafft  die  Maschine  in  wenigen 
Sekunden  —  der  Darehntther  näht  stündlich  etwa  40 — 50  Paar. 
Fflr  solche  Mengen  reichte  der  lokale  Markt  nicht  aus. 

Die  Einführung  der  Durchnähmaschine  wies  also  darauf 
hin,  Air  eine  Vergröfserung  der  Erzeugung  neuen  Absats  au 
suchen,  sei  os,  dafs  neue  Artikel  anfgenommen  wurden,  die 
auf  dem  alten  Markt  abgesetzt  wurden,  sei  es,  dafs  man  für 
die  alten  Artikel  neue  Märkte  suchte,  lu  derselben  Hichtung 
wirksam  war  die  Eigenart  des  Gewerbes  als  Saisoniiidustrie, 
und  dieber  Charakter  wurde  durch  den  Übergang  zur  maschi- 
nellen Technik  noch  ^erschftrft.  Der  Filsschuh  ist  ein  Saison- 
artikel, der  mehr  als  die  meisten  v6n  der  jeweiligen  Witterung 
abhfingt.  Je  früher  im  Herbst  die  kalte  Witterung  einsetzt, 
desto  eher  beginnt  der  Verkauf;  bei  warmem  Wetter  will 
kein  Mensch  etwas  von  Filzschuhen  wissen.  Während  früher 
die  Händler  die  Fabrikanten  dränLrten  und  zur  Eile  antrieben, 
weil  sie  nicht  genug  Schuhe  bekommen  konnten,  wurde  jetzt  bei 
der  in  ungeahnter  Weise  gesteigerten  Produktion  die  Nachfrage 
bald  befriedigt,  und  es  entstand  nun  für  die  Fabrikanten  die 
Aufgabe,  die  Produktionsmittel,  in  denen  jetzt  viel  Kapital 
steckte,  in  der  flauen  Zeit  auszunutzen.  Das  Nächstli^ende 
war,  die  lokale  Beschränkung  aufzugeben  und  fUr  den  Absata 
einen  grOfsercn  Markt  zu  gewinnen.  ^Tnn  suchte  sich  auf 
ganz  Deutschland  auszubreiten  und  die  Ware  möglichst  auch 


*  System  Makkay.  Die  eiste  Durehnähmaschine  wurde  1858  in 
Amerika  erfiiinltMi.  In  den  siebziger  Jahren  konstruierte  ein  £iigUbider 
John  Keats  ein  neues  System,  eiue  Doppelstichmaschiue. 
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nach  fremden  Ländern  auszulühren.  Dies  glückte  aber  nur 
in  beschränktem  Mafse,  denn  es  standen  den  Berliner  Fa- 
brikantMi  hier  ältere,  grtffaere,  best  angesebeoe  Firmen  in 
Bayern,  Sachsen  etc.  hindernd  im  Wege.  Zudem  kann  der 
Fifiechuh  wegen  seines  beschränkten  Qebraaches  als  Aasfuhr- 
ware nie  die  Bedeutung  erlangen  wie  etwa  fertige  Blusen  und 
Mäntel. 

Verfertigung  von  Lederschuhen.  Es  mufste  ein 
andrer  Ausweg  gefunden  werden,  und  auch  hier  zeicluieteu 
wieder  die  lokalen  Bedürfnisse  und  Bedingungen  den  Weg 
vor.  Man  fing  an,  bunte  leichto  Lederschuhe  lif^rzristellen, 
und  hatte  damit  einen  so  grof-sen  Erfolg,  dafs  der  ursprüng- 
liche Artikel,  von  dem  heute  noch  die  Industrie  iiiren  Namen 
trägt;  in  den  groCseren  Fabriken  mehr  und  mehr  zum  Neben- 
produkt herabsinkt,  wenn  auch  noch  in  alleu  Betrieben 
Filzschuhe  hergestellt  werden*  — 

Bunte  Lederschuhe  waren  immer  beliebt,  aber  sie  galten 
noch  au  unsrer  OrofsmUttcr  Zeiten  als  Luxus.  Saffianselmhe, 
weifse  Glactehuhe  oder  die  sogenannten  Qoldkftferschuhe 
trugen  Damen  nur  zu  grofser  Toilette,  und  auf  ihre  Herstellung 
wurde  ganz  besondere  Sorirfnlt  verwpn<b't.  Jetzt  ma<  htc  man 
solche  Schuhe  in  Schatledi-r  nach,  futterte  sie  mit  glänzendem 
Baumwollatlas,  klebte  eine  fast  durchsichtige  Ledersolile  drunter, 
und  der  hübsche  Schuh  prangte  zu  einem  Preise  von  3 — 4M. 
und  weniger  im  Schaufenster  und  entzückte  die  jugendlichen 
Käuferinnen.  Die  Ware  fand  grofsen  Anklang.  Mit  der 
steigenden  Wohlhabenheit  hat  sich  in  Berlin  ein  bisher  nicht 
gekannter  Hang  bu  Pracht  und  Putz  in  der  Bevölkerung  ent- 
wickelt, der,  von  den  obern  Schichten  ausgehend,  sich  auch 
auf  die  ärmere  Bevölkerung  ausdehnt.  Überall  macht  sich 
der  Sinn  fUr  das  Zierliche,  die  Freude  an  der  Farbe  gleitend; 
unser  ästhetisches  Empfinden  hat  sich  verfeinert,  das  Auge 
will  befriedigt  sein.  Man  verlangt  vom  Hausmädehen  nicht 
nur,  dafs  sie  eine  gute  Arbeitskratt  sei,  sie  soll  auch  nett  aus- 
sehen. Das  grobe  Arbeitskleid  ist  dem  hellen  Waschkleid 
gewichen,  die  derben  Holzpantoffel  werden  selbst  dem 
„Mädchen  fUr  AUes*^  nicht  mehr  gestattet.  Auch  die  Vei^ 
käuferin  darf  nicht  in  uneleganten  Kleidern  erscheinen.  Viel 
dafür  aufzuwenden ;  gestattet  das  dUrftige  Gehalt  niclit.  So 
kam  die  Filzschuhmacherei  mit  den  neuen  billigen  Luxus- 
artikeln auf  den  Markt  zu  einer  Zeit,  wo  ein  grofses  Publikum 
dafür  reif  war.  Billig  und  hübsch"  war  die  Devise  der 
Filzschuhfabrikanten,  und  nach  billigen  und  hübschen  dachen 
sehnte  sicli  die  weibliche  Jugend  Berlins, 

Wettbewerb  mit  der  mechanischen  Schuh- 
macherei. Mit  der  Aufnahme  der  Lcdcrartikel  war  die  F'ilz- 
scbuhmacherei  in  eine  neue  Phase  getreten.   Sie  grifi'  in  das 
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Gebiet  der  mechauibchen  Schuhmacherei  über  und  muffte  ver- 
suchen, dieser  eioen  Teil  des  von  ihr  bereits  eroberten  Feldes 
absugewinnen.    Die  mechanische  Schuhmacherei  hatte  das 

^uidwerk  verdrängt,  sah  sich  jetzt  aber  durch  die  Filsschuh- 
macherei  auf  einen  ähnlichen  Verteidigungsstandpunkt  versetzt 
wie  dieses.    Für  den  Angriff  der  Fiizschuhmacherei  bestand 
nun  eine  rloppeho  Möglichkeit:    entweder  sie  Uberbot  die 
mechanische  Sclmliinacherei  in  der  Güte  der  Erzeugnisse  und 
suchte  sich  dadurch  einen  neuen  Kundenkreis  zu  gewinnen; 
oder  aber  sie  brachte  bedeutend  billigere  Ware  und  ergriff  damit 
dieselbe  Taktik,  welche  die  mechanische  Schuhmacherei  gegen- 
über dem  Handwerk  geübt  hatte.  Für  die  Filsschufamacherei 
konnte  nur  das  letstere  in  Frage  kommen.  Die  Betriebe 
waren  viel  zu  kapitalarm,  um  teures  Material,  das  saubere 
Arbeit)  d.  h.  gute  Arbeiter  verlangt,  verarbeiten  au  können. 
Es  konnte  nicht  anders  vertahren  werden,  als  tatsächh'ch  ge- 
schelien  ist,  und  wie  es  eben  geschildert  wurde.    Die  „Hivalen 
im  Leder*"  muTsten  um  jeden  Preis  unterboten  werden. 

Gefängnisarbeit.  War  durch  den  Wettbewerb  mit 
den  Schuhfabriken  schon  ein  schroffer  Kampf  fftr  das  Gewerbe 
nach  aufsen  gegenüber  einer  fremden  Industrie  entstanden,  so 

trat  jetzt  noch  ein  Umstand  hinzu,  der  auch  im  Gewerbe 
selbst  die  Lage  sehr  verschärfte.    Es  war  dies  die  Gefilngnis* 

arbeit.  Das  Bestreben,  an  den  Produktionskosten  zu  sparen, 
führte  1870  die  Filzschuhfabrikanten  dazu,   die  Arbeit 

nicht  mehr  von  freien  Arbeitern,  sondern  von  Gefangenen 
herstellen  zu  lassen.  Der  billige  Arbeitslohn  —  die  Ver- 
waltung verlaugte  pro  Tag  45  Pfennige  für  die  Überlassung 
eines  Gefangenen  —  wog  dem  Fabrikanten  die  Nachteile 
dieser  Art  der  Arbeit  auf,  z,  B.  das  hJluiiffe  Wechseln  der 
Arbeltskräfte  und  das  damit  verbundene  Anlernen  neuer  Ar- 
beiter. Als  aber,  durch  das  Drängen  der  sich  geschädigt 
fühlenden  Konkurrenten  und  der  sozialdemokratischen  Partei 
bewogen,  die  preufsisclie  Gefängnisverwaltung  diesen  Preis 
zuerst  auf  60  Pfennige,  dann  auf  SO  Pfennige  erhöhte,  da 
nahm  der  Wettstreit  der  Unternehmer,  in  den  Geftlngnissen 
arbeiten  zu  lassen,  sehr  ab,  und  jetzt,  seitdem  der  Preis  auf 
I  Mark  gesetzt  ist,  findet  die  Verwaltung  überiiaupt  fast 
keinen  Unternehmer  mehr^ 

Was  die  Oeföngnisarbeit  zunächst  bewirkte,  war  eine 
schwere  Schädigung  der  kleineren  Betriebe,  die  mit  wenigen 
freien  Arbeitern  arbeiteten.  Dennoch  aber  führte  dieser  neue 

'  Es  solloii  jetzt  einige  Fabriken  mit  der  Gefanj^nisverwaltung 
ein  Abkommen  getroflen  haben,  wonach  der  Fabrikant  nicht  die  Uber« 
lasanne  des  GefönjErenen,  sondern  die  fertifr  hergestellte  Ware  bezahlt 
Dunach  wfixde  die  Verwaltung  das  Risiko  f&r  die  verdorbenen  Arbeiten 
trageu. 
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Umstand  nicht  dazu,  die  Zahl  der  kleinen  Betriebe  zu  ver- 
ringern und  dadurch  das  Auswachsen  der  Industrie  zum 
Orofsbetrieb  zu  fördern,  weil  dem  Kleinfabrikantentum  ein 
Nachwuchs  in  den  entlassenen  Strttfliiigen  entstand.  Nichts 
ist  natürlicher  —  and  bei  der  Rechtfertigung  der  gewerb- 
lichen QefUngnisarbeit  wird  dies  auch  stets  nachdrücklich 
betont  —  als  dafs  der  Gefangene  bei  seiner  Entlassung  aus 
der  Strafanstalt  und  seinem  Wiedereintritt  in  das  bürgerliche 
Leben  dir?  Kunst,  die  er  im  GefUngnis  erlernt  und  ausgeübt 
hat,  als  Broterwerb  weiter  zu  führen  sich  bestreljt,  namentlich 
wenn  es  sich  um  ein  Oewerbe  handelt,  das  iui  Aufblühen 
begriffen  ist.  Viele  von  den  ehemaligen  Gefangenen  und 
Zuchthäuslern  HefiBen  sich  in  Berlin  nieder,  gründeten  kleine 
Filsschuhbetriebe  y  drückten  und  tnifshandelten  ihre  Arbeiter, 
wie  sie  selbst  einst  gedrttckt  und  mifshandelt  worden  waren, 
und  brachten  durch  Fleifs  und  Enei^e  ihre  Betriebe  in  die 
Höhe.  £nnöglicht  wurde  ihnen  dies  aus  denselben  Gründen, 
aus  denen  sich  die  Filsschuhmacherei  für  kapitalarme  Hand- 
werker eignete. 

Wenn  die  Geftlngnisarbeit  auch  nur  eine  Episode  für  die 
Berliner  Filzschuhmaclierei  darstellte,  die  heute  so  gut  wie 
überwunden  ist,  so  hat  sie  doch  die  auch  jetzt  noch  nach- 
wirkende Folge  gehabt  y  die  Neigung  des  ganzen  Gewerbes 
SU  Hungerlöhnen  und  su  Schundware  su  verstärken.  Die 
OefUngnisarbeit  hat  einen  nicht  unwesentlichen  Anteil  daran^ 
dafs  das  Gewerbe  ein  parasitisches  wurde  und  blieb» 

Dies  ist  in  kurzen  Zügen  die  Entwicklung,  welche  die 
Filzschuhmacherei  seit  Ende  der  18()0er  Jahre  genommen  hat. 
Die  oiTifnchf'  Handarbeit  ist  von  der  im  höchsten  ^^lifse 
arbeitsteiligen  Maschinenarbeit  zum  grofsen  Teil  abgelöst, 
aber  noch  nicht  gänzlich  verdrängt.  Der  Kreis  der  Erzeug- 
nisöe  hat  sich  erheblich  vergröfserL  Man  stellt  Lederartikel 
her,  um  die  Schäden  der  Saisonarbeit  su  überwinden.  Aber 
die  Betriebsunkosten  sind  gewachsen,  der  Wettbewerb  ist  nach 
aufsen  und  nach  innen  verschärft,  und  alles  in  allem  ist  die 
Lage  des  heutigen  Filsschuhfabrikanten  bedeutend  schwieriger, 
aU  sie  es  vor  30  Jahren  war. 

Ks  bleibt  nun  zu  zeigen ,  wie  nach  einer  solchen  Ent- 
wicklung die  Industrie  sich  heute  im  einzelnen  darstellt. 
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Organisation  und  gegenwärtige  Lage 

der  Industrie* 


Produktionsgegenatände.  Die  Berliner  Gewerbe- 
aiisstellung  von  1800  liat  einen  Aufsclilufs  über  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Industrien  der  Keiclishauptstadt  gegol>en .  der 
im  höchsten  Grade  überraschend  war.  Die  Resultate  setzten 
um  so  mehr  in  Erstaunen,  als  man  in  weiteren  Kreisen  Berlin 
nicht  unter  die  Indusü  iestädte  zu  rechnen  gewohnt  war.  Für 
die  ttberatis  schnelle  und  grofsartige  Entwicklung  dieser  In* 
dustrien,  für  die  Schwierigkeiten,  mit  denen  sie  zu  kAmpfen 

Schabt  haben,  und  für  den  Weg,  den  die  Produktion,  durch 
iese  Schwierigkeiten  gedrängt  gegangen  ist,  i^chliefslich  kann 
die  Berliner  Filzschuhmacherei  als  typisch  gelten,  wenngleich 
sie  im  eraten  Punkt  von  der  übrigen  BekleiduniGi'sindustrie, 
namentlich  der  Mäntel-  und  Blusenkonfektion,  bei  weitem  über- 
troffen wurde. 

Die  Erzeugnisse  der  Filzächulimacherei  sind  sein*  ver- 
schieden. Quantitativ  den  gröfsten  Kauni  nimmt  noch  die 
Herstellung  der  groben  Ware  ein :  der  grobe  Filzschuh  mit 
dicker  Filssohle  oder  Fils-  und  Ledersohle,  der  Cordschuh 
und  -pantoffel  sowie  der  noch  derbere  Jutescnuh.  In  grofsen 
Mengen  wird  der  minderwertige  bunte  Lederschuh  hergestellt 
aus  Schafleder  mit  derber  Sohle  in  einfachster  Ausführung, 
oft  dient  statt  des  Leders  Ledernaelinlimnnjr.  Ein  bedciit^Mider 
Artikel  ist  für  die  Filzschuhraacherei  der  Tennis-  und  >j)ort- 
schuh  geworden,  aus  Scgeltueh  mit  Lederkappe,  in  ganz 
billiger  wie  in  besserer  Ansfühi  ung.  Daraus  hat  sich  der 
Segeltuchstiefel  mit  Lederkappe  entwickelt,  der  sich  wegen 
seiner  Leichtigkeit  grofse  Beliebtheit  errungen  hat;  auch  dieser 
wird  teilweise  sehr  schlecht  hergestellt  —  man  erzählt  sich,  die 
Damen  hätten  nach  Ausflügen  Sohle  und  Absätze  in  der 
T:iM  Ii  >  nach  Haus  getragen,  wenn  sie  von  einem  Regen  Über- 
rascht wurden  —  teilweise  aber  aus  gutem  Material,  sauber 
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gearbeitet,  so  dafa  der  Stiefel  einen  eleganten  Eindruck  macht 
und  dabei  bedeutend  billiger  als  ein  Lederatiefel  ist.  Die 
schweren  Oberfilzschuhe,  die  aus  gewalktem  Filz  hergestellt 
werden,  smd  Produkte  der  Fils-  und  Hutfabriken.  Nur  wenn 
sie  mit  einer  LedersoUe  versehen  werden  sollen,  kommt  der 
fertige  Fikteil  in  die  Filzschuhfabrik,  um  dort  an  die  Sohle 
genäht  zu  werden. 

Die  Produktion  der  besseren  Artikel  tritt  zurück  hinter 
der  der  schlechteren  \^'are.  Der  feine,  zierliche  Filzpantoffel 
mit  Schleife  oder  Poinpon  garniert,  wird  in  geringeren  Mengen 
hergestellt,  da  das  Publikum,  für  das  er  bestimmt  ist,  ein 
wenig  zahlreicheö  ist.  Er  ist  beliebter  in  der  Provinz  ab  bei 
den  Grofsstfldtem.  Als  besondere  Berliner  Spezialität  hat 
sich  der  leichte  bunte  Lederschuht  der  Reise-  und  Morgen- 
schuh, herausgebildet,  aus  Ziegenleder,  meistens  aus  feinem 
gegerbten  Schatleder,  gewöhnlich  braun  oder  rot,  mit  Atlas 
gefuttert  und  mit  dünner  Ledersohle  versehen*  Gerade  wegen 
seiner  Leichtigkeit  wird  dieser  Schuh  gern  getragen.  Er  ist 
kein  Modeartikel  von  kurzer  Dauer  —  dazu  ist  er  zu  prak- 
tisch und  angenehm.  Sein  Publikum  ist  viel  zahlreicher  als 
das  des  feinen  Filzpantoffels;  es  will  wirklich  gute  Ware 
haben,  ist  aber  auch  fhhig  und  willig,  den  entsprechenden 
Preis  zu  zahlen.  Da  nun  dieser  Artikel,  wie  zu  zeigen  sein 
wird,  auch  in  anderer  Beziehung  besonders  fUr  die  Berliner 
Industrie  geeignet  ist,  so  ist  dieser  bunte  leichte  Lederschuh 
fiir  die  Berliner  Fabrikanten  der  Lückenbufser  geworden,  der 
die  Nachteile  des  Saisonartikels  Filzschuh  ausgleichen  soll. 
In  den  grofsen  Fabriken  hat  er  den  Filzschuh  fast  vf'rdrMTit^^ 
so  dafs  man  wohl  sagen  kann,  die  grofsen  Berliner  Filz- 
schuhfabriken  seien  keine  Filzschuhfabriken  mehr. 

Aber  erst  in  den  letzten  Jahren,  und  natürlich  auch  nur 
in  den  grofsen  Fabriken,  hat  sich  diese  Spezialität  in  der  Ber> 
liner  FUzschuhfabrikation  herausgearbeitet  Bislang  war  oder 
ist  auch  teilweise  noch  ein  gewisses  Suchen  und  Tasten  unter  den 
Berliner  Fabrikanten  vorhanden,  um  einen  Artikel  zu  finden^ 
der  den  besonderen  Verhältnissen,  unter  welchen  sie  arbeiten^ 
entspricht,  nämlich :  einerseits  die  Intelligenz  der  Berliner  Ar- 
beiterschaft, andererseits  die  Kapitalschwäche  der  Berliner  In- 
dustrie. Man  hat  versucht,  in  unrichtiger  Nachahmung  von 
Pirmasens  und  anderen  Faln  ikzentren ,  billige,  grobe  Leder- 
stiefel herzustellen.  Aber  dm  Versuch  luufste  mifslingen.  Der 
grobe  Lederstiefel,  d.  h.  der  schlecht  gearbeitete  und  aus 
schlechtem  Material  beigestellte  Stiefel,  hat  eine  beschränkte 
Lebensfithigkeit,  denn  mit  den  Fortschritten  der  mechanischen 
Lederschuhmacherei  wird  der  gute  Lederstiefel  so  billig,  dafs 
nicht  genug  Preisunterschied  zwischen  der  guten  und  der 
schlechten  Ware  bleibt,  um  das  Publikum  über  die  Nachteile  der 
letzteren  zu  täuschen.  Gutes  ledernes  Schuhwerk  können  die 
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Filzsehulifabrikanten  aber  nicht  herötellcu,  weil  die  Arbeiter 
infolge  der  niedrigen  Akkordsätze  verlernt  haben,  sorgfältig  zu 
arbeiten,  und  weil  es  an  Betriebakaintal  mangelt.  Aucli  die 
Ballschahfabrikation  wurde  Tersacht,  ebenfalls  ohne  nennene^ 
werten  Erfolg.  Der  Ballschuh  widersteht  der  fabrikniäfsigen 
arbeitsteiligen  Herstellungsweise  am  längsten,  ..£r  kann  nicht 
durch  zalilrcichc  Hände  wandern,  ohne  an  seinem  Aufsern Schaden 
zu  nelimen,  und  sein  Wert  besteht  einzig  und  allein  in  seinem 
Äulsern.  Mehr  Erfolg  schf^int  einer  der  Berliner  Filzschuh- 
fabrikanten mit  der  Fabrikation  der  sogen.  Galanterieschuhe 
'/AI  iiaben;  das  sind  schwarze  ausgeschnittene  Schuhe  aus  feinem 
Leder,  Spangenschuhe  usw.  Er  versucht  darin  mit  den  Wiener 
Firmen  za  konkurrieren,  deren  Spezialität  dieser  Artikel  ist, 
und  behauptet,  ihnen,  wenn  nicht  an  OefilUigkeit  der  Form, 
«o  doch  an  Solidität  der  Arbeit  ttberl^n  sa  sein. 

Darstellung  der  Betriebe.  Die  Fabrik.  Den 
Oruud,  warum  die  Produktion  diesen  Weg  eingeschlagen  hat, 
versteht  man,  wenn  man  sich  die  Gröfse  der  Berliner 
Betriebe  vergeben wä rtigt. 

Es  sind  in  Berlin  84  Betriebe  vorhanden.  Von  diesen 
beschäftigten  im  November  1904: 

BetriebsgröTse  Zahl  der  Betriebe 


I. 

Arbeiter  .  . 

26 

davon 

ganz  ohne 

iiilfe  .    .  . 

6> 

IL 

6—  10  Arbeiter  .  . 

12 

HL 

11—  50 

n          •  • 

28 

11-  20 

»  • 

12 

21-  :'0 

4 

c) 

31—  40 

n 

d 

41—  50 

n  * 

7 

IV. 

51—100 

»          •  • 

11 

V. 

101  -200 

i 

Sa.  84 

Dio  vS<  hwankungen  während  des  Jahres  zeigt 

folgende  übersieht: 
Es  beschäftigten: 

(Siebe  die  TabeUe  auf  Seite  18.) 

Von  den  84  Berliner  Betrieben  arbeiten  also  fast  V«  mit 
weniger  als  5  Arbeitern,  etwa  V»  za  Zeiten  ganz  ohne  fremde 
Hilfe.  Beinahe  die  Hälfte  beschtfltigt  weniger  als  10  Arbeiter, 
mehr  als  50  Arbeiter  nur  ein  Viertel  der  Betriebe. 


*  Im  Februar  desaelbeii  Jahres  7,  im  Mai  8»  im  August  10. 
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la 


Klasse 

Febnutr 

August 

NoTember 

der 
Be- 
triebe 

Summe 
Ar- 

f 

Durch- 
schnitt 

Summe 

Ar- 
beiter 

Durch- 
schnitt 

Summe 
Ar- 
beitor 

Durch- 
schnitt 

Summe 

Ar- 
beiter 

Durch- 
schnitt 

I 
U 
lU 

35 
80 
592 

1,35 
6,67 
21,14 

88 

89 
645 

1,46 

7,42 
23,04 

30 
93 
677 

1,15 

7,7.'i 
23,46 

52 
99 
778 

2 

8,25 
27,78 

8 

I2i; 

71 
181 
2B4 

lO.Vi 

11  'ih 

87,71 

142 
83 
148 

m 

11.83 

20.75 

88.71 

16Ö 
87 
150 

sn 

14.08 

•J1,T5 

88,71 

183 
99 
16i 
814 

J4,7.:i 

IV 
V 

:>ri9 
741 

46,27 
105|85 

643 
779 

58,4.5 
111,28 

714 
807 

64,91 
115,28 

749 
874 

68,09 
124,85 

8a. 

1957 

23,28 

2194 

26,11  1 

2321 

27,63 

2552  ^ 

30,74 

Die  Betnelx'  di'v  1.  KIjis.s^^  mufs  mau  als  Zwergbetriebe 
bezeichnen.  W  o  iMann  und  Fraa  mit  einem  oder  zwei  Ar- 
beitern zusammenarbeiten,  die  teils  als  Heiniai  beiter ,  teils  in 
der  Wohnunj?  des  kleinen  Meisters  tätig  sind,  die  sie  entlassen, 
sobald  die  flaue  2^it  eintritt  ^  da  yeiäienen  sie  mehr  die  Be- 
aeichnung  „Hausindustrielle^,  trotadem  sie  sich  stola  den  Namen 
„Fabrikant*^  geben.  Sic  kaufen  das  Material  auf  Kredit, 
lassen  die  Sohlen  in  einem  Maschinengescb&ft  stanaen,  machen 
die  Schuhe  zu  Hause  fertig  und  suchen  sie  dann  um  jeden 
Preis  los  zu  werden.  Auch  die  B'^tri^^be  der  II.  Klasse  Hlmeln 
durchaus  nicht  der  Vorstelliuig,  die  man  sich  von  einer  „Fabrik" 
macht.  Hftufig  sind  sie  in  einem  Keller  untergebracht,  in  den 
weder  Soune  noch  Mond  ihren  Weg  finden.  Der  Meister 
schneidet  zu,  ein  Durchnäher  und  ein  Stanzer  teilen  sich  in 
den  Teil  der  Arbeit,  der  nicht  aulserhalb  der  Fabrik  gemacht 
wird,  eine  oder  zwei  Zwickerinnen  vervollständigen  das  „Per- 
sonal". Alle  übrigen  Arbeiter  sind  Heimarbeiter.  In  dieser 
Kategorie  beBnden  sich  auch  die  beiden  Betriebe,  welche  fUr 
die  der  I.  Klasse  das  Ausstanzen  und  Durchnähen  besorgen. 
Mit  dii'Ssen  Kellerbetrieben  ist  oft  ein  stehender  Detailhandel 
verbunden,  wie  mit  denen  der  ersten  Klasse  meist  ein  solcher 
im  Umherziehen. 

Von  einrm  planvollen,  den  Vorteil  berechnenden  und  aus- 
nutzenden Produzieren  kann  kaum  bei  den  Fabriken  der 
III.  Klasse  die  Rede  sein.  Die  Tabelle  zeigt  uns,  dafs  sich 
hier  die  Saisonarbeit  am  stärksten  geltend  macht,  weit  mehr 
als  in  den  kleinen  Betriehen.  Der  kleine  Fabrikant  wird 
durch  Hausieren  oder  auf  Märkten  seine  Ware  los.  der  mittlere 
ist  von  Aufträgen  ahhängig  und  hat  nicht  Kapital  genug,  viel 
auf  Vorrat  zu  arbeiten.  In  den  W^intermonaten  kann  er  seme 
Maschine  nicht  vollauf  beschäftigen;  aber  auch  während  des 
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Hochbetriebes  ist  er  häuüg  nicht  imstande,  eine  der  höchst- 
möglichen ProduktiviUlt  entsprechende  Arbeitsteihing  durch- 
zuführen. Zur  bessei-n  Beschäftigung  des  Durch uähers  z.  B. 
mufs  er  ihn  noch  zum  Einleisten  heranziehen ,  wodurch  er 
aber  doch  nicht  yoU  ausgenutzt  wird,  ganz  zu  schweigen  davon, 
dafs  die  Maschine  brach  liegt. 

Auch  diese  Fabriken  befinden  sich  nicht  in  Häusern,  die 
zu  Fabrikzwecken  gebaut  sind.  Die  Räume  sind  klein,  niedrig, 
nicht  ventilicrbar ;  fast  allgemein  sind  die  Klagen  über  schlechte 
Ventilation.  Oft  sitzen  die  Arbeiter  so  dicht  zusammen,  dafs 
sie  keinen  Ellen l»ogenraura  haben  und  sich  gegenseitig  hindern. 
Zuweilen  sind  nicht  einmal  alle  Zimmer  heizbar.  In  einer 
Fabrik,  die  ich  besuchte,  arbeiteten  Einleister,  Zwickerinnen 
und  Polierer  eng  zusammeneepfercht  in  einem  kleineD,  stark 
Uberheizteii  Raum,  wtthrend  die  beiden  Stanzmaschinen  in 
einem  sehr  grofsen,  trotz  der  atrengen  Dezemberkälte  un- 
geheizten Saal  standen. 

Ei  st  mit  der  vierten  Gröfsenklaase  beginnt  die  Maschinen- 
verwendung und  Arbeitsteilung  in  einem  Umfange,  dafs  hier 
von  höheren  Graden  der  Produktivität  gesprochen  werden 
kann.  Hier  bleibt  der  Arbeiter  bei  seiner  speziellen  Verrich- 
tung und  macht  keine  ^Luckenarbeit".  Hier  kommt  die 
Maschine  nicht  zum  Sttllstand,  Bemerk^swert  ist,  dafs  erst 
in  der  fUnften  Klasse,  also  in  den  grOfsten  Betrieben,  die  Pro- 
duktion den  Charakter  der  Saisonarbeit  weniger  zeigt. 

Das  Aussehen  der  einzelnen  Fabriken  dieser  Klassen 
variiert  sehr  je  nach  dvr  Spezialität  des  betreffenden  Fabri- 
kanter». Mncl^on  wir  uns  zunächst  etwas  mit  den  Maschinen 
vertraut,  mit  denen  gearbeitet  wird.  Es  sind  dieselben,  die 
in  der  mochanisclien  Lederschuhfabrikation  zur  Anwendung 
kommen,  nur  sind  viele  in  der  Lederverarbeitung  gebrauchte 
Maschinen  für  das  losere  Material  nicht  tauglich.  Die  wich- 
tigsten sind  die  Stanz-  und  die  Durchnähmaschine.  Noch  vor 
25^ — 30  Jahren  mufste  der  Arbeiter  das  Stanzeisen  mit  dem 
Arm  schwingen.  Jetzt  hat  auch  die  Hebelstanze  der  Exzenter- 
maschine weichen  mtlssen.  Sie  wird  nur  noch  teilweise  ver- 
wendet zum  Stanzen  der  Ledorfleckeii,  mit  d(Micn  die  billigen 
Cord-  und  Filzschuhe  oft  versehen  werden.    Von  der  Hand- 

f)resse  her  haben  die  kleinen  Betriebe,  in  denen  sie  sieh  am 
.tngsten  hielt,  noch  heute  bei  den  Arbeitern  den  Namen 
„Quetöche"  behalten.  Eine  Stanzmaschine  kostet  etwa  (300  M. 
Zum  Durchnähen  wird  sowohl  das  System  „Makkay*  als  audi 
„Keats**  verwendet.  Erstere  ist  eine  Kettensticn- ,  letztere 
eine  Doppelstichmaschine.  Eine  Keats  Maschine  kostet  1200 
bis  1800  M.  Das  sind  die  beiden  ftir  die  Filzschuhfabrikation 
wichtigsten  Maschinen.  Hat  der  Fabrikant  niclit  Kapital-genug, 
um  sie  zu  erstelini^  so  n^ifs  er  sie  ^Ijor^jen''.  d.  Ii.  die  Arbeit 
von  andern,  natürlich  mit  unnötigem  Aufwand,  machen  lafiseu. 
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IZ>ie  Verwendung  der  übrigen  Maschin«'n  hängt  ganz  davon 
al>,  welche  Warenart  sich  der  Fabrikant  zur  Spezialität  ge- 
macht hat.    Stellt  er  nur  feine  Filz-  und  Lederschuhe  her, 
die  beide  gewendet  werden,  so  spart  er  soear  die  Durchnäh- 
maschine  und  braucht  nur  die  Stanz-  und  Sohlenstepp-Mascbine, 
welche  dem  Wender  die  Arbeit  vorrichtet   Soweit  mir  be- 
kannty  iBt  aber  nur  eine  Fabrik,  welche  für  eine  grofse  baj- 
xneche  Finna  die  Ware  herstellt,  in  der  Spezialisierung  so  weit 
gegangen.    Werden  auch  derbe  Filzsachen  gearbeitet,  so  tritt 
die  DurchnShmas(  hine  in  ihr  Recht,  und  da  die  groben  Filz- 
schuhe  in   den  klcmcTi  Fabriken  noeli  den  grof'^toTi  Raum  in 
<Ier  Produktion  einnehmen  und  auch  ;uis  den  grolaen  Fabriken 
lioch   nicht  verschwunden  sind,  so  huden  wir  die  Durchnäh- 
maächine  mit  Ausnahme  der  einen  eben  erwähnten  Fabrik  überall 
wor.  Wo  bessere  Lederwaren  fabriziert  werden,  und  die  Nah^ 
welche  die  Durchnähmaschtne  anf  der  Sohle  macht  yerdeckt 
werden  soll,  da  müssen  die  Rifs  ,  Glätt-  und  Frais-Maschinen 
angewendet  werden.   Die  Nagelmaschine  wird  nur  für  schwere 
Lederware  gebraucht  und  gehört  nicht  eigentlich  in  die  Filz- 
»chuhmacherei     Auch  die  Zwickmaschine,  wohdie  allgeniein 
in  der  Scliuhmacherei  benutzt  wird,  sich  aber  auch  erst  spät 
dort  eingebürgert  zu  haben  acheint  S  kommt  in  der  ßerliner 
Filzschuhmacherei  uiclit  vor.    Man  hat  einige  Male  den  Ver- 
such gemacht,  ist  aber  immer  wieder  davon  zurückgekommen. 
Die  Maschine  verlangt  besseres,  widerstandsfkbigeres  Material, 
als  man  allgemein  heute  verwendet   Sie  ist  auch  sehr  teuer 
—  eine  Zwickmaschine  kostet  etwa  6000  M.  — ,  so  dafs  sich 
die  Anschaffung  nur  dann  lohnt,  wenn  sie  voll  ausgenutzt 
werden  kann.    Die  neueste  Maschine  ist  die  Wendemaschine. 
Mit  ihrer  Hilfe  ist  es  möidich,  auch  die  leichten,  ledernen 
Reiseschuhe   usw.   maschineli   lierzustellen ;   für  die  leichten 
Filzsacfien  ist  sie  nicht  zu  gebrauchen,  da  der  Filz  reifst.  Sie 
ist  aber  erst  in  vier  Betrieben  eingeführt. 

Wie  die  Art  der  Maschinen  von  der  Art  der  Produktion 
abhängt,  so  auch  das  Verhältnis,  in  dem  die  Maschinen 
zueinander  stehen.  Werden  in  der  Hauptsache  schwere, 
durchgenähte  Artikel  fabriziert,  so  braucht  der  Fabrikant 
ebensoviele  Durchnähmaschinen  wie  Stansmaschinen;  werden 
dageg^en  mehr  leichte  Reise-  und  Mor^enschuhe  oder  Cord- 
und  Filzpantoffel  herir^'^tellt,  so  genügt  eine  Durchnähmaschine 
für  zwei,  drei,  oft  tUnt  Stanzen. 

Dem  Maschinenverhidtnis  entspricht  das  Verhältnis 
der  Arbeiter.  Auch  dies  ändert  sich  je  nach  der  Spezialität 
des  Fabrikanten.  Nehmen  wir  als  Beispiel  einen  Betrieb,  in 
dem  täglich  10  Dutzend  Cord-  und  Filzpantoffel,  6  Dutzend 


1  Vergl.  Moritx  Schdne:  Die  moderne  Entwickelttog  des  Schuh» 
msehergewerbes.  Jena  1888»  S.  58. 
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grobe  Filzschuhe,  4  Dutzend  schwere  Filzariikei  mit  Futter- 
besatz, davon  2  Dutzend  mit  reinem  Lederboden,  aufserdem 
5  Datsend  £&rbige  LedenKshuhe  mit  reinem  Lederboden  hei^ 
gestellt  werden,  so  wflrde  sieb  folgendes  Arbeiter^erbftltais 
ergeben: 

1  Zuschneider  (1.  Kraft), 

1  Zuschneider  (2.  Kraft), 

2  Stanzer, 

8  Zwickerinnen, 
1  Durchnäher, 

1  Glätter  (mit  Nebenbeschäftipruiig), 
1  Arbeiter,  um  Absätze  zu.saiiimenzustellcn, 
1  Arbeiter,  um  öchoitt  und  Absätze  zu  fraisen  und 
zu  glasen, 

1  Arbeiter  zum  Bimsen  und  sum  Brennen  der  Kanten, 

1  Zuarbeiterin  hilft, 

2  Putzer, 

3  Einleister, 

(>  Kinfasserinnen  (als  Heimarbeiterinnen), 
 4  Stepperinnen. 

Sa.  33 

Mit  Motorkraft  werden  nur  in  15  Fabriken  die  Ma* 
schinen  angetrieben.  In  Fabrikbetrieben,  die  neu  angelegt 
werden,  stellt  man  nur  noch  elektrische  Motoren  auf,  d.i  diese 
viel  kleiner  sind  als  die  mit  Gas  betriebenen.  Der  kleine 
Motor  ist  insofern  eine  Ersparnis,  als  Krail,  die  nicht  in 
Arbeit  unigewancbjlt  wird,  hier  kaum  verbraucht  wird.  Nament- 
lich in  kleinen  Betrieben,  in  denen  nicht  alle  Maschinen  vollauf 
beschäftigt  sind,  erweist  er  sich  als  sehr  vorteilhaft.  — 

Betreten  wir  nunmehr  eine  Fabrik  der  vierten  Klasse, 
die  mit  50 — 100  Arbeitern  und  motorischer  Kraft  arbeitet, 
um  den  Produktions proaefs  kennen  zu  lernen  und  die 
Maschinen  an  der  Arbeit  zu  sehen.  Die  meisten  dieser 
Fabriken  befinden  sich  in  Berlin  N.,  ^0.  oder  C.  Wir  treten 
in  eines  der  neuen  Ilauser,  etwa  in  der  Nähe  des  Alexander- 
platze»^  wo  unöder  „stumme  Portier"  mitteilt  :  II.  Hof  III  Treppen 
befinde  sich  eine  Filzschuhfabrik.  Die  Wunderlichkeit,  dafs 
ein  so  feuergefährlicher  Stoflf  wie  Fik  iu  der  Iii.  iiitage  eines 
nur  durch  enge  Hdfe  von  den  andern  Häuserreihe  getrennten 
Hauses  Terarbeitet  wird,  f^lt  hier  weniger  auf  als  in  den  alten 
Häusern,  auf  deren  engeren  Holztreppen  kaum  zwei  Menschen 
an  einander  vorbei  passieren  können.  Immerhin,  wenn  man 
bemerkt  dafs  im  Parterre  eine  Kartonfabrik,  im  ersten  Stock 
eine  Buehdrnckere?  und  im  zweiten  eine  Blumenfabril^  ist.  so 
wird  man  den  Gedanken  nicht  los,  das  im  Fall  eiru  i'  Feuers- 
brunst  die  Feuerwehr  bei  ihrer  Ankunft  wohl  nicht  mehr  viel 
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zu  retten  fönde.  Habon  wir  die  Filzschulifabrik  erreicht,  so 
gelaDgen  wir  zuuaclidL  in  einen  kleinen  Raum,  in  welchem  die 
Heimarbeiterinnen  ihre  Arbcdt  abliefern  ond  neue  zngeteilt  be- 
kommen. Zwei  bleiche  Frauen  mit  mflden,  abgehünnten  Zügen, 
die  Körbe  mit  der  fertigen  Ware  überm  Arm,  stehen  wartend 
da,  während  der  Fabrikant  einer  andern  in  ihr  Arbeitsbuch  die 
Zflkbl  der  Schuhe,  die  sie  zum  „einfassen"  ^  bekommt,  eintrflgi. 

Wir  gehen  weiter.  In  dem  angrenzenden  grofsen  Raum 
tönt  uns  betäubender  Lärm  von  <Ion  ^Tasrhinon  ent^r^en. 
Die  Luft  ist  verbraucht;  Fufsboden  und  Tische  sind  dick 
mit  Füzstaulj  S»*  deckt.  Die  Gesichter  der  Arbeiter,  namentlich 
derjenigen,  die  an  den  Maschinen  stehen,  sind  erhitzt,  manchem 
stehen  die  Schweißtropfen  auf  der  Stirn.  Kein  Kopf  wendet 
sich  der  natfirlichen  Regung  der  Neugier  folgend  nach  ans 
um,  wenn  wir  eintreten,  alles  schafft  mit  äufserster,  nerven* 
zehrender  Hast  weiter.  Quer  durch  den  Raum  hangen  die 
Treibriemen,  oft  so  tief,  dafs  man  nur  mit  ^fühe  an  ihnen 
vorbeifT'  b^n  kann.  Dieser  Ubelstand  ikllt  fort,  wo  kleine 
Motore  angewendet  werden. 

Die  Aufstellun;^'  der  Maschinen  ist  j^röfsten teils  durch 
die  Räume,  uder  durcli  den  Motor  bedingt.  In  den  alten 
Häusern,  wo  die  Kiiunie  klein  sind,  und  die  Fabrik  über 
mehrere  Etagen  verteilt  ist,  da  wird  auch  in  gröfseren  Be- 
trieben oft  die  eine  oder  die  andere  Maschine  —  gewöhnlich 
die  Stanzmasehine  ftlr  Filzsohlen  —  mit  dem  Fufs  getrieben, 
weil  das  Überleiten  der  Kraft  in  das  andere  Stockwerk  mit 
Umständen  und  Betriebsunkosten  verbunden  ist.  Wir  nehmen 
einen  gfinstijreren  Fall  an,  bei  dem  alle  Maschinen  sich  in 
einem  groi'sen  Raum  betiuden,  und  alle  durch  elektrische 
Kraft  betrieben  werden.  ' 

Die  Stanzmaschine  lenkt  zuerst  unsere  Aufmerksam- 
keit auf  sich.  Schnell  hintereinander  f^Ut  das  scharfe  Eisen 
mit  lautem  Schlag  herunter  und  schneidet  aus  dem  Leder  oder 
Filz  die  Sohle  aus.  Jedesmal,  wenn  der  Fils  getroffen  wird, 
fliegt  eine  dichte  Staubwolke  in  die  Höhe.  Qrofse  Geschick- 
lichkeit und  angespannteste  Aufinerksamkeit  sind  niitig,  um 
zwischen  den  Schlägen  des  Eisens  das  Material  bereit  zu 
legen  und  es  zugleich  möglichst  so  auszunützen .  dafs  recht 
weni^  verloren  geht.  Der  Oberstoff  wird  darlegen  mit  der 
Hand  zugeschnitten;  zwei  od»  r  drei  Zuschneider  stehen 
an  einem  Tisch,  auf  dem  Berge  von  Filz  und  Leder  aller 
Qualitäten  und  der  verschiedensten  Farben  aufgetürmt  liegen. 

Sind  Oberstoff  und  Sohle  heigerichtet,  so  werden  sie  zu- 
sammen gezwickt.  Hiermit  ist  eine  Gruppe  jugendlicher 
Arbeiterinnen  beschäftigt^  welche  am  andern  Ende  des  Saales 
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FoncbaDg«n  XXI  4  (9^.  »  £ng«l  K«im«r8.  2 


Digitized  by  Google 


18 


XXI  4. 


um  einen  Tisch  heruniäteht.  Vor  ihnen  auf  einem  Aufzwick- 
Btänder  liegt  der  Schuh.  Mit  einem  Hammer  schlagen  sie 
kleine  Ötiftchen  durch  Sohle  und  OberstoflF,  die  auf  diese  Weise 
zusammengeheftet  werden.  Ist  der  Schuh  gezwickt,  so  über- 
nimmt ihn  der  Durchnähe r.  Die  Aufgabe  seiner  Maschine 
ist  es,  Sohle  und  Oberstoff  endgültig  aneinanderzufügen.  Die 
Nadel  der  Maschine  greift  in  den  Schuh  hinein  und  zieht  den 
Faden  durch  die  Sohle  durch,  auf  der  eine  Naht  sichtbar 
wird.  Die  Durehnähraaschine  ist  der  Eckstein  der  modernen 
Fabrikschukmacfierei.  St.nmnn  errcg:('nf]  ist  die  Schnelligkeit, 
mit  der  sie  arbeitet^  aie  schaüt  mehr  als  das  Zelinfaelie  von 
dem,  was  die  p:eschick teste  Hand  zu  leisten  vermag,  und  die 
Dauerhaftigkeit  der  Arbeit  ist  weit  gröfäer.  Die  Arbeit  au 
der  Durchnähmaschine  ist  angreifend.  Keinen  Moment  kann 
der  Arbeiter  seine  Maschine  unbeobachtet  lassen,  unaufhörlich 
mufs  er  den  Schuh  drehen  und  schieben,  um  die  Stiche  su 
regulieren.  Unschön  ist  allerdings  die  breite  Naht  auf  der 
Sohle,  deren  Stiche  sich  auch  leicht  durchtreten.  Wie  schon 
erwähnt,  dient  bei  besseren  Lederartikelo  die  Glättmaschine 
dazu,  sie  zu  verdecken. 

Die  eigentliche  S  c  h  u  h  m  a  c  h  e  r  k  u  u  ^  t  üben  in  der 
Fabrik  nur  die  Einleiater.  Unter  iliren  Händen  erbait 
der  Schuh  erst  eine  dem  menschlichen  Fufs  entsprechende 
Form.  Dem  mit  der  Maschine  durchgenähten  Schuh  schieben 
sie  das  Futter  ein;  auch  die  gewendeten  Schuhe  werden  oft 
von  ihnen  erst  nach  dem  Wenden  gefuttert.  Wo  die  Glätt- 
maschine fehlt,  da  besorgt  der  Einleister  deren  Verrichtungen. 

Auf  ihren  kleinen  Schemeln  hockend,  arbeiten  die  Etn- 
leist<T  in  einiger  Entfernung  von  den  Maschinen.  Manch  ein 
graubiirtiges  Haupt  ist  unter  ihnen,'  Leute,  die  seit  3U  Jahren 
und  langer  Tag  für  Tag  über  ihre  Arbeit  gebeugt  sitzen.  Sie 
haben  die  Zeiten  gekannt,  in  denen  sich  die  Fabrikation  noch 
auf  den  Cordschuh  und  den  pommerschen  Schuh  —  den 
Stammvater  aller  feineren  Filzschuhe  —  beschränkte.  Einige 
haben  in  der  ältesten  grOfseren  Filzschuhfabrik  gearbeitet  und 
erzählen  gern,  wie  sie  bei  jenem  Meister  auf  einem  Hänge* 
boden  s.d'sen,  zu  dem  man  auf  einer  kleinen  eisernen  Treppe 
gelangte,  die  durch  das  KUchenfenster  fülirte.  Die  müde 
Gelassenheit,  mit  der  solch'  ein  älterer  Arbeiter  heim  Läuten 
der  Mittagsglocke  die  Arbeit  aus  der  Hand  legt,  sein  Brot 
hervorzieht  und,  ohne  den  Platz  zu  wechseln,  es  inmitten  des 
Staubes  und  des  Durcheinander  verzehrt,  ohne  auch  nur  seinem 

Racken  ^ne  Stutze  zu  gOnnen  oder  seine  Lungen  am  offenen 
Fenster  zu  erfrischen,  verrät  den  Menschen,  der  so  abgestumpft 
ist,  dafs  er  nicht  mehr  das  Bedürfnis  hat,  sich  die  wichtigsten  und 
dabei  unschwer  erreichbaren  Erleichterungen  zu  verschaffen. 

In  einer  andern  Ecke  des  Saales  rasseln  die  Stepp - 
maschinen.    Das  Sohlensteppen  ist  Männerarbeit.  Idan 
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verwendet  deiitschc.  Masciiineu,  überwiegend  System  Pfaff  mit 
einem  RingsciiiÜchen,  welche  UM) — 800  M.  kosten.  Wo  Kratt- 
betrieb  ist,  wird  auch  die  SoLlenätepimia6ehinc  motorisch  an- 
getriebeQ.  Das  Steppen  des  Oberstones  dagegen,  das  häutig 
an  die  Stelle  einer  Borte  bei  feineren  Schuhen  tritt»  besorgt 
die  Singernähmaschine. 

Das  Nähen  an  der  Nähmaschine  hat  sich  im  Laufe 
der  Zeit  zu  einem  Frauenberuf  herausgebildet^  obgleich  das 
unausgesetzte  Treten  dor  Maschine  dem  weiblichen  Körper 
«charlft  und  oft  zu  Unterieibsleiden  führt. 

Absatz-Bauer  und  -Glaser  arbeiten  in  gröfseren 
Betrieben  auch  mit  Maschinen.  Der  Absatz  mufs  geglättet, 
mit  Farbe  bestrichen  und  wieder  geglättet  werden.  Der  hohe 
französische  Absats  wird  mit  der  Fraismaschine  ansgefatthlt. 
Die  Sohle  wird  ebenüslls  geglättet  Auch  die  kleine  Bttrste 
des  Putzers  wird  in  einer  Fabrik  in  der  GrOfse  der  von  uns 
besuchten  mittels  einer  Maschine  in  Bewegung  gesetzt. 

Die  Fabrikarbeiter  besitzen  durchweg  keine  Vor  kenn  t- 
nisse^  wenn  sie  \hvon  Beruf  ergreifen.    Nach  4 — <>  Wochen  . 
haben  Zwicker  wie  btanzer  und  Durchnäher  ihre  'JVdmik 
erlernt,  al)er  ein  Jahr  vergeht,  bevor  soviel  Geschicklichkeit 
erworben  ist,  dafs  der  Durchschnittslohn  erreicht  wird. 

Von  einer  Verteilung  der  Produktionsgegen- 
atände  und  der  Qualitäten  auf  die  GrOfsenklassen 
kann  man  schwer  sprechen.  Der  kleine  Fabrikant  mit 
geringem  Betriebskapital  verwendet  natürlich  mit  Vorliebe  das 
schlechte  Material ,  dessen  Beschaffung;  billiger  ist  und  von 
billigen  Arbeitskräften  hausindustriell  ohne  eigene  grofse 
Fabrikräume  verarbeitet  werden  kann.  Aber  die  schlechte 
Ware  wird  auch  von  den  grufsen  Fabriken  angefertigt,  angeb- 
lich weil  die  Kunden  es  verlangen.  Nur  ein  Betrieb  ist  mir 
bekannt  geworden,  allerdings  die  gröfate  Fabrik,  welche 
die  Herstellung  der  schlechten  Ware  ganz  einem  kleinen 
Fabrikanten  in  Auftrag  gegeben  hat,  der  ansschlielslich  für 
ale  arbeitet  Der  Fabrikant  erspart  dadurch  die  Verhandlungen 
mit  den  Heimarbeitern  und  kann  seinen  Betrieb  ganz  auf  die 
Herstellung  der  besseren  Ware  einrichten.  Vielleicht  ist  dies 
der  Anfang  einer  Arbeitsteilung  unter  den  Fabriken. 

Ergänzung  der  Fab  ri  k  betri  ehe  durch  liaus- 
industrielle  Aufsen  betri eb e.  Die  hier  geschikl*  rten 
Fabriken  werden  ergänzt  durch  hausindustrielle  Aulbeu- 
betriebe.  Wie  wir  sehen,  war  die  Berliner  Fibsschuhmacherei 
Ton  Anfang  an  auf  die  Benutzung  von  Heimarbeitern  an- 
gewiesen y  und  auch  heute  noch  gibt  die  Heimarbeit  ihr 
«in  eigenartiges  Gepräge,  denn  sie  allein  ermöglicht  die 
kleinen  Betriebe,  Was  nicht  durch  die  Maschine  an  den 
Fabrikraum  gebunden  ist,  gibt  der  kleine  Fabrikant  den 
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Arbeitern  in  ihre  eigene  Wohnung.  Wollte  m&o  die  Frage 
stellen :  Welche  Ware  wird  ala  Fabrikarbeit  hei^geBtellt^  wel<me 
nic^t,  so  lautete  die  Antwort:  Die  durchgenähte  Ware  ist  in 
der  Hauptsache  Fabrikarbeitf  alle  übrige  in  der  Hauptsache 
Heimarbeit.  Wie  schon  erwähnt,  können  die  feinen,  leichten 
Filz-  und  Lederschuhe  nicht  mit  d^^r  Durcfm'ihmaschine  ge- 
arbeitet werden;  die  Masciiine  kann  nur  starke  Sohlen  fassen^ 
der  Schuh  aber  würde  durch  die  dicke  Sohle  seinen  haupt- 
sächlichsten Vorzug,  seine  grofse  Leichtigkeit  und  ElastizitÄt, 
eiubui'bcn.  Auä  demselben  Grunde  widersteht  der  schlechte 
Filzschuh  der  Durchnähmaschine:  das  Material  ist  zu  wenig 
haltbar,  die  Maschine  wflrde  es  zerreifsen.  Daher  wird  die 
schlechteste  wie  die  beste  Ware  nicht  mit  der  Maschine  durch- 

Senttht,  sondern  mit  der  Hand  gewendet,  and  es  ergibt  sich 
as  sonderbare  Zusammentreffen,  dafs  die  schlechtesten  wie 
die  besten  Artikel  nls  Heimarbeit,  wenn  aiu  h  nicht  ganz  fertig 
gestellt,  so  doch  zum  gröfsten  Teil  angefertigt  werden. 

Die  Ordnung  der  Heimarbeit  in  der  Berliner  Filz- 
Bchuhniacherei  zeigt  verschiedene  Eigenarten.  Allgemein 
verkehrt  der  Fabrikant  direkt  mit  seinen  Heimarbeitern. 
Zwischenmeister  scheinen  nicht  Torzukommen.  Einen 
bestimmten  Ortmd  hierfür  wttiste  ich  nicht  anzugeben,  da  z*  B. 
in  der  Lederschahfabrikation  das  Schäftenähen  allgemein  von 
Zwischenmeistern  ausgeführt  wird.  Wahrscheinlich  werden 
sie  dadurch  überflüssig,  dafs  die  Heimarbeiter  und  Heim- 
arl^p'itprinnen  dicht  bei  den  Fabriken  wohnen,  und  somit  dereTi 
llaupttunktion,  den  Arbeitern  Zeit  und  Weg  zu  sparen,  tort- 
ftllt.  Vielleicht  ist  der  Grund  auch  in  der  relativ  geringen 
Zahl  der  Heimarbeiter  —  verglichen  mit  andern  Zweigen  der 
Bekleidungsindustrie  —  welche  der  Filzschuhfabrikant  durch- 
schnittlich beschäftigt,  zu  suchen. 

Die  Ablieferung  der  Arbeit  geschieht  ein-,  zwei-, 
auch  dreimal  in  der  Woche.  In  einzelnen  Fabriken  er^ 
scheinen  die  Heimarbeiterinnen  regelmäfsig  um  sieben  Uhr, 
lim  das,  was  sie  am  Tage  vorher  fertiggestellt  haben,  abzugeben, 
vor  allem  aber,  um  täglich  das  zugerichtete  Rohmaterial  in 
Elrapfang  zu  nehmen,  da  der  Fabrikant  bei  mangelhaften  Pro- 
duktiouseinrichtungen  nicht  in  der  Lage  ist,  so  viel  auf  Vorrat 
zu  arbeiten,  dals  er  seine  Heimarbeiter  für  mehrere  Tage  mit 
dem  Nötigen  versorgen  könnte.  Wo  nur  wenige  Arbeiter  alle 
maschinelle  Arbeit  verrichten,  kann  oft  der  Einleister  nicht 
so  viel  schaffen,  wie  die  Heimarbeiterin  wünscht.  Das  nötige 
Werkzeug  mufs  der  Heimarbeiter  selbst  stellen,  ebenso  ist  es 
allgemein  üblich,  dafs  er  die  Fournituren,  d.h.  die  kleineren 
Zutaten,  Stifte,  Garn,  Seide  seihst  kauft.  Nur  der  vor- 
gearbeitete Scliuh  wird  vom  Fabrikanten  geliefert.  Die  Be- 
rechnung geschieht  dutzendweise.  —  Die  Folgen  der  flauen 
Zeit  treffen  den  Heimarbeiter  zuerst   Hat  der  eine  Fabrikant 
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nichts  mehr  für  ihn  zu  tun,  so  wendet  er  sich  wohl  an  einen 
andern.  Im  allgemeinen  aber  Üogt  es  im  Interesse  sowohl 
des  Fabrikanten  wie  des  Heimarbeiters,  boi  einander  zu  bleiben, 
namentlich  wenn  der  Arbeiter  geschickt  ist.  Es  ist  nichts 
Selteneä,  daU  ein  lieimarboiteDder  Eiuleister  zwölf,  dreizehn 
Jahre  und  länger  für  dieselbe  Fabrik  ttttig  ist 

Den  Umfang  der  Heimarbeit  genau  zahlenmäfsig 
festzustellen,  ist  leider  nicht  möglich.  Man  mufs  sich  auf 
Schützlingen  beschränken,  da  man  Im  ine  zahlenmäfsigen  Anhalts* 
punkte  hat.  Aus  den  Bücliern  der  Krankenkasse  ist  nicht  su 
entnehmen,  ob  der  l)otrenVnde  Arbeiter  Fabrik-  oder  Hcim- 
«u'beiter  ist,  weil  bei  der  An  meld  hm::  eine  genaue  Bezeichnung 
der  Beschäftigung  nicht  obligatorisch  ist.  Als  Ausweg  würde 
bleiben,  die  ZalU  der  Versicherten  im  Jahr  vor  der 
obligatorischen  Versicherungspd  ich  t  für  die  Heimarbeiter  und 
im  Jahr  nach  derselben,  d.  h.  1901  und  1903  zu  vergleichen. 
Hier  ergab  sich  aber  wieder  eine  neue  Schwierigkeit.  In  der 
Krankenkassenstati.stik  sind  mechanische  Lederschuhfabriken, 
Ball'  und  Filzschuhfabriken  nicht  getrennt.  Man  würde  also 
nur  ein  Bild  davon  bekommen,  wieviel  Heimarbeiter  etwa  in 
der  gesamten  Berliner  Schuhindustrie  beschäftigt  waren. 

Die  Heimarbeit  in  der  Filzschuhmacherei  ist  sowohl 
gelernte  wie  ungelernte  Arbeit.  Letztere  wird  fast  aus- 
ächliefslich  von  Frauen  betrieben,  aber  auch  die  gelernte 
Arbeit  ist  nicht  mehr  Privileg  der  Männer.  Es  kommt  hier 
*  als  gelernte  Arbeit  namentlich  in  Betracht:  das  Einleisten, 
Putzen  und  Zwicken.  AuTserdem  muls  noch  das  Wenden  der 
leichten,  bessern  Artikel  hierher  gerechnet  werden.  Diese 
Art  des  Wendens  wird  oft,  zum  Unterschied  von  dem  Wenden 
der  schlechten  Ware,  als  Häkeln  beseichnet,  da  die  Technik 
dem  Hnkeln  sehr  ähnlich  ist. 

Die  Lebensschicksale  der  einzelnen  Heim- 
arbeiter ähneln  sich  sehr.  Oft  ist  der  Mann  selbst  früher 
„Meister**  gewesen,  dem  die  Schuhläden  die  Kundschaft  ab- 
epenstig  gemacht  haben,  und  der  nun  froh  ist,  in  der  Fabrik 
einen  regelmäfsig  zahlenden  Auftraggeber  su  finden.  Während 
die  Fabrikarbeiter,  wie  schon  erwähnt,  nur  in  verschwindender 
Zahl  gelernte  Schuhmacher  sind,  vielmehr  gröfstenteils  in  der 
Fabrik  arbeitsteih'g  angelernt  werden,  haben  die  Heimarbeiter 
liberwiegend  in  jungen  Jahren  nach  allen  Regeln  der  Kunst 
Schuhmacherei  gelernt.  Aber  neben  diesen  hochgelernten 
Kräften  stehen  natürlich  auch  minderwci-ti^'^«".  Kiiie  nume- 
risch nicht  imbetriichtliche  Rolle  spielen  die  Keiiteneni]jtän;^er. 
sowohl  InvalHle  als  auch  solche,  welche  der  Armen  Versorgung 
anheimgefallen  sind.  Da  die  Rente  nicht  nach  den  Bedürf- 
nissen einer  Arbeiterfamilie  berechnet  wird,  ja  nicht  einmal 
fttr  die  Versorgung  der  betreffenden  Empfänger  ausreicht,  so 
wirkt  sie  nur  au  oft  wie  einst  in  Bnglana  die  labour  rate :  sie 
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wird  zur  Prämie  iür  den  Fabrikanten.  Ohne  sie  würde  er 
keinen  Arbeiter  finden,  der  ihm  für  diesen  Lohn  die  Arbeit 
verrichtet  t  er  würde  sich  gezwungen  sehen  ^  mehr  zu  geben. 
Älinlich  ist  es  mit  der  ÄrmenuntersttttBang.  Auch  sie  ist  ge- 
wöhnlich 80  knapp  bemessen,  dafs  ein  Ei^änzungsyerdienst 
hinzukommen  muis,  und  der  Fabrikant  zieht  daraus  einen 
direkten  Vorteil. 

In  bezug  auf  die  Herkunft  und  Schulung  der  weib- 
lichen Heimarbeiter  mufs  zwischen  gelernten  und  un- 
gelernten unterschieden  werden.  Die  gelernten  weiblichen 
Hciiiiarheitor  sind  liäuHg  Frauen,  die  vor  ihrer  Verheiratung 
in  einer  Fabrik  gearbeitet  haben.  Reiclu  der  Verdienst  des 
Mannes  dann  später  für  die  Familie  nicht  aus,  so  nimmt  die 
Frau  ihre  alte  Beschäftigung  wieder  auf  und  ist  froh,  wenn  sie 
die  Arbeit  im  eigenen  Heim  raachen  kann.  Die  ungelernten 
dagegen  weisen  natuigemäfs  keine  einheitliche  Herkunft  auf. 
Die  Kräfte  wandern  auch  vielfach  von  einer  Industrie  in  die 
andre.  Der  ungenügende  Verdienst  des  ManTle^^  treibt  Hun- 
derte von  Frauen  aus  den  verschiedonaten  Arijeitf^krcisen 
dazu,  Heimarbeit  zu  suchen .  Unzählige  Gründe  gibt  e.s,  die 
ihnen  das  Arbeiten  im  eigenen  Heim  wünschenswerter  als  die 
Fabrikarbeit  erscheinen  lassen:  ein  krankes  Kind,  eine  alte, 
pflegebedttrftige  Mutter ,  oft  auch  nur  der  Wunsch,  die  Not 
geheim  zu  halten.  Die  selbst  für  ungelernte  Arbeiterinnen 
ungewöhnlich  geringen  Anforderungen,  welche  die  Filzschuh- 
macherei in  bezug  auf  Vorbildung  und  Übung  stellt,  macht 
diese  Industrie  besonders  geeignet  zum  Ergänzungsberuf  für 
diese  niedersten  Arbeitskräfte.  Es  wird  niolits  weiter  von  der 
Arbeiterin  verlangt,  als  das,  was  sio  von  Kind  auf  zu  tun  ge- 
wohnt ist:  sie  mufs  etwas  nähen  können.  Aber  sie  braucht 
nicht  entfernt  die  Geschicklichkeit  zu  besitzen,  die  etwa  die 
Knopflocharbeiterin  oder  die  Schürzennäherin  haben  mufs. 
Das  „Wenden"  besteht  darin,  dafs  sie  mit  einem  derben  Faden, 
und  daher  mit  grofsen  Stichen,  den  Oberstoff  auf  die  Sohle 
überwendlich  annäht;  beim  „Einfassen"  mufs  sieden  Rand 
des  Schuhes  erst  etwas  sosammenziehen,  alsdann  die  Borte 
vomähen  und  dieselbe  zum  Sehlufs  umbiegen. 

Durchgängig  arbeitet  der  Heimarbeiter  mit  Hilfskräften, 
die  ihm  die  Familie  stellt.  Ist  der  Mann  Einleister,  so  über- 
zieht die  Frau  oft  Brandsohlen.  Nehmen  ihr  aber  die  Kinder 
zu  viel  ihrer  Zeit,  um  regelmalsig  arbeiten  zu  können,  so 
setzt  sie  sich  doch  auf  ein  paar  Stunden  zu  ihrem  Mann,  um 
ihm  die  Arbeit  vorzurichten.  —  Der  Zwickerin  hilft  wohl  eine 
alte  Mutter,  eine  unverheiratete  Schwester,  oder  auch  ein 
kranker  Mann.  Fast  immer  werden  die  Kinder  nach  der 
Schulzeit  zur  Arbeit  herangezogen.  Angewiesen  auf  die  Mit- 
arbeit ihrer  Anfxehörigen  sind  die  Wenderinnen  und  Einfai=?<'e- 
rinnen.    Der  Verdienst  ist  so  gering,  dals  sich  die  Arbeit 
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Uberhaupt  nicht  lohnt ,  wenn  der  Arbeiterin  nicht  unbezahlte 
Hilfe  Sur  Verfugung  steht. 

Wie  Bchon  au^^ge führt ,  ist  die  Arbeitsleistunff  des  Heim- 
arbeiters grOfstenteils  firgänzungsarbeit  fttr  die  Fabrik. 
Nor  selten  kommt  es  vor,  da(8  der  Heimarbeiter  den  Schuh 
verkaufsreif  herstellt  und  sich  nur  das  xugeacknittane  and  ge- 
stanzte Rohmaterial  holt.  Ocwöhnlich  macht  er  nur  eine,  oder 
auch  wohl  zwei  odor  drei  arbeitsteilige  Verrichtungen.  Das 
Zwicken  in  der  Heimarbeit,  sowohl  von  Frauen  %vie  von 
Männern  ausgeübt,  ist  selten  mit  anderen  Arbeitsverrichtiingen 
verbunden;  das  Eiuleisten  dagegen,  fast  ausschlieiälich  Männer- 
arbeit, ist  gewöhnlich  mit  Piitaeni  Fraisen  usw.  yerbunden. 

Diese  Arbeitsteilung  swi sehen  Fabrik  und  haus* 
industriellen  Aufsenbetrieben  hat  ein  unausgesetztes 
Ineinandergreifen  beider  Betriebsformen  zur  Folge.  Keine  der 
Arbeitsleistungen  ist  ausschliefslich  auf  die  Heimarbeit  be- 
schränkt, keine  —  aufser  dem  Stanzen,  Durchnähen  und  Zu- 
schneiden —  von  dieser  Betriebsweise  ausgeschlossen.  Daher 
ist  das  Verliiiltnis  zwischen  Heim-  und  Fabrikarbeit  in  jedem 
Betriebe  verschieden.  Aus  dem,  was  oben  über  die  Verteilung 
der  Warenarten  unter  die  beiden  Betriebhtormen  gesagt  worden 
ist,  ergibt  sich,  dafs  derjenige  Fabrikant  die  wenigsten  Heim- 
arbeiter beschäftigt,  der  die  meiste  starkeu  durchgenähte  Ware 
produziert  Einen  je  gröfseren  Bruchteil  der  Produktion  die 
Herstellung  schlechter  Ware  ausmacht,  destomehr  wächst  die 
Zahl  der  Heimarbeiter.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  feinen, 
leichten  Ware  dort,  wo  die  W^^ndemaschine  noch  nicht  ein- 
geführt ist,  also  mit  ganz  geringer  Ausnahme  in  allen  Berliner 
Betrieben.  Auch  hier  wächst  die  Zahl  der  Heimarbeiter 
im  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  guten,  leichten  Artikel, 
die  hergestellt  werden.  Der  Grund,  weshalb  die  Arbeit  dem 
Arbeiter  ins  Haus  gegeben  wird,  ist  immer  der  gleiche:  das 
Bestreben,  an  den  Produktionskosten  au  sparen.  Die  kapital- 
armen  Betriebe  befinden  sich  sogar  in  der  Zwangslage,  sich 
diese  Produktionsweise  zunutee  zu  machen ,  da  es  ihnen  an 
Betriebskapital  zum  Mieten  einer  geeigneten  Werkstätte  fehlt. 
Und  wie  die  Kapitalschwaclie  zur  BcnutziiT)«^  von  Heim- 
arbeitern führt,  so  wird  wiederum  die  Mo^^lielilvCit,  in  der  Filz- 
schuhmacherei fast  nur  mit  Heimarbeiten  auszukommen,  zur 
Ursache  dafür,  dais  kapit^ilsehwache  Elemente  hier  besonders 
leicht  Unternehmer  werden.  Trotzdem  wäre  es  falsch,  etwa 
den  Umfang  der  Benutzung  von  Heijnarbeitern  mit  der  Kapital- 
stärke  des  Fabrikanten  in  Beziehung  bringen  zu  wollen;  nur 
die  Art  der  Ware  ist,  wie  au.sf;eftihrt,  mafgebend.  £s  gibt 
z.  B,  eine  Firma  in  Berlin,  welche  hiesige  Warenhäuser  mit 
ganz  billigen  Artikeln  versorgt,  und  trotz  eines  bedeutenden 
Umsatzes  fast  ausschliefslich  IL  imarbeiter  beschäftigt. 

Im  allgemeinen  kann  man  wohl  sagen,  dafs  in  der  Filz- 
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Schuhmacherei  die  F a b r i k a r b e i t  der  Heimarbeit  über- 
legen ist.  Die  ]MHschiDe  arbeitet  gleichmäfsiger,  sie  bedingt 
vor  allem  besseres  Material.  Dies  gilt  sowohl  von  der  Wende - 
maschine  wie  von  der  Durchnähmaschine.  Auch  möi^en  wohl 
die  besten,  leistungsfähigsten  Arbeiter  die  Fabnkarbeit  vor- 
ziehen. Nicht  in  allen  Zweigen  der  mechanischen  8chuhfabri- 
kation  ist  dies  der  Fall.  Es  gibt  auch  hochwertige  Artikel, 
liir  die  der  Heimarbeit  gegentiber  der  Fabrik  ausscldaggebende 
Vorzfige  innewohnen.  In  der  Ballschubfabrikation  z.  B.  hat 
die  Ware,  die  der  Heimarbeiter  herstellt,  die  h((here  Qualität. 
Der  Heimarbeiter  fertigt  den  Schuh  vom  ersten  Stich  bis  zur 
Verkaufsreife  an,  und  nur  dadurch  bleibt  er  tadellos  sauber. 
£s  handelt  sich  beim  ßallschuh  eben  um  Luxusware,  nicht 
um  Oebrnnch-^warc;  Leichtigkeit  und  elegantes  Aufsere  sind 
da  die  liaupt-.:L(  lic.  Bei  der  FüzschuhmHcherci  fehlt  e.-s  an 
derartigen  Artikelii,  und  deshalb  liegen  hier  rein  objektiv 
keine  Gründe  für  die  Benutzung  der  Heimarbeit  vor.  Es 
sjprechen  lediglich  Gewinnrticksichtcn  für  sie,  d.  Ii.  die  gegeu- 
ttber  der  Fabrikarbeit  sehr  viel  billigere  Arbeitskrafit. 

Befremdlieh  konnte  es  nun  scheinen,  warum  der  kleine 
Fabrikant  angesichts  der  grofsen  Ersparnis,  die  ihm  die  Be- 
schäftigung Yon  Heimarbeitern  gewährt,  sich  nicht  ganz  auf 
deren  Benutzung  beschränkt.  Es  geschieht  wohl  darum,  weil 
die  Ablieferung  durch  die  Heimarbeiter  nicht  regelmäfsTg  genug 
gesehicht,  um  dem  Stanzer  und  dem  Durchnäher  keinen 
AutV'iithalt  zu  verursachen.  Der  Fabrikant  mufs  suchen,  sich 
eine  gewisse  Unabhängigkeit  von  seinen  Heimarbeitern  zu 
sichern.  Trotzdem  ist  wegen  der  z.  Z.  tatsächlich  bestehen- 
den Arbeitsteilung  zwischen  Fabrik  und  Aufsenbetrieb  die  Ab- 
hängigkeit der  Fabrik  von  den  Heimarbeitern  und  umgekehrt 
weit  gröCser  als  z.  B.  in  der  Blusen-  und  Mäntelkonfektion. 
Dies  hat  zu  einer  lokalen  Konzentration  der  Industrie  geführt 
Der  Gesundbrunnen,  die  Umgegend  des  Bahnhofs  Börse  haben 
sich  zu  Zentren  für  die  Berliner  Filzsehuhmacherei  heraus- 
gebildet, im  Süden  der  Stadt  ist  z.  B.  keine  einzige  Fabrik. 

Fragen  wir  nun  noch  einmal  zusammenfassend :  Auf  welchen 
Ufflijtänden  beruht  die  Heimarbeit  in  der  Filzschuh- 
macherei ?  Zunächst  kommt  in  Betracht,  dafs  einen  nicht  un- 
wesentlichen Produktionsgegenstand  noch  immer  die  ganz 
schlechte  Ware  bildet,  die  allein  mit  den  vorgeführten,  billigen, 
niedrig  stehenden  Arbeitskräften  hergestellt  werden  kann. 
Das  Gegenstück  bildet,  wie  für  alle  grofsstädtischen  Beklei- 
dungshausindustrien, das  Vorhandensein  überschüssiger  weib- 
licher Arbeitskraft,  die  sich  zu  jedem  Preis  anbietet,  und 
deren  Benutzung  deshalb  für  d<'n  Fabrikanten  stets  einen 
starken  Reiz  bildet,  solange  er  Verwendung  für  eine  aus  iliren 
Händen  hervorgegangene  Ware  findet.  Die  letzte  Vorbedingung 
wird  voraussichtlich  in  den  Grofsstädten  sobald  nicht  schwin- 
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den.  Wenn  die  erstere  auch,  wie  schon  angedeutet,  in  ent- 
acbiedenem  Rückgang  begriffen  ist,  so  wird  sie  doch  in  ab- 
sehbarer  Zeit  voraussichtlich  nicht  ganz  aufhörcD.  Immerhin 
wird  man  sagen  können,  data  dieser  Teil  der  Heimarbeit  im 

Abnehmen  begriffen  ist. 

Eine  Ur'^arhe  für  die  Ötärkung  der  Heimarbeit  in  der  Ber- 
liner Filzäcliuhmacherei  könnte  sich  dagegen  in  der  Zukunft 
nur  aus  den  Arbeitsverhultnisscn  konkurrierender  Prodiilui  uis- 
Zentren  ergeben.  In  den  zum  Teil  kleinstädtischen  pro  vi  n- 
siellen  Fabrikationsorten  droht  Mangel  an  Heimarbeitern  ein- 
antreten.  Wie  mir  berichtet  wird,  ist  die  Heimarbeit  daselbst 
heute  gegründet  auf  die  ttltere  Generation,  der  noch  die  un- 
überwindliche Scheu  vor  der  Fabrik  inne  wohnt.  Die  junge 
Generation  zieht  die  Fabrik  vor,  und  die  überschüssige  müfsige 
weibliche  Arbeitskraft  fehlt  dort.  Wenn  hier  also  in  Zukunft 
wegen  Arbeitermanjs^els  die  Heimarbeit  immer  mehr  schwindet 
und  damit  die  Mögh'chkeit,  die  ganz  schlechte  billige  Ware 
im  ^^''ettbewerb  mit  der  grofsstäd tischen  Heimarbeit  herzustellen, 
so  könnte  für  die  Berliner  Industrie  dadurch  ein  Zuwachs  sich 
cigcbeu;  weil  für  sie  ja  die  billige  Arbeitskraft  in  nnerschöpf- 
lieber  Menge  sur  Verfügung  steht 

Nicht  viel  mehr  Aussicht  auf  Fortdauer  hat  die  gelernte 
Heimarbeit,  welche  die  feinste  Ware  herstellt.  Auch  dieser 
ist  ein  bedeutender  Konkurrent  im  Entstehen  begriffen.  Die 
Verfeinerung  und  Vervollkommnung  der  Maschinen  entzieht 
ihr  stetic:  auch  die  feine,  ihr  bisher  vorljehalten  gewesene 
Ware  und  fuhrt  sie  der  Fabrik  zu.  Das  heute  in  dieser  Be- 
ziehung Wesentlichste  ist  die  Vervollkommnung  der  Wende- 
maschine, wodurch  es  möglich  ist,  die  feine,  leichte  Ware,  die 
Berliner  Spezialität,  in  die  Fabrik  zn  bringen. 

Bezug  des  Rohmaterials.  Das  Rohmaterial  bezieht 
der  Fabrikant  aus  den  yerschiedensten  Händen.  Kapital- 
kräftige Fabrikanten  werden  immer  suchen,  den  LederliHndler 
zu  umgehen  und  von  der  Lederfabrik  das  Rohmaterial 
zu  kaufen  Teilweise  ist  es  aber  auch  für  sie  vorteilhafter, 
ihre  Aufträge  den  Konimissionshäusern  in  Berlin  zu  geben, 
oder  vom  Ledergrolshändler  zu  kaufen,  namentlich,  wenn  es 
eich  um  kleine  verschiedenartige  Aufträge  handelt,  unter  Um* 
atttnden  in  Terschiedenen  Farben,  die  nicht  besonders  in  der 
Fabrik  angefertigt  werden  kttnnen.  Filz  sowohl  wie  Leder, 
die  in  der  Filzschuhmacherei  verarbeitet  werden,  sind  deutsche 
Fabrikate.  Grofse  Gerbereien,  von  denen  das  Sohlenleder  be- 
zogen wird ,  sind  an  den  verschiedensten  Plätzen ,  z.  B.  in 
Württemberg,  in  Thüringen.  Oberleder  für  Reiseschuhe  wird 
in  Thüringen  hergestellt,  in  Kirn  a.  N. ,  in  Mainz.  Für  die 
Filzschuhe  wird  der  ( )berstoff  und  der  SohlenHlz  aus  Giengen 
a.  Br.  bezogen,  aus  Fulda,  wo  eine  sehr  bedeutende  Fabrik 
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iflt,,  und  ans  Sachsen.   Beionders  gerllliint  werden  auch  die 

SoÜenfilze,  welche  Roth  a.  S.  liefert.  Ftlr  Berlin  kommt  noch 
Adlershof  in  Betracht.  Früher  verarbeitete  man  viel  russische 

Sohlen-  und  Futterfilzo.  Man  ist  aber  davon  zurtlckgekommen, 
seitdem  die  hohen  Zölle  eingeführt  sind,  und  seitf^em  die 
deutsche  Industrie  in  der  Filzfabrikation  Fortschritte  gemacht 
hat.  In  Sachsen  fertigen  zwei  grofse  Filzschuhfabriken  den 
Filz,  den  aie  brauchen,  selbst  an. 

Alles  Rohmaterial  ist  in  den  letzten  15 — 20  Jahren  teurer 
geworden ;  ein  auswärtiger  Fabrikant  meinte,  die  fertige  Ware 
sei  wegen  dieser  Steigerung  allein  um  lOVo  teurer  als  vor 
10  Jahren.  In  den  letzten  Jahren  aber  waren  die  Lederpreise 
ziemlich  unverändert;  es  wird  sogar  allgemein  behauptet,  dafs 
die  Lederfabi  ilct  n  seit  längerer  Zeit  mit  Verlust  arbeiteten, 
wenn  sie  auch  teilweisf  kloine  Aufsehläge  von  3 — 7^o  er- 
reicht hiUtcn  Sie  hoti'eu  durch  em  Lederkartell,  an  dessen 
ZusUiiidekommen  sehr  eifrig  gearbeitet  wird,  bedeutendere 
Preiserhöhungen  zu  erzielen.  Durch  ein  solches  Lederkartell 
worden  die  kleinen  Fihsschuh&briken  sehr  schwer  getreflfon; 
sie  wtlrden  den  Schlag  wohl  schwerlich  aushalten.- 

Kreditver  hältnisse*  Von  Anfang  an  war  die 
Industrie  auf  den  Kredit  angewiesen.  Nur  durch  eine  Aus- 
nutzung desselben  in  weitestem  ümffiTio;e  konnte  sich  die  junge 
Industrie  aus  den  kleinen  Anfangen  der  siebziger  Jahre  heraus- 
arbeiten. Alle  heute  beistehenden  Berliner  Fabriken  haben  ohne 
nennenswertes  eigene»  Kapital  angefangen.  Als  Kreditgeber 
kommt  namentlich  der  Rohmaterialienhändler  in  Betracht. 
Der  Lederhändler,  'der  seine  Leute  kennt  und  oft  besser  als 
der  kleine  Fabrikant  weifs,  wie  das  Geschäft  steht,  gibt  nicht 
nur  Warenkredit,  er  streckt  auch  Kapital  vor.  £r  weifs,  welche 
Gefahr  er  dabei  läuft,  kann  aber  durch  Ausnutzung  dieser 
Verbindung  mit  dem  ausgeliehenen  Geld  ein  gutes  Geschäft 
raachen,  und  hat  den  kleinen  Fabrikanten,  der  es  nicht  wagen 
kann,  zu  einem  anderen  Kolistoflfhändler  oder  aiu-h,  in  aber- 
maliger Geldnot,  zu  einem  anderen  Geldverleiher  zu  gehen, 
in  der  llaud.  Nicht  selten  wird  eine  Fabrik  mit  dem  vom 
Lederhändlcr  geliehenen  Kapital  begründet. 

Der  Warenkredit  wird  allgemein  in  Anspruch  ge- 
nommen. Aber  der  Fabrikant  selbst  mufs  auch  kreditieren, 
oft  so  sehr,  dafs  ihm  Schwierigkeiten  daraus  entstehen.  Die 
kleineren  Fabrikanten  sind  in  der  Regel  nicht  in  der  Lage, 
Kredit  7n  gewähren  und  können  deshalb  meist  nur  in  be- 
schränktem Umfang  an  Kleinhändler  verkaufen,  die  ihrerseits 
auf  einen  Dreimonatskredit  angewiesen  sind,  den  sie  auch 
regelmäfsig  von  gröfseren  Firmen  bekommen.  Deshalb  befindet 
sieh  der  kleine  Fabrikant  zum  grofsen  Teil  lu  der  Zwangslage, 
seine  Erzeugung  an  Grofshftndler  absets«a  su  müssen,  die  zwar 
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bar  bezahlen^  aber  dafür  die  Preise  drücken.  Je  kleiner  und 
wehrloser  der  Fabrikant,  deato  mehr  mufs  er  sich  von  seinen 
Kunden  gefallen  lassen.  Von  dem  grofsen  Fabrikanten  erhält 
der  Großhändler  den  Üblichen  dreimonatigen  Kredit.  Der 
KleinhAndler  aber  kommt  mit  dloMr  Frist  meist  nicht  aus. 
Der  Grofshändler  gibt  ihm  durchselmittlich  fünf  bis  sechs 
Monate  Ziel,  den  Fabrikanten  mufs  er,  wenn  er  nach  drei 
Monaten  nicht  bar  bezahlen  kann,  nach  diesem  Termin  mit 
einem  Dreimonatsakzept  bezahlen.  Nur  die  Warenhäuser  be- 
zahlen bar  innerhalb  von  dreifsig  Ta^en.  Auf  der  Schuhbörse^ 
deren  Ordnung  unten  noch  näher  darzustellen  ist,  war  das 
Kreditieren  früher  verpönt,  hat  sich  heute  aber  auch  dort  ein- 
gebürgert. 

Charakteristik  der  Fabrikanten.  Interessen- 
vertretung. Eine  allgemeine  Charakteristik  der  Fabrikanten 
SU  geben,  ist  nicht  leicht.  Die  Berliner  Industrie  ist  noch  zu 
jung,  es  fehlt  an  jeder  Tradition.  Sämtliche  Berliner  Fabriken 
sind,  wie  schon  erwähnt,  aus  kleinen  Anfängen  hervorgegangen  ; 
ihre  Gründer  haben  einst  mitgearbeitet.  Auch  heute  noch 
sind  weitaus  die  meisten  ihren  Arbeitern  an  Bildung  kaum 
überlegen,  ja,  sie  stehen  hinter  ihnen  an  Einsicht  und  Fach- 
kenntnis nicht  selten  zurück.  Es  fehlt  den  kleinen  Fabrikanten 
nur  zu  oft  an  aller  kaufmännischen  Vorbildung.  Daraus 
entsteht  ungenügende  Au&icht  im  Betrieb  selbst,  Mangel  jeder 
Voraussicht  und  Berechnung,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  durch 
schwere  Verluste  rächen,  und  die  in  Verbindung  mit  der  durch 
die  wachsende  Konkurrenz  stets  schwieriger  werdenden  Lage 
maiK'ltpn  Bankerott  herbeifiihrrn.  Nur  an  der  Spitze  der 
wenigen  »^rüfsen  Firmen  stehen  Kapitalisten.  Fachkenntnisse 
bringen  nur  wenige  für  ihren  Beruf  mit.  Häutig  verbindet 
sich  der  „Fachmann  '  mit  einem  „Geldmaun",  um  sein  Geschäft 
zu  vergröfsem  und  tritt  dann  selbst  bald  darauf  zurück» 
Einige  haben  —  nicht  zum  Ruhm  des  Gewerbes  —  ihre 
Lehrzeit  hinter  vergitterten  Fenstern  durchgemacht.  Fttr 
diese  kapitalistischen  Fabrikanten  ist  die  Filzschuhmacherei 
gröfstenteils  Durchgangsberuf,  den  sie  je  eher  desto  lieber 
mit  dem  angenehmeren  des  Rentiers  zu  vertauschen  bestrebt 
sind.  Auffallend  ist  es,  wie  oft  die  gröfseren  Firmen  in  and«^ro, 
Hände  übergehen.  Da  kann  sich  denn  ein  Zugehörigkeits- 
gefühl zu  den  Arbeitern,  ein  objektives  Interesse  an  technischen 
Verbesserungen,  ein  Verständnis  für  die  natiunaleYi  Aufgaben 
der  Industrie  nicht  entwickeln.  Wer  die  Rolle  kennt,  die 
z.  B.  ein  altes  solides  Hamburger  Geschäfl,  das  sich  vom  Ur- 
grofsvater  vererbt  hat,  in  der  Familie  des  Besitzers  spielt,  wie 
man  sich  an  seinem  Gedeihen,  wie  an  dem  des  liebsten  Kindes, 
ohne  an  den  persönlichen  Vorteil  zu  denken,  freut,  wie  der 
Besitzer  keinen  gröDseren  Ehrgeiz  hat,  als  dem  Sohn  das 
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GeBchäft  noch  blühender  su  hinterlaasen,  als  er  selbst  es  Tom 
Vater  ttbemommen,  und  wie  er,  selbst  wenn  der  Sohn  Chef 
der  Firma  geworden,  sich  doch  von  seinem  Kontor  nicht 
trennen  kann  und  solange  nur  die  Kräfte  reichen,  jeden 

Morgen  auf  dem  üf^Kcn  nlten  Platz  sitzt  —  flon  ^lerUhrt  dies 
Verhalten  moderner  Fabrikanten  doppelt  befrcnKleTid  nml 
peinlich.    Das  Geschäft  ist  bei  letzteren  kein  Ii«  rut  .  keine 


Und  dieser  eigentliche  Zweck  ist,  in  möglichst  kurzer  Zeit 
möglichst  viel  Geld  su  verdienen« 

Die  grOfseren  Fabrikanten  —  etwa  18  bis  19  Filzschuh- 
fabrikanten nach  Schätzung  der  Gewerkschaft  —  gehören  dem 
Zweigverein  Berlin  des  über  ganzDeutschland  verbreiteten  Ver- 
bandes deutscher  Schuh-  und  Scliliftefabrikanten 
an.  Der  Verband  ist  ein  reiner  Kampf  verband,  und  nichts 
liegt  der  Tendenz  des  Vorstandes  ferner  als  „die  Idee  sozialer 
Gleichberechtigung  und  paritätischer  Verständigung  zwischen 
organisierter  Arbeiterschaft  und  organisiertem  Arbeitertum 
Der  Zweck  des  Verbandes  ist  nicht  das  Fernhalten  des  Streiks, 
sondern  das  gewaltsame  Niederdrücken  aller  Streiks.  Eine 
sonstige  Vertretung  gemeinsamer  Interessen,  aufser  dem  Kampf 
gegen  die  Arbeiter,  erfolgt  nicht  Von  den  Verhandlungen 
wird  nichts  verofFentlieht,  und  am  demselben  Geist  heraus  flir 
wissenscliaftlieho  Arbeiten  kein  Material  zur  Verfügung  gestellt^. 

Die  wichtigste  Watte  diese:^  \^'reins  ist  der  i8i>7  ins 
Leben  gerufene  Arbeitsnaehwcis.  Hlm  den  zaldlosen  kleinen 
Streiks,  die  auf  eine  Fabrik  l)(^sellriiIlkt  sind,  bei  denen  oft 
auch  nur  eine  bestimmte  Gruppe  von  Arbeitern  die  Arbeit 


Arbeitsuchenden  derjenigen  Fabrik  zugeführt  werden,  bei 
der  gestreikt  wird,  um  so  den  Kampf  der  Arbeiter  zu  unter> 
drücken.  1898  gab  der  Verband  eine  Arbeitsordnung  heraus, 
welche  von  allen  Mitgliedern  des  Verbandes  ihren  Arbeitern 
Aufoktroyiert  ist 

Ein fluföderVerschicdenartigkeitder  Betriebe 
und  ihres  Wettbewerbes  auf  die  Eigenart  des  Ge- 
werbes. Das  iät  dajj  Bild,  wie  es  sich  uns  von  der  heutigen 
Organisation  der  Industrie  darstellt  Eine  betriehtliche  Anzahl 
von  Betrieben,  von  denen  aber  kaum  der  zehnte  Teil  so 
gestellt  ist,  dafs  er  Produktionsmittel  und  Arbeitskräfte  rationell 
ausnutzen  und  seinen  Vorteil  beim  Einkauf  des  Rohmaterials 
und  beim  Absats  wahren  kann.   Die  Grofsstadt  ermöglicht 

^  Vergl.  Waldemar  Zimmermauu:  Die  Streik  Versicherung  der 
Arbeitgeber.  Sk»2.  Praxis,  XIV.  Jahrg.,  Nninmer  S8. 

Auch  W.  Kuiemanu  pibt  an,  dafs  der  Verband  der  Siliuh- 
und  J5chäfti*fabrikautou  ihm  auf  seine  Anfr;i,xo  keine  Autwort  erteilt 
habe.   (Die  Gewerksehaftabeweguug,  Jena  lyoO,  S.  545.) 


Mittel  zuiu  Zweck. 


niedergelegt  hat ,  sollen 
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da.s  liestelien  kleiner  und  kleinster  üetnebe,  die  sonst  nieJit 
existieren  könnten.  Sie  haben  hier  Gelegenheit,  jederzeit  die 
billigsten  Arbeitskräfte  zu  bekommen,  und  duneben  Gelegenheit, 
ilire  Ware  an  Ort  und  Stelle  lorauwerden.  Dadurch  erklärt 
es  Bich,  dafa  von  den  84  Betrieben  49  kaum  anders  ab  mit 
dem  Namen  Zwergbetrieb  bezeichnet  werden  konnten. 

Wie  erweist  sich  die  Wirkung  dieser  GrOlsenyerbältnisse 
der  Betriebe  auf  den  Gang  der  Produktion?  Der  kleine 
Fabrikant  wird  in  jeder  Bezieliung  zum  Hemmschuh.  Er  ist 
der  geschworene  Feind  jeder  Neuerung,  die  für  ihn  nur  eine 
Mehrauslage  bedeutet.  Und  doch  kann  er  sok-he  Aujigaben 
nicht  umgehen,  die  Konkurrenz  zwingt  ihn  dazu,  will  er  niclit 
ganz  zurückgedrängt  werden.  AU  einziger  Ausweg  bleibt  ihm 
die  Verschlechterung  des  Materials.  Sobald  ein  neuer  Artikel 
auf  den  Markt  kommt  ^  wird  er  sofort  ^on  den  kleineren 
Fabrikanten  in  minderwertigem  Material  nachgeahmt  und  zu 
bedeutend  bilh'gerem  Preis  angeboten.  Auch  in  dieser  In- 
dustrie hat  sich  eine  erstaunliche  „Wissenschaft  des  Betruges"  ' 
o^obildet.  Selbst  bei  der  besseren  Ware  wird  Pappe  zu  Brand- 
volilcn  verwendet;  sie  dient  aber  auch  bei  den  billigen  Leder- 
öchuhen  zur  Herstelhing  der  Vorder-  und  Hinterka})pe,  die 
daher  beim  ersten  Nafswerden  aufweichen.  Zu  einer  iörndit  lien 
Kunst  ist  das  Verdecken  der  Pappe  durch  Leder  geworden; 
das  gespaltene  Xieder  wird  aufgelclebt,  oder  aufgenietet,  oder 
es  werden  die  LederabfiÜle  mit  Pappe  sermahlen  und  gestampft 

las  bereits  erwähnte  Factis  — ;  entweder  man  besieht  die 
Vorderkappe  nur  von  aufsen  mit  Leder,  oder  aber  auch  von 
innen,  um  die  Täuschung  vollkommener  zu  machen.  Auch 
der  Absatz  bekommt  nur  einen  schmalen  Tif^dorfl ecken  zur 
Verdeckung  seiner  Pappseele.  Nicht  besser  ergeht  es  der 
Sohle.  Das  Publikum  ist  meist  nicht  imstande,  Gutes  vom 
Schlechten  zu  unterscheiden,  es  läfst  sich  durch  den  billigen 
Preis  und  das  Äufsere  der  Ware  bestechen,  und  wenn  es  den 
Betrug  merkt,  ist  schon  wieder  ein  neuer  Artikel  „modern". 
Dies  Unterbieten  swingt  aber  die  besseren  Fabriken,  auch 
mit  den  Proben  nachzurücken  und  ihrerseits  an  Rohstoff  und 
Ausfuhrung  zu  sparen.  So  ssieht  das  Polipolium  (die  mafslose 
Konkurrenz)  der  ka})iUilarmen  Betriebe  die  Produktion  in 
bezug  auf  die  Qualität  weit  unter  das  Niveau,  das  sonst  erreicht 
werden  könnte. 

In  derselben  Richtung  wirkt  die  unmilfsige  Konkurrenz 
der  kleinen  Detailiiandler  unter  einander.  Es  gibt  in  Berlin 
nicht  weniger  als  (3000  selbständige  Schuhmachermeister,  von 
denen  nur  die  wenigsten  noch  ihren  Namen  verdienen.  Ein 
Teil  hat  ein  mehr  oder  minder  gut  gehendes  Ladengeschäft 


>  Yergl.  Gr.  Schmoller,  Grundrifs  der  allgemeinen  VoUwwirt» 
schaltslelure,  Leipxig  1904,  IL  S.  dö. 
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and  treibt  dabei  etwas  Flicksciiuhmacbcrci ;  für  einen  andern 
Teil  mu(B  eine  Portierstelle  oder  ein  ähnliches  Amt  den 
HauDtteil  des  Einkommens  beschaffen.  Der  grOfote  Brueh- 
teil  der  Schuhmachermeister  ist  auf  die  Aasbesserarbeit  aurttck- 
gedrängt,  im  günstigsten  Falle  Besitzer  einer  Besohlanstalt. 
Auch  Ton  den  Ladeninhabern  können  die  meisten  nicht 
leben  und  nicht  sterben.  Das  Publikum  gewöhnt  sich  immer 
mehr  an  die  grofsen  S<'huh2:f^selijifte  und  an  die  Warenhäuser. 
Durch  die  hohen  Mieten  sitzt  der  kleine  Meister  gewöhnlich 
von  vornherein  auf  einem  Etat,  der  seine  Verhältnisse  weit 
übersteigt,  In  der  Regel  kann  er  öeinc  Schuld  bei  dem  Grofs- 
hftndler  nur  ratenweise  besahlen.  Seine  Kunden  beanspruchen 
langen  Kredit,  und  er  kommt  aus  den  Schulden  nicht  heraus. 
Diese  Kleinhändler  unterster  Ordnung  müssen  mit  allen  ihnen 
au  Gebote  stehenden  Mitteln  Käufer  anlocken  und  sich  gegen* 
seitig  abspenstig  machen.  Das  fUhrt  natürlich  zu  einem  Unter- 
bieten, (Ins  oh  genug  bis  zum  Verkaufen  mit  Verlust  geht. 
Verschärit  wird  dieser  Wettbewerb  noch  durch  die  sogenannten 
Partiewarengeschäfte,  welche  grolsc  Massen  schlecliter  Ware 
aulkaufen  und  zu  Schleuderpreisen  abgeben.  In  den  letzten 
Jahren  haben  auch  die  Geschäfte  mit  Einheitspreisen  dem 
Schuhmachermeister  das  Leben  erschwert  Auf  einer  der  letsten 
Versammlungen  des  Vereins  deutscher  Schuhwarenhändler 
wurde  geklagt,  dafs  durch  diese  Einheitspreise  fltir  den  ganzen 
Kleinhandel  der  Kachteil  entstehe,  an  eine  gewisse  P^ishöhe 
•  gebunden  zu  sein,  die  den  Verdienst  stark  begrenze.  Dieses 
unaufhörliche  Unterbieten  der  Kl  ein  Verkäufer  setzt  sich  in 
einen  starken  Druck  auf  die  Fabrikanten  um  und  bewirkt 
ebenfalls,  dafs  die  Herstellung  in  bezug  auf  die  Güte  nicht 
das  erreicht,  was  erreicht  werden  kfinnte.  Wie  schwerwiegend 
das  ist,  wird  sich  zeigen,  wenn  wir  die  Stellung  der  Berliner 
Fikschuhmacherei  innerhalb  der  übrigen  deutschen  Filaschuh- 
macherei  näher  untersuchen.  Eb  wird  sich  dabei  ergeben, 
dafs  die  Eigenart  der  Berliner  Fikschuhmacherei  in  bezug  auf 
die  von  ihr  hergestellten  Waren  und  in  bezug  auf  ihre 
Leistungsfähigkeit  bedingt  ist  gerade  durch  die  Eigenart  der 
Berliner  Produktionsverhältnisse. 

Stellung  der  Berliner  F  i  1  z  sch  u  h  f  ab  r  i  k  a  t  i  on 
innerhalb  der  deutschen.  Ma Rjg elhaile  Ausbildung 
des  Grofsbetriebes.  Rufen  wir  uns  noch  einmal  die  GrOl^ 
der  ersten  Berliner  Betriebe  ins  Gedächtnis  zurttck.  Nur  eine 
einzige  Fabrik  arbeitet  zuzeiten  mit  mehr  als  200  Arbeitern, 
nur  sieben  mit  mehr  als  100.  Welch  anderes  Bild  bieten  die 
provinzialen  Fabriken!  Eine  der  ältesten  Fi  1 /Schuhfabriken, 
die  „Vereinigten  Fränkischen  Schuhfabriken"  in  Fürtli- 
Ntlrnberg,  be8ch«lftigen  mehr  als  2000  Arbeiter,  d.  h.  beinahe 
so  viel  wie  die  gesamte  Berliner  Filzschuhindustrie ,  haben 
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einen  Umsat-/  von  4  Millionen  Mark  und  arbeiten  mit  20  Durch- 
nähmaschinen. Das  tägliche  Erzeuguit»  beläuft  sich  auf 
100(Kl  Paar.  Die  Gröfse  dieses  Betriebes  ermöglicht  eine 
Arbeitsteilung  und  Spezialisierung  sowohl  bei  Arbeiteriii  wie 
bei  Maachinen,  die  filr  kleinere  Betriebe  unerrddibar  ist  Sie 
enielt  ausserdem  eine  Vollständigkeit  and  VieUeitigkeit  in 
den  hergestellten  Waren,  welche  erbebliche  Vorteile  beim  Absatz 
und  im  Verkehr  mit  den  Kleinhändlern  mit  sich  bringt  Auch 
in  {Sachsen  gibt  es  Fabriken,  deren  Gröfse  nicht  nur  ein  voll- 
kommenstes AusTiutzen  der  Produktionsmittel  gestatt<»t,  sondern 
sie  auch  in  den  .Stand  setzt,  sich  eine  kleineren  Pptrielxni 
p:anz  unniöe^liche  Unabhängigkeit  zu  schaffen,  welclie  öogar 
bib  zu  Beti  iehskombinationen  geftihrt  hat.  So  fabriziert  eine 
Fabrik  in  Oschatz  ihren  eigenen  Filz,  um  nicht  von  den  Roh- 
etofferseugern  abzuhängen.  Andere  sächsiache  Finnen  lauen 
noeh  beute  in  gröfotem  Mafse  in  den  aächsiscben  Oeföngnissen 
arbeiten,  was  eine  ganz  erbebliche  Kostenersparnis  bedeutet 
Von  solcher  Konkurrenz  rnttaaen  die  Berliner  Firmen,  von 
denen  die  gröfsten,  wie  wir  gesehen  haben,  kaum  den  vierten 
Teil  des  Umsatzes  der  Nürnberger  Fabrik  z.  B.  haben,  erdrückt 
werden.  Infolgedessen  ist  die  Hprlincr  Industrie,  die  als  Ganzes 
durch  die  Uberzahl  kleiner  und  kleinster  Betriebe  zur  Her- 
stellung von  Schuud.vare  gezwungen  wird,  in  diesem  Artikel 
doch  gegenüber  der  auswärtigen  Konkurrenz  in  grofsem 
Kacbteil.  Sie  kann  hierin  auf  dritten  Märkten  mit  der  aus- 
wärtigen Industrie  nicht  konkurrieren.  Und  in  Berlin  vermag 
sie  dies  nur,  indem  sie  sich  mit  ganz  geringem  Nutzen  begnügt, 
während  die  aufserberliner  Fabrikanten  ganz  gut  bei  den 
Preisen  bestehen  können. 

B  e  d  fMi  t  u  n  g  des  Berliner  A  r  b  e  i  t  e  r  m  a  t  e  r  i  a  1  s. 
Einen  Vuru:il  aber  haben  die  lierliner  Fabrikanten  dagegen, 
der  wohl  geeignet  wäre,  diese  Nachteile  aufzuwiegen:  das  ist 
die  intelligente  Berliner  Arbeiterschaft.  Abgesehen 
▼on  den  unzähligen  Bildungsmöglichkeiten,  welche  dem  Ar- 
beiter in  Berlin  erreichbar  sind,  erzieht  d^e  Qro(sstadt  ihre 
Kinder  selbst,  ganz  ohne  deren  Zutun.  Das  Treiben  auf  den 
Strafsen  macht  gewandt,  flink,  aufmerksam.  Durch  die  grofs- 
artigen  Ausstellungen  der  Lsden  werden  Auge  und  Geschmack 
geschult,  die  Fähigkeit,  neue  Eiii'lrfiekf^  zu  erfassen  und  zu 
verarbeiten  geschärft.  So  bringt  der  groisstädtische  Arbeiter 
von  vorn  herein  drei  wichtif^e  Eigenschaften  mit:  rasche  Auf- 
fassungsgabe, Geschmack  uud  Gewandtheit  Sic  ermöglichen 
eine  Sorgfiüt  der  Herstellung,  eine  geschmackvolle  AusiUbrung, 
wie  sie  sonst  im  Reich  nicht  erzielt  wird.  Wie  w^t  dies 
allgemein  anerkannt  wird,  dafUr  diene  der  Umstand  als  Bei- 
spiel, dafs  die  mehrfiich  erwähnte  bayrische  Firma  ihren  Be- 
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darf  an  eleganten  Keiseächulien  von  einem  Berliner  Fabrikanten 
herstellen  Täfst. 

Infolge  eben  dieses  Vorteiles  ist  es  den  kapitalkrfiftigereQ 
Berliner  Fabrikanten  gelungen,  eine  Spezialität  herauBBttbilden, 

in  der  sie  ein  bedeutendes  Übergewicht  haben.  Das  ist  der 
elegante  Fantasieschuh,  der  leichte  Reise*  und  Morgenschuh, 

der  für  ein  kuufknlfti^es  und  zahlungswilH^'es  Pnf>l!l<iim  be- 
stimmt ist.  Nicht  die  Fabrikation  guter  schwerer  Lederschuhe 
und  -stietei  —  dazu  reicht  das  Betriebtikapital  nicht  aus  — 
nicht  die  handgearbeiteten  Ballschuhe,  deren  Herstellung  auf 
billige  und  gelibte  Heimarbeit  begründet  iät,  in  denen  die 
Österreicher  Überlegen  sind,  kann  &r  den  Berliner  Filssoknlir 
Fabrikanten  der  yomehmsto  Produktionsartikel  sein,  sondern 
der  aus  feinem  Leder,  mit  Maschinen  arbeitsteilig  hergestellte, 
geschmackvoll  ausgestattete  Fantasieschuh.  Die  Ausbildung 
dieser  Spezialität,  die  erst  in  den  letzten  Jahren  hervorgetreten 
ist,  bedent"t  einen  grofsen  Vorteil  utkI  hoffentlieb  den  Anfang 
Hjner  neuen  Zeit.  Alles,  was  einer  Spezialisierung  in  dieser 
Richtung  ent^^ei^'-enarbeitet,  ist  eine  grolse  P>e  nach  teil  igung  des 
Gewerbes.  Alles  dagegen  ,  waö  diese  iiiutuicklung  befördert, 
müfste  mit  Fleifs  verfolgt  und  ausgebeutet  werden. 

Absatzmarkt  und  Absatzverhältnisse.  Fttr  den 

Absatz  ist  auch  heute  noch  der  lokale  Markt  von  gröfster 
Bedeutung.    Bis  in  die  neunziger  Jahre  krin^   er  allein  in 

Betracht.  Vorsorgt  wurde  er  gröfstenteils  durch  den  Hau- 
sierer, der  in  die  Arbeiterwohnuugen  geht  und  duroli  seine 
Überredungskunst  seine  Ware  anzubringen  sucht.  Die  kl 'inen 
Fabrikanten  gingen  selbst  vieltach  mit  ihrer  Ware  von  Haus 
zu  Haus.    Die  Hausierer  haben  den  zunehmenden  Verkaufs- 

{»lätzen  und  den  Verfolgungen  der  Hauswirte  weichen  müssen, 
hre  Zahl  nimmt  sehr  ab.  Ebenso  gaben  Messen  und 
Jahrmärkte  dem  kleinen  Fabrikanten  Gel^enheit,  grttfsere 
Mengen  seiner  Ware  loszuwerden.  Aber  auch  ihre  Bedeutung 
geht  in  den  loteten  Zeiten  zurück.  Die  0  r  ü  n  w  a  r  e  n  k  e  1 1  e  r , 
die  noch  bis  in  die  achtziger  Jahre  alle  neben  Obst  und 
Oemtise  auch  Filz-  und  Cordschnhe  feil  büt*Mi,  kommen  eben- 
falls nicht  mehr  in  Betracht;  die  sint  1885  bestellenden  Markt- 
hallen verdrängen  sie  mehr  und  mehr.  Dagegen  haben  die 
Berliner  Filzschuhfabrikauten  neue  und  £»ehr  gute  Abnehmer 
in  den  grofsen  Warenhäusern  gefunden.  Wie  die  Waren- 
häuser überhaupt  eine  Arbeitszusammenfassung,  eine  Verein- 
fachung des  Absatzes  bedeuten,  so  schalten  sie  auch  den  ver- 
mittelnden Grofshändlei-  aus  und  verkehren  mit  den  Fabri- 
kanten selbst.  Teilweise  sogar  verpflichten  sie  einzelne 
Fabrikanten ,  nur  für  sie  zu  arbeiten.  Das  setzt  sie  in  den 
Stan'l .  dem  Publikum  die  Waren  zu  den  Preisen  zu  ver- 
kauteu,  welche  sonst  der  Klein-  dem  Grofshändier  zahlt. 
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Allerdings  mufa  sich  der  Fabrikant  allerlei  Absllge  YOO  4 

bis  O^lo  für  Skonto,  Umsatzbonus  und  Warenhaus» teuer  vom 
vorher  vereinbarten  oder,  bei  marktgängigen  Waren,  vom 
üljiichen  Preis  gefallen  lassen.  Er  hat  dafür  aber  einen 
öicheren  Abnehmer  gefunden ,  der  ihm  vollauf  zu  tun  gibt, 
und,  was  noch  mehr  ist,  einen  j»rompten  Zahler.  Die  Waren- 
häuser pflegen  ihre  Konti  30  Tage  nach  Ablauf  de«  Liefe- 
ruDgamonats  bu  b^leichen. 

FOr  den  grOfiten  Teil  der  Berliner  Filieehuhmacherei 
steht  zwischen  Fabrik  und  Kleinhändler  der  Grofshändler. 
Seine  Aufgabe  ist  eine  mehrfache.  Für  den  Kleinhändler 
bietet  er  d<'n  Vorzug,  dafs  er  die  Gesamtheit  der  Artikel 
ftilirt,  (\\f'  in  einer  Mehrzahl  von  Betrieben  hergestellt  s??id, 
und  daunt  eine  Vereinfachung  dej$  Bezuges  herbeituhrt.  8eine 
Ilauptlei-stung  für  dienen  besteht  aber  darin,  dafs  er  ihm  jede 
beliebige  Menge  liefern  kann,  nährend  die  Fabrik  nur  groise 
Posten  abgibt  Für  den  Fabrikanten  ist  der  Qrofshändler  der 
grofse  Abnehmer,  der  den  Verkehr  mit  sahireichen  Einaelga- 
achäften  erspart  Er  iBt  der  kapitalkräftige  Vermittler  zwischen 
dem  auf  Barzahlung  angewiesenen  Fabrikanten  und  dem  kapital- 
achwachen  Kleinhändler,  der  Kredit  in  Anspruch  nehmen  mufs. 

Aber  für  den  Kleinhändler  niederer  Ordnung  nicht 
minder  als  für  den  kleinen  Fabrikant»*!!  ist  der  Ornfshandler 
häufig  ein  schwerer  Druck,  da  er  eben  seine  Kapitalkraft 
rticksichtslos  nach  beiden  Seiten  hin  ausbeutet.  Um  auch 
geringere  Mengen  vorteilhaft  einzukaufen  und  nicht  auf  die 
Grofshändler  angewiesen  zu  sein,  haben  darum  die  handel- 
treibenden Schuhmachermeister  1877  die  sogenannte  Schuh* 
bOrse  eingerichtet  Zu  dem  Zweck  haben  sie  den  Verein 
der  Schuhmacher  Berlins  und  der  Verkaufshalle  gegründet, 
der  jetzt  etwa  300  Mitglieder  zählt  Jedes  Mitglied  zahlt 
800  Mark  Eintrittsgeld,  der  Verkäufer  aufserdem  50  Pfennige 
für  das  Keciii  auszustellen,  <ler  Käufer  25  Pf.  Eintrittsg^old.  Der 
Gewinn  wird  an  die  Mitglieder  verteilt  Die  Fabrikanten 
erscheinen  auf  dieser  Börse  mit  ihrer  Ware  und  p:eben  sie 
hier  in  Mengen  bis  zu  Dutzend  ab.  Während  der  kleine 
Händler  auf  der  BOrse  die  Möglichkeit  hat,  unter  den  yielen 
Ausstellern  nach  Belieben  sieb  seinen  Bedarf  auszusuchm, 
liegt  für  den  verkaufenden  Fabrikanten  der  Vorteil  in  der 
Barzahlung.  Doch  hat  sich  auch  hier  die  Kreditzahlung  ein- 
geschlichen. 

Jeden  Montag  Vormittag  verwandeln  sich  die  Rliume  d'T 
Braiif  ff^i  am  Friedrichshain  in  einen  grofsen  Markt,  .uil 
welcii'iii  alles  ausgeboten  wird,  was  sich  ein  Schusterherz 
nur  wünschen  kann.  Neben  fertiger  Ware  (gröberes  Fabrikat) 
wie  Lederschuhe  und  -Stiefel,  Cordschuhe  und  -pantoflfel,  Filz- 
schuhe, leichte  bunte  und  schwarse  Lederschnhey  findet  man 
namentlich  die  jeweilige  „Saisonneuheit*".  Auf  andern  Tischen 
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liegen  Wichse,  Scluihbitnder,  Patentknöpfe  aus;  wieder  auf 
anderu  „Mafsbüeher  mit  nützlichen  Winken",  Phikate  mit 
„letste  Neuheit^  „Pariser  Neuheit*"  oder  »feste  Preise*'.  Von 
all'  diesen  Sachen  holt  sich  der  kleine  Meister  seinen  Wochen  < 
bedarf.  Scharenweise  siehen  die  Meister  und  Meisterinnen 
herbei I  alles  wird  erst  gründlich  besehen  und  geprüft,  von 
dieser  oder  jener  Sorte  ein  „Gang"  erstanden,  in  das  be- 
kannte schwarze  Schustertuch ,  das  oft  vor  Alter  grün  aus- 
sieht, gepackt»  und  über  den  Kücken  geschlungen  nach  Hause 
getragen. 

Die  Schuhmacherbörse  hat  nicht  die  Bedeutung  erlangt, 
die  man  erhoßt  und  erwartet  hat  liegt  das  wohl  zum 
Teil  daran,  daCs  Berlin  zu  groÜs  ist,  die  Entfemnngen  sa 
weit,  um  für  den  entfernt  wohnenden  Händler  bei  seinem 
geringen  Bedarf  den  Zeitverlust  lohnend  erscheinen  su  lassen. 
Anderwärts  hat  man  bessere  Erfahrungen  mit  dieser  Ein- 
richtung gemacht,  z.  B.  in  Altona,  wahrscheinlich,  weil  hier 
die  weitei)  Entfernungen  fortfalh-n 

Die  wenigen  greisen  Berliner  i^'ilzöchuhfabrikanien  haben 
eigene  Reisende,  welche  in  ganz  Deutschland  an  jedem 
Platze  die  Warenhäuser,  Schuhgeschäfte,  auch  Wollgeschäfte, 
die  in  kleinen  Städten  oft  Filzschuhe  verkaufen,  aufsuchen 
und  Aufträge  für  ihre  Fabrik  sammeln.  Nach  aulserdeutschen 
Ländern  werden  keine  Reisenden  geschickt. 

Die  deutsche  Ausfuhr  der  Erzeugnisse  der  Filzschuh- 
macherei nach  den  übrigen  europäischen  und  ntchteuropäischen 
Ländern  ist  leider  zahlenmäfsig  nicht  festzustellen.  Die  Reichs- 
statistik unterscheidet  die  Schuhwaren  nicht  genauer,  auch 
nicht  die  Filzartikel.  Die  Filzschuhausfuhr  hat  alle  Phasen 
durchgemacht,  welche  ähnliche  Industrien  erlebt  haben.  Als 
nach  der  deutschen  Einigung  der  grofse  wirtschaftliche  Auf- 
schwung erfolgte,  mufste  sich  der  deutsche  Kaufmann  auf 
dem  Weltmarkt  erst  seinen  Platz  suchen  und  erobern.  Er 
entwickelte  dabei  eine  besondere  Gabe,  sich  den  ausländischen 
Verhältnissen  anzupassen  und  jede  Gelegenheit  herauszufinden, 
die  ihm  nf)ch  oflFen  stand.  Hierbei  war  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  die  Gewinnung  der  bisher  kaufunfjihigen  Bevölkerung, 
namentlich  der  überseeischen  Länder  durch  ganz  billige 
Artikel.  Diese  Spekulation  gelang  auch  den  Filzschuh- 
fabri kanten.  Firmen  aus  rirmasens,  Bayern,  Sachsen,  welche 
bereits  in  den  siebziger  Jahren  maschinellen  Betrieb  hatten, 
führten  ganz  grobe  Ware  zu  sehr  billigen  Preisen  aus,  das 
Schlechteste  des  Schlechten  an  Material  und  Ausfahmng,  und 
hatten  damit  in  den  Überseeischen  Ländern,  namentlich  in 
Südamerika  und  Afrika,  grolsen  Erfolg.  Auf  die  ersten 
Zeiten  des  gewinnreichen  Ausfuhrgeschäftes  folgte  dann  aber 
bald  ein  mafsloser  Wettbewerb  unter  den  unzähligen  neuen 
Unternehmungen,  welche  der  Gewinn  der  andern  hatte  ent- 
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stehen  lassen.  Eine  inier|)rofluktion  w,ir  unvermeidlich,  es 
entstand  ein  wüstem  Ufiterbieten,  und  eine  grofse  Zahl  von 
Fabriken  wurde  dem  Bankerott  zugeführt. 

Die  gröfste  Bedeutung  nU  Auäiuhrartikel  hat  der  gans 
grobe  Jäte-  odw  Cordpsntofibl,  fir  wandert  nach  den 
Tropen  —  Sttdamerika  vor  allem  —  wie  auch  nach  den 
Ländern  mit  gemäfsigtem  Klima,  wfthrend  für  den  eigentlichen 
Filzschuh  naturgemä»  nur  die  letzteren,  namentlich  Südafrika, 
Nordchina,  Japan  und  Canada  in  Betracht  kommen  Kecht 
bedeutend  d\o  Ausfulir  von  Fil?^sf  ?iu?ien  nach  dem  euro- 
päischen Nor(ien,  nach  der  Schweiz  und  nacli  Holland.  Auch 
Kngland  ist  ein  Abnehmer  dieser  Ware.  Seitdem  aber  alle 
Kulturländer  im  Zeichen  des  Scliutzzollen  stehen,  ist  die  Aus- 
fuhr, die  nie  im  Entierntesten  etwa  mit  derjenigen  fertiger 
Konfektion  yerglichen  werden  konnte,  sehr  zurückgegangen. 

Die  eigentümliche  Lage,  in  weicher  sich  die  Berliner 
Industrie  in  bezug  auf  die  Ausfuhr  befand,  wird  verständlich 
durch  die  Stellung,  welche  die  Berliner  Filzschuhmacherei  zu 
der  tibrigen  deutschen  Filzschumacherei  einnahm.  Die 
wenigen  Berliner  Firmen,  welche  flbcrhanpt  fflr  den  Export 
in  Betracht  kamen,  waren  alle  viel  jünger  als  die  sächsischen 
imd  bayrischen  P^irmen.  Sie  konnten  sich  an  der  Ausfuhr 
erst  beteiligen,  aU  der  überseeische  Markt  bereits  mehr  oder 
weniger  in  festen  Händen  war,  und  überdies  die  Preise  durch 
den  wttsten  Wettbewerb  bedeutend  herabgedrflckt  waren. 
Die  Berliner  konnten  nicht  so  billig  arbeiten  wie  die  aufser^ 
berliner  —  die  Höhe  der  Mieten  und  Löhne  verbot  es  und 
verbietet  es  noch  heute.  Die  Gröfse  der  bedeutendsten 
aufserberliner  Firmen  übertrifft  die  der  berliner  ganz  bedeu- 
tend und  setzt  sie  in  den  Stand,  sich  ganz  erhebliche  Produk- 
tions- und  Absatzvorteilo  zu  verschafVen.  Da  kann  für  die 
Berliner  von  einem  vorteilhaften  Wettbewerb  in  billigen 
Massenartikeln  nicht  die  Rede  sein. 

Dazu  kommt  noch  ein  Umstand,  der  die  Ausfuhr  billiger 
Massen  wäre  beeintrftchtigt:  der  Bedarf  an  diesen  Artikeln  ist 
ein  beschränkter.  Mit  der  steigenden  Kultur  der  aufser- 
europäTSchen  Länder  verliert  er  an  Bedeutung,  weil  der 
Überseeische  Käufer  sich  dann  nicht  mehr  mit  der  Schund- 
wäre  begnügen  will.  Auch  gelangen  diese  Länder  bald  dazu, 
gerade  diese  grobe  Ware,  zu  deren  Herstellung  keine  tech- 
nische Geschicklichkeit  erforderlich  ist,  selbst  herzustellen. 
Mehr  Aussicht  hat  der  Berliner  Fabrikant  bei  der  Ausfuhr 
der  feinen  Ware,  der  eleganten  Reise-  und  Morgenschuhe,  bei 
deren  Fabrikation,  wie  wir  sahen,  dem  Berliner  Unternehmer 
Vorteile  zu  Gebote  stehen,  die  anderwärts  fehlen.  Die  grofse 
Leichtigkeit  dieser  Ware  macht  sie  zur  Ausfuhr  sehr  geeignet 
Wenn  diese  trotzdem  noch  keine  grofse  Bedeutung  gewonnen 
hat,  so  liegt  das  einmal  daran,  dafs  die  Herstellung  dieses 
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Artikels  noch  uiclit  den  genügenden  Raum  in  der  Berliner 
Produktion  einnimmt,  anderseits  in  den  ungünstigen  Zoll- 
verhältai&äea.  Doch  ist  auzuuehmen,  daiä,  je  mehr  die  Ber- 
liner Fabrikanten  diesen  Schuh  ab  ihre  eigentliche  Speaialitttt 
erkennen,  und  je  grOfterea  Gewicht  aie  auf  schöne  und  ge- 
schmackTolle  Ausftl&ung  und  Ausstattung  l^n,  sie  ein  desto 
gröfseres  Publikum  auch  in  fremden  Libidem  diesem  Artikel 
erobern  werden. 
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III. 

ArbeitenrerhältniBse. 


Lage  der  Fabrikarbeitep. 

Das  Material.  TTm  ili  ■  r>n<ro  der  Berliner  Filzsclmli- 
arbeiter  kennen  zu  lernen  ,  wurde  tino  Umfrage  vom  Verein 
„BVauenwohl^  unternommen,  die  ücitens  der  Gewerkschaft 
weiteste  Förderung  fand  *.  Es  wurden  im  ganzen  28  Werk- 
stättenbogen  —  */a  aller  Betriebe  —  und  etwa  2U0  Personen- 
firagebogen ,  davon  durch  Heimarbeiter .  beantwortet.  Es 
Uesen  also  Antworten  ron  dem  sehnten  Teil  der  in  dieser 
Industrie  beschäftigten  Arbeiter  vor.  Dafs  die  Zahl  keine 
grOfsere  ist.  Hegt  nicht  an  einem  Mangel  an  gutem  Willen, 
sondern  nur  an  der  grofsen  Schwierigkeit,  mit  welcher  das 
Auffinden  der  Heimarbeiter  verbunden  ist.  Mit  gröfster  Opfer- 
willigkeit haben  sich  die  Mitglieder  des  Vereins  .Frauen wohl" 
der  Aufgabe  unterzogen,  al)<^*r  in  sehr  vielen  Fällen  war  ea 
trotz  sorgsamsten  Suchens  njciit  mügiich,  die  betreffende  als 
Heimarbeiter  bezeichnete  Familie  aufzufinden.  Genügt  die 
Zahl  der  beantworteten  Bogen  nun  auch  durchaus  nicht,  um 
genaue  sahlenmäfsige  Aufstellungen  su  machen,  so  lassen  sich 
doch  die  Verhältnisse,  in  denen  die  Arbeiter  dieser  und  ähn- 
lidber  Industrien  leben,  daraus  ablesen.  Die  Heimarbeiter 
wurden  alle  in  ihren  Wohnungen  aufgesucht  und  der  Versuch 
gemacht,  in  fin  nühores  Gespräch  mit  ihnen  zu  kommen. 
Von  den  guten  Krtahrungcn ,  die  Gertrud  I )v)irenf'urth  -  bei 
diesen  Besuchen  gemacht  hat,  kann  hier  aber  nicht  viol  be- 
richtet werden.    Die  Leute,  denen  jede  Minute  kosibar  ist, 


\  Ich  spreche  allen  Förderern,  besonders  Herrn  Carl  Herrmann 
und  Herrn  l  i  it'<lr.  Weber  liirnnit  im  inen  verbindlichsten  Dank  aus. 

-  V(»rfrl.  (i<M-trn<l  Dy  h  le  u  furt  h  ,  Die  liatiHin<!n>trii']l.Mi  Ar- 
beiterinnen in  der  Berliner  I31usen-,  Unterrock-,  iSchnrzen-  und  Trikot- 
konfektion, Schmollers  Staate-  und  soiialwissenschaftltche  Forschungen 
Bd.  XV,  Heft  4,  S.  a 
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emptinden  die  Störung  sehr  unliebsam,  und  man  wird  auch 
selbst  das  peinliche  Gefahl  des  Eindringens  nieht  los,  Sie 
sind  scheu,  wortkarg,  und  leben  in  der  stttndigen  Furcht, 
dafs  ihnen  der  Lohn  verringert  oder  die  Arbeit  entzogen  werde. 

So  war  es  oft  schwer,  sie  zum  Reden  zu  bringen.  Aber  was 
der  Mund  verschweigt,  das  reden  die  Züge  und  die  Umgebung. 
Die  Aussagen  der  Fabrikarl>eiterbogen  wurden  ergänzt  durch 
ausgiebige  mUodliche  Unterhaltungen. 

Die  äufsern  Arbeitsbedingungen.  Wir  haben 
die  Arbeiter  bei  ihrer  Arbeit  schon  aufgesucht.   Wir  haben 

gesehen ,  wie  schwer  sie  unter  den  ungünstigen  räumlichen 
Verhältnissen  leiden,  die  keine  Ventilation  gestatten,  und  durch 
die  sie  gezwungen  werden,  in  staul)ip:er,  verbrauchter  Luft 
sich  den  ganzen  Tas?  aufzuhalten.  W  ir  wissen  auch,  dafs  von 
84  Betrieben  nur  m  iü  mit  motorischer  Kraft  gearbeitet  werde, 
daft  in  den  meisten  Fällen  also  die  Körperkraft  des  Arbeiters 
die  Maschinen  antreibt  Das  macht  die  Arbeit  sehr  eimüdend. 
Aber  auch  dort,  wo  Gas  oder  Elektrizität  das  Antreiben  be- 
sorgen, ist  sie  nicht  leicht  Die  ungeheure  Schnelligkeit,  mit 
der  die  Maschinen  arbeiten,  erfordert  unausgesetzte  Aufmerk- 
samkeit bei  ihrer  Bedienung;  ein  einziger  Seitenblick,  und  die 
Arbeit  ist  verdorben.  —  Die  Arbeit  ist  schwer,  wenngleich 
die  Fabrikarbeiter  der  Berliner  Filzschuhmachcrei  viele  Vor- 
teile sich  errungen  haben,  um  die  auswärtige  Genossen  sie 
beneiden  mö^en. 

Die  Arbeitszeit  beträft  seit  189(>  durchschnittlich 
10  Stunden  einschliefslich  1  Stunde  Mittagspause.  In  den  Fa- 
biikt/n,  deren  Eigentümer  Mitglieder  des  Fabrikanten  vereine  sind, 
wird  im  Sommer  von  7 — ö,  im  Winter  von  7^2 — 5'.2  gearbeitet 
und  je  Vi  Stunde  als  FrQhsttlcks-  und  Mittagspause  gewfthjl. 
Überstunden  kommen  anscheinend  nicht  vor,  oder  doch  nur 
ausnahmsweise.  Auch  wird  den  Fabrikarbeitern  selten  Arbeit 
mit  nach  Hause  gegeben.  Die  Arbeiten  eignen  sich  dasu 
nicht,  weil  es  den  Fabrikarbeitern  zu  Hause  an  Werkzeug 
fehlt.  Die  stillen  Monate  für  die  Filzschuhfnbrikation 
sind  die  Wintermonate.  Es  wurzle  irezeigt,  dafs  die  gröfseren 
Fabriken  durch  die  Herstellung  anderer  Artikel,  namentlich 
der  Reise-  und  Sportscbuhe,  eine  gleichmäfsigere  Produktion 
anstreben.  Im  grofseu  und  ganzen  sind  die  Monate  Dezember 
und  Januar  die  schlimmen  Zeiten  für  die  Filzschuharbeiter. 
Der  Fabrikant  braucht  sich  durch  Entlassungen  keine  Un- 


zwingt  die  ttberfltt8sig<'n  Arbeitskräfte,  sich  nach  anderer 
Arbeit  umzuschauen.  Dafs  diese  Zeit  der  Arbeitslosigkeit 
gerade  in  den  Winter  fällt,  ist  natürlich  fUr  die  Arbeiter  ein 
sehr  erschwerender  Umstand. 


Verdienet 
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Die  Lohufo rm  ist  im  allgemeinen  der  Akkordlohn.  Nur 
die  Stanzer  und  die  Zuschneider  stehen  durchschnittlich  im 
Stundenlofan.  Auch  bei  den  Durcbntthern  kommt  der  Stunden- 
lohn  vor,  aber  nur  ganz  vereinzelty  Einleister  und  Fraiser  usw. 
stehen  uberall  im  Akkord. 

Die  Abneigung  der  Arbeiter  gegen  das  Akkordsvätem  ist 
l)ekannt  und  wird  von  den  Filzschuharbeitern  redlicli  geteilt. 
Sie  sind  geneigt,  dem  Sy^trTn  allo  Schuld  an  ihrem  Elend  zu- 
zuschreiben;  durch  diese  Lohutorm  soll  sich  ergeben,  dafs 
vornehmlich  auf  die  Arbeiter  die  Nachteile  des  Saisong-ewerbes 
fallen.  Jeder  iiückgaiig  des  Geschäfts  triflft  sie  durch  eine 
Abnahme  ihres  Verdienstes.  Der  Fabrikant  kann  den  im 
Stundenlohn  stehenden  Arbeiter  -  nicht  sofort  entlassen ,  wenn 
•die  Aufträge  sp&rltcher  werden ;  er  bleibt  und  erhält  denselben 
Ijohn.  Der  im  Akkord  stehende  Arbeiter  verdient  sofort  ent* 
4Bprechend  weniger.  Aber  in  Industrien  wie  die  Filzschuh- 
inaeherei  spielt  der  Akkordlohn  noch  eine  besondere  Rolle. 
Die  Herstellung  billiger  Massenartikel,  die  hier,  wie  wir  sahen, 
noch  den  grofsten  Teil  der  Produktion  ausmacht,  lohnt  sich 
nur,  wenn  die  Prorluktionsmittel  auf  das  Aulserste  ausgenutzt 
werden.  Hierzu  ist  aber  vor  allem  ein  schnelles  Arbeitea  er- 
forderlich. Um  dies  zu  erreichen ,  kann  der  Fabrikant  kein 
besseres  Mittel  ersinnen,  als  den  niedrigen  Akkordsatz,  welcher 
dem  Arbeiter  einen  leidlich  auskömmlichen  Verdienst  nur 
dann  gestattet,  wenn  er  mit  ununterbrochener  Hast  arbeitet  — 
denn  kein  Mensch  wird  Tag  fUr  Tag  und  Jahr  für  Jahr  einer 
anstrengenden ,  monotonen  Arbeit  mit  gleich  grofscr  Energie 
nachgehen,  wenn  die  Not  ihn  nicht  tl^o^lich  von  neuem  dazu 
zwingt.  Die  Gewandtheit,  welche  der  Arbeiter  im  Laufe  der 
Zeit  erlangt,  kann  diese  grofse  Anstrengung  nicht  mildern, 
denn  mit  ihr  rechnet  der  Fabrikant  bereits,  wenn  er  die  Lohn- 
höhe festsetzt  So  wird  der  Akkordlohn  in  semer  heutigen 
Handhabung  zur  Hetzpeitsche  ftlr  den  Arbeiter.  Der  niedrige 
Akkordlohn  ist  aber  eine  der  wichtigsten  Grundlagen,  auf  die 
eich  die  Produktion  billiger  Massenartikel  gründet.  —  Der 
eigentliche  Grund  aber,  weshalb  sich  die  Arbeiter  durch  die 
Akkordlr)hnung  benachteiligt  fühlen,  liegt  tiefer  und  entspringt 
der  unbefriedigenden  Lösung  der  Akkordberechnung,  die 
L.  Bernhard  ^  als  den  Angelpunkt  der  Akkordfrage  hinstellt. 
Und  zwar  ist  es  hier  nicht,  wie  in  manchen  andern  Gewerben, 
die  Arbeitsleistung,  welche  sich  nicht  berechnen  Heise.  Mag 
auch  ein  genaues  Abwflgen  der  Arbeit  des  einzelnen  durch 
den  httufigen  Wechsel  der  Mode  sowie  namentlich  durch  die 
unausgesetzte  Änderung  der  Technik  schwierig  sein  —  un- 
möglich ist  es  nicht,  denn  in  der  amerikanischen  Schuhfabri- 

^  Ver^ri.  Dr.  L.  Bernhard:  Die  Akkordarbeit  in  Deutachland 
Leipzig  1903  S.  188  ff. 
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katton  sowie  auch  in  mehreren  Schuh&brlken  im  flbrieen 
Deutschland  gelten  allgemeine  Tarife,  welche  die  volle  An- 
erkennung der  Arbeiter  geniefsen.  Die  unüberwindliche 
Schwierigkeit  liegt  vielmehr  darin,  dafs  die  beiden  Vertrags- 
parteien von  grundverschiedenen  Gesichtspunkten  beim  Be- 
messen des  Lohnes  ausgeben.  Der  Arbeiter  will  seine  Arbeit, 
den  Aufwand  von  Muskel-  und  Nervenkraft  bewertet  wissen; 
der  Fabrikant  dagegen  den  Lohn  in  Einklang  mit  dem  Markt- 
preis der  Ware  bringen.  Je  p^eringer  dieser  letztere  ist,  desto 
sehärfer  macht  sieb  der  Gegensatz  geltend.  Denn  es  gibt  eine 
unterste  Grenze  für  das,  was  an  schlechter  Arbeit  geleistet 
werden  kann,  wenn  die  Ware  tlberhanpt  noch  verkäuflich 
sein  soll,  und  die  wird  sehr  viel  frtther  erreicht  als  die  Grense, 
bei  welcher  für  den  Fabrikanten  der  Profit  aufhört.  Bei  den 
meisten  Waren  ist  der  Unterschied  der  Arbeitsleistung  bei  ge- 
ringerer und  besserer  Gtite  weit  weniger  grofs  als  der  Unter- 
schied der  Bezahlung;  tatsächlich  wird  die  Arbeit  bei  den 
billigen  Massenartikeln  am  schlechtesten  bezahlt.  Der  Lohn,  den 
eine  Eiufasserin  z.  B.  für  das  Einfassen  besserer  Ware  be- 
kommt, ist  bedeutend  höher  als  der  für  die  geringen  Sorten. 
Und  doch  kann  sie  an  letzteren  kaum  einige  Stiche  weniger 
machen,  ja.  sie  hat  im  Gegenteil  von  ihnen  mehr  Mühe,  weil 
das  schleclite  Material  reiist  und  aerfilllty  wenn  sie  es  nicht 
mit  grofser  Behutsamkeit  behandelt  Gans  allgemein:  da» 
Akkordsjstem  findet  in  der  Filzschuhmacherei  der  der- 
aeitigen  Entwicklungsstufe  eine  wesentliche  Sttttze.  Daa 
System  ist  dort  schwerer  anwendbar ,  wo  höchste  oder  auch 
nnr  höher  stehende  Arbeitsleistnngen  verlangt  werden  müssen, 
und  das  ist  in  der  heutigen  Filzschuhniaclierei  nicht  der  Fall. 
Vornehmlich  werden  billige  Massenartikel  hergestellt,  die  den 
billigen  Akkordlohn  zur  Vorbedin^^ung  haben,  und  deshalb 
findet  das  Akkordsystem  hier  durchgängig  Anwendung. 

Hiermit  stimmt  es  überein,  dafs  die  wenigen  Arbeiter,  die 
in  der  Filaschuhmacherei  im  Zeitlohn  stehen,  diejenigen 
sind,  welche  q  ualifiaierte  Teilarbeit  leisten,  nttmlich  die 
Zuschneider  and  die  Stanzer.  Die  Kunst  des  Zuschneiders 
sowie  des  Stanzers  besteht  vornehmlich  darin,  das  Material 
sparsam  zu  verwenden.  Wollte  der  Fabrikant  sie  durch  nied- 
rigen Akkordsatz  treiben,  er  s^cbnitte  sich  ins  eigene  Fleisch. 
Der  Arbeiter  könnte  sich  dann  nicht  die  Zeit  nehmen,  mit 
Überlegung  und  Sorgfalt  seine  Arbeit  auszuführen,  und  der 
Fabrikant  selbst  hätte  d(  n  Nachteil.  Nur  wo  elektrischer  Be- 
trieb herrscht,  stehen  auch  die  i^tanzer  zuweilen  im  Akkord- 
lohn, weil  augenscheinlich  hier  dem  Fabrikanten  mehr  darum 
zu  tau  ist,  die  teuere  elektrische  Kraft  roll  auszunutzen,  als 
mit  dem  Material  zu  8]Miren. 

Lohnhöhe.  Trotzdem  die  Art  der  Löhnung  —  nftmlich 
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Akkordlohn  für  alle  Arbeiter  bis  auf  die  Sumzer  und  Zu- 
schneider —  in  allen  Berliner  Fabriken  die  gleiche  ist,  ist 
die  Hdhe  der  Löhne,  die  der  Fabrikant  fUr  die  einzelnen 
ArbeitsleiatuDgen  zahlt,  sehr  verschieden,  ich  möchte  sagen, 
kaum  in  zwei  Betrieben  die  gleiche.  Diese  Regellosigkeit^ 
unter  der  die  Arbeiter  mehr  als  unter  irgendwelchen  andern 
Nachteilen  leiden ,  führt  zu  unaufhörlichen  Reibereien.  Aber 
eine  Einheitlichkeit  in  den  Löhnen  ist  o'm  Zugeständnis,  Gff^gen 
sich  die  Fabrikanten  am  meisten  wrlirpu.  Solange  das 
gegenseitige  Unterbieten  eine  der  wichtigsten  \N  aöen  im  Wett- 
bewerbskampf ftir  den  Fabrikanten  ist,  will  er  seine  Be- 
wegungsfreiheit in  bezug  auf  die  Löhne  naht  einbüfsen.  Un- 
erschöpflich ist  die  Erfindungsgabe  des  Fabrikanten,  durch 
kleine  ,,Verftnderungen''  irgendwelcher  Art  mehr  Aroeit  für 
den  gleichen  Lohn  von  seinen  Arbeitern  zu  verlangen.  Man 
könnte  auch  in  dieser  Bezieliung  von  einer  „Wiesenschaft  des 
Betruges**  reden.  Die  Einführung  einer  neuen  Maschine  be- 
deutet für  den  Arbeiter  zunächst  immer  eine  Verringerung 
seines  Einkommens,  die  er  gewöhnlich  durcli  einen  Streik  ab- 
zuwehren sucht.  El^enso  geht  es  bei  der  Herstollunp  neuer 
Artikel:  der  Arbeiter  ist  oft  nicht  imstande,  seine  neue 
Arbeit  zu  beurteilen,  er  sieht  erst  ein,  dafs  er  bei  dem  fest- 
gesetzten Akkordlohn  nicht  bestehen  kann,  wenn  am  Wochen- 
ende die  Lohnzahlung  erfolgt.  Aber  noch  weit  kunstvollere 
Mittel  werden  angewendet.  Es  gibt  Fabrikanten,  die  ihren 
Arbeitern  weniger  Lohn  ins  Buch  schreiben,  als  sie  ihnen  tat- 
sächlich  geben,  um  sich  auf  dir  Btlcher  berufen  zu  können^ 
wenn  es  ihnen  bei  einem  Wechsel  der  Arbeiter  pafst.  Ein 
anderer  ersetzte,  ohne  dafs  die  Arbeiter  es  gewahr  wurden» 
die  Bezeich n UM d<^r  Artikel  auf  der  nacli  §  134  der  O.O. 
obligatorischen  Arbeitsordnung  durch  Buchstaben,  welche  aber 
nicht  mit  den  sonst  angeführten  Artikeln  übereinstimmten,  und 
betrog  dadurcli  seine  Arbeiter  um  einen  Teil  ihrer  Arbeits- 
leistung. Das  Ausspielen  der  Heimarbeiter  gegen  die  Fabrik- 
arbeiter geschieht  in  der  Filzschuhmacherei  so  gut  wie  in  allen 
andern  Industrien.  Ebenso  ist  ein  bequemes  Mittel  zum  Lohn- 
druck die  Einführung  der  Frauenarbeit 

Einwirkung  der  Frauenarbeit  auf  die  Löhne. 

Die  billige  Frauenarbeit  war  eine  Existenzbedingung  für  die 
Industrie.  Das  Wenden  ujid  Einfassen  ist  bis  heut  Frauen- 
arbeit geblieben.  Beide  Arbeiten  sind  mehr  mit  „Nähen"  als 
mit  „Schuhmacherarbeit"  zu  bezeichnen,  und  welch  ehrsamer 
Schustergeselle  hfttte  sich  noch  vor  dreifsig  Jaliren  träumen 
lassen,  dals  er  einst  Schulter  an  Schulter  mit  einem  Mädchen 
würde  arbeiten  mttssen.  In  einer  Industrie  aber,  in  der  das 
Hauptprinzip  jedes  Fabrikanten  das  Unterbieten  ist,  war  die 
Verwendung  der  billigen  weiblichen  Arbeiter  auch  fllr  die 
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sonst  den  Männern  vorbehaltenen  Arbeiten  natürlich.  Fur  den 
Fabrikanten  ist  die  Frau  stets  der  bequemere  Arbeiter,  denn 
^Frauen  eaaen  wenig,  Terachten  den  Tabak,  betrinken  sich 
nickt,  sie  sind  schwer  zum  Streik  eu  bewegen  und  widersetsen 
sich  selten  den  Befehlen*  *  —  was  könnte  sich  der  Fabrikant 
Besseres  wünschen? 

Seit  10  Jahren  etwa  werden  Frauen  auch  zum  Zwicken 
benutzt,  sowohl  in  den  Fabriken  wie  in  der  Hetmarbett.  Heute 
«ind  in  Berlin  etwa  zweihundert  Frauen  und  Mädchen  als 
Zwickerinnen  tätig,  und  damit  ist  diese  Beschäftigung  Über^ 

wiegend  Frauenarbeit  geworden.  Wie  bereits  ausgeführt, 
arbeiten  Frauen  aulserdem  au  der  Nähmaschine  und  als  Hilfs- 
arbeiterinnen.  Dafa  die  Frauenarbeit  auf  diese  Arbeitsver- 
richtungen eingeschränkt  bleiben  wird,  wenn  es  der  Gewerk- 
schaft nicht  gelingt^  durch  einen  für  beide  Geschlechter  gleiche 
Löhne  vorschreibenden  Tarif  einen  Riegel  vorzuschieben,  ist 
nicht  anzunehmen.  Das  Einleisten  z.  B.  wäre  dem  weiblichen 
Körper  nicht  unzuträglicher  als  das  sehr  anstrengende  Zwicken, 
und  es  ist  nicht  einzusehen ,  weshalb  nicht  eines  schönen 
Tages  ein  besonders  findiger  Fabrikant  entdecken  konnte,  das 
aucn  zum  P^inleisten  sich  Frauen  besser  eignen".  —  Die 
Zunnahme  der  weiblichen  Arbeiter  in  (hm  einzelnen  Jahren 
lüfst  sich  leider  wegen  der  schon  erwälinten  ungenügenden 
Kiankenkassenstatistik  ebensowenig  genau  angeben  wie  das 
Verhältnis  von  Fabrik-  und  Heimarbeitern.  Im  November 
1904  waren  in  den  Berliner  Filzschuhmachereien  im  ganzen 
1207  Frauen  beschäftigt.    Davon  entfielen  auf  die  Betriebe  mit 

Betriebsgröfse        Zahl  der  beschiftigten  Frauen 
I.      —  5  Arbeitern  20  Frauen 


II. 

6-H 

n 

45 

m. 

11^0 

« 

410 

11—20 

94 

b) 

21—30 

n 

50 

c) 

31-^40 

n 

89 

41-50 

n 

177 

IV. 

51^100 

n 

372 

V. 

IUI— 200 

360 

zusammen    1207  Frauen. 


1  Beatrice  Webb:  „Women  and  tbe  Factoiy  Acts.*  In  der 
Sammlung  von  S.  and  B.  Webb:  Problems  of  modern  indttstry,  London 

idds,  p. 
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Wir  sehen:  während  in  den  kleinen  und  Mittelbetrieben 
das  Verhältnis  von  weiblichen  su  mAnnlichen  Arbeitern  wie 
1:2  ist,  verhält  es  sich  in  den  grofsen  wie  1 : 3.  Das  hat 
seinen  Qmnd  darin,  dafs  in  den  grofsen  Fabriken,  deren 
Hauptgegenstand  gute  Ware  bildet,  Männer  zum  Zwicken 
angestellt  werden.  Denn  in  der  Filzschuhniacherci  wie  in 
allen  andern  Industrien  wird  der  weibliche  Arbeiter  nur  da 
beschäftigt,  wo  es  den  Fabrikanttii  weniger  um  gute  Arbeit 
als  um  Kostenersparnis  zu  tun  ist.  Bei  unserer  heutigen  nia- 
schinelleii  l-roduktion,  wo  Muskel-  und  Nervenkratt  die  haupt- 
sächlichsten Erfordernisse  des  Arbeiters  sind,  Fähigkeiten, 
welche  die  Ungunst  der  Verhältnisse  bei  der  Frau  aus  dem 
Arbeiterstande  nicht  sur  Entwicklung  kommen  lassen,  ist  der 
weibliche  Arbeiter  stets  der  minderwertige.  Die  einzige  Be- 
dingung, unter  welcher  er  angestellt  wird,  ist  eine  starke 
Lohnkürzung  gegenüber  seinem  männlichen  Vorgänger.  Der 
gering"*»  Lohn  mufs  durch  rasches  d.  h.  ungenaues  Arbeiten 
ausgeglichen  werden,  und  so  folgt  ein  circulus  vitiosus  von 
schlechtem  Lohn,  der  schlechte  Arbeit  zur  Folge  hat.  und  von 
schlechter  Arbeit,  weiche  den  schlechten  Lohn  zu  rechtfertigen 
scheint. 

Welche  Ivolle  die  weibliche  Arbeit  in  der  Filzschuh- 
macherei spielt,  zeigt  folgende  Ubersicht  Sie  stellt  die  Löhne 
dar,  wie  sie  vor  Einführung  der  wmblichen  Arbeiter  £Ür  Zwick- 
arbeiten gezahlt  wurden  im  Vergleich  mit  den  heutigen  Löhnen. 
In  der  Rubrik  der  Löhne  von  1903  sind  bessere  und  niedrige 
Löhne  angegeben.  Die  höheren  werden  in  den  Fabriken 
gezahlt,  in  denen  bessere  Ware  hergestellt  wird»  die  von 
männlichen  Arbeitern  gezwickt  wird;  die  niedrigen  sind 
Frauenlöhne,  die  für  minderwertige  Arbeiten  verwendet  werden. 

(Siehe  Tabelle  auf  Seit(>  45 ) 

Es  geht  hieraus  hervor,  dafs  der  Lohn  in  sieben  Jahren 
stetig  gefallen  ist  und  heute  nur  noch  50—60%  des  früher 
L'-'^/üTilten  beträi^-t.  Es  handelt  sich  hierbei  um  einen  un- 
hedmgten  Lohnnickgang,  da  technische  Verbesserungen  oder 
sonstige  Arbeitserleichterungen  nicht  mitspielen. 

Sollte  wirklich  die  Zeit  einst  kommen,  in  welcher  für 
gleiche  Arbeit  gleicher  Lohn  gezahlt  wird,  und  in  welcher  es 
der  Frau,  auf  Grund  besserer  Ernährung  und  besserer  Vor- 
bildung auch  in  der  Tat  möglich  ist,  gleiche  Arbeit  wie  der 
Mann  zu  leisten  —  einstweilen  bedeutet  das  Eindringen  der 
Frauen  in  eine  Industrie  vom  Standpunkte  der  Arbeiter  aus 
nichts  weiter  als  eine  Verschlechterung  der  I<«ohnverhältnisse, 
und  der  £ifer,  mit  dem  die  Gewerkschaften  einem  weiteren 
Vordringen  der  Frauenarbeit  entgegenzuwirken  suchen,  er- 
scheint nicht  frauenfeiTidlielK  sondern  bedeutet  gerechtfertigte 
Abwehr  gegen  ein  Herabdrücken  des  ganzen  Gewerbes. 
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L  ö  h  u  e 


Es  wurden  bezahlt  für 
1  Datsend 


1908 

Abnahme 

höhere 

niedrige 

in  Proaenten 

looa 

höhere 

1  niedrige 

Lohne 

Löhne 

360 

150 

— 

58,88 

800 

150 

120 

50,— 

60,— 

480 

350 

300 

27,08 

37,50 

420 

325 

:^00 

22.61 

28,57 

360 

270 

25- 

— 

300 

150 

130 

50,— 

00,00 

240 

150 

180 

87^ 

45u88 

185 

100 

70 

25,92 

48,14 

100 

85 

50 

15.— 

50.  

90 

60 

45 

33,33 

50.— 

•  • 

70 

50 

40 

28,57 

42,85 

125 

90 

60 

28,— 

52.— 

80 

60 

25,  ~ 

50 

40 

85 

20,— 

40 

35 

30 

12.50 

25  — 

185 

100 

70 

25,92 

48,14 

225 

150 

185 

83^ 

40.— 

200 

125 

87^ 

— 

100 

60 

50 

50,— 

100 

90 

75 

10,- 

25,- 

80 

65 

— 

1  ö  7«; 
lo,  iD 

125 

Ami/ 

90 

28,- 

480 

330 

225 

81,25 

58,12 

420 

240 

175 

42,85 

58,33 

360 

200 

180 

44,44 

68,88 

480 

350 

27.0R 

420 

325 

22,Ü1 

420 

250 

40,47 

360 

30O 

265 

16,66 

26,38 

300 

275 

240 

8,33 

20,- 

275 

200 

150 

27,27 

45,45 

m 

175 

120 

80.- 

52,- 

OberfilzAohuhe  für  Herren 
mit  Scitc!i!<-r]*'r    .   .   .  . 

Uberülzscbuhü  tür  Damen 
mit  Seitenieder  .... 

Filzbesatzstiefel  f.  Herren 

Filzhesatzstiefel  f.  Damen 

Fi  Izbesatzstiefel  f.Mädchen 

Pilzstiefel  mit  Futter,  ohne 
Besatz,  Doppelsohle  f&r 
Herren  

Filzstiefel  mit  Futter,  ohne 
Beaats.  Doppelsohle  ffir 
Damen  

ObertiLzschuhe ,  Doppel- 
sohle ohne  Fntter  .  .  . 

Ob  e  rfi  l  z  schuhe  m.  FilsBohle 

Obt^rfilzpantoffel  mit  Dop- 
pelsohle   

Oberfilzpantoffel  mit  Filz- 
fäohle  

»Schhd'spantoffel  

Pommerscher  Pantoffel  .  . 

Cordpantodcl  m.  Spaltsohle 

Cordpantofi'ei  m.  Spaltaoble 
für  Mädeheu  

Samtpantoffel  mit  Biese  . 

Herrenlederpantoffel  mit 
Biene   

Dameniederpantoffel  mit 
Biese  

Plüsch-  mir!  CKnlpantofft^l 

GreuHchuhe  m.  Ledcrsohle 
und  Lederspitze  .... 

Grenschuhe  mit  Filisohle 
uxul  Lf'derspitzc  .... 

Kontorschuh  

Herrenlederschnh  m.  Leder^ 
sohle  

Dameniederschuh  m.  Leder 
sohle  

Mädehensehnh  mit  Leder» 
sohl«'  

Lastingschuh  für  Herren  . 

Lastin^sehnh  für  Damen  . 

Cordschuh  für  Herren  .  . 

Turnschuh  ffir  Herren  .  . 

Turuiachuh  für  Damen  .  . 

Tanuehnh  fSr  H&dchen  . 

Tomscbnh  für  Rinder  .  . 
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Arbeits  7  11  taten.  Trotzdem  auch  die  Berliner  Fabrik- 
arbeiter fast  durchgängig  die  F o  u  r  n  i  t  u  r en  selbst  beschaÖen 
müssen,  so  bedeutet  dies  für  sie  doch  nicht  denselben  Mifsötand 
wie  för  die  Arbeiter  in  kleineren  Fabrikstädten  ^  wo  die 
Fabrikanten  auf  Qrund  des  durch  Abs.  2  des  §  1 15  der  0*0. 
gewährten  Rechts  verlangen,  dafs  die  Arbeiter  die  Foumituren 
von  ihnen  kaufen.  Wie  sich  im  Jahre  1897  bei  Gelegenheit 
eines  Streiks  in  Weifsenfeis  ergab,  hatten  .sie  einen  Aufschlag 
von  100 — 115^/o  auf  die  Detailpreise  angerechnet.  Der  Arbeiter 
der  Grofsstadt  ist  dem  Fabrikanten  gegenüber  niclit  so  wehrlos 
wie  der  in  kleinen  Provinzstädten,  wo  einige  wenige  grofse 
Fabriken  die  ganze  ärmere  Bevölkerung  beschäftigen ,  und 
diese  dann  uur  die  Wahl  hat,  entweder  die  von  den  Fabrikanten 
diktierten  Bedingungen  anzunehmen  oder  den  Ort  zu  verlassen, 
weil  es  an  anderer  Erwerbsgelegenheit  fehlt  Natttrlich  treten 
aber  auch  die  Berliner  Arbeiter  für  die  freie  Lieferung  der 
Arbeitszutaten  ein.  Die  Fabrikanten  weigern  sich  fortgesetzt, 
auf  die  Forderung  einaugehen ,  trotadem  es  gerade  wegen 
dieses  Punktes  schon  verschiedentlich  zu  ernstlichen  Reibereien 
gekommen  ist.  Die  Unternebnier  erklären,  nicht  feststellen 
zu  können,  was  d^r  Arbeiter  braucht.  Es  läfst  sieh  aber 
nicht  einsehen,  warum  eine  Kontrolle  hier  nicht  ebenso  möglich 
wäre,  wie  in  gröfseren  Schneiderwerkstätten. 

Löhne  der  einzelnen  Arbeitergruppen.  RierUber 
gibt  uns  die  Umfrage  folgende  Auskunft 

Die  Zuschneider.  Wie  erwähnt ,  stehen  sie  durch- 
gängig im  Wochenlohn,  der  zwischen  22  und  30  Mk.  schwankt. 
Die  Hilfskraft  für  den  Zuschneider  verdient  weniger  und  steht 
mu-h  wohl  im  Akkord ,  weil  sie  nicht  volle  Beschäftigung 
hndet  und  noch  zu  andern  Arbeiten  verwendet  wird*  Ähnlich 
stehen  sich 

Die  Stanzer.  Ihr  Verdienst  beläuft  sich  im  Wochenlohn 
auf  24,  25  auch  wohl  30  Mk.  Im  Akkord  sucht  der  Arbeiter 
hoher  zu  kommen.  Es  ist  unter  den  Filzschuharbeitem  fast 
Glaubenssatz  geworden,  dafs  ein  im  Akkord  stehender  Stanzer 
sich  krank  aroeitet.  Aber  wie  erwtthnt,  ist  der  Akkordlohn 
bei  den  Stanzern  eine  Ausnahme.  Für  ihn  ist  der  Akkordlohn 
insofern  besonders  ungtinstig,  weil  dieser  ihn  verleitet,  nicht 
genügend  )>ehutsam  zu  arbeiten  und  sich  dadurch  an  der 
Maschine  zu  verletzen.  In  verschiedenen  Bogen  fand  sich  die 
Bemerkung,  dafs  die  Hand  durch  einen  Unfall  an  der  Ma- 
schine verstümmelt  sei. 

Ebenso  ist  die  Lage  der  Durchnäher,  die  wie  alle 
andern  jetzt  folgende  Gruppen  fast  ausschlieüslich  im  Akkord- 
lohn stehen.  Auch  sie  verdient  in  der  flotten  Zeit  bis  zu 
30 — 35  Mk.,  aber  dies  geschieht  auf  Kosten  der  Gesundheit 
und  der  Arbeit   Es  bedeutet  eine  Anstrengung,  die  kein 
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Organismus  auf  die  Dauer  verträgt.  Bei  normaler  Leistungs- 
fHlti^keit  beträgt  der  Wochenverdienst  nur  2o — 28  Mk.  In 
kleineren  Betrieben  wird  er  dadurch  sehr  beeinträchtitri,  dal'» 
der  Durchüaiier  nicht  immer  volle  Beschäftigung  hat  und 
dann  anderOi  wesentlich  schlechter  bezahlte  Arbeit  verrichten 

Die  Einleister  klagen  ttber  die  UnregelmAfsigkeit  der 
Arbeit.  Kommt  die  flaue  Zeit  heran,  so  gibt  es  für  sie 
weniger  zu  tun,  und  der  Durchnfther  übernimmt  noch  oben- 
drein einen  Teil  ihrer  Arbeiten.  Es  kommen  Wochenverdienate 
von  25 — 2t>  Mk.  im  Akkord  vor:  in  40"/o  der  Bo^^f^n  steht 
aber  auch:  höcbstf'ns  1"— K".  Mk  wöchentlich.  Das  standige 
GebücktNit/en  ist  sehr  gesuiidlieitsscliädlich.  2()^lo  der  Be- 
fragten gaben  an,  da£s  sie  brustkrank  durch  ihren  Beruf 
geworden  seien. 

Der  durchschnittliche  Wochenverdienst  der 

P  Uta  er  beläuft  sich  auf  18— 20  Mk.  Besonders  tflchtige 
Arbeiter  bringen  es  wohl  auch  bis  auf  27  Mk.  wOchratlich, 
Ten  andern  aber  wird  wieder  als  HOchstverdienst  16  Mk.  an- 
gegeben. Häufig  mUssen  die  Putaer  neben  ihrer  eigenen 
Arbeit  einleisten  und  fraisen.  Auch  von  ihnen  wird  über 
Brust-  und  LungenloideTi  «.^eklagt. 

Nicht  viel  anders  ergeiit  es  den  Fraisern.  Ihr  iJurch- 
schnittsverdienst  ist  18 — 20  Mk.  wöchentlich.  Einige  aber 
bringen  es  nicht  über  14 — 15  Mk.  Auch  ftlr  das  Absatz- 
bauen,  Absatzglasen,  Bimsen  etc.  erzielt  der  Arbeiter 
im  Durchschnitt  Sio  Mk.  pro  Woche. 

Wesentlich  schlechter  stehen  sich  die  Zwicker.  Von 
den  26  eingegangenen  Antworten  schätzten  ihr  Durchschnitts- 
einkommen 


3  auf  20y—  Mk.  wöchentlich 

2   „  21,-  , 

2   A  22, —   „  „ 


1  anf  10,^  Mk.  wöchentlich 

1^     j»  —     »  n 

l    n    16,50  „ 

^    n    17. —    „  „  I     1    „    23,       „  „ 

5   »    19,-   .         „  I    1    ,  25,50  „ 

Die  Schwankungen  im  Laufe  des  Jahres  bei  demselben 
Arbeiter  bewegen  sich  zwischen  12  und  23  Mk.  Es  geht 
diee  darauf  zurück,  daCs  die  Arbeiter  in  der  stillen  Zeit  nicht 
entlassen  werden,  sondern  dafs  das  verringerte  Arbeitsquantum 
auf  ihre  Gesamtheit  verteilt  wird.  Von  den  weiblichen 
Zwickern  gaben  i)0"  o  der  Befragten  15  Mk.  an,  verdienten 
dnrrhsrlinittlieli  nicht  mehr  als  12  Mk.  wöchentlich.  Auch 
iu  der  ilott  mi  Zeit  steigt  der  Verdienst  vielfach  nicht  höher 
als  l(j  Mk.  w(>eh('ntlich. 

Das  geringste  Einkommen  unter  den  Fabrikarbeitern  der 
Filzöchuhmacherei   haben  die  Stepperinnen.    Mehr  als 
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11—12  Mk.  bringt  die  Stepperin  nicht  lieira  für  ihre  an- 
strengende Arbeit.  Nur  eine  einzige  der  Befragten  gibt  13  Mk.  au. 

Stellt  man  die  durchschnittlichen  Wochenverdienste  zu- 
sammen, so  ergibt  sich  folgendes*:  Es  verdienten  durch- 
Bchnitdich  in  der  Woche 


Lohnhöhe 

Männer 

Frauen 

Über  80  Mark 

2 

26—30  . 

14 

21-25 

39 

16—20  „ 

27 

1 

11-15  „ 

9 

18 

Unter  10  ^ 

1 

1 

So  stellen  eich  uns  die  Lohnverhältnisse  in  der  Berliner 

Filzschuhmacherci  nach  den  Ergebnissen  der  Umfrage  dar.  — 
Nur  ein  geringer  Teil  der  Arbeiter  kann  auf  einen  wöchigen 
Verdienst  von  30  Mk.  rechnen;  selbst  ein  Durchschnittsver- 
dienst von  23 — 2'  Mk.  für  dio  Woche  wird  nur  von  den 
besseren  Arbeitern  erreicht.  Wo  ein  höheres  Woch^nein- 
kummen  erzielt  wird,  da  muis  der  Arbeiter  es  nnt  ganz  zer- 
rütteter Gesundheit  bezahlen.  Ein  grofser  Teil  der  Arbeiter 
mui'b  sich  mit  15 — 18  Mk,  wöchentlich  begnügen.  Und  es 
sind  diese  letzteren  durchaus  nicht  junge  Leute,  die  hoffen 
können,  im  reiferen  Alter  zu  besser  lohnenden  Beschäftigungen 
aufzurücken.  Der  Akkordlohn  soigt  im  G-egenteil  dafür,  da£s 
bei  abnehmenden  Körperkräften,  zu  einer  Zeit,  in  welcher  der 
Mensch  gröfscrer  körperlicher  Pflege  bedarf,  das  Einkommen 
geringer  wird.  Uber  die  Bedeutung  dieser  Lohnsätze  wird 
unt^n  noch  ein  Wort  beizufügen  sein,  naclidem  zuvor  die 
Veriiältnisse  der  Heimarbeiter  dargestellt  sind. 


Lage  der  Heimarbeitei. 

Allgemeines.  Wir  haben  oben  ausgeführt,  dafs  bis 
auf  das  Zuschneiden,  Stanzen  und  Durchniihcn  alles  andere 
jils  Heimarbeit  vergeben  wird.  Selbstverständlich  ist  die  Lage 
der  gelernten  Hi  imarbciter  eine  ganz  bedeutend  bessere  als 
die  der  ungel<  rnicn.  Ist  aber  nominell  auch  der  Verdienst 
des  gelernten  Heimarbeiters  oft  ein  recht  guter,  so  steht  er 
sich  doch  schlechter  als  der  FabrikariMjiter,  weil  seine  Arbeits- 
zeit eine  sehr  ausgedehnte  ist.   Charakteristisch  für  alle  lleim- 

^  Bei  dieser  Zusammenstelhmg  konnten  nicht  alle  Bogen  der  Uni' 
f'-.}<jo  VMMintzt  werden,  weil  nicht  alle  Gefragten  genau  genug  geant- 

wurtet  liatteu. 
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arbeiter  aber  ist  es,  dafs  sie  weder  die  Zeit,  die  sie  bei  der 
Arbeit  zuhrfnir^^Ti,  noch  die  Mitarbeit  etwaiger  Familienmitglieder 
bei  der  Berechnung  ihres  Verdienstes  in  Anschlag  bringen. 
So  täuschen  sie  sich  meistens  über  dessen  Höhe. 

Ein  Mifsstand,  unter  dem  die  Heimarbeiter  der  Filzschuh- 
itiduötrie  besonders  leiden,  ist  der  schlechte  Filz,  der  ihnen 
die  Laft  geradezu  verpestet.  Man  kann  sich  in  der  kleinen 
niedrigen  Kummer,  in  wdcher  solch  eine  Filzschuharbeiterin 
flitet,  nicht  aufhalten,  ohne  sehr  bald  einen  ganz  empfindlichen 
Hustenreiz  zu  spUren.  In  dieser  Luft  sitzt  gewöhnlich  die 
Familie  den  ganzen  Tag,  nimmt  ihre  Mahlzeiten  dort  ein  und 
schläft  auch  wohl  noch  in  derselben  Kammer  oder  Kttche,  in 
der  des  Tags  gearbeitet  wird.  Es  war  nicht  zu  verwundem, 
dafs  fast  bei  jedem  b^^siichten  Heimarbeiter  Lungen kntarrh 
oder  Lungenscliwindsucht  festgestellt  wurde.  Wi**  seiir  die 
Krankheit  durch  die  unter  diesen  Verhältnisaen  iierges teilten 
Filzschuhe  verbreitet  wird,  läfst  sich  denken. 

Das  Fehlen  des  Zwischenmeisters  in  der  Berliner 
FilzBchuhmacherei  hat  keineswegs  Terhindert,  dafs  die  Lohne 
ebenso  gesunken  sind  wie  in  andern  Heimindustrien,  in  denen 
er  sein  Wesen  treibt  —  ein  neuer  Beweis  dafür,  dafs  fieatrice 
Webb  recht  hat,  wenn  sie  meint,  nicht  der  Zwischenmeister 
sei  der  eigentliche  Blutsauger,  sondern  die  gesamten  Pro- 
duktionsverhältnisse K 

Lohnverhttltnisse  der  einzelnen  Heimarbeiter- 
gruppen.  Nach  den  Ergebnissen  der  Umfrage  stellten  sie 
sich  wie  folgt: 

Das  Wenden.  Wir  erinnern  uns,  dafs  es  sich  hierbei 
um  eine  zweifache  Technik  handelt.    Die  ursprüngliche  Art, 

Fllzsclnilie  herzuHtellen.  nach  der  das  Oberzeug  auf  die  Sohle 
überwendlich  ant^onriht  wird,  und  weiche  vor  Kinführunn*  rlcr 
Durchnähmaschine  allgemein  zur  Anwendung  kam,  wird  auch 
noch  heute  bei  den  ganz  billigen  Schuhen  heil)cli;ilti'n.  Sie 
ist  Frauenarbeit.  Wegen  der  schlechten  Qualität  der  Ware 
wird  sie  sehr  schlecht  bezahlt;  sie  ist  mUhsam,  schmutzig  und 
ungesund.  Fttr  1  Dutzend  (also  24  Stttck)  werden  25—30  Pfg. 
gezahlt  Die  Zutaten  muüs  die  Wenderin  seihst  liefern  ^  es 
bleiben  ihr  dann  als  wirklicher  Verdienst  bei  12~148tttndiger 
Arbeit  4 — 7  Mk.  wöchentlich.  Aber  7  Mk.  werden  selten  er- 
reicht, nur  von  besonders  kräftigen  und  gewandten  Arbeite- 
rinnen. Eine  47 jUhrige  Frau,  die  seit  IM  Wochen  dieser  Be- 
schäftigung ol)]ag  und  iniolgedcssf-n  eine  genügende  Übung 
erhalten  hatte,  konnte  es  trotz  i  i  stündiger  Arbeit  nur  auf 
4  Mk.  wöchentlich  bringen ,  von  denen  noch  eine  Mark  für 

>  Vergl.  Beatrice  Webb,  „How  todo  away  with  theSweating 

System.**  In  der  Saniinlnii^'^  \  on  3.  and  B.  Webb:  Problems  of  modern 
indu8try.    Lomlon  lö^ö,  p.  189. 
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Nähgarn  abging.  Ihr  selbst  hatte  die  schwere  ungebimde  Ar- 
beit einen  Lungenkatarrh  eingetragen.  —  Die  gute,  feine  Ware 
wird  nicht  ttberwendlicb  angenäht,  sondern  der  OberstoflF  wird 
mit  einem  hakenförmigen  Instrument  anf  die  Sohle  von  der 
verkehrten  Seite  angehäkelt  Die  Arbeit,  die  ebenfalls  als 
Wenden  bezeichnet  wird,  geschieht  meist  von  Männern  und 
wird  ganz  bedeutend  besser  bezahlt;  für  1  Dutzend  Paar  gibt 
es  je  nach  der  Qualität  2,  3,  4,50  Mk.  Zutaten  werden  auch 
hier  vom  Arbeiter  l!-«  liefert.  Der  Arbeiter  hat  Mülir',  selbst 
bei  l-I  stündiger  Arbeit  tafrlich  1  Dutzend  Paar  fertigzustellen, 
und  so  bringt  ein  geschickter  Wender,  selbst  wenn  die  Frau, 
wie  das  meist  der  Fall  ist,  einige  Stunden  hilft,  es  selten 
auf  mehr  als  25 — 27  Mk.  wöchentlich,  schwächlichere  Arbeiter 
dagegen  nur  auf  14 — lÖ  Hk.  So  sahen  auch  hier  die  Ver- 
hältnisse oft  trtth  genug  aus,  und  die  Arbeiter  machten  meist 
einen  müden  resignierten  Eindruck. 

Sehr  kümmerlich  ist  auch  der  Verdienst  der  Einfasse- 
rinnen.  Ihre  Arbeit  besteht  dann,  die  fertigen  Filzschuhe 
mit  einem  Plüschstreifen  oder  sonstigem  Besatz  zu  „garnieren", 
einzufassen.  Vor  Schuh  mufs  7ai  dem  Zwecke  dreimal  be- 
näht werden :  zuerst  wird  er  etwas  zusammengezogen ,  dann 
der  Plüschötreifen  vorgenäht,  und  zuletzt  dieser  nach  innen 
umgebogen.  Die  besseren  Sorten  werden  dann  noch  mit  einer 
Schleife  oder  Uosette  verziert.  Die  Arbeit  ist  nicht  anstrengend, 
aufreibend  wird  sie  nur  durch  die  Hast,  mit  der  die  Frauen 
des  erbärmlichen  Lohnes  wegen  arbeiten  müssen.  Die  bessern 
Sorten  werden  mit  60—70  Pfg.  das  Dutzend  Paar  bezahlt, 
die  geringem  nur  mit  25  Pfg.  Da  mufs  dann  in  der  flotten 
Zeit  alles  übrige  liegen  und  stehen  bleiben,  wie  es  einmal  ist, 
zum  Kochen  und  Waschen  bleibt  keine  Zeit.  Tag  und  Nacht, 
Sonntag  und  Alltag  wird  Hoberhaft  gearbeitet.  Die  Kinrier 
müssen  helfen,  wie  müde  sie  auch  sein  mögen,  von  Schul- 
arbeiten ist  keine  Rede  —  und  am  Ende  der  Woche  sind 
4 — 5  Mk.,  im  allergiinstigsten  Falle  7  Mk.  verdient.  Welche 
Verwüstung  Gram,  Entbehrung  und  Überbürdung  in  einem 
Menschenantlitz  anrichten  können,  sieht  man  bei  diesen  Frauem 
Riagen  h5rt  man  selten  —  dazu  fehlt  die  Zeit. 

Wenderinnen  und  Einfasserinnen,  die  ausschliefslich  Fila- 
schuhe  verarbeiten,  leiden  sehr  unter  der  U n regelmäfsig- 
keit  der  Arbeit.  Vom  Dezember  bis  in  den  Sommer  gibt 
es  oft  nichts  zu  tun,  gerade  zu  einer  Zeit,  in  der  auch  viele 
Männer  arbeitslos  sind,  und  die  Ausgaben  steigen. 

In  grolsem  Umfange  wird  auch  das  Zvvicken  aU  Heim- 
arbeit vergeben.  Die  männlichen  Heimarbeiter,  welche  das 
Zwicken  betreiben,  sind  meistens  gelernte  Schuhmacher.  Sie 
bekommen,  namentlich  von  kleineren  Betrieben,  die  bessere 
Ware  zum  Verarbeiten,  und  ein  kräftiger,  gewandter  Zwicker 
kann,  allerdings  bei  sehr  ausgedehnter  Arbeitszeit,  täglich 
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4—5  Mk.  verdienen.  Der  Verdienst  der  Frauen  ist  weit 
aelilecliter.  Die  Heimarbeiterin,  welche  Filz-  und  Reiseschuhe 
zwickt,  verdient  etwa  12 — In  Mk.  die  Woche.  Selten  aber 
arbeitet  sie  allein ,  meist  hilft  ihr  eine  Schwester  oder  die 
Mutter,  und  der  Verdienst  ist  also  auf  zwei  Arbeiterinnen  zu 
berechnen.  Auch  währt  die  tägliche  Arbeitzeit  12  Stunden, 
wenn  nicht  länger.  Die  flbennäfetg  lange  und  angestrengte 
Arbeit  rächt  sicn  bald.  Auch  unter  diesen  Heimarbeiterinnen 
ist  die  Schwindsucht  ein  häufiger  Gast;  sie  leiden  auch  viel 
an  geschwollenen  Fufsen,  Krampfadern  usw.,  die  durch  das 
viele  und  andauernde  Stehen  verursacht  werden.  Eine  -IS  jährige 
Frau:  die  mit  ihrer  junf^en  Tochter  täglich  12  Stunden  an  der 
Arijeit  steht,  erzählte,  dals  sie  ni  gänzlicher  Erschöpfung  den 
Sonntag  über  zu  Hett  liegen  müsse,  weil  sie  sonst  die  Arbeit 
nicht  aushieltc.  Sü  geht  das  Leben  dieser  Frauen  hin !  Häutige 
Erscheinungen  sind  bei  den  Zwickern  Zahn-  und  Kieferleiden) 
«um  Zeit  zu  sparen,  nimmt  der  Arbeiter  die  Kägei  in  den 
Hund,  was  allmählich  diese  Beschwerden  hervorruft 

Das  gröfste  Elend  herrscht  unter  den  Stepperinnen. 
Sie  erlialten  für  das  Steppen  von  1  Dutzend  Paar  (24  Stttck) 
Filz-  oder  Leder  schuhe  5,  8  oder  10  Pfg.  Davon  gehen  noch 
bedeutende  Aushigen  ab.  Die  Stepperin  mufs  sich  eine  Maschine 
anschaffen,  deren  Preis  ca.  140  Mk.  ist.  0  Mk.  werden  an- 
fi^ezahlt,  das  übrige  wöchentlich  in  Raten  von  1,50  Mk.  ab- 
getragen. Wie  schwer  sind  diese  1,50  Mk.  oft  aufzubringen, 
wie  ütl  wandert  die  Maschine  wieder  zum  Fabrikanten,  und 
das  angezahlte  Geld,  das  die  Arbeiterin  sich  buchstäblich  ab- 
gehungert  hat,  ist  verloren.  Einige  Beispiele  aus  der  Urn- 
inge :  Das  Ehepaar  E.,  von  dem  der  Mann  sich  als  Erdarbeiter 
den  Fufs  verstümmelt  hat,  steppen  Filzschuhe.  Sie  arbeiten 
in  der  flotten  Zeit  17  Stunden  täglich  und  verdienen  dann  zu- 
sammen 24 — 30  Mk.  In  der  stillen  Zeit  arbeiten  Mann  und 
Frau  je  ^  Stunden  und  verdienen  dann  zusammen  Mk. 
M-ru  Iientlich.  Ein  anderes  Ehepaar,  beide  lei(^'nd ,  verdient, 
wenn  beide  je  13  Stunden  arbeiten,  zusammen  wöchentlich 
20  Mk.  Die  Frau  hat  acht  totgeborene  Kinder  gehabt.  Der 
Unterschied  im  Verdienst  ist  auf  den  in  der  Arbeitszeit  zurück- 
zuführen. —  Frau  A.,  auf  der  die  Erhaltung  der  ganzen  Fa- 
milie ruht,  verdient  durch  Steppen  mit  Hilfe  des  invaliden 
Mannes  und  der  Kinder  bei  .endloser**  Arbeitszeit  tftgltch 
1,80, — 2  Mk.  —  wenn  Mann  und  Kinder  wahrend  des  ganzen 
Tages  helfen  auch  wohl  4  Mk.  Die  Frau  ist  durch  die  An- 
strengung unterleibsleidend  und  lungenkrank,  der  Magen  nimmt 
nur  noch  flüssige  Nahrunp:  auf. 

Heimarbeiter,  welche  das  K  i  n  1  o  i  s  ten  austuliren.  gewöhn- 
lich zugleich  auch  das  Putzen  besorgen,  bringen  es  bei  12  bis 
14 stundiger  Arbeit  auf  nicht  über  22 — 24  Mk.  wöchentlich. 
Gewöhnlich   hilft  die  Frau  dann   noch  einige  Stunden.  In 

4» 
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einem  Fall  gab  der  Arbeiter  30  Mk.  pro  Woclie  an;  er  ar- 
beitet dann  aber  16  Stunden,  und  die  Frau  hilft  4 — 5  Stunden. 

Eine  besondere,  wenig  zahlreiche  Gruppe  bilden  die  Ar- 
beiter, welchenardMzugeschDittene  Material  bekommen 
and  die  Ware  fertig  liefern.  Es  ist  nur  gans  grobe  Ware^ 
die  auf  diese  Weise  hergestellt  wird,  und  der  Verdienst  ist 
äofserst  kummerlich.  Der  40 jährige  G.  z.  B.,  der  schon 
14  Jahre  in  dieser  Weise  für  sich  und  die  Seinigen  den 
Lebensunterhalt  erwirbt,  verrlient  täglich  nur  2  Mk.,  trotzdem 
er  „von  früh  bis  spät'*  arbeitet,  und  seine  Frau  und  ein 
13jähriger  Junge  ihm  tttchtig  helfen. 

Übersicht  über  die  Lohnhöhe  der  Heimar- 
beiter nach  den  Ergebnissen  der  Umfraget 


Es  verdioiiten  diu  cli- 
gchuittlich  wöchent- 
lich. 

Männer 

Frauen 

Über  50  Mark 

1 

26-^  „ 

2 

"l 

21-25  „ 

6 

2 

16—20  „ 

8 

6 

11—15  ^ 

5 

II 

Unter  10  „ 

5 

41 

Um  einen  Anhaltspunkt  für  die  Beurteilung  der  Hcira- 
arbeiterlöhne  zu  geben,  stelle  ich  sie  in  nachstehender  Tabelle 
den  Fabrikarbeiterlöhnen  gegenüber.  Zu  beachten  ist  dabei, 
dafs  der  tatsfichliche  Verdienst  des  Heimarbeiters  noch  weit 

Seringer  ist  als  sein  nomineller  Lohn,  weil  ihm  die  Mi^  01r 
en  Arbeitsraum,  die  Ausgaben  für  Beleuchtung,  Heizung 
und  selbst  auch  für  Mag  eh  inen  zufallen. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  53.) 

Die  Zahlen  sprechen  beredter  als  Worte.  Es  kann  die 
Tatsache  nicht  geleugnet  werden,  dafs  hunderte  yon  Männern 
und  Frauen  unsers  Volkes  dem  langsamen  Hungertode  preis- 
gegeben sind. 

Verhältnis  von  L  o  Ii  n  und  L  e  b  o  n  s  b  e  d  u  r  f  n  i  s  s  e  n. 
Zu  einer  richtigen  Würdigung  der  Löhne  al)er  kann  man  erst 
gelangen,  wenn  man  sich  bewufst  ist,  was  m  Berlin  die  Be- 
friedigung der  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  einer  Arbeiter- 
familie kostet:  Ea  sei  daher  gestattet,  zunächst  das  Einkommen 
der  Fabrikarbeiter  daraufhin  zu  untersuchen': 

(Siehe  die  Tabelle  auf  Seite  58.) 

*  Auch  hier  konnten  nicht  alle  eingelaufenen  Antworten  benutst 
werden. 

*  Die  Qewerkschaft  rechnet  für  Durchnfiber  und  Stanzer  48 
Arbeitswochen,  for  alle  übrigen  Fabrikarbeiter  45  Arbeitswochen.  Diese 
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Fabrikarbeiter 


Heimarbeiter 


1.  Zwicker  .  ,  .  . 


2.  EiiUeifter  .  .  . 
8.  Pnfaeer  


^  Stepper  .  .  .  . 

5.  Wender  .... 

6.  Einfasser  .  .  . 

7.  Ffirdaa Fertig- 

steilen zu- 
geschnittenen 
Materials  .  . 


M&imerd5Vft  ^ 
Frauen  26  4 


31 

35  4  l 


22  4 


Männer  6—10 
ia  einem  Fall  b3 
Franen  SV»— 30  4. 
40%  der  befragten  Frauen  gab  20 
21  4  an. 

21-26  4. 

für  die  bessere  Ware  8'/»  y^. 
für  die  schlpchtere  W.iro  1'  >  4. 
Männer:  für  das  Wenden  (üäkelnj 

der  leichten  Ware  VU  ^. 
Frauen:    für    das    Wenden  der 

groben  Ware  4  V5— ^  Ä, 
In  einem  Fall  SVi« 
für  die  bessere  Ware  8Va 
für  die  ecblechtere  Ware  4V»— 5  4. 

9—10  4. 

in  einem  Fall  22V» 


Mttnner. 


Weihen- 
lohn 

Jahres - 

ver- 

EiniKi  htnc 
(Iure Ii  Ab- 

Miots- 

Dinvb- 

Prozent 

Durcli- 

vennieteu 

»chuitt 

Jakreü- 

scUuitt 

M:llk 

ver- 

Mark 

Hark 

Hark 

dienst 

Prosent 

12a>0 


15.— 

15.- 
18.— 
18.— 
1»^ 
18.- 

la— 

19  — 


680.— 

676.  - 

mi— 

810.— 
810  - 

öic— 

810.  - 
8o5.- 
855.— 
ö82.— 
960.--- 
WO.- 


Iii. 

120.—  ' 
120.  - ' 
84.— > 
120—» 
120.—  ' 
12u.--' 
120.— 1 
145.—» 
120.-> 
216.— 1 
300.- 
482.— 


120.—  I 
112.80 

132.50  I 


21,2:? 
19,71 
19,61 
liMJl 
10,12 
15,  4 
15,  4 
15.  4 
15,  4 
10,96 
14*4 

31,2t> 
45,- 


1^,61 

14^06 

15,50 
24^ 
I  38,12 


Angaben  liegen  der  folgenden  Berechnung  zu  Grunde.  —  Vergl.  auch 
die  Borl.ner  Statistik  von  1903.   Heft  3.  S.  25. 

Es  konnte  auch  an  dieser  Au£Btellnng  nur  ein  Teil  der  Bogen 
benutzt  werden. 

>  Sehlafstelle. 
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Jahres^ 

ver- 

dienst 

Mark 

Mark 

900  

900  — 

20  — 

900  — 

20  

900  

20  

900  

90  Hin 

922  50 

21  — 

945  — 

21  

94Ö  

V  SV* 

21  — 

945  — 

21.— 

945.— 

21  — 

1008  — 

22  — 

990.  

2«.  

22.— 

990.— 

22  — 

1056.— 

a  VW» 

22  50 

1080  — 

22  50 

1012  50 

22  50 

1012  50 

22.50 

1012.50 

Oft  _ 

1085  

23.  

1085.^ 

99,  — 

1104  — 

2;J  50 

1128  — 

23  50 

1128  

2H50 

1 157  50 

X  a*/  ff  •  ty\f 

24  

1152  — 

24  

1152  — 

24  — 

1152.— 

24  

1152  — 

X  a 

24.  

1080  — 

24.  

lOHO  

24.— 

1080  

24  

lOsO  

24  

1080  — 

25  

12()0  

25  — 

1200  — 

25  

1200  

25  

liiOO  — 

25  — 

1200  — 

25  — 

MV» 

1200.— 

25  50 

1147  50 

25  50 

1 2'M  

26.- 

1170- 

26.50 

1272.— 

27.— 

1215.- 

27.- 

1215.— 

27.- 

1215.- 

27.50 

1237.50 

28.— 

1260.— 

Einnaliitte 

durch  Ab- 
veimieten 

Mark 


Mietö- 
prei» 

Mark 


Durch- 
schnitt 

Mark 


Proient 

vom 
J  ahres- 
v«r- 
dienst 


Durch- 
schnitt 

Plrozent 


120.— 
192.— 

180.- 
96.— 


120.— 


108.— 

60.— 
180.— 


264.— 


222.— 

m- 

382.— 
288.— 
306.- 
84.—  ' 
276.— 
262.— 
288.- 
264.— 
246.— 
264.- 
246.— 
264.- 
240.— 
294.— 
240.- 
144.—  ' 
270.- 
276  — 
268.— 
240.— 
225.— 
336.— 
144.—  ' 
268.- 
120.—» 
180.—« 
336.— 
280.- 
815.— 
300.- 
252—« 
276.- 
.%0^ 
348.— 
180.— 
270.— 
144.  -» 
252.— 
240.- 
240.- 
270.— 
324.- 
400.— 
267.- 
260.— 
267.— 
276.— 


214.— 


.  270.- 


255. 
265. 


-{ 
-{ 


-  218.— 
267.- 

I  280.60  I 

228.50 

284.60 


259.- 


309.— 


24,00 
31,11 
21,11 
20,88 
30,- 
9,10 
29,20 
26,66 
30,47 
27,9:i 
24,44 
26.f^6 
24,84 
26,66 
22,72 
27.22 
23,71 
14,22 
26,66 
27,28 
24,93 
21,73 
19,94 
21,80 
13,61 
22,39 
10,42 
15,62 
19,80 
25.92 
19,17 
27,77 
23,30 
25,55 
30,— 

14.- 

16,- 
22,50 
12,- 
21,- 
20,91 
19,t)0 
23,07 
25,51 
11,19 
21.97 
21,39 
21,57 
21,90 


26,10- 

21,7a 


s 


1  Schlafstelle. 
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Wochen- 
lobn 

Mark 

Jahxes- 

ver- 
dienet 

Mark 

Einnahme 
dvach  Ab- 
vemieten 

Mark 

Miets- 
preis 

Mark 

Durch- 
schnitt 

Mark 

Prozent 

vom 
Jahres- 

ver- 
dienst 

Durch- 
schnitt 

Prozent 

29.— 

29. — 

30.  — 
30.— 
30.— 

as.— 

42.50 

1892.— 
1892.— 

1350.- 

1440.— 

1485.— 
1912  50 

288.— 

222.— 

aoo.— 

240.— 
228.— 

2M4.— 
312.— 

1  256.-  { 
j  270,-  1 

20,68 
15.94 
22,22 
17,77 
15,83 
18,02 
16,31 

}  18,31 

j  19,99 

15,83 

18,02 
16,31 

Frauen. 

9.50 

12.— 
12.50 

laso 

15.  — 

ID. — 

16. — 

15.— 
15,— 
15.— 
15.50 

427.50 

540.— 

562.50 

607.50 

675  — 

675.— 
Rnti  

n;-  - 

G7Ö. 
675.— 
675.- 
697.50 

108.- 

96-' 
96.-» 
?  • 
72.—' 
72.— > 
120.—  ' 
120.—  ' 
144.—  ' 
219,— 
270.- 
252.— 

145.28 

25,26 
17,8.-. 
17,06 
36,12 
10,66 
10,66 

10,0») 

15,55 
21,:^ 
32,47 
40,- 
36,12 

25,26 
17,85 
17,06 
.36,12 

20,88 
86,12 

Es  sind  keine  Überraschungen,  die  .sich  uns  [der  zeigen. 
Die  Höhe  der  Berliner  Mieten  iät  genugsam  bekannt  und 
Gegenstand  eingehender  ErOrternngen  gewesen.  Will  man 
aber  dem  Arbeiter  gerecht  werden .  so  mu&  man  sich  immer 
wieder  Tergegenwärtigen,  dafs  die  Mehrsahl  von  ihnen  25  bis 
30  ^/o  und  mehr  ihres  Einkommens  hergeben  mufs,  um  für 
sich  und  die  Seinm  überhaupt  ein  Obdach  zu  erlangen  — 
fast  (las  doppelte  von  dem,  was  der  wohlsituierte  Bürger  in 
Prozenten  von  seinem  Einkommen  für  seine  Wohnung  zahlt. 
Und  was  hat  der  Arbeiter  daiiir!  Fast  in  jedem  Bogen  wird 
die  Wohnung  als  „dunkel  und  feucht"  bezeichnet. 

Nichts  gefährdet  das  Familienleben  des  deutschen  Arbeiters 
so  sehr  wie  dies  Mifsverhältnis  zwischen  Verdienst  und  Miete; 
es  wird  geradewegs  zu  einer  Prttmie  auf  das  Zölibat.  Solange 
der  Arbeiter  unverheiratet  bleibt  und  sich  mit  einer  Schlafstelle 
begnügt,  reicht  sein  Verdienst  aus,  um  ihm  ein  erträgliches 
Dasein  zu  schaffen.    ^Der  Mensch  ist  das,  was  ihn  seine 
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Wohnung  werden  läfftt'  ^  —  ein  Familienleben  kann  in  unsern 
Berliner  Arbetterwohnungen  nicbt  gedeihen.  Oft  wird  der 
Frau  die  Schuld  daran  aufgebürdet  ^  und  man  sucht  durch 
Grilndung  von  Haushaltungsschulen  u^w,  dem  Übel  abzuhelfen. 
Aber  weit  mehr  als  alle  solche  Einrichtungen,  wie  segensreich 
sie  auch  an  und  fUr  sich  sein  mögen,  wird  der  Besitz  einer 
Wohnung,  welche  sauber  und  orrTentlich  zu  halten  sich  der 
Muhe  lohnt,  welche  die  Bezeichnung  „Heim"  verdient,  die 
deutsche  Arbeiterfrau  wieder  zur  guten  Hausfrau  machen. 
Jetzt  gesellt  sich  zu  der  Müdigkeit,  —  ftillt  ihr  doch  nur  zu 
oft  die  dreifache  Aufgabe  einer  Hausfrau,  Mutter  und  Er- 
werbenden zn  —  yerbunden  mit  mangelhafter  Ernährung, 
noch  die  trübe  Resignation  beim  Anblick  der  trotz  aller  Ar 
beit  stets  schmutzigen  und  unfreundlichen  Kammern.  Sie  yer- 
liert  den  Mut  und  gibt  den  Kampf,  dem  sie  sich  nicht  ge- 
wachsen fühlt,  auf. 

Wandert  so  fast  ein  Drittel  des  Arbeitereinkommens,  oft 
sogar  die  Hälfte,  zum  Plauswirt,  so  fr:\^t  em  sich  weiter:  Wozu 
reicht  das  übrige  Geld?  Dicbe  wichtige  Frage  kann  in  der 
vorliegenden  Arbeit  nicht  in  angemessener  Weise  erörtert 
werden,  sondern  bedarf  einer  auf  allgemeinerer,  breiterer  Grund- 
lage aufgebauten  Unteräuchung.  Zur  Vervollständigung  des 
Sd^terials  seien  hier  aber  einige  Budgets  aus  dem  Haushalt 
der  Fabrikarbeiter  unserer  Industrie  wiedergegeben: 

I.   Die  Familie  besteht  aus  drei  Köpfen,  Verdienst  des 
Mannes  2o  Mk.  wöchentlich,  Miete  24  Mk.  monatlich. 
Während  dreier  Wochen  wurde  ansg^geben': 


Für  Milch  (21  1)   3,78  Mk. 

Brot  (Seliwarzbrot  und  Schrippen)     .    .  7,35  „ 
„    Butter  a  m.,  Schmalz  5  Pfd.  und  Talg 

2  Pfd   G,75  , 

„    Fleisch   8, —  „ 

.    Aufschnitt  4V2  Pfd   4,50  , 

„    Kartoffeln  40  Pfd   2,25  „ 

„   Oemttse   2,45  „ 

,    Obst   1,-  , 

„    Zutaten  (Salz,  Zucker,  Eier,  Mehl  usw.)  8,95  „ 

„    Petroleum,  Seife  usw   1,88  „ 

„    Kaffee  und  Zichorien   2,45  „ 

„    Kohlen   2,50  , 

„    Bier  •  .   .    .   .  1,50  .. 


  Sa.   5a,3t>  Mk. 

*  Vor^l.  G.  Schmoller:  ^Ein  Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage." 
Zur  Sozial-  ninl  Geworbepolitik  (h^v  Oepeuwart,  T^i  i^^zifr  1890,  S.  'Mo. 

*  Die  zugrunde  liugeudeu  Preise  der  Lebcuänuttel  sind  im  Oäteu 
und  Norden  Berlins  etwa  folgende:  1 1  Milch  18  ?£,  1  Pfand  Butter 
1  Mk.»  1  Pfand  Sehmab  45— 55  Pf.,  1  Pfiind  AofschniU  1  Bfk^  SOPftmd 
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Auf  vier  l  ochen  bereclmet,  stellt  sich  das  Verhältnis  von 
Einnahmen  und  Ausgaben  ioigendermafsen : 

Einnahmen:  Ausgaben: 

Miete    ....     24,—  Mk. 
  Lebensmittel  «   ,   101,1(5  „ 

80,-  Mk.  Sa.   125,16  Mk. 

II.  Die  Familie  besteht  aus  vier  Köpfen.  Verdienst  des 
Mannes  IG  Mk.  wöchentlich.    Miete  23  Mk.  monatlich. 

Während  dreier  Wochen  wurde  ausgegeben: 

Für  Milch  20  1    3,(50  Mk. 

„  Brot   (5,25  „ 

„  Butter  2  Pfd.,  Öchmalz  5  Pfd.,  Talg  .  5,50  „ 

„  Fleisch   7,30  „ 

„  Aufschnitt  fV-  Pfd   (>,50  „ 

„  Kartofteln  72  l'id   2,1(3  „ 

„  Obst  und  Ghemttse   4,20  „ 

„  Zutaten  (Salz,  Zucker,  Eier,  Mehl  etc.)  7,88  „ 

,  Petroleum,  Seifo  etc   1,40  „ 

„  Kaffee  und  Zichorien   0,25  „ 

„  Bier   2,04  „ 

„  Kohlen   .   .  3,()()  „ 

Sa.   50,68  Mk. 

Auf  vier  ^^'ochen  berechnet,  stellt  sich  das  Verhältnis  von 
Einnahmen  inul  Ausgaben  wie  folgt: 

Einnahmen  Ausgaben 

Miete    .    .    .    23,—  Mk. 
Lebensmittel  .   07,44  „ 

64,—  Mk.  Sa.   90,44  Mk. 

in.  Die  Familie  besteht  aus  fUnf  K(}pfen.  Verdienst  des 
Mannes  26  Mk.  wöchentlich.   Miete  betragt  19  Mk.  monatlich. 

Es  wurde  während  fUnf  Wochen  ausgegeben: 

Für  Miich  lt<  i  3,32  Mk. 

„    Brot   10,45  „ 

„    Butter  5  Pfd.,  Schmalz  und  Talg   .    .  11,75  „ 

«   Fleisch   12,30  „ 

„   Aufschnitt  10  Pfd   10,05  . 

„   Gemttse  7,75  „ 

Kartoffel«  1  Mk.,  Gemus.- :  1  Pfund  Mohrrüben  10  Pf.,  1  Kohlrübe  10  Pf., 
1  Pfund  Hülsenfrüchte  20  Ft.,  11  Petroleum  18  Pf.,  1  Pfund  Seife 
20  Pf,  1  Pfund  Kaffee  1  Mk.,  100  Prefskohlen  1  Mk.  Die  Budget«  siud 
im  Oktober  und  Noyember  1904  aufgestellt,  also  su  einer  Zeit,  wo 
noch  keine  strenge  fi^te  herrscht 
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Für  Obst   3.30  Mk. 

„  Zutaten   11,40  « 

^  Petroleum,  Seife  etc   2,10 

„  Kaffee  5  Pfd.,  Ztcborien  4  Pfd.     .   .  6,^  , 

»  Kartoffeln  2Vi  Ztr   0,25  ^ 

„  Kohlen   4,65  „ 

«  Bier  ,   .    .  4.25  , 

Sa.  99.75  Mk. 

Auf  vier  Wochen  berechnet,  stellt  sich  das  Verhältnis  Ton 
Einnahmen  und  Ausgaben  wie  folgt: 

Einnahmen  Ausgaben 

Miete    .    .    .    23,—  Mk. 
Lebensmittel  .    79,64  ^ 

104.—  Mk.  Sa.  102,64  Mk. 

IV.  Die  Familie  besteht  aus  sieben  Köpfen.  Verdienst  des 
Mannes  30  Mk.  wöchentlich.  Miete  beträgt  20  Mk.  monatlicb. 

Es  wurde  während  3  Wochen  ausgegeben: 

Für  Milch  25V2 1   5,—  Mk. 

„  Brot   14,70  „ 

,  Butter  4  Pfd.,  Schmalz  11  Pfd.,  Talg  .  9,95  „ 

„  Fleisch   9»60  « 

„  Aufschnitt  6V4  Pfd   6,30  , 

„  Gemttse                            .   .   .   •  3,80  „ 

„  Zutaten  (Mehl,  Zucker,  Salz,  Eier  etc.)  9,35  „ 

„  Petroleum,  Seife  etc   1,<)5  „ 

.  Kartoffeln  80  Pfd   , 

„  Kohlen   19,60  « 

^  Bier                                          .    .  2,65  „ 

ba.    Ö4,70  Mk. 

Auf  vier  Wochen  berechnet,  ergibt  sich  das  Verhältnis  von 
Einnahmen  und  Ausgaben  wie  folgt: 

Einnahmen  Ausgaben 

Miete  ...     20,—  Mk. 
  Lebensmittel    112,1)2  „ 

120  —  Mk.  Sa.    132,92  Mk. 

Ohne,  wie  noch  einmal  gesagt  sei,  die  Arbeiter-Haus* 
haltungsfrage  hier  erOrtern  zu  wollen,  sei  zur  Kennzeichnung 

der  Berliner  Filzschuhmacherei  nur  folgendes  beigefügt:  fi 
Berliner  Arbeiterkreisen  gilt  allgemein  ein  wöchentliches  Ein- 
kommen von  30  Mk.  als  erforderlich,  um  eine  leidliche  Lebens- 
haltung zu  ermöglichen.  Ist  aber  die  Familie  ^ro^^.  so  reicht 
auch  dieser  Verdienst  nicht  aus.    Und  selbst  bei  einer  minder 
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grofsen  Kind^rzalil  bleibt  bei  einem  Einkommen  von  13(>  Mk. 
monatlich  für  Kleidung,  Falirgeld,  Beitrage  zur  Organ isrition 
und  alle  unvorhergesehenen  Fälle,  die  in  keiner  Familie  aus- 
bleiben, fast  nichts  übrig.    80  mufs  selböt  bei  diesen  besser 

festellten  Arbeitern  die  Frau  mitverdienen,  wenn  mehrere 
linder  vorhanden  sind.  Wo  aber  die  Frau  auch  auf  Erwerb 
ausgeben  mufs,  da  TerkUmmert  das  Familienleben,  denn  ea 
fehlt  der  Mittelpunkt^  von  dem  aus  die  Strahlen  eines  warmen^ 
ruhigen  Glückes  auf  die  übrigen  Glieder  sich  verbreiten  sollen. 
Statt  einer  heiteren,  milden,  soigenden  Mutter,  welche  die  oft 
widerstreitenden  Charaktere  der  Ihren  ausgleicht  und  versöhnt, 
stet«  bereit  mit  verständnisvoller  Liebe  die  grofsen  Sorgen  des 
Mannes  wie  die  kleinen  der  Kinder  zu  teilen ,  kommt  des 
Abends  eine  müde,  abgehetzte,  nervöse  Frau  heim  in  das  ver- 
nachlässigte Hauswesen.  Und  wie  wir  sahen,  können  nur 
wenige  Familien  der  Filzschuharbeiter  auf  den  Verdienst  der 
Frau  versichten,  denn  das  Einkommen  der  allermeisten  dieser 
Fabrikarbeiter  bleibt  weit  unter  30  Mk.  wöchentlich.  Fllr 
die  bei  niedrigerem  Einkommen  mögliche  Lebenshaltung  bieten 
die  andern  Haushaltrechnungen  einen  gewissen  Anhalt  Sie 
enden  sllmtlich  mit  einem  Fehlbetrag,  der  eben  durch  den  Erwerb 
der  Frau  gedeckt  werden  mufs;  eine  lediglich  auf  den  Verdienst 
des  Mannes  angewieseno  P\imil!e  würde  sich  also  noch  beträcht' 
liehe  Einschränkungen  auteriegen  müssen. 

Aus  der  Tatsache,  dafs  auch  in  der  ärmlichsten  Haushalt- 
rechnung noch  ein  gewisser  Satz  für  Fleisch  enthalten  ist^ 
dürfen  keine  falschen  iSchlüsae  gezogen  werden.  Die  Ernährung 
ist  derjenige  Punkt,  an  dem  am  wenigsten  gespart  werden  kann. 
Der  Mann,  der  als  Durchnäher  oder  Stanzer  täglich  seine 
Kräfite  aufs  äufserste  anspannen  mufs,  würde  in  den  ersten 
Wochen  der  Anstrengung  erliegen,  wenn  er  nicht  täglich 
ein  Stück  Fleisch  bekäme,  und  keine  EochkunststUckchen 
der  Frau  könnten  darüber  hinwegtäuschen.  Es  kommt  hier 
der  gesunde  Sinn  unserer  Arbeiterklasse  zum  Ausdruck ,  der 
sich  nicht  wie  die  Älittelklasse  durch  falsche  Vorurteile  be- 
stimmen läfst,  zuerst  an  dem  zu  sparen,  was  niemand  sieht. 

Wie  steht  es  nun  um  die  Leb e nshal tung  der  Heim- 
arbeiter? — 

Das  Verhältnis  von  Miete  zum  Verdienst  stellt  sich 
folgendermalsen : 
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^  Berücksichtigt  sind  nur  solche  FMle,  hei  denen  der  Verdienst 
der  Hoimnrbeiterin  das  Hanpteinkonunen  —  also  nicht  Nebenverdienst^ 

der  Fnmilif  ij*t. 
2  bchlafatelie. 
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Gemeinsamer  Verdienst  von  Mann  und  Fraa. 
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Während  bei  den  MXnnem  sich  das  Verhültnis  nicht  viel 
anders  gestaltet  als  bei  den  Fabrikarbeitern  —  d.  h.  ein  Drittel 

bis  ein  Viertel  des  Verdienstes  mufs  fllr  Miete  gezahlt  werden 
—  sind  die  Familien,  in  denen  die  Frau  als  Heimarbeiterin 
der  haupterwerbende  Teil  is^  in  weit  schlechterer  Lage.  Hier 
betragt  di^^  Miete  oft  mehr,  in  einem  Fall  das  eimnideinlinlh- 
tat  fio  des  FraueneinkomiiHMis  überhniipt.  Ist  dr-r  Mann  krank 
oder  tot,  wie  in  den  iiieiöten  Fällen,  ao  müssen  auch  bei 
helfendem  Kingreifen  von  Krankenksissen  oder  Arraenunter- 
stützung  die  Kinder  ganz  unverhältnismäfsig  zum  Mitverdienen 
herangezogen  werden.  Über  die  Ernährung  dieser  Heim- 
arbeiter noch  m  sprechen,  erscheint  ttberflttssig.  Wenn  irgend 
welche  Arbeiter,  so  bieten  sie  den  Beweis  dafür,  daTs  „man 
auch  hungernd  leben  kann*',  sieh  sogar  in  das  Ungenügende, 
in  das  Entbehren  hineinlebt. 

Die  Oewerkscliafl. 

Was  hal)en  die  Arbeiter  nun  selbst  getan,  um  ihre  Lage 
zu  verbcüeiern?  Man  iiat  soviel  von  der  „reinen  Selbsthilfe" 
der  Arbeiter  erwartet,  als  Ende  der  sechziger  Jahre  die  Ko- 


Digitized  by  Google 


XXI  4. 


alitionsverbote  tielen,  dafs  vielfach  das  Errungene  weit  hinter 
den  Erwartungen  zurückbleiben  mufste.  Nur  wenn  man  mit 
den  unendlichen  Schwierigkeiten  rechnet,  mit  denen  unsere 
deutsche  Gewerkschaftsbewegung  zu  kämpfen  hatte  und  noch 
hat,  kann  man  ihren  tatsächlichen  Leistungen  gerecht  werden. 
Es  erscheint  desw^n  angebracht,  einen  Blick  auf  das  Werden 
der  Schuhmachergewerkschaft,  welcher  die  organisierten  Fils- 
schuharbeiter  seit  1893  angehtfren,  au  werfen,  bevor  die  ohige 
Frage  beantwortet  wird. 

G  e s c  Ii  i ch  tii  c  h  e 8.  Die  gUnzliche  Umgeataltung-  der 
Produktionsverhältnisse  nach  Aufhebung  des  Zunftzwanges 
traf  die  Schuhmacherei  mehr  als  viele  andere  Gewerbe.  Das 
Fufszeug  gehörte  zu  den  wenigen  Kltidungastucken,  die  man 
allgemein  seit  langem  nicht  mehr  im  Hause  anfertigte.  Das 
Publikum  brauchte  nicht  erst  an  das  Kaufen  fertiger  Schuh- 
waren gewohnt  zu  werden.  Es  gelang  leicht,  durch  vermehrte 
Absatzmöglichkeit  —  nun  der  Verkiiuf  nicht  mehr  an  die 
Herstellung  gebunden  war  —  den  Konsum  zu  steigern,  und 
die  Hoffnung,  diese  Steigerung  durch  Ausdehnung  des  Kunden- 
kreises nach  unten  noch  crheVil-rlt  zu  verstärken,  lockte  bald 
den  Grofsbetrieb  an.  Der  Kampf  fies  Handwerke  mit  dem 
Grofsbctriel),  der  nur  in  wonigen  Gewerben  so  qualvoll  und 
langwierig  war,  b»  ganu.  Die  Fabriken  bezahlten  ihre  Arbeiter 
aufserordentlich  schlecht ,  um  die  Handarbeit  unterbieten  zu 
können.  Die  Handwerker  drückten  und  aohraubten  an  den 
Löhnen  ihrer  Gesellen  \  um  mit  der  Fabrikarbeit  konkurrieren 
zu  können.  Den  letztern  nahmen  die  Schäftefabriken,  die 
8chon  in  den  fünfziger  Jahren  entstanden,  auch  einen  grofsen 
Teil  ihrer  Arbeit.  So  fj^'m^  es  den  Fabrikarbeitern  wie  den 
Oesellen  jc^leirh  schlecht.  Den  Geselh-n  hatte  die  Gewerbe- 
freiheit  den  Schutz  der  Zunft  genommen,  ihnen  aber  keinen 
Ersatz  geboten.  Teilweise  hielt  man  noch  an  den  alten  Sitten 
fest,  die  Gesellen  schliefen  beim  Meister,  Kost  und  Logis 
wurden  vom  Lohn  abgerechnet,  auch  das  ungleiche  KUndiguugs- 
recht  bestand  noch  fort.  Aber  die  alten  Gebräuche  hatten 
ihre  Berechtigung  verloren,  weil  ihr  eigentlicher  Sinn  —  das 
patriarchalische  Verhältnis,  der  väterliche  Schutz  und  er- 
zieherische Einflufs  des  Meisters  abhanden  gekommen  war. 
Die  Gesellen  empfanden  sie  nur  als  Druck  und  unberechtigte 
Beeinträchtigung.  Alle  diese  Zustände  machten  die  Schuh- 
niachergesellen  —  von  den  Fabrikarbeitern  nicht  zu  reden  — 
besonders  empfuuglicli  für  die  neuen  Ideen  der  Organisation 
und  der  Arbeiterbefreiung  durch  den  Sozialiömus.  Und  als 
im  Jahre  18(>8  die  Gewerkschaftsbewegung  wie  über  Nacht 


'  1871  erklären  die  ^m  ikcndpn  Küniirsheriror  Sclnilimacher"'«*'*^!!«-». 
ihr  Durchuittseiiikommeu  brtratjc  120  Taler  im  Jaln-.  Vergl.  Diouvs 
Z  i  n  no  r »  „Gtesehtchte  der  dentscEen  Schuhmacherbewegang.*'  Gotha  1901. 


Digitized  by  LiOOgle 


XXI  4. 


68 


entstand,   da  liefsen  sie  es  auch  nicht  an  sich  fehlen.  Aber 
die  Gevverkschat'täbewe^^ung  biß  Ende  der  siebziger  und  Antaug 
der  achtziger  Jalire  war  nicht  dazu  angetan,   um  diese  noch 
kaum  der  Bevormundung    durch   die  Zünfte  entwachsenen 
Arbeiter  zum  Genoasensohaftsgeist  und  zum  richtigen  Ver- 
aULndnis  ihrer  Interessen  zu  erziehen.   Die  Gewerkrereine 
waren  keine  Schöpfungen  einer  zur  Selbsthilfe  entschloBsenen 
Schar;   sie  waren,  wie  Bamberger  sich  ausdrückte:  „als  Nach- 
bildung der  englischen  Trade  Unions  im  Kopfe  der  Politiker 
aus  dem  höheren  Bürgerstande  entstanden".    Was  in  England 
in  jahrzehntelanger  Entwicklung,  unter  mühsamer  Arbeit  und 
lehrreichen  Erfahrungen  erreicht  wordcm  war,  das  sollte  bei 
uns  als  fertiges  Ganzes   plützlich   geschaficn   werden.  Die 
gänzliche  Verschiedenheit  des  historisch  Gewordenen,  durch 
die  verflossenen  Jahrhunderte  Bedingten  übersah  mau  \  was 
in  £ngland  geglückt  war,  daa  konnte  auch  in  Deutschland 
seine  Wirkung  nicht  yerfehlen.   Man  hatte  keine  Zeit,  Er* 
fahrungen  zu  sammeln,  man  brauchte  die  Arbeiter  zu  politischen 
Zwecken,  und  darum  umwarb  man  sie.    Und  so  erging  es  den 
Arbeitern  wie  den  Heiden,  sie  wurden  bekehrt  und  wieder 
umbekehrt.    Auf  der  einen  Seite  ertönte  Lassalles  mächtige 
Stimme,  welcher  eine  neue,    gerechtere  Weltordnung  denen 
versprach,  die  sich  um  « 'iiie  Fahne  scharten,  auf  der  anderen 
Seite  lockte  der  Liberalismus,  der  mit  Kredit-  und  Vorschufs- 
vereinen  vorgearbeitet  hatte. 

Die  Scliuhmacher  wurden  in  den  Strudel  mit  hinein- 
gerissen. Von  allen  Seiten  wurden  sie  organisiert,  und  in 
allen  Lagern  verfuhr  man  dabei  nach  einem  vorgefafsten,  be* 
stimmten  Schema,  das  oft  seltsam  genug  mit  den  wirklichen 
Zuständen  kontrastierte.  In  dem  Glauben,  dafs  wie  die 
Arbeiternotsoauch  die  Arbeiterinteressen  in  allen  Kulturländern 
gleich  seien,  gründeten  die  Marxisten  internationale 
O  e  w  e  r  k  ö  c  h  a  f  t s  g  e  n  o  s  s  e  n  s c  h  a  f  t  e  n ,  —  zu  einer  Zeit, 
in  der  die  kapitalistische  Entwicklung  in  Deutschland  kaum 
begonnen  hatte,  wahrend  sie  in  England  in  vollster  Blüte 
standj  ja,  in  welcher  selbst  innerhalb  Deutüchiands  das  Bildungs- 
niveau zwischen  Nord  und  Süd,  zwischen  den  grofsen  Städten, 
deren  enormes  Wachsen  schon  begonnen  hatte,  und  den  kleinen, 
in  welchen  für  den  Handwerker  die  Landwirtschaft  noch  die 
sicherste  Einnahmequelle  bildete,  ein  grundverschiedenes  war, 
und  in  der  diese  Verschiedenheit  durch  die  politische  Zer- 
splitterung b^ünstigt  wurde.  £in  einfaches  Ignorieren  aller 
Schranken,  welche  Spraclie,  Rasse,  Bildung,  ja  Nahrungs-  und 
Wohnungsweise  errichten.  Auch  die  Schulunrielif'r  wurden  zu 
einer  solchen  Oewerksf^enr)ssenschaft  zusammen^ctiin ,  deren 
Statuten^  ein  seltsames  Gremisch  von  grauer  Theorie  und 


•  Abgedruckt  bei  Dionys  Zinn  er  a,  u.  O.  S.  35. 
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Konzessionen  an  die  Wirklichkeit  waren.  So  wenig  hatte 
sich  nocli  die  Scheidung  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter 
vollzogen,  dals  man  die  Kleinmeiäter  in  die  GewerkschuU  mit 
aufnahm.  Krankenkassen-^  Invaliden-  und  Reiseuntersttttevng 
mnfste  gewährt  werden,  um  den  dringendsten  Bedürfnissen  zn 
entsprechen,  daneben  aber  hielt  man  fest  an  dem  Gedanken, 


aar  Hebung  des  Arbeiterstandes  zu  erlangen,  indem  dadurch 
der  Arbeitslohn  durch  den  Arbpitsertrag  orset/.t  wird"  — 
Man  konnte  von  den  Mitgliedern  nur  einen  monaf liehen 
Beitrag  von  20  Pfg.  fordern  und  dem  Vorsitzenden  wocheutiicb 
nur  1  Taler  Entschädigung  gewähren. 

Nicht  viel  mehr  Fühlung  mit  der  W Hklichkeit  hatten  die 
Lassalleanischen  G-ewerkschaften^  Eine  der  sehn 
Gewerkschaften,  welche  aus  dem  Allgemeinen  Arbeitenrerein 
des  Herrn  von  Schweitzer  hervorgingen,  war  der  „Allgemeine 
deutsche  Schuhmacherverein''.  Auch  hier  suchte  man  durch 
grofse  Versprechungen  die  Arbeiter  an  sich  zu  locken,  konnte 
aber  wegen  der  bittern  Armut  der  Schuhmacher  nicht  dem- 
eDtsprechende  Beiträge  erheben. 

Schwer  hatten  auch  diese  jungen  Gewerkschalteu  mit 
einem  Übel  zu  kämpfen,  das  sieh  wohl  in  allen  Dfiieikratien 
geltendmacht:  mit  dem  Milstrauen  gegen  die  Führer.  Die 
flammende  Begeisterung  weicht  bald  der  Verdfichtigung,  gegen 
die  sich  der  betreffende  oft  nicht  wehren  kann.  Immer  wicäer 
taucht  diese  „Krankheit**  auf,  bald  begründet,  bald  völlig 
grundlos*. 

1869  bestanden  drei  Schuhmachergewerkschaften  in  Deutsch- 
land —  neben  den  beiden  genannten  noch  eine  Hirsch- 
D  u n  c  k  e  r  s  c  h  e.  Zu  einem  energischen,  planvollen  Wirken 
nach  aulsen ,  einem  kraüigen  Stöfs  gegeti  die  Unternehmer 
konnte  es  natürlich  nicht  k(»mmcn.  Die  drei  Gewerkschaften, 
jede  in  sieh  öelbdt  noch  gänzlich  ungefestigt,  befehdeten  ein- 
ander unaufhörlich  und  suchten  sich  gegenseitig  die  Mitglieder 
abspenstig  su  machen.  Immerhin  dienten  diese  Reibungen 
docn  wom  dazu,  Persönlichkeiten  hervortreten  zu  lassen^  die 
sonst  unentdeckty  ihrer  eigenen  Begabung  vielleicht  unbewufsty 
in  der  Masse  verschwunden  wären.  Überall  ist  die  Gewerk- 
schaftsbewegung in  ihren  Anfängen  von  einzelnen  Personen 
aMiüngig.  Kr«t  wenn  sich  der  rechte  Mann  tindet,  der  die 
(■reniuter  begeistert  und  mit  sieh  reil'st,  der  es  versteht,  brauch- 
bare Leute  herauszulinden  und  für  seine  Zwecke  anzustellen. 


'  Vergl.  hierzu  J.Schmöle,  „Die  Sozialdemokrat irfchen  Gewerk- 
schaften in  Deutschland."   Jena  18%,  S.  15. 

'-  So  wurde  der  erste  Präsident  des  allgemeinen  deutscheu  Sclnih- 
macherverciuä  &chou  im  uächsteu  Juhr  wegen  „politiBcher  Uuzuver- 
l&Bsigkeit*  abgesetzt  (D.  Zinn  er,  S.  51).  Koch  1888  konnte  der  ver» 
dienstvoUe  Bock  schwer  das  MiTstrauen  besiegen. 


grttnden^  ,um  das  Hauptmittel 
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künuen  Erfolge  erreicht  werilen.  In  Deutachland  aber,  wo 
die  Organiäatiünagedankeu  einer  grofäteiiteils  kaum  den  Zunft- 
▼erhttltnisien  entwachemien  Arbeiterschar  ans  Herz  gelegt 
werden  mufsten,  wo  man  für  die  Idee  der  Intemationalität 
BegeisteraDg  erwecken  wollte,  als  es  noch  keine  Deutsche, 
sondern  nur  Sachsen,  Preufsen,  Bayern  —  ja,  eigentlich  nur 
Leipziger,  Berliner,  Nürnberger  gab,  da  war  die  Persönlich- 
keit besonders  wichtig.  Und  wie  die  Hemmung  erst  di^  Kraft 
auslöst,  80  war  jf*dcnfalls  die  Spaltung  ein  Mittel,  den  Eifer 
der  Führer  bebonders  anzustacheln,  ihre  Bemühungen  um  den 
Verein  zu  verdoppeln.  Männer  wie  Vahlteich,  Ullrich,  be- 
sonders Bock  öind  Er8cheiiuinj_,cii,  wie  bie  nur  dann  auftreten, 
wenn  es  gilt,  einer  Sache  gegen  Anfechtungen  cum  Siege  zu 
verhelfen. 

Aber  gerade  die  Besten  nnter  den  Fflhrem  fühlten  die 
Kachteile  der  Spaltung  sehr  empfindlich  und  strebten  ehrlich 
nach  einer  Vereinigung.    Doch  liefs  der  giftige  Wurm  des 

Mifstrauens  gegen  die  „Andersgläubigen"  den  auf  dem  Kongrefs 
in  Berlin  ls72  geschlossenen  Bund  zwischen  Lassalleanern  und 
Marxisten  nicht  bestehen.  Er«t  die  steigende  Bedrängnis  der 
nächöten  Jahre,  die  Verfolgungen  durch  Tessendorff,  die  zu  der 
Schliefsung  des  Lasaalleanischen  Allgemeinen  Schuhmacher- 
vereines  führten,  die  antisoziale  Politik  Bismarcks,  gegen  dessen 
Vorschlag,  Arbeitsbücher  eiuEufÜhren,  auch  die  Schuhmacher 
Protest  einlegten  \  vollends  die  Not  der  beginnenden  Stockung, 
brachten  zustande,  was  den  eignen  Führern  nicht  gelungen 
war,  eine  einige,  nationale  Organisation.  Den  eminenten  Fort- 
schritt, den  Schmöle^  in  den  dem  Gothaer  Kongrefs  1875 
folgenden  Gewerkschaften  zeigt,  sehen  wir  auch  bei  den 
Schuhmachern.  Die  vage  Idee  der  InternationalitÄt  ist  ge- 
schwunden; man  fordert  nur  noch  auf,  ..die  Schuhmacher  von 
Nord  bis  Süd,  von  Oüt  bis  West",  sich  zu  vereinigen.  Auch 
vor  den  häufigen  Streiks  warnten  Bock  und  die  ilbrigen 
Führer  eindringlich  und  suchten  einen  Beschluls  durchsubringen, 
dafs  nur  dann  gestreikt  werden  dürfe,  wenn  awei  Drittel  der 
Arbeiter  organisiert  seien.  Man  hatte  nicht  umsonst  viel  ge- 
litten und  bittre  Erfahrungen  gesammelt. 

Die  Mitgliederzahl  der  (lewerksehaft  nach  dem  Einigungs- 
kongrefs  gibt  Zinner®  auf  4()U()  in  s;'.  Stiirlten  an.  Einen  leichten 
Stand  hatte  man  nicht.  Unaufhörliche  Lohnreduktionen,  die 
zu  kleinen,  lokalen  Streiks  führten,  maiigflhafte  Leitung 
der  Ortsverbände,  vielfach  sogar  Veruntreuungen  durch  die 
Kassierer,  Verfolgungen  der  Polizei  als  Vorboten  des  Sozia- 
listengesetzes, dem  die  Qewerkschaft  1878  zum  Opfer  fiel. 


*  Dionva  Zinn  er  a.  a.  0.  S.  75. 
>  a.  a.  O.  8.  47. 
»  S.  257  a.  a.  0.  S.  86. 
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Dadurcli  wurde  das,  was  dio  Arbeiter  in  10  Jahren  mühsam 
autgebaut  hatten,  mit  einem  Schlage  vernichtet. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  untersuchen,  wie  sehr  dies 
Gesetz,  noch  verschärft  durch  manchen  Ubereifer  der  PoHzei- 
beamten,  derOrganisationsbewegung  geschadet,  der  Propaganda 
des  Sozialismus  aber  genützt  hat  Leicht  begreift  man,  dafs 
der  Arbeiter  an  die  Besserung  seines  Loses  durch  Erringung 
von  Zugeständnissen  auf  gesetzlichem  ege  nicht  mehr  glaubte 
und  sie  erst  von  einem  Umsturz  der  bestehenden  GeseUschafts- 
ordnune  «»rwartet^.  Dio  (erziehliche  Wirkung  der  Gewerk- 
schaften %v,u-  untcrfmnden,  den  revolutionären  Ideen,  die  man 
hatte  beseitigen  wollen,  bereitete  man  selbst  den  Boden  durch 
die  Kmixirung  und  den  Hafs,  der  in  den  Unterdrückten  ent- 
stand. Den  Führern  erwuchs  die  schwere  Aufgabe,  zu  retten, 
was  zu  retten  war  —  doppelt  schwer»  weil  gerade  auf  sie  die 
Polizei  ihr  Augenmerk  gerichtet  hatte.  Der  unermüdliche 
Bock  scheint  von  allen  Gewerkschaftlern  der  erste  gewesen 
zu  sein,  der  durch  eine  Zeitschrift  „Der  Schuhmacher", 
deren  Gründung  er  noch  in  demselben  Jahre  unternahm 
wenigstens  das  Zusammengehörigkeitsgefühl  unter  den  Fach- 
genos.sen  aufreehl  zu  halten  suchte.  Sehr  vorsichtier  inufste 
7Ai  Werke  ge^gangeu  werden,  und  das  Blatt  durch  beigelegte 
Schnittmuster,  Besprechungen  über  Verbesserungen  der  Tech- 
nik ein  möglichst  harmloses  Aussehen  bekommen.  Die  grofse 
Abonnentenzahl  —  zeitweise  über  2500  —  beweist,  dais  die 
ehemaligen  Gewerkschaftler  die  Absicht  ihres  Präses  wohl 
verstanden  und  würdigton.  Den  Flugblättern  folgten  die 
Fach  vereine.  Überall  entstanden  sie,  überall  suchte  man 
den  Charakter  eines  politischen  Vereins  zu  umgehen,  teils 
durch  Ansehlufs  an  omen  Arbeiterbildungsverein,  wie  in 
Hannover,  teils  durch  die  Aufnahme  kleiner  Meister,  in- 
dem man  dann  den  Verein  bieder  als  „Innung"  bezeichnete, 
wie  in  München.  Zinner-  gibt  für  1882  od  solcher  lokalen 
Fachvereine  der  Schuhmacher  an.  Sie  schulten  ihre  Mitglieder 
—  der  Berliner  soU  deren  400  gehabt  haben  —  vidlttcht  besser, 
als  es  früher  die  Ortsgrupnen  der  Gewerkschaften  getan  hatten. 
Die  stete  Gefahr,  in  welcner  der  Verein  schwebte,  machte  ihn 
den  Mitgliedern  um  so  t(Hirer. 

Einen  solchen  lokalen  Fachverein  gründeten  im  September 
18?^0,  nachdem  schon  mehrfach  Anlaufe  dazu  gemacht  worden 
waren,  die  Berliner  Filzschuliarbeiter^.  Protokollbücher  exi- 
stieren leider  nicht  mehr.  Die  Amter  des  Vorsitzenden  Uvsw. 
waren  Ehrenämter,  die  Mitgliederzabi  belief  sich  durchschnitt- 

'  Zinn  er  a.  a.  O.  S.  108. 
«  a.  a.  ü,  S.  109. 

'  Die  Naclirichten  Aber  cUesen  Berliner  Lokalvereiu  verdanke  ich 
der  Liebenswürdigkeit  des  ehemaligen  Vorsitzenden. 
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lieh  auf  2i)().  In  den  Veraammlimgen  ging  es  oftmals  etwas 
stürmisch  zu,  und  sie  wurden  nicTit  selten  von  der  Polizei 
autgelr>st,  wobei  dann  wohl  auch  gelegentlich  ein  Bierseidel 
dem  Schutzmann  an  den  Kopt  flog.  Man(]ii!i;il  fand  man 
keinen  Wirt,  der  sein  Lokal  hergeben  wollte,  und  man  mufste  auf 
offner  Strafse  tagen.  1893  hatte  der  Filzscbuhmacherverein 
eine  erfolgreiche  Lohnbewegung,  1894  lOste  er  sich  durch  ein- 
stimmigen Beschlufs  auf  und  gi ng  in  den  Verein  deutscher 
Schuhmacher  über. 

Das  Interessante  m  dem  Verein  ist  die  n^tive  Seite, 
dafs  er  sich  nicht  den  übrigen  Faeh vereinender  Schuhmacher 
anschlofs,  sondern  allein  blieb.  Es  zeigt  dies,  wie  wenig  sich 
noch  Ende  der  achtziger  Jahre  die  Filzdchuharbeiter  als  Schuh- 
macher fühlten.  Erst  Anfang  der  neunziger  Jahre  fring 
diese  Wandhmg  vor  sich.  Der  nie  raRtf^ride  Rock  hatte  die 
Schuhmacherfachvereine  schon  iss:3  wieder  vereint  in  einen 
^Unterstützungs verein  deutscher  Schuhmacher** 
—  der  sechste  Schuhmacherverein  seit  1809!  —  Nichts  hätte 
näher  gelegen,  als  dafs  sich  der  Berliner  Fthsschuharbeiter-  . 
▼erein  diesem  angeschlossen  hätte.  Aber  die  Technik  war 
noch  nicht  weit  genug  vorgeschritten,  das  Fluktuieren  der 
Arbeiter  zwischen  Lederschuh-  und  Filzschuhfabriken  noch 
nicht  hltutig  genug,  um  ein  Solidaritätsgefühl  zwischen  den 
Arbeitern  beider  Branchen  hervorzurufen.  Dfr  ?i<'ue  ^Unter- 
stützungsveri^iTi'^  bezeichnete  als  seine  Ilauptaulgabe  die  Wander- 
und Arbeit^!"-  nunterstützung.  Er  trat  aber  aucli  mit  der 
Absicht  hervui ,  den  Zehubtundeutag  durchzusetzen  und  die 
Sonntagsarbeit  zu  bekämpfen.  Noch  immer  herrschte  das  Mifs- 
Verhältnis  zwischen  Beiträgen  der  Mitglieder  und  verheifsenen 
Leistungen  des  Vereins.  Man  konnte  die  Unsummen  ver- 
schlingende Arbeitslosen  Unterstützung  nicht  aufrecht  erhalten 
und  mui'ste  sich  mit  der  KeiseunterstUtzung  von  1885  an  be- 
gnügen. Es  war  eine  Riesenaufgahe  für  Bock,  den  Unter- 
stützungsvereiu  zu  erhalten.  Die  kleinen  Fachvereine  kämpften 
um  Leben  und  Tod,  fast  jeden  Monat  verschwand  einer,  er- 
hielt dann  vielleicht  nachträglich  die  Erlaubni.s  zu  existieren 
und  tauchte  wieder  auf  Die  Kassen  wurden  aufgezehrt  durch 
Streiks,  welche  die  nie  aufhörenden  Lohnreduktionen  an  allen 
Orten  hervorriefen.  Bei  derartigen  lokalen  Schwierigkeiten 
war  es  natttrlich  unendlich  schwer,  Interesse  für  die  Zentral- 
organisation wach  zu  halten.  Um  die  kostspieligen  Streiks 
auf  ein  möglichst  geringes  Mafs  herabzusetzen,  wählte  man 
Bock  als  Schiedsrichter.  Mit  grofser  Umsicht  und  viel  Ge- 
schick versah  er  sein  Amt,  und  es  gelanii:  ihm  mehr  als  ein- 
mal; die  Parteien  zu  einigen,  die  Forderungen  der  Arbeiter 


>  Zinner  a.  b.  0.  S.  112. 
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auf  gütlichem  Wego  durchziuetEen,  und  so  manclieu  6treik 
im  Keime  zu  ersticken 

Aber  der  Kampf  wurde  immer  schwerer.  Alle  Freudig- 
keit und  aller  Enthusiasmus,  der  Glaube  an  die  Selbsthilfe, 
diese  erste  Bedingung  jeden  Erfolges  einer  Organisation  schwand 
den  Arbeitern  immer  mehr.  1887  strich  man  die  BostimmungeD 
über  das  Unterstütaungswesen ,  und  gab  dem  Verein  den 
Namen:  „Verein  deutscher  Schuhmacher*'.  DieZweck* 
bestimmung  wurde  geändert  in  das  vage:  Die  geistigen  und 
fachlichen  Interessen  der  Mitglieder  durch  theoretischen  nn<l 
praktischen  Unterricht  z«  fördern.  Obligatorisch  war  nur 
die  Errichtung  unentLr'^ltlicher  Arbeitsnachweise  in  jeder  Filiale. 
Bock  brachte  im  „1' itehlijlutt''  einen  Arbeitsmarkt,  um  eine 
Übersicht  über  die  Arbeitsverhältnisse  zu  geben. 

Verein  deutscher  Schuhmacher*  Da(s  die  Organi- 
sation all'  diesen  Drangsalen  nicht  erlegen  ist,  sondern  mit 
14000  Mitgliedern  und  59  Zahlstellen  den  Fall  des  Sozialisten- 
gesetzes begrüfsen   konnte,  gibt  der  0}jt'erfreudigkeit  ihrer 

M!tp:lieder  und  der  Energie  inul  Begabung  der  Leiter  ein 
glänzendes  Zeugnis.  Wie  sehr  die  Gewerkschaft  seit  der  Auf- 
hebung des  Sozialistengesetzes  gewachsen  ist,  bezeugen  folgende 
Zahlen. 

£s  waren  vorhanden; 


im  Jahre 

Mir- 
glicdcr 

Zahl- 
stellen 

im  Jahre 

Mit- 
glieder 

Zahl- 
stellen 

1888 

5868 

171 

1896 

18886 

204 

1889 

8  925 

1897 

15  976 

283 

1890 

14  019 

1898 

15  205 

239 

1891 

9  789 

1899 

I8  0:i^ 

239 

1892 

9  084 

243 

1900 

19  558 

244 

1893 

9  347 

227 

11  ui 

19  263 

247 

1Ö94 

9170 

223 

1902 

23419 

247 

1895 

9385 

198 

190S 

26296 

259 

Die  Unters  tu  taungen,  welche  die  Gewerkschaft  ge- 
währt, bestehen  in  Arbeitslosen- ,  Kranken-  und  Reiseunter- 
stutzung.  Die  Arbeitslosenunterstützung  beträgt  je 
nach  der  Höhe  der  Beiträge  (1.  Klasse  2o  Pfg.,  2.  Klasse 

35  Pfg.,  :i  Klasse  50  Pfg.  wöchentlich)  ;)  Mk.,  4.50  Mk., 
7,80  Mk.  fUr  die  Woche  und  dauert  höchstens  40  Tage.  Geringer 


*  Wohl  die  schwieriuste  Aufgabe  der  Gewerkschaftsleitung  ist  es, 
die  Hl  rr^i  haft  über  stnMkTustige  Arbeiter  zu  behalten  und  einen  Streik« 
den  die  Führer  für  nussichtslos  halten,  zu  verhindom.  Aiich  Bock  er- 
fuhr das.  Zinncr  erzählt  (a.  a.  0.  8.  186),  dafs  die  Bcrliucr  Mitglieder 
1888  deswegen  „einen  föimlichen  Feldzug  gegen  Bock  organisierten," 
ihn  verdftchtigten,  wo  sie  nur  konnten. 
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noch  sind  die  Unterstü  t  z  u  ngen  in  Krankheitsfällen; 
aie  betrugen  3  Mk.,  3,3U  Mk.,  •),()( »  Mk.  für  die  Woche.  Wöch- 
nerinnen erhalten  einmal  eine  Unterstützung  von  <>  Mk.  Wie 
gering  die  Hilfe  auch  ist,  die  dem  einzelnen  Mitglied  gewährt 
werden  kann,  die  Aufwendungen  der  Gewerkschaft  da&r  sind 
ganz  erhebliche. 

•Sie  betrugen  im  Jahre: 

1888    4  71^,98  Mk. 

1889    13017,08 

1890    22211,99  , 

1891    19912,44  „ 

1892    15338,—  „ 

1893   105.30,—  , 

1894    1040G,—  „ 

lb9ö 

189(i  }   30050,-  „ 

1897  i 

^^'•^^   20786,-  - 


1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


26878,— 
57  396,— 


Aufserordentlich  hoch  sind  die  Summen,  die  für  Streiks 
aufgewendet  werden.   Sie  betrugen  im  Jahre: 

1888    9660,70  Mk. 

1889    9 146,39 

1890    38181,36 

1891   40656,22 

1892    4879,05 

1893  .......  3290,08 

1S94    39494,02 

1895  M 

1890  !  

1897  j 


n 


191 978,64 


  96  450,— 

.......  182237,- 


1900 


1902 
1903  ( 

Solche  Summen  bedeuten  natürlich  für  die 
eine  irrofsp  Last.    Ruhigere  Zeiten  sind  aber 


Gewerkschaft 
nicht  zu  er- 


warten,       der  Fabrikantenverband  sich  eutschlieiäcu  wird, 


■  Seit  1884  encheinen  nicht  mehr  jährliche  Abrechnungen ,  seit 
1898  erscheinen  sie  regelmftrsig  alle  xwei  Jahre. 
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die  beiden  Hauptforderungen  der  Arbeiter:  Einheiiiichkeit  *ler 
Löhne  und  Lieferung  der  Zutaten  zu  bewilligen.  Dafür  aber 
sind  wenig  Aussichten  vorhanden.  Noch  im  Jahre  1905^ 
haben  in  Weifsenfels  a.  S.  mehr  als  2000  Arbeiter  und  Ar- 
beiterinnen die  Arbeit  niedergelegt  lui  einen  Tarif  durch- 
zusetsen,  mufsten  aber  nach  mehrwöchigem  Streik  den 
Kampf  aufgeben.  Nicht  gröfsern  Erfolg  hatte  die  Gewerk- 
schatt  mit  Eingaben  an  den  Fabrikantenverein  um  AbschluDs- 
eines  Tarifs,  zulotzt  im  Jahre  If^OO. 

In  der  Berliner  Filzöchuhmacherei  sind  die  Streiks  öeit 
10  Jahren  gröfstenteils  Abwehrstreiks.    Oft  sind  es  nur 
Kleinigkeiten,  wegen  deren  die  Arbeit  niedergelegt  wird,  und  die 
Gewerkschaftsleitung  weifs  wohl,  dafs  die  Kosten  selbst  des  kür- 
zesten Streiks  dann  in  keinem  Verhältnis  stehen  su  dem  Streit- 
objekt Und  doch  kann  man  den  Arbeitern  nur  Recht  geben, 
wenn  sie  auch  dann  in  den  Ausstand  treten ;  denn  jede  ruhig  hin- 
genommene Lohnreduktion  würde  eine  endlose  Kette  weiterer 
AbzUge  zur  Folge  haben.    Es  handelt  sich  dabei  im  Grunde 
immor  um  die  Frap:e :  sollen  die  Arbeitgeber  unumschränkte 
Hcrrrn  in  ilir<  r  Fabrik  sein,  deren  Anordnungen  sich  die  Ar- 
beiter widerspruehsioö  zu  fügen  haben,  die  jede  Folge  schlechter 
Konjunkturen,  etwaiger  eigener  Rtickständigkeit  und  Untüchtig- 
keit  auf  die  Arbeiter  sofort  abwälzen  können,  ohne  ihnen  zu 
Zeiten  .flotteren  Geschäftsganges  einen  gröfseren  Anteil  am 
Gewinn  einsurttumen  —  oder  sollen  die  Arbeiter  bei  Fragen, 
die  ihre  £xistenz  betreffen,  mitreden.  Sobald  die  Arbeitgeber 
diese  Frage  durch  Annahme  eines  allgemeinen  Tarifes  in 
letzterem  Sinne  entschieden  haben,  wird  es  der  Gewerkschaft 
auch  gelingen,  alle  kleinen  Differenzen  zu  beseitigen,  so  gut 
wie  dies  bei  den  Buchdruckern,  Buchbindern,  im  Verkehrs* 
gewerbe  usw.  der  Fall  ist. 

Die  ListoderÖtreiksin  Berliner  Fabriken  ist  folgende. 
Es  fanden  statt: 

Kosten. 

1898:  Allgemeiner  Ausstand  wegen  Er- 
langung eines  paritätischen  Arbeits- 
nachweises   19843, —  Mk. 

1800:   430,60  , 

1000:   186,75  « 

1901 :  Allgemeine  Aussperrung  wegen  Lohn- 
forderungen   31180,50  , 

1003:   435,25  , 

1904:   1249,—  , 

Die  Einbufse  der  Fabrikanten  wird  diesen  Ziffern  ent- 
sprechen.  Man  möchte  glauben,  dab  das  Geld  besser  an- 

<  Vergl.  Soziale  Praxis  XIY.  Jahrg.  1905  Nr.  29,  S.  750. 
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gewendet  worden  wäre,  wenn  maa  sich  mit  den  Arbeitern  ver- 
stitndigt  tiod  wenigstens  einen  Teil  ihrer  Wttnache  befriedigt 
hätte. 

Hftlt  man  eich  vor  Augen  einerseits  die  schweren  Ver- 
folgungen, denen  die  dentsehen  Arbeitervereinigongen  bis  in 
die  neusten  Zeiten  ausgesetzt  waren,  anderseits  die  Armut 

und  wirtschaftliche  Not  der  Schuhmacher,  so  kann  man  vor 
dem,  was  die  Schuhmacher  in  ihrem  Streben  nach  Besserung 
ihres  Loses,  nach  Anteil  an  den  Kultur^tern  der  Nation  er- 
reicht haben,  nur  die  gröfste  Achtung  haben.  Es  ist  ihnen 
nichts  in  den  Schofs  gefallen,  alles  mulste  in  liartcr  Arbeit 
errungen  werden.  Unendliche  Mühe  macht  die  Organisation 
der  weiblichen  Arbeiter.  Den  Heimarbeitern  steht  die  Ge- 
werkschaft ^ns  machtlos  gegenttber.  Ihr  Los  an  verbessern, 
wird  nie  gelingen,  wenn  der  Staat  nicht  mit  kräftigem  Daroh-^ 
greifen  eine  Heimarbeitergesetzgebung  schafft 
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Volkswirtschaftliche  und  kaltarelle  Bedeutung 

der  FilzschnhmachereL 


Bedeutung  der  Industrie  für  die  Arbeiter- 
schaft und  fflr  die  Verbraucher«  Nach  Darstellung 
der  Einzelheiten  bleibt  die  Aa%abe^  den  Yolkswirtschaftlichen 

Wert  oder  Unwert  der  BHlzschuhmacherei  an  untersuchen. 
Die  Frage  dürfte  in  der  Hauptsache  in  zwei  Unterfragen  zer- 
fallen, von  denen  die  eine  dahin  geht,  welche  Bedeutung  die 
Industrie  für  die  Verwertung  persönlicher  Produktivkräfte, 
oder,  zugespitzter  ausgedrückt,  für  die  in  ihr  beschäftigten 
Arhnitor  hat.  Die  andere  Frage  ist  die  nach  der  Bedeutung 
der  Industrie  für  die  Konsumentenschaft,  also  nach  dem  Wert 
der  von  ihr  hervorgebrachten  Güter.  Die  voraufgehende 
Untersuchung  hat  uns  reichlichen  Stoff  an  die  Hand  gegeben, 
um  die  erste  Frage  au  beantworten.  Die  awei  und  ein  halbes 
Tausend  in  der  Berliner  Filzschuhmacherei  beschäftigten  Ar- 
beiter sind  nicht  so  gestellt,  dafs  ihnen  der  Aufwand  von 
Muskel-  und  Nervenkraft  ersetzt  wird.  Nur  ein  kleiner  Teil 
verdient  genug,  um  sich  und  die  Seinen  zu  erhalten.  Weitaus 
die  meisten  müssen  Frau  und  Kind  auch  auf  Arbeit  schicken, 
nur  um  die  nötigsten  Ausgaben  bestreiten  zu  können,  und  be- 
schwören dadurch  alle  die  unseli«i:en  Folgen  für  daü  Familien- 
leben in  ihr  Haus.  Die  beatgelohnten  Arbeitskräfte  der  In- 
dustrici  die  gelernten  Fabrtkamiter  und  die  gelernten  Haus- 
industriellen erreichen  bei  einem  Wochenlohn  von  24  Mk.  bis 
30  Mk.  den  Durchschnittsverdienst  Berliner  Fabrikarbeiter 
besser  gestellter  Gewerbsarten.  ist  dies  Ergebnis  aber  in 
der  Filzschuhmacherei  mit  gröfserem  körperlichen  Kraftauf- 
wande  und  stärkerer  Gesundheitsschildigung  verknüpft  als  in 
der  Mehrzahl  der  anderen  Industrien,  denn  die  Arbeit  ist 
durchweg  anstrengend  und  sehr  gesundheitsschädlich  wegen 
des  vielen  Staubes,  den  der  Filz  verbreitet.    Der  ungelernte 
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Teil  der  Arbeiterschaft  aber  und  namentlich  der  iiausinclustriell 
tfitige  g^ehört  zu  den  allerniedrigst  gelohnten  Arbeitern,  die 
lierliü  überhaupt  kennt.  Die  Mehrzahl  vüu  ilinen  darbt.  Durch 
ilire  Benutzung  zehrt  die  Industrie  am  Marke  des  Volkes.  Da 
wir  aufsardem  ttber  die  2ieiteQ  binau»  sind,  io  denen  der  kranke 
oder  invalide  Arbeiter  wie  ein  unbrauchbares  Qlied  von  der 
Oeaelischaft  abgestofaen  wurde,  so  fkllt  die  Last,  das  un- 
genügende Einkommen  au  ergftnaen,  auf  das  ganze  Volk. 

Uberall  da,  wo  es  sich  um  die  Herstellung  der  billigen 
schlechten  Ware  handelt,  was,  wie  wir  sahen,  in  mehr  als  der 
Hälfte  der  Betriebe  der  Fall  ist,  werden  die  Kräfte  der  Ar- 
beiter  vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft  aus  in  unwirt- 
schaftlicher Weise  VLTwertet,  d.  h.  es  könnte  mit  ihnen  er- 
heblich Bessere«»  geleistet  werden  als  tatöUchlich  geschieht. 
Wir  haben  der  Voi-teile  gedacht,  dir  der  Berliner  Arbeiter  für 
die  Induütrie  mitbringt.  Was  aber  für  Gesundung,  Erzieliung 
und  künstlerische  Bildung  der  Arbeiter  von  ihnen  selbst  und 
der  Kation  aufgewendet  wird,  wird  vernichtet  durch  die  minder* 
wertige  Beschfiftigung ,  au  welcher  der  gröfste  Teil  der  Fila- 
schuharbeiter  gebraucht  wird.  Dies  alles  bedeutet,  dafs  die 
Berliner  Filzsehuhniacherei  nichts  .tut,  um  die  in  ihr  be- 
schäftigte Arbeiterschaft  zu  erziehen  und  emporzuheben.  Und 
da  die  Industrie  der  Überzahl  auch  wirtschaftlich  nur  Un- 
genügendes bietet,  wird  man  ihre  Bedeutung  für  die  Arbeiter 
nicht  zu  hoch  anschlagen  dürfen. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Befriedigung  des  Konsu- 
ment c  n  b  e  d  ti  r  fn  i  s  8  e  s  V  Wir  sahen,  dais  die  grofse  Mafse 
der  hergestellten  Waren  darauf  berechnet  ist,  dem  Publikum 
in  besug  auf  Material  Sand  in  die  Augen  zu  streuen  und  es 
ttber  die  Wertlosigkeit  und  den  Mangel  an  Dauerhaftigkeit 
hinwegzutäuschen.  Nur  einen  geringen  Bruchteil  der  Produktion 
bildet  der  elegante,  gute  Reiseschuh,  der  aus  gutem  Leder  her- 
gestellt  und  sorgfältig  gearbeitet,  nicht  mehr  zu  sein  vorgibt, 
als  er  ist,  und  dessen  0*4)rauchs\vert  seinem  Verkaufspreis 
entspricht.  Pajtjie  und  Ledernnt  linliiming .  die  df'r  Kunde  zu 
erkennen  niciit  fähig  ist,  .s}>i('len  vmi'-  ttir  ihn  unlieiivüile  Rolle, 
so  dafs  er  sich  nur  zu  oft  davon  überzeugt,  dafs  der  Preis 
trotz  seiner  anscheincndeu  Niedrigkeit  viel  zu  hoch  war  für 
den  Nutzen,  den  ihm  die  Schuhe  leisteten.  Man  wird  also 
in  gleicher  Weise  wie  fttr  die  Arbeiterschaft  auch  ftlr  die  Kon . 
sumentenschaft  behaupten  kOnnen,  dafs  die  Füzschuhmacherei 
in  ihrem  heutigen  Zustand,  wenigstens  in  zwei  Drittel  ihres 
Umfanges  Ungenügendes  leistet  und  grundlegende  Änderungen 
erfahren  mufste. 

Nach  alledem  mufs  man  diese  Industrie  als  ein  narasiti- 
sches  Gewerbe  bezeicimen.  Es  entsteht  hieraus  die  weitere 
Frage,  welche  Ursachen  dem  zugrunde  liegen,  und  wie  die 
Industrie  sich  voraussichtlich  in  der  Zukunft  entwickeln  wird. 
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In  hesng  auf  die  UnaclierklllraDg  kommeB  namenütch  zwei 
Umstände  in  Betracht 

Erklärung  der  Talm  i  ind  ustrie  aus  den  Bedürf- 
nissen der  Konsumentenschaft  und  aus  neuzeit- 
lichen gewerblichen  Organ  isationa-  und  Produk- 
tionsformen. Die  Ursachen  für  die  gescliihlerten  Zustände 
können  liegen  entweder  m  einem  derzeitigen  Bedürfnis  der 
Verbraucher  oder  in  allgemeinen  Herstellungsbedingungen,  die 
da»  Gewerbe  in  diese  Bahnen  drängen.  —  Was  die  erste  Ur- 
sachreihe betrifft,  so  können  wir  den  derzeitigen  Stand  der 
Pilzschuhmacherei  nur  richtig  verstehen,  wenn  wir  sie  im  Ge- 
samtbild der  Bekleidungsindustrie  und  des  grofsen  Entwick- 
lungsprozesses, der  sich  hier  vollzieht,  betrachten.  Noch  bis 
in  die  zweite  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  drückte  sich 
der  Klassenunteröcliied  auch  äufserlich  durch  die  Kleidung 
aus.  Nicht  nur  Samt  und  Seide  lagen  ganz  aufserhalb  der 
Sphäre  des  genieinen  Mannes,  alles  irgendwie  Entbehrliche  in 
der  Kleidung  —  Hut,  Handschuh,  Uhr,  Schirm  und  Stock, 
und  Bum  grofsen  Teil  die  Fußbekleidung  —  war  ein  Luxus, 
den  er  sich  nicht  leisten  konnte.  Und  man  empfand  die  Not 
als  eine  Tugend;  die  Kleidung  sollte  den  Menschen  klassi- 
fizieren. Auch  das  Alter  kennzeichnete  sich  auf  diese  Weise. 
Die  verheiratete  Frau  kleidete  sich  anders  als  die  unverhei- 
ratete. Noch  jetzt  st(>cke?i  sich  in  vielen  Gegenden  dU^  Mäd- 
chen erst  bei  der  Verlieiratinifr  die  Zöpfe  auf.  Gewisse  i*  arbon 
und  F^ormen  waren  in  aiusschlieislicher  Weise  der  Matrone 
vorbehalten,  andere  der  Jugend.  Erst  mit  dem  steigenden 
Selbstbewufstsein  der  unteren  Erlassen,  mit  den  verbesserten 
Lohn-  und  Einkommensverhültnissen,  die  sich  seit  Bj^nn  der 
secheiger  Jahre  geltend  machten,  mit  der  demokratisierenden 
Wirkung  der  Volksschule  und  der  allgemeinen  Wehrpflicht, 
mit  der  steigenden  Industrialisierung  der  Bevölkerung,  dem 
Zusammendrängen  grofser  Volksmassen  in  den  Grofsstädten 
ergriff  eine  grofse  allgemeine  Bewegung  die  untern  Klassen, 
die  voll  dem  Wunsche  nacli  Emporsteigen  getragen  war. 
Auiseriich  tritt  diese  Bewegung  dadurch  hervor,  dafs  man 
auch  die  bis  dahin  in  der  Kleidung  hervorgehobenu  Klassen- 
unterschiede zu  verwischen  sucht.  Der  kleine  Mittelstand  ging 
natürlich  Yoran,  erst  langsamer  folgte  die  Arbeiterschicht.  In 
den  ttn&eren  Lebensgewohnheiten  ist  der  beseichnendste  Aus- 
druck für  diesen  Wandel,  dafs  jede  Arbeitertochter  cum  Fräu- 
lein aufgerückt  i.^t.  Und  ähnlich  ist  es  mit  tausend  andern 
Eigentümlichkeiten,  die  früher  Vorrecht  der  Besitzenden  waren. 
Während  z.  R.  vor  1"»  Jahren  die  blaue  Schürze  und  das 
Kopftucli  Abzeiclien  der  Arbeiterfrau  waren ,  ti-ri^t  heute  die 
jugendliche  Berlinerin  jeden  Standes  fast  allgemein  einen  Hut. 

Diese  ganze  Bewegung  zeitigte  lediglich  aus  Gründen  des 
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sozialen  Nivellierun^'s\vmi>clies  Bedürfnisse,  die  nur  in  diesem 
Zusammenhang  enutaudeu  und  zu  verstehen  sind,  Ijediirtuisäe^ 
die  im  allgemeinen  mehr  dem  Wunsch  nach  einer  höheren 
ftulaeren  Kultar  entoprangen,  als  dafs  sie  aus  den  veränderten 
Lebensbedingungeii  selbst  hervorgegangen  wttren.  Ein  be» 
sonders  charakteristisches  Beispiel  in  dieser  Besiehung  ist  der 
Regenschirm.  Heute  noch  trilgt  der  Bauer  in  manchen  Gegen- 
den ihn  nur  Sonntags,  und  wenn  er  in  die  Stadt  geht;  nicht 
anders  ist  es  mit  der  Uhr  und  dem  Taschentuch.  Auch  sie 
sind  noch  für  den  Bauer  Staat,  keine  Oebrauchsgc^'ci'^tünde. 
Die  Biiuerin  trftgt  ihr  Taschentuch  sorgfältig  gefalt(?t  aul  dem 
Gesan;j:bueh.  80  sein-  all'  diese  Dinge  jedem  Kulturmensehen 
ein  wirkliches  Bedürfnis  sind ,  au  wenig  sind  sie  au«»  diesem 
Grunde  zu  allgemeiner  Verbreitung  gekommen. 

Sollte  aber  dies  Streben  der  untern  Klassen  sich  in  Wirk- 
lichkeit umsetaeui  so  mulsten  Gegenstände  zur  Befriedigung 
dieser  neuen  BedOrfidisse  angeboten  werden,  deren  Preis  inner- 
halb der  Grenaen  des  für  diese  Kreise  Möglichen  lag.  Die 
Spekulation  bemächtigte  sich  dieses  neuen  Triebes,  suclite  die 
Wünsche  nicht  nur  zu  befriedigen ,  sondern  unentwegt  neue 
Bedürfnisse  zu  wecken.  Dies  tat  sie  und  knnnte  sie  zunächst 
nur  tun  durcli  die  Herstellung  von  Talmiware,  d.  h.  von  Ware, 
welche  in  minderwertigem  Matei  lal  teuern  GegenstiimK  n 
höherer  äufserer  Kultur  tauschend  ahnlicli  öieht.  Die  Nach- 
bildung des  Schildpatt  in  Zelluloid,  die  Pehsimitation  sind 
grofse  Industrien  geworden.  Zum  Teil  gelang  es  den  tech* 
nischen  Wisaenschanen,  frfther  nur  durch  grofsen  Aufwand  au 
erziel<>nde  Effekte  billig  8U  gewinnen.  80  wurde  das  teure  Indigo 
durch  die  Anilinfarben  ersetzt  usw.  Im  Rahmen  dieser  neuen 
industriellen  Bewegung  ist  die  Filzschuhmachcrei  entstanden. 
vSie  schliefst  sich  mit  einem  grofsen  Teil  ihrer  Produkte  den 
angefülirten  Tainiii udustrien  an.  Die  Artikel,  welche  sie  zu 
Begiun  jeder  .Saison  auf  den  Markt  bringt,  sind  i,'efällig  und 
aufserordentlich  billitc,  aber  unpraktisch  und  unsolide,  und 
können  weder  Schmutz  uocli  Regen  vertragen.  Eö  wurde 
schon  eingangs  betont,  wie  schwer  sich  die  Bevölkerung  an 
das  Tragen  einer  Fu&bekleidung  gewöhnte.  Noch  sind  die 
groben  Pantinen  selbst  in  Berlin  nicht  auegestorben.  Der 
Kutscher  trügt  sie  aitf  dem  Hofe,  wenn  er  seine  ^^  agen  scheuert, 
der  flausknecht  eines  Weingeschäftes,  wenn  er  Flaschen  spült^ 
der  Maurer  auf  dem  Neubau.  Sie  konnten  in  den  sechziger 
und  siebziger  Jahren  nur  durch  einen  sehr  billigen  Artikel 
verdrangt  w^nh-n.  Die  Cord})antoffGl  bildeten  immerhin  einen 
Fortschritt  den  Pantinen  gegenüber.  Sie  sind  leichter,  der 
Träger  macht  sich  nicht  überall  durch  Klappern  unliebsam 
bemerkbar,  der  bunte  Cord  vermochte  eine  Stickerei  wohl 
▼orzutäuschen ,  er  mufste  dem  Auge  besser  gefallen  als  das 
plumpe  Holz.   Und  wegen  seiner  Billigkeit  Konnte  er 
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Pionier  in  der  Gewinnung  der  untersten  Schichten  der  Be- 
völkerung für  eine  bessere  Fufsbekleidung  werden.  Und 
wiederum  ist  der  grobe  Filzschah  dem  Oordpantoffel  Uber- 
legen.  Schon  die  Tatsache.  daTs  es  ein  Schuh  ist,  in  dem 
der  Fufs  fest  sitst,  kein  Pantoffel,  dessen  man  sich  jeden 
Augenblick  entledigt^  macht  ihn  wertvoller.  So  kann  man  der 
Filzschuhmacherei  das  Verdienst  nicht  absprechen^  dafs  sie 
einer  festen  Fufsbeklei'^lung  den  Weg  i::eliahnt,  ihr  die  ärmste 
Bevölkerung  erobert  hat  und  noch  erobert.  Die  Gewöhnung 
an  eine  stete  und  solide,  dabei  aber  auch  leichte  und  bequeme 
Fufsbekleidung  mufstc  aber  in  unserni  Klima  in  grofsstädti- 
sehen  Verhältnissen  notwendig  erfolgen. 

Eine  ähnliche  Aufgabe  fiel  der  Filzschuhmacherei  dem 
kleinen  Mittelstand  gegenüber  zu.  War  dieser  Teil  der  Be- 
völkerung auch  an  feste  Fufsbekleidung  gewöhnt,  so  mufäte 
hier  die  Überzeugung  wach  gerufen  werden,  daPs  das  Schuh- 
werk nicht  nur  zum  Schutz  gegen  Schmutz  und  Feuchtigkeit 
<!ie!ie.  sondern  auch  dem  Auge  angenehm  sein  könne.  Die 
Tradition  des  farbiL^en  Schuhes,  der  im  Mittelalter,  in  der 
Rokokozeit  eine  grolse  Rolle  spielte,  erhielt  sich  in  den  sech- 
ziger und  siebziger  Jahren  durch  den  hellen  Lastingschuh, 
der  oft  mit  bunter  Seide  abgesteppt  und  mit  gleichen  Schleifen 
und  Ponpons  verziert  war,  eine  in  wohlhabenden  Kreisen  jener 
Zeit  verbreitete  Mode.  Aber,  wie  erwähnt,  war  der  Schuh 
sehr  teuer,  vollends  gar  der  feine  Glac^-,  Safßan-  und  Maro- 
quinschuh.  Das  alles  war  absolutes  Vorrecht  der  reichen 
Frauen.  Für  die  Männer  war  im  19.  Jahrhundert  durch  die 
EinftJrmigkeit  der  Kleidung,  neben  Kniehtisen  und  seidenen 
Strümpfen,  auch  das  bunte  Schnhzeug  versehwunden  —  dem 
Schimmer  und  Glanz  der  Rokoko-  und  Enipirezeit  folgte  das 
nüchterne  Schwarz  und  Braun.  Für  den  Mittelstand  gab  es 
nur  den  derben,  unbeholfenen  Rofs-  oder  Rindleder- Schaft- 
stiefel, der  sich  dem  Fufs  nicht  anschmiegen  konnte  und  im 
Hause  sofort  mit  dem  weichen  Filx*  oder  Plttschschuh  ver- 
tauscht wurde.  Nun  kam  die  Filsschubmacherei ,  als  die 
Durchnähmaschine  zur  Aufnahme  andrer  Artikel  drängte, 
mit  den  leichten  roten  und  braunen  Schuhen,  die  so  billig 
waren,  dafs  auch  Minderbemittelte  sie  sich  anschaffen  konnten. 
Man  lernte  dadurch  au(li  auf  die  Fufsbekleidung  achten. 
Am  „AusK^'htag"  wünscht  die  Berlinerin  nicht  nur  wegen  ihres 
Kleides  und  Hutes,  sondern  auch  wegen  ihrer  hübschen  »Schuhe 
bewundert  zu  werden.  Auf  den  äufsern  Effekt  sind  die  Ar- 
tikely  welche  die  Filsschuhmacherei  auf  den  Markt  bringt,  be- 
rechnet. So  gut  wie  die  begüterte  Frau  zu  einem  Sommer* 
kleide  helle  Schuhe  trägt,  will  auch  die  Verkäuferin,  die 
Kindergärtnerin  zu  ihrem  weifsen  Kleid  keine  schwarzen 
Schuhe  anziehen.  Die  hellen  Segeltuchschuhe  mit  ihren  roten 
Spitzen,  die  schon  für  2,40  bis  3  Mk.  zu  haben  sind,  machen 
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erst  die  „Toilette"  vollständig.  Mögen  die  Schuhe  hinten  er- 
barmungslos drücken,  mögen  sie  auch  bei  dem  ersten  Regeu- 
öchauer  aufvveiclien  —  der  erste  Eindruck,  den  sie  macheu, 
ist  tadellos,  und  das  entacheidet. 

Gewifb  idt  die  Autgabe,  den  Mittelstand  tur  Farbe  und 
Foimen  empfänglich  su  machen,  keine  gleichwertige  mit  der 
GewinDung  des  Arbeiterstandes  fQr  FofsbekleidaDg  ttberbaupt. 
Aber  gerade  der  Mittelstand,  namentlich  der  neue,  durch 
unsere  modernen  VVirtscbaftsverhältnisse  sich  entwickelnde 
Mittelstand  fühlt  den  Wert,  in  solch  ftufsern  Dingen  sich 
nicht  von  den  begüterten  Klassen  zu  unterscheiden.  Am 
Sonntag,  im  Gasthof  will  der  Iwiyonchff  von  seinem  Prinzipal 
nicht  abstechen ;  die  Ladnerin  erträgt  die  Mühseligkeiten 
ifireö  Berufes»  leichter,  wenn  sie,  in  der  elelvtrischen  Bahn 
üitzend,  sich  bewnfst  ist,  vom  Kopt  biö  zu  den  Fiifsen  „modern" 
zu  sein.  Dafs  sie  ihr  mühsam  verdientes  Geld  besser  fUr 
andere  Zwecke  ausgeben  könnte,  ist  swar  eine  unleugbare 
Tatsache^  auf  die  noch  einzugehen  sein  wird.  Aber  es  mufs 
doch  anerkannt  werden,  dafs  durch  die  billigen  und  im  Ver> 
gleich  mit  dem,  was  in  den  secbaiger  und  siebziger  Jahren 
getragen  wurde,  reizvolleren  Erzeugnisse  auch  die  Filzschuh* 
macherei  zum  Ausgleich  der  Standesunterschiede  beigetragen  hat. 

Wie  wichtig  auch  diese  allgemeine  Entwicklung  tVir  die 
Entstehung  der  Talmiindnstrien  war,  eine  weitere  unerlftl'sHche 
Vorbedingung  nmfste  noch  erfüllt  werden :  das  zeitliche 
Zusammentreffen  mit  neuen  Organiäations-  und 
Prod  uktio  n  stürmen.  Eröi  die  freie  Konkurrenz  gab  die 
Möglichkeit,  jede  noch  so  leise  Regung  im  Publikum  auszu- 
sptiren  und  auszunutzen,  durch  tausend  Mittel  die  Kauflust 
zu  reizen  und  dadurch  neue  WUnsche  zu  wecken.  Reklame 
und  strahlende  Schaufenster,  in  denen  die  Gegenstitnde  in 
möglichst  günstiger  Beleuchtung  ausgestellt  und  mit  Preisen 
versehen  sind,  mufsten  das  Verlangen  reizen  und  zugleich  den 
schüchternen  Käufer  davon  überzeugen,  dafs  er  es  wjiL'^en 
dürfe,  sich  einmal  eine  solche  Sache  zu  spendieren,  deren 
Besitz  ihm  bisher  niclit  möglich  war.  Und  weiter:  Nur  dnrch 
die  Entstehung  nener  Produktionsiormen  konnten  die  Artikel 
zu  dem  Preis  hergestellt  werden,  der  sie  den  untern  Schichten 
erreichbar  machte.  Für  die  Bekleidungsindustrie  im  all- 
gemeinen,  wie  eingangs  gezeigt,  auch  für  die  Filzschubmacherei, 
war  die  Entstehung  der  neuzeitlichen,  grofsstäd tischen  Frauen- 
hausindustrie ausschlaggebend;  die  überschUfsige  weibliche 
Arbeitskraft^  die  sich  zu  jedem  Preis  anbietet,  liefert  Heim- 
arbeiterinnen, auf  die  die  Bekleidungsindustrien  sich  gründen. 
Der  Filzschuhmacherei  im  speziellen  führte  das  untergehende 
Handwerk  auch  gelernte  Heimarbeiter  zu,  welche  lur  den 
Fabrikanten  eine  grol'se  Ersparnis  bedeuteten.  Dafs  auf  die 
Enstehung  der  Filzschuhmacherei  dieser  letzte  Umstand,  die 
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billige  Arbeitskraft,  bestimmend  wirkte,  braucht  hier  nicht 
nochmals  ausgeführt  zu  werden;  aber  auch  für  ihre  fernere 
Entwicklung  zu  einer  Talmiindustrie  war  er  ausschlaggebend. 
Die  Möglichkeit,  jederzeit  billieste  Arbeitskräfte  sa  bekommen, 
hat  nicht  nar  die  grofee  Zahl  kapitalarmer  Betriebe  bot  Folge, 
welche  wegea  ihres  geringen  Betriebskapitals  gesswnngen  sind, 
das  billigste,  d.  h.  schlechteste  Material  zu  verarbeiten,  sie 
verleitet  auch  kapitalkräftige  Fabrikanten  dazu ,  schlechte 
Ware  zu  produzieren.  Denn  die  Fabrikation  von  Schundwnre 
bietet  dem  Fabrikanten  manclien  Vorteil:  der  Ilerstellungs- 
prozefs  ist  ein  einfacher,  die  Arbeit  braucht  wegen  ihrer 
Ausfuhrung  nicht  beaufsichtigt  zu  werden;  der  Akkordlohn 
iöt  darum  bei  dieser  Warengattung  leicht  anwendbar.  Die 
Technik  ist  nicht  so  yielen  Änderungen  unterworfen  wie 
bei  der  guten  Ware,  weil  die  Kunden,  welche  diese 
billigen  Artikel  kaufen,  anspruchsloser  sind;  der  Absatz  ist, 
wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  leichter;  schliefslich  ist,  wegen 
der  einfacheren  Technik,  der  Arbeiter,  der  Schundware  her- 
stellt, leichter  anzulernen  und  darum  aucli  leif-litor  7a\  »^r-^otzen. 
Alle  diese  Vorteile  machen  es  begreiflich,  wenn  <V\v  Fal)]  ilcanten 
Schundware  bevorzugen.  Da  aber  diese  Schund  wäre  nur 
Absatz  findet,  wenn  sie  zu  aufserordentlich  niedrigen  Preisen 
verkauft  wird,  und  die  grofse  Konkurrenz  diese  Preise  noch 
obendrein  drückt,  so  lohnt  sich  ihre  Herstellung  nur,  wenn  es 
gelingt,  die  Produktionskosten  auf  ein  Mindestmafs  herab- 
zudrücken.  Da  nun  bei  der  geringeren  Ware  der  Lohn  einen 
^veit  gröfseren  Bruchteil  der  Herstellungskosten  ausmacht  als 
bei  der  guten  —  der  Lohn  ftir  einen  groben  poramerschen 
Schuh  ohne  Ledersohle,  den  der  Kleinhändler  mit  7'  Pfg. 
l>ezahlt,  betragt  etwa  l»)-r^  Pfg. —  22"  o  vom  erzielten  Preis, 
lür  einen  bunten  Lederschuh  mit  Ledersohlc,  den  er  mit 
;i,.j<t  Mk.  bezahlt,  etwa  38 Va  Pfg.  =  11  "/q  —  so  sind  sehr 
billige  Arbeitskräfte  die  Vorbedingung  für  die  Herstellung 
von  Schundware.  Auf  der  andern  Seite  zieht  der  billige 
Arbeiter  die  Produktton  schlechter  Ware  nach  sich,  weil  sie 
die  vorerwähnten  Vorzüge  vom  Standpunkte  des  Fabrikanten 
aus  hat.  So  ist  auch  in  der  Filzschuhmacherei  die  billige 
Arbeitskraft  ein  nicht  zu  unterschätzender  Faktor  in  ihrer 
EntwiekluTTg  zu  einer  Talmiindustric  gewfn-dfn;  oh^p  sio  liätte 
sich  für  den  Fabrikanten  die  llerstelliing  der  sein*  billigen 
Talmiartikel  nicht  gelohnt,  ja  sie  wäre  technisch  unausführbar 
gewesen. 

Folgen  undNebenwirkungen  der  Entwicklung. 
Haben  nun  die  Talmiindustrien,  wie  wir  sahen,  nicht  wenig 
dazu  beigetragen,  einer  höheren  Kultur  der  unteren  Stände 
vorzuarbeiten,  sie  zunllchst  an  eine  verfeinerte  äufscre  Um- 
gebung zu  gewöhnen,  welche  den  Weg  bahnen  mufs  für  eine 
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gesteigerte  innere  Kultur,  so  sind  sie  doch  von  Folgen  be- 
gleitet, die,  wenn  sie  bleihend  wären,  als  in  hohem  Mafse 
ungünstig  zu  beurtcHMn  wrii  en.  Denn  es  kann  k(  in^^fi^  Zweifel 
unterliegen,  dafs  die  untern  Klassen  diesrs  Aufsteigen  zu  der 
äul'sern  Leben^skultur  der  höhern  aufserordentlich  teuer  be- 
zahlen. Die  Arbeiterseliaft  ist  dem  Fal)ri kanten  gegenüber 
die  wehrloseste  und  darum  die  bequemote  und  öicherste 
KoncUchaft  £r  braucht  sie  nicht  zu  umwerben,  er  kann  mit 
ihr  rechnen,  h»t  wie  mit  einer  gegebenen  GrOlse.  Unbedingt  HlUt 
«e  dem  zu,  der  am  billigsten  liefert  Die  Arbeiterfrau  kann 
nicht  wählen,  kann  nicht  ihren  Vorteil  abpaasen,  die  Summe, 
die  sie  für  ihren  Haushalt  in  die  Hand  bekommt^  ist  so  klein, 
dafs  jeder  Pfennig,  den  sie  erübrigen  kann,  einen  Gewinn 
bedeutet.  Die  augenblickliche  Ausgabe  \<t  die  sie  fürchtet, 
und  so  wird  sie  unter  allen  Umständen  lunner  das  I-Jillig.-^te 
kauleii ,  aueh  wenn  bie  die  teste  Uberzeu^Ming  hat,  dais  der 
etwiiis  teuere  Gegenstand  ihr  «  inen  weit  gröfsern  Nutzen  ge- 
währen würde.  So  hat  der  Fabrikant  bie  ganz  in  seiner  Hand; 
anf  die  Abnahme  seiner  schlechtesten  Ware  kann  er  stets 
sicher  sählen,  das  PabHkum  Air  seine  teuem  Artikel  mufs 
er  sich  erst  durch  besondere  Vorzüge,  die  er  bietet,  erwerben. 

Wäre  dem  nicht  so,  die  Erzeugnisse  der  Bekleidungs- 
industrie  hätten  nie  den  Tiefstand  erreichen  können,  wie  es 
tatsächlich  der  Fall  ist.  „Jetzt  sind  die  Filzschuhe  ?o  schlecht, 
Hchlechter  können  »ie  nicht  werden",  war  der  Auss|»ruch  eines 
Fabrikanten.  —  Man  niufs  nur  einmal  einen  soklien  ScIhiIi. 
der  mit  ^',9<>  Mk.  bis  l,2r»  ^fk.  das  Paar  im  Kleinhandel  zum 
Verkauf  kuninu,  genauer  betrachten.  Im  N'ergleich  zu  seinem 
Nutzen  ist  der  Schuh  zehnmal  kostspieliger  als  die  teure 
Ware.  Er  verträgt  weder  Regen  noch  Schnee,  und  doch 
sieht  man  im  Winter  die  Kinder  mit  diesen  Schuhen  an  den 
FUfsen  durch  die  schmutzigen  Strafsen  zur  Schule  Staufen, 
und  die  Frauen  tragen  sie  im  Hause  so  gut  wie  bei  inren 
kleinen  Besorgungen. 

Auf  dirse  Weise  gibt  die  Arbeiterschaft  viel  mehr  Geld 
für  ihr(!  Kleidung  aus.  als  sie  es  tun  würde,  wenn  sie  in  der 
Lage  wäre,  etwa«  teurere,  solide  Saclien  zu  kaufen.  Und  mit 
diesem  Schaden  ist  es  nicht  allein  getan,  auch  mittelbar  macht 
sich  eine  verderbliche  Rückwirkung  geltend.  Mehr  als  alles 
andere  ist  es  diese  schlechte  Ware,  die  der  deutschen  Arbeiter- 
frau das  Sparen  abgewöhnt.  Der  billige  Preis  raubt  dem 
Stock  den  Wert,  und  das  Ausbessern  dieser  Sachen  lohnt  sich 
tatsiiehlich  nicht.  Während  früher  die  Haupttittigkeit  der 
Hausfrau  im  Sparen  bestand,  findet  sie  es  heute  vorteilhafter, 
das  beschädigte  Stück  durch  ein  neues  zu  ersetzen  und  ihre 
Zt'it  zum  Geldverdienen  anstatt  zum  Nnhen  und  Waschen  zu 
benutzen.  Da>?  An<:;:ehot  dieser  billii^en  Gegenstände,  die  so 
schlecht  sind,  dafs  &ie  keine  Ausbesserung  erwünscht  erscheinen 


Digitizcü  by  Google 


80 


XXI  4 


lassen,  schaltet  einen  erheblichen  Teil  ihrer  hauswirtschaft- 
Hchen  Tätigkeit  aus.  8ie  verlernt  das  Rechnen ;  Wert  hat 
nur  das  bare  Geld,  das  ins  Haus  kommt.  In  tausenden  von 
Fällen  zwingt  die  Not  die  Frau  zum  eigenen  Erwerb.  Aber 
immer  häufiger  werden  die  Beispiele,  dafs  die  Frau  auch  dann 
mit^erdient,  wenn  das  Einkommen  des  Mannes  wohl  ausreichen 
würde,  um  die  Familie  zu  erhalten.  So  lange  sie  gesund  ist 
und  die  Anstrengungen  nicht  empfindet,  ist  der  Zuschufs,  den 
ihre  Arbeit  ihr  einbringt,  sehr  willkommen;  er  gibf  ihr  anch 
wohl  dem  Manne  gegenüber  eine  gewisse  Selbständigkeit,  die 
ihr  behagt.  Wie  sehr  .sie  den  Ihren  schadet  bedenkt  sie  niclit 
Und  so  vermehrt  sie  das  Heer  der  Gelegenheitsarbeiterinnen, 
die  lür  alle  andern  die  Löhne  verderben.  Mit  mehr  alü 
einem  Fall  wurden  wir  durch  die  Umfrage  bekannt,  in  welchem 
die  Frau,  trotzdem  der  Mann  einen  Wochenverdienst  von 
80  Mk.  hatte,  sich  Zwickarbeit  ins  Haus  holte.  Auf  diese 
Weise  wird  durch  die  Schundware  die  hauswirtschaftliche 
Tätigkeit  der  Frau  verdriingt,  die,  richtig  angewendet,  für 
die  Familien  Wirtschaft  einen  weit  höhern  Wert  hat  als  das 
an  ilirer  Stelle  hinzuverdiente  Geld.  Andererseits  zwingt 
natiiili  li  die  Notwendigkeit  des  Hinzuverdienens  und  das 
Fehlen  der  für  die  Flickarbeit  ertorderlichen  Zeit  in  taui^end 
und  abertausend  Fällen  die  Frau  dazu,  neue  Schundware  an- 
zusch.affen. 

Treibt  so  die  Not  und  wirtschaftliche  Unbildung  die 
Arbeiterschaft  dazu,  mehr  flir  ihre  Kleidung  auszugeben,  als 
eigentlich  ihren  Verhältnissen  entspricht,  so  ist  eine  andre 
in)Ie  Folge  der  Talmiindustrien,  dafs  sie  auch  den  kleineo 
Mitteistand  zu  gröfsern  Ausgaben  verleiten.  Wir  deuteten 
schon  darauf  hin,  der  hillige  Preis  täuscht  und  lockt  un- 
widerstehlich. Der  Wunsch,  eine  neue  Mode  mitzumachen, 
ist  zu  grofs  in  den  jugendlichen  Herzen  T)  r  Entschlufs  ist 
bald  get'afst.  Und  ein  Gegenstand  zieht  I  n  andern  nach 
sieh.  Zu  <ler  eliilven,  eleganten,  billijreii  Bluse  gehört  ein 
fescher  Gürtel  mit  irgendwelcher  extravaganten  Schnaüe,  die 
man  mit  der  Hand  zerbrechen  kann,  die  aber  aussieht  wie 
Stahl.  Ein  seidener  Unterrock,  dttnn  wie  Papier,  der  aber 
„rauscht",  kann  nicht  fehlen.  Da  gibt  denn  die  Ladnerin, 
die  Näherin  eine  Menge  Geld  Älr  gänzlich  wertloses  Zeug 
aus,  um  nicht  hinter  ihren  begüterten  Schwestern  der  obern 
Klassen  zurückzustehen,  um  nicht  als  das  erkannt  zu  werden, 
was  sie  ist.  Man  vergifst,  das  auch  das  einfachste  Kleidungs- 
stück kleidsam  sein  k.inn.  Man  i'nx^t  nicht:  was  ist  gut? 
sondern:  was  ist  modern?  Da«  Schritthalten  mit  der  'Modo 
gilt  allein  als  Merkmal  „bessern  Standes",  als  Zeichen  höherer 
äursercr  Kultur. 

Es  liegt  im  Interesse  dieser  Industrien,  mehr  noch  als 
andre  zu  reizen.    Hierzu  drängt  auch  die  grofse  Eonkurrenz. 
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Das  liat  zu  einem  Wechsel  der  Mode  geführt  der,  man  möchte 
sagen,  mit  jedem  Jahre  raacher  wird.  Heute  sind  runde 
Kämme  Mode,  in  vier  Wochen  eckige  \  bald  haben  die  Ärmel 
vor  dem  Handgelenk  einen  riesigen  Beutel,  bald  ist  der  Unter- 
Urmel  stramm,  dag^en  der  Oberftrmel  so  breit,  dafs  der  Kopf 
fast  in  den  Schultern  Tersinkt  Je  grölser  der  Kontrast 
zwischen  der  alten  und  neaen  Mode  ist,  desto  unliebsamer 
fällt  derjenige  auf,  der  die  neue  Mode  nicht  mitmacht,  desto 
mehr  Aussicht  ist  vorhanden ,  dafs  der  neue  Artikel  grofsen 
Absatz  findet.  Das  gibt  für  die  Fabrikanten  den  Anlafs  zu 
den  auffttlligsten.  bizarrsten  Formen,  und  da  die  Sachen  sehr 
billig  sind,  so  scheut  man  sich  nicht,  der  Mode  zu  huldigen. 
Und  der  billige  Preis  läfst  auch  wiederum  verschmerzen, 
wenn  der  Schuh  oder  die  Bluse  nur  eine  Saison  hält  Auf 
diese  Weise  vergeudet  die  Jugend  unseres  Mittelstandee  eine 
Unsumme  von  Zeit,  Gedanken  und  Geld  auf  die  Frage: 
womit  soll  ich  mich  kleiden?,  die  der  Ausbreitung  einer 
höhern  Kultur  geradezu  im  Wege  steht  Das  Äufserliche 
spielt  eine  ^nn-/  unvorhältnismäfsig  grofse  Roll<^,  die  Mode 
wird  zur  Allein  herrschen  n,  der  Sinn  für  das  Solide  schwindet, 
alles  wird  auf  den  Jtufsern  Effekt  hin  beurteilt. 

Das  sind  einige  der  sehr  tiblen  Folgen  der  Tahiiimduatrien. 
Sie  bereiten  eine  höhere  Kultur  vor,  tragen  aber  zugleich  die 
grofse  Gefahr  in  sich,  den  Geschmack  au  yerflachen  und  einer 
gesunden  Bedürfnisbefriedigung  im  Wege  an  stehen.  Die 
Filaschttbmacherei  hat  die  untern  Klassen  der  Bevölkerung 
an  eine  feste,  stete  Fufsbekleidung  gewOhnt,  sie  hindert  aber 
durch  ihre  billigen  Talmifabrikate  die  gesunde  Ausbreitung 
der  Lederschuhindustrie,  dlo  Amerika  z.  B.,  wo  der  teuern 
Arbeiter  wef^en  die  Herstellung  der  Tainiiwaro.  nicht  N^'urzel 
gefafst  hat,  eine  weit  gröfsere  Bedeutung  gewonnen  hat  und 
wegen  des  enormen  Absatzes  nicht  minder  als  wegen  der 
rationelleren  Produktionsweise  sehr  viel  billigere  und  bessere 
Ware  liefert  als  unsere  mechanischen  Lederschuh&briken. 
Die  Preise  für  gute,  solide  Lederstiefel  sind  absolut  um  ein 
Drittel,  relativ  mindestens  um  die  Hälfte  billiger  als  bei  uns. 

Mit  den  genannten  Folgen  sind  die  Nachteile  der  Talmi- 
industrie aber  nicht  erschöpft.  Sie  sind  noch  von  Neben- 
erscheinungen begleitet,  welche  aueh  nur  als  höchst  ungünstige 
bezeichnet  werden  können.  Die  wichtigste  dieser  Neben- 
wirkungen ist  die,  dals  sie  ihren  Kundenkreis  nicht  nur  nach 
unten  ausdehnen ,  sondern  auch  nach  oben,  und  dadurch 
Schichten  der  Bevölkerung  in  eben  diesen  Kundenkreis  hinein- 
ziehen, für  die  sie  einen  Rttckschritt  bedeuten.  Der  ungeheure 
Wechsel  der  Mode,  der,  wie  erwähnt,  gerade  im  Interesse  dieser 
Industrien  liogt,  verlockt  eine  greise  Zahl  Bessergestellter, 
deren  Vermögensverhältnisse  es  ihnen  wohl  gestatten  würden, 
echte,  solide  Artikel  au  kaufen,  sich  mit  Imitationen  zu  be- 
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gnUgen,  nur  um  ja  bei  jeder  Änderung  der  Mode  in  der 
Lage  zu  sein,  diesen  Wechsel  mitzumachen.  Man  denke  an 
die  Pelzindustrie:  in  jedem  Winter  iat  eine  andre  Pelzart 
modern;  auf  Kerz  folgt  Seehund,  der  von  Chinchilla  abgelöst 
wird.  Ein  Nerzcape  lostet  1500— 2n()ft  Mk.,  ein  gutes  See- 
hundcape 800 — 1000  Mk.,  das  sind  Ausgaben,  die  alljnhrlich  zu 
machen,  selbst  der  Begiitt  rte  sich  scheut.  Um  nuu  nicht  m 
Nerz  sich  kleiden  zu  miiboen,  wenn  „alle  Welt"  Seehund 
trägt,  werden  lieber  unechte  Sachen  getragen,  die  so  imitiert 
sind,  dab  die  Trägerin  nicht  Ge&hr  läuft,  „entdeckt"  zu  werden, 
und  die  kaum  den  zehnten  Teil  kosten.  Es  geht  auf  diese 
Weise  das  Gefühl  für  das  Solide,  Echte  auch  den  obern 
Klassen  verloren;  verzerrte  Figuren  in  unechter  Bronze,  ge- 
malte Qobelins,  geprefste  Lederstuhle,  deren  Muster  Hand- 

5 unzerei  vort<*luschen  sollen,  das  ist  die  Umgebung  der  Frau, 
ie  im  Sommer  ftber  ihre  Batistbiuse  eine  unechte  Pelzboa 
legt  und  unechte  Kämme  ins  Haar  stockt.  Unser  Volk,  das 
einen  Peter  Vischer  hervorbringen  konnte,  opfert  bis  in  die 
obersten  Kreise  hinauf  jede  Rücksicht  aui"  individuelle  Ver- 
anlagung der  Mode,  mag  sie  noch  so  unschöne  Formen  zeitigen. 

Auch  die  Filzschuhmacherei  hat  solchen  Binflufs.  I>ie 
Mode  der  Strand-  und  Sportschuhe ,  der  wechselnden  Formen 
und  Farben  etc.  mitzumacnen,  ist  ein  teurer  Luxus,  der  manche 
wohlhabende  junge  Dame  dazu  verleitet,  sich  mit  Segeltuch* 
schuhen  zu  begnügen,  anstatt  gute  Lederstiefel  zu  tragen.  So 
sehr  wie  z.  B.  bei  der  Pelzimitatioti  unterscheidet  sich  echt 
und  unecht  nicht  in  der  Filzscliuhmacherei.  Aber  um  die 
Mode  mitmachen  zu  können,  werden  billige  Schuhe  gekauft, 
bei  denen,  wie  wir  sahen,  Pappe  und  Kleister  den  Haupt- 
bestandteil bilden. 

Künftige  Entwicklung.  So  ungünstig  nun  auch 
dieser  gegenwärtige  Zustand  der  Talmiindustrien  unter  absoluten 
Gesichtspunkten  zu  beurteilen  ist,  so  falsch  wfire  es,  darum 

diese  gewerbliche  Richtung  flberhaupt  zu  verdammen.  Die 
Hauptsciuild  trifft  die  höheren  Klassen,  die  sich  durch  die 
Bewegung  halien  mitreifsen  lassen;  ihnen  fehlt  das  Gefühl 
der  Verant\N  1  tl ichkeit,  die  der  Besitz  auferlegt.  Anslatt  dafs 
sie  der  Indusuie  minier  höhere  Ziele  stecken  und  dadurch 
die  Ästhetische  Erziehung,  welche  sie  durch  ihre  bevorzugten 
Lebensverhältnisse  geniefsen,  Terwerten,  halten  sie  durch  ihre 
Kundschaft  die  Industrie  auf  dieser  niedrigen  Stufe  fest  Für 
die  Gewöhnung  der  untern  Klassen  an  eine  höhere  äufsere 
Kultur  aber  waren  diese  Talmiindustrien  unentbehrlich.  Und 
auch  ftlr  die  Gegenwart  und  für  die  nächste  Zukunft  wird 
man  sie  nicht  ganz  entbehren  können.  Allerdings  wird  dieser 
Fortschritt  von  den  untern  Klassen  aufserordentlich  teuer  er- 
kauft, aber  welcher  Fortschritt  wäre  der  Menschheit  geschenkt? 
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Ein«  aber  wird  mau  mit  allem  Nachdruck  beioiicu  iiuiöheii; 
dafs  die  jetzigen  Verkttltiüsse  uar  ein  Durchgangsstadium 
bleiben  dürfen.  Da»  Ziel  darf  nicht  sein,  die  untern  Kiassen 
mit  einer  äu&eren  Kultur  zn  umgeben,  welche  äufserlich  der 
Bedtirfoisbefriediguiig  der  AUerreichsten  gleicht;  mit  ein£ftchen 
Mittein,  welche  dem  Vermögensstand  dieser  Kreise  entsprechen, 
mufs  vielmehr  eine  solide ,  wahrhaft  künstlerisclie  äufsere 
Kultur  geschaffen  werdeTi,  flie  geeignet  ist,  Herz  und  Sinne 
zu  erquicken  und  zu^li  i(  h  zu  einem  immer  feint  i  pn  Ver- 
ständnis für  die  liuchste  Kunst  zu  erziehen.  Der  Eintluis,  den 
die  tägliche  Umgebung  auf  den  Menschen  ausübt,  ist  un- 
schätzbar. Die  staunenswerten  Fortschritte  in  der  Veryiel- 
fUtigung  der  Meisterwerke  tinsrer  bildenden  Kunst  machen 
es  wenigstens  dem  kleinen  Mittelstand  möglich,  sich  täglich 
kttnsüerische  £indrttcke  zu  verschafiTen.  Künstlerische  Ver- 
anstaltungen aller  Art,  an  denen  auch  der  besser  gestellte 
Arbeiter  teilnelimen  kann ,  wollen  zu  einem  edlen  Ausnutzen 
der  MufsestiiTiflen  verhelfen,  teilweise  zum  Selbststudium,  dem 
die  Volksbibiiotli(  1  <  1  entgegenkommen,  anregen.  Hier  mufs 
sieh  auch  die  Bekleidungsindustrie  ansehlicfsen.  „Kleider 
machen  Menschen"  auch  in  dem  Sinne,  dafs  sie,  als  die 
ständigsten  Begleiter,  den  Geschmack  und  dadurch  den  Cha- 
rakter ihres  Triigers  beeinflussen. 

Die  Wichtigkeit  dieser  Geschmackshildung  charakterisiert 
einer  unsrer  gröfsten  Volkserzieher ^  mit  folgenden  Worten: 
„Die  Zukunft  unsrer  Industrie  wird  mit  davon  abhängen,  ob 
wir  entschlossen  und  imstande  sind,  der  nächsten  Generation 
eine  sorgf^iltii^^r-,  künstlerische  Erziehung  des  Auges  und  der 
Em]>tiTi*lui  i;^'  aiigedeihen  zu  lassen.  Bisher  haben  wir  nur  für 
die  Ausbildung  von  Künstlern  gesorgt.  Dafs  wir  damit  allein 
eine  erste  Rolle  auf  dem  Weltmark  weder  erringen  noch  be- 
haupten können,  springt  uns  jetzt  in  die  Augen,  und  wir  er- 
blick en  in  der  Erziehung  eines  heimischen  Konsumenten,  der 
die  höchsten  Anforderungen  stellt,  eine  der  wichtigsten 
Lebensaufgaben*^. 

Es  ist  dies  ein  Ziel,  dafs  sich  sum  Teil  gewifs  selbsttätig 
durchsetzen  und  aus  den  Bedürfnissen  der  untern  Klassen 
erfüllen  wird.  Aber  es  kann  und  mufs  in  dieser  Richtniig 
doch  aucli  noch  viel  durch  tätige  und  bewufste  Mitarhoit  ge- 
leistet werden.    Eine  Hauptsache  dabei  wird  ein  gutes  Beispiel 


herrschaft  der  Mode  emanzipiert  und  es  lernt,  Kleider  und 
Umgebung  des  Eigners  als  einen  Rahmen  betrachten,  der 
dem  individuellem  Geist  angepafst  sein  mufs,  und  von  diesem 
erst  seinen  Inhalt  bekommt,  je  mehr  die  Besitaenden  allem 


Alfred  Lichtwurk,  Übungen  in  der  Betrachtung  vonKimst» 
werken,  2.  AaÜ.  Dresden  1898,  S.  18. 


der  obern  Klassen 


man  sich  hier  von  der  All- 
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Unwahren,  Minderwertigen,  Schablonenhaften  den  Krieg  er- 
klären, desto  eher  werden  auch  die  Nichtbegtiterten  den  Weg 
zu  einer  eigenen,  ihrem  besonderen  Empfincbn  nnd  ihren  Be- 
dürfnissen entsprechenden  soliden  und  Künstlerischen  Kultur 
finden. 

Die  Erziehung  zu  diesem  Ziel  liegt  aber  nicht  zum  ge- 
ringsten Teil  in  den  Händen   nnsrer  Fabrikanten.    In  der 

Kundenproduktion  ist  ftir  die  Fabrikanten  ausschliefslich  der 
Wille  und  Geschmack  des  Kutiden  nialsgebend ;  in  der  Markt- 
produktion aber  tritt  die  Konkurrenz  als  ^^Ibsttätiger  Faktor 
dazwischen.  Ich  las8e  mir  einen  Gegenstiiiul  anfertigen,  gonau 
wie  ich  ihn  haben  will;  ich  kaufe  an  fertigen  Artikeln  schliefs- 
lich  doch,  was  mir  geboten  wird,  auch  wenn  es  nicht  meinen 
Wünschen  entspricht  Alles,  was  dazu  beiträgt,  dm  Fabri- 
kanten die  Verwertung  des  schlechten  Materials  unerwünscht 
zu  machen  —  eine  durchgreifende  Heimarbeitergesetzgebung, 
eine  Beseitigung  der  Hungerlöhne  durch  Eingehen  von  Tarif- 
gemeinsehaften  etc.  —  wird  eine  Entwicklung  im  vorstehend 
gesehild erteil  Sinne  ganz  erheblich  fördern  und  beschleunigen. 

Dafs  eine  in  dieser  Richtung  laufV^ndo  Politik  in  der 
Filzschuhmacherei  auf  besonders  fruchtbaren  Boden  fallen 
würde,  bedarf  nach  den  vorausgegangenen  Ausführungen  keiner 
besondern  Erhärtung. 


Altenburg 
Pl^rersoh«  UofbuoDdraek«r*l 
St«ph»n  Geibel  k  Co. 
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Einleitung. 


Um  die  Handelsbeziehaogen,  die  Deutschland  mit  Spanien 
verbinden,  richtig  ventehen  und  eine  sichere  Grundlage  fUr 

die  Beurteilung  ihrer  zukünftigen  Gestaltung  gewinnen  zu 
konner),  ist  es  nötig,  sidi  die  gesamte  wirtschaftliche  Lage 
Spaniens  zu  vergegenwärtigen.  Man  ist  im  allgemeinen  geneigt, 
die  Spanier  als  eine  absterbende  Nation  zu  betrachten,  und 
diese  ungUuäiige  Meinung  rührt  keineöwegb  erst  von  dem 
Krieg  mit  Amerika  her. 

raasaree  hat  einmal^  die  Spanier  der  europäischen  Kultor 

fleich  uni)lhig  erklärt  wie  die  Tttrken  oder  Ägypter.  Wenn 
iese  Ansicht  auch  in  den  weitesten  Kreisen  ab  gerechtfertigt 
anerkannt  wird,  so  sind  doch  gerade  in  neuester  Zeit  von 
kompetenter  Seite  völlig  anders  geHirbte  Urteile  gefüllt  worden. 
Der  englische  Historiker  Martin  A.  S.  IIühh'.  der  in  mehreren 
Werken  die  Geschieht*;  des  spaniöclieii  Volkes  dargestellt  hat, 
charakterisiert  in  einem  (b'rselben,  das  den  Krieg  mit  Amerika 
schon  mit  in  den  Kreis  seiner  Betrachtung  zieht,  die  Lage  in 
Spanien  während  der  letzten  2 — 3  Jahrzehnte  folgen  dermafsen  ^ : 
Die  politischen  Parteien  wechseln  im  Amt  mit  so  wenig  Grund 
oder  Kutaen  für  das  Land  als  früher;  die  alten  MifsDräuche 
der  ,em}>leomania'*  *  und  der  Verwaltungskorruption  dauern 
ohne  grofse  Änderung  fort;  die  ländlichen  Klassen  sind  noch 
von  so  schweren  fiskalischen  Lasten  bedrtickt,  dafs  in  vielen 
Fällen  ihr  trockene«,  unbewässertes  Land  nicht  m(»hr  der  Be- 
arbeitung wert  ist;  aber  die  Nation  lebt  ihr  Leben  und  schreitet 
fort,  uiiabl)?iTigig  von  der  Politik,  indem  sie  nur  verlanprt.  dafs 
man  sie  in  Frieden  arbeiten  und  einen  Teil  des  Arbeitsci  träges 
ftlr  den  eigenen  Unterhalt  behalten  läfst.  Eine  gewisse  Ein- 
seitigkeit läfst  sichln  dieser  Auffassung  insofern  nicht  verkennen, 
als  sie  die  Tätigkeit  des  Volkes  so  gänzlich  imbeeinflufst  von  der 
staatlichen  Politik  hinstellt,  aber  wichtig  ist  —  abgesehen  von  der 
kurzen  und  doch  treffenden  Schilderung  der  Hauptschäden  in 
der  spanischen  Staatsverwaltung  —  vor  allem  das  Zugeständnis» 


>  Aus  dem  heutigen  Spanien  nnd  Portugal.  S.  X. 

*  Modem  Spain  S.  551. 

*  Stellenjagerei. 

F4»neliQnf«n  ZZI  5.  —  W«ftphftl.  1 


Digitized  by  Google 


2  XXI  5. 

dafa  das  Volk  im  Fortschreiten  begritfeii  ist;  eine  Ansicht,  die 
selbst  der  für  Spanien  unglückliche  Ausgang  den  Krieges  von 
1898  in  dem  Verfasser  niclit  zu  erschüttern  vermochte.  Noch  sein 
letstes  Buch  ^  schliefst  derselbe  mit  den  Worten :  «• .  -  Spanien 
wird  nicht  mehr  zurückzugehen  brauchen ,  um  ein  neues 
Leben  zu  beginnen;  denn  jetzt  nach  Jahrhunderten  des 
Wanderns  geht  sein  Volk  fest  und  hoffnungsvoll  den  Weg 
des  Fortschrittes,  indem  es  naturgemäfs  von  seinen  primi- 
tiven Traditionen  zu  dem  höheren  Stand  eines  erlenehteten 
modernen  Suiates  schreitet."  l>iese  Aufserungen  eines  sach- 
kundigen Geschichtschreibers  verdienen  um  so  mehr  Be- 
achtung, je  mehr  sie  der  landläufigen  Auffassung  wider- 
sprechen Soviel  mufö  man  auch  zugestehen ,  dafs  das  Ver- 
halten der  Spanier  nach  dem  Kriege  in  gewisser  Hinsicht 
jene  optimistische  Auffassung  best&tigt  hat  Denn  es  scheint 
zweifellos,  dafs,  wie  sich  im  Verlauf  dieser  Arbeit  zeigen  wird, 
die  durch  den  Krieg  hervorgerufene  Erschütterung  des  Wirt- 
schaftslebens im  grofeen  und  ganzen  eine  vorübergehende  war, 
dafs  vielfach  danach  in  Handel  und  Industrie  ein  neuer  Auf- 
scliwunir  eintrat.  Auch  die  noch  immer  wenii!;  erfreulichen 
püiitiöchcn  Zustände  haben  dies  nicht  zu  verhindern  vermocht. 
Deren  Betrachtung  scheidet  nun  allerdings  im  allgemeinen  bei 
der  nachfolgenden  Untersuchung  aus;  es  sollen  hier  nur  die 
Hauptzweige  der  spanischen  Volkswirtschaft  sowie  die  Finanzen 
und  die  wichtige  Valutafrage  erörtert  werden ,  woran  sich 
sodann  die  Darstellung  der  Handelsbeziehungen  zwischen 
Spanien  und  Deutwihiand  anzttschliefsen  hat 

'  The  spanish  peoplc  S.  514. 

2  Auch  in  einüm  Aufsatz  in  „Der  Lotse"  vom  14.  Dezember  1901 
(II.  Jahrg.  Heft  11,  Spanien.  S.  v  H.)  ist  mit  allem  Nachdruck  darauf 
hingewiesen,  wie  sehr  man  Bich  fast  allenthalhen  im  AoaUnd  Aber  die 
ELruTte  des  Landes  im  unklaren  befindet. 
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Erstes  Kapitel. 
Die  wirtschaftliche  Lage  Spaniens. 


Bei  eiuer  Geaaiiitoberfläche  von  5U4552  qkm  hatte  Spanien 
nach  der  Zählung  von  1H97:  18080  500  Einwohner  und  zwar 
8773  73U  Männer  und  9315  770  Frauen;  es  kämen  also  auf 
1  qkm  ungefähr  36  Perdonen.  Wahrscheinlich  ist  die  öumiue 
von  18  MiU.  zu  niedrig,  und  die  Bevölkerung  wäre  auf  20  Miü. 
SU  adbfttz«!«  Infolge  des  Fehlens  einer  «tyerläsaigen  Statistik 
zeigen  sich  gttnzlich  ansuretchende  Angaben  bei  einer  Scheidung 
der  Bevölkerung  nach  Bemfsgmppen.  Der  bei  weitem  gröfste 
Teil  der  berufstätigen  Bevölkerung  treibt  Ackerbau.  Ob  die 
▼on  Kontier*  für  das  Jahr  1897  angeführten  Zahlen  genau 
der  Wirklichkeit  entsprechen,  soll  dahingestellt  bleiben :  gegen 
5  Mill.  Personen  mögen  in  der  Landwirtschaft  tätig  spiti, 
während  wohl  nur  IV4  Mill.  Handel,  Industrie  und  Gewerbe 
angehören. 

Obschon  so  die  Landwirtschaft  die  zentrale  Stellung  im 
Wirtschaftsleben  Spaniens  einnimmt,  genügt  eine  Angabe,  um 
darsutun,  wie  sehr  sich  die  Agrikultur  im  Rückstände  be- 
findet. Die  mit  Getreide  bebaute  Flftche  ist  in  Spanien  und  in 
Frankreich  ungefähr  gleich  grofs;  aber  während  hier  die  jähr- 
liche Ernte  270  Mill.  hl  beträgt,  erhebt  sie  sich  dort  günstigen- 
falls nicht  viel  über  90  MiU,  hL  Dabei  darf  freilich  nicht 
übersehen  werden,  dai's  der  spanische  Boden  in  seiner  Ge- 
samtheit keineswegs  durchweg  besonders  vorteilliafte  Pro- 
duktionsbedin^un^en  darbietet,  dafs  er  etwa,  ohne  die  Miiiie 
intensiver  Kultur  zu  erfordern,  die  reichsten  Ertriignisse 
liefere*  Namentlich  zeigt  sich  ein  schwer  zu  überwindendes 
Hindernis  in  dem  oftmals  langanhaltenden  Hegenmangel.  Dies 
gilt  namentlich  von  dem  Hochplateau  in  der  Mitte  und  von 
sahireichen  Strichen  im  Sttden  des  Landes,  wo  sich  nur  ein 

*  L'indujitrio  ot  \e  commprce  de  l'Espagne  S.  20. 

'  Ein  neuerer  spanischer  Geologe,  ßibeyro  y  Saules,  hat  dies  un- 
tingst  nftber  anageflllirt  in :  El  snelo  de  la  patria  (Balletin  de  Is  soei^ti 
de  g^ographio  <iß  Madrid.  1899).  Vgl.  Bebms  geographisches  Jahrbuch 
(hrageg.     il.  Wagner).  idOl  S.  314. 
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spärlicher  Niederschlag  findet.  Deshalb  macht  man  sich  daran, 
soweit  die  Flufsbetten  genügend  Wasser  führen,  umfangreiche 
Bassins  anzulegen,  von  denen  aus  durch  Kanäle  der  trockene 
Boden  berieselt  wird.  AUerdings  hatten  sich  bis  jetzt  seitens 
der  PrWatperaonen  kaum  Teremselte  ADStalten  gezeigt,  schon 
bestehende  Kanäle  wie  die  von  Urgel,  Henares  u.  a.  in  aus- 
gedehnterem Malse  fOLT  BewässemngSBwecke  zu  benutzen.  In- 
folgedessen hat  hier  die  Begterung  die  Initiative  ei^ffen  und 
mit  betrHchtlichcn  Kosten  einen  Plan  flir  über  das  ganze 
Land  sich  ausdehnende  Bewässerungsanlagen  ausarbeiten  lassen, 
auch  bereits  in  einigen  Provinzen  mit  der  Anlap:^»  p:ror8er 
Wassersammelbecken  begonnen.  Es  scheint  fraglos,  dais  (  ine 
nach  dem  weit  ausschauenden  Plan  systematisch  durchgeiiilirte 
Berieselung  die  spanische  Landwirtschaft  in  au£serordentlich 
hohem  Matse  su  fördern  geeignet  wäre.  Bislang  wurde  das 
ktlnstlich  bewässerte  Land  auf  nur  900000  ha  geschätat;  der 
Reichtum  der  auf  diesem  Boden  gewonnenen  Erträgnisse  lufst 
die  Tragweite  der  geplanten  Meliorationen  erkennen.  Z.  B. 
betrug  im  Jalire  1901  bei  der  Weizenernte  auf  bewässertem 
Acker  der  höchste  r^ijrch8chnittliche  Ertrag  20  dz  pro  ha  in 
der  Provinz  Valencia,  der  geringste  in  der  Provinz  Madrid 
9,48  dz;  auf  inilx'wnssertem  Land  der  höchste  Ertrag  24,37  dz 
in  der  Provinz  Gerona,  der  niedrigste  4,15  dz  in  der  Provinz 
Alicante. 

Ein  wie  grofser  Teil  der  Gesamtfläche  behaut  ist,  läist 
sich  nicht  mit  völliger  Sicherheit  feststellen.  Ein  Berieht  des 
Fomentoministeriums^  gab  1898  48  ^/o  als  unbebautes  Land  an 
gegenüber  9  ^lo  in  Frankreich.  Nimmt  man  mit  dem  Geologen 
Mallada ^  an,  dafs  10*^  0  der  Oberfläche  sich  aus  gänzlich  un- 
produktiven Felsen  zusammcnsotzt,  so  erhellt,  dafs  bei  der 
l)iir(  htiihrung  der  Meliorationen  die  Landwirtschaft  noch  einer 
beträchtlichen  Ausdelinung  ftlhig  ist. 

Nach  amtlichen  Schätzungen  waren  dem  Anbau  von 
Cerealien  1899/1901  folgende  Flächen  gewidmet: 


1899* 

1900 

1901 

Hektar 

Weizen  .  . 
Gerste  .  . 
Koggen  .  . 
Hafer  .  . 
Mais  .  ,  . 
Reis    .    .  . 

3  663  m 
1402300 
748  200 

377  2U0 
4r)9  500 
:VA  700 

3  568  676 
1389  053 
730  926 
379  254 
475  778 
749 

8711  937 
1335  943 
796  839 
382112 
467  878 
34182 

Total  .    .  . 

6  094  400 

6  577  430  1 

0  728891 

»  Vgl.  Routier  a.  a.  0.  S.  24. 

*  Zitiert  bei  Vivien  de  Saint-Martia :  NouveSQ  dietlonnaite  de 
g^ographie  nnivenelle. 

*Tfir  1899  abgerundete  Zahlen. 
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Auf  diesen  Flächen  wurden  geerntet: 


1899 


190O 


1901 


Dop  pelzentner 


Gerste 


96^8000  I  274067»!  8725945« 

11750000  :  12848  132  17:1^1917 

5  415  000       5  53 1  b«9  7  2eM  i  364 

2192  000       2  384  642  3:307  tK>9 

6510000      6608  858  6  543  097 

1470000      1956268  {  1786868 


Reis    .  . 


Total  .  . 


58929000  I  56236875  |  73435811 


Bei  einer  nur  geringen  Zunahme  der  Anbaufläche^  hat 

das  Jahr  1901  also  eine  ganz  beträchtliche  Ertragssteigerung 
dem  Jahre  1899,  das  freilich  eine  raäfsige  Ernte  geliefert  hat, 
und  IDOII  gegenüber  aufweisen  können.  Vor  allem  ist  be- 
achtenswert die  l^roduktionszunahme  in  der  hauptsächlichsten 
Brottrucht  Spaniens,  dem  Weizen,  und  daneben  der  Gerste. 
Von  7,2Ö  dz  pro  ha  ist  der  Durchschnittsertrag  des  Weizens 
auf  10^04  dz  gestiegen.  Vergleichsweise  sehr  stark  ist  die  Zu- 
nahme der  Roggenernte,  da  bei  einer  Ausdehnung  der  Anbau- 
fläche Yon  6»5^/o  der  Ertrag  um  33^1  ^/o  angenommen  hat, 
von  7,2  da  auf  9  dz  pro  ha.  So  sehr  diese  gansen  Ertrags- 
aiffem  auch  s.  B.  hinter  denen  Deutschlands  zurückstehen, 
ihre  Steigerung  beweist  schon  einen  gewissen  Fortschritt  der 
spanischen  Landwirtscliaft.  Es  erhebt  sich  nunmehr  die  Frage, 
ob  Spanien  in  der  Lage  ist.  den  Bedarf  an  seinem  wichtigsten 
Brotgetreide  selhnt  zu  decken,  eventuell  vielleicht  noch  einen 
Oberschufö  />u  exportieren?  Da  IslU^  bei  der  Beratung  des 
Handelsvertrags  mit  Spanien  im  deutschen  Reichstag  Be- 
sorgnis  Tor  der  Konkurrens  der  spanischen  Landwirtschaft 
laut  wurde,  erscheint  ein  Hinweis  darauf  nicht  ttberflttssig. 


'  In  einem  FfandeUbericht  über  Madrid,  Deutsches  Handelsarchiv 
1900  T.  II  S.  vm,  findet  sich  die  befremdliche  Angabe,  dafs  die  Getreide- 
anbaufläche seit  1879  um  40''o  vprkloinert  sei.  Da  nrleichzcitig  die 
Fläche  für  1899  mit  861 977  ha  augegeben  ist,  so  zciet  sich,  dafs^  hier 
nur  die  Weizenanbanflftche  mit  dem  gesamten  Oetreiaeland  verliehen 
ist.  —  Bei  Kontier  a.  a.  0.  S.  85  ist  die  umgekehrte  Verwechslung  zu 
hnden,  er  meint,  dafs  die  mit  Weizen  bestandene  Flache,  die  er  auch 
auf  3861977  ha  angibt,  sich  um  40^.o  verringert  habe,  indem  er  die 

{peearote  Getreidefläche  von  6,5  Mill.  ha  im  Jahre  1879  für  das  Weizcn- 
and  ansieht.  -  Audi  im  ftconoini^te  earop^cD,  Jahrp.  1900  Nr.  484,  wird 
▼OD  dem  gleichen  Kückgang  gesprochen.  —  Dafs  die«e  Angaben  irr* 
tfimtich  sind,  läfst  sich  einmal  ans  den  Ertragsziffem  entnehmen,  sodann 
daraus,  dafs  1850  die  den  Cerealien  gewidmete  Fläclu?  auf  ca,  6  Mill.  ha 
pfschätzt  wurde.  Dafa  in  der  kurzen  Zeit  eine  Verdoppelung  und  dann 
wieder  ein  Sinken  auf  fast  die  Hälfte  eingetreten  sein  soU,  scheint 
ausgeschlossen. 
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Mau  hat  Spaniens  Bedarf  an  Weizen  auf  2ü95  Mill.  kg  ge- 
schätzt. Diese  Höhe  erreichte  die  Produktion  von  1899  nicht 
gans.  Nach  der  spanischen  Handelsstatistik  sind  aber  1899 
eingeführt  an  Weizen  373496263  kg  und  an  Weizenmehl 

22139291  kg;  exportiert  dagegen  82 603  kg  Weizen  und 
1646871  kg  Weizenmehl,  so  dafs  ein  Überschuli»  der  Einfuhr 
von  ca.  894918  Tonnen  vorlag.  Für  den  Konsum  blieben 
demnju'b  ca.  3054  Mill.  kg.  1900  belief  sich  die  Einfuhr  au 
W^eizen  und  Weizenmehl  auf  230700  t,  der  eine  Auöfuhr  von 
2030  t  gegenüberstand:  auf  den  Landeskonsum  würden  mithin 
2908  Mill.  kg  entfallen.  Mau  köuuie  nach  diesen  Zahlen  jene 
Schätzung  des  inländischen  Bedarfs  fUr  zu  niedrig  halten, 
aber  es  ist  zu  berücksichtigen  ^  dafe  im  Innern  des  Landes 
teilweise  die  Uber  Bedarf  vorhandene  Menge  ab  Viehfutter 
dientf  da  es  bei  den  schlechten  Verbindungsstrafsen  und  der 
teueren  Fracht  nicht  lohnt,  den  Überflufs  an  andere  Landes- 
tcile  zu  verschicken,  die  vorlHufig  durch  das  Ausland  billiger 
versorgt  werden  können.  Sowfit  die  vorläufigen  Ziffern  für 
1901  erkennen  lassen,  hat  in  diesem  Jahre  eine  abermalige  Ver- 
minderung der  Weizeneinfuhr  stattgefunden. 

Für  die  übrigen  Getreidearten  ist  1899  folgendes  zu 
verzeichnen:  Überschiils  der  Einfuhr  Uber  die  Ausfuhr  bei 
Mais  72000  t;  hingegen  fiberwiegt  die  Ausfuhr  bei  Gerste  um 
8800  bei  Roggen  um  400  t  und  bei  Reis  um  8000  t.  1900 
übersteigt  die  Einfiihr  die  Ausfuhr  bei  Gerste  um  9750  t^  bei 
Reggen  um  700  t  und  bei  Mais  um  50790  t,  Reis  wurde 
nicht  importiert,  wohl  aber  Oöno  t  ausgeführt. 

Diese  und  die  oben  angeführten  Zahlen  machen  es  wahr- 
scheinlich, dals  es  für  Spanien  sehr  leicht  wäre,  einen  Import 
von  Cerealien  zu  vermeiden,  dafs  es  sogar  nicht  unbeträchtliche 
Mengen  exportieren  könnte.  Einmal  sind,  wie  erwähnt,  noch 
weite  Strecken  völlig  für  die  Kultur  zu  erobern:  dazu  kommt 
ein  anderes.  Als  Spanien  in  den  achtziger  Jahren  Gelegen- 
heit für  gewaltige  Weinexporte  nach  Frankreich  hatte^  schien 
es  vorteilhaft,  gewisse  Flächen  Getreideland  für  den  Anbau 
der  Weinrebe  zu  verwenden.  Da  nun  dieser  Absatz  stark 
zurückgegangen  ist,  und  der  Exj)()rt  nach  anderen  LUndern 
kaum  einen  so  grofsen  Aufschwung  nehmen  wird,  scheint  es 
geraten  zu  sein,  wiederum  gröfsere  Gebiete  zum  Getreidebau 
heranzuziehen.  Am  folgenreichsten  aber  wSre  eine  Intensi- 
vierung der  Boden bewirtschaftung.  Bis  jetzt  hat  man  von 
einer  wirklich  rationellen  Bearbeitung  des  Ackers  nur  sehr 
wenig  Gebrauch  gemacht^  betreibt  vielmehr  in  reralteter  Weise 
die  Landwirtschaft  ohne  genügende  Dtingemittei  und  ohne 
Unterstützung  durch  landwirtschaftliche  Maschinen^  oft  in  roher 
und  sehr  primitiver  Form. 

Dem  gegenüber  sucht,  wie  gesagt,  die  Regierung  mit 
ihren  Meliorationsplänen  hier  fordernd  einzugreifen  und,  davon 
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abgesehen ,  hat  sie  es  sich  auch  sonst  viellaeh  angelegen  sein 
lassen ,  durch  positive  Mafsregeln  den  Ackerbau  zu  heben, 
indem  aie  durcb  Anlegung  von  Venmchsstationen,  von  Aeker- 
bsoBchulen  u.  8.  w.  es  unternimmt,  EenntnisBe  in  der  land- 
wirtschaftlichen Technik  zu  verbreiten.  Man  mag  immerhin 
einige  Zweifel  heigen,  ob  alle  in  Angriff  genommenen  Projekte 
auch  wirklich  zur  Ausführung  gelangen,  jedenfalls  zeigt  sich 
soviel,  rlafs  man  bemüht  ist»  neues  Leben  auf  diesem  Gebiete 
zu  erwecken. 

Da  über  den  Anbau  der  übrigen  landwirtschaftlichen 
Produkte  und  deren  Ernte  eine  Statistik  meist  nicht  besteht, 
80  läfst  sich  ihre  Bedeutung  nur  einigermafsen  durch  die 
Zahlen  der  Ansfuhretatutik  erweisen.  Ausgedehnte  Flftehen  sind 
mit  Gemttse  und  Kttchengewftchsen  bestanden:  unter 
ersteren  nehmen  eine  hervorragende  Stellung  die  Erbsen  ein, 
von  denen  3 — 4  Mill.  1^  im  Werte  von  2 -»3  MUL  Peseta 
jährlich  exportiert  werden ;  unter  den  Küchengewächsen  werden 
namentlich  Zwiebeln  an  das  Ausland  verkauft:  1?^**8  über 
Mill.  kg,  1809  sogar  über  72  Mill.  kg  im  Werte  von 
5 — o  Mill.  Peseta;  Gewürze  wurden  ISDH  für  15,8  Mill.  Peseta 
und  für  9,4  Mill.  Peseta  exportiert,  darunter  Saffran  für 

13  bezw.  für  7  Mill.  Peseta,  daneben  Anis,  Kümmel  und  PfeÜ'er, 
Sodann  ist  Spanien  rdch  an  allen  denjenigen  Frttchten, 
die  überhaupt  unter  einem  stldlichen  Himmel  reifen: 
Orangen,  Zitronen,  Trauben,  Mandeln,  Nüssen.  Oliven  u.  s.  w. 
Voran  stehen  Orangen,  von  denen  1898:  237,7  Mill.  kg  im 
Werte  von  28,7  Mill  Pesata,  1899  :  310,9  Mill.  kg  für  40,(3  Mill. 
Peseta  exportiert  wurden:  sodann  Rosinen  1898:  :i.'i,8  Mill.  kg 
im  Werte  von  Ki/.)  Mill  Peseta;  1891):  ;5:>,7  Mill.  kg  für 
17,7  Mill.  Peseta.  Insgesamt  gingen  1S98  für  ca.  77  Mill. 
Pesatii  und  1899  für  ca.  lOH  Mill.  Südfrüchte  ins  Ausland. 

Erwähnt  uia^  ferner  das  Espartogra^  werden,  dessen 
Anhan  ohne  groue  Arbeit  und  seihst  in  unfruchtharen  und 
sandigen  Gegenden  möglich  ist;  zum  Teil  wird  es  im  Lande 
selbst  verarbeitet,  doch  bleiben  für  den  Export  immer  noch 
ca.  50  Mill.  kg  im  Werte  von  rund  6  Mill.  Peseta  flbrig. 

Etwas  eingehender  als  Uber  die  Südfrüchte  mag  über 
einige  ändert»  wichtige  Bodenprodukte  und  die  damit  in  Ver- 
bindung stehenden  landwirtschaftlichen  Industrieen  gesprochen 
werden.  Orofser  Gewinn  liefse  sich  durch  die  Oliven- 
])  f  1  a  n  z  11  n  g en  erzielen.  Die  Angaben  über  die  hierzu  be- 
nutzten Flächen  öind  folgende: 

1898;    1092328  ha 
1899:    1  ir,2(K37  „ 
1900:    1  153827  „ 

Wievid  hier  noch  zu  verbessern  ist,  zeigt  die  Tatsache, 
dafa  davon  nur  71 650  ha  bewässertes  und  1 082 177  ha  trockenes 
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Land  sind.  Die  ÖlpHanzungen  sind  nicht  in  einer  Gegend 
konzentriert,  sondern  finden  sich  in  33  Provinzen,  am  aus- 
gedehntotteo  in  Jaon,  Cordoba  und  Sevilla.  »Die  Menge  des 
gewonnenen  Öles  betrog  1900  :  2976384  hl  im  Werte  Ton 
195427017  Pes.  Ein  schlimmer  Feind  des  Ölbaumes  ist  die 
I^rre  der  Ölfliege.  Die  von  ihr  angefreseenon  Früchte  sind 
swar  nicht  schlechthin  aar  ölgewinnung  unbrauchbar,  aber 
sie  liefern  ein  minderwertigeres  Ol  und  nur  eine  geringe 
Meng«\  Wenn  das  spanische  Üi  nicht  die  f^l eiche  Nachfrage 
wie  das  französische  und  das  italienische  tindet,  so  lie^t  das 
an  der  geringen  Sorgfalt,  die  auf  seine  Herstellung  verwendet 
wird.  Würde  man  verstehen ,  die  Öle  besser  zu  behandeln 
und  zu  reinigen,  so  läfst  sich  annehmen,  daüs  sie  dem  Provencer 
Ol  kaum  Mchstehen  und  weitere  Absatzgebiete  gewinnen 
konnten.  Dies  beweist  namentlich  der  Umstand,  dafs  in 
Frankreich  ein  Teil  des  aus  Spanien  bezogenen  Öles  einer 
besseren  Behandlung  unterworfen  und  dann  als  französisches 
öl  exportiert  wird.  Immerhin  ist  auch  jetzt  die  spanische 
Ausfuhr  nicht  unbedeutend.  Dafs  im  Jahre  hs9s  r)4J)9  Mill. 
kg  im  Werte  von  46,4  Mill.  Pes.  exportiert  worden,  war 
allerdings  eine  Ausnahme;  1897  waren  es  11,4  Miil.  kg  und 
1899  21,6  Mill.  kg  tur  18,3  Mill.  Pes. 

In  ähnlicher  Weise  wie  bei  der  Olproduktion  mangelt  es 
auch  bei  der  Weinbereitung  vielfach  an  der  Kenntnis  der 
rtchtieen  Behandlungsart  Wo  man  dagegen  tdchtige  fran- 
aOsische  Winzer  ins  Land  gezogen  hat»  ist  es  gelungen,  mit 
deren  Hilfe  die  ▼orsttglichsten  Sorten  herzustellen.  Man  hoA 
durch  eine  Verbesserung  der  Qualität  dem  Wein  neue  Absatz- 
märkte  zu  s  lKiifen,  nachdem  seit  Jahren  der  Export  in  einem 
Rückgang:  begriffen  ist,  und  zwf^r  dfitiert  dies  von  der  Be- 
endigung des  Haiidelsvertntges  mit  Frankreich  1892,  worüber 
weiter  unten  eini^ro  Worte  zu  sagen  sein  werden.  1891  war 
der  Wert  der  Weinausfuhr  .Uo  ^[ill.  Pen.,  davon  allein  für 
2ü2  Mill.  nach  Frankreich;  im  naciistcn  Jahr  war  der  Ge- 
samtexport auf  142,8  Mill.  Pes.  gesunken,  da  der  fran- 
zösische Bezog  nur  noch  105  Mill.  betrug.  Als  dieser  sich 
1893  auf  70,7  Hill,  stellte,  umfidate  der  Gesamtwert  nur 
94,9  Mill.  Auch  in  den  folgenden  Jahren  wurde  im  ganzen 
niemals  mehr  als  fUr  \4')  Mill.  exportiert,  und  das  Jahr  19(K) 
wies  die  Uberhaupt  niedrigste  Ziffer  auf  mit  82  Mill.  Der 
Anteil  der  Wcinausfnhr  am  Gesaratexport  Spaniens  ist  von 
'A^'^^o  im  Jahre  IS«M  auf  \2^lo  für  19UU  gesunken.  Für 
Spanien  war  es  einmal  nacliteilig,  dafs  man  seit  Beginn  der 
nuunzi^^^er  Jahre  in  Fi  aiikreidi  immer  mehr  die  Weine  aus 
Algier  und  Tunia  berüeksichugtc,  sodann  schadete  ihm  in 
neuester  Zeit  die  Konkurrenz  der  italienischen  Weine,  auf  die 
Frankreich  seinen  Minimaltarif  jetzt  anwendet.  Dafs  es  nun, 
auch  wenn  allenthalben  auf  die  Weinproduktion  mehr  Mohe 
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verwendet  würde.  m<3gliüh  wäre,  den  Absatz  auf  die  frühere 
Höhe  zu  bringeil,  wird  trotz  des  niedrigen  Preises  kaum  an- 
zunehmen sein.  Daher  scheint  die  vielfach  geplante  Ver- 
kleinerang  des  WemUuides  and  seine  anderweitige  Venren- 
dang  von  Natasen  sa  sein.  Die  1883  auf  1,4  Hill  ha  ge- 
schätzte Fläche  >  wurde  1800  auf  1,0  Mill.  ha  und  1899  auf 
1,7  Mill.  ha  angegeben.  Die  Weinproduktion  ist  allerdings 
nicht  in  entsprechendem  Verhältnis  gestiegen.  So  unsicher 
die  Zahlen  auch  sein  mögen  ,  so  viel  läfst  sich  doch  ersehen, 
dafs  1890  ca.  li'l  Mill.  Id  gewonnen  wurden  gegen  2U  bis 
23  Mill.  hl  in  den  Jahren  1899/1901.  Die  Ausfuhrmenge 
in  diesen  letzten  Jahren  betrug  5— Mill.  hl;  doch  wurden 
die  restiei  eiiden  14  15  Mill.  hl  keineswegs  von  der  Bevölkerung 
konsumiert,  sondern  die  schlechte  Kommunikation  und  die 
teueren  Frachten  in  Verbindung  mit  der  hohen  Konsumsteuer 
machen  oftmals  einen  weiteren  Transport  in  weinärmere 
Gegenden  unmöglich,  so  dafs  der  Wein,  wofern  er  nicht  in 
der  Industrie  gebraucht  wird,  keine  Verwendung  finden  kann 
und  verdirbt.  Deshalb  hat  man  sehr  energisch  betont,  daüs 
eine  Hebung  des  Weinbaue.*?  vielmelir  durc-li  (Wo  Eroberung 
des  „fast  noch  gänzlich  unausgebeuteten  iTincrcii  Marktes"  als 
durch  Handelsverträge  zu  erzielen  sei.  Als  Mitttel  dazu  scheint 
den  Vertretern  dieser  Ansicht  vor  allem  die  Abschaftung  der 
Konsumsteuer  geeignet,  Riciitig  i«t,  dafs  deren  Beseitigung 
wiederholt  von  den  Vertretern  verschiedener  Parteien  ver- 
sprochen ist,  aber  da  diese  leicht  einautreibende  Steuer  die 
Grundlage  sahlreieher  lokaler  Einrichtungen  bildet,  so  ist 
nicht  au  erwarten,  dafs  hier  so  bald  eine  vOUige  Änderung 
eintreten  wird*.  —  Der  Grund  für  den  Rückgang  der  Pro- 
duktion seit  180(1  ist  zu  einem  guten  Teil  in  den  Ver- 
wüstungen dMrc!i  die  Phylloxera  zu  erblicken  ,  deren  schäd- 
lielie  \\'ii-Uiiiigr"n  innn  durch  Anbau  amerikanischer  Heben  an 
zahlreichen  btelleu  zu  hemmen  hofft. 

Da  sich  so  der  Weinbau  teils  infolge  der  Schädigungen 
durch  die  Reblaus,  teils  infolge  der  Konkurrenz  anderer 
Länder  auf  dem  Auslandsmärkte  nicht  mehr  in  dem  Mafse 
wie  früher  lohnt,  will  man  Yon  einer  weiteren  Ausdehnung 
der  Weinberge  absehen  und  wendet  sich  immer  mehr  dem 
Anbau  der  Zuckerrübe  au,  weil  hierdurch  noch  höhere  Ge- 


'  Die  wirkliche  Ausdehnung  des  gesamteo  Weinlandes  lÄfst  sich 
schwer  feststellen,  da  die  von  den  Besitzern  an  das  Ministerium  ge- 
machten Angaben  meist  zu  niedrig  sind. 

-  D'io  spaiii^^clu'  RcgiiMung  hat  auch  dit'.><etn  (Jt^genstande  ihre  Auf- 
iiH  rk'^aiiik.fMt  zugewendet  und  ein  aus  Weinber^besitzem  und  Wein- 
hui)Ul(Mii  bcatt;heudes  ^Syndikat"  errichtet,  das  seinerseits  in  den  Wein- 
gegendt  n  „Untersyndikate"  einrichten  soll.  Diese  Korporationen  sollen 
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Winne  als  durch  Getreidebau  erzielt  werden  kOnuen.  Bia  An-  i 
fang  der  neunziger  Jahre  war  eine  nennenswerte  Rttbenkultur 
in  Spanien  nicht  zu  finden,  obechon  der  Boden  dazu  geeignet 

ist  wie  kaum  sonst  irgendwo  in  Europa  ^ 

DerBau  des  Zuckerrohres,  seit  Jahrhunderten  in  Spanien 
heimisch  und  nach  langer  Vernachlässigung  um  die  Mitte  des 

Jahrhunderts  wieder  eifriger  betrieben,  hatte  nicht  entfernt  • 
solclu  ii  Umfang,  um  genügend  Zucker  für  das  Inland  liefern 
zu  können.  Auch  begünstigte  man  mit  Rücksicht  auf  die 
Kolonien  weder  den  Anbau  vou  Zuckerrohr  noch  von  Kunkel- 
rüben im  Mutterlande  besonders.  Da  die  in  den  neunziger 
Jahren  zuerst  nur  Tereinzelt  voigenommenen  Versuche  mit 
der  Kultur  der  Rttben  gUnzende  Erfolge  erzielt  hatten,  nahm 
man  nach  dem  Verluste  der  Antillen  und  der  Philippinen 
mit  dem  grOisten  Eifer  den  Anbau  der  Runkelrübe  vor^  und 
allenthalben  entstanden  Aktiengesellschaften  zum  Betriebe  von 
Zuckerfabrik f^n.  Dafür,  dafs  die  Entwickhine:  durch  eine  über- 
mächtige ausländische  Einfuhr  nicht  gehemmt  wurde,  sorgte  ein 
hoher  Zoll,  der  jetzt  sr>  Pes.  pro  dz  betragt.  Während  Anfang 
der  achtziger  Jahre  nui  2  Zuckertabriken  bestanden,  die 
Kunkelrüben  verarbeiteten,  waren  1900  schon  mehr  als  25 
in  Betrieb;  aufserdem  diente  eine  fast  ebenso  grofse  Anzahl 
Fabriken  der  Erzeugung  vom  Rohrzucker.  Der  Gkwinn  an 
Rübenzucker  wurde  für  1898/99  auf  49  Mill.  kg  und  1899/1900 
auf  45  Mill.  kg  geschätzt,  an  Rohrzucker  auf  29  und  auf 
30  Mill.  kg:  11)01  auf  ca.  58  Mill.  kg  Hüben-  und  2S  Mill. 
kg  Fvohrzucker.  Wenn  alle  noch  nicht  in  Betrieb  gesetzten 
oder  noch  im  Bau  behndlichen  Fabriken  mit  der  Arheit  be- 
ginnen würden,  so  (»rgähe  sich  eine  Produktion  vou  mehr  als 
150  Miii.  kg.  Da  eine  derartige  Menge  den  Bedarf  des 
Landes,  der  auf  80/90  Mill.  kg  zu  veranschlagen  sein  wird, 
bei  weitem  übersteiet  und  den  jetzt  schon  stellenweise  niedrigen 
Oewion'  der  Produzenten  noch  mehr  zu.  schmälern  droht^ 
haben  die  Rtibenzttckerfabrikanten  mancherlei  Versuche  ge- 
macht,  zur  Verhütung  einer  starken  Überproduktion  in  ähn- 
licher Weise  ein  Syndikat  zu  bilden,  wie  es  unter  den  Rohr- 
zuckerfabrikanten  schon  seit  lanjrem  besteht.  Bereits  1S99 
hatte  man  Verabredungen  getrotien,  die  Fabrikation  einzu- 
schränken, allein  diese  Einigung  war  nicht  von  Bestand. 
Man  wollte  ein  Syndikat  derart  bilden,  dafs  jede  Fabrik  nur 


'  Koutier  a.  a.  U.  S.  146  erwähnt,  dafs  Spanien  in  dieser  Beziehung 
namentlich  deshalb  äufserst  vorteilhafte  Bedinguojgen  darbietet,  weil 
es  mit  3600  Stunden  Sonnenschsin  im  Jahre  gwntiger  dasteht  als  aUe 
anderen  Länder  Europas. 

*  Der  Grund  liegt  in  den  oft  noch  recht  hohen  Produktiouskosteo, 
wobei  besonders  die  Bezshlun^  des  ▼ielfaefa  auslftndiaeheii  Peisonsls 
mitspielen  soll.  1901  mufsten  eine  Reihe  Fabriken  von  der  YerteUnag 
einer  Dividende  absehen. 
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eine  gewisse  Menp^o  produzieren  dürfe,  die  in  einem  bestimmten 
Mafse  ihrem  Anlagekapital  entspräche.  Dadurch  sollte  die 
Produktion  bis  zu  ÖO^Io  eingeschränkt  werden.  Auch  diese 
schon  weit  gediehenen  Verhandlungen  haben  sich  wieder  zqt- 
achlagan.  Zu  dem  Hilfsmittel  der  ProduktionseinBchTänkaiir 
hat  man  deshalb  greifen  wollen,  weil  eine  starke  Ausfulir  und 
eine  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  bei  den  noch  siemlick 
teueren  Produktionskosten  vorläufig  schwer  möglich  ist  Eine 
Verbilligung  der  Produktion  wird  dann  vielleicht  eintreten, 
wenn  man  die  besseren  Kulturmethoden  an/mvefulf-n  gelernt 
hat  und  die  DiflTusionsrlickstande  in  ausgedehnterem  MaTse 
für  die  Viehzucht  verwendet  werden. 

Die  Bedeutung  der  Zuckerproduktion  ftlr  den  nationalen 
Bedarf  zeigen  folgende  Zahlen,  welche  die  Einfuhr  von  Zucker 
in  den  letaten  Jahren  darstellen: 


Jabr 

Menge  in  kg 

Wert  in  Pes. 

1682 

76488151 

48282109 

1885 

46  929  H74 

10  002  7: 55 

1896 

37  731  BOO 

17  163  »25 

mi 

28  064  950 

18  195  681 

1898 

8  682  474 

4  083339 

9:^1  nnn 

4  420  597 

457  779 

274  666 

Solange  Spanien  seine  Kolonien  besafs,  war  im  Interesse 
der  dortigen  Pflanzungen  der  Anbaa  von  Kaffee  und  Tabak 

im  Mutterland  verboten.  Jetzt,  nachdem  dieaer  Grund  zum 
Verbot  fortgefallen  ist,  wird  hie  und  da  beabsichtigt,  derartige 
Plantagen  in  Spanien  selbst  anzulegen.  Man  ist  der  Ansieht, 
dafs  der  Boden  sich  teilweise  «ehr  gut  dazu  eignet.  Kleinere 
Versuche  mit  Tabak-  und  Kaffeepflanzungen  haben  in  einigen 
Provinzen  durchaus  befriedigende  Resultate  ergeben;  ob  diese 
Kulturen  lohnend  sind,  und  ob  sie  auch  in  anderen  Provinzen 
betrieben  werden  können,  muTs  die  Zukunfit  lehren.  Jedenfalls 
wird  es  sich  hier  kaum  um  derartig  grofse  Anlagen  handeln, 
dafs  deren  Erzeugnisse  in  nennenswertem  Mafse  fUr  den 
Export  in  Betracht  kommen.  Beim  Tübakbau  ist  noch  zu 
berücksichtigen .  dafs  in  Spanien  das  Tabaksmonopol  besteht 
und  dieses  an  eine  Gesellschaft  verpai'htet  ist,  die  sich  natttr- 
lich  gegen  eine  Durchbrechung  deü  Monopols  viel  leichter 
sichern  kann,  wenn  sie  den  ganzen  Bedarf  unter  Kontrolle 
aus  dem  Ausland  bezieht. 

Eine  nicht  minder  unentschiedene  Frage  ist  es,  ob  es 
möglich  sein  wird,  Baumwolle  in  heimischen  Plantagen  au 

Sewinnen,  nachdem  man  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
eren  früher  geförderten  Anbau  TemachlMssigt  hat  Auch 
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liier  sind  die  neuerlich  angestellten  Versuche  befriedigend 
aungefallen,  und  man  wendet  ihnen  seitens  der  Regierung 
weiter  bin  Aufmerksamkeit  zu.  — 

Soviel  lassen  alle  diese  Betrachtungen  ttber  die  spanische 
Landwirtschaft  erkeimen,  dafs,  wenn  man  verstände  ^  unter 
Bentttsung  der  vielfach  so  aufserordentlich  günstigen  natflr- 
lichen  Bedingungen  die  im  Boden  ruhenden  Kräfte  zu  ent- 
wickeln ,  der  Ertrag  im  hohen  Mafse  vervielftlltigt  werden 
könnte,  und  es  ist  auch  nicht  zu  leugnen,  dafs  weit  mehr 
Iiis  gemeinhin  angenommen  wird,  hier  entsprechende  Versuche 
vorliegen.  — 

Als  das  \vichtig*?te  Produkt  der  Forstwirtschaft  sei  die 
Korkeiche  erwähnt.  2r)(HM)U  ha  von  7/8  Mill.  ha  Waldland* 
sind  ihrem  Anbau  gewidmet.  Sowohl  nach  Menge  wie  nach 
Qualität  des  gewonnenen  Korkes  steht  in  enter  Linie  die 
Provinz  Gerona.  Daneben  wird  die  Korkeiche  in  Teilen  von 
Andalusien  und  BbLtremadura  kultiviert  Die  besseren  Sorten 
Kork,  die  in  Gerona  gewonnen  werden,  werden  in  unverw 
arbeiteten!  Zustand  nicht  ins  Ausland  versendet,  sondern 
bleiben  zur  Verarbeitung  im  Tnlande.  Obschon  Kork  mittlerer 
♦Sorte  in  rohem  Zustand  in  grofsen  Maasen  für  die  Industrie 
anderer  Länder  versendet  wird,  hat  die  Korkindustrie  in 
Spanien  selbst  stark  zugenommen.  Das  Zentrum  für  diese 
Industrie  wie  ihr  Hauptausfuhrhafen  ist  der  kleine  Ort  San 
Feliu  de  Guixols,  wo  75  Korkfabriken  bestehen.    Fast  die 

Sanse  Bevölkerung  der  Provins  Gerona  ist  an  dem  Blähen 
er  Korldndustrie  interessiert  und  stellt  die  geschulten  Arbeiter 
fi^r  dieselben.  In  letzter  Zeit  hat  die  Maschinenarbeit  einen 
^öfseren  Umfang  erreicht,  ohne  jedoch  die  Handarbeit  dadurch 
einzuschränken.  Die  Wichtigkeit  dieser  Industrie  fiir  Gerona 
Beigen  die  Ausfuhrziffern :  diese  Provinz  hat  l^'^^*'  frir  14  bis 
18  Mill.  Pfs.  Korkstopfen  exportiert;  liMjO  für  mehr  aU 
32  Mill.,  eine  i^lenge  von  ca.  (iUOOO  dz.  An  Korkabfällen 
wurden  in  den  letzten  .Jahren  58 — 50 000  dz  an  das  Ausland 
verkauft;  aufüerdem  andere  Produkte  der  Korkmdustrie.  1900 
hatte  die  gesamte  Ausfuhr  von  Kork  einen  Wert  von  über 
34  Mill.  Pes. 

Von  der  spanischen  Vtehsuchthat  man  behauptet'»  dafs 
sie  stets  eine  der  bedeutendsten  Erwerbsquellen  des  Landes 
gewesen  ist;  doch  ist  es  schwierig,  ein  sicheres  Bild  davon  zu 

geben,  da  die  Zahlen  tiber  den  Viehbestand  unzureichend  und 
durchweg  zu  niedrig  sind.  So  soll  der  Viehbestand  1895  be* 
tragen  haben: 


'  Von  dein  gesamten  Waldaresl  sind  5  Mill.  ha  für  Schutzwälder 
erkl  ii  t,  <la  inan  emgesdion  hat,  wie  sehr  die  Bewässerune;  des  Landes 
■durch  das  schonunpsloie  frühere  Abholssen  der  Wnldor  j^iTitten  hat. 

^  Handelsbericht  über  Madrid,  Deutsches  Uandelsarcniv  1^.  T.  II 
8.  701. 
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Pferde   397 172  Stück 

Maultiere  und  Esel     .  1 521 842  „ 

Hu  rnvieh   2217  659  , 

Schate   10469303  « 

Ziegen   2534219  „ 

Schweine   1927864  „ 

ZaammexL :   25  068  059  Stück  Vieh. 

Die  Unwabncheiiiliclikett  dieser  Zifibrn  kaohtet  sogleich 
ein,  wenn  man  sieht,  dafs  die  Schätsnng  für  1891  gans  genau 
dieselben  Zahlen  aufwies;  nur  wurden  damals  13359473  Schafe 
angegeben ;  noch  deutlicher  zeigt  es  sich  bei  einer  Vergleichung 
mit  1803;  damals  hatte  eine  Bevölkerung  von  10  Mill.  Menschen 
einen  Viehbestand  von  Uber  17  Mill.  Stück;  dafs  eine  Be- 
völkerung von  —  jedenfalls  —  20  Mill.  nicht  mehr  als  2.'>  Mill. 
Stück  Vieli  haben  sollte,  ist  kaum  anzunehmen.  Uoutier^ 
glaubt  iür  1899  den  Viehbestand  auf  32—35  Mill.  Stück 
bchätzen  zu  können  und  wird  damit  wohl  so  ziemlich  das 
Richtige  getroffen  haben.  Und  auch  hier  wird  man  sagen 
müssen,  dafs  damit  sdbst  unter  gegenwärtigen  Verfattltniseen 
die  Htfchstgrense  bei  weitem  nicht  erreicht  ist.  Die  aus- 
gedehnten Flächen,  die  Torderhand  noch  nicht  als  Ackerland 
bearbeitet  werden  können,  würden  treffliche  Weiden  abgeben. 
Hier  kämen  namentlich  die  Schafherden  in  Betracht»  Toraus- 
gesetzt,  dafs  die  Rassen  verbessert  würden;  denn  w^thrend  in 
früherer  Zeit  die  Wolle  der  spanischen  Merinoschafe  ein  be- 
rühmter Handelsartikel  war,  hat  heutzutap^e  deren  Bedeutung 
stark  abgenommen,  so  dal's  die  Ausfuhr  an  \\\)lic  der  Einfuhr 
nicht  stets  das  Gleichgewicht  hält.  In  ähnlicher  Weise  wie 
die  Schafzucht  hat  auch  die  Pferdezucht  ihren  alten  Ruhm 
etngebttfst,  und  der  Verkauf  andalusiscber  Pferde  an  das  Aus- 
land hat  längst  aufgehört.  ^  Bei  einem  Vergleich  der  Ein- 
und  Ausfuhr  ergibt  sich  im  ganzen,  dafs  die  Einnahmen  aus 
der  Viehzucht  für  Spanien  gar  niclit  so  sehr  grofs  sind.  1898 
übertraf  allerdings  nie  Ausfuhr  an  Vieh,  Häuten  und  Fellen, 
W^oUe  und  Haaren,  Fleisch  die  entsprechende  Einfuhr  um 
ca.  24  Mill.  Pes.,  18U9  blieb  sie  dagegen  um  10  Mill.  dahinter 
zurück. 

Dafs  ein  Land  in  einer  derartigen  Lage  wie  Spanien  nicht 
ein  hochentwickeltes  Fisch  ereige  werbe  besitzt,  liegt  wohl 
hauptsächlich  an  der  Schwierigkeit,  bei  den  mangelhaften 
Transportwegen  den  Bewohnern  des  Binnenlandes  frische 
Fische  zuzuführen.  Einige  Bedeutung  hat  der  Fischfang  in 
den  baskischen  Provinzen  und  in  Gaucien,  wo  hau])tsnchlich 
Sardinen  gefangen  werden.  Wie  stark  in  dem  katholischen 
Spanien  die  Nachfrage  nach  Fischnahrung  isl^  zeigt  die  beträcht* 

1  A.  a.  0.  S.  91. 
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liehe  Einfuhr  von  Stockfisch,  die  mit  ca.  40  Mill.  kg  einen 
Wert  von  rund  2S  Mill.  Pes.  repräsentiert.  — 

Wenn  man  hört,  dafa  von  Spanien  gesagt  wird*,  es  sei 
das  reichste  Land  der  Erde;  dies  beweise  schon  der  Umst^ind, 
dal«  «eine  Bewohner  seit  mehr  aU  3ÜUU  Jahren  daran  arbeiteten, 
es  zu  ruinieren,  ohne  dies  schon  völlig  erreicht  zu  haben,  so 
Ist  man  veraucht,  dem  beizuBtimmen.  Nicht  nur  wltre  sein 
Boden  in  der  Lage,  landwirtschaftliche  Produkte  der  mannig^ 
fachsten  Art  in  reicher  Fülle  hervorzubringen,  sondern  es  ruhen 
im  Schofse  der  £rde  auch  die  gewaltigsten  Mineralschätze. 
Und  gerade  hier  zeigt  sich  der  Reichtum  des  Landes;  denn 
obsclion  man  seit  Jahrtausenden  mit  deren  Abbau  beschäftigt 
ist,  so  ÄcliriiK  ii  riie  doch  fast  unerschöpflich,  und  die  Zahl  der 
Bergwerke  wächst  noch  von  Jahr  zu  Jahr.  Dabei  ist  nicht 
etwa  eine  einzige  Gegend  im  Besitze  eines  natürlichen  Mono- 
poU,  sondern  die  Minerallager  ziehen  sich  durch  das  ganze 
Land  hin.  Freilich  dient  zvaa  Betriebe  der  Minen  Tiel&ch 
nicht  einheimisches  Kapital,  sondern  ausländische  Kapitalisten 
sind  im  Besitze  zahlreicher  Gruben.  Beim  Bergbau  ist  in 
hohem  Maise  deutsches  Geld  beteiligt,  nicht  minder  englisches; 
man  denke  nur  an  die  berühmten  Kupferminen  von  Rio  Tinto. 

Die  Zahl  der  im  Betriel)  Itefindiichen  Beigwerke  betrug 
nach  der  amtlichen  Minenstatistik ; 

1898:  1912  mit  einem  FlAchenraum  von  251611  ha 
1899:  1991    ,      „  .  „   256730  « 

1900  :  2046   „      «  ^  ,   256394  „ 

Im  Jahre  1900  waren  im  Bergbau  beschiiftigt:  71052 
Männer,  Franen  und  'J224  Kinder,  d.  h.  also  die  Kinder 

machten  mehr  als  ll**/o  der  gesamten  Arbeiter  auö.  Au 
mechanischen  Kräften  wirkten  in  den  Bergwerken  1900:  875 
Dampfmaschinen  (1899:  831)  mit  26590  Pferdekräften.  Be- 
merkenswert ist  die  grofse  Zahl  von  Bergwerken,  ftlr  welche 
Konzessionen  zwar  erteilt  sind,  die  aber  noch  nicht  ausgebeutet 
werden.   Es  waren  dies: 

1898:  141()5  mit  einem  Flächenraura  von  327  354  ha 

1899:  15555    „       „  „  „    304  9013  „ 

1900:  17401    «       „  „  „    419788  , 

Viele  Mutungen  werden  nur  deshalb  angebracht,  damit 
das  Recht  fllr  den  späteren  Betrieb  gesichert  ist.  Es  fehlt 
vorläufig  oft  an  dem  Betriebskapital,  oder  die  schlechten  Ver- 
kehrsverhältnisse gestatten  noch  nicht  den  Transport  der  Erze 
nach  dem  zur  Verarbeitung  geeigneten  Platse. 


*  Zitiert  bei  Tb.  Fischer,  iJie  Iberische  ilalbiusel,  S.  6^4  Uo  (nach 
dem  Bulletin  de  la  soci^tä  de  g^ograpbie  de  Madrid  ZIH,  1882  8.  17% 
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Zu  den  nachstehenden  Produktionsziffern  ist  wiederum 
zu  sagen,  dafa  sie  wohl  durchweg  hinter  der  Wain  hi  it  zurück- 
bleiben. Wenn  auch  offiziell  in  der  Minenstatistik  publiziert, 
so  beruhen  sie  doch  auf  den  Angaben  der  Grubenbesitzer, 
die,  um  eine  hohe  Besteuerung  zu  vermeiden,  die  Ertrags- 
Kiffern  und  namentlich  den  Wert  möglichst  niedrig  ansetzen. 
Zur  lUuätriening  dessen  mag  folgendes  dienen:  nach  der 
Minenstatiätik  wurden  1899  an  Eisenerz :  9  :\97  733  t  im  Werte 
von  43001056  Pes.  gewonnen,  während  die  Ausfuhrstatistik 
als  Kxport  in  diesem  Erz  «0131:^  t  im  Werte  von  103357044 
Peseta  verzeichnet;  die  Produktion  von  Kupfererz  soll  im 
gleichen  Jahre  2  443044  t  im  Werte  von  149^5005  Pes.  um- 
fafst  haben,  während  948852  t  im  Werte  von  34  iöh  G84  Pes. 
ausgeführt  sind.  Älmltches  läfst  sich  auch  für  andere  Erze 
nachweisen.  Dafs  diese  enormen  Wertdifferenzen,  seihst  wenn 
man  den  Wert  der  Erze  an  den  Minen  noch  so  gering  an- 
schlägt, nicht  die  Frachtkosten  von  der  Mine  bis  an  die 
Grenze  ausmachen  können,  liegt  auf  der  Hand.  Wenn  auch 
zum  Teil  andere  Ziffern  als  die  der  offiziellen  Statistik  vor- 
liegen, so  sind  sie  deshalb  nicht  mit  herangezotr^ri .  weil  sie 
nicht  gleich  vollständig  sind,  jene  :ds<»  nicht  gilnzlicli  ersetzen 
können,  eine  Verbindung  aljer  das  üild  völlig  verschiebt. 

Die  Erzeugnisse  des  Bergbaues  hatten  1898 — 1900 
folgenden  Wert: 

1808:    152  371842  Pes. 
1899:    1(57154437  „ 
1900:   189137559  « 

Im  einzelnen  gestaltete  sich  die  Förderung  für  1899 
folgendermafsen :  den  reichsten  Ertrag  lieferten  die  Eisenerz- 
gruben, nämlich  lt;j!)7  7:i3  t  im  Werte  von  4;i<iOl():)(i  Pes. 
Den  llauptteii  trugen  die  131  Eisengrubeu  der  Provinz  Vizcaya 
dazu  bei,  die  allein  O^'s  Mill.  t  förderten;  es  folgten  Santander, 
Murcia,  Almeria  und  eine  grofse  Zahl  Provinzen  mit  geringeren 
Erträgen.  Gegenüber  1898  war  eine  Produktionssteigerung 
▼on  mehr  als  2  Mill.  t  au  yerseichnen,  an  der  fast  sämtliche 
PrOYinzen  beteiligt  waren.  Man  hatte  früher  die  Befürchtung 
gehegt,  dafs  die  grofsen  Erzlager  bei  Bilbao  beinahe  erschöpft 
wären,  und  diese  Produktionszunahme  schien  jene  Besorgnis 
zu  beseitigen.  Doch  hat  es  den  An'^rhein,  als  ob  gerade  die 
Gruben,  welche  das  tur  den  Export  bestimmte  Erz  liefern,  in 
nicht  lerner  Zeit  abfrobaut  sein  werden,  während  die  Lager 
noch  von  unermefsüther  Stärke  sind,  welche  bisher  das  für 
den  Inlandsbedarf  verbrauchte  Erz  geliefert  haben.  Aufserdem 
sind  in  anderen  Provinsen  noch  viele  neu  erschlossene  Gruben 
in  Benutaung  zu  nehmen.  Das  Jahr  1900  hatte  allerdings 
einen  Bttckgang  in  der  Eisenersibrderung  von  Uber  700  000  t 
zu  verzeichnen  gehabt   Das  grofse  Interesse  des  Auslandes 
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an  diesen  Produkten  erhellt  aus  d*  r  Taiöache,  dafs  der  bei 
weitem  gröfste  Teil  des  Erzes  niciit  im  Inlaude  seibat  ver- 
httttet  wird,  sondern  der  Industrie  anderer  Länder  zur  Roh- 
eisenerseugung  dient. 

Zwar  nicht  der  Menge  aber  dem  Werte  nach  das  «weit- 
wichtigste  Erz  ist  silberhaltiges  Bleierz,  wovon  211  Minen  — 
155  in  der  Provins  Murcia  —  184 90G  t  im  Werte  Ton  38 122534 
Peseta  förderten;  an  rinderen  Bleierzen  wurden  in  339  Minen 
128 2»)  1  t  im  Werte  von  23  872  041  Fes.  gewonnen,  wozu  die 
227  Minen  von  Jaen  das  Meiste  beitrugen. 

Seinen  uralten  Ruf  als  eines  der  ersten  Knpferl ander 
der  Welt  —  namentlich  auch  hinsichtlich  der  C^ualität  des  ge- 
wonnenen Erzes  —  hat  Spanien  noch  immer  bewahrt:  209 
Hinen  produzierten  2443044  t  im  Werte  von  14925005  Pes.*; 
Hnelva  mit  178  Gruben  allein  für  mehr  ab  14,5  Mill.  Fe«. 

An  Quecksilber  ist  Spanien  auch  heute  wohl  der  beste 
Produzent:  es  wurden  32144  t  Quecksiibererz  im  Werte  von 
(3  37:^010  Pes.  in  21  Minen  gefördert;  in  der  einen  Mine  der 
Provinz  Ciudad  Real  tür  mefir  als  ü  Mill.  Pes. 

Nicht  gering  ist  die  Ausbeute  an  Zinkerz:  119 77^^  t  für 
0  044  937  Pos.;  ferner  werden  eine  grofse  Anzahl  anderer  Erze 
aufserdem  abgebaut:  Schwefel-,  Manganerz,  Eisenkies,  Salze, 
Silber^  Phosphor  u.  s.  f.,  auch  beträchtliche  Mengen  Mineral- 
Wasser  gewonnen. 

Seit  viel  kürzerer  Zeit  als  die  mdsten  dieser  Erze  werden 
Kohlen  in  Spanien  gefördert.  Die  gewaltigen  Kohlenlager 
sind  zum  Teil  erst  nach  1850  entdeckt,  und  sie  werden  jetst 
in  der  Hauptsache  von  spanischen  Kapitalisten  oder  von  den 
Eisenliabngesellsc'haften  ausgebeutet  An  Steinkohlen  lieferten 
1899:  47ü  Minen  2565437  t  im  ^^^v^U'  von  2890():)72  Pes., 
davon  über  1,5  Mill.  t  die  Provinz  Ovii  do,  demnitchst  Cordoba, 
Ciudad  Kcal,  Leon  u.  s.  w. ;  au  Anihracit  wurden  in  Cordoba 
34842  t  von  491278  Pes.  Wert  gewonnen;  der  Ertrag  an 
Braunkohlen  y  die  hauptsfichlich  in  den  Brovinsen  Barcelona, 
OmpuiBcoa  und  den  Balearen  gefunden  werden,  stellte  sich  auf 
70901  t  im  Werte  von  393151  Pes.  Freilich  vermochten 
vorderhand  die  im  Inland  gewonnenen  Brennmaterialien  in 
keiner  Weise  den  Bedarf  zu  decken.  Gegenüber  einer  ge- 
r!np:fHi  Ausfuhr  von  eU8ö  t  wurden  1899:  1783453  t  Hroin- 
kohlen  und  Koks  eingeführt,  so  dafs  nach  Abzug  der  Ausiuhr 
der  Gesamtverbrauch  an  Kohlen  und  Koks  4  454ü3-"M  betrug; 
es  war  dies  eine  Zunahme  von  13®/o  gegen  1898.  Eine  weit 
geringere  Zunahme  wies  dann  allerdings  das  Jahr  1900  auf, 

'  Aus  der  mir  nur  unvollständig  vorliegenden  Statistik  ftlr  190O 
entnelime  ich.  diifs  in  diesem  Jahre  2714  714  t  im  Werte  von  46  2^^0067 
l'esettt  gewouuen  wurden.  Auf  welche  Weise  diese  hohe  Wertangabe 
SU  erklären  ist  ^  ob  vielleicht  durch  eine  genauere  Sch&tsung  — , 
yeimsg  ich  nicht  ansngebeii. 
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da  he'i  einer  Produktion  von  2771326  t,  einer  Einfulir  von 
1987  124  t  und  einer  Ausfuhr  von  8587  t  (^n  Koiilenverbrauch 
von  4  74üÖü:j  t  bÜeb,  also  6,t)''/o  mehr  als  1809.  Die  in 
den  letzten  15  Jahren  erfolgte  Ausdehnung  der  spanischen 
Industrie  beweist  das  Wachsen  des  Kohlenverbrauches,  der 
1900  tich  um  1X6  ^/o  hoher  stellte  aU  1885;  damals  kamen 
ungef^r  130  kg  aaf  den  Kopf  der  Bevölkerung ,  heate 
ca.  263  kg. 

Die  Erträgnisse  der  Hütten  und  Hochofenind ustr i e 
waren: 

1898:   166774920  Pes. 

1899:  176184216  ^ 
1900:   216446778  , 

Die  1;^1  im  Jahre  1899  im  Betrieb  betindlichen  Hochöfen 
bescbüftigten  13430  Münner,  442  Frauen  nnd  2086  Kinder; 
femer  waren  49  hydraulische  Maschinen  mit  1716  Pferde- 
kräften  und  409  Dampimaschinen  mit  28506  PferdekrUften  in 

Tätigkeit. 

Bei  der  Verhüttung  der  Erze  repräsentierten  unter  den 
gewonnenen  Metallen  den  höchsten  Wert  Blei :  91  730  t  im 
Werte  von  87252329  Pes.;  es  folgten  Kupferniatte  mit  41927  t 
fUr  29297  725  Pes.,  silberhaltiges  Blei  mit  7U874  t  im  Werte 
von  24476017  Pes.,  Stahl  mit  112982  t  für  20691584  Pes., 
feines  Silber  mit  88409  kg  für  10807657  Pes.,  weiter  weiches 
Eisen,  Guiseisen,  Quecksilber  u.  a.  m.,  auch  bedeutende  Mengen 
Koks,  ohne  jedoch  einen  starken  bnport  hieran  ttberflftssig 
SU  machen.  —  Dafs  übrigens  auch  die  Zahlen  bezüglich  der 
verhütteten  Erze  und  der  gewonnenen  Metalle  sehr  ungenau 
sind,  läfst  sich  bei  einer  Ver^leichung  mit  den  Ausfuhrziffern 
leicht  feststellen.  So  wenig  zuverlässig  also  alle  diese 
Daten  sind,  sie  crlfMchtern  doch  die  Vorstellunt^-  von  den 
Bodenschätzen  Spaniens:  nur  mufs  man  daran  denken,  dafs 
in  Wahrheit  die  Erträge  viel  reicher  sind. 

Der  Krieg  mit  Amerika,  der  zunächst  einen  hemmenden 
Einflufs  auf  das  ganze  Wirtschaftsleben  Spanien^  ausübte, 
▼ermochte  die  Montanindustrie  nicht  nachhaltend  nieder* 
sudrUcken:  in  den  basktschen  Provinsen  hat  man  auf  diesem 
wie  auf  anderen  Gebieten  fortgesetzt  eine  lebhafte  Tätigkeit 
entfaltet;  daneben  in  Galicien  und  in  Asturien,  die  am  Meere 
gelegen  nicht  allzusehr  unter  der  Ungunst  der  Verkehrswege 
zu  leiden  haben  uinl  in  Bilbao  einen  trefflichen  Kx])orthafen 
besitzen.  Selböt  die  wenip:  ermutigende  Lage  im  Jahre 
lOUU  bat  CS  nicht  verhindern  können,  dafs  die  Metall- 
gewinnung einen  um  40  Mill.  höheren  Wert  erreicht  hat 
als  1899.  — 

Bei  der  Betrachtung  der  industriellen  Lag®  Spaniens 
mufs  man  im  Auge  behalten,  dafs  in  sahireichen  Zweigen  der 
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Industrie  ebenso  wie  beim  Bergbau  ausländisches  Kapital 
die  treibende  Kraft  ist.  Man  kann  nicht  sagen,  dafs  es  im 
InUnde  so  sehr  um  Guide  leide:  es  wird  im  Gegenteil  an- 

f enommen.  dafs  viele  Hillionen  aidi  untätig  im  Luide  be- 
nden;  alidn  es  mangelt  noch  in  den  weitesten  Kreisen  an 
dem  nötigen  Unternehmungsgeist  Die  nach  dem  Verlust  der 
Kolonien  aus  diesen  surückgezogenen  Kapitalien  —  allein  im 
Jalire  1899  sollen  dies  ca.  500  Mill.  Pes.  gewesen  sein  — 
könnten  grofse  Gebiete  betVuchte!i.  Vorläufig  ist  eine  rege 
industrielle  Tätigkeit  wieder  nur  in  den  baskischen  Provinzen 
und  in  Katalonifri,  teilweise  auch  in  Astarien  zu  linden. 

Der  entwickelteste  Industriezweig  ist  die  Textilin  dustri  e. 
in  den  Baum wollenfabriken  sollen  1899  38 8ti0  Arbeiter 
beschäftigt  gewesen  sein,  und  Maschinen  mit  insgesamt  19  500 
Pferdekräften  Verwendung  gefunden  haben.  Die  Herstellung 
der  Waren  geschah  durch  2614525  Spindeln  und  durch 
68360  Webstühle.  An  Rohbaumwolle  wurden  in  der  Zeit 
1880—84  im  Jahre  durchschnittlich  48633  t  und  1893—99 
68302  t  eingeführt;  speziell  1899  betrug  die  Einfuhr  86461  t 
gegen  65370  t  1898;  Bessugsiand  war  hauptsächlich  Amerika, 
in  letzter  Zeit  wqgen  der  billigeren  Frachten  daneben 
Ägypten. 

Während  hierbei  rlas  Ausland  als  Bezugsort  flps  Roh- 
stoffes nicht  entbelirt  werdfm  kann,  steht  es  wesentlich  anders 
bei  der  Fabrikation  der  Woll waren.  Es  ist  bereits  oben 
der  nicht  gerade  glänzende  Stand  der  heutigen  Schul  z  acht  dar- 

felegt:  von  der  gesamten  verarbeiteten  Wolle  sind  nur  10 '^'o 
eimischen  Ursprungs,  während  Argentinien  lO^fo  und 
Australien  20  Wo  liefern.  1880^84  betrug  die  durchschnittliche 
jährliche  Einfuhr  1898  t,  1893—99  :  2795  t.  1S09  selbst  stellte 
sie  sich  auf  3217  t  gegen  lOHl  t  1898.  Tätig  sind  in  der 
Wollindustrie  602000  Spindeln,  5000  gewöhnliche,  1200  Jac- 
quard- und  *2öriO  mechanische  Webstühle.  Be/Jiglicb  der 
Leistungen  der  Textilindustrie  mufs  man  sagen,  dafs  diese 
sich  unter  dem  Schutze  des  hohen  seit  1892  geltenden  Zolles 
kräftig  entwickelt  hat.  Wie  es  ihr  gelungen  ist,  den  heimischen 
Markt  mehr  und  mehr  zu  erobern,  so  hat  sie  auch  den 
Export  beträchtlich  ausdehnen  kOnnen.  Dabei  lieferte  in  der 
Tat  die  spanische  Textilindustrie  Eraseugnisse,  die  in  ihrer 
Gute  hinter  denen  anderer  Länder  nicht  zurückstehen.  Es 
läfst  sich  dies  daraus  erkennen,  dafs  ein  erheblicher  Teil  der 
Ausfuhr  nach  europäischen  Ländern  geht,  obschon  die 
spanische  Textilindustrie  insofern  ungünstigere  Produktions- 
bedingungen  hat,  als  dio  erforderlichen  I^ohstoffe  wie  Baum- 
wolle u.  s.  w.  nicht  zollfrei  eingelien,  auch  beim  Export  keine 
Rückvergütung  des  Zolles  stattfindet.  Das  Wachsen  der 
Textiliudustrie  veranschaulichen  am  besteu  folgende  Zahlen: 


Digitized  by  LiOOgle 


XXI  5. 


19 


Einfuhr:  MiU.  Pes. 

Augfiihr:  MiU,  Pes. 

jsiir 

Haumwüllen- 

wouwftren 

Baumu'ollen- 

\tT  nl^  ■■■  ■■  —  

wareu 

wareu 

1891 

1«),0 

29,5 

2«,5 

3,9 

1892 

13,0 

22,5 

40,5 

6,5 

11,0 
18,5 

12,Ü 
18,0 

50,7 

0,5 
i.5 

52,2 

1S95 

12,2 

Iß.O 

40,5 

3,7 

lH9r) 

9,5 

10,0 

60,5 

3,5 

mi 

8,0 

9.0 

70.0 

3,0 

1S9« 

5,7 

5,5 

45,0 

2,9 

1899 

10,5 

12,5 

41.2 

2,1 

im 

11.1 

1J,2 

HO 

1,7 

Namentlich  di«  Baumw  nllenindtistrie  hat  bis  1897  einen 
ganz  un^emeiiien  AuLschwung  erlebt:  bei  einem  Rückgang  der 
Einfuhr  auf  die  Hälfte  ist  die  Ausfuhr  auf  das  2^/2  fache  ge- 
steigert worden ;  spanische  Wollwaren  haben  zwar  nur  geringe 
oder  nur  Torttbergehend  erhebliche  Bedeutung  für  die  Ausfahr 

fehabt,  um  so  mehr  aber  haben  sie  die  ausländische  Ware  vom 
eimischen  Markt  zu  verdrängen  vermocht.  Der  Rückgang 
der  Ausfuhr  in  Textilwaren  seit  1898  ist  eine  Folge  de» 
Kriegos  mit  Amerika.  Durch  den  Verlust  seiü^^r  Kolonien 
hat  bpanien  einen  wichtigen  ]v;iufer  seiner  Fabrikate  ein- 
gebüfst;  zudem  wirkte  der  Krieg  selbst  durchaus  lähmend  auf 
diese  Fabrikation.  Was  im  besonderen  die  weitf^re  Ver- 
schlechterung im  Jahre  1900  anlangt,  so  ist  daran  zu  erinnern, 
dafs  dieses  Jahr  fUr  die  gesamte  spanische  Industrie  einiger- 
marscn  kritisch  war.  Während  sich  aber  in  anderen  Zweigen 
eine  gewisse  Überstürzung  und  eine  starke  Spekulations- 
tätigkeit regte,  wurde  die  Textilindustrie  geschädigt  vor  allem 
durch  den  ungünstigen  Ausfall  der  BaumwoUenernte  und  die 
dadurch  bewirkte  Verteuerung  der  Huhbaum wolle ;  dazu  kam 
das  Stei»r*^n  der  Preise  für  Kohl(\  VA^'iederholte  Arbeits- 
einstellungen verschärften  die  sclilct  hie  Lage;  dot  li  i'^t,  soweit 
es  sieh  übersehen  läfst,  die  Krise  m  ihren  schlimmsten  Er- 
scheinungen jetzt  überwunden. 

Eine  vor  Jahrhunderten  in  höchster  Blüte  stehende  In- 
dustrie war  die  Seidenindastrie,  die  als  älteste  Yon  ganx 
Europa  seit  dem  11.  Jahrh.  in  Andalusien  heimisch  ist.  Seit 
Anfang  des  10.  Jahrh.  in  stetem  Rückgang  begriffen,  hat  sie 
auch  durch  mancherlei  Unterstützungen  seitens  der  Regierangen 
nicht  SU  ihrer  früheren  Bedeutung  erhoben  werden  ktfnnen, 
da  Krankheiten  unter  den  Seidenwürmern  und  widrige 
klimatische  Verh-iltnisse  die  Ausbeute  an  Seide  beeinträchtigten; 
so  ist  z.  B.  der  geringe  Gewinn  im  Jahre  IPOO  durcli  die 
enorme  Hitze  verursacht ^  und  die  frühere  Ertragszitfer  von 
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1  Mill.  kg  Kokons  und  mehr  nicht  erreicbt  worden.  An  Roh- 
seide wurden  ca.  7(J0(M)  kg  erzeugt,  so  dafs  154 OUU  kg  ein- 
geführt werden  raufsten  gegen  80  OUU  kg  1898.  Ein  Teil 
dieser  Rohseideneinfuhr  ist  freilich  nur  deshalb  notwendig  ge- 
wesen ^  weil  die  spanische  Industrie  so  wenig  entwickelt  ist. 
dafs  grofse  Mengen  Kokons  tnr  Seidegewinnung  ins  Anslana 
geschickt  werden  muisten:  1898  noch  1190G0  kg,  1899: 
51 000  kg.  Wie  geringe  Fortschritte  Spanien  selbst  in  der 
Seidenindustrie  gemacht  hat,  zeigt  sich  aarin,  dafs  einmal  der 
gröfste  Teil  der  Filaturen  sich  im  Besitz  von  Franzosen  be- 
findet und  dafs  femer  ein  Tt  il  der  hier  gewonnenen  Kohseido 
nach  Fi  aiiki  eich  geht,  um  in  Lyon  verarbeitet  zu  werden.  Die 
Ausfuhr  von  beiden  waren  ist  unbedeutend,  und  die  Einfuhr 
hat  nur  1898  einen  nennenswerten  Rückgang  erlitten,  tibertraf 
aber  1899  mit  17,5  Mill.  Pes.  und  1900  mit  15,2  Mül.  Pos. 
den  Wert  yon  12^  MilL  Pes.  1891.  ^ 

Recht  wenig  entwickelt  ist  bis  jetzt  noch  die  Maschinen- 
Industrie.  Bedeutende  Fabriken  hat  wiederum  nur  Katalonien 
aufzuweisen  und  auch  dies  nur  eine  geringe  Anzahl.  Doch 
heifst  es,  dafs  man,  während  hislang  die  einheimische  Her- 
stellung von  Maschinen  und  Geräten  nicht  mehr  als  *  *  der 
betreffenden  Einfuhr  auisgemacht  habe,  in  letzter  Zeit  diesem 
Fabrikationszweig  eine  gröfsere  Aufmerksamkeit  zugewendet 
habe.  Der  Wert  der  Maschineneinfuhr  ist  für  den  Durch- 
schnitt der  letzten  10  Jahre  auf  30  Mill.  Pes.  ansusohlagen, 
und  awar  betrug  er  seit  1896: 

1890:  27,0  Mill.  Pes. 

1897  :  30,3    „  „ 

1898  :  25,3  « 

1899  :  40,0  «  , 
1900:  60,5    ,  . 

Diese  Zahlen  beweisen  im  übrigen,  dafs  die  schlimmen 
'  Kttckwirkungen  des  unglücklichen  &ieges  von  1898  zum  Teil 
von  der  Industrie  tiberwunden  sind,  da  wohl  Ton  ihr  haupt- 
sitchlich  die  gesteigerte  Kachirage  nach  Maschinen  auM^ht 

Vielleicht  noch  härter  als  die  Textilindustrie  ist  die  M  e  t  al  1- 
waren  Industrie  von  der  katalonischen  Krisis  betroffan 
worden,  da  gerade  in  diesem  Zweig  die  Arbeitseinstellungen 
einen  aufserordentlichen  Umfang  annahmen.  Daher  waren  flir 
die  Ausfuhr  1900  nur  Waren  im  Werte  von  2,3  Mül.  Pes. 
verfügbar  gegen  0,1  Mill.  Pos.  IHiH.  Einen  hohen  Auf- 
schwung hatte  diese  Industrie  in  der  Mitte  der  neunziger  Jahre: 
sie  exportierte  1895  für  18  Mill.  und  1896  für  17  Mill.  Pes., 
wohingegen  in  dieser  Zeit  die  Einfuhr  nicht  30  Mill.  ttber- 
schritt  e:egen  34,2  Mill.  Pes.  1891  und  36^7  Mill  1900. 

Nicht  unbedeutend  ist  die  apanische  Schuhwaren- 
Industrie.  Wesentlich  für  sie  ist  die  £infuhr  von  Häuten  und 
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Fellen  bestimmt,  welche  von  einem  Jaiiresdurchschnitt  von  über 
7000  t  in  der  Zeit  188u— 1884  auf  über  10000  t  1899  stieg, 
nach  etnem  Sinken  aof  5200  t  1886.  So  findet  denn  aneli 
ein  eiarker  ikport  yon  Schahwaren  statt;  aein  Wert  betrag 
1899:  17,5  Hill.  Pes.  ge^en  8,9  Hill.  1898  and  lieb  den  iän- 
fuhrwert  völlig  hinter  sich  zarttck.  An  Häuten  und  Fellen 
selbst  wurden  Mengen  im  Werte  von  14/15  Mill.  Pes.  ins 
Ausland  vorsrhickt.  Die  Schuhwarenindustrif*  int  gleichfalls 
ein  Industriezweig,  dem  der  Verlust  der  Kolonien  nicht  ge- 
ringen Abbruch  tat,  ihkI  selbst  die  lange  Gewöhnung  der 
Bewohner  in  den  etiemaligen  Kolonien  an  die  Waren  des 
Mutterlandes  hat  nicht  verhindern  können,  dafs  dort  andere 
Ltnder  nunmehr  erfolgreich  mit  Spanien  konkurrieren. 

Gleichfalls  höher  —  wenn  auch  nicht  um  sehr  viel  —  als 
der  Einfuhrwert  ist  der  Ausfuhrwert  in  Papierwaren,  da 
sich  seit  einigen  Jahrzehnten  die  Papierindustrie  kräftig  ent- 
wickelt hat,  wobei  zu  bemerken  ist,  dafs  in  dieser  blühenden 
Industrie  vielfach  —  nnmentlich  in  Katalonien  —  Handarbeit 
vorherrscht.  Der  Einfuhr  von  7,2  Miii.  Fea,  stand  eine  Aus* 
fuhr  von        Mill.  1899  gegenüber. 

Auf  keiner  hohen  htufe  steht  die  chemische  Industrie, 
mufsten  doch  an  Chemikalien  1898:  90103  t  und  1899  Uber 
130000  t  im  Werte  von  ttber  30  MilL  Pes.  eingeführt  werden, 
denen  ein  nur  geringer  Export  nicht  das  Gleichgewicht  hielt 
Von  den  mehr  ab  200  Seifenfabriken  wurden  immerhin 
6—7000  t  Seife  fUr  3~3Vt  Mill.  für  den  Export  erzeugt. 

Nur  erwähnt  mögen  werden  die  Glasindustrie,  die 
Holzwarenindustrie  u.  a.  m.,  manche  mit  kräftigen  An- 
sätzen, doch  noch  keine  zur  i^lüte  gelangt,  keine  im  stände, 
auch  nur  annähernd  dem  Bedarf  zu  genügen  oder  einen 
gröfseren  Absatz  im  Ausland  zu  erlangen. 

Wie  skeptisch  man  auch  immer  die  Aussichten  der 
s  panl  sehen  Industrie  betrachten  mag,  man  wird  nicht  sagen 
können,  dafs  keine  Anaeichen  auf  ein  weiteres  Wachsen  vor* 
handen  sind.  Es  bleibt  eine  beachtenswerte  Tatsache,  dals  in  den 
^ewerbereichen  Gegenden,  trotz  der  starken  Erschütterungen 
im  Wirtschaftsleben,  gleich  nach  dem  Kriege  wieder  reges 
Leben  pulsierte :  so  lassen  die  Handelsberiehte  aus  zahlreichen 
Provinzen  einen  Aufschwung  auf  sämtlichen  Gebieten  von 
Handel  und  Industrie  erkennen.  Und  auch  die  Überwindung 
der  katalonischen  Krisis  mit  ihren  Folgeeracheinungeii  hat  be- 
wiesen, dafd  in  dem  V^olke,  das  so  viele  Pronunciamentos, 
separatistische  Unruhen,  soxiahrevolutionilre  Bewegungen  Über- 
standen haif  doch  eine  erstaunliche  Lebenskraft  wohnt  Somit 
ist  es  keineswegs  unwahrscheinlich,  dafs,  namentlich  wenn  die 
industriell  tätigen  Elemente,  die  Katalonen  und  die  Basken, 
ihren  Unternehmungsgeist  noch  mehr  wie  bis  jetzt  in  anderen 
Provinxen  betätigen,  aahlreiche  Lidustriezweige,  ähnlich  wie 
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die  Textilindustrie,  zur  iiöheren  Entwicklung  gelangen  ^  Man 
könnte  freilich  darauf  hinweisen ,  wie  wenig  gerade  jene  ge- 
werblich hocbttehenden  Volkskreise  geneigt  sind,  eine  ionigere 
Verschmeisung  mit  deo  übrigen  Proyinsen  herbeisuAlhren, 
wie  8ie  vielmehr  auf  eine  Loslösung  von  diesen  bedacht  seien. 
Und  gewifs  ist  zuzugeben,  dafs  diese  separatistischen  Be- 
strebungen, die  teils  darauf  hinausgehen,  Katalonien  an  Frank- 
reich anzugliedern ,  teils  —  und  das  ist  die  weit  stllrkere 
Tendeir/  —  es  völli«?  sfll^stfindif!^  zu  mat  fien ,  nicht  ohne 
Gefahr  sind;  aber  heutzutage  erscheint  diese  ganze  Richtung 
als  ein  Anachronismus.  Die  kataianisehe  Industrie  ist  so 
sehr  mit  dem  Wirtschaftsleben  des  übrigen  Spanien  verknüpft, 
ist  so  sehr  mit  ihren  Erzeugnissen  auf  diesen  Markt  an- 

fewiesen,  dafs  sie  selbst  von  einer  Trennung  den  sdiwersten 
chaden  haben  wttrde. 

Eine  noch  engere  i  l  indung  mit  den  Übrigen  Teilen  des 
Landes  wird  um  so  schneller  vor  sich  gehen ,  je  mehr  die 
innere  Kommunikation  ausgestaltet  wird,  wie  dies*'  über- 
haupt die  Grundlage  für  die  wpitere  wirtschaftliche  Hebung 
des  Landes  ist.  Allenthalben  wcrd«  ii  Klagen  darüber  laut,  wie 
unzureiclicnd  die  Zahl  und  die  Länge  der  J^and  s  t  rafsen  ist, 
und  in  welch'  schlechtem  Zustjunb^  sich  diese  meist  betinden. 
Auch  gibt  dies  die  Regierung  durchaus  zu,  ohne  jedoch 
bisher  hier  die  bessernde  Hand  anzulegen.  Nun  könnte  zwar 
ein  weitverzweigtes  Eisenbahnnetz  diesem  Mangel  einiger- 
matsen  abhelfen,  aber  auch  damit  ist  es  nicht  allzugut  bestellt, 
so  dafs  im  Innern  nicht  wenige  Gegenden  sich  einer  gftnslichen 
Abgeschlossenheit  erfreuen.  Die  Folge  ist,  dafs  ein  Aus* 
tausch  der  Produkte  von  Provinz  zu  rrovinz  nicht  möglich 
ist,  und  dafs  es  sich  nicht  lohnt,  landwirtschaftliche  und 
industrielle  Krzpiiirnisse  auf  flen  weiter  vom  Meere  entfernten 
Gebieten  über  den  lokalen  Bedarf  hinaus  zu  proflu/ieren.  Es 
betrug  die  Länge  des  gesamten  spanischen  Eisen baimnetzes: 


'  Gegenüber  den  aufscrhalb  Spaniens  herr  ^  fi enden  Ansicliton  über 
die  Bpanische  Industrie  seien  folgende  Darlegungen  dos  spanischen 
Sozialdemokraten  A.  Gareia  Quejido  aus  der  „Neuen  Zeit**  20.  Jahrg. 
Bd.  II  Kr.  1  S.  12  angefahrt :  „  .  .1  Jetst  haben  wir,  da  die  Eneagnisae 
nii^'f'rrr  Irt(hi>*trio  pröfstenteils  nnrh  zu  mindpr"vrertig  sind,  um  ;iiif  drn 
AuBlanUsniHrkten  mit  Erfolg  konkurrieren  zu  können"  (vgl.  dazu  aber  das 
oben  fiber  die  Amftiiir  doseltier  Waren  GFeeagte)  „als  hauptaftchlichstes 
Absatzgebiet  norden  innern  Markt.  Aber  trotzdem  oder  vielleicht  gerade 
dadurch  ist  bei  uns  seit  einigen  Jahren  pin»>  Ära  industrieller 
Prosperität  eingetreten,  die  wohl  in  Verbindung  steht  mit  der  all- 

f «meinen  Prosperitätsepocne  aof  dem  Weltmarkt,  die  bis  vor  kimem 
estand.  Unser«»  Industrie  hat  sich  enorm  ontwiokelt,  vrxa 
schon  die  Tatsache  beweist,  dafs  seit  Beendigung  des  Krieges  mit  den 
Vereinigten  Staaten  der  Güterverkehr  auf  den  Eisenbahnen  sich  fast 
yerdoppelt  bat." 
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1897:    12910  km 
1898:    13048  , 
1899:   13281  , 

So  entfielen  1899  auf  10000  qkm  Grundfläche  nur  263  km 

Eisenbahnen.  Von  einer  einheitlichen  Gestaltung  des  ge- 
samten Rptriebee  ist  man  natürlich  sehr  weit  entfernt,  da 
eine  groise  Anzahl  Gesellschaften  sich  in  den  Besitz  der 
Linien  teilt.  Die  wichtigsten  gehören  französischen  Kapitalisten; 
doch  ist  gerade  an  den  Eisenbahnen  belgisches  Geld  gieich- 
fiiUt  stark  beteiligt;  so  hat  sich  1899  wiederum  eine  Gesell- 
Schaft  in  Brüssel  gebildet,  um  10000  km  Nebraeismbahnen 
in  Spanien  zu  erbauen.  Die  bedeutendste  Linie  ist  die  nord- 
8|»nische  Eisenbahn  mit  einer  Länge  von  3683  km,  die  mit 
einem  Kapital  von  232750000  Pes.  gegründet  wurden  ist; 
dann  die  Linie  Madrid-Zaragossa-Alicante  von  8665  km  Länge 
mit  einem  Kapital  von  178000000  Pes.  u.  s.  f. 

Die  Einnahmen  sämtlicher  Gesellschaften  betragen  1899: 
2244(57543  Pes.,  woran  die  nordspanische  Eisenbahn  allf'in 
mit  102r)14  254  Pes.  beteiligt  war.  Da  infolge  der  hohen 
Interessierung  fremden  Kapitals  viele  Obligationen  der  Gesell- 
schaften sich  im  Ausland  betinden,  so  ergeben  sich  bei  dem 
hoben  Wechselkurs  beträchtliche  Einbufsen  an  dem  sonst  nicht 
unbedentenden  Qewinn. 

Im  Vergleich  mit  den  nngenttgenden  Verkehrsmitteln  im 
Lande  selbst  ist  die  Handelsmarine  verhältnismäfsig  hoch 
entwickelt.  Die  günstige  Lage  der  Halbinsel,  die  mit  einer 
grofsen  Anzahl  vorzüglicher  Hilfen  versehen   ist,  bietet  die 

feeignetste  Grundlage  für  den  Betrieb  einer  regen  Schiffahrt. 
>er  wichtigste  Einfuhrhafen  ist  Barcelona,  über  das  im  Jahr 
1900  ein  Drittel  der  gesamten  Einfuhr  ging.  Einer  grofsen 
Entwicklung  lähig  ist  der  Hafen  von  Bilbao,  wo  man  seit 
1888  mit  der  Errichtung  eines  gewaltigen  AuDsenhafens  be- 
schäftigt ist,  der  bis  1908  fertiggestellt  werden  soll.  Es  ist 
ein  Zeichen  für  die  r^  Betriebsamkeit  in  diesem  Teile  des 
Landes,  dafs  man  bemUht  ist,  neue  Schiffahrtslinien  ein- 
zurichten und  mit  den  transatlantischen  Gebieten  Handels- 
beziehungen anzuknüpfen;  da  man  nämlich  befürchtet,  dafs 
Bilbao  später  einmal  nach  dem  Abbau  der  hier  behndlichea 
Erzgruben  in  seiner  Bedeutung  stark  zurückgehen  wird,  sucht 
man  sich  einen  dauerntlen  leibhaften  Verkehr  zu  sichern:  so 
hat  sich  denn  an  diesem  Plat:^  ein  blühendes  Reedereigeschäft 
entwickelt. 

Die  Angaben  über  den  Bestand  der  spanischen  Floi^e 
sind  2u  unvollständig  und  auseinandeigehend,  als  daCs  sich 
feststellen  liefse,  in  welcher  Weise  die  fjotte  selbst  gewachsen 
ist  1900  setzte  sie  sich  zusammen  aus  512  Dampfschifien 
▼on  zusammen  714t>d9  Reg.-Tons  und  532  Segelschiffen  yon 
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94698  Reg.-Tons.  Über  den  Schiffsverkehr  in  den  apanischen 
Häfen  mag  folgende  Oberaieht  fllr  1899  orientieren:  Es  liefen 
ein  18726  Schiffe,  davon  8345  in  Ballast   Von  den  ttbrigen 

10381  brachten  6140  spanische  eine  Ladung  von  1014  833  t 
nnd  4241  fremde  eine  solche  von  2385177  t.  Die  Hftfen 
verliefsen  17418  Schiffe  und  zwar  in  Ballast  1914.  An  spani- 
schen Schiffen  trugen  6555  eine  Last  von  2723714  t  und 
8949  fremde  Schifte  91S:iOH<>  t. 

Von  den  fremden  Marinen  beteiligten  sich  namentlicli 
folgende  am  Schiffsverkehr: 


Flaggenstaat 

Ladniig  nadi  Tonnen 

Einftilur 

Ansfohr 

Gro&britaimien .  .  . 

1599  821 

7  117  790 

Frankrsich  .... 

134718 

151  858 

435  674 

121  915 

122 

Deutschland  .... 

y4  498 

253  985 

188  692 

57  210 

Holland.  ..... 

41  »^,4 

147  898 

1Ö316 

168  194  . 

Der  Anteil  der  spanischen  Flotte  am  Aufsenhandel  hat 
sich  in  den  letaten  Jahren  ein  wenig  gesteigert:  1895  be- 
forderte  sie  19  ^/o  der  Gesamtmenge  von  Aus-  und  Einfuhr, 
1900  bereits  24*/o.  Von  verschwindender  Bedeutung  ist  die 
Beteiligung  der  ausländischen  Flaggen  an  der  Küstenschiffahrt. 
Hierbei  liefen  in  Ballast  gegen  2000  Schiffe  auswärtiger 
Flotten  aus  und  ein ,  ohne  einen  gröfseren  Anteil  an  der 
Küstenschiffahrt  erlangen  zu  können.  — 

Der  Übersicht  über  die  Gestaltung^  des  spanischen 
Haudcls  im  letzten  Jahrzehnt  mag  vurausgeschickt  werden, 
dafs  die  spanische  Handelsstatistik  die  Unteraoheidnng  zwischen 
General-  nnd  Spezialhandel  nicht  kennt.  Es  hatte  der  ge- 
samte Handelsverkehr  folgenden  Wert: 


18Ü1 

1  051015  525 

Pes. 

1892 

:  1610034954 

n 

1893 

:  1480452285 

n 

1894: 

:  1477678186 

n 

1895; 

!  1643447022 

n 

1896 

:  1932841716 

« 

1897. 

1984422033 

» 

1808. 

1  n42:i87  575 

n 

1899: 

HMj9  7r)9  8f;s 

n 

1900. 

;  1822563112 

9 
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Einen  beäseren  RUckschlufs  auf  die  wirtschaftliche  Lage 
lassen  die  Zahlen  zu,  wenn  man  die  nur  „vorübergehende" 
Ein-  und  Aiufuhr  sowie  den  EdelmetsUTerkehr  nicht  berttek- 
Btchtigt   Dann  ist  der  Wert  dee  auswttrtigen  Handels: 


Wert  in  Peseta 

Jshr 

Einfiihr 

Ausfiihr 

ZusBtntDeii 

1891 
1892 

lö94 
1895 

1896 
1897 
1898 
1899 
1900 

79«  116  857 
743584837 
695  375  689 
728539  321 
748962790 
740  545  303 
727  m  957 
590  447  042 
953397  582 
856877420 

826  572  599 
695  545  006 
647  850  891 
624  853  431 
712100 128 
828  368142 
857  i:i5  941 
843995468 
800419  074 
702923005 

1  624  6Ö9  456 
1439  129  843 
1 :143  226  580 
1353  392  752 
1456  062 848 
1568  91:^445 
1  584  im  89« 
14^34  442  510 
1  753  816  656 
1659800425 

Zunächst  fällt  hierbei  in  die  Augen ,  daüs  der  Handel  im 
misen  seit  1891  nicht  fortgeschritten  is^  nachdem  der  höhere 
Stand  von  1899  wieder  Terlassen  ist  Das  Sinken  des  Gesamt- 
band  eis  datiert  Yom  Jahre  1892,  in  dem  die  alten  Handel s- 
▼ertrfige  abgelaufen  waren  und  eine  stärker  schutzzöUnerische 
Politik  eingeschlap^en  wurde.  Diese  äufserte  sich  am  nach- 
haltig'^^ten  in  der  Einfuhr,  welche  dann  1898  während  de» 
Kn('/4^«\>  e  inen  aufserordentlichen  Tiefötaud  erreichte.  Ob  und 
inwieweit  hier,  wie  auch  bei  der  Ausfuhr,  das  hohe  Goldagio 
von  Eiiilluis  war,  wird  weiter  unten  im  Zusammenhang  mit 
dem  Stande  der  Valuta  untersucht  werden.  Fragt  man,  welche 
Waren  einen  besonders  hohen  ROckgang  in  der  Einfuhr  auf- 
wiesen, so  aeigt  sich,  dafs  die  Ronstoffe  am  wenigsten  von 
den  Schwankungen  bertthrt  wurden.  Von  334  Mill.  Pes.  1891 
ist  ihr  Einfuhrwert  bis  1897  nicht  unter  30?  Miil.  Pes.  ge- 
sunken, und  1897  selbst  betrug  er  318  Mill.  Pes.,  erst  1898 
infolge  der  gestörten  Industrietitigkeit  des  Landes  sank  er  auf 
280  Mill.  Pes.;  dann  aber  —  und  dies  ist  wiederum  ein  Beweis, 
wie  sich  in  der  Industrie  nach  tieia  Kriege  neue^  Leben 
regte  —  stieg  sie  auf  403  Mill.  1899  und  hielt  sich  190U  mit 
390  Mill.  auf  annähernd  derselben  Stufe.  Bei  der  Einfuhr 
der  Fabrikate  äufserte  sich  die  namentlich  gegen  sie  gerichtete 
Schutrollpolitik  awar  nicht  sogleich  1892,  wohl  aber  189S, 
das  mit  208  Müh  Pes.  um  62  Mill.  gegen  1891  aurttckblieb. 
Doch  ist  es  bemerkenswert,  dafs  die  Zurttckdrängung  dieser 
Einfuhr  nur  eine  vorübergehende  war,  da  sie  sich  sogar  über 
den  Wert  Ton  1891  erhob,  bis  dann  die  ungünstigen  Absata- 
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bedingungen  des  Jahres  1898  den  Wert  auf  197  Hill,  atellten. 
Auch  hier  Heb  die  gesicherte  Lage  und  die  gestärkte  Kauf- 
kraft der  Bevölkerung  1899  eine  Einfuhr  von  350  Mill.  und 
1900  von  827  Mill.  Pes.  zu.  Weit  weniger  eine  Folge  der 
jeweiligen  Handelspolitik  als  vielmehr  des  Ernteergebnisses  in 
Spanien  ist  die  Einfuhr  der  Nahrun^sstofle  gewesen.  Auch 
die  aufserordentlich  gerinj2:n  Einfuhr  von  113  Mill.  1808 
gegen  194  Mill,  1891  ist  hauptsächlich  durch  die  günstige 
Ernte  veranlafst,  weniger  durch  verminderten  Konsum;  dabei 
erhielt  sich  die  Ausfuhr  in  diesem  Jahre  ebenfalls  auf  einem 
hohen  Stand.  Die  weniger  reich  ausgefallene  Ernte  von  1899 
veranlafste  eine  Einfuhr  yod  .200  Mill.  Pes.,  und  die  im  gansen 
besseren  Ertrüge  von  1900  eine  solche  von  140  Mill. 

In  anderer  Weise  verlief  der  Ausfuhrhandel.  Im  Gegen* 
sats  2ur  Einfuhr  hatte  der  Export  schon  1896  seinen  früheren 
Stand  uberholt  und  selbst  1898  blieb  er  Uber  demselben«  um 
dann  1899  und  noch  mehr  1900  beträchtlich  zu  fallen.  Der 
Hauptgrund,  dafs  die  Ausfuhr  in  ihrer  Gesamtheit  zurück- 
gegangen ist,  liegt  in  dem  verminderten  Absatz  von  Nähr- 
stoffen an  das  Ausland,  der  sich  1000  auf  255  Mill.  gegen 
434  Mill.  1891  stell te.  Es  ist  bereits  oben  das  Nähere  über 
den  Rückgang  dos  Weinexports  mitgeteilt  worden,  der  hier 
wohl  in  der  Hauptsache  das  bestimmende  Moment  war. 
Fabrikate  wurden  zwar  1899  mit  195  Mill.  und  190U  mit 
166  Mill.  nicht  weniger  ausgeführt  als  1891  mit  164  Hill, 
aber  dss  Herabfallen  von  dem  Höhepunkt  mit  248  Mill.  im 
Jahr  1890  beweist,  wie  schwierig  es  nach  dem  Verlust  der 
Kolonien  für  die  spanische  Industrie  ist,  diese  Absatagebiete 
zu  behaupten  oder  entsprechende  neue  sich  zu  erwerben. 
Weit  weniger  schwankend  war  die  Ausfuhr  der  Rohstoffe. 
Allerdings  trat  auch  hier  nach  1891  ein  Rückgan^r  '  i'n ,  der 
1894  mit  190  Mill.  gegen  228  Mill.  1891  seinen  tietstni  Punkt 
erreiehte,  aber  die  dann  folgende  aufsteigende  Periode  wurde 
selböt  1898  mit  287  Mill.  nicht  uiiterbrocheu  und  erreichte 
ihren  Höhepunkt  in  den  322  Mill.  des  Jahres  1899,  worauf 
dann  1900  ein  Sinken  auf  282  Mill  erfolgte  K 

Die  Angaben  darüber,  mit  welchen  Ländern  Spanien 
hauptsflchlich  in  Handelsbeziehungen  steht,  können  nur  als 
relatiy  richtig  angesehen  werden,  da»  wie  sich  nachher  am 
Beispiele  Deutschlands  zeigen  wird,  die  spanische  Handels* 
Statistik  fUr  Registrierung  der  Herkunfts-  und  Bestimmungs- 
länder nicht  vöUig  einwandfrei  ist. 


•  Über  den  Edeliuetuiiverkehr  tinden  sich  unten  in  der  Unter- 
suekiing  fiber  die  Valuta  einige  AngabeD. 
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Spaniens  Aufsenhan  del,  nach  Ländern  geordnet. 

In  1000  Peseta. 


1890 

1899 

ÜbeTBchnA 

ÜbenchüfB 

BinfoliT 

AlufullT 

der  spanbehen 

Bfnftihr 

Ansfnhr 

der  BpaniBchen 

Blnfiilir{Aii«fii]ii 

Binfnbr 

Aiwfahr 

GrorttbriUnuitiQ  .  . 

218  371 

241  3ü0 

281  299 

39  93Ö 

Frankreicli  .... 

Ann  aaa. 

292292 

425604 

157  644 

250297 

92658 

Vcreini;:te  Staaten 

von  Nord- Amerika 

70 

24  521 

54Ö72 

119  564 

13  212 

106352 

44  ')r)l 

8t)  42t> 

41  865 

21  375 

/3  788 

52  413 

Deutschland  .   .  . 

44  4  <o 

1 1  829 

32  (Vtf) 

04  5o< 

2. )  .)o  1 

•->n 

39  OOb 

40  4  ( 2 

21  445 

19  027 

-U  357 

28  263 

7094 

Portugal  .... 

<J4ö7Ü 

35ö72 

798 

29  389 

1  32576 

3187 

KnifllaDd  .... 

Ott  ORR 

Ol* 

25960 

1  QAI 

44142 

ItaHen  

8  0vS2 

8801 

23  416 

16  120 

7  296 

Ar^pTitmien 

10  579 

15  409 

4  829 

24  844 

13147 

11697 

HnllRtiii  .... 

13  890 

11  051 

7  5S4 

28  225 

20*741 

i*hilippinen    .   .  . 

24  r,r):{ 

9  213 

15  :i49 

21  182 

11  658 

9524 

I'ucrto  Rico   .   .  . 

2;'.  127 

22  t;i7 

510 

9  751 

17  604 

785S 

Nonvegen  .... 

ly  017 

4^ 

18  72a 

1ÖÖ03 

i  1842 

13  761 

Österreich-Ungarn  . 

846 

848 

12445 

617 

11828 

440 

9  313 

8  873 

3  163 

9  797 

6  h;m 

1 'i  iii'-na y  .... 

2  0:;ö 

7  5S); 

5560 

2  226 

5  921 

3695 

i>ie  übrigen  Länder 

84  007 

26  914 

109  889 

52  550 

941  i;^7|937  759, 

|l  U45  392 

,864  3681  1 

In  erster  Reihe  steht  Grofsbritannien,  das  an  der  Einfuhr 
mit  2^^^'o  und  an  der  Ausfulir  sogar  mit  'V.^^'o  botoiligt  ist. 
Es  hat  dadurch  Frankreich  verdrängt,  das  früher  haiiptsäfh- 
lichstes  Absatz-  und  Bezugsland  für  Spanien  gewesen  war,  und 
das  1890  31  °/o  der  gesamten  Einfuhr  nach  Spanien  stellte, 
von  dessen  Gesamtauafuhr  aber  nicht  weniger  als  45®/o 
empfing;  dagegen  betrug  der  entsprechende  ÄDteü  1899  15°/o 
bes.  29  Vo, 

Was  der  Verlast  der  Kolonien,  auf  denen  sich  der 
spanische  Handel  ein  ausgedehntes  Monopol  erworben  hatte^ 
bedeutet,  zeigt  der  Rückgang  der  spanischen  Ausfuhr  nach 
Kuba  und  Puerto  Rico.  Als  der  spanische  Auafuhrhandel 
1897  einen  so  hohen  Aiifscliwung  nahm,  wurde  nach  Kuba, 
Puerto  Rico  und  den  Plii lippinen  für  3(35 490028  Pes.  expor- 
tiert. 1899  dagegen  für  Id^  ()r.(>4(i2.  Dies  ist  eine  Abnahme 
um  72  ^ü.  Um  einen  Ersatz-  daiUr  /ai  gewinnen,  hat  man  sich 
bemüht,  in  Mittel-  und  Süd- Amerika  gröfsere  Absatzgebiete 
sa  erringen,  ohne  damit  freilich  bis  jetst  allsuTtel  tu  erreichen. 

Aus  welchen  Ardkeln  sieh  der  spanische  Aufsenhandel 
zusammensetzt,  hat  sich  im  wesentlichen  bei  den  Betrachtung^ 
tiber  die  Landwirtschaft  und  die  Industrie  geseigt  Es  mag 
hier  eine  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Waren  ftlr  1898 
und  1899  Plate  greifen: 
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Spaniens  Einfuhr  nach  Waren  geordnet 


Artikel 


Werte  in  Pesetas. 

Einheit  der 
Mengen 

189Ö 

1809 

Menge 

Wert 

Menge 

Wert 

roll 


Baumwolle, 

Weizen  

Die  übriiren  Cerealien 
Steinkohlen  .... 
Wasserfahrzeuge  aller  Art 
Holz  (ausg.  Fässer) 
Mascliinen  u.  einzelne  Teile 
Chemische  Erzeugnisse . 
Häute  und  Felle  .  .  . 
Kabliau  und  Stockfisch 
Eisen,  Stahl  u.  Waren  daraus 

Vieh  

Kaffee  ...... 

Gewebe,  seidene  .  . 
Gewebe,  wollene  .  . 
Wolle  und  Haare,  roh 

Kakao  

Seide,  roh  und  gezwirnt 
Alle  übrigen  Artikel  . 


Kilogramm 


Tonnen 
verschiedene 

Kilogramm 


Stück 
Kilogramm 


» 

n 
n 
n 
n 


65  376 
59  476 
114  927 
1440 


122i 
387 
110 
570 


16  771 
90103 
5149 
34  924 
36  441 
498 
6:346 
139 
402 
2  097 
5  VM 
173 


855 
084 

023 
778 
756 
823 
636 
892 
992 
547! 
7911 
956 


71 
14 

16 
43 
9 
30 
25 
25 
13 
22 
13 
23 
17 
8 
4 
9 
10 
6 

355 


913  734 
869  097 
153  953 
217  095 
812  800 
908  341 
447  579 
610  763 
994  914 
701  106 
523  346 
135  930 
2919.54 
094  973 
547  617 
977  027 
226  869 
685  346 
im  925 


«6  460  742 
373  496  263 
82  266  725 
1783453 


26  461  973 
130  034  187, 
10  317859' 
37  671  590 
62  120926 
371  929 
8  794  546; 

294  440 
1  198  364 
3452  2:« 
6  582  675 
298  526 


96  8:36  0:31 
85  904  14* 

11  498  796 
62  420  950 
59  658  8»« 
48  432  745 
39  926  ISS 
:37  001  637 
30  062  250 
25  616  67^ 
23  494  7& 
20  595  O^-^ 
19  855  401 

16  368  362 
14345  644 

17  349  7 
13  074  524 

12  940^=» 
410  009  957 


I 


I 
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Spaniens  Ausfuhr  nach  Waren  geordnet. 

Werte  in  Pesetas. 


Artikel 


Einheit  der 
Mengen 


1898 


Menge 


Wert 


1899 


Menge 


Wert 


Erze  

Wein  

[Blei  

[Quecksilber     .   .    .  . 
iKupifcr  und  Messing  . 
Eisen  und  Stahl  .    .  . 
^Die  übrigen  Metalle 
Südfrüchte,  frische  .  . 

^         trockene  . 
Gewebe  aus  Baumwolle 

Korkholz  

Korkstopfen  .... 

Vieh  

Ol,  gewöhnlicj^ea     .  . 

Schuhwerk  

Häute  und  Felle     .  . 

Konserven  

Wolle  und  Haare,  roh 

Gewürze  

Die  übrigen  Artikel  . 


Kilojjramm 

Liter 
Kilogramm 

n 

V 

n 
n 
n 


1000  Stück 

Stück 
Kilogramm 

n 

n 
n 

7t 

n 


931  126  873 
642  750  509 
180  496  374 
1  741  392 
33  32^)  047 
49  295  205 
4  799  596 


5  871284 

10  274  243 
2  046  961 

528  909 
54  593  124 
560  4:38 
5  451  918 

11  926:3:34 
13  673  153 


129  185  020 
139  739  693 
57  074 :339 
9403  517 
30  426  586 
5  058  515 

2  997  857 
35  «32  752 
4ia39  551 
38  292  614 

3  469  417 
28  359  608 
32375  270 
46404  155 

8  967  008 
20  087  420 
17  889  501 
16  576  321 
15  837  217 
2:39  626  845 


^    r  - 


918  943  206 


10  162 :356 
487  303 
162855 
3  221 
29  561 
47  659 
3131 


617,165 
463;  103 
945|  52 
101,  17 
0671  25 
9451  5 
919 


5  958 
4  890 
21.58 

158 
21  619 
1094 

6  029 
10  758 
12  423 


2 
41 
62 
39 

2 
31 
257  18 
628  18 
410  17 


666 
278 
391 


031 


16 


212  16 
722|  15 
9 

202 


074  60:^ 
581  046 
362  981 
393  945 
67M  287 
638  783 
347  988 
088028 
036  386 
915  506 
608840 
818  455 
6:39  86« 
376  684 
510560 
838911 
137  318 
462  383 
414  8:35 
443  031 


—        ;864  367  885 
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Die  spanische  Handelsbilanz  ist  im  letzten  Jahrzehnt 
nur  vorf'i})erf:rehend  für  Spanien  aktiv  gewesen;  1899  und  1900 
dagegen  übertraf  die  Kiiitulir  um  Mill.  Pes.  die  Ausfuhr. 
Schwierig  ist  es  natürlich,  Geiiaucrcä  über  den  Stand  der  Zah- 
lungsbilanz zu  sagen.  Man  wird  von  vornherein  zu  der 
Annahme  geneigt  sein,  daiä  auch  dicäe  iur  Öpanieu  pasfliv  ist 
Dem  gegenüber  liat  £dm<Mid  naehraiweifleii  yertadit, 

dals  Spanien  im  Gegenteil  nicht  Schuldner,  eondem  Gläubiger 
des  Auslandes  sei.  Er  kommt  zu  dieiem  überraachenoen 
Resultat  für  das  Jahr  1900  auf  folgendem  Wege^:  FUr  den 
Dienst  der  auswärtigen  Schuld  und  andere  im  Ausland  unter- 
frel>rachte  Papiere  nimmt  er  \m  ganzen  etwa  00  —  05  MilL 
i^'rank  an,  für  Zinsen  der  Ki^enbahnoblifrntiünen  50  Mill.  Fr., 
für  Keisen  der  Spanier  ins  Ausland,  Sjpeziell  zur  Pariser  Aus- 
stellung, 30  Mill,  Fr.  Der  Überschuls  der  Einfuhr  Uber  die 
Ausfuhr  betrug  lö;j  Mill.  Fr.,  und  dies  wäre  bei  einem  mitt- 
leren Wechaeikurs  von  29,55*^/0  ein  effektiver  Auaflufa  von 
120  Hill,  in  Gold.  Auf  diese  Weise  hätte  Spanien  mindestens 
265  Mill.  Fr.  ans  Ausland  zu  sahlen.  Dagegen  kämen  von 
den  im  Ausland  lebenden  Spaniern  mindestens  200  Mill.  an 
Ersparnissen  ins  Mutterland^;  fremde  Reisende  b^ahlten  im 
Lanflo  wenigstens  50  Mill.  Fr.,  und  die  Zinsen  von  fremden 
Papieren  brächten  iliren  spanischen  Besitzern  auch  pe^en 
5U  Mill.,  so  dafs  durch  alles  dies  Einnahmen  von  ;3UU  Miil. 
erzielt  würden.  p]in  reiner  Gewinn  wäre  freilich  auch  hiermit 
nicht  erzielt,  da  ciuiiiai  1900  die  Gesamtauafuhr  der  Edel- 
metalle die  Einfahr  nm  Uber  15  Mill.  überstieg,  und  dann 
von  Spanien  im  Ausland  Papiere  Kurttckgekauft  worden  für 
ca.  100  Mill.  Pes.  Kun  kann  man  selbstverständlich  nicht  im 
einzelnen  nachweisen ,  ob  und  inwieweit  jene  Schätzungen 
—  etwas  anderes  ist  es  doch  meist  nicht  —  der  Wahrheit  ent- 
sprechen. Wenn  nach  einer  anderen  Angabe^  angenommen 
wird,  dafs  Spanien  nur  140  Mill.  Pes.  vrm  Ausland  r'm]>f?ingt, 
dagegen  211  Miil.  zahlt,  so  erscheinen  Ix  ide  Zahlen,  besonders 
die  ersten,  als  zu  niedrig.  Aber  so  gunstig,  wie  Thery  meint, 
wird  die  Sache  für  Spanien  doch  nicht  liegen.  Zunächst  sind 
in  den  Abgaben  ans  Ausland  nicht  einbegriffen  alle  Zahlungen, 
welche  in  Form  von  Dividenden  oder  als  Gewinnbeteiligungen 
ausländischen  Kapitalisten  anfallen;  denn  es  sind  ja  a.  B. 


1  Im  ^Domiste  europ^n.   1901.   Bd.  19  Nr.  476. 

*  In  La  «itestioii  ^i^moniiqiie  et  financi^re  de  TEspai^ne  S.  58 

BcliTitzt  Tlu'ry  diesen  Betrag  auf  50  Mill.  Fr.  im  Minimuni ;  doch  ist  dies 
zu  niedri;.'  ^eja^riflPen.  Im  Economistc  puropt^en  a.  a.  ().  gibt  er  an,  dafa 
aus  .Argentinien  nnd  Al'Mcr  mmdestens  100  Mill.  Fr.  von  den  dort 
wohnenden  Spaniern  geschickt  wfirden;  die  Hanco  Espafiol  del  Rio  dn 
la  Plata  habe  allein  w&hrend  des  letzten  GeschftflBjabres  für  2  Mill.  £ 
gesendet. 

■  NachriehteB  IBr  Uandel  nnd  Indastdie  yom  19.  lOn  1902. 


Digitized  by  LiOOgle 


30 


XXI  5 


nicht  nur  die  Obligationen  der  Eisenbahugeöeilschaften,  sondern 
auch  Aktien  davon  im  Auslande.  Dazu  kommt  ein  anderes. 
Die  703  Mill.  Pea.,  welche  Spanien  tür  die  ausgeführten 
Waren  sich  anrechnet,  bedeuten  nicht  lediglich  .einen  Zuwachs 
de«  spEDUohen  Nationalyennögens,  sondern  sie  flielken  s.  B.  den 
aaslftndischen  Eapitaliaten  su,  welche  in  Spanien  aus  ihren 
Bergwerken,  aus  ihren  Fabriken  u.  s.  w.  exportieren,  und  da 
die  Einfuhr  in  weit  höherem  Mafse  den  Bedarf  der  Spanier 
selbst  deckt,  so  wird  die  Differenz  zwischen  Einfuhr  und 
Ausfuhr  noch  gröfser  zu  Ungunsten  Sp^iniens.  Auch  nur 
eine  annähernde  Schätzung  hier  vorzunehinen,  ist  allerdings 
gänzlich  ausgi  SL'hlossen ,  aber  es  läfst  sich  doch  mit  einiger 
Gewifsheit  annehmen,  dafs  Spanien  auch  eine  passive  Zah- 
lungsbilanz hat 


Digitized  by  LiOOgle 


Zweites  Kapitel. 
Die  fiuaiizielle  Lage  uud  die  Valutafrage, 


Wenn  die  Untersuchung  sich  jf^tzt  der  finanziellen  Lage 
Spaniens  zuwendet,  so  betritt  sie  damit  ein  Gebiet,  über 
das  die  Urteile  im  allgemeinen  seit  langem  die  denkbar  un- 
gunstigsten sind.  Indem  z.  B.  Eluenberg^  unter  Hinweis  auf 
die  Bankerotte  von  1820,  1837,  1851  und  1873  meint ,  dafs 
„Spanien  auch  in  neuerer  Zeit  der  Qewohnlieity  etwa  alle 
zwanzig  Jahre  einen  Staatsbankerott  an  Teranstalten,  treu- 
geblieben'' ist,  kommt  er  au  der  Ansicht:  „Es  handelt  sich 
hier  offenbar  um  eine  innere  Notwendigkeit,  welche  die  Jahr- 
hunderte tiberdauert."  In  letzter  Zeit  war  es  der  Ausbruch 
deK  Kriegos  mit  Amerika,  der  nicht  nur  im  Ausland  dif^ 
Meinung  erweckte,  Spanien  werde  dies  Beginnen  mit  dem 
tiDauziellen  Ruin  bezahlen,  sondern  auch  im  Lande  selbst 
ähnliche  trübe  Anschauungen  hervorrief*.  Die  Erfahrung 
scheint  nun  geleliiL  l\i  liaben,  dafs  man  sich  über  die  Kapital- 
kraft Spaniens  auCserordentlich  getäuscht  hat.  Denn  der  otaat 
ist  unter  der  gewaltigen  Schuldenlast,  die  er  auf  sich  nehmen 
mufste,  nicht  zusammengehrochen ,  und  die  nach  dem  Kriege 
unternommenen  ReorganisationsTersuche,  die  zum  Teil  schön 
befriedigende  Resultate  gezeitigt  haben,  iiefsen  hin  und  wieder 
zuversichtlichere  Meinungen  aufkommen.  Ohne  aber,  wie  es 
gewöhnlich  geschieht,  die  wirtschaftlichen  Krnft^^  des  Landes 
und  deren  Aussichten  zu  nntf rschfttzen ,  wird  man  sich  doch 
vorläufig  hüten,  zu  weit  gehende  Folgerungen  aus  jenen  Er- 
gebnissen der  Finanzreform  zu  ziehen;  es  hleil)t  immerhin 
fraglich,  ob  es  sich  hier  um  dauernde  Errungenschaften 
handelt,  und  gerade  in  einer  der  wichtigsten  Fragen,  der 
Valutaregulierung,  haben  die  hierin  unternommenen  Versuche 
noch  nicht  den  beabsichtigten  Erfolg  hervorgebracht 

Die  Beendigung  des  Krieges  mit  Amerika  hat  also  den 
Anstofs  zu  einer  Besserung  der  spanischen  Finanzen  gegeben. 


»  Zeitalter  der  Piiprfrer.  Jena  189ß.  Bd.  II  S.  268. 
*  VgL  z.  B.  Maextu,  Hacia  otra  iijäpaüa  S.  91. 
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Bis  dahin  hatte  in  der  2.  }lältte  des  19.  Jahrh.  der  Staats- 
haushalt trotz  aiier  günstigen  Voranschläge  fast  stf'ts  mit 
einem  Defizit  abgeschlossen,  das  in  den  letzten  2U  Jahren 
sicii  aut  durclischnittlich  70  Mill.  Pes.  belief;  zwar  erzielte 
man  karz  vor  dem  Kriege  189G/97  einen  geringen  Übrnchafs, 
aber  dieser  war  in  der  Hauptsaehe  Ternriacht  dnrch  die  infolge 
des  Kolonialaufstandes  gesteigerten  Mehreinnahmen  ans  der 
Militärbefreinng*  Da  liegt  es  denn  auf  der  Hand,  wie  sehr 
die  Befürchtungen  wegen  einer  Zahlongsunflthigkeit  des  Staates 
gerechtfertigt  waren.  Zunächst  wurden  einmal  grofse  Aus- 
gnbr^n  durch  den  Krieg  nötig  genmrht.  Villaverde,  der  Finanz- 
miiiister  im  konservativen  Ministerium  Hilvela,  das  nach 
dem  Krieg  ans  llinler  gekommen  war,  veranschlagte  die  ge- 
samten Kosten  aut  llMiO  Mill.  Pes.  Da  dies  nur  einmalige 
Ausgaben   waren ,  gelang  es   durch  Verkauf  von  Papieren» 

durch  eine  besondere  Kriegssteuer  u.  s.  w.  die  nötigen  Gelder 
8u  finden.  Schwieriger  yerhielt  es  sich  mit  den  Ausgaben« 
die  eine  dauernde  Belastung  des  spanischen  Haushaltes  dar- 
stellen mufsten.  Die  für  die  Kolonien  angenommenen  und 
vom  Mutterland  garantierten  Anleihen  nebst  den  kolonialen 
Zollobligationen  betrugen  1469425625  Pes.  im  Nominalwert 
und  erforderten  eine  jährliche  Ausgabe  von  135812449  Pes. 
Dazu  kam  eine  schwebende  Hcliuld  für  die  Kolonien,  die  sich 
nach  Abzug  der  Entschädigung  von  2<>  Mill.  Dollar  für  die 
Philippinen  auf  182(3279787  Pes.  stellte,  mit  0h965(MM)  Pes. 
jährlicher  Ausgabe;  leruer  verschiedene  andere  Auagaben  fUr 
die  Kolonien,  so  dafs  die  jährliche  Gesamtansgabe  für  alle 
diese  Schulden  252821603  Pes.  betrug.  Frtlher  waren  diese 
den  Spezialbudgets  der  Kolonien  zugefallen;  nach  dem  Kriege 
weigerten  sich  diese  durchaus  die  Schulden  auf  sich  zu  nehmen; 
auch  die  Vereinigten  Staaten  hielten  sich  nicht  dazu  ver* 
anlafst,  und  so  mufste  Spanien  sie  infolge  seiner  Garantie 
anerkennen.  Nach  dorn  Budgetanschlag  für  1S98  9!'  betrug 
der  Dienst  der  öffentliclien  Schuld  bereits  über  ;^99  Mill.  Pes,, 
d.  h.  ungefähr  45*^/o  der  j^resamtcn  Staatsausgabeu.  Dazu  sah 
der  Voranschlag  ein  —  allerdings  geringes  —  Defizit  von 
ca.  o  Miil.  vor;  um  die  früheren  Defizits  zu  decken,  war 
immer  wieder  ^ne  schwebende  Schuld  aufgen<unmen ,  die, 
obschon  1891  225  Mill.  davon  konsolidiert  waren,  sich  am 
1.  Juli  1899  auf  über  606  Mill.  Pes.  belief.  Hier  vermochte 
also  nur  eine  durchgreifende  Reorganisation  die  erforderlichen 
^[ittrd  zu  schaffen,  und  es  ist  das  Verdienst  Villaverdes,  troti 
heftigen  Widerstandes  einen  grofsen  Teil  seiner  Reform- 
projekte durchgesetzt  zu  haben.  Einmal  lief'^rte  die  Reorgani- 
sation der  Stn.itssciiuld,  über  die  noch  zu  sprechen  sein  wird, 
eine  Einnahme  von  170,7  Mill.  Pes.,  und  üanu  wurden  zahl- 
reiclie  neue  Stenern  und  St«'uererhöhungen  eingeftlhrt.  Das 
ResuiUit   war,   dafs   schon    das  2.  Semester  1899,   das  em 
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Finanzjahr  für  sich  bildete ' ,  mit  einem  Überschufs  von 
58,7  Mill.  Pe8.  aböchlofa.  Der  Voranschlag  für  1900  wies 
wiederum  ein  Defizit  auf.  aber  die  schliefsliche  Abrechnung 
ergab  einen  Überschufs  von  88,8  MilL  Pes. ;  als  1001  die 
Kriegsstcuür  fortHei^  uud  sumit  eine  Eiuuahmeuiiiiderung  sich 
ergab,  erhielt  man  einen  Überschufs  von  noch  48,7  Mill.  Pes. 
Dabei  ist  su  beachten,  daTs  man  heule  keineswegs  sparsamer 
wirtschaftet  als  früher,  im  Gegenteil:  jetst,  wo  Spanien  keine 
Kolonien  mehr  besitat,  weisen  die  Ausgaben  fUr  rast  sämtliche 
Ministerien  aum  Teil  beträchtliche  Erhöhungen  auf,  trotz  der 
fast  allseitig  erhobonen  Mahnungen  zur  Sparsamkeit.  Zum 
Vergleich  niöpron  die  Budgetanschläge  fUr  1897/98  und  fttr 
1902  hier  augetübrt  werden: 


L  i  a  n  a  h  m  ('  n  : 


1902 


niV.>kt   "Ntouorn  und  Geavbeak  der  Küuigiii 

lnüir«'kte  Steuern  

Stempel  osd  Staatgmonopole  

Kinnalimon  aus  den  Staatsguteni  ,  .  ,  . 
liaxmahnMio  des  btaataadiatxes  ..... 


297  4G0«10 
307  2:  l')  000 
14!  148  000 

26  71.H042 
110  721  019 


413  470  a77 
•m  Ü90  000 
192820000 

2<)  375  358 
29  IM2  014 


Ausga  beo: 

ZiviUift«'   .  . 

GeBt'U^cbeudcr  Körper  , 

Offenthelke  Schuld  (Q 

(Aasg.  f.  Felda,  auf  Kuba) 

Geri('htfiaui»gab<)ii  

VerbindKchkeitea  des  Staat«  n.  Penaionen 

Ministerpräsidium  

AuswartiVos  

Juuitiz  und  Guadc  



Marino  

Inneros  ........   

ÖfFentlicInT  Unterricht  and  schöne  Künste 

Ackerbau,  Industrie,  Handel»  Offentliehe 

Arbeiten  

Ffnanaen  

VefwaltoDg  der  Steaem  

Fernando  Po  


88^270171 1  974437  749 


9  250  000 
1  63«  0H5 
324  (>G2  773 

»5071  019 
15bd447 

^699790 
1  013  4(>7 
4  739  3^7 

54  5»Ht  054 
142  120396 

2^344  991 

27  b21  m 

79  446306 

16  109442 
28282212 
875000 


873865878 


9  40G  849 
1  830  085 
418811806 

1456190 
71  780500 

9s'»  x^3 
5  33r4  6<>2 
54  202  05-5 
154  506  716 
35  94 1  702 
52  578  158 
4S3f>0  160 

74  375  820 
19  3^7  253 
80259820 
2000000 


971176262 


Das  Budget  für  1902  zeigt  in  seinen  Kinnahmen  ror 
allem  die  Wirkung  der  inzwischen  eingeführten  Steuergesetze, 
während  der  Httckgaug  in  den  Ertrflgniaaen  de»  Staatsschatzea 


1  Vom  1.  Januar  1900  sollte  nftmUch  das  Finansjahr  mit  dem 
Kalenderjahr  zusammenfallen. 

*  Dies  alles  Inldete  1897  noeb  ein  eintigea  Himsterinm. 
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auf  das  Verbot  der  Silbernrägung  zurüf  k?:ufiihren  ist.  Jedentalls 
kann  man  zugestehen,  aafö  das  Gleichgewicht  im  Budget  er- 
reicht ist,  und  obschon  die  prewonneneu  Überschü^ise  bisher  meist 
zu  auläerordeutlichon  Au^igaben  verbraucht  werden  mufsten, 
aeheint  es  niclit  mehr  «llsttiehwierig  za  aein,  hier  die  Ordoung 
aulrecht  su  erhaltend  ^ 

Wie  erwllhiit,  war  mit  der  Herstellung  des  Budgetgleich- 
gewichte  eng  verknüpft  die  Regelung  der  Staatsschuld. 
Nachdem  Spanien  sich  einmal  bereit  erklärt  hatte,  die  Kolonial- 
schulden  auf  sein  Bufljret  mit  zu  übernehmen,  lag  es  auf  der 
Hand,  dals  die  Inhaber  der  spanischen  Wertpapiere  irgend- 
welche Opfer  bringen  mufsten.  Solange  es  sich  dabei  nicht 
um  die  auswärtige  Rente  handelte,  die  zum  gröfseren  Teil 
äich  in  Händen  ausländischer  Gläubiger  betindet,  war  es  nicht 
schwierig ,  günstige  Ergebnisse  su  erzielen.  Zunächst  wurde 
im  August  1899  die  Amortisation  der  4  ^/o  igen  amorkissablen 
Rente,  der  Zollobligationen,  sowie  der  kolonialen  Papiere  auf- 
gehoben. Da  nun  die  kolonialen  5  und  6  ^/o  igen  Anleihen 
höhere  Zinsen  brachten  als  die  innere  Schuld,  wurde  im  März 
1000  zur  Konversion  jener  wie  der  4^  oigen  amortissablen 
Rente  in  eine  4^  oi^rf'  innere,  ewige  Schuld  aufgefordert.  Ob- 
schon  gewisse  Kompensationeu  beim  Umtausch  gewahrt  wurden, 
waren  doch  teilweise  Benachteiligungen  nicht  zu  vermeiden, 
und  so  führte  die  freiwillige  Konversion  nicht  ganz  zum  Ziel. 
Daher  entschlofs  sich  die  Regierung,  die  nicht  zur  KonTeruoii 
eingereichten  Papiere  nebst  den  nicht  abgestempelten  —  also 
im  Inlande  befindlichen  —  Ehcterieurs  zum  1.  Februar  19<)2 
zwangsweise  zu  konvertieren.  Höhere  Einnahmen  als  durch 
diese  Zinsredttktion  wurden  dadurch  erzielt,  dafs  unter  den 
neuen  Steuergesetzen  eines  in  Geltung  trat,  welches  die 
Zinsen  von  Staatspnpiereu  mit  einer  "JO^'oi^^en  Af\L''nhp  be- 
legte. Endlich  schritt  man  zur  Konsolidierung  der  schwebenden 
Schuld,  zu  der  man  die  infolge  ihres  schnellen  Tilgungs- 
erfordemisses besonders  drückenden  Zollubligationeii  and  die 
in  Händen  von  Privatpersonen  befindlichen  Zahlnn^sverpflich- 
tungsscheme  des  Tresor  (Pagares)  hinzufügte.  Eine  innere 
5  ^/o  ige  amortissableAnleihe  im  Nominalbetrag  von  1200  MilL  Pes. 
wurde  zum  Kurse  von  83 ^/s  aufgelegt^  und  obschon  auch 
sie  der  20 ^/o igen  Einkommensteuer  unterworfen  wurde,  war 
der  Erfolg  ein  unerwartet  günstiger,  da  eine  fast  2."» fache 
Oberzeiehnung  sich  ergab.  Aufser  der  Konsolidierung  jener 
Papiere  gestattete  die  zum  Teil  m  Metallgeld  gezeichnete 
Anleihe  die  Rückzahlung  von  14»  Mül.  Pes.,  welche  die  Bank 


'  Um  die  >ntf.  it.  .  Jahres  1902  liofsfii  sirh  in  der  «panlHcheii 
Presse  Befürchtungeu  darüber  hören,  dafs  der  definitive  Jahresabschlufs 
wieder  mit  einem  I>efisit  abscbliefsen  wärde.  Sichere  und  einwandfreie 
Nachfichten  nach  dieser  Bicbtoiig  sind  nodi  nicht  beksnnt  gewoiden. 
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▼on  Spanien  in  Obligationen  der  schwebenden  Sobatnchuld 
besafo.  Damit  war  freilich  erst  ein  gewisser  Anfang  gemacht, 
die  enge  Verbindung  von  Staatsschatz  und  Bank  za  lösen, 

während  fHo?<»'  noch  immer  über  944,8  Mill.  in  Schatzanwei- 
sungen (Pagan  .s)  besafs;  allein  da  deren  Zinsfufs  von  5  auf 
2V2^/o  herabgesetzt  war,  so  hatte  man  auch  diese  JUast  be* 
deutend  erleichtert. 

Weit  weniger  eriblgreich  verliefen  die  Versuche  der 
spanischen  Regierung,  die  Zinsen  der  im  Besitze  von  aus- 
wärtigen Gläubigern  befindlichen  4  ^/o  igen  Exterieurs  ebenfalls 
2U  verkttrsen.  Zunächst  wollte  man  von  vornherein  vor- 
sichtiger vorgehen,  da  eine  einseitige  Ztnsreduktion  dem 
spanischen  Kredit  im  Auslande  empfindlich  geschadet  hätte, 
und  es  war  wahrscheinlich,  dafs  man  früher  oder  später  doch 
wiederum  die  Hilfe  des  Auslandes  in  Anspruch  nehmen 
mufstc;  sodann  aber  wnr  es  stark  bestritten,  ob  Spanien  ohne 
den  offenkundigsten  Kechiäbruch,  ohne  Vertragsverletzung  eine 
derartige  Zinsherabsetzun^  den  ausländischen  Qläubigern 
gegenüber  vornehmen  konnte.  Im  Jahre  1876  war  nämlich 
festgesetzt  worden  und  zwar  gesetzlich,  dafs  die  äufsere  Schuld 
von  jeder  Steuer  frei  sein  sollte,  und  als  1883  die  alte 
d^/oige  äufsere  Schuld  in  eine  4^/oige  Rente  umgewandelt 
wurde,  erklärte  die  spanische  Regierune,  an  jener  Bestimmung 
festhalten  zu  wollen.  Sie  war  auch  ihren  Zahlungsverpflich- 
tungen durchaus  nachgekommen,  und  trotz  des  zeitweise  sehr 
hohen  Goldagios  warfen  die  Coupons  der  äufseren  im  Aus- 
land behndlichen  liente ,  die  zu  diesem  B<"hufe  abgestempelt 
war,  in  Gold  hezahlt  worden.  1809  vfitrut  mt\n  nun  die 
Ansicht,   das  Gesetz  sei  kein  zwistlun  Spanieii   und  seinen 


gesetzliche  Mafsregel,  die  durch  ein  neues  Gesetz  aufgehoben 
werden  könne.  Trots  dieser  Anschauung  war  die  Regierung 
darauf  bedacht,  ein  gewaltsames  Vorgehen  gegen  die  Inhaber 
der  Schuld  au  venneiden,  und  sie  liefe  sich  ermächtigen, 
in  Verhandlungen  mit  ihnen  einzutreten,  um  auch  diese 
Papiere  der  Steuer  zu  unterwerfen.  Erst  im  Juni  1900  be- 
gannen di»  Verhandlungen  darüber.  Zwar  gestand  man  seitens 
der  au8wärtig:en  Gläubiger  zu,  dafs  das  V'Tlialt'Mi  Spaniens 
in  der  Bezahlung  seiner  Schulden  vollste  Anerkennung  ver- 
diene und  dafs  man,  um  ihm  über  die  schwierige  Lage  hin- 
wegzuhelfeiij  gewiäöe  Opfer  bringen  wolle,  allein  an  die  Über- 
nahme jener  Steuer  könne  mit  Rücksicht  auf  die  Abmachung 
von  1882  nicht  gedacht  werden.  Bei  dem  Entgegenkommen 
der  Gläubiger  mochte  wohl  auch  die  Besoignis  mitspielen, 
dafs  eine  absolute  Ablehnung  jeglicher  Zinsverkürzung  die 
spanische  Regierung  veranlassen  würde,  ohne  jede  Rücksicht 
die  Couponsteuer  auf  die  auswärtige  Rente  auszudehnen.  Nach 
mancherlei  Verhandlungen  wurde  dann  vereinbart,  an  Zinsen 
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sollten  künftig  nur  8,50 ^'o  gez^ihlt  und  0,50  "^o  zu  einem 
Amortisationsfondö  aDgesammeli  werden.  Dieser  Vorschlag 
sollte  den  Gläubigern  zur  Abötiinniung  unterbreitet  werden 
und  nur  bei  Zustimmung  von  des  Betragen  Gültigkeit 
finden  y  wobei  dann  freifieo  jede  Nicbtäufaerung  dee  Protestea 
all  Einwilligung  aufgefafst  wttrde.  Die  abgestempdten  £x* 
teriears  im  Auslände  verteilten  sich  nun^: 

Prankreich   671830400 

England   140925100 

Belgien   1211S8700 

Deutschland   53778800 

Holland   34815000 

Portugal   17474100 

Verschieden   175000 

1 040 157 100  Pes. 

Widerspruch  wurde  nur  erhohen  Ton  Besitcem  von 
88  791 700  PeB.y  so  dafs  weit  mehr  als  «Z«  Majoritftt  mit  dem  Plan 
einverstanden  schien.  Als  dieser  dann  den  Oortes  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  wurde,  erhob  sich  hier  starker  Wider- 
stand und  zwar  deshalb,  weil  man  die  Abmachung  als  dem 
Ausland  zu  günstig  ansah.  Formell  wäre  ja  damit  anerkannt^ 
dafs  jenes  ^c  onvenio"  von  1882  für  die  Regierung:  bindend 
sei,  dafs  also  uiemals  eine  Steuer  von  den  Exterieurs  erhoben 
werden  dürfen  sodann  war  damit  die  Verpflichtung  der  Re- 
gierung gegeben ,  stets  in  Franken  die  Zinsen  zu  zahlen  und 
nie  in  Silbeipeseta.  Wfthrend  trotadem  die  Deputiertenkammer 
mit  grofser  Majoritftt  den  Vorschlag  annidim»  scheiterte  er  im 
Senat.  So  ist  die  Sachlage  denn  die,  dafs  die  auslfindischen 
Gläubiger  nach  wie  vor  4^/o  Zinsen  in  Gold  empfangen;  die 
Frage  freilich,  ob  eine  von  Spanien  getroffene  Einschränkung 
zulässig  sei,  ist  offen  geblieben,  und  der  Grund  ftlr  künftige 
Differenzen  liegt  noch  immer  vor.  Allerdings  scheint  das 
bisherige  Verhalten  der  Regierung  die  Ansicht  zu  rotht- 
fertigen ,  dafs  man  aufs  äufserste  bestrebt  iöt,  das  Vertrauen 
des  Auslandes  nicht  zu  erschüttern.  Wiederholt  ist  in  letzter 
Zeit  von  den  verschiedenen  Finanaministem  versichert  worden, 
daß»  die  ftufsere  Rente  vOllig  unverändert  bleiben  sollte. 
Wesentlich  veranlafst  durch  die  Erfordernisse  der  ESzterieurs 
war  eine  vielfach  kritisierte  Mafsregel:  die  Einforderung  gewisser 
Zölle  in  Gold.  Durch  die  Zinszahlung  an  das  Ausland  war 
die  Regierung  immer  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  eine  be- 
stimmte Men^re  Gold  aufzukaufen,  eine  bei  den  spanischen 
WährungsverliahniöMen  sehr  kostspielige  Operation,  die  oft- 
mals von  Spekulanten  ausgenutzt  wurde.  Deshalb  griff  man 
zu  dem  Mittel,  die  Ausfuhrzölle  und  gewisse  Einfuhrzölle  in 

1  Nseh  foowomiste  eoropien  1900  Nr.  454. 
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Gold  zahleu  zu  lassen :  zu  den  leUteii  gehören  u.  a.  die  Zölle 
«itf  Steinkohle  und  Eloks,  Petroleam,  Stoekfifleh,  Weisen, 
Weizenmehl,  Kakao,  Kaffee,  Tee  n,  a.  w.  Aneh  hier  läfst 
aich  nicht  verkennen,  dala  man  bemUht  war,  dem  Ausland 
keinen  Grund  zu  Beachwerden  zu  geben:  eine  Erhebung  der 
Zölle  in  Gold  anstatt  in  Silber  wäre  natürlich  einer  be- 
deutenden Zollerhöhung  gleiohgekomraen  ^  und  deshalb  wurdo 
bestimmt,  dafs  die  betreffrriden  Zölle  ermäisi^^t  worden  sollten 
je  nach  dem  mittleren  W  echselkurs  auf  das  Ausland.  —  Eine 
weitgehende  Zustimmung  errang  sich  ein  in  der  zweiten  Hälfte 
von  1902  eingebrachter  GeaeLzcbvorschlag,  betretTead  die  Ab- 
schaffung des  „Affidavits^,  d.  h.  der  Abstempelung  der  in  den 
Httnden  von  Ausländem  befindlichen  £zterieura.  Vom  1.  Ja- 
nuar 1003  ab  sollten  alle  Coupons  der  äolseren  Schuld  in 
Gold  bezahlt  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben 
im  Besitae  von  Li-  oder  Ausländern  sich  befinden.  Der 
eigontliche  Sinn  dieser  geplanten  Änderung  war  der,  dafs 
man  ein  leicht  zu  verliandelndes  internationales  Zahlungs- 
mittel schaffen  wi)llte;  denn  hierfür  konnten  bei  dem  bis- 
herigen Modus  der  Zinszahlung  und  infolge  d^  r  vorzunehmenden 
Abstempelung  die  Exterieurs  nur  in  beschranktem  Mafse,  die 
übrigen  Staatspapiere,  deren  Zinsen  ja  nur  in  Silberpeseta 
geaahlt  wurden,  fast  gar  nicht  in  Betracht  kommen.  UnmOg- 
uch  oder  doch  mit  groüsen  Schwierigkeiten  verknüpft  wäre 
eine  derartige  Umwandlung  nun  keineswegs,  da  die  Zölle  ge- 
nügendes Gold  liefern.  &  fragt  aich  aber,  welche  Wirkung 
eine  derartige  Mafsnahme  hervorrufen  würde.  Man  wird  ohne 
weiteres  annehmen  können,  dafs  sie  in  hohem  Mafse  die 
Spekulation  in  Spanien  selbst  anreizen  mufs;  denn  die  Aus- 
sicht darauf,  die  Zinsen  in  Gold  zu  erhalten,  würde  die 
apHuischen  Kapitalisten  zu  umfangrtMchen  Ankäufen  der  Ex- 
terieurs veranlassen  und  die  Kurse  stark  in  die  Höhe  treiben. 
Indes  rechnete  man  damit,  da(s  hier  bald  eine  HOchalgrenie 
erreicht  und  diese  nicht  viel  unter  dem  Parikurs  sich  belinden 
und  erhalten  würde.  Da  bei  dem  höheren  Kurse  die  in  Gk>ld 
gezahlten  Zinsen  dann  keine  so  aufserordentlich  günstige 
Stellung  mehr  einnehmen  würden,  wäre  ein  Ausgleich  ge- 
schaffen und  das  Papier  könnte  seine  Funktion  im  inter- 
nationaJeu  Zahlungsverkehr  erfUUen.  Aneh  diese  Projekte 
sind  nicht  ausgeführt  worden;  die  Neukonstituierung  des 
Ministeriums  liefs  sie  verschwinden,  und  ihre  Wiederaufnahme 
ist  vorläufig  wenig  wahrscheinlich. 

Ober  den  Betrag  der  spanischen  Staatsschuld  mag 
folgende  Übersicht  orientieren,  nach  dem  Jahresbericht  des 


'  Deshalb  hat  man  von  französischer  Seite  di^  voigesshlagen  alt 
Mittel  zur  Aufbesserung  der  Finaoxeti.  Vgl.  s.  B.  Economist«  earoptoi 
Bd,  19  (Jahrg.  1901)  Nr.  476. 
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Council  of  theCorporatioii  of  Foreign  Bondholdera,  die  den  Stand 
▼on  An&ng  JnU  1901  gibt,  und  die  mir  als  Biemlich  genau 
erscheint^  während  TöUig  korrekte  Zusammenatellungen  nicht 
vorliegen. 


Art  der  Schuld 

Kapital 

Zinsfufa 

Jährlicher 
Zinsbetrag 

fltftatBBfliitiM 

Aufsere  Schuld. 

5*/o  Schuld  (gegen  die  Ver- 
einigten Staaten)  .  .   .  .  • 

8  000  000,00 
1026296700,00 

5«/o 
4^/0 

150  000,00 
41 051685»4O 

Innere  Schuld. 

Kicht  abgestempelte  AuToere 
Rente  ......... 

Ewige  innere  Schuld  .... 

Tilgbare  „        „  .... 

Kubain^iichc  Hypothekenscheine 
von  1806  und  1890  .  ,  .  . 

HTpothekenohligetionen  der 

Aktien  ö£Pentlicher  Anlagen 

,     von  Lanostrarsen     .  . 
Sehnlden  an  die  1  Beamten  .  . 
5*/o  amortiaeable  Schuld  .  .  . 

.6401292135,00' 

178  000,0<J 
109  .)00,00 
1  116  500,00 
1191555000,00 

4«/« 

2V«  o/o 
2V«  o/o 

5  0/0 

25^051685^40 

4  450,00 

2  <37  50 

65476750,00 

Sdiatwehnld. 

Obligationen,  durch  die  Zollein- 

nnnmen  garantiert  .... 
Zahlungsverpilicbtungsscheine 

88112830,00 
994842698,47 

5«/* 
2Vt*A» 

1655641,50 
2862114S.00 

9  651  508  304,47 

888014277,40 

Verschiedene  Zinszahlungen  . 

10  91*0  '.UMJ.iH} 

899005177,40 


Dazu  ist  Anfang  des  Jahres  1902  eine  neue  Emission 
von  Schatzbonds  im  Betrage  von  125  0()(l()00  Pes.  getreten. 

Wenn  somit  Spanien  die  Aufstände  in  seinen  Kolonien 
bekämpft  und  den  Krieg  mit  Amerika  geführt  hat,  dann  das 
Gleichgewicht  im  Budget  und  im  weeenüichen  die  Liquidation 
der  durch  den  Krieg  nervorgerufenen  Ausgaben  erreicht  hat^ 
ohne  die  Hilfe  des  Auslandes  in  Anspruch  nehmen  zu  müMen^ 
so  ist  es  fraglich,  ob  ein  Qleiches  bei  der  Regulierung  der 
Münzverhältnisse  erfolgen  kann.  Bekanntlich  besteht  seit 
IB^S  in  Spanien  gesetzlich  die  Doppelwährung,  und  die  Mttnz- 

*  Dabei  ist  allerdings  angenommen,  dafs  die  genannten  Sehnlden 
schon  konvertiert  seien,  was  in  der  Tat  am  1.  «inli  1901  noch  nieht 
▼Qllig  der  Fall  war. 
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prägung  erfolgt  nach  dem  Fulse  des  laie mischen  Münzbundes, 
dem  Spanien  jedoch  nicht  beigetreten  ist.  Die  Entwicklung 
ist  derart  gewesen,  dafs  das  Gold  fast  gänzlich  aus  der 
Zirknlatioii  Yenc)iwiind«iL  iBi,  und  tatsächlich  jetst  Silber- 
wldiTung  besteht  mit  einem  starken  UmUnf  von  unterwerttgen 
Koten.  Auch  diee  ist  kein  durch  den  Krieg  entstandenes^ 
sondern  alt  eingewurseltes  Übel;  bereits  1891  sah  Leroy- 
Beaulien^  neben  der  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  Budget 
in  der  Reduzierung  des  Notenumlauts  dringendste  finan- 
zielle Mafsnahme,  und  doch  betrug"  Ende  1891  der  Noten- 
umiauf  erst  8Ul,5  Mül.  Pos.,  während  1901  mehr  als  der 
doppelte  Betrag  (hivon  umlief,  nämlich  1682,8  Mill.  Pes. 
l>ais  in  dieiser  fort  wahrend  gesteigerten  No  tenausgabe  der 
Hauptgrund  ftlr  die  Entwertung  der  Valuta  liegt,  darüber 
herrscht  kaum  Streit  Das  Reeht  Noten  auszugeben  war  1874 
allein  der  Bank  von  Spanien  zugebilligt  worden,  und  swar 
Noten  bis  zum  Betrage  von  750  Mill.  Im  Jahre  1890  war 
diese  Höchstgrenze  äst  erreicht,  und  deshalb  setzte  man 
unter  entschiedenem  Widerspruch  der  hanrleltreibenden  und 
indobtriellen  Kreise  es  durch,  dafs  in  einem  neuen  Bank- 
Statut  die  Höchstgrenze  des  umlaufenden  Notenbetrages  auf 
1500  Mill.  Pes.  normiert  wurde,  wovon  metalliüch  gedeckt 
nein  sollte  und  zwar  die  Hälfte  davon  in  Gold;  dafür 
muTste  die  Baak  ihr  gesamtes  Grundkapital  im  Betrage  Ton 
150  MIU.  Pes.  dem  Staat  zinslos  bis  1921  rorschielsen.  Als 
1898  die  Zirkulation  sich  wieder  jenem  HOchstbetrage  näherte, 
glaubte  man  darüber  hinausgehen  zu  müssen  und  als  Emissions- 
grenze wurde  2^1 2  Milliarden  festgesetzt,  so  zwar,  dafs  die 
Metallreserve  der  Bank  die  Hälfte  der  Papiere  deckte,  so- 


und  ^/a,  sofern  er  darüber  stehen  würde.  Erst  1900  ist 
dann  die  Höchstgrenze  wieder  auf  2  Milliarden  herabgesetzt. 
Siciierlich  ist  nun  diese  fortwährende  Erhöh  ung  nicht  vor- 
anlafst  durch  die  Geschäftserfordemisse;  die  zunehmende  Ent- 
wertung der  Noten  zeigte,  wie  sehr  sie  die  Bedürfnisse  des 
Landes  überschritten:  es  war  vielmehr  die  Eonseaoenz  der 
schlechten  Finanzwirtschaft  des  Staates.  Den  oauemden 
Defizits  im  Budget,  den  gesteigerten  Anforderungen  an  den 
Staatsschatz  während  der  Kolonialaufstände  und  des  Krieges 
mit  Amerika  glaubte  man  durch  Anleihen  nicht  völlig  ge- 
wachsen zu  sein,  mul  so  griff  man  zu  d«'m  Mittel,  sich  von 
der  Bank  von  Spanien  Vorschüsse  machen  zu  lassen,  und  je 
mehr  Schatzanweisungen  und  Papiere  der  Bank  von  Spanien 
verpfändet  wurden,  um  so  stärker  wuchs  die  Emission  der 
Koten.  1895  befanden  sich  im  Portefeuille  der  Bank  an 
diesen  auf  solche  Weise  in  ihren  Besitz  gelangten  Papieren 

1  Im  £eononutte  tmu^na» 


lange  der  Umlauf  zwischen 
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154  MilL  Pes. ,  1897  schon  für  584  MHl.  und  am  Schlufs  des 
Krieg djuhi  es  1898  für  1276  MilL,  die  dann  durch  verÄchiedene 
Rfickuhlungen  auf  1058  MilL  Fes.  1900  und  l(m  MiU.  1901 
reduxiert  waren;  davon  abgesehen  beeafs  die  Bank  noch 
zwischen  380—400  MilL  Pee.  an  der  4®/oigen  inneren  amor< 
tissabUn  Anleihe.  Dementsprechend  hat  sie,  wie  gesagt,  von 
dem  Privilegium  der  Notenausgabe  den  ausgiebigsten  Gebrauch 
gemacht.  Das  Jahresmittel  df^s  Notenumlaufs  1*^75  betrug 
erst  III  Mill.  Fes.  bei  einer  Metalleinlage  von  S:>  MiU.,  1881: 
227  Mill.  bei  242  MilL  Metallroserve.  Während  in  den 
folgenden  Jahren  die  Notenzirkulation  wuchs,  verringerte  sich 
der  metallische  Bestand,  so  dals  er  1883  120  Mill.  betrug  bei 
einem  Notenumlauf  von  349  MiU..  1886  195  Mill.  gegen 
493  Mill.  Noten.  1890  hatte  die  Bank  bei  einem  durch- 
schnittUchen  Notenumlauf  von  736  MilL  Pes.  eine  Metall* 
deckung  von  262  MiU.  Die  Entwicklung  in  den  leisten 
11  Jahren  für  den  SchluCs  jedes  4.  Vierteljahres  aeigt  folgende 
Tabelle: 


Betrag  in  MilL  Pesetas. 


Verhiltnis 

Jahr 

Notfu- 

iMotall- 

Gold 

Silber 

zwischen 

airkolatioii 

einlagea 

Einlage  und 

Umlauf 

1891 

8Ul,ö 

274,0 

1  BO,f ) 

114,0 

34  «0 

1892 

884,1 

321,1 

197,0 

130,8 

36  »/o 

1888 

927,7 

327,6 

174,7 

40«/» 

1894 

900,4 

475.7 

200,1 

275,6 

52  o/o 

1895 

989,5 

456,5 

200,1 

2')H,4 

46  0/0 

1896 

ioa4»4 

466,7 

213,2 

25:3,0 

450/0 

1897 

1206,3 

493,8 

235,8 

2.>8,0 

41  «/o 

1898 

1440,0 

472,3 

195,8 

32% 

1899 

1 517,9 
1586,0 

702,5 

a4u,0 

362,5 

46  "/o 

1900 

758,5 

350.0 

408,5 

47«/« 

1901 

1688,8 

788,1 

850,4 

481,7 

48  «/o 

Bemerkenswert  ist  hier})ei,  dafs  die  Metalldeckung  sich 
entsprechend,  zum  Teil  noch  stärker  vennehrt  hat  als  die  Noten- 
emission; ausgenommen  ist  hiervon  aber  namentlich  das  Jahr 
1898,  in  dem  die  Zirkulation  l*/a  Milliarde  überschritt,  ohne 
dafs  die  erforderliche  Bardeckung  der  Hälfte  vorhanden  ge- 
wesen ist,  da  nur  32  ^/o  gedeckt  waren.  Auch  in  den  folgen- 
den Jahren  hatte  die  Metalleinlage  nicht  die  gesetslich  vor- 
geschriebene Hohe.  Auf  eiife  weitergehende  Vermehrung 
wird  jedoch  vorderhand  kaum  Wert  zu  legen  sein.  An  eine 
Wiederherstellung  dos  Goldumlaufes  ist  in  absehbarer  Zeit 
doch  nicht  zu  denken,  und  bei  dem  hohen  Goldaufgeld  bringt 
jede  Vermehrung  der  Goldeinlage  starke  Verloste  mit  sich. 
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Ein  anderes  Anshilt'smittel  in  der  fortwährenden  Finanznot 
war  die  Ausprägung  von  Silber  in  Unzen  —  meist  5-Pe8eta- 
stücken  mit  Zwangskurs.  So  sind  seit  18ü8  über  1300  Mill. 
in  Silber  geprägt,  davon  mehr  als  1058  in  S-Pesetastttoken, 
der  Raat  in  ScheidemlUuse;  allein  1898/99  prägte  man  für 
241  Mill.  Pes.  Hierbei  spielte  freilich  in  diesem  Jahre  noch 
ein  anderes  Moment  mit  als  der  angenblickliche  Bedarf  des 
Tresors.  Infolge  der  Entwertung  des  spanischen  Silbers  fanden 
1805  07  umfangreiche  Silberausfuhren  nach  den  Ländern  statt, 
wo  da«  Silber  seinen  höheren  Wert  behalten  hatte,  haupt- 
sächlich nach  den  Kolonien.  Der  Üheröchuis  der  Ausfuhr  in 
Silbermünze  und  -harren  über  die  Einfuhr  betrug  1895: 
17,5  Mill.  Pcä.,  18ÜÜ:  38,1  Mill,  1807:  45,7  Mill.  Auf  diese 
Weise  war  in  der  ersten  Hälfte  von  1898  ein  Silbermangel 
•ingelreten,  dem  die  Bank  von  Spanien  dadurch  absuhelfeii 
audate,  dafs  sie  einen  Teil  ihrer  Silbereinlage  dem  Verkehr 
aberlieTs.  Ende  des  1.  Vierteljahres  1808  hatte  sie  267,9  Mill. 
Peseta  Silber  in  ihrer  Kasse,  am  Schlufs  des  2.  Vierteljahres 
nur  112,9  Mill.  Um  der  Spekulation  ein  Ende  zu  machen, 
wurde  am  80.  Mai  die  Silber;iasfuhr  vorläufig  verboten.  Der 
Tresor  hat  aus  den  Silberprügun^  ii  verliultnismäfsigen  Nutzen 
gezogen ;  es  aind  dip  Gewinno  aus  diesen  Operationen  auf 
141^/2  Mill.  geschätzt  worden. 

Ein  weiterer  Grund  ftir  die  Entwertung  der  Valuta  liegt 
in  den  Folgen  der  jahrelang  aufrecht  erhaltenen  verkehrten 
Politik  der  Bank  Ton  Spanien.  Indem  diese  den  Wechsel- 
diskont und  den  Preis  rar  Vorschüsse  auf  Wertpapiere  auf 
einem  niedrigen  Fn(se  erhietf,  unter  dem  Zinsfuls  der  Staats- 
papiere, ermöglichte  sie  es,  dafs  gi-ofse  Mengen  an  spanischen 
Wertpapieren  von  heimischen  Kapitalisten  im  Ausland  ge- 
kauft und  bei  der  B-ink  verpfändet  wurden.  Noch  im  Jahre 
1900  hat  die  Bank,  ;iii;j;ebHch  um  die  Operationen  des  Tresors 
zu  erleichtern,  den  Diskont  von  Wechseln  und  von  Darlehen 
mit  Garantie  durch  öffentliche  Fonds  aut  3*'2®'o  herabgesetzt, 
zu  einer  Zeit,  in  der  die  meisten  grofscn  europäischen  Noten- 
banken einen  weit  höheren  Satz  normiert  hatten.  Allerdings 
darf  man  bei  diesen  Mafsnahmen  der  Bank  nicht  Übersehen, 
daÜs  sie  auch  ihre  günstigen  Folgen  hatten.  Namentlich  seit 
1897  trat  nämlich  bei  zahlreichen  ausländischen  Besitzern 
spanischer  Papiere  aus  Furcht  vor  Zinsverkürzungen  das  Be- 
streben herror,  sich  dieser  Effekten  zu  entledigen,  und  da 
man  nun  in  Spanien  in  der  Lajre  war,  die  Pnpiere  auf- 
zunehmen, so  waren  die  Kursrückgänge  nur  voriil)(  rL'"ehond, 
oder  sie  waren  doch  nicht  so  stark .  %vie  man  es  bei  der  be- 
sonders 1898  wenig  aussiclitsvolli-n  '  *k  niominchen  Lage  des 
Landen  hätte  erwarten  können.  Wahrend  1895  im  Ausland 
untergebracht  waren  ca.  1400  Mill.  Pes.  4^/oige  Exterieurs 
und  ca.  200  Mill.  Pes.  5  und  6^/oige  kubanische  Papiere, 
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waren  im  Mai  1900  von  jenen  noch  gegen  1038  Mili.  und  von 
diesen  nicht  mehr  als  50  MiU.  in  den  Händen  ausländischer 
Bantser^.  Man  wird  dieie  TatMMshe  swar  nicht  durchaiM 
als  ein  erfreolicheB  Zeiehen'  der  grofaen  Kapitalkraft  dea 
Landes  anerkennen,  aber  es  bleibt  bemerkenswert,  dafs  dieses 
trota  der  ungeheuren  Kriegslasten  zu  einer  derartig  um- 
fassenden Zurückziehung  seiner  Schuld  im  stände  war.  Hier- 
durch wurde  freilich  das  starke  AnsströTnen  des  Goldes  ver- 
anlafst.  Nachdem  in  den  neunzigtr  .hifircn  bis  IBOH  ein- 
schliefslich  die  Goldeinluhr  die  Ausfuhr  überstiegen  hatte, 
zei^e  sich  181>7  zum  erstenmale  ein  Überwiegen  der  letztern 
am  i,i  Mili.  (Münzen  und  Barren),  1898  bei  dem  holien  Stande 
des  Goldagios  sogar  um  3,3  MiU^  und  doch  war  in  beiden 
Jahren  der  Wert  der  Warenausfuhr  weit  höher  als  derjenige 
der  Einfuhr;  auch  1899  Uberwog  die  Goldausiuhr  nocn  um 
2,2  Mili.  und  1900  um  0,76  MilJ. 

Über  die  tatsächliche  Gestaltung  der  spanischen  Valuta 
ist  nun  7h  sai^on  ,  dat«  sio  bis  II^Rl  ungefthr  ä\e  Parität  mit 
den  französischen  Franken  hatte;  von  1882  an  ist  eine  fast 
ständige  Zunahme  der  Madrider  Wechst  Ikurse  auf  Paria,  d.  h. 
des  Goldagios®  bemerkbar,  ohne  jedoch  eine  bedroli liehe 
Höhe  zu  erreichen,  da  1890  der  Wechselkurs  im  Jahresdurch- 
schnitt erst  4^33  ^/o  über  Pari  stand.  Unter  dem  Eindruck  des 
neuen  Bankgesetses  yon  1891  wuchs  dann  das  .^gio  bedeutend,  so 
dais  es  noch  in  diesem  Jahre  l  ^^/o  überschritt.  Der  Jahres- 
durchschnitt im  Stande  des  Agios  su  Madrid  betrug: 


1891  1  1892 

1893  I  1894 

189Ö 

1896 

1897  1  1898  1  1899  1900 

6^  1  15,32 

1836  1  20,15 

14^ 

2m  1  28,58  1  5835  |  2430  |  2^ 

In  dieser  bis  1898  steigenden  Verteuerung  des  Goldes 
machte  nur  das  Jahr  1895  eine  Ausnahme.  Man  betrachtete 
auf  den  ausländischen  Bt^rsen  die  Lage  Spaniens  wieder  mit 

günstigeren  Augen,  und  während  in  den  gesamten  voran- 
gehenden Jahren  zahlreiche  Exterieurs  von  Spanien  aufgekauft 
waren ,  wurde  die  Nachfrage  danach  im  Auslande  während 
der  letzten  Monate  von  1894  und  des  Anfangs  von  1895  so 
«tark,  Hafs  das  daftlr  nach  Spanien  fliefsende  Gold  den 
Wechseikurü  wesentlich  verbesserte.  Am  15.  März  1895,  kurz 
bevor  Martinez  Caxupos  zur  Unterdrückung  des  Aufstandes 
nach  Kuba  geschickt  wurde,  betrug  das  G-oldagio  in 
Madrid  nur  7,20  ^/o.  Die  darauf  einsetaende  Steigerung  erhielt 
ihren  Höhepunkt  im  Anfang  Mai  1898 ,  wo  man  m  Paris 
überhaupt  keine  Wechsel  a^  Madrid  handelte^  und  hier  das 

1  Vergl.  Economiste  europöen  Bd.  17  (1900)  Nr.  438. 
*  So  geschieht  et»  im  Economiste  europSoL 
^  Id  Madrid  und  Barcelona  werden  weehsel  auf  Paris  in  Qold- 
aufgeld  gehandelt. 
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Aufgeld  115  °/o  betrug.  Die  Wiederherstellung  gesicherter 
Zustände  führte  1899  eine  Ermäi'sigung  hierin  herbei,  1900 
folgte  wiederum  ein  SteigeB  infolge  der  teilweise  gedrOcbten 
Lage  der  Industrie,  des  sttdafrikiuiischen  Krieges  u.  s.  w«; 
die  sOgernde  Politik  in  der  Bankreform  und  das  Mifslingen 
der  ersten  Versuche  hielten  1901  und  1902  das  Agio  auf 
30—35,  zeitweise  sogar  auf  36—38  «/o. 

DerEinflufs  der  hohen  Wechselkurse  auf  den  Aufsen- 
handel  ist  von  mancher  Seite*  —  namentlich  in  neinen 
günstigen  ^^'irkungen  auf  die  Ausfuhr  —  stark  übertrieben 
worden.  Es  ist  oben  gezeigt  worden,  wie  sich  der  Aufsen- 
handel  gestaltet  hat.  Die  verminderte  Einfuhr  1898  ist  gewifs 
mit  yerufsacht  durch  das  hohe  Goldagio,  in  der  Hauptsache 
scheint  sie  doch  die  Folge  der  durch  den  Krieg  herbeigeiUhrten 
sclilechtea  ökonomischen  Lage  des  Landes  gewesen  zu  sein. 
Von  der  angeblich  die  nationale  Produktion  zu  gesteigerter 
Ausfuhr  stimulierenden  Wirkung  des  Ooldagtos  läfst  sich  auch 
nicht  viel  nachweisen  Mit  844  Mül.  1898  gegen  857  Mill. 
1897  (beidemal  ohne  Edelmetallverkehr  und  die  vorUber- 
eheude  Ausfuhr)  ist  ein  abbuluter  Rückgang  eingetreten.  Bei 
en  Waren,  deren  für  den  Export  bestimmte  Produktion  am 
ehesten  hätte  ausgedehnt  werden  können,  bei  den  Fabrikaten^ 
ist  die  Ausfuhr  um  45  MilL  aurfickgegangen ;  Kohstoff»  wurden 
um  14  Hill,  mehr  ausgeführt,  und  wenn  an  Lebensmitteln 
um  19  Mill.  Pes.  mehr  versendet  wurden,  so  war  dies  mehr 
durch  den  besseren  Emteausfall  —  also  unbeeinflufst  durch 
den  Wechselkurs  —  verursacht.  Obschon  1899  und  besonders 
1900  das  Goldagio  noch  eine  ansehnliche  Höhe  hatte,  ist  die 
Abnahme  der  Ausfuhr  weiter  fortgeschritten,  ein  Aufschwung 
der  Einfuhr  nicht  verhindert  worden. 

FrapTt  mau  noch  umgekehrt,  inwieweit  der  Aufsenhandel 
die  Valuta  beeinflufst  hat,  so  liegt  auch  hier  kaum  eine 
aulfilllige  Einwirkung  vor.  Obschon  1^  mit  einem  Überschuis 
von  253,5  Mill.  der  Warenausfuhr  Uber  die  Einfuhr  die 
Handelsbilans  für  Spanien  sich  so  gttnstig  wie  niemals  ge- 
staltet hat,  ist  doch  dadurch  kein(\swcgs  der  hohe  Stand  des 
Agios  verhütet  worden:  dies  hielt  sich  vielmehr  bis  in  den 
Oktober  auf  über  50<^/ü,  sank  erst  im  November  auf  41  ^  o 
und  blieb  über  ;35  **/o  im  Dezember.  Auch  lS9f>  und  1897  war 
die  Handelsbilanz  für  Spanien  durchaus  aktiv,  aber  trotzdem 
war  der  Wechselkurs  höher  als  in  irgend  einem  Jahre  vorher. 
1899  und  1900  war  die  Bilanz  passiv;  in  beiden  Jahren 


>  Dies  gilt  m  erster  Linie  von  Edmond  Th^,  La  Situation  ^oono- 

mique  et  financi^re  de  l'E.spjigne  S.  27  ff.  Seine  Beweise  stützen  sich 
aber  auf  liöchst  problornatischo  lian«lels8tati8ti"o1i<'  Ziffern;  teils  sind  dies 
nur  provisorische,  teils  läfst  sich  gar  nicht  ernnttein,  woher  sie  stammen. 
NaenTh^s  An^ben  übertrifft  auch  die  Ausfuhr  von  1896  die  von  IS9J 
noch  um  ca.  80  MUl.,  obaohon  sie  in  Wafarhsit  dahinter  nr&okblsibt 
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überwog  die  Einiulir  die  Aushiiir  um  fast  die  gleiche  Summe, 
um  153  und  154  Mill.,  doch  war  1900  da«  Agio  um  5*^/o 
höher  als  1899. 

Aus  alledem  scheint  hervorzugehen  ^  dafs  den  oben  dar- 

felegten  Grflnden  gegenüber,  welche  die  Valutaentwertung 
erbeiflihrten ,  die  Schwankungen  des  Aufsenhandels  von  nur 

feringer  Bedeutung  fiir  die  Höhe  des  Goldagios  waren, 
in  dauerndes  Interesse  der  dnaelnen  Produktionszweige  am 
Bestände  des  hohen  Aufgeldes  ist  in  keiner  Hinsicht  vorhanden, 
vielmehr  werden  sie  durch  die  entwertete  Valuta  in  hohem 
Mafse  beeinträchtigt.  Die  inlolux»  der  neubeh  l>ten  Industrie- 
tätigkoit  hervorgerufene  Mehreiiifuhr  von  Kuiistoffen,  von 
Werkzeugen  u.  dergl.  läfst  es  im  Vorteil  der  gewerbtÄtigen 
Kretbe  gelegen  erscheinen ,  nicht  zu  teuere  Preise  ans  Aus- 
land au  bezahlen.  Damit  verbindet  sich  der  Nntaen  des 
Staates  und  sahlretcher  G^ellschaften,  wenn  sie  nicht  mehr 
zum  Zwecke  der  Zinssahlung  für  ihre  Schulden  sich  wa 
hohen  Preisen  Gk>ld  verschaffen  müssen.  Dafs  aber  auch 
das  AusUnd  wesentlich  daran  interessiert  ist,  die  Entwertung 
bezw.  das  Schwanken  der  Valuta  vermindert  zu  sehen,  damit 
<Mne  ruhige  und  stetiir^"  Entwicklung  des  Handelsverkehres 
mit  Spanien  nicht  <iurch  Unsicherheit  in  den  Zahlungs- 
verhältnissen,  namentlich  beim  Import  nach  Spanien,  gefährdet 
wird,  liegt  auf  der  Hand. 

Dieser  Anschauung  hat  sich  die  spanische  Regierung  auch 
keineswegs  verschlossen,  und  Unaia,  der  die  Finanapläne 
Villaverdes  in  den  Fragen  des  Budgets  und  der  Staatsschulden 
fortgeführt  hatte,  unternahm  hier  die  ersten  Reformver- 
suche.  Ohne  Schwierigkeit  wurde  am  28.  November  1901 
dem  steigenden  Silberumlauf  durch  Verbot  der  weiteren  Silber- 
pragung  ein  Ende  gemacht.  Hartnäckigen  Widerstiind,  der 
i^chliefslich  das  Mini«tr*rium  zu  Falle  brachte,  erregte  dagegen 
der  Plan,  der  d<ii  Kern  des  tJbels  treffen,  nämlich  die  allzu- 
grofse  Notenzirkultttion  verhindern  und  die  Geschäfte  der 
Bank  mit  dem  Staat  beschranken  wollte.  Dagegen  regten 
sich  die  interessierten  Kreise.  Die  Bank  von  Spanien  war 
nämlich  in  den  letzten  Jahren  immer  in  der  Lage  gewesen, 
ihren  Aktionttren  eine  Dividende  von  20 ^/o  und  mehr,  1899 
sogar  25®/o  au  verteilen.  Der  Hauptteil  dieser  hohen  Gewinne 
stammte  aber  aus  der  Notenemission  und  den  Geschäften  mit 
dem  Tr^or.  Bei  der  Verbindung,  welche  «wischen  der  Bank- 
leitung und  Politikern  sämtlicher  Parteien  besteht,  war  eine 
<  Opposition  gegen  alle  PIfine  zu  erwarten,  welche  die  Tätigkeit 
der  Bank  in  jener  Hinsicht  einzuschränken  unternahmen.  Das 
erste  Anfang  1902  vorgelegte  Pi-Djckt  enthielt  in  seinen 
Wesen tlichsten  Punkten  die  ürundbätze  der  Pcelschen  Bank- 
akte, in  dem  eine  Trennung  der  Bank  in  zwei  völlig  un- 
abbingige  Departements  vorgesehen  wurde.   Die  Passiva  der 
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EmissionsabteiluDg  sollten  repräsentiert  werden  durch  die 
umlaufenden  Noten,  die  Aktiva  durch  die  mehr  nls  OnO  Mill. 
Sehatzschuldseheine ,  welche  die  llaiik  Vicsitzt,  den  Bankvor- 
schufs  von  150  Mill.  Pes.,  den  vorhandenen  Goldbestand  und 
soviel  Silbergeld,  dafs  durch  diese  Metalle  und  die  Etlekten 
der  Betrag  Oer  Noten  erreicht  wird.  Eine  Reduktion  dieser 
sollte  in  dem  Mafse  eintreten,  als  die  Regierung  ihre  Schuld- 
scheine gegen  BarsahluDg  surttcksog.  Auf  diese  Weise  boffle 
man  es  zu  erreichen,  dafs  der  Staat  einen  Einflnfs  auf  den 
Notentunlauf  erhielt ,  m  dafs  dieser  nicht  mehr  Uber  Bedarf 
ausgedehnt  würde.  Obgleich  es  zunächst  den  Anschein  hatte, 
als  liefse  sich  für  diesen  Entwurf  eine  Majorität  unter  den 
Deputierten  finden,  so  zeigte  sich  hM  so]c!)  Wirlerstand,  fler 
seine»  Waffen  vornehmlich  in  den  zalilrLiclicn  Aigumenten 
gegen  die  Peelsche  Akte  fand,  dafs  man  ächlidslich  das  Gesetz 
in  der  geplanten  Fassunp^  aufgab. 

Alö  ein  neuür  Kn  tw  u  i  i  eingebracht  wurde,  zeigte  er  weit 
weniger  einschneidende  Bestimmungen  und  wurde  deshalb  mit 
einigen  Abttndenuigen  nach  wenig  ausgedehnten  Beratungen 
angenommen.  Danach  hat  der  Staat  innerhalb  10  Jahren  — 
bis  spätestens  31.  Dezember  1911  —  der  Bank  von  Spanien  den 
Betrag  seiner  bei  ihr  schwebenden  Schuld  zartlckzuzahlen. 
Hierzu  snll  verwendet  werden  einmal  die  nach  dem  Gesetz 
vom  2.  August  1800  zu  emittierende  Schuld;  zweitens  be- 
sondere Mittel  und  Emissionen,  welche  die  Cortes  zu  be- 
willigen hätten;  drittens  die  Überschüsse  der  Budgets.  Die 
Maximalgrenze  der  Kolcnemission  betragt  2  Milliarden  und 
zwar  so,  daib  bis  1200  Mill.  der  dritte  Teil  —  die  iiälfte 
davon  in  Gold  —  metallisch  gedeckt  ist;  von  1200— 1500  Mill. 
sollen  60  ® 'o  des  ttberschiefsenden  Betrages  —  davon  mindestens 
40  ^/o  in  Gold  —  Bardeckung  haben  und  von  1500—2000  Mill. 
70^  0  des  Überschussea  und  «war  mindestens  50*^/0  in  Gold. 
Die  fiegierung  wird  sich  u.  a.  mit  der  Bank  wegen  Fest- 
setzung des  Diskonts  für  Darlehen  mit  Garantie  durch  öffent- 
liche Fonds  in  Verbindung  setzen ,  desgl.  über  den  Ver- 
kauf von  Papieren  der  öfiFentiichen  Schuld  u.  s.  w.,  so  dafs 
das  Portefeuille  sich  nur  aus  Wechseln  mit  OOtägiger  Verfall- 
zeit zusammensetzt;  docli  darf  dieser  Verkauf  erst  stattlinden, 
wenn  die  Bank  von  Spanien  die  dem  Staat  geleisteten  Vor- 
schtisse  zurückerhalten  hat 

Dafs  diese  Bestimmungen  —  die  anderen,  welche  die 
Valutafrage  nicht  so  unmittelbar  berühren,  sind  hier  über- 
gangen —  geeignet  sind,  eine  baldige  und  anhaltende  Besserung 
der  Valutaverhältnisse  herbeizuführen,  wird  man  kaum  sagen 
können.  Einmal  ist  der  Zeitraum,  den  man  zur  Regelung 
der  Beziehungen  zwischen  Bank  und  Staatsschatz  festgesetzt 
hat,  ein  zu  langer,  und  dann  ist  durch  das  ^gekünstelte  System 
der  ^otendeckung,  wie  man  es  hier  durchführen  will,  ein 
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Mifsbrauch  der  Emission  nicht  zu  verhüten;  denn  die  Er- 
fahrung bat  gezeigt,  wie  es  trotz  solcher  Rinscliränkungeu  der 
Bank  gelungen  ist,  den  Umhiuf  der  Notuii  zu  erliöhen.  Von 
weiten  französischer  Finanzmänner  war  vorgeschlagen  worden, 
den  Kotenumlauf  auf  1200  und  dann  auf  800  Hill  herab- 
«ttsetsen;  dahingehend  eine  gesetsUche  Beetimmung  zu  er- 
lassen,  wäre  aber  auch  nicht  zu  empfehlen,  da  man  hier  »u 
leicht  eine  allzu  willkürliche  Ghrenze  aufstellen  könnte.  Unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  wird  das  einzige  Mittel  sein, 
um  die  Entwertung  der  Landesvaluta  zu  beseitigen,  dafs  man 
so  schnei!  nie  möglich  die  Vorschriften  dos  neuen  Gesetzes  zu 
^^rfltllen  sucht,  da  bei  Rückzahlung  der  gewährten  Vorschüsse 
HU  die  Bank  diese  den  Notenbestand  verringern  könnte.  Ob 
die  Valutaregulierung  für  die  spanischen  Produktionszweige 
die  hochgespannten  Erwartungen  erfüllen  wird,  wie  man  sie 
haaptBächlicn  in  Frankreich  hegt,  mnfs  die  Zaknnft  lehren« 

Nenerding«»  im  Laufe  des  Jahres  1902.  sind  mehrfach 
weitere  VorscUllge  und  Pläne  aufgetaucht,  welche  die  Senkung 
des  Agios  zum  Gogenstand  hatten.  Am  meisten  erörtert  wurde 
die  Bildung  eines  Syndikats ^  das  die  Beschaffung  der  not- 
wendigen ausländischen  Goldmünzen  durch  gröfsere  Ankäufe 
erleichtern  sollte.  Als  Mitglieder  des  »Syndikats  waren  gedacht 
der  Staatsschatz,  die  Bank  von  Spanien,  die  Eisenbahngesell- 
sehaftcn  und  endlich  alle  anderen  Unternehmungen,  die  für 
Dividenden-  oder  Zinszahlungen  auswärtigen  Goldes  bedurften. 
Dafs  die  Durchführung  dieser  Pläne  einen  weitgehenden  Ein- 
flnfs  auf  den  Wechselkurs  austtben  würde,  erscheint  wenig 
glaublich.  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  ^fse  Goldanleihe, 
sondern  um  die  Erwerbung  verhältnismäfsig  gerinpr  Mengen 
unter  dem  jeweiligen  Dnrchschnittskurs.  Den  gröisten  Vorteil 
würden  die  Eisenbahnen  und  andere  private  Unternehmungen 
haben,  während  der  Staatsschatz  das  für  Zinszahlung  nötige 
Goldgeld,  so  lange  das  Gesetz  Whpv  die  Zahlung  gewisser  Zölle 
in  Gold  besteht,  stets  zur  Verfügung  gehabt  hat.  Auch  die  Bank 
hat  nicht  ein  unmittelbares  Interesse  an  dem  Erwerb  gröfserer 
Goldbestände;  die  ihr  zukommende  Goldmünze  würde  höchstens 
zu  einer  gewissen  Verstärkung  ihrer  Reserven  dienen  können. 

Die  praktische  Ausführung  des  geschilderten  Planes  war 
derart  beabsichtigt,  dals  einige  Filialen  der  Bank  von  Spanien 
im  Auslande,  so  vor  allem  in  Paris,  vielleicht  auch  in  London, 
Berlin  u.  s.  w.  errichtet  werden  sollten,  denen  der  Münzankauf 
zufallen  sollte.  Ob  bei  der  im  November  1902  eingetretenen 
Umbildung  des  Ministeriums  und  dem  dabei  erfolgten  Wechsel 
in  der  Person  dos  Finanzministers  eine  Verwirklichung  aller 
dieser  Projekte  eintreten  wird,  läfst  sich  noch  nicht  sagend 

'  Inzwisi'lien  ist  Anfang  1903  das  Syndikat  zwischen  den  Kiaen- 
bahngesellschaften  und  der  Bank,  aber  ohne  den  Staatsschatz,  ab- 
geächlosäen  worden. 
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Drittes  Kapitel. 

Die  handelspolitischen  Beziehungen 
zwischen  Spanien  nnd  Deutschland  im  leisten 

Jahrzehnt. 


Wie  schon  bei  der  Übersicht  über  den  spanischen  Aufseu- 
Handel  erwähnt  wurde,  bezeichnete  das  Jahr  ls!)2  einen 
Wendepunkt  in  der  apanischen  Handelspolitik  iiisjofem,  als 
damals  bei  der  Regulierung  der  Handeisbeziehungen  zum 
Ausland  die  hochschutzzöUnerisch  interesssierten  katalonischen 
Indastriellen  wiederam  ihre  Irtlhere  dominierende  Stellung 
einnahmen,  die  sie  1882  verloren  hatten.  Im  Jahre  1882  war 
das  ausschlaggebende^  Moment  bei  der  Gestaltung  der  spanischen 
Handelspolitik  der  Weinexport  nach  Frankreich  gewesen. 
Infolge  der  Verwüstungen  der  französischen  Weinberge  durch 
die  Keblaus  im  Jahre  187»'»  reichte  die  französische  Wein- 
prodiiktion  bei  weitem  nicht  aus,  den  inländischen  Bedarf  zu 
decken,  und  man  sah  sich  daher  genötigt,  grofsc  Menqren  an 
spanischem  Wein  zu  impurtieren.  Um  sich  das  so  gewuiuiene 
Absatzgebiet  möglichst  zu  sichern,  verliefs  Spanien  die  Bahnen 
des  HoehschutssoUes,  die  es  1877  durch  Aufteilung  eines 
Maximal-  und  Minimaltarifes  —  beide  mit  einem  angeblich 
vorübergehenden,  aber  sehr  hohen  Zollzuschlag  —  eingenommen 
hatte,  und  schlofs  am  Ü.  Februar  1882  einen  Handelsvertrag 
mit  der  französischen  Republik«  Durch  diesen  Vertrag  setzte 
Frankreich  u.  a.  den  Zoll  auf  spanische  Weine  bis  zu  einem 
Alkoholgehalt  von  15,0  Grad  von  3V2  fr.  aul  2  fr.  für  l  hl 
herab.  Die  Konzessionen  hatte  Spanien  ziemlich  teuer  zu 
erkaufen,  da  es  eine  grofse  Anzahl  wichtiger  Zollsätze  beträcht- 
lich ermäfsigen  mufäte,  äo  unter  den  Fabrikaten  auch  trotz 
des  lebhaften  Widerspruchs  der  Teztilindustriellen  Kataloniens 
die  Zölle  auf  Baumwollenwaren.  Die  Folge  war,  dafs  die 
Weinaosfuhr  nach  Frankreich  den  grofsten  Umfong  annahm. 
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1875  nmfafste  sie  nur  124000  hl  und  1891  über  !»  Mill.  hl 
im  W<  rte  von  2ü2  Mill.  Pe».  Wenn  man  aucli  zugab,  dafö 
dem  gegenüber  zahlreiche  Zweige  der  Industrie  durch  den 
HandäsTertrag  geschädigt  und  in  ihrer  Entwicklung  gehemmt 
wflrden,  so  glaubte  man  doch,  dals  der  Vorteil,  der  aus  dem 
Weinexport  gesogen  wurde,  jene  Schädigungen  bei  weitem 
aufwiege.  Aber  es  mufste  von  Tomherein  klar  sein,  dafs  eine 
derartige  Handelspolitik,  die  so  ausschliefslich  einen  einzigen 
Zwei^  der  nationalen  Produktion  förderte,  doeh  nnr  so  lange 
Hill  recht  zu  erhalten  war,  als  man  in  Frankreich  auf  die 
spanischen  Weine  angewiesen  war.  Zunächst  jedoch  folgten 
diesem  grundlegenden  Vertrag  eine  Reihe  Meistbegtinstigun^s- 
Terträge  mit  anderen  Staaten  im  Jahre  1883;  am  12.  Juli 
dieses  Jahres  der  mit  dem  -Deutschen  Reich.  AuCser  der 
gegenseitigen  Meistbegünstigung  fanden  sich  in  dem  Vertrage 
Bindangen  vesp.  Ermäßigungen  für  eine  Anzahl  Tari^ositionea. 
Spanien  gewänrte  dies  für  Eisenbahnschienen ,  Eisen-  und 
Stahldraht,  künstliche  Farben,  lackierte  Felle,  landwirtschaft- 
liche Maschinen,  Branntwein  u.  s.  w. ;  Deutschland  für  Kork 
und  Kork  stopfen,  Südfrüchte^  Wein  u.  s.  w. 

In  den  folgenden  Jahren  gewann  die  Agitation  gegen  die 
Handelsverträge  in  Spanien  weite  Kreise.  Seit  Mitte  der 
achtziger  Jahre  war  die  Rückkehr  7A\m  Hochsclmt/zoU  einer 
der  Progranimpunkte  der  konservativen  Partei  geworden.  Ein 
wichtiger  Bundesgenosse  entstand  den  industriellen  Gegnern 
der  bisherigen  Handelsnolitik  in  den  Landwirten  Kastiliens, 
die  unter  dem  Druck  der  amerikanischen  Konkurrens  willig 
die  Hand  su  einer  allgemeinen  Umgestaltung  des  Tarifs  in 
schutzzöllnerischem  Sinne  darboten.  Bald  aeigt^  sich  der 
Einflufs  dieser  mächtigen  Koalition.  Die  liberale  Partei  war 
zwar  noch  am  Ruder,  aber  das  Gutachten,  das  eine  1889  ein- 
gesetzte ,  aus  Senatoren,  Deputierten  und  Staatsbeamten  be- 
stehende Kommission  abzuL^eben  hatte,  war  durchaus  schütz- 
zöllnerisch  und  priff  vielfach  auf  den  Tarif  von  1877  zurück. 
Die  \\  irkuii^  dieses  Berichtes  wurde  dadurch  nicht  ab- 
geschwächt, dals  der  Liberale  S.  Moret  y  Prendergast  seiner- 
seits ein  besonderes  Gutachten  abgab,  das  jenem  ersten  in 
den  meisten  Punkten  entgegenlief. 

Als  bald  darauf  nach  dem  Sturze  des  liberalen  Ministeriums 
Canovas  del  GaatiUo  Ministerpiitaident  wurde,  konnten  die 
Wttnsche  der  kastilischen  Landwirte  zu  einem  ffuten  Teil  schon 
befriedigt  werden.  Es  wurden  nämlich  die  Zolle  auf  Agrar- 
Produkte,  soweit  sie  nicht  vertragsmifsig  gebunden  waren, 
1890  durch  Dekret  erhöht.  Alsdann  beriet  man  eine  neue 
Kommission  unter  dem  Vorsitz  eines  anerkannten  Schutz- 
zöllners, um  die  Einzelheiten  des  künftigen  Zolltarifes  zu 
beraten. 
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So  deatete  alles  darauf  hin,  dab  die  siMiiiisehen  leitenden 
Kreise  entschlosBen  waren,  die  bestehenden  Vertrüge  nicht  su 
erneuern* 

Diesem  Bestreben  kam  man  in  Frankreich  entgegen.  Hier 
war  die  Opposition  gegen  den  Handelsvertrag  in  den  letzten 
Jahren  nicht  minder  lebhaft  gewesen.  Der  Grund  hierzu  lag 
einerseits  darin  ^  dafs  die  franzosischen  Weinberge  sicli  all- 
niählich  von  den  Verheerungen  durch  die  Reblaus  erholten, 
und  man  sich,  soweit  als  möglich,  von  dem  Übormafs  der 
spanischen  Konkurrenz  befreien  wollte ;  andererseits  vor  allem 
in  den  im  gröfsten  Mafsstabe  betriebenen  Weinverfilkchangen 
der  spanischen  Ezportenre.  Wie  erwithnt,  hatte  der  in  Frank- 
reich importierte  spanische  Wein  bis  15,9  Grad  Alkoholgehalt 
nur  2  fr.  für  das  Hektoliter  au  aahlen,  während  reiner  Sprit 
einem  Zoll  von  15(^  4  fr.  pro  hl  unterlag.  Der  spanische 
Ex])orteur  wie  der  französische  Händler  machten  nun  glänzende 
Geschätte,  wenn  man  dem  für  den  Export  bestimmten 
spanischen  Wein,  dessen  natürlit  her  Alkoholgehalt  nicht  15,9 
(irad  betlüg,  einige  Prozente  zusetzte  und  so  den  hohen  Zoll 
für  diesen  sparte.  Oder  man  nahm  sogar  gefärbtes  Zucker- 
wasser,  vermischte  dies  mit  Sprit  und  sandte  es  als  spanischen 
Wein  nach  Frankreich.  Zwar  entdeckte  man  in  Frankreich 
—  allerdings  erst  ziemlich  spät  —  diesen  Betrug  und  suchte 
ihm  entgegenzuwirken,  desgleichen  wurde  die  spanische  Re- 
gierung veranlafst,  einzuschreiten;  allein  gänzlich  vermochte 
man  dem  t'bfl  T)i<'ht  zu  steuern.  Um  so  erregter  war  man 
in  Frankreich,  und  namentlich  fehlte  es  nicht  an  zahlreichen 
Hetzereien  gegen  Deutschland,  dem  man  die  Schuld  an  jenen 
Betrügereien  beimafs,  weil  Spanien  einen  grofsen  Teil  seines 
Sprit  aus  Deutschland  bezog. 

Unter  dem  Druck  der  Öffentlichen  Meinung  entschlofs 
sich  die  französische  Regierung  im  Jahre  1891^  von  dem  ein- 
jtthrigen  Ettndigungsrecht  Gebrauch  zu  machen,  und  Spanien 
hatte  nun  guten  Örund,  seinerseits  die  Verträge  mit  den 
übrigen  Machten  zu  kündigen;  der  mit  dem  Deutschen  Reich 
geschlossene  sollte  zum  1.  Februar  185'2  ablaufen. 

Es  wurde  sodann  ein  neuer  Zolltarif  mit  Maximal-  und 
Minimalsätzen  publiziert,  die  geeignet  schienen,  die  hoch- 
gehendsten  schutzzöUnerischen  Wünsche  zu  befriedigen.  Dafs 
es  aber  mit  derartig  hochgeschraubten  Sätsen  nicht  leicht  sein 
wttrde,  Tertragsmftfsige  Himdelsbeziehungen  mit  dem  Ausland 
anzuknüpfen,  sah  die  spanische  Regierung  sehr  wohl  ein,  und 
man  hielt  es  daher  für  gut,  den  Minimaltarif  nicht  etwa  für 
unabänderlich  au  erklären,  sondern  weitere  Ermäfstgungen 
gegen  entsprechende  Konzessionen  anderer  Liinder  zuzulassen. 

Hieraus  ersah  das  Ausland,  dafs  Spnni'^n  neuen  Handels- 
verträgen nicht  durchaus  abgeneigt  sei,  und  neben  anderen 
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Staaten  öuchtc  auch  Deutöchland  Verhandlungen  darüber  an- 
zuknüpfen. Um  Zeit  hierfür  zu  gewinnen ,  äicherteu  &ich 
Deutschland  and  SfMUiten  ^  proTisoiitch  gegenseitige  Meist- 
begünstigung ssu,  ausgenommen  davon  blieb  der  Alkohol  beim 
Eintritt  in  Spanien  und  der  Wein  beim  Eingang  in  Deutsch- 
land. Die  nun  folgende  Zeit  bietet  in  den  Handelsbeziehungen 
zwischen  beiden  Ländern  ein  Bild  der  gröfsten  Unsicherheit: 
immer  wieder  mufs  fl;is  Provisorium  erneuert  werden;  mehr- 
mals tritt  die  Verlängerung  nur  auf  einen  Monat  ein;  der 
betreffende  Notenaustausch  findet  erst  kurz  vor  Aljlauf  der 
Frist  statt;  ohne  dafs  man  zum  liaiidelakrieg  zu  schreiten 
beabsichtigt,  bestehen  fUr  einige  Zeit  —  vom  30.  Juni  bis* 
31.  August  1893  —  überhaupt  keine  Tertragsmttfsigen  Handds- 
besiehungen,  worauf  dann  wiederum  gegenseitige  MeistbegOn- 
stigung  festgesetst  wird. 

Inxwischen  hatten  die  Verhandlungen  tlber  den  Vertrag 
begonnen.  Am  26.  November  1 892  waren  die  Delegierten  beider 
Länder  zusammengetreten  und  begannen  am  28.  November 
die  Beratungen.  Eine  Verzögerung  trat  ein,  als  der  Sturz 
des  sy^Rninclien  Ministeriums  die  Demission  der  spanischen 
Koniiiiissiuiiöniitglieder  veranlafste.  Nachdem  diese  ersetzt 
waren,  wuiden  die  Sitzungen  am  10.  Februar  1893  unter  dem 
Vorsitz  dos  Herzogs  de  Aimodovar  del  Rio  eröffnet :  am 
3.  August  desselben  Jahres  setzte  die  Ronmiission  die  end- 
gültigen Beschlüsse  fest  und  schloJii  am  8.  August  mit  der 
Ünterseichnung  derselben  die  Beratungen. 

Im  allgemeinen  hatte  man  sich  über  die  einzelnen  Artikel 

des  Vertrages  sowie  über  die  Höhe  der  Zölle  bald  geeinigt. 
Der  einzige  Punkt,  über  den  man  sich  erst  ganz  zuletzt  ver- 
sttHndigle,  betraf  den  deutschen  Zoll  auf  spanische  Korkstopfen. 
Nach  dem  deutsehen  Generaltarif  betrug  derselbe  30  Mk.  für 
100  kg,  während  der  Vertnig  iss:j  K)  Mk.  festgesetzt  hatte. 
Im  Interesse  der  deutschen  Korkfabrikanten,  die  aufser  von 
Spanien  auch  von  Algier  und  Portugal  Korkholz  eintiilirten 
und  in  Deutschland  verarbeiteten,  schlugen  die  deutschen 
Del^erten  einen  Satz  von  20  Mk.  vor»  dem  die  Spanier 
8  Mk.  entgegensetzten.  Schliefslich  erklärten  diese,  unerläfs- 
liche  Bedingung  für  den  Abschlufs  des  Vertrages  sei  mindestens 
der  Satz  von  1883,  da  ein  höherer  Zoll  das  industrielle  Leben 
von  3—4  Provinzen,  dessen  Mittelpunkt  die  Korkindustrie 
wäre,  aufs  schwerste  schädigen  würde.  Nach  Inngen  Aus- 
einandcrsützungeu  wurde  dann  der  Zoll  von  1883  mit  10  Mk. 
angenommen. 

Deutscherseits  hatte  man  versucht,  eine  Erniiif>iLniTig  des 
Zolles  auf  Alkohol  zu  erlangen,  um  die  .gewaltige  Ausfuhr  in 
diesem  Artikel  weiterhin  betreiben  zu  kumien.  In  dem  neuen 
Tarif  betrug  nämlich  der  Zollsatz  für  1  hl  Alkohol  l(iO  Pes. 
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gegen  21 ,10Pe8.  früher,  wozu  noch  die  Konsumateuer  von  25  Pes. 
ekommen  war.  Allein  die»«  Verduche  miifsten  scheitern,  da 
ie  spanischen  Delegierten  durch  eine  kgl.  Verordnuna;  vom 
31.  Dezember  181)1  gebunden  waren,  wonach  bei  künftigen 
Haudelövertrilgen  keine  Herabsetzung  der  Zölle  auf  Alkohol 
oder  Liqueur  stattfinden  soUte.  Man  hat  den  deutschen  Unter- 
händlern eeitene  der  Landwirte  spftter  yorgeworfen,  nicht 
alles  sn  haben ,  um  hier  eine  Eonsession  zu  erlangen. 

Aber  dieser  Vorwurf  war  um  so  unberechtigter,  als  selbst  im  Fall 
einer  ZoUreduktion  der  deutsche  Spritezport  doch  den  enormen 
Rückgang  hätte  aufweisen  müssen,  wie  er  nach  1891  eintrat : 
Frankreich  hatte  nämlich  die  Höchstgrenze  des  Alkoholgehaltes 
bei  den  imp  i  tiLTten  Weinen  auf  10,9  Grad  normiert,  so  dafs  es 
also  unmügiich  gewesen  wäre,  den  spanischen  Wein  ferner  mit 
Sprit  zu  verschneiden.  Weiterhin  aber  konnte  ein  grofser 
Teil  an  spanischen  Weinen,  der  einen  höheren  Alkoholgehalt 
besab  als  10,9  Grad,  nicht  mehr  nach  Frankreich  exportiert 
werden;  er  fand  so  im  eigenen  Lande  die  Verwendung,  dafe 
er  zu  Weinsprit  gebrannt  wurde  und  den  Bezug  vom  Aua- 
lande gäoalich  UberflttBsig  machte.  — 

Derjenige  spanische  Delegierte,  der  dem  Staatsminister 

über  die  Verhandlungen  den  Bericht  zu  erstatten  hatte,  kam 
in  der  Beurteilung  derselben  zu  dem  Resultat,  dafs  die  Er- 
gebnisse der  Beratung  für  Spanien  im  wesentlichen  durchaus 
günstige  seien.  Es  sollte  sich  bald  zeigen,  dafs  man  in  weiten 
Kreisen  Spaniens  gänzlich  anderer  Ansicht  war.  Wie  sich 
hier  die  Opposition  erhob,  so  hat  man  wohl  auch  gelegentlich 
in  Deutschland  —  allerdings  erst  als  der  Vertrag  gescheitert 
war  —  diesen  als  Muster  dato  hingestellt,  wie  man  nicht 
versuchen  dttrfe,  Handelsverträge  abzuschliefsen,  da  aus 
solchen  nicht  ein  Staat  einseitig  Nutzen  ziehen  solle,  Mrie  es 
hier  Deutschland  gewollt  hätte.  Eine  nähere  Betrachtung  des 
Vertrages  sowie  eine  Vergleichung  mit  den  früheren  Zoll- 
sätzen mag  zeigen,  ob  und  inwiefern  diese  Ansicht  be- 
gründet ist. 

Eine  Eiirentlimlichkeit  des  Vertraijes  Ijestand  darin,  dafs 
er  nicht  m*  lir  die  Klausel  der  allgemeinen  Meistlx'-tlnstigung 
enthielt  Die  Abneigung  dagegen  war  damals  in  Spanien 
allenthalben  zu  mächtig  gewesen,  als  dafs  man  sie  w^iederum 
hätte  festsetzen  können.  So  gewährten  sich  beide  Länder  nur 
filr  eine  Reihe  besonders  au%efilhrter  Artikel  die  Meist- 
begünstigung ;  für  eine  Anzahl  anderer  Waren  wurden  •  die 
Zolle  ermttfsigt  resp.  gebunden. 

Die  so  gebundenen  Stttze  mögen  ffelr  eine  Reihe  wichtigerer 
spanischer  Waren  den  Zöllen  von  1883  gegenflbergestellt 
werden.  Die  Zivile  galten  für  100  kg: 

4* 
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Zotlsata 

Zoluata 

Artikel 

▼on  1893 

von  1888 

Mark 

Mark 

Binsen  und  Ei^pnrtogras  « 

Weinbeereu,  frische  zum  Tafelgenufs     .  . 

Frische  ApfeUiDen,  Ziixouen,  Lünonen 
Pornpranien,  Granaten»  Mandeln*,  Datteln' 

Enlnufsül  in  Fäsprn,  amtlich  denat.    .    .  . 
Oliveuöi    „      „          „          j,   ,   ,   .  . 
Getrocknete  Feigen,  Korinthen,  Boamen 

4 

20 

4 

40 
80 

o 
6 

frei 
8 

 1 

4 

24 

4 

50» 
SO* 

A 

_S 

fm 
8 

Für  73  Nummern  seines  ZoUtarifes  räumte  Deutschland 
Spanien  die  Meistbegünstiirnncr  fin.  Auf  Grund  der  Verträge 
mit  Österreich,  Italien,  Schweiz,  Bclfrieii  trat  eine  Reduktion 
der  Zölle  für  einige  Artikel  ein,  unter  denen  ich  hervorhebe: 


Stnimpfiraren  aus  Baumwolle  •  • 
BeBen  au»  Bast,  Stroh  oder  Schilf  • 
Schmiedbares  Eisen  in  Stangen  .  . 
Eisen  in  BlOeken  n.  s.  w  


Ton  120  Mk.  aaf  «5  Mk. 


Roggen   

Holz  aus  Buchsbaimi,  Zeder,  Kokos  u.  «.  w. 

Zederuholz,  gesciinitten  

Ziegenfelle,  gegerbte  oder  halbgare   .  . 


n 

n 

n 

n 
n 


4  • 

2,50  . 

2,50  , 

5  „ 
2,60  „ 

I  : 


n 

» 
n 
m 

r? 

n 
n 


3 

1,50 
1,50 

0,60 
0,25 
1 


m 

n 
n 
n 

m 

n 


Wie  man  sieht,  waren  die  Bindungen  und  JMTiiedrigungen 
im  allgemeinen  nicht  dazu  angetan,  die  deutsche  Produktion 
schädigend  zu  beeinflussen.  Es  handelte  sich  doch  meist  um 
Artikel,  die  gar  nicht  oder  nicht  derart  in  Deutschland  ge- 
wonnen werden  können.  Widerspruch  erregte  es  im  deutschen 
Reichstag,  dafa  Spanien  auf  Roggen  die  Meistbegünstigung 
erkalten  sollte;  die  nraktische  Bedeutung  der  Bestimmung 
war  aber  sehr  gering,  da  eine  starke  Konkurrenz  der  spanischen 
Landwirte  auf  dem  deutschen  Markt  nicht  zu  befUrcnten  war. 
Wie  wir  sahen,  wäre  Spanien  in  der  Lage,  nicht  nur  die 
Qptreidezufuhr  aus  dem  Auslände  zu  vermeiden,  sondern 
selbst  Agrarprodukte  zu  exportieren.  Allein,  ^vie  die  Ver- 
hältnisse lagen ,  namentlich  infolge  der  unentwickelten  Ver- 
kehrswege, war  Spanien  doch  von  diesem  Ziele  aufserordentlich 
weit  entfernt.  Wenn  nach  der  deutschen  Statistik  1892  ftir 
8 Vi  Hill,  spanischer  Roggen  importiert  wurde,  so  blieb  das 

'  Im  Vertrage  von  1883  nicht  enthalten. 

*  Im  Vertm^e  \-nn  i'^^^  nicht  enthalten;  allgemeiner  Zoll  12  Mk. 

*  1885  auf  40  Mk.  herabgesetzt. 

*  1885  anf  20  Mk.  heiabgeaetit 

*  1883  nicht  festgeaetit;  aUgemeiner  ZoUsats  10  Mlu 
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eine  aufsergewöhnliche  und  vereinzelte  Erscheinung;  diese 
war  wohl  dadurch  verursacht,  dafs  man,  um  den  Ausfall  der 
russischen  Eintuhr  zu  decken,  an  allen  erreichbaren  Plätzen, 
selbst  mit  hohen  Kosten,  Roggen  aufkaufte. 

Unter  dmi  176  «niftlsigten  spamseben  EinfulinSllen  führe 
ich  an  und  stelle  mit  der  2.  Kolonne  des  Tarifs  von  1891  — 
Minimaltarif  —  und  dem  Zollsatz  ron  1888  snsammen  folgende 
wichtigere  Positionen: 


Artikel 


Malaatab 


Vertrags- ;  Minimal- 
tarif  ,  tarif 
▼OD  189B  Ton  1891 


Pesetas 


Pesetas 


Vertrag»' 

tarif 
von  1883 

Pesetas 


Kristallglas  und  dessen  Nachslinrangen  .  . 

Porzellan  

Schmiedfeibcn  u.  Stahl  in  Eisenbahnschienen 

Nähnadeln,  Stecknadeln,  Sehreibfedem  •  . 

Farben  in  Pulver  oder  in  Stücken     .  .  . 

Salpetersäure  Kali  

Stfirke  

Satzmohle  snm  Gewerbogebianch  .  .  .  • 

Dextrin  

Plüsch,  Samt  u.  Doppelgewebe  zu  Kleidunj^a- 

stfickoi  

Oame  aus  Hanf  oder  ans  Leinen,  von  Nr.  21 

aufw&rts  i  

Astischan,  Felbel  n.  Samt  ans  Wolle  oder 

Haar  

Samt  u.  Felbel  ans  Seide  oder  Ploretseidc 
Motoren  jeder  Art,  mit  oder  ohne  Kessel 

sowie  cue  Kessel  allein  

Oüterwagen,  Qei»ftckwagen  n.  s.  w.  .  .  • 


100  kg 

» 

1  kg 
100  kg 

n 
n 

n 

1  ^ 

100  kg 

1  kg 

n 

100  kg 


40 
40 

5 

1,75 
0,50 

6 

1,50 
12 

1 

1,50 
8 

27,50 

3,50 
12^ 

12 
12 


50 

52,50 
6 


7,50 
a,75 
15 


8,20 

27,50 

4 
20 

18 
23 


84,85 

37.50 
4,55 
3 
0,10 
4,80 
1,50 
8,15 

1 

2,48 

27,20 

2,60 
8 

2,40 
10,58 


Aufserdem  erlangte  Deutschland  fttr  weitere  172  Sätze 
des  spanischen  Tarifes  die  Meistbegünstigung.  Infolge  der 
spanischen  Verträge  ma  der  Schweiz,  mit  Norwegen  und  den 
Niederlanden  ergaben  sich  ii.  a.  folgende  Zölle: 


Artikel 


Minimtltarif 
von  1801 


Vertragstarif 
Ton  1893 


Farbstoffeatrakte  

Fsrben,  ans  Steinkohlen  gewonnen  .  . 
BsnmwoUe,  gesponnen n.g6swinit  bis  Nr.  85 
^     -     ^  "      "  ▼.Nr.86«n 

Taschenuhren,  ffoldoie  

„  silberne  

Oltnek  nnd  Waebsleinwaad  


7,80 
2^ 

l,2o 
1,75 
7,50 

2 

1 


5 

1,50 
1 
1 
1 

0,50 
0,TO 
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Von  den  weiteren  Bestimmungen  des  Vertrages  ma^ 
folgendes  erwähnt  werden:  auf  deutscher  Seite  htttte  man  im 
Interesse  der  heimischen  Industrie  die  Aufhebung  der  spanischen 
Ausfuhrzölle  gern  gesehen;  wurde  auch  dies  nicht  erreicht^ 
so  verpflichtete  sich  Spanien  doch  den  Ausfuhrzoll  auf  Kork- 
hola  nicht  über  5  Pes.  zu  erhöhen;  falls  die  Cortes  ihre  Ge- 
nehmigung erteilen  wiirdpTi ,  sollte  der  Ausfuhrzoll  auf  nicht 
silberhaltigen  Bleighiiiz  im  lietrago  von  1,25  Pes.  aufgehoben 
werden.  Ferner  wurde  vereinbart ,  dafs  die  Festsetzungen 
über  Meistbegünstigung,  Ausfuhrzoll  u.  s.  w.  nicht  berührt 
werden  sollten  durch  die  einer  dritten  Macht  an  Grenzverkehr 
gewährten  Begünstigungen. 

Die  oben  angeführten  Zollsätze  sind  awar  &8t  dorch- 
gehends  höher  als  die  Stttse  von  1883 ,  aber  es  war  den 
deutschen  Unterhändlern  doch  gelungen,  ganz  betrttchtliche 
Errnttlsigungen ,  zum  Teil  bis  50  ^/o  und  darüber  gegenttber 
dem  Minimaltarif  von  1801  zu  erlangen.  Wenn  man  nun 
später  behauptet  hat,  die  Konzessionen  wären  zu  grofs  ge- 
weneü.  sie  Initten  den  Vertrag  für  Spanien  unannehmbar  ge- 
macht, so  erscheint  es  doch  mehr  aU  fraglich,  ob  weniger 
weitgehende  Ermäiöigungen  die  Zustimmung  der  eintiufsreichen 
Kreise  gewonnen  hätten,  die  keine  Neigung  zu  einem  Handels- 
vertrag mit  Deutschland  auf  Grund  eines  besonderen  Kon- 
ventionaltarifes besalsen.  Dies  zeigte  sich  deutlich  in  der  Art 
der  Polemik  gegen  den  Handelsvertrag;  dabei  suchte  man 
meist  gar  nicht  im  einzelnen  nachzuweisen,  dafs  die  £r- 
mäfsigungen  zu  stark  wären,  sondern  hielt  sich  ganz  äufserlich 
daran,  dafs  Spanien  17H  Positionen  und  Deutschland  nur  20 
erniedrigt  habe,  ohne  daran  zu  denken,  dafs  die  übrigen  auch 
für  Spanien  keinen  Wert  hatten.  Oder  aber  es  wurde  betont, 
dafs  doi  einzige  Vertrag  —  aufser  dem  mit  Portugal  — ,  von 
dem  Spanien  Vorteil  haben  könnte,  der  mit  Frankreich  wäre,, 
und  dieses  würde  au  einem  solchen  wenig  geneigt  sein,  wenn 
es  die  Eonsessionen  erhielte,  die  sein  Todfeind  Deutschland 
gleichfalls  genösse. 

Dem  Vertrag  war  die  Erklärung  angefügt,  dafs  die  Rati- 
iikationen bis  31.  Dezember  1893  ausgetauscht  werden  sollten. 
Die  Beratung  im  deutschen  Reichstag  nahm  nicht  allzuviel 
Zeit  in  Ansprucli.  Nachdom  am  23.  November  die 
Generaldebatte  begonnen,  vom  30.  November  bis  2.  Dezember 
die  KommissionsverliHiRilungen  stattgefunden  hatten,  wurde 
der  Vertrag  am  14.  Dezember  1893  angenommen.  Die  Gegner 
desselben  hatten  wohl  die  prinaipieUen  Bedenken  wie  gegen 
jeden  Handelsvertrag  auch  gegen  den  vorliegenden  -aus- 
gesprochen^ aber  die  speziell  gegen  diesen  erhobenen  Ein- 
wendungen konnten  nicht  als  ttberzeugend  angesehen  werden. 

Bei  weitem  erbitterter  und  langwieriger  gestaltete  sich 
der  .KiMnpf  in  Spanien.   Für  den  Handelsvertn^  traten  b^ 
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sonders  lebhaft  die  Angehörigen  der  Korkindustrie  von 
Extremadura,  Gerona  u.  s.  w.  ein.  In  zaiilrciehen  Eingaben 
und  Petitionen  au  die  Cortes  hoben  sie  hervor,  wie  sehr  das 
Blühen  der  Korkindustrie  abhängig  wftre  von  einem  gesicherten 
Abeatas  im  Ausland;  sie  wiesen  femer  darauf  hin,  dafs  die 
EzfMorteure  von  Wein  und  von  Sttdfrttehten  ein  gleiches  In- 
teresse hätten,  um  so  mehr,  da  das  Ausland  nicht  auf  Spanien 
angewiesen  sei,  sondern  Italien  die  Nachfrage  befriedigen 
konnte.  Doch  trotz  ihrer  Anstrengungen  und  obschon  wiederum 
ein  liberales  Ministerium  die  Regieruii^'  iinif'  hatte,  vermochten 
sie  nichts  auszurichten  gegen  den  entschlosicnen  \\  iderstand 
der  Schutzzöllner,  die  aufser  den  vorhin  erwähnten  Argumenten 
besonders  noch  die  mit  Nachdruck  hervorhoben,  dafs  durch 
einen  solchen  Vertrag  die  nationale  Industrie  schwer  geschädigt 
wttrdey  und  dafs  somit  auch  die  ArbeitoiOhne  heruntergehen 
mOfsten.  Der  Hauptsitz  des  Widerstandes  war,  wie  stets  früher 
geicrTi  jeden  Vertrag,  der  Mittelpunkt  des  industriellen  Lebens^ 
Barcelona,  wo  Industrielle,  kauunttnnische  Vereinigungen  und 
Gemeindebehörden  nicht  roUde  wurden,  die  Schädlichkeit  des 
Vertrages  hervorzuheben.  Den  schärfsten  Ausdruck  fand 
diese  Opposition  in  einer  groiseii  im  Dezember  1893  ab- 
gehaltenen Protestversanimlung  zu  Bilbao,  zu  der  sich  120 
Abgeordnete  aus  Katalonien,  Galicien  und  den  baskiächen 
Provinaen  ein&nden  und  unter  der  Parole  „Spanien  fdr  die 
Spanier''  beschlossen,  das  Zustandekommen  des  Vertrages  mit 
aben  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  verhindern. 

Im  Parlament  gelang  es,  die  entscheidende  Abstimmung 
durch  lange  Beratungen  und  ein  endloses  Verschleppen  immer 
wieder  hinauszuschieben,  ohne  dafs  das  liberale  Kabinett,  in 
dem  der  Freihändler  Moret '  Minister  des  Auswärtigen  war, 
etwas  Ernatliches  unternahm ,  den  Vertrag  zur  Annahme  zu 
bringen.  Unterdessen  war  das  II andelsprovisorium  und  der 
Zeitpunkt  für  den  Austausch  der  Ratifikationen  mehrmals 
verlängert  worden,  suletat  bis  anm  15.  Mai  1894«  Da  jedoch 
die  deutsche  Regierung  sah,  wie  sie  hingehalten  wurde,  und 
dafe  alle  weiteren  Verhandlungen  nutzlos  sein  würden,  er- 
neuerte sie  das  Provisorium  nicht  wieder  und  wendete  den 
deutschen  autonomen  Tani  auf  spanische  Waren  an.  Der 
Han(]el?krieg  war  somit  eröffnet  und  Spanien  liefs  seinen 
Maxiiii;iluu it"  in  Kraft  treten.  Dessen  exorbitant  hohen  Sätzen 
gegeniiber  mufste  Deutschland  <  itere  Mafsregeln  ergreifen, 
und  eine  kaiserliche  Verordnung  von  25.  Mai  1H!>4  bestimmte, 
dafs  die  Einfuhrzölle  auf  die  wichtigsten  spanischen  Waren 
um  50  ^/o  erhobt  würden.  Dazu  gehörten  u.  a.  Roheisen, 
Weinbeeren,  grobe  Korkwaren,  Korkstopfen,  Wein,  die  SUd- 
fiHchte,  Oliven  u.  s.  w. 

Trotz  des  Zollkrieges  hatten  die  Cortes  inzwischen  weiter 
beraten.  Die  Deputierten  beschränkten  sich  im  allgemeinen 
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darauf,  sehr  umfangreiche  Erörterungen  anzustellen,  ob  es 

1'etzt  überiiiiupt  noch  möglicli  sei,  den  Vertrag  zu  ratifiziereu. 
)a  der  zur  Ratifikation  bestimmte  Termia  ▼erstrichen  sei, 
könne  der  Vertrag  wohl  nicht  mehr  als  existent  angesehen 
werden.  Ohne  dafs  ein  praktisches  Resultat  eriielt  wäre, 
trat  am  11.  Juni  1894  die  Vertagung  em,  — 

Über  Bwei  Jahre  dauerten  diese  Differenzen  ^  bis  im  Jahre 
189Ö  die  spanische  Regierung  es  für  gut  hielt,  nachzugeben. 
Sie  unterbreitete  den  Cortes  einen  Gesetzentwurf  dahingeheud, 
dafs  auf  deutsche  Waren  der  spanische  Minimaltarif  An- 
wendung finden  sollte,  wofern  Deutschland  seinen  General- 
tarif ohne  die  Zuschläge  anwenden  würde.  Der  Entwurf  fand 
die  Genehmigung  der  Cortes  und  wurde  auch  von  der  deutschen 
Regierung  angenommen,  so  dafs  vom  25.  Juli  1896  die  beiden 
Lander  ihre  niedrigsten  autonomen  Tarife  gegeneinander  in 
Kraft  setzten.  Da  Spanien  mit  anderen  Staaten  rtr%e  ab- 
schlofs,  durch  die  es  Konzessionen  auf  seinen  Minimaltarif 
einräumte,  wollte  man  in  Deutschland  an  diesen  Vorteilen 
teilhaben,  und  so  wurde  denn  bei  Geleerenheit  des  Ankaufs 
der  Karolinen  ein  neuer  Vertrag  abpcschloösen ,  durch  den 
sich  beide  Länder  dio  Meistbegünstigung  gewährten.  Spanien 
hatte  anfangs  einen  unkündbaren  Vertrag  nach  Art  des  deutsch- 
französiächen  abbchliefäcn  wollen,  aber  die  deutsche  Regierung 
war  daxa  nicht  geneigt;  man  einigte  sieh  schliefsUch  aiä 
5  Jahre,  vom  1.  Juli  1899  bis  1.  Juli  1904,  d.  h.  der  Vertrag 
läuft  ein  halbes  Jahr  Ulnger  als  die  meisten  mit  anderen 
Staaten  abgeschlossenen.  Spanien  erreichte  dadurch  £r- 
mafeigungen  für  seine  Hauptausfuhrartikel :  Weine,  StidfrUchte 
u.  s.  w  ,  während  für  Deutschland  in  Betr^noht  knmpn  :  vpr- 
scbiedene  Textilwaren^  elektrische  Maschinen,  Aniliufarbstoffe 
u.  s.  f. 

Dafs  S})anien  im  Ubripen  nicht  daran  denkt,  das  System 
eines  hohen  Zolles  zu  verla^idea,  hat  es  mit  der  Keuj>ublikation 
des  Tarifes  am  28.  Desember  1899  bewiesen.  Die  wenigen 
Erhöhungen  —  es  sind  sonst  die  alten  Sätie  von  1891  — 
sind  wohl  hauptsächlich  im  Interesse  der  Finanzen  erfolgt; 
aber  neben  den  Finanzzöllen  haben  auch  einige  Zölle  auf 
Industrieprodukte  eine  Erhöhung  erfahren. 

Durch  die  Erhebung  einiger  Zölle  in  Gold  werden  Waren 
aus  Deutschland  kaum  betroffen. 


'  Bei  Zimmermann,  Die  Handelspolitik  u.  s.  w.  II.  Aufl.  S.  309 
und  bei  Gninzel,  Handelspolitik  S.  4:J1  findet  »ich  angegeben,  dafli 
Deutschland  um  'AO  .huu  189r>  da<  f Josetz  vom  1*^.  Mai  «lo^^-^f-lbf^n  Jahres 
auf  Spanien  aoge wendet  habe,  wonach  der  Zolizu^^cbla^  auf  100 ^/o 
eihllht  wurde  xmd  sollfreie  Waren  einen  WertsoU  von  20*/f  beiahleii 
mnfeten.  Dies  ist  nicht  richtig;  in  jener  Verordnung  vom  30.  Juni 
wnrdo  lediglicii  der  Zoll  anf  Uonig  auf  54  Mk.  erhöht,  sonst  trat  keine 
Veränderung  ein. 
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Die  deutsch-spanischen  Handelsbeadehiingen 

im  einzelnen. 


Nachdem  wir  gesehen  haben,  unter  welchen  handeb- 

politisclien  Verhältnissen  sich  der  Warenaustausch  zwischen 
opanien  und  Deutschlaad  im  letzten  Jahrzehnt  vollzogen  ha^ 
soll  nunmehr  der  Warenverkehr  selbst  untersucht  werden. 
Es  fragt  sich,  ob  dieser  Betrachtun«:  die  deutsche  oder  die 
spanische  Handelsstatistik  zu  Grunde  gelegt  werden  soll, 
itaturgemäts  können  die  Wertangaben  in  den  Handels- 
statistiken nicht  übereinatimmen ,  da  —  ganz  abgesehen  von 
den  Verschiedenheiten  in  der  Abschätzung  des  Wertes  —  die 
Ware  beim  Eintritt  in  das  Bestimmungsland  infolge  der  Fracht 
einen  höheren  Wert  reprUsentiert  als  beim  Verlassen  des  Ur- 
sprungslandes. Nach  der  deutschen  und  nach  der  spanischen 
Statistik  stellte  sich  der  Handel  von  1891—1900  folgender- 
mafsen  dar: 


Einfuhr  in  Deutschland 

1     Ausfuhr  nach  Spanien 

Jahr 

Spanische 

Deutsche 

Spanische 

Deutsche 

Statistik 

Statistik' 

Statistik 

Statistik« 

1000  Pes. 

lOOü  Mk. 

1000  Pea. 

1000  Mk. 

1891 

10  156 

34  872 

42  528 

49  260 

1892 

11412 

40  743 

22  815 

40558 

1898 

14473 

S5985 

20326 

83051 

1894 

8  550 

39  349 

.'2  215 

90567 

1895 

28  mi 

:'A  250 

31  1.58 

1896 

üb  ^42 

44Ut)a 

39428 

1897 

21474 

42118 

52  563 

29900 

1898 

17  874 

48148 

43  TO 

24  725 

1899 

25  551 

69  548 

64  557 

44019 

1900 

31976 

82482 

77  835 

54329 

»  Im  SpesialhandeL 


Digitized  by  Google 


58 


XXI  5 


Es  stand  zu  erwarten,  daTö  die  Bp&nische  Au&fuhrstatistik 
geringere  Wertangaben  enwielt  als  die  deatsclie  Einfahrstatietik, 
und  dies  aeigt  sich  auch  durchgebends.  Dafs  aber  diese 
gewaltigen  Differenzen  nicht  durch  die  Transportkosten 
allein  verorsacht  sein  können,  liegt  auf  der  Hand,  um  so 
mehr,  wenn  man  berücksichtigt,  dafs  der  Kurs  der  Peseta 
im  allgemeinen  ziemlich  nifrlripr  war.  Man  wird  die 
deutsche  Statistik  deshalb  tür  zuverlässiger  zu  erklären 
haben,  weii  beim  Eingang  infolge  der  Zollerhebung  die 
Prüfung  sorgfältiger  ist  als  beim  Export.  Freilich  zeigen  sich 
die  Abweichungen  auch  bei  den  Mengenangaben ;  so  sind  nach 
der  deutschen  Statistik  z.  B.  1899  an  Eisenerz  eingefllhrt 
18447692  dz,  wohingegen  die  spanische  nur  1282S10  dz  als 
fkport  nach  Deutschland  anfflhrt;  andere  Artikel  wie  Mangan« 
erze,  Schwefelkies,  die  1899  in  der  deutschen  Statistik  mit 
445579  dz  bezw.  3260285  dz  figurieren,  weist  die  spanische 
Statistik  gar  nicht  oder  mit  verschwindenden  Mengen  auf. 
Der  Grund  liegt  darin ,  dafs  der  Verkehr  zwischen  beiden 
Ländern  sich  nicht  immer  direkt  abspielt,  so  diifs  es  schwierig 
ist,  das  eigentliche  Bestimmungsland  von  vornherein  anzugeben. 
Bis  189(3  verzichtet  denn  die  spanische  Statistik  auch  darauf, 
und  erst  von  1897  an  versucht  sie,  einmal  das  Land  des  Ur- 
sprungs (origen)  von  dem  der  Herkunft  (proveniencia)  und 
sodann  das  nächste  von  dem  definitiTen  Bestimmungsland 
(destino  real)  zu  trennen.  Jedoch  ist  auch  damit  noch  keine 
vollige  Sicherheit  erreicht,  da  zahlreiche  Erze  immer  noch  als 
Export  nach  Holland  und  Belgien  angegeben  sind,  die  in 
Wahrheit  für  süd-  und  westdoutsrhe  Plätze  bestimmt  sind. 
In  diesem  Punkt  ist  auch  dif  <1  rutsche  Statistik  nicht  völlig 
korrekt,  da  natürlich  die  starke  Erzeinfuhr  aus  jenen  beiden 
Ländern  sich  nur  als  deren  Durchgangsverkehr  darstellt, 
während  die  Waren  aus  Rufsland,  Schweden,  Spanien  u.  s.  w. 
stammen.  Zudem  sind  in  einigen  Jahren  die  Angaben  über 
die  firzeinfuhr  deshalb  zu  hoch,  weil  statt  Schweden  ftlschllch 
Spanien  als  Herkunftsland  angegeben  ist. 

Auch  für  die  Ausfuhr  nach  Spanien  soll  die  deutsche 
Statistik  angewendet  werden ,  sowohl  um  der  besseren  Ver- 
gleichbarkeit willen  als  aucli  dpsli;ili>.  weil  selbst  ftlr  den 
Import  die  spanische  kein  vnllig  richtiges  Bild  gibt:  «in  un- 
gesetzlicher Handel  findet  immer  statt,  und  bei  der  Unter- 
suchung der  Waren,  welche  die  Zollämter  wirklich  passieren, 
wird  durchaus  nicht  stets  zuverlässig  verfahren.  Bringt 
man  dies  in  Anschlag  sowie  den  Kurs  der  Peseta,  so 
zeig(;n  die  Zahlen  für  1896 — 1900  gar  keine  so  erheblichen 
Differenzen. 

Sehen  wir  zunächst,'  wie  sich  im  allgemeinen  der  Handel 
gestaltet  hat,  so  eilgeben  sich  ohne  den  Edelmetallverkehr 
folgende  Zahlen: 
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Deutschlands 


Jabr 


Einlblur 


Ausfuhr 


1000  Mark 


1891 
1892 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


84  852 
40  740 
35881 
89  273 
28563 
3590B 
42  05G 
48106 
69520 
82355 


48  991 
40  557 
33050 
30533 
31 153 
39428 
29  959 
24  724 
44  019 
54314 


Die  Ein  fuhr  ist  stark  gestiegen,  ohne  dafs  die  handels- 
politischen Streitigkeiten  zwischen  beiden  Ländern  allzutief- 
greifende oder  dauernde  Nachteile  nach  sieh  gezogen  hätten; 
noch  i^'-eringeren  Einflufs  darauf  hat  aber  die  zeitweise  recht 
ungünstige  wirtschaftliche  Lage  Spaniens  gehabt.  Das  Jahr 
1892,  in  dem  der  Handelsvertrag  erlosch,  brachte  sogar  eine 
Steigerung  mit  jäich,  die  zwar  im  nächsten  Jahre  nachliefs^ 
aber  1894  sich  abermals  zeigte.  Einen  wirklich  bedeutenden 
KUckgang  weiat  nur  das  Jahr  1895  auf,  das  in  seiner  ganaen 
Dauer  dem  Zollkrieg  angehorte.  Von  da  ab  ist  ein  erheb- 
lieber  Aufschwung  zu  konstatieren  ,  namentlich  von  1898  auf 
1899  und  1900.  Hieran  hat,  wie  wir  s^en  werden,  nur  zum 
Teil  der  Umstand  mitgewirkt,  dafs  vom  1.  Juli  1899  ab  der 
Vertragstarif  auf  spanische  Waren  angewendet  wird.  Der 
Anteil  des  spanischen  Handels  an  unserer  Oesamteintuhr  hat 
sich  von  0,8  */o  im  Jahre  1891  auf  1,4  ^  o  fWr  1900  gehoben. 

Wesentlich  anders  liegt  es  bei  der  Ausfuhr:  bis  lb99 
ist  tiberhaupt  keine  Zunahme  erfolgt ,  und  die  Steigerung  im 
Jahre  1900  läist  sich  nicht  entfernt  mit  derjenigen  in  der 
Einfuhr  vergleichen.  Das  Aufhören  des  Efandelsyertragea 
liefs  die  deutsi  }h  Ausfuhr  beträchtlich  anrUckgehen:  als  diese 
dann  nach  dem  Zollkrieg  sich  189(3  zu  erholen  begann,  wurde 
sie  im  folgenden  Jahre  herabgedrtickt  infolge  der  geringeren 
Aufnahmefähigkeit  Spaniens,  welche  drr  Aufstand  auf  Kuba, 
der  Krieg  mit  Amerika  und  die  damit  verbundenen  wirt- 
schaftlichen Schädigungen  veranlafst  hatten.  Den  tiefsten 
Stand  hatte  das  Kriegsjahr  1898  innc,  in  dem  unsere  Ausfuhr 
fast  nur  noch  die  Hälfte  von  der  des  Jahres  1891  umfafste. 
Erat  unter  günstigeren  VerhUltnissen  näherte  man  sich  1899 
dem  früheren  Betrag,  der  dann  1900  noch  ttberschritten  wurde. 
1891  machte  die  Ausfuhr  nach  Spanien  1,5  ^/o  unserer  gesamten 
Ausfuhr  aus  und  1900  nur  \,l°lo. 

Die  Handelsbilana  hat  sich  nach  mehrüschem  Schwanken 
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von  1897  an  für  Deuibchland  passiv  gestaltet.  Dabei  ist  der 
Edelmetallverkehr  fast  durchweg  von  ganz  geringer  Be- 
deutung.   Er  betrug  in 


1000  Mark 


1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Einf. 

20 

3 

54 

76 

44 

84 

62 

42 

28 

77 

Ausf. 

269 

1 

1 

84 

5 

0 

1 

'  1 

15 

Also  mit  Ausnahme  von  1801  ,  wo  wir  schon  ohnehin 
eine  aktive  Handelsbilanz  hatten ,  übertrifft  die  Kiniuhr  weit- 
Aua  den  Export  an  Edelmetallen. 

Eine  DaMtdlttng  der  Zahlung« bilanz  ist  nicht  maglieh, 
da  die  Hohe  des  in  Spanien  nntergebrachten  deutschen 
Kapitals  sich  leider  der  Feststellung  entzieht.  Wir  wissen 
nur,  dafs  ca.  54  Mill.  Pes.  Nominalwert  der  4°/oigen  spani- 
schen Exterieurs  sich  in  deutschen  Händen  befinden.  Daneben 
aber  sind  bedeutende  Mengen  an  deutschein  GeMe  in  Eisenhahn- 
papieren angelegt,  desgleichen  nn  Bergwerksunternehmungen, 
elektrischen  Anlagen ,  Fabriken  der  verschiedensten  Art  be- 
teiligt, so  dafs  erhebliche  Zahlungen  als  Zinsen  oder  Dividende 
an  Deutschland  gemacht  werden.  Zudem  wäre  von  den  Ein- 
fnhraiffern  die  Summe  in  Abeug  zu  bringen,  welche  den  Be- 
trag für  die  Ense  umfafst,  die  von  deutschen  Industriellen  ans 
ihren  eigenen  in  Spanien  belegenen  Gruben  beaogen  werden. 
Dagegen  Huden  sich  kaum  spanische  Kapitalisten  an  deutschen 
Papieren  oder  Unternehmungen  interessiert  und,  da  Spanien 
fUr  deutsche  Touristen  weni^^er  in  Betracht  kommt,  wird  man 
in  der  Annahme  nicht  fehl  gehen,  dafs  Deutschland  Gläubiger 
Spaniens  ist.  — 

Als  der  bei  weitem  wichtigste  Artikel  unserer  Einfuhr 
sind  die  Erze  anzusehen,  die  im  letzten  Jahre  mehr  ala  bö^/o 
des  gesamten  Bezuges  aus  Spanien  umfafsten.  Es  wurden 
importiert  an  „Erden,  Ersen,  edlen  Metallen*  u.  s.  w.: 


Wert  in  1000  Mk. 


1801: 

18208 

1896: 

22995 

10  71)0 

1807: 

2r>  -"^'iR 

1893 : 

1 S  204 

1808: 

20  01Ü 

1894: 

2a  (370 

1800: 

40:f24 

1895: 

15896 

1900: 

54913 

Hieraus  sehen  wir  auch,  weshalb  unsere  gesamte  Einfuhr 
ans  Spanien  so  wenig  Ton  den  handelspolitischen  Konflikten 
berahrt  wurde:  die  Hauntartikel  waren  eben  Waren,  die 
man  notwendig  in  Deutschland  gebrauchte  und  die,  keinm 
EingugnoU  unterliegesid,  ungesttf rt  eingeAlhrt  wefden  konnten. 


Digitized  by  Google 


XXI  5 


61 


Da0  wichtigste  unter  den  Erzen  ist  Eisenerz,  wovon  in  Spanien 
80  vorzügliche  und  reine  C^ualitiiten  gewonnen  werden,  dafs 
ein  Ersatz  dafür  anderswo  kaum  zu  finden  ist.  Daher  haben 
auch  einige  deutuche  Grofbindustrielle,  um  diea  unentbehrliche 
Material  stets  sicher  erlangen  zu  können,  eigene  Eisengruben 
in  Snanien  erworben.  Die  Wichtigkeit  dieses  Artikels  erhellt 
ans  folgenden  Ziffern: 


Einfahrwert  in  1000  Mk. 


1881 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

18106 

1504D 

12728 

17880 

10190 

18498 

18845 

20881 

82288 

85122 

Aach  im  Bezüge  dieses  Artikels  ist  der  Zollkrieg  nicht 
spurlos  vorUbergegaDgen,  aber  der  geringe  Betrag  yon  189& 
ist  daneben  mit  rerursacht  durch  den  Preisrückgang,  den 
spanische  Eüsenerae  damals  erlitten. 

Von  grofser,  immer  steigender  Bedeutung  ist  der  Import 

von  Schwefelkies  geworden,  der  1891  2978000 Mk..  189ö  ca. 
6  Mill.  Mk.  >>etrng  und  1900  mit  über  13  MiU.  Mk.  nach 
Eisenerz  den  wiclitigsten  Einfuhrartikel  darstellte. 

Wie  hei  Schwefelkies  hat  auch  hei  den  Manganerzen 
einp  forffresetzte  Steigerung  stattgefunden.  1891  betrug  ihre 
Einfuhr  noch  nicht  lUÜU  Mk.  und  stieg  dann  von  9000  in 
1893  auf  807  000  Mk.  189Ö  und  auf  1  7<;:UJOO  Mk.  1900. 

Während  die  spanische  Statistik  diese  Erze  nicht  oder 
wenigstens  mit  weit  geringeren  Mengen  angibt,  figuriert  in 
derselben  Kupfererz  als  bedeutendster  Artikel  der  Ausfuhr 
nach  Dcyatschland.  Die  Angaben  von  1897 — 99  sind  folgende: 

1897:      885947  da 
1898:      792  88f)  „ 
1899:    10U455  « 

Demgegenüber  fhhrt  die  deutsche  Statistik  nur  an: 

1897:  55  dz 
1898:  926  , 
1899  :  8427  „ 

Wflrde  man  annehmen,  dafs  die  spanische  Statistik  die 

Bestimmungsländer  genauer  angibt  als  cfie  deutsche  das  Her- 
knnfitsland,  so  mttfste  diese  doch  jene  Erze  als  Import  aus 
anderen  Ländern  enthalten;  hier  käme  also  Belgien  und 
Holland  in  Betracht.  Aus  diesen  Ländern  wnrde  aber  Kupfer» 
erz  eingeführt: 
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Jahr 

Einfuhr  nach  dz  aus 

Nioderlflad 

1897 

11 

4720 

1898 

17 

7707 

16 

1878 

Selbst  wenn  man  meint,  für  diese  Importen  habe  Spanien 
ah  Uerkunftäland  zu  gelten,  so  wird  auch  damit  nicht  ent- 
fenit  die  Hohe  der  spuiiaelieD  StatiBtik  emidit.  Diese  «eheiiit 
hindchdich  der  Wertangabe  ebenfalls  sehr  misaTerlässig;  die 
gewaltige  Menge  von  1014455  ds  im  Jahre  1899  soll  einen 
Wert  von  nur  3()52000  Pee.  reprttsentieren :  dafs  dies  un- 
zureichend ist,  leuchtet  ein,  wenn  man  bemerkt,  dafs  die  im 
Jahre  190(i  nach  der  deutschen  Statistik  eingeführten  41 972  dz 
mit  einem  Wert  von  3,148  Mill.  Mk.  angegeben  sind.  Nach 
fler  spanischen  Sehiitzung  verhält  sich  demnach  die  Menge 
zum  U'ert  wie  1  :  ;i,6  und  nach  der  deutschen  wie  1:751  Es 
ist  natürlich  undenkbar,  dafd  die  Erze  in  6i>anien  selbst 
solch  geringen  Wert  haben  und  dann  doreh  aen  Transport 
so  ungeheuer  verteuert  werden. 

Von  den  ttbrigen  Eraen  mag  noch  erwähnt  werden  Zink- 
ers, das  auch  in  immer  stärkerem  Matsebesogen  wird:  1891 
erst  für  290(H)  Mk.  und  1900  fiir  778000  Mk.,  sodann  Blei- 
erz, dessen  Einfuhr  recht  schwankend  gewesen  ist  zwischen 

174 IMH)  Mk.  im  Jahre  lcS'.)()  —  vorher  wird  Blei-  und  Kupfer- 
erz nicht  getrennt  angeführt  —  und  820  000  Mk.  im  Jahre  1899; 
1900  war  es  nur  für  414000  Mk.  Dafür  hat  im  letzten  Jahre 
der  Import  an  rohem  Blei .  Bruchblei  u.  s,  w.  einen  grofsen 
Aufschwung  genommen :  er  betrug  nämlich  1 091  000  Mk.  gegen 
303000  Mk.  1899.  Die  Einfuhr  dieses  Metalles  zeigt  gleich- 
falls ein  unregelmäfsiges  Schwanken  in  dieser  ganaen  Periode, 
obschon  niemals  ein  Eingangszoll  darauf  erhoben  wurde.  Die 
gleiche  Erscheinung  trat  ein  bei  Rohkupfer  u.  s.  w.,  dessen 
Einfuhr  nach  dem  Erlöschen  des  Handelsvertrages,  wiewohl 
auch  d?um  noch  zollfrei,  ebenso  sank  wie  die  des  Rohblei 
und  nach  einem  vorübergehenden  Aufschwung  auf  (jOOOOO  Mk. 
in  1H93  gegen  501000  Mk.  WM  und  156000  Mk.  18H2  erst 
1900  mit  0(111  UOU  Mk.  einige  Bedeutung  gewann.  Ebensowenig 
bietet  ein  drittes  Metall,  Roheisen,  eine  stete  Entwicklung  in 
der  Ausfuhr  dar.  Dasselbe  ist  mit  einem  Einfuhrzoll  von 
1  Mk  für  100  kg  belegt,  der  während  des  Zollkrieges  auf 
1,50  Mk.  erhöht  wurde.  Die  geringe  Einfuhr  dieses  Artikels 
wurde  wenig  dadurch  gehindert:  sie  betrug  1891  352000  Mk,, 
1895  245000  Mk.  und  1900  gar  nur  1()4000  Mk. 

Diese  Zahlen  zeigen ,  dafs  die  Bergwerke  in  größerem 
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Mafso  die  Materialien  für  aiislrtndfsche  Hochöfen  liefern,  als 
im  Lande  selbst  gewonnene  Metalle  zur  Ausfuhr  gelangen.  Es 
mag  hier  kurz  die  Frage  der  a  p  :\  n  i  s  c  h  e  n  Aus  f  u  ii  r  z  ö  11  e 
berührt  werden.  Die  Tarifkomiiii&bion  hatte  1889  .solche 
für  Erze  in  Vorschlag  gebracht,  ohne  dals  die  li^ierung 
danaf  eingegangen  wAre.  Bei  der  Befatung  des  ifandele- 
▼ertrages  im  deutschen  Reichstag  1893  war  in  der  Eommission 
an  die  deutschen  Regierangsvertreter  die  Anfrage  gerichtet, 
ob  man  Spanien  nicht  verpflichten  wolle,  auf  die  unentbehr- 
lichen Erze  keine  Ausfuhrzölle  zu  legen.  Es  wurde  darauf 
erwiflert,  dies  sei  nicht  beabsichtigt;  aucli  könne  Spanien 
niclit  zugemutet  werden,  auf  gewisse  Ausfuhrzölle  zu  ver- 
zichten; aufserdem  «ei  es  wenig  wahrscheinlich,  dafs  man  in 
Spanien  zur  Einlulirun^  neuer  Ausfuhrzölle  schreiten  wurde. 
Ich  glaube,  man  wird  gut  tun,  bei  einer  Neuregelung  unserer 
Handelsbeaiehungen  mit  Spanien  diesen  Punkt  doch  nicht 
aoliier  acht  zu  lassen.  Projekte  für  AusfuhratfUe  waren  auch 
damals  keineswegs  aus  der  öffentlichen  Diskussion  ver- 
schwunden, und  nicht  blofs  von  spanischer,  sondern  auch  von 
ausländischer,  hauptsächlich  französischer  Seite  hat  man  der 
spanischen  Regierung  zu  diesem  Mittel  ireraten.  Es  kann 
auch  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  mit  liiite  von  höheren  Aus- 
fuhrzöllen eine  wesentliche  Unterstützung  der  spanischen 
Finanzen  zu  erreichen  wäre,  um  so  mehr,  als  der  Zoll  lediglich 
den  ausländischen  Verbrauchern  zur  Laat  Hele,  welche  mit 
ihrem  Erzbezug  auf  Spanien  angewiesen  sind.  So  hat  man 
denn  neuerdings  zu  dieser  Aushilfe  gegriflfon  und  im  März 
1900  ist  u.  a.  ein  Ausfuhrzoll  von  0,20  Pes.  auf  Kupfererz 
und  von  0,02  Pes.  auf  Eisenerz  eingeführt  worden.  Sollte 
man  sich  auf  deutscher  Seite  späterhin  abermals  scheuen,  von 
Spanien  Verzicht  auf  derartige  Ausfuhrzölle  zu  fordern,  so 
müfste  man  mindestens  gerade  deren  Bindung  durchsetzen. 

Viel  mehr  als  die  industriellen  Rohprodukte  waren  die- 
jenigen Artikel  abhangig  von  der  jeweiligen  handelspolitischen 
Lage,  in  denen  öich  eine  starke  Konkurrenz  anderer  Länder 
geltend  machen  konnte.  So  stellte  sich  die  Einfuhr  in  der 
nach  den  Erzen  wichtigsten  Warengruppe,  den  „Material-, 
Spezerei-  und  Konditoreiwaren*^  folgendermafsen : 


Einfobr  in  1000  Mk. 


1891 

18d2  ^  1893 

1894 

1895 

189Ü 

1897 

1898 

1899 

1900 

8668 

10 188 1  9844 

9299 

5877 

5S69 

7  078 

7815 

9411 

13195 

Das  Erlöschen  des  Handelsvertrages  1892  brachte  keine 
wesentliche  Änderung  im  Bezüge  dieser  Artikel  hervor,  da 
ja  zunttchst  immer  wieder  provisorisch  die  MeistbegQnstigungs- 
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bätze  Spanien  zugest^mdcu  wurden.  Deutlich  zeigt  sich  dagegen 
der  schädigende  Einflufs»  des  Zollkriege»  1895  und  189i).  Noch 
besser  läfst  sich  dies  beobachten ,  wenn  man  die  einieliieii 
unter  diese  Gruppe  fallenden  Artikel  nntersueht  Von  den 
BVeunden  eines  HrnndeUrertrages  mit  DentschUnd  war  1S9S 
in  Spanien  besonders  darauf  hingewiesen,  dafs  bei  einem  Zoll- 
krieg mit  Deutsehland  Italien  sehr  leicht  in  der  Lage  sein 
würde,  die  spanischen  Exporteure  von  Südfrüchten  aus  dem 
Felde  zu  schlagen.  Diesr^  Besorgnis  war,  wie  wir  gleich  sehen 
werden,  vollauf  gerechttn  tigt. 

Von  den  8üdirüchten  kommen  in  erster  Linie  frische 
Apfelsinen  in  Frage.    Deren  Einfuhr  betrug: 


Einftilirwert  in  1000  Mk. 


1891 

1882 

1883 

1894 

1885 

1898 

1897 

1898 

1899 

1900 

1500 

2811 

9448 

8094 

843 

418 

1017 

470 

18S0 

8110 

Der  Zoll  des  Vertrages  von  1883  war  6  Mk.  gewesen» 
der  auch  nach  1891  durch  Meistbegünstigung  weiter  zur  An 
wpndnng  kam.  Yom  ir>.  Mai  15^94  an  wurde  zunächst  der 
Zoll  v(»n  12  Mk.  und  infolge  der  Verordnung  vom  24.  Mai 
ein  s  il(  her  von  18  Mk.  erhohen.  Die  Wirkung  dieser  Zoli- 
erhöliungen  trat  sofort  in  Erscheinung:  von  den  123753  dz 
an  eingeführten  spanischen  ApfeUinen  kamen  allein  93072  dz 
auf  die  ersten  filnf  Monate  und  nur  29681  da  auf  die  ttbrigen 
sieben.  Im  Jahre  1895  sank  der  Wert  auf  fast  ein  Zehntel 
desjenigen  von  1894.  Gleichseitig  wies  die  betreffende  Ein- 
fuhr aus  Italien  eine  ungemeine  Steigerung  auf;  sie  nahm 
▼on  1894  auf  1895  um  mehr  als  das  Doppelte  au : 

Einfiihr  in  1000  Mk. 

1894:  2S19 
1895:  (5247 
189Ö :  7576 

Dafs  die  spanische  Einfuhr  nicht  gänzlich  verschwand« 
wird  jeden&lls  daran  gelegen  haben,  dafs  fttr  die  besten  und 
teuersten  Qualitäten  der  Zoll  nicht  so  sehr  ins  Gewicht  fiel. 

Für  eine  Reihe  anderer  Sttdfrfichte  gilt  ühnliches  wie  für 

die  Apfelsinen;  dafs  ihre  Ausfuhr  für  Spanien  keinesfalls 
nebensMchlich  ist,  seigt  die  vielfach  in  den  lotsten  Jahren 

einfTPfrotme  Steigerung,  welche  r.xi  erhalten  die  spanischen 
Ex}Mirtfurr'  Ursache  genu^  haben.  Hierher  gehören  z.  H. 
Rosinen  und  getrocknete  Mandeln,  die  folgende 
Einfuhrwerte  zeigten: 
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Einfuhr  in  1000  Mk. 

*  Jabr 

Bonn«! 

Gtotroekneto  Haadelti 

1891 

609 

464 

1895 

92 

16 

1900 

1027  * 

972 

Die  Zolldifferenz  für  diese  beiden  Artikel  war  aber  aucb 
eine  ganz  beträchtliche:  nach  dem  deutöchen  Vertrapstarit 
zahlen  Rosinen  8  Mk.  und  getrocknete  Mandeln  10  Mk.  füi- 
100  kg;  Dach  dem  Generaltarif  dagegen  24  bezw.  30.  Mk., 
und  diese  Sätze  wurden  für  den  Zollkrieg  auf  36  besw.  45  Mk. 
erhöht.  Die  Nachwirkungen  des  Zollkrieges  dauerten  in  der 
Einfuhr  von  Mandeln  noch  mehrere  Jahre  fort:  1898  betrug 
sie  erst  46000  Mk.,  um  sich  dann  1899  auf  273  000  Mk.  zu 
heben,  wohingegen  die  Kinfuhr  von  Rosinen  schon  Ton  1896 
au  mit  11)8  000  l\[k.  Ixii^innend  zu  steigoii  •liiHii';. 

Der  einzige  bedeutende  Artikel  dieser  Gruppe,  dessen 
Import  während  des  Zollkrieges  nicht  abnahm,  war  Öafran, 
obschon  auch  dieser  von  den  Zollerhöhunj^en  betroffen  wurde, 
indem  er  infolge  davon  75  Mk.  für  100  kg  entrichten  moTste 
gegenttber  dem  seit  18B5  geltenden  Satse  von  40  Mk.  Trots- 
dem  steigerte  der  Konkurrent  Spaniens  hierin,  Frankreich^ 
seinen  Export  nach  Deutschland  nicht,  derselbe  nahm  Tiel- 
mehr  in  den  kritischen  Jahren  sogar  ab:  1891  hatte  er 
(324000  Mk.  betragen,  1^94  365000  Mk.  und  1805  gar  nur 
225000  Mk.  Aus  Spane  n  hezogen  wir  dagegen  1891  für 
462000  Mk.,  1893  sank  der  Betrag  vorübergehend  auf 
21()0UO  Mk.,  um  dann  jedoch  1895  auf  die  bis  dalun  noch 
nicht  erreichte  Höhe  von  572000  Mk.  und  1890  auf  992000  Mk. 
sich  SU  erheben.  Auf  einen  verhältnismäfsig  so  hochwertigen 
Artikel  vermochte  also  selbst  eine  immerhin  beträehüiche  Zoll- 
erhöhung  nicht  einzuwirken.  Der  hohe  Stand  von  1896  ist 
freilich  in  den  folgenden  Jahren  Terlassen  worden,  und  1900 
hatte  die  Einfuhr  einen  Wert  von  524000  Mk. 

Die  wichtigste  der  nnter  diese  Gruppe  fallenden  Waren 
ist  jed'xh  der  Wein.  Für  Wein  und  Most  in  Fässern  ist 
nach  dem  General tarif  ein  Zoll  von  24  Mk.  für  1<X)  kg  zu 
zaiilen;  durch  den  Vertrag  mit  Spanien  von  1883  war  dieser 
Satz  gebunden ,  und  da  in  Verträgen  mit  anderen  Ländern 
eine  ErmAfsigung  auf  20  Mk.  zugestanden  war,  so  wurde  bei 
den  proTisorischen  Gewfthrungen  der  Meistbegfinstignngen  an 
Spanien  in  den  Jahren  1892 — 94  Wein  ausgenommen;  infolge 
des  ZolhBUScblages  hetrng  der  Zoll  86  Mk.,  und  auch  nach 
der  Beendigung  des  Zollkrieges  war  Spanien  ungünstiger 
gestellt  als  die  andern  nach  Deutschland  Wein  exportierenden 
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Länder,  bis  eä  1899  infolge  der  Moistbegünstigung  ebenfalls 
nur  20  Mk.  zu  entrichten  hatte.  In  den  3  Jahren ,  die  vom 
Zollkrieg  betroffen  wurden,  trat  ein  an^Euige  mSisrger,  bie 

1896  zunehmender  Rückgang  der  Einfuhr  ein,  der  aber  von 

1897  an  wieder  ausgeglichen  wurde.  Es  wurde  eingeführt  an 
Wein  und  Most  in  Fässern  (ezki,  Verschnittwein  und  Weine 
zur  Cognacbereitung)  ^ : 


Wert  in  1000  Mk. 


1891 

1898 

1893 

1894 

189Ö 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

5209 

6821 

5445 

4882 

4001 

3601 

4703  1 

5417 

5887 

6132 

Im  Jahre  1891  stand  die  Menge  des  aus  Spanien  impor- 
tiertfni  Weines  hinter  der  aus  Frankreich,  Osterreich-TTnf^^am 
und  Italien  zurück,  w«*thren(l  der  Wert  von  dem  der  iran- 
zö.-isi  und  österreichisclien  Einfuhr  ubertroffen  wurde. 
Von  an  steht  dagegen  i^panien  nach  VV'ert  und  Menge 

des  importierten  Weines  an  zweiter  Stelle,  hinter  Frankreich. 
Der  Gmind  liegt  sowohl  in  dem  Wachsen  der  Einfahr  aas 
Spanien  als  auch  in  dem  Abnehmen  derselben  aus  den  übrigen 
Undern.  Eine  Übersicht  tlber  die  Einfuhr  aus  den  wichtigsten 
europäischen  Ländern  mag  dies  yeranschaulichen. 


Linder 

Einfiihr  in  1000  Mk. 

1391 

1 

1 

1805 

1900 

Frankreich    •  •  .  . 

20900 

lö  »7ö 

16  704 

Osteneich-Üogini .  . 

6  248 

5488 

5170 

Italien  

2583 

1  G82 

1478 

Spanien  

5  209 

4  601 

n  182 

2  871 

3094 

aoö7 

Griechenland    .   .  . 

581 

m 

700 

147 

928 

Besondere  Beachtung  verdient  die  Einfuhr  von  Verschnitt- 
weinen. Dieselbe  wurdo  1892  zum  ersten  Male  verzeichnet 
mit  104000  Mk.  und  btic^  aui  4Ö7000  Mk.  im  Jahr  1894, 
nahm  dann  rapide  ah  und  verschwand  1897  und  1898  gänslich. 
Durch  den  Vertrag  von  1899  trat  der  ZoUsatz  yon  10  Mk. 


'  In  der  vom  Reichsamt  do.«  Innern  hemnsgegebrncTi  Zusammeu- 
stcUong:  .^uswärtixrer  Handel  de»  deutschen  ZoUgebieta  ...  in  den 
Jahren  1880  bis  1896"  ist  hier  ein  Irrtum  unter^elanfeiL  Es  sind  in 
der  Einführstatistik  zuerst  die  Nummern  607/609  zusanunengefafst  — 
also  Wein  und  Most  in  Fassern  einschl.  Verschnittweine  und  Weine 
zur  Coguacbereituu^  —  und  dauu  darunter  Nr.  608  und  609  ^esoudert. 
Während  bei  den  übrigen  Ländern  die  Zusammenfiusang  richtig  an- 
gegebf-n  i.st,  enthält  die  besdglicbe  Angabe  für  j^snien  lediglich  Nr.  607, 
aicbt  607,  m,  m. 
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für  diese  Sorte  Wein  in  Kraft,  und  die  Folge  war  eine  Ein- 
fuhr von  i;i9UUU  Mk.  1899  und  «7<hh)0  Mk.  IHoo.  Während 
1Ö93  und  1899  die  deutschen  Weiuliändler  diiugeud  die  Er- 
leichterung des  Importes  von  Verschnittweinen  verlangt  hatten, 
war  von  selten  der  Weinbaaern  behauptet  worden,  dafe  die 
Einlubr  von  spaniicbra  Weinen  den  dentscben  Weinbau 
adhädige.  Eine  solche  Gefahr  halte  ich  fUr  sehr  wenig  wahr* 
echeinlich.  In  jedem  Falle  ist  sie  aber  von  den  epaniscben 
nicht  in  höherem  Grade  zu  erwarten  als  von  den  anderen 
ausländischen  Weinen.  Im  Gegenteil :  von  sachverständiger 
Seite  ^  wurde  im  Reichstage  is^  i  darauf  hingewiesen,  daÜB 
der  spanische  Wein  dem  italienischen  für  den  Verschnitt  vor- 
zuziehen sei;  jener  wäre  extraktreicher  als  der  italienische; 
€ä  genügten  aku  geringere  Mengen  zum  Verschnitt,  uud 
dennoch  J^ftmen  dabei  grOfsere  Quantitäten  deutschen  Weines 
zur  Verwendung.  Infolge  des  Zollkrieges  wurde  dies  Ziel  ja 
nicht  erreicht,  und  1899  führte  der  Abgeordnete  Deinharat 
im  Reichstage  aus,  auch  jetst  witre  nicht  %n  erwarten,  dafs 
spanische  Weine  in  stärkerem  Mafse  zum  Verschnitt  benutzt 
würden,  woran  nach  seiner  Meinung  freilich  das  dentsclie 
Weinge>etz  die  Hauptschuld  trage.  Wie  wir  sahen,  hat  nun 
doch  der  Import  an  spanischen  Verschnittweinen  zugenommen, 
und  vergleicht  iiiaii  damit  den  an  italienischen,  so  geht  regel- 
mäfsig  mit  dem  Steigen  der  spanischen  Einfuhr  ein  Sinken 
der  letzteren  Hand  in  Hand.  Dieselbe  betrug  1892  2188000 
Mark  und  nahm  bis  1894  ab  auf  1 064000  Mk.,  stellte  sieb  dann 
in  den  nächsten  drei  Jahren  auf  ca.  1 500000  Mk.  und  1898 
auf  1948000  Mk.  Nun  zeigte  sich  die  spanische  Einfuhr 
abermals,  und  die  italienische  ging  zurück  auf  1531000  Mk, 
181>l>  und  llOlMOd  Mk.  1900.  Die  Konkurrenz  anderer 
Länder  ist  hierin  für  Spanien  bis  jetzt  niciit  seiir  l)edeutungs- 
voll  gewesen.        betrug  z.  B.  die  Einfuhr  im  Jahre  lUüU  aus 

Frankreich    .    .    .    39()00fi  Mk, 
Griechenland     .    .    28(H)()()  ^ 
Österreich- Ungarn  .    15Ü  ÜUU  „ 

Diese  Ziffern  sind  awar  gegenüber  1892  ein  Fortschritt, 
aber  derselbe  ist  keinesw^s  stetig  gewesen,  da  sich  mancherlei 
Schwankungen  zeigten,  und  Frankreich  z.  B.  1898  für  541000 
Mark,  Osterreich  1«07  für  213 (»Oft  Mk.  importierten. 

Wenn  wir  xpfU  rhm  eine  Neure^^elung  unserer  Handels- 
beziehungen zu  Spanien  vornehmen,  so  besteht  meines  Er- 
achtens kein  Grund,  eine  etwa  Italien  gewährte  Herabsetzung 
unseres  WeinzoÜes  Spanien  zu  versagen.  Aus  einer  Kon- 
kurrenz der  Weine  beider  Länder  wird  Deutsobland  den 
Kutsen  ziehen,  indem  es  den  mehr  zusagenden  sich  auswählen 
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kann.  Die  Frage  des  Weinzolles  scheint  mir  überhaupt  für 
einen  künftigen  Handelsvertrag  von  grorser  Bedeutung,  da 
hier  die  KonzeBsioncn  unsererseits  einzusetzen  hätten.  Durch 
«Ue  spanisdieii  Zeitanpen^  in  denen  «La  erisis  vinicola*  hat 
eine  «tftndige  Rubrik  bildet,  sieben  ücli  die  Klagen  Uber  den 
Rückgang  der  Weinausfuhr  ^  und  es  fehlt  nicht  an  bitteren 
Vorwürfen  gegen  das  Ausland,  das  sich  um  Spanien  nicht 
mehr  kümmert^  sobald  es  anderswo  genügend  Wein  zu  finden 
▼ermag.  Unter  solchen  ümstHnden  wird  man  in  SpfiTiien 
nicht  geneigt  stin,  die  verbleibenden  Märkte,  die  noch  einer 
Mehraufnahme  fähig  sind,  ohne  zwingende  Not  aufzugeben 
und  sich  zu  einem  billigen  Vertrage  mit  Deutächlaiid  —  auch 
ohne  Zollkrieg  —  vielleicht  williger  zeigen  als  1893. 

Die  Warengruppe  „Getreide  und  andere  Erzeugnisse 
des  Land  bans*  ist  von  hervorragender  Bedeutung  nur  einmal, 
im  Jahre  1892,  gewesen,  als  für  3  622  000  Mk.  Roggen  eingeführt 
wurde.    Es  ist  das  Nähere  darüber  oben  bereits  mitgeteilt; 
jedenfalls  hat  die  Erfahrung  gelehrt,  dafs  von  einer  Konkurrenz 
spanischen  Roggens  auf  deutschem  Markt  keine  Rede  sein  kann. 
Von  1898  an  sind  nur  3  dz  und  zwar  im  Jahre  1897  eingeführt, 
und  es  liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dafs  wir  je 
in  nennenswertem  Mafse  Roggen  aus  Spanien  beziehen  werden. 
Wenn  man  dort  den  Getreidebau  weiter  ausdehnt,  so  kommt 
dafür  nur  der  Anbau  von  Weizen  in  Betracht  Unter  den 
ttbrigen  Erzeugnissen  des  Landbaues  wÄren  frische  Wembeeren 
zu  erwähnen.  Es  ist  bemerkenswert,  dafs  im  Jahre  1900  der 
Import  aus  einer  Reihe  anderer  hierfür  wichtiger  Länder 
nachgelassen  hat,  der  aus  Spanien  dagegen  gestiegen  ist.  Dies 
lieferte  uns  frische  Weinbeeren  —  und  zwar  bis  1898  einschl. 
nur  „Tal eltrauben"  —  im  Jahre  1891  für  445 (MIO  Mk.,  wobei 
10(1  kg  t'inen  Zoll  von  4  Mk.  zu  entrichten   hatten;  1895 
waren  infolge  des  50  ^/o igen  Zuschlages  auf  den  Generaltarif 
22,50  Mk.  zu  bezahlen,  und  so  betrug  die  Einfuhr  178  000  Mk. ; 
1900  dagegen  1364000  Mk.  und  zwar  für  532000  Mk.  Tafel- 
trauben und  für  832000  Mk.  andere;  ftlr  welche  ein  Zoll  von 
10  Mk.  als  Meistbegünstigungssatz  be.stelit.    Von  Italien  be- 
zogen wir  1899  noch  für  5  972000  Mk.  frische  Weinbeeren, 
19(10  nur  noch  für  13 OiZH (HiO  Mk.  Besonders  auffallend  ist  der 
Rückgang  in  „anderen  Weintrauben'*  (d.  h.  exkl.  Tafeltrauben) 
von  2448  000  Mk.  auf  518(»0(j  Mk.   1900.  Ähnliches 

zeigte  sich  für  Österreich- Ungarn ,  dessen  1622000  Mk.  um- 
fassender Inijiurt  1899  auf  1079000  Mk.  1900  zurückging. 
Frankreichs  Einfuhr  liefs  zwar  im  Werte  nach  —  1899 
1820000  Mk.  und  1445000  Mk.  1900  —  nicht  aber  in  der 
Menge»  wührend  der  geringe  griechische  Anteil  Ton  181000  Pee. 
in  1899  im  folgenden  Jahre  gänzlich  verschwand,  und  auch 
der  portugiesische  nicht  von  Belang  ist^  vielleicht  deshalb, 
weil  Portugal  nicht  im  MeistbegttnstigungBTerhttltnis  zu  Deutsch- 
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land  .steht.  Tn  weit  geringerem  Mafse  hat  SpanuMi  bis  jetzt 
in  frischem  Obbt  mit  den  übrif^en  Lflndern  zu  konkurrieren 
vermocht;  es  hat  nur  zweimal  für  mehr  als  eine  halbe  Million 
nach  Deutschland  exportiert:  1897  für  976 OUO  Alk.,  isys  iiir 
641000  Mk.  and  der  W«n  für  1900  :  381 000  Mk.  bleibt  stark 
hinter  dem  italientschen,  Osterreichisdieny  franzOaischen  u.  s.  w. 
Anteil  zurück.  Die  spanische  Einfuhr  besteht  fast  ausschliefs- 
lich  aus  Bananen,  Melonen,  Ananas,  also  Artikeln,  fUr  die  es 
allerdings  wohl  günstigere  Prodoktionsbedingangen  besitzt  als 

seine  Konkurrenten. 

Em  \vi(  htip^-er  Artikel,  der  aber  g^fp^enüber  1>'91  nicht 
gewachsen  ist,  sondern  sogar  eine  kleine  Abnahme  zu  ver- 
zeichnen hat,  sind  Korks topion,  Korksohlen  u.  s.  w., 
deren  Einfuhr  betrug: 

Wert  in  1000  Mk. 


1891  1 

1892  1893 

1894 

1895  1 

1896  1 

1897 

1898 

1899 

1900 

4250  { 

412i  j 

3313  1 

3276  1 

3364  { 

3857 

3733 

3873 

Der  Zollsatz  des  deutschen  Generaltarifes  beträgt  30  Mk. 
iur  diesen  Artikel,  und  durch  den  Vertrag  von  1883  war  er 
Auf  10  Hk.  ermäfsigt.  Nach  dem  ErlOsiäien  des  Vertrages 
hatte  aber  auch  Spanien  trots  provisorischer  Meistbegünstigung 

SO  Mk.  8U  zahlen,  da  der  Satz  in  keinem  andern  Vertrage 
Gü^iodrigt  war  -  deshalb  blieb  dieser  Zoll,  der  während  des 
Zollkrieges  auf  45  Mk.  erhöht  war,  nach  dem  Vertrage  von 

1899  ebonffills  in  Kraft,  und  so  erklärt  sich,  dal's  Portugal, 
das  ja  in  diesem  Artikel  nicht  ungünstiger  behandr^t  wird 
als  Spanien,  sich  als  Konkurrenzland  regen  kann,  wohingegen 
der  schwankende  französische  Anteil  geringere  Bedeutung  hat. 
£s  betrug  die  Einfuhr  aus 

Portugal  Fimnkreich 
W«rt  in  1000  Mk 
1891:      614  540 

1895:  im  231 
1900 :     1032  506 

Bei  dorn  Bezüge  aus  Spanien  handelt  es  sif  h  in  der 
Hauptsfu  iic  um  bessere  Qualitäten;  nach  Italien,  Österreich, 
Grofsbntannien,  Rufsland  u.  s.  w.  werden  zwar  auch  gering- 
wertigere Erzeugnisse  geliefert,  aber  mit  der  hierlUr  in  Betracht 
kommenden  deutschen  Industrie  vermag  es  infolge  des  Zolles 
von  30  Mk.  die  spanische  nicht  anfaunehmen.  Dals  die  j;e- 
samte  Ausfuhr  von  rohem  Korkhols  aus  Spanien  wesentlich 
auf  minder  gute  Sorten  bescliränkt  ist,  sahen  wir  bereits  oben; 
Peatschland  ist  hieran  nicht  stark  beteiligt,  da  es  seinen 
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Bedart  meist  m  Portugal  und  neuerdings  zum  Teil  in  Algier 
deckt,  abgesehen  von  geringen  Mengen  aus  Frankreich  und 
Italien. 


Einfuhr  von  rohem  Korkholz  aus 


Jahr 

Portugal 

Algier 

Spanien 

Wert  in  1000  BIk. 

1891 

4872 

439 

1895 

5560 

411 

1899 

4949 

218 

252 

1900 

5243 

1021 

m 

Unter  der  Gruppe  „Drogerie-,  Apotheker*  und  Farb- 
waren" sind  zwei  Artikel  von  wachsender  Wichtigkeit  ge- 
worden, deren  Einfuhr  infolge  der  Zollfreiheit  auch  während 
desZollkrime  keine  Einbufee  erlitt:  es  sind  dies  Weinstein 
und  Weinhefe.  1891  umfafste  die  Einfuhr  von  Weinstein 
32  000  Mk.,  die  von  Weinhefe  88000  Mk.  und  1900  1  093000 
M^k  bezw.  1218000  Mk.  Es  ist  beachtenswert,  wie  hier 
Spanien  die  konkurrierenden  Länder  gänzlic  h  aus  dem  Felde 
geschlagen  hat.  1891  nnlmi  es  d»'n  letzten  Rang  ein,  und 
1900  tibertraf  seine  Einfuhr  die  alier  übrigen  zusammen- 
genommen. Italien  importierte  z.  B.  1891  für  iN>4  000  Mk. 
Weinhefe  und  für  517  000  I^lk.  Weinstein;  1900  nur  230000 
Mark  bezw.  381 000  Mk ;  in  ähnlicher  W^eise  hat  die  Einfuhr 
auB  Frankreich,  österreich^Ungam  u.  s.  w.  nachgelassen.  Da 
Deutschland  kaum  in  der  Lage  ist,  die  sur  Herstellung  von 
Weinsäure  erforderlichen  Fabrikate  selbst  genOgend  zu  pro- 
duzieren, so  ist  die  Einfuhr'  aus  Spanien  von  erheblicher 
Bedeutung. 

Die  gröfsten  Schwankurtir^n  bnt  der  Bezug  von  Olivenöl 
(in  Fässern,  amtlich  denaturiert^,  aufzuweisen  wie  folgende  Über- 
sicht zeigt: 


Wert  in  1000  Mk. 


1891     1603  1 

1888 

1894    1895  1  1896    1897  |  1896  {  1899  |  1900 

115  {  185 

1253 

102  1    m  1    758  1    66   1  1223  1    165  |  1088 

Noch  unter  dem  Handelsvertrag,  wo  es  frei  einging,  war 
die  Einfuhr  zeitweise  sehr  gering,  kaum  viel  höher  als  im 
Jahre  1895  bei  einem  Zoll  von  3  Mk.  und  niedriger  als  in 
einigen  Jahren  —  bis  sur  Gewährung  der  Meistbegtlnstigung  — , 
in  denen  ein  Satz  von  2  Mk.  bezahlt  wurde.  ist  khuv 
dafs  hier  nicht  die  Zölle  das  hauptsächlich  Mafsgebende  waren, 
sondern  daia  die  wechselnden  Ernten  einen  groDien  Einflufa 
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auf  den  Export  aus  Spanien  ausübten,  und  dafs  flie  Einfuhr 
in  Deutschland  sich  ebenso  regulierte  nach  dem  jeweiligen 
Anteil  der  anderen  Öl  einfuhrenden  Länder.  1891  und  1894 
K.  B.  betrug  die  italienische  Einfuhr  4,3  bezw.  4,4  Mill.  Mk. ; 
die  Österreichische  1891  508000  Mk.,  und  wenn  diese  1894 
stark  «bnahm,  so  trat  dafilr  die  türkische  mit  1,3  MiU.  Mk. 
ein.  1897,  als  die  spanische  den  niedrigsten  Stand  hatte,  um- 
falste  die  italienische  Einfuhr  zwar  nur  2,5  Miil.  Mk.,  aber 
die  türkische,  die  189(5  auf  722000  Mk.  gesunken  war,  erhob 
sieh  wieder  auf  1,1  Mill.  Mk.  Die  geringe  Einfuhr  1899 
wurde  ausgeplichen  durch  die  italienisclie  mit  {,0  Mill.  Mk., 
die  türkische  mit  !i99000  Mk.,  die  französische  mit  .'381000  Mk. 
und  die  marokkaiuache,  welche  357  IHK)  Mk.  umfal'ste  gegenüber 
1000  Mk.  1898;  und  ähnlich  für  die  übrigen  Jahre.  Zur  Zeit 
des  hohen  Standes  der  spantschm  Einfuhr  nahm  in  der  Haupt- 
sache der  Bezog  ans  den  Konknrrenaländern  ab:  so  betrug 
die  italienische  1893  2,4,  1898  2J,  1900  2,7  Mill.  Mk.;  die 
türkische  1893  20000  Mk.,  1898  allerdings  578000,  1900 
33000  Mk.  Entsprechendes  gilt  für  Österreich,  zum  Teil  fttr 
Frankreich  u.  s.  w.    Günstig  war  (\m  Jalir  neben  der 

spanischen  auch  der  marokkanischen  Einfuhr  mit">')Mnn(i  Mk. 
Dafs  unter  Umständen  Spanien  uns  sehr  wohl  noch  bedeutende 
Mengen  liefern  kann,  beweist  der  Bezug  des  Jahres  1889  mit 
2,5  Mill.  Mk. 

Einige  Bedeutung  hat  seit  1895  die  Einfuhr  von  Häuten 
und  Fellen  genommen;  es  sind  dies  überwiegend  Schaffelle. 
So  importierten  wir  Schaf*  und  ZiegenfeUe  1891  far  211000 
Mk.,  1895  für  700000  Mk.,  1900  Ar  521000  Mk. 

Alle  übrigen  Artikel  sind  von  geringer  Wichtigkeit.  Über- 
blickt man  den  gesamten  Import  aus  Spanien,  so  zeigt 
sich,  dafs  er  sich  in  der  Hauptsache  zusammensetzte  aus  land- 
wirtochaftlichen    Erzeugnissen,    industriellen  Rohprodukten, 

einigen  Halbfabrikatpn ;  von  Tndustrieproduktpn  kommen 
lediglich  die  Erzeugnisse  der  Korkindustrie  in  Betracht. 

Dio  Ä  u  s f  u  Ii r  nach  Spanien  ist,  wie  wir  b^rf^its  nahen, 
nicht  im  gleichen  Mafse  fortgeschritten  wie  die  Eintuhr :  von 
48,991  Mill.  IVtk.  1891  auf  54,314  Mill.  Mk.  19U0,  das  bedeutet 
eine  Vermeiming  um  10,0%,  und  zieht  man  ftir  1891  den 
Wert  der  Spiritusauatuhr  im  Betrage  von  3,194  Mill.  Mk.  ab, 
SO  beträgt  der  Zuwachs  auch  nur  11,6  <*/o.  Von  1892  an 
hörte  nflmlich  ans  den  oben  angeführten  Orfinden  die  Spiritus- 
ausfuhr  fast  gttnalich  auf,  während  bis  1891  Alkohol  der 
Hauptartikel  unserer  AusÄihr  gewesen  war.  Es  wurde  an 
Spiritus  exportiert: 
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Wert  in  1000  Bfk. 

18ö5:  15  820 
1886:  15120 
1887  :  8227 
1888:  4283 
1889:  4544 


1890:  7801 

1891:  3194 

1892:  195 

1895:  — 

1900:  307 


Nach  der  spanischen  Statistik  war  es  bis  1891  noch  er* 
heblich  mehr,  hauptsächlich  wohl  deshalb,  weil  die  aus  dem 
Freihafen  Hamburg  stammende  Ausfuhr  ja  nicht  in  der 
deutschen  Statistik  mit  einbegntFrn  ist.  So  gibt  die  spanische 
Statistik  den  Wert  für  1885  auf  4:>,788  Mill.  Pes.  und  188H 
auf  52,898  Mill.  Pes.  an.  Der  von  der  deutschen  Landwirt- 
schaft seinerzeit  schwer  empfundene  Ausfall  ist,  wie  von  dieser 
Seite  selbst  sngegeben  wird'^  jetst  ▼eracbmerzt,  und  es  besteht 
aaoh  nicht  die  geringste  Aussicht,  dafs  unter  normalen  Ver- 
hältnissen  Spanien  in  absehbarer  Zeit  in  diesem  Artikel  Ab- 
nehmer Deutschlands  werden  könnte,  da  die  heimische  Pro- 
duktion den  Bedarf  fast  gänzlich  deckt:  1891  bezog  Spanien 
aus  dem  Auslande  im  «ganzen  4(n07n27  Liter  und  1900  nur 
4258.  Bei  der  Beratung  des  Vertrages  von  1893  wurde  im 
Reichstfig  darauf  hingewiesen,  dafs  die  deutsche  Landwirtschaft 
einen  Ersatz  für  den  Spiritus  darin  finden  könne,  dafs  der 
Export  von  Kartoffelmehl  und  Kartoffelstärke,  sowie  von 
Dextrin,  Kleber  nach  Spanten  erleichtert  wflrde.  Während 
der  Export  von  Dextrin  immer  sehr  gering  gewesen  ist,  hat 
der  von  Kartoffelmehl  zeitweise  eine  ziemlich  hohe  Bedeutung 
gehabt.  Von  1044000  Mk.  im  Jahre  1891  sank  er  zwar  im 
lolgenden  Jahre  auf  fast  die  Hälfte,  wuchs  dann  aber  auf 
über  P/a  Millionen  Mk.  und  betrug  selbst  1805  1265(A)0Mk., 
schwankte  dann  vielfach  in  den  nächsten  Jahren,  und  trotz 
des  MeistbegUnstigungsvertrages  konnte  er  mit  617000  Mk. 
im  Jahre  1900  die  Stellung  von  i  i2ao<>0  Mk.  von  1899  nicht 
behaupten. 

Lme  bedeutende  Getreideausfuhr  fand  nur  1899  statt, 
wo  76737  da  Weisen  im  Werte  von  1013000  Mk.  nach 
Spanien  gesandt  wurden.   Es  war  diee  das  Jahr,  in  dem 

Spanien  genötigt  war,  infolge  seiner  schlechten  Ernte  aufser- 
gewöhnlich  viel  an  dieser  seiner  hauptsächlichen  Brotfrucht 
aus  dem  Auslande  zu  beziehen.  Wenn  Spanien  sonst  Weizen 
in  Deutschland  kaufte,  so  waren  dies  nur  geringe  Mengen: 
1891  T)  dz,  1892  in  dz,  1S97  592  dz,  1900  noch  4283  dz 
far  71(M)(J  Mk.  Jedentalis  hat  der  Export  von  1899  nur 
analoge  Bedeutung  wie  die  Roggeneinfuhr  in  Deutschland 
von  1891. 


>  Yergi.  Deutsche  Tageszeitung  vom  20.  VI.  1899. 
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Man^  liat  gemeint,  Spanien  könne  mit  der  Zeit  ein  Ab- 
nebmer  für  uiueroQ  Rttbenzacker  werden,  da  es  am  Besage 
von  Kolonialsacker  kein  Interesse  mehr  habe;  dabei  wird 
aber  völlig  ubersehen,  dafs  »ich  im  InUnde  selbst  eine  schon 
ttber  Bedarf  produzierende  Industrie  entwickelt  bat.  Sollte 
man  später  einmal  dazu  Ubergehen,  den  Zoll  von  85  Pes. 
herabzusetzen,  so  wird  nifin  (iies  dorh  sicherlich  erst 
dann  tun,  wenn  die  Tndii.stiie  so  entwickelt  ist,  dafs  sie 
vor  der  fremden  Konkurrenz  den  heimischen  Markt  be- 
haupten  kaim. 

Die  einzigen  landwirtschaftlichen  Produkte,  deren  Aus- 
fdbr  namentlich  bei  einer  fortschreitenden  Bodenknltnr  in 
Spanien  au  einiger  Bedeatung  gebracht  werden  kdnnte,  sind 
„Sämereien  nicht  besonders  genannt':  deren  1891  nnr  236  da 
mit  47000  Mk.  umfassender  Export  hat  sich  fast  regelmäfsig 
gesteigert  —  selbst  während  des  Zollkrieges,  in  dem  der 
Zoll  von  2,10  Pes.  gegen  1,00  Pes.  des  2.  Tarifes  erhoben 
wurde  —  und  betrug  1900  bereits  5745  da  im  Werte  von 
675000  Mk. 

Im  übrigen  aber  kommt  Spanien  ftlr  unsere  Ausfuhr  fast 
nur  als  Käufer  industrieller  Erzeugnisse  in  Betracht.  In  den 
lotsten  Jahren  fiel  der  Hanptteil  der  Uaschinenindastrie  au. 
Die  Äusfahr  der  Gruppe  „Instrumente,  Maschinen, 
Fahrsenge''  betrag: 

Wert  in  1000  Mk. 


1891 

1892 

1893 

1894 

1895  1  1896  I  1897 

1898     1899  1900 

3227  1  8815  |  1905 

2135  1  1927  1  2058  1  2880  1  2265  |  8953  [  9569 

Aufs  deutlichst*'  zeii2;t  sich  Ijierin.  wie  weni^  günstip:  die 
unsicheren  Handelsbeziehungen  und  der  Zollkrieg  selbst  t;ineni 
stetigen  Absatz  der  Fabrikate  waren,  bis  der  gewaltip^e  Auf- 
schwung 1900  eintrat,  und  der  Auteil  dieser  Gruppe  an  der 
gesamten  Ausfahr  von  6,6<^/o  im  Jahre  1891  auf  17,d^/o  fltr 
1900  stieg.  Von  jener  Qmppe  entfielen  nun  snesiell  auf 
Maschinen  e^l. Nähmaschinen,  Lokomotiven,  Lokomobilen, 
Dampfkessel: 

Wert  in  lOOO  Mk. 


1891  I  m2  1  189H  I  1894  |  1895  |  1896  |   1897  |   1898  |  1«99  I  1900 


1618  I  H70  {  1188  I  1867  |  1165  |  1899  |  1526  |  1625  |  8297  j  8164 

Da  die  deutsche  Stntistik  llMio  zum  erstenmale  die  Ma- 
schinen nach  ihrer  Verwendung  unt^rsi  heidrt,  so  läfst  sich 
nicht  feststellen,  wie  sehr  bei  den  einzelneu  Arten  der  Export 


Qotbein,  Deatsoher  AolseBhandel  &  146. 
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geschwankt  hat.  Ich  führe  für  einige  wichtigere  Sorten 
Maschinen  folgende  Zollsätze  an,  von  denen  der  erste  Tarif 
den  spanischen  Maximaltarif  enthält,  der  während  den  Zoll- 
krieges in  Odtang  war,  der  sweite  den  dann  bis  1.  Jnli 
1B99  angewendeten^  ond  der  dritte  endlich  die  Konsessioneii 
und  Bindungen  umfafst,  welehe  Spanien  anderen  Nationen 
gewährt  hat,  und  die  Deutechland  infolge  der  Meietbegttnstigong 
jetst  eben&lls  genie&t: 

Pesetas 

T  u  in 

Landwirtsehaftl.  Mu»ciiiiieii   18,20  14  12,50 

Motoren  jeder  Art,  mit  oder  olme  Kessel 

sowif  Kessel  allein   21,00  W  17 

Maschinen  aus  Kupfer  und  Legierungen 

dendben   57,20  44  44 

Dynamo-elektrisdie  MMehiaeii  ....  —  —  I8>50 

Da,  wie  wir  sahen,  die  spanische  Masobinenindustrie  sehr 

wenig  entwickelt  ist,  so  läfst  sich  annehmen,  dafs  selbst  bei 
/ortsehreitrmdrr  Verbesserung  der  wirtschaftlichon  Ln^^^e 
Spaniens  oder  gerade  infolge  dieser  unser  Mascliiiieiiexport 
auf  aeiner  Höhe  bleiben  und  ^ieh  iioeh  stärker  entwiciveln  wird. 
Besonders  scheint  mir  dies  für  elektrische  Maschinen 
zu  ffelten,  von  denen  1900  7630  dz  im  Werte  von  1373000 
Mtak  Terschickt  worden.  Elektrotechnische  Betriebe  finden 
nämlich  in  Spanien  eine  anfserordenilich  weite  Verbreitung, 
und  die  Zahl  der  elektrischen  Zentralstationen  betrug  Anfang 
1902  bereits  gegen  üOO.  Die  Ursacbe  ist  darin  zu  suchen, 
dafs-  für  die  anderen  Releuchtungsarten  wenip  günstige  Be- 
dingungen vorliegen :  dim  Petroleum  ist  infolge  der  hohen 
Steuer  und  der  städtischen  Ab^^:aben  ziendieh  teuer,  und  die 
Errichtung  von  Gasanstalten  würde  für  die  kleinen  Städte, 
welche  den  überwiegenden  Teil  der  städtischen  Bevölkerung 
beherbergen,  zu  grofse  Kosten  machen,  weil  die  meistentelk 
aus  England  eingeführte  Koble  ohnehin  nickt  billig  ist  und 
durch  den  schwierigen  Transport  ins  Innere  noch  weiter  ver- 
teuert wird,  die  Förderang  der  einheimischen  Kohle  noch 
nicht  grols  genug  ist.  Dagegen  lassen  sich  an  lahlreicken 
Orten  Wasserkräfte  günstig  verwerten,  und  so  sehen  wir,  dafs 
mehr  als  die  Hfilfte  der  ganzen  Anzahl  von  Werken  durch 
diese  betrieben  werden,  der  Kraft  naeh  allcrdiiifTs  weit  weniger, 
weil  die  Wasserkraft  hauptsächlicb  wenig  Ijrvolkerten  Städten 
zugute  kommt.  Der  Höliejuiükt  ist  vermutlich  noch  nicht 
erreicht,  da  eine  grofse  Anzahl  Städte  ebenfalls  noch  damit 
yersoi^  werden  kOnnen.  Aach  für  die  Anbu[e  Ton  elektrischen 
Bahnen  ist  hier  noch  ein  reicbes  Feld  dargeboten.  Zaklreicli«! 
Minen,  die  für  den  Versandt  ins  Ausland  abgebaut  werden^ 
fehlt  eine  billige  Transportgelegenheit  Ein  bielang  wenig 
entwickeltes  Nets  von  SJeimMdinen  ergänat  nur  in  geringem 
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Mafse  das  der  —  vielfach  eingleisigen  —  Hauptbahnen.  Eine 
weitere  Ausgcstaltiinp  nntf^r  Anwendung  des  elektrischen 
Betriebes  würde  durrliaus  IoIuk  nd  sein.  Die  deutsche  In- 
dustrie hat  hier  um  so  mehr  Aussicht  auf  Erfolg,  als  gerade 
aui  diesem  Gebiet  andere  Konkurrenten  ihr  schon  öfters  haben 
weichen  müssen,  wie  ja  auch  die  grofsen  Werke  von  Madrid, 
Malaga,  BiureeloDa,  SeTilJa  u.  b.  w.  von  Deutadran  erriditot 
sind. 

In  anderen  loduatriexweigeii  wird  man  in  höherem  Mafse 
als  seither  zur  Verwendung  von  Masch  in  enkräften  schreiten 
müssen.  Wie  erwähnt,  haoen  bei  der  hochstehenden  Kork- 
industrie erst  in  letzter  Zeit  Maschinen  Eingang  gefunden^ 
und  es  ist  wahrscheinlich,  dafs,  ]o  mehr  dio  InduBtrie  sich 
entwickelt,  die  Handarbeit  zurückgedrängt  wird.  Hier  haben 
deutsche  Maschineu  bis  jetzt  nur  in  geringer  Menge  abgesetzt 
werden  können  ^  da  die  Uobel-  und  Schneidemaschinen  aus 
Frankreich  geliefert  wurden ,  Deutschland  dagegen  neben 
England  als  Fabrikant  für  die  erforderlichen  Gasmotoren  in 
Betracht '  kam.  Überhaupt  scheint  man  auf  deutscher  Seite 
wenig  geeignete  Fabrikate  für  die  Korkindustrie  hergestellt 
zu  haben,  da  aucli  die  Versuche  mit  den  Messern  zur  Kork- 
bereitung die  spanischen  Industriellen  nicht  dem  dontschen 
Markte  zuführten,  sondern  die  franzimischen  Erzeugnisse 
wurden  vorgezogen.  Die  für  die  zahlreiciien  neuen  Zucker- 
fal>nken  erforderlichen  Maschinen  sind  gleichfalls  nicht  von 
Deutschland  geliefert,  sondern  zuui  grofsen  Teil  von  Österreich. 
Dafs  landwtrtBcbafdiche  Maschinen  in  weit  höherem  Halse  als 
bisher  —  1900  waren  es  fbr  100000  Mk.  —  exportiert  werden 
könnten,  liegt  auf  der  Hand ;  aber  hier  ist  nicht  in  der  Haupt* 
Sache  die  Konkurrens  anderer  Lllndcr  zu  fürchten  als  vielmehr 
die  Abneigung  gegen  moderne  Betriebsarten  bei  der  ackere 
bautreibenden  Bevölkerung  Spaniens,  die  nicht  so  rasch  zu 
überwinden  soin  wird.  Gröfsere  Wichtigkeit  hatte  die  Aus- 
fuhr von  Müliereimaschinen  für  287  000  Mk.,  \^'el>erei- 
maschinen  für  210000  Mk.  und  namentlich  Dampfmaschinen 
ftlr  476  000  Mk. 

Von  den  in  dieser  Gruppe  nicht  enthaltenen  Maschinen- 
arten hatten  Lokomotiven  und  Lokomobilen  besondera 
empfindlich  anter  den  handelspolitischeii  Differenzen  zu  leiden. 
1892  hatte  ihre  Ausfuhr  den  Höhepunkt  mit  682000  Mk.^ 
sank  dann  aber  rasch|  um  auf  96000  Mk.  während  des  Jahrea 
1895  anzulangen.  Als  dann  an  Stelle  des  Maximalsfttzes  von 
33,60  Pes.  der  2.  Tarif  mit  2S  Pes.  Anwendung  fand  — 
Lokomotiven,  von  Eisenbahngesellschaften  eingeführt,  zahlen 
10  Pes.  —  änderte  das  nicht  viel,  da  nach  einer  kleinen 
Steigerung  1899  nur  für  76000  Mk.  exportiert  wurden;  unter 
der  Geltung  des  Zolles  von  24  Pes.  waren  es  1900  dann  ftlr 
604000  Mk. 
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Nächst  der  iLischuieniiidustrie  ist  unsere  Eisenindustrie 
am  Export  nach  Spanien  interessiert;  der  Anteil  der  Gruppe 
„Eisen  und  Eisenwaren"  an  der  Qesamtaasfuhr  ist  von  13,0 
in  1891  auf  16,3  <»/o  filr  1900  gestiegen.  Es  betrog  nUmlich 
die  Ausfuhr: 

Wert  in  1000  Mk, 


6889  I  4961  |  4101  |  4809  {  5514  { 12055  1  5288  |  4018  |  6417  |  8878 

Der  gewaltige  Aufschwung  1896  ist  nicht  etwa  yerursaeht 
durch  die  Beilegung  des  Zollkrieges,  infolge  deren  ein  lang 
surUckgestauter  Bediarf  endlich  gedeckt  werden  konnte,  sondern 
«r  ist  lediglich  veranlafit  durch  den  gesteigerten  —  nur 
vorübergehend  derart  bedeutungsvollen  —  Export  eines 
Artikels:  nl^mlioh  an  Gewehren  fftr  Kriegszwecke,  deron  mau 
wegen  der  kubanit^Lhon  Aufstände  bedurfte.  1J^9(>  Ijotin^^  rlie 
Ausfulir  daran  'lofio  dz  im  Werte  von  7<)3»>0(>i)  Mk.  In  den 
übrigen  Jahren  Iöl)4— 97  schwankt  der  Export  zwischen  1,2 
und  1,8  Mill.  Mk.,  und  1899  betrug  er  l,a  Mill.  Mk.,  ver- 
schwand dann  aber  1900  gftnzlich,  wie  er  gleichfalls  vor  1894 
▼on  geringer  Wichtigkeit  gewesen  war.  —  Sonst  bildeten  den 
bedeutendsten  Bestandteil  dieser  Gruppe  „grobe  Eisenwaren*. 
Sie  schwankten  in  ihrer  Ausfuhr  von  1892  an  bis  1898  zwischen 
1,8  und  1,1  Mill.  Mk.  gegen  2,3  Mill.  Mk  1891,  wobei  aller- 
dings nicht  das  Jahr  des  Zollkrieeres  \>^9h  mit  1,2  Mill.  Mk. 
den  ti«^isten  Staiul  hatte,  sondern  1898  mit  lOTTO'Mt  Mk.  Im 
nächsten  Jahr  wuchs  sie  dann  aut  mehr  als  das  Doppelte,  auf 
2  489(WMiMk.  und  1900  auf  305UUUO  Mk.,  wodurch  auch  der 
bis  dahin  höchste  Ausfuhrwert  von  2524000  Mk.  im  Jahre 
1890  übertroffen  wurde.  Durch  den  Vertrag  ^on  1899  haben 
wir  für  diese  Waren  swar  keine  einsige  Ermäfsigung  der 
spanischen  Zollsätze  erhalten  gegenüber  dem  2.  Tarif,  aber 
einige  wichtige  Positionen  sind  im  Vertrage  mit  der  Schwda 
gebunden,  und  dieser  Vergünstigung  werden  wir  ja  ebenfalls 
teilhaftis:. 

Der  nicht  ^anz  so  hohe  Export  an  „feinen  Eisenwaren** 
hat  sich  in  ähnlicher  Weise  gestaltet:  der  Stand  von  17^4  000 
Mark  1891  konnt^i  in  den  folgenden  Jahren  nicht  aufrecht 
erhalten  werden,  sondern  sank  auf  1202 000  Mk.  für  1895 
und  901000  Mk.  für  1898.  Nach  einem  kleinen  Aufschwung 
1899  brachte  das  Jahr  1900  eine  Zunahme  auf  2386000  Mk. 
Der  Vertrag  läfst  uns  hier  gleichfalls  keine  Zollermftfsigung, 
sondern  nur  einige  Bindungen  zukommen. 

Ebenso  unsicher  und  wechselnd  war  der  Absatz  Ton 
Eisenbahnschienen,  deren  Ausfuhr  1891  4100f)0  Mk..  1895 
105000  Mk.,  1»97  gar  nur  57000  Mk.  und  1900  592000  Mk. 


Digitized  by  Google 


XXI  5. 


77 


Wert  hatte.  Dabei  hat  dio-^or  Artikel  im  Anfang  der  achtziger 
Jahre  einen  ganz  hptrUchtlichen  Briulitoil  unserer  Ausfuhr 
nach  Spanien  dargestellt,  z.  B.  4  l;ie5ü()U  Mk.  =  14,2  "  o 

der  Geaamtausfuhr;  aber  auch  in  den  übrigen  Jahren  1880 — 84 
waren  es  über  2  Mill.  Mk.  Der  —  nicht  gebundene  —  Zoll 
auf  Eisenbalinaeliieiien  beträgt  6  Fes.  nach  dem  2.  Tarif  gegen 
7,20  Pes.  des  1.  Tarife«;  werden  sie  aber  tob  Eisenbahngesell- 
scbaften  für  ihr  Material  eing^hrt,  so  ist  der  Sats  nur 
4,50  Pes. 

Unter  den  «ganz  groben  Eisenwaren**  hatten  Eisen- 

bahnaohsen,  Rnder  n.  s.  w.  im  Jahre  1000  mit  771000  Mk. 
einen  starken  Fortschritt  7ai  verzeichnen  gegen  195000  Mk. 
1895  und  310000  Mk.  1891. 

Die  Ausfuhr  von  „Kupfer  und  Kupferwaren"  machte 
1891  3,9 °o  unserca  Exporteb  au«,  1900  dagegen  10,7 **/o  und 
stellte  sich  folgendermafsen : 

Wert  in  1000  Mk. 


1891     1892  I  1898  |  1894  I  1895  {  1896  |  1897  |  1898  |  1899  |  1900 


1932  I  1948  I  1827  |  1541  j  4242  |  t>öl4  |  0806  |  3130  j  4365  |  3633 


Nachdem  ii^i^-i  und  1894  eine  kleine  Abnahme  eingetreten 
war,  zeigte  sich  1H05  und  9(>  ein  überraschend  starkes  Wachsen. 
Die  Ursache  ist  einmal  die,  dafs  Spanien  1895  einen  groisen 
Posten  ArtilleriezUndungen ,  Patronen,  Zündhütchen  bezog, 
für  1525000  Mk.  gegen  249000  Mk.  im  Jahre  1894.  Ver- 
anlafst  wurde  dieser  starke  Bedarf  Jedenfalls  durch  die  Aus« 
l  ü  tiing  des  gegen  die  kubanischen  Kebellen  gesandten  Heeres. 
Gröfsere  Bedeutung  hatte  der  Artikel  sonst  noch  189;>  mit 
(;](iOno  Mk.,  \m)  mit  S-l-.UHm  Mk.  und  1897  mit  1070UUO  Mk.; 
in  dnn  folgenden  Jahren  hielt  er  sich  weit  unter  100000  Mk. 
Sodann  war  jene  hteiperung  hervorgerufen  durch  den  ver- 
mehrten Export  von  Telegraphenkabeln ,  der  im  Werte  von 
172400U  Mk.  1895  stattfand  gegen  aUÜUUU  Mk.  im  Jahre  1894. 
Diese  Kabel  sind  der  wichtigste  Posten  der  Gruppe  geblieben: 
auf  dem  Höhepunkt  von  1896  mit  4003000  Mk.  hielten  sie 
steh  iwar  nicht,  sanken  yielmehr  im  ntehsten  Jahre  auf 
1037  (  I  Mk.,  stiegen  aber  1898  auf  1604000  Mk.  Der  Grund 
war  freilich  der,  dafs  in  diesem  Jahr  das  deutsch- amerikanische 
Kabel  gelegt  wurde,  das  über  S])anien  geht.  Doch  l)etrug 
190O  die  Ansfnhr  wiederum  '2}i^\(HH}  Mk.  Durch  den  Meist- 
begünstigungsvertrag erhit  Ittn  wir  den  Zollsatz  von  18,50  Pes. 
gegen  20  Pes.  im  Minima Itari f. 

Eine  gute  Aussicht  für  fortschreitenden  Export  bietet  un- 
plattierter  Kupferdraht,  der  1891  erst  mit  50000  Mk.  in  der 
Statistik  figurierte,  nach  einigem  Schwanken  sich  1891  auf 
479000  Mi.  und  1900  auf  1006000  Mk.  stellte.  Daneben 
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zeigte  sich  ein  nicht  geringer  Verkauf  von  feinen  Waren  aus 

Messing  und  anderen  Knpferlegierungen ,  dessen  Wert  1891 

(inkl.  feine  Kupferwaren)  364000  Mk.,  1899  1  080000  Mk. 

and  1900  657000  ^Ik.  betrag;  daneben  1900  fisine  Eupfer- 

waren  mit  505000  Mk. 

Die  Erzeugnisse  unserer  chemischen  Industrie  machten 
der  Ausfuhr  nach  Spanien  1^91  7.1       und   1P<m)  0,4  ^'o 

der  Gesain tausfuhr  aus.    Es  betrug  nämlich  der  il^port  an 

„Drogerie-,  Apotheker-  und  Farbwaren": 

Wert  in  1000  Mk. 


1891  1  1892 

189H  1  l^'O^ 

1  ^Ttr, 

r-'MO  '  1900 

8480  1  8580  |  2964  |  8788 

1  2620 

2984  1  8824  |  8178 

5184  1  5100 

Neben  ^ner  ganzen  Reibe  der  verschiedensten  Chemikalien 
als :  ätherische  öle,  Chlorkalium,  Kalisalpeter,  ÄnilinOle  u.  s.  w«, 
von  denen  keines  im  Werte  von  einer  halben  Million  ver- 
aohickt  wurde,  handelte  es  sich  in  erster  Reihe  um  Anilin 
undTeerfarbstoffe.  Sie  wurden  ausgeflihrt  1 89 1  im  Werte 
von  rmOOO  Mk.,  ]'^92  un  Werte  von  834  (»00  Mk. ;  der  Zoll 
von  3  Pes.  übte  insüterii  seine  Wirkung  aus,  als  die  Ausfuhr 
1895  auf  3()(i000  Mk.  zurückging;  sie  stieg  dann  —  aTitani;s 
sehr  mälsig  —  unter  dem  Zoll  des  Minimaltarites  im  Betrag 
TOn  2,50  Pes.  auf  1007000  Mk.  für  1900. 

Eine  Warengruppe,  deren  Ausfuhr  nach  dem  Aufhören 
des  Handelsvertrages  ebenfalls  zurückging,  aber  1895  höher 
war  als  3  Jahre  vorher  und  3  Jahre  nachher,  bilden  „kurse 
Waren  und  Quincaillerien**  mit  einem  Export  von: 


Wert  in  1000  Mk. 


1891 

1892 

1893  1  16H 

1895 

1896 

1897t 

1898 

1899  i  1900 

2453 

1898 

löM  1  1618 

2111 

1970 

1633  1  1188  j  2187  |  3dii0 

Nachdem  die  friilu'r  nicht  ganz  bedeutungslose  Ausfuhr 
von  Uhrrn  —  sie  betrug  z.  B.  1801  3S«h)oO  Mk.  —  stark 
ab^'ononimt^n  hatte  und  selbst  1!»<M)  nur  181K)()<)  Mk.  umfafste, 
kamen  hier  hauptsächlich  in  Betracht:  „Waren  aus  Gespinsten 
in  Verbindung  mit  anderen  Materialien,  nicht  besonders  tarihert" 
und  ^  Waren  aua  edlen  Metallen*^,  und  zwar  ist  das  Anwachsen 
von  1895  durch  jene  Gruppe  yeranlafst,  die  1891  fttr  859000 
Mark,  1894  fbr  490000  Mk.  und  1895  für  1010000  Mk.  ex- 
portiert wurde,  ohne  sich  freilich  auf  dieser  Höhe  au  erhalten, 
da  1900  der  Export  sich  auf  418000  Mt  stellte.  Wenn  die 
Oesamtgruppe  trotzdem  1900  noeb  hölier  war  als  1805,  so  ist 
dies  veranlafst  durch  das  Anwachsen  der  Ausfuhr  in  Waren 
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aus  edlen  Metallen,  die  1900  2307  0(X)  Mk'  wertete  g^en 
718000  Mk.  1895  und  852000  Mk.  1801. 

Unter  den  literarischen  und  Kunutgegenständeii  sind 
F«rb«ndruekbilder  nnd  Kupferstiche  fflr  die  Ausfuhr  von 
einiger  Bedeutung  gewesen.  Der  Export  Itefs  zwar  gegen 
1891  mit  819000  Mk.  und  1892  mit  894000  Mk.  in  den 
folgenden  Jahren  etwas  nach,  war  aber  1895  bei  einem  Zoll- 
satz von  I,()0  Pes.  für  1  kg  mit  700000  Mk.  immerhin  höher 
als  1898  mit  öJOOOO  Mk.  unter  oinom  Zollsatz  von  1,25  Pes. 
für  1  kg.  Der  Aufschwung  der  gesamten  Ausfuhr  kam  diesem 
Artikel  gleichfalls  zu  gute,  und  1900  erreichte  sein  Export 
1177()<M)  Mk, 

Auch  die  deutsche  Kautsch  ukiudustrie  hatte  von 
1892—98  unter  der  Ungunst  der  handelspolitischen  Verhältnisse 
XU  leiden,  bis  sie  dann  1899  und  1900  eme  höhere  Ausfuhr  auf- 
zuweisen hatte  als  1891.  In  diesem  Jahre  wurde  ausgeführt 
an  „Kautschuk  und  Guttapercha  sowie  Waren  daraus"  für 
871000  Mk.;  der  mit  020000  Mk.  im  nächsten  Jahre  ein- 
setzende Rückgang  hatte  mit  497000  Mk.  den  tiefsten 
Stand;  hingegen  betrug  der  Export  1H09  1182001)  Mk.  und 
190O  970  UOO  Mk.  Es  handelt  sich  dabei  in  der  Hauptsache 
um  ^grobe  Waren  aus  weichem  Kautschuk",  die  mit  (i»)4(M>() 
Mark  1899  und  mit  557000  Mk.  1900  mehr  als  die  Hälfte 
des  Exportes  ausmachten. 

Unter  den  Warengruppen  von  geringerer  Bedeutung^  die 
aber  in  den  letzten  Jahren  eine  Ausfuhr  von  Uber  einer  halben 
Million  aufzuweisen  hatten,  mOgen  zuerst  Tonwaren  genannt 
werden.  Da  Deutschland  nur  als  Lieferant  feiner  Artikel  in 
Fayence  und  Porzellanwaren  in  Betracht  kam,  in  den  gering- 
wert  i«::eren  Massenartikeln  aber  der  spanischen  Industrie  keine 
Konkurrepz  machte,  hatte  man  lS9;i  kein  Bedenken  getragen, 
an  Stelle  des  Minimaltarifsatzes  von  52,50  Pes.  für  Porzellan 
einen  solchen  von  40  Fcs.  zu  bewilligen.  Da  dieser  nun  nicht 
in  Kraft  trat,  im  Zollkriege  aber  ein  Sats  von  68,25  Pes.  für 
Porzellan  und  Air  die  Übrigen  Waren  analoge  Zolle  erhoben 
wurden,  so  nahm  die  Ausfuhr  von  Tonwaren  ab  von  495000 
Hark  im  Jahre  1891  auf  222000  Mk.  1895;  durch  den  Ver- 
trag von  1899  erhielten  wir  keine  Ermäfsigung,  und  trotz 
des  Zolles  von  52,50  Pes.  stieg  fl^r  ßxport  auf  52ÜU00  Mk. 
fUr  1^90  und  auf  724U(.>0  Mk.  1!M)(). 

Feraer  seien  angeführt  „Tiere  und  tierische  Produkte, 
anderweit  nicht  genannt",  welche  einen  Ausfuhrwert  von 
394000  Mk.  1891  und  duiiu  ein  unregeluiäi'siges  Schwanken 
aufwiesen;  1896  wurde  für  nur  99000  Mk.  exportiert,  1900 
für  561000  Mk.  Die  Gruppe  wurde  fisst  gttnalich  ausgefüllt 
von  Därmen,  Blasen  u.  s.  w. 

Bei  den  bisher  betrachteten  Warengruppen  hatte  im  Jahre 
1900  yei^flichen  mit  1891  ein  Anwachsen  der  Ausfuhr  statt- 
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gefunden;  daneben  haben  jedoch  auch  bedeutende  Industrien 
ilireu  Export  nicht  zu  fördern  vermocht  In  erster  Linie  ist 
hier  die  Textilindustrie  in  Betracht  sasiehen.  Wir  wiesen, 
dab  es  hauptattchlich  die  Absicht  gewesen  war,  die  deutsche 
Konknrrens  in  Textilwaren  sorUcksudrftngen,  welche  1894 
den  Handelsvertrag  zum  Scheitern  brachte;  wir  haben  ferner 
gesehen,  dafs  die  spanische  Industrie  so  sehr  erstarkte,  dafo 
sie  selbst  mehr  und  mehr  den  inländischen  Markt  versorg-en 
konnte,  dann  1890  und  1900  zum  grofsen  Teil  infolge  der 
katalonisehen  Krisis  der  Bezug  aus  dem  Auslände  abermals 
anwuchs.  Es  fragt  sich,  inwieweit  die  deutsehe  An^tuhr  von 
alledem  berührt  wurde.  An  Baumwolle  uiici  Baumwollen- 
w  aren  wies  die  Ausfuhr  in  den  Jahren  folgende  Entwicklung  auf : 


Wert  in  1000  Bfk. 


1891 

1892  1  1893 

1894 

1895 

1896     1897  1898 

1899  1900 

2866 

1916  1  1510  1  1280  1  962 

769  1  914  1  636  1  1488  |  1782 

Deutlich  spiegeln  fliese  Ziffern  die  verschiedenen  Pluisen 
wieder:  sobald  nach  dem  Erloschen  des  Handelsvertrages  der 
neue  Tarif  angewendet  wurde,  liefs  der  Export  nach,  sank 
besonders  unter  der  Wirkung  dcö  Zollkrieges,  und  die  1897 
gegen  1896  eingetretene  Belebung  muiste  wieaer  weichen,  als 
in  dem  unglücklichen  Jahr  1898  der  spanische  Markt  so  wenig 
auÜQahmefithig  war,  dafs  in  diesem  Janr  der  Export  geringer 
war  als  während  des  Zollkrieges;  1899  nahm  die  Ausfuhr  um 
mehr  als  das  Doppelte  zu  und  stieg  1900  noch  weiter,  aber 
während  sie  1891  5,9 '^/o  unserer  Gesamtausfuhr  nach  Spanien 
ausmachte,  waren  es  190(i  nur  '\l^'o.  Dabei  ist  Ai^v  Rück- 
gang der  deutscheu  Ausfuhr  ein  unverhähüi.sniaisig  hoher 
gewesen.  Wenn  auch,  wie  p:ezeigt,  der  gesamte  Bezug  an 
Baum  wollen  waren  aus  dem  Auslande  abgenommen  hat,  so 
betrug  diese  Verminderung  nur  (54,4  ^io  ^ ,  dagegen  speziell  aus 
Deutschland  77,8  ^  o,  sobald  man  das  Jahr  1891  mit  1898  vei^ 
gleicht;  stellt  man  1891  und  1900  gegenttber,  so  beträgt  die 
Abnahme  der  Gesamteinfuhr  30,6  **/o,  aus  Deutschland  immer 
noch  40*/o.  Fafst  man  die  bemerkenswertesten  Artikel  dieser 
Gruppe  und  die  dafür  festgesetzten  Zölle  in'^  Auge,  so  wird 
es  klar,  wie  sehr  dir  hohen  Sätze  geeignet  sind,  ;<T]^lnnrlij?chon 
T\Titl)Pwerb  zu  besciii  anken.  An  Strumpfwaren  betrug  unsere 
Ausfuijr  1891  918n(M)  Mk.,  1895  2070f>OMk.  und  selbst  1900 
noch  nicht  ein  Viertel  derjenigen  von  1891,  nämlich  222000 
Mark.  Der  Zoll  beträgt  für  100  kg  nach  dem  Maximaltaiif  590 


>  Diese  und  die  entspreclienden  folgeDden  Ziffern  sind  berechnet 
nach  den  Zasammenstellnngen  d^  JBeiichte  fiber  Handel  und  BidwArie'' 
yom  27.  Juni  1901  (Band  Ü  Heft  19). 
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hezw,  760  Pes.,  nach  dem  2.  Tarif  490  bezw.  i>jr>  Pes.  Die 
Ausfuhr  von  Posamentier-  und  Knopfmacherwareo,  die  im 
Maximftltarif  ei&ea  ZoU  von  585  bezw.  260  Pes.  and  im 
Minimaltarif  eineo  solchen  von  450  und  200  Fes.  su  besahlen 
haben,  ging  zurUck  von  560000  Mk.  im  Jahre  1891  auf 
137000  Mk.  1895  —  noch  niedriger  freilich  war  der  Export 
1894  und  1898  mit  je  101000  Mk.;  1900  umfafste  er  389000 
Mark.  Der  Meit>thf»<;iinstig!in£^9vertra^^  änderte  nichts  an  den 
Zollsätzen  dieser  Artikel  >^irie  aelir  geringfügige  Steigerung 
wiegen  dagegen  baumvs  c  lleiie  Gewebe  auf  mit  502000  Mk. 
1891,  29:iOOO  Mk.  1895  und  1900  mit  555  00(y  Mk.,  obschon 
auch  jetzt  noch  die  Zölle  für  die  verschiedenen  Arten  von 
Geweben  hoch  genug  sind;  hier  aber  sind  im  Vertrage  mit 
der  Schweis  finn&fsigungen  festgesetst,  die  Deutschhuid  seit 
dem  1.  Juli  1899  ebenfalls  geniefst,  8.  B.  beträgt  danach  der 
Zoll  für  Gewebe,  bedruckt ,  geköpert  u.  s.  w.  bis  25  Fäden 
400  Pes.  ge^en  (500  Pes.  im  2.  und  760  Pes.  im  1.  Tarif  und 
Ähnliches  gilt  für  andere  Gewebe. 

In  an}ilop;er  Woi.s<^  ist  der  Verlauf  bei  der  Ausfuhr  von 
Woil  waren  gewesen;  nur  hat  dieue  sich  lüOÜ  nicht  auf  der 
Höhe  von  1899  erhalten  können: 


Wert  in  1000  Mk. 


1891 

1892  1  1893 

1894 

1  1895 

1896  1  1897 

1898 

1899 

1900 

5927 

4886  1  2272  1  1671 

1  1157 

1299  1  1241 

884 

2002 

1864 

Der  Rückgang  ist  bogar  noch  erheblicher  als  bei  li.ium- 
woUwaren.  1891  wurden  Wollwaren  in  ihrer  Austuhr  nur 
▼on  Eisenwaren  ttbertroffen,  da  sie  12,1  ^/o  der  Gesamtausfuhr 
ausmachten;  1900  standen  sie  mit  3,4 ^/o  erst  an  neunter  Stelle. 
Von  1891—98  hat  der  gesamte  Bezug  Spaniens  an  aus^ 
ländischen  Wollwaren  81,3*^/0  nachgelassen»  aer  deutsche  Ex- 
port um  85,9 "/o;  von  1891—1900  dagegen  beträgt  die  Ab- 
nahme der  betreffenden  spanischen  Einfuhr  55,3*^  0,  die  des 
deutsclien  Anteils  t)8,6%.  Besonderes  machte  sich  eine  ver- 
miii  l  i  te  Ausfuhr  von  Strumpfwaren  bemerkbar.  Wir  expor- 
tierten 1891  für  2008000  Mk..  1895  für  109000  Mk.  und  1900 
nur  für  31  000  Mk. ;  eine  dcrui  Ug  uiedere  Ziffer  wie  1900  ist 
mit  Ausnahme  von  1898,  wo  es  nicht  mehr  als  25000  Mk. 
waren»  in  der  ganzen  Periode  nicht  erreicht»  und  dabei  wurde 
1900  ja  nicht  der  spanische  Maximaltarif  mit  1040  Pes.  für 
100  kg,  sondern  der  zweite  Tarif  mit  865  Pes.  angewendet. 
Einen  gleichfalls  beträchtlichen  Rückgang  wiesen  Tuch-  und 
Zeugwaren  auf,  die  iSVtl  in  Höhe  von  1ss40(Mi  Mk.,  1895 
von  849000  Mk.,  lH9S  von  ISlOOOMk.  und  1900  von  501 000 
Mark  exportiert  wurden.    Es  ist  dies  nicht  überraschend» 
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wenn  man  sieht,  dm(s  s.  B.  Tuche  aas  reiner  Wolle,  die  bis 
1891  433  Pes.  Zoll  bezahlten,  jetzt  1075  Pes.  im  Minimaltarif 
zu  entrichten  haben;  während  des  Zollkrieges  war  sogar  der 
Satz  von  1290  Pes.  für  100  kg  in  Kraft.  Nicht  ganz  so  un- 
günstig liegt  die  Sache  he\  Posamentierwaren  und  Knopf- 
niacherwaren,  die  1!M)0  mit  (liSnooo  Mk,  den  Wert  von  fW,"  <>(m> 
Mark  für  1891  wenigötens  beinahe  erreichten,  nachdem  die 
Ausfuhr  1895  202000  Mk.  und  1898  19(5  000  Mk.  betragen 
hatte. 

Wenn  die  Ausfuhr  dieser  Textilwaren  in  den  Jahren  1899 
und  1900  die  in  den  Vorjahren  bis  aurtlck  auf  1893  besw.  94 
einschl.  wiederum  ttbertraf,  so  lädst  sich  doch  nicht  ohne 
weiteres  sagen,  ob  dies  du  Anfang  für  ein  dauerndes  Steigen 
war,  oder  ob  es  lediglich  als  Folge  der  vorübergehend  stodLendea 
spanischen  Industrietiitigkeit  anzusehen  ist.  Das  erscheint 
jedenfalls  als  sicher,  dafs  es  unter  normalen  Verhältnissen  für 
die  deutsche  Industrie  keine  leichte  Aufgabe  ist,  ihren  Markt 
in  gröfserem  Umfang  auszudehnen ,  so  lange  sie  mit  den 
jetzigen  hohen  Zöllen  rechnen  mufs. 

Wesentlich  anders  verholtes  sich  mit  den  8e  idenwaren. 
Dais  die  Entwicklung  der  spanischen  Seidenindustrie  «ich  in 
keiner  Weise  mit  der  in  der  Baumwollen-  und  Wollenindustrie 
vergleichen  Ittfst,  ist  bereit»  dargelegt.  Trat  nach  1891  in 
einigen  Jahren  ein  Rückgang  der  Einfuhr  auslandischer  Seiden- 
waren ein,  so  war  derselbe  sehr  gering  mit  Ausn^me  von 
1898,  worauf  dann  aber  in  den  nächsten  Jahren  eine  Ver- 
doppelung folgte.  Mit  dem  Schwanken  der  gesamten  Einfuhr 
geht  nun  der  Wechsel  des  deutschen  Anteiles  keineswegs  üand 
in  Hand.   Dieser  betrug  nämlich: 


Wert  in  1000  Mk. 


1891  1  1892 

1898     1894    1895    1896  |  1897  |  1898  1899 

1900 

■^0-32  1  2t>l7 

1862  1  1035  {   671  |   637  |   688  j   681  |  1809 

1879 

\m  Jahre  IBOfi,  in  dem  unsere  Ausfuhr  fast  ihren  tiefsten 
Punkt  erreicht  hatte,  bezog  Spanien  aus  dem  Auslande  für 
lö  Mill.  Pes.,  d.  h.  am  meisten  in  der  ganzen  Epoche  von 
1891 — 98;  mit  dem  Wachsen  unseres  Exportes  1892  war  ver- 
knüpft ein  gleichseitiger  Rückgang  der  spanischen  Gesamt- 
einfuhr: 12,5  Mill.  Pes.  betrug  sie  1891  und  11,5  Hill  Pes. 
1892.  Dagegen  hatte  an  dem  vermehrten  Verkauf  des  Aus- 
landes 1899  und  1900  die  deutsche  Industrie  ebenfalls  teil. 
Seidene  Waren  exportierte  diese  nur  in  geringem  Mafse:  1900 
für  185000  Mk.  nach  37000  Mk.  1895  und  177000  Mk.  1891. 
Der  gröf^^te  Teil  unserer  Au.'^fuhr  besteht  aus  halbseidenen 
Waren,  meist  Zeugen,  Tüchern,  Schals.    Den  Höhepunkt 
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bildete  18912,  wo  für  2187000  Mk.  halbacidene  Waren  aus- 
getührt  wurden,  davon  für  192:^)00  Mk.  Zeuge,  Tücher, 
Schals.  Infolge  rler  MaxiuiaitanizuHe  von  150Ü  und  1200  Pes. 
ging  die  Aust'uiü  zurück  auf  425000  Mk.  1895  und  347000 
Mark  1896.  Di«  dann  angewendeten  Sätse  des  Minimaltarifes 
waren  mit  1250  und  1000  Pea.  hoch  genug,  um  nur  ein  lang- 
sames Anschwellen  xuzulassen;  erst  1899  mit  1308000  Mk. 
und  1900  mit  1 521 000  Mk.  wiesen  eine  starke  Zunahme  auf; 
hierbei  war  von  Vorteil,  dafs  uns  die  der  Schweiz  gewährte 
Ermäfsigung  des  Zolles  von  1000  auf  800  Pes.  zugute  kam. 
.ledenfalls  ist  in  diesem  Industriezweige  eine  Erl>öhung  der 
Austulir  schon  eher  möglich  als  bei  Woll-  und  BaumwoUeti- 
waren ,  da  aufser  den  übrigen  fremden  Industrien  —  haupt- 
säciilicii  treten  die  französische  und  die  schweizerische  auf  — 
nicht  auch  noch  eine  blühende  spanische  greise  Mengen  von 
Fabrikaten  ahauaetien  hat 

Allein  eine  Warengruppe  der  Textilindustrie  hatte  — * 
wenn  auch  nur  mäfsig  —  ihren  Export  1900  über  den  von 
1891  zu  fördern  vermocht,  nämlich  die,  welche  Leinengarn 
und  Leinwand  umfafst;  von  Tiviooo  Mk.  1891  ist  die 
Ausfuhr  auf  823000  Mk.  1900  gestiegen,  nachdem  in  den 
Schwankungen  der  dazwischen  liegenden  »Jahre  1808  mit 
307  000  Mk.  den  tiefsten  Stand  erreicht  hatte.  Den  über- 
wiegenden Teil  dieser  Gruppe  bilden  die  Garne  der  ver- 
schiedenen Arten. 

Die  Lederindustrie  liatte  1899  einen  grofaeren  Export 
als  im  Jahre  1891,  aber  1900  ist  wieder  ein  Rückgang  erfolgt 
hinter  den  Stand  von  1891.  Leder  und  Lederwaren  wurden 
ausgefdhrt: 

Wert  in  1000  Mk. 


'  ls'«)7 

1900 

2S40  1  2161  1  2085  1 

1764  1 

I  1940  1  1S34  1  1412  | 

1063  1 

2378 

1  1202 

Die  Abnahme  gegen  1891  fiel  hauptsächlich  den  Fabrikaten 
au,  die  unter  der  Beseichnung  „feine  Lederwaren*  susaromen- 

gefafst  werden;  von  690000  Mk.  1891  sanken  sie  auf  352000 
Mark  1895  und  815000  Mk.  1900.  Eine  spezielle  Angabe 
der  einzelnen  Artikel  fand  in  der  deutschen  Statistik  1900 
zum  erstenmal  atitt,  so  dafs  sich  nfeht  untersuchen  läfst,  ob 
und  inwieweit  z.  Ii.  feine  Schuhwaren  eine  verminderte  Aus- 
fuhr zu  verzeichnen  hatten.  1900  war  ihr  Anteil  ganz  mini- 
mal: 25000  Mk.,  und  es  läfst  sich  annehmen,  dafs  die  Ent- 
wicklung der  spanischen  Schuh warcnindustrie  unseren  Export 
etwas  surUckgedttromt  hat  Weit  günstiger  stand  ein  Halb- 
fabrikat da:  Handschuhleder,  Korduan  u.  s.  w^  das  mit  1 511 000 
Mark  1895  die  Ausfuhr  der  vorhergehenden  Jahre  übertraf, 
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und  auch  in  der  späteren  Zeit  war  nur  der  Export  ]^99  mit 
1  805(W)  Mk.  höher.  1900  ging  er  wieder  auf  1  ;i84 (hju  Mk. 
zurück.     Freilich  bleibt  zu   berücksichtigen,   dafs  die  un- 

femindertfl  Aiufobr  1895  nur  dadurch  vidleicht  aufrecht  er- 
alten wurde,  dafa  die  deutachen  Induatriellen  den  Zoll 
trugen,  um  &kr  künftig  ihre  Abnehmer  nicht  dauernd  zu. 
▼erlieren. 

An  der  ftlr  die  spanische  Schuhindustrie  notwendigen 
Einfuhr  von  Hauten  urxl  Fellen  ist  D(^ntschland  nicht  sehr  stark 
beteiligt,  fast  nur  mit  gekalkten  und  trockenen  Kalb- 
fellen. Diese  speziell  litten  auch  kaum  unter  den  handels- 
politischen  Differenzen:  bei  einer  Gesamtausfuhr  von  Häuten 
und  Fellen  von  711000  Mk.  1891  umialsten  die  Kalbfelle 
505000  Mk.;  von  645000  Mk.  1895  sogar  590000  Mk.;  1898 
allerdings  nur  373000  Mk.  von  464000  Mk.;  trotadem  dann 

1899  ein  grofser  Aufschwung  eingetreten  war,  nahm  dieser 

1900  wieder  ab,  und  es  wurden  nur  für  405000  Mk.  Kalbfelle 
ausgeftihrt,  obschon  der  Zoll  von  125  Pes.  für  100  kg  derselbe 
war  wie  unter  dem  früTieren  Handelsvertrag:. 

Zu  den  wenigen  Positionen,  die  bei  Beratung  des  Ver- 
trages 1893  im  Reichstage  als  für  Deutschland  nicht  günstig 
hingestellt  wurden,  gehörten  die  Zölle  auf  Papierwaren,  die, 
wie  man  fürchtete,  unseren  Absatz  hindern  würden.  Der 
Regierungsvertreter  hingegen  wies  darauf  hin,  dafs  eine 
Hemmung  unseres  Absatzes  yiel  eher  durch  einen  Auf* 
Schwung  der  spanischen  Papierindustrie  verursacht  werden 
könnte.  In  der  Tat  hat  nun  die  Ausfuhr  von  Papier^  und 
Pappwaren  einen  Rückgang  au  verzeichnen  gehabt 

Aaafnhrwert  in  1000  Hk. 


1891     1892  I  1893     1894  |  1^95     1896  ]  1897  1   1898     1899  1900 


2027  I  2870  |  2461  |  1651  |  1763  |  1719  |  1524  |  894  |  1558  |  1812 

Dafs  es  nicht  die  spanische  Konkurrenz  allein  war.  welche 
unsere  Ausfuhr  zurückdrängte,  zeigt  die  Tatsache,  dafs  die 
gesamte  Einfuhr  von  Papier  in  Spanien  1892—94  nicht  ab- 
nahm, sondern  sich  mit  K'  Mill.  Pes.  und  mehr  iihor  den 
8  Mil!.  Pes.  von  hielt,  erst  1805  trat  eine  allgemeine 

Abnahme  ein.  die  unserer  Ausfuhr  erfolgte  aber  schon  1893. 
JSin  besonders  auffälliges  Sinken  wies  der  früher  sehr  wichtige 
Artikel  „Gold-  und  Silberpapier,  buntes  Papier"  auf,  dessen 
Ausfuhr  sich  Terroinderte  von  1 117000  Mk.  1890  und  1 073000 
Mark  1892  auf  191000  Mk.  1898;  1900  erfolgte  eine  Zunahme 
auf  3780<io  Mk.  Bei  dem  zweitwichtigsten  Artikel  dieser 
Oruppe:  CoUulosef  Stroh  und  Faserstoffe  war  die  Lage  ein 
wenig  günstiger,  wenngleich  das  Jahr  1900  mit  581000  Mk. 
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den  Höhepunkt  Yon  712000  Mk.  1892  noch  nicht  wieder  er- 
reicht hatte. 

Wenn  die  Abnalime  unseres  Papierabsatzes  zum  Teil  doch 
dadurch  erklärt  wird,  dais  der  spanitK^he  Bezug  aus  dem 
Aoakuide  überhaupt  nacl^elassen  hat,  so  lag  bei  den  Holz- 
waren  nicht  der  gleiche  Onuid.  vor.  Zwar  lutt  die  Hobwarenr 
einfiihr  in  Spanien  ebenialls  in  einigen  Jahren  nachgelasien, 
aber  nicht  in  demselben  Verhältnis  wie  die  Papiereinfnhr  — 
abgesehen  vom  Jahre  1898  —  und  in  anderen  Jahren  besonders 
1899  und  1900  war  sie  stärker  als  1891,  ohne  dafs  unser 
Anteil  darum  sich  gUnstiger  gestellt  iiätte.  Wir  exportierten 
n&müch: 


Wert  in  1000  Mk. 


1891 

1892 

1893 

1894  1  1895  1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1661  1  1266  1  601 

494  1  584  1  889  1  600 

487  1  718  1  794 

Im  Jahre  1896,  im  dem  wir  am  wenigsten  ausführten, 
stellte  sieh  der  gesamte  spanische  Bezug  auf  40  Mill.  gegen 
47  Mill.  1891,  noch  geringer  war  er  aber  1808  mit  :T^,r>  Mill. 
Peseta,  und  1892,  wo  zuerst  ein  Rückgang  unserer  Austuhr 
eintrat,  stand  mit  53,25  Mill.  Pes.  nur  hinter  1900  mit  59,8  Mill. 
zurück.  Den  wichtigsten  Artikel  stellten  für  uns  feine  Holz- 
waren dar,  die  ihre  Bedeutung  allerdings  eingebüfst  haben. 
Von  1043000  Mk.  1890  und  957000  Mk.  1891  nahmen  sie  ab 
auf  81000  Mk.  1898  und  selbst  1900  waren  sie  mit  115000 
Mark  geringer  als  1895  mit  138000  Mk. 

Unter  der  Gruppe  „öle  anderweit  nicht  genannt  und  Fette" 
hat  merkwürdigerweise  die  Ausfuhr  von  Palm-,  Palmnufsöl 
undKokosnufsöl  in  einigen  Jahren  einen  beträchtlichen 
Umfang  erreicht,  so  iHlU  mit  1303000  Mk.,  1893  mit  1  146000 
Mark,  nahm  dann  jedoch  von  702000  Mk.  1894  weiter  ab  bis 
auf  500UÜ  Mk.  19(V).  — 

Wenn  ich  auch  versucht  habe,  sowohl  bei  einigen  Artikeln 
4er  Einfuhr  wie  der  Ausfuhr  anzugeben,  wie  sich  nach  der 
diesen  bis  jetzt  innewohnenden  Tendenz  der  Warenverkehr 

festalten  werde  oder  könne,  so  läfst  sich  natürlich  etwas 
icheres  über  die  Zukunft  der  Handelsbeziehungen  mit  Spanien 
nicht  sagen,  da  der  eine  ausscldaggebende  Faktor  ein  so  un- 
gewisser  ist.  nämlich  die  fortschreitende  (ökonomische  Ent- 
wicklung jenes  Landes.  Dor  andere  in  Betraciit  zu  ziehende 
Faktor  ist  die  Regelung  unserer  Handelspolitik  gegenüber 
Spanien  nacli  Ablauf  des  gegenwärtigen  Vertrages  ara  I.Juli 
1904.  Die  Krfaiiiung  iiat,  wie  ich  glaube,  gezeigt,  dafs  unter 
einem  billigen  Handelsvertrage  beide  Länder  am  besten  fahren. 
Die  Frage  wird  nur  die  sein,  ob  wir  versuchen  sollen,  einen 
besonderen  Tarifvertrag  zu  schliefsen,  oder  ob  wir  uns  wieder 
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mit  der  MeistbegünsitiguDg  begnügen,  wenn  Spanien  mit  irgend 
einem  anderen  Lande  sich  über  einen  Tarifvertrag  geeinigt 
hat.  Daä  KnUcheidende  dabei  iät,  welches  das  betreffende 
Land  sein  wird,  welchen  Bedürfnissen  also  der  Vertrag  an- 
gepafst  ist.  Der  jetzige  grundlegende  Vertrag  ist  der  mit 
der  Schweiz  und  mir  scheint,  daüs  er  in  vielen  Punkten  nicht 
den  Bedingungen  unseres  Exportes  entspricht;  denn  wir  hahen 
gesehen,  dafs  für  nicht  wenig  wichtige  Artikel  nach  dem 
Vertrage  von  1899  keine  Zollermäfsigung  eintrat,  weil  sie  als 
für  die  Scliweiz  belanglos  nicht  vorgesehen  war.  »^^odann. 
meine  ich,  mufs  man  veraudien ,  für  eine  möglichst  grofse 
Anzahl  von  Zöllen  eine  Bindung  auf  Seiten  Spaniens  durch- 
zusetzen; man  ist  ja  niemals  vor  einer  Änderung  der  spanischen 
Handelspolitik  und  einer  Heraufsetzung  der  ungebundenen 
ZOUe  sicher  y  wie  die  £«r&hrang  gelehrt  hat  Fttr  eine  weit- 
gehende Zahl  ^n  Positionen  Ermäfsiguug  resp.  Bindung  and 
für  die  Übrigen  die  Metstbogttnstigung,  in  der  Art  wie  der 
Vertrag  von  1893  geplant  war,  scheint  mir  das  geeignetste 
System  an  sein. 
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Vorrede  zum  hundertsten  Hefte  der  Forsehungeii. 


Am  30.  August  1876  haben  G.  F.  Knapp  und  ich  den 
Vertrag  mit  Dnncker  &,  Humblot  über  die  Heraasgabe  der 

Staats-  und  sozialwissenschaftlichen  Forschungen  abgeschlossen. 
Die  187(i — 77  vorbereiteten  ersten  fiird  Hefte  wurden  kurz 
nacheinfinder  lS7s  ausgegeben;  beute  sollen  diese  Geleitworte 
das  liund  iteie  lieft  begleiten, 

l'ünf*  bis  sechsundzwanzig  Jahre  sind  seither  verflossen. 
Die  Sammlung  war  in  ihrer  Begründung  wohl  die  erste  dieser 
Art  in  Deutschland.  Mein  Nachfolger  in  Halle,  J.  Conrad^  folgte 
mit  der  Sammlung  seiner  Seminarschriften  unmittelbar  darauf. 
Schon  in  Halle  a.  S.  hatte  ich  oft  Schwierigkeiten  gehabl^ 
die  besseren  der  unter  meiner  Leitung  im  dort  bc^grttndeten 
Seminar  gemachten  wissenschaftlichen  Arbeiten  zu  verOfifent- 
lichen.  Das  Bedürfnis  steigerte  sich  in  Strafsburg;  mein 
Freund  Scherer  hatte  für  die  germanistischen  Studien  eben 
eine  solche  Saiiimlun*;  begrtiiulet.  Die  Teiinalime  von  Knaj)p, 
der  1>^7'>  nach  Strafsbur^^  berufen  nun  gemeinsam  mit  mir 
die  8<'niiiiarübungen  loits'te,  förderte  den  Wunsch,  Ähnliche« 
zu  versuchen.  Wir  gingen  frischen  Mutes  ans  Werk.  Knapp 
wünschte  aber  schon  vor  der  Publikation  des  ersten  Heftes 
nicht  mehr  als  Herausgeber  genannt  au  werdeui  wohl  nur  um 
die  Geschäftsführung  zu  vereinfachen,  die  gemeinsame  Arbeit 
und  das  freundschaftliche  Zusammenwirken  blieb  nach  wie 
Tor  dasselbe. 

Von  Anfang  an  aber  war  beabsichtigt,  nicht  blos  Seminar- 
arbeiten und  Dissertationen,  sondern  auch  kleine  selbstilndige 

Forschungen  von  Gelehrten,  Arbeiten  von  Beamten,  die  über  die 
Zeitschriften  Abhandlung  hiiiaLusgehen,  in  die  etwa  ti — 20  Bogen 
haltenden )  selbständig  erscheinenden  Hefte  der  Furschungen 
aufzunehmen,  sowie  andererseits  alle  schwächeren  Dissertationen 
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«uaBuschlielflen.  Auch  am  vielen  Orttnden  sa&lliger  Art, 
z.  B.  wegen  zu  gro&en  Umfangs  etc.,  sind  manche  unter  meiner 

Leitung  begonnenen  Arbeiten  nicht  in  den  Forüclmngen  ver- 
öffentlicht worden.  Ich  schätze,  dafs  etwa  die  gleiche  Zahl 
von  Arbeiten,  auf  die  ich  einen  leitenden  Einflufe  übte,  anderswo 
als  Dissertationen,  als  Bücher,  in  nu  in«  in  .Jalirbuch,  in  den 
Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik ,  iu  provinziellen  oder 
historischen  Zeitschriften  etc.  erschienen  sind.  Etwa  27  der 
hundert  Hefte  enthalten  Untersuchungen  von  Doktoranden, 
Gelehrten  und  Beamten»  die  nicht  meine  Schttler  sind,  reep. 
mehr  von  anderen  akademiBcheti  Lehrern  beeinflufst  wurden. 

Die  wenigsten  der  Hefte  sind  den  Tagesfragen  gewidmet. 
So  gerne  Studierende  an  derartige  Themen  sich  machen ,  so 
wenig  halte  ich  sie  im  ganzen  für  befilhigt  zur  LOsung  solcher 
Aufgaben.  8ie  haben  nieist  keine  Lebenserfahrung,  keine 
jjraktischen  Kttnntnisse,  und  so  entöteht  die  Gefahr,  dafä  die 
Doktrin,  die  Parteistellung,  die  Ansicht  des  Lehrers  iu  solchen 
Arbeiten  vorherrscht,  dafs  die  ol)jekti%e  Untersuchung  nicht 
zu  ihrem  Rechte  kommt.  Au  ferne  Zeiten  und  Gebiete  kann 
der  Anfänger  viel  leichter,  sine  ira  et  studio  herantreten;  es 
ist  die  Vertiefung  in  andere  etwas  ferne  liegende  Zeiten, 
Staaten,  Gebiete  nach  meiner  Empfindung  ein  bessMes  wissen- 
schaftliches Ersiehungsmittel.  So  bewegen  sich  die  Mehrzahl 
der  Hefte  auf  historischem  Boden,  wie  es  meinen  eigenen 
Studien  entspricht.  Man  kann  nur  in  dem  unterrichten,  wo 
man  selbst  zu  Hause  ist.  Wirtschafts-  und  Verwaltung«- 
geschichtliche  Arbeiten  herrschen  vor;  der  theoretischen 
NatiüiKilükuni)niie  gehört  kein  einziges  Heft  an.  Meine  Gegner 
werden  sagen,  weil  ich  sie  nicht  schütze;  ich  antworte,  weil 
ich  sie  zu  hoch  stelle.  Anfängereinfälle  und  -Spekulationen 
auf  diesem  Gebiete  schienen  mir  meist  nicht  ausgereift,  neu 
und  bedeutungsvoll  genug,  um  sie  aufzuaehraen. 

Dreiunddreifsig  der  Hefte  stammen  Yon  staatswtssenschaft- 
liehen  und  historischen  Professoren  und  Dozenten,  vielfisch 
sind  es  ihre  Anfilngerarbeiten;  ein  Teil  derselben  steht  heute 
in  der  Gelehrtenwelt  bereits  in  erster  Linie.  Manche  deckt 
schon  der  kühle  Rasen.  Einer  derselben  hat  seine  Laufbahn 
als  Minister  geschlossen.  Beamte  aus  der  juristischen,  ver- 
waltungsrechtlicheu ,  archivali scheu  und  statistischen  Karriere 
bilden  die  zweite  Gruppe  der  Mitarbeiter;  einer  ist  der  Mit- 
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bogrttnder  unserer  grofaen  deutschen  Versicherungsgesetzgebung 
(Bödiker),  mehrere  leiten  staatliche  oder  kommunale  statistische 

Ämter,  angesehene  Kommunalbeamte  sind  darunter.  Die  dritte 
llauptgruppe  bilden  die  HaudelskammcrselvreUire  und  Journa- 
listen. Ein  Mitglied  der  deutschen  haute  finance,  zwei  grofse  Buch- 
händler iiier  eine  davon  zugleich  einer  unserer  tüclitigen  Afrika- 
reisenden Hans  Meyer),  ein  praktischer  Arzt  schliersen  die 
Beihe.  Die  Mehrzahl  der  Verfas^r  sind  Deutsche,  einige  sind 
Österreicher  und  Russen,  zwei  Nordamerikaner. 

Mit  den  meisten,  soweit  sie  noch  leben,  verbindet  mich 
Fk-eundscbaft  und  Oesinnungsgemeinscbaft,  auch  wenn  ich  sie 
selten  seither  gesehen  habe.  Ich  mOcbte  ▼ielen  von  ihnen 
wie  anderen  teuren  SchUlem  es  hier  aussprechen,  dafs  ich 
diese  oft  durch  Jahre  und  Jahrzehnte  hindurch  gehenden  Be- 
ziehungen zu  einer  der  schönsten  Frtlchte  akademischer 
Lehrtätigkeit,  zu  einem  immer  sich  erneuernden  Schmucke  des 
inneren  Lebens  rechne.  Gewifs  hat  es  auch  an  Reibungen 
nicht  j2:efehlt.  Die  selbständigen  Köpfe  sind  entrüstet,  wenn 
man  ihnen  sensationelle  Phrasen  und  Krattstellen  sowie  Über- 
treibungen streicht;  sie  glauhon  „ihrer  Perlen"  beraubt  zu 
sein,  und  es  brauchte  dann  oft  Monate,  ja  Jahre,  bis  solche 
Wunden  vernarbt  sind.  Andere  Schüler,  die  man  vielfach 
gefördert,  glauben  doch  nicht  nach  Verdienst  voranzukommen, 
klagen  dann  ihren  Lehrer  an.  Aber  das  sind  kleine  Störungen, 
die  doch  stets  wieder  überwunden  wurden.  Und  darum  rufe 
ich  allen  noch  lebenden  Mitarbeitern  heute  meinen  herzlichen 
Grafs  und  Dank  zu. 

Die  Arbeit  meinerseits,  die  in  den  hundert  Heften  steckt, 
ist  eine  sehr  verschiedene.  Vielleicht  an  der  Ilalfte  der  Hefte 
habe  ich  aufser  der  Lektüre  des  Manuskripts  nur  dem  Ver- 
fasser meine  Zustimmung  aussprechen  können.  Bisweilen 
aber  habe  ich  dem  Verfasser  das  Thema  gesteilt,  die  ganze 
Ausarbeitung  ^^eleitet,  und  zuletzt  noch  die  verschiedensten 
Änderungen,  Ergänzungen,  Umstellungen  gewünscht;  manche 
haben  Vorarbeiten,  Archivalien  und  EoUektaneen  von  mir 
benutzt  Bei  einzelnen  war  ich  sogar  stiller  Kompagnon  und 
Mitarbeiter.  Was  im  Moment  Pflicht,  oft  auch  Last  und  Mühe 
war,  empfand  ich  doch  überwiegend  und  zumal  nach- 
träglich als  Glück  und  Segen.  Denn  was  braucht  der 
Mensch  zum  Glücke  anderes,  als  eine  den  eigeuen  Kräften 
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entsprechende  Wirkeamkeit?  Und  dafs  in  der  Wirksamkeit 
der  heutigen  deutschen  akademischen  Iiehrer  gleichwertig 
neben  die  Vorlesungen  die  Leitung  von  Seminaren,  das 
wissenschaftliche  Zusammenarbeiten  von  Lehrern  und  Stu- 
dierenden in  ungedrnckten  Anfkngerarbeiten ,  in  Disser^ 
tationen  und  Editionen,  in  kleinen  und  grofsen  Untersuchungen 
getreten  ist,  d.is  ist  ein  bleibender  Gewinn  für  den  Lehrbetrieb 
und  die  ganze  heutige  Wirk.sanikeit  der  Universitäten.  Und 
man  dankt  auf  dem  (iebiete  der  Staatswissenachaften  diesen 
Fortücliritt  dot-h  wesentlich  den  Dozent<*n ,  die  von  der  Ge- 
schichte oder  iStatistik  iierkommend  dieses  Bedürfnis  natur- 
gemäfs  stärker  flkhlten  und  au  befriedigen  suchten,  als  die 
reinen  Theoretiker. 

Ich  hatte  irtther  oft  gedacht,  die  Forschungen  mit  dem 
hundertsten  Hefte  absuschiiefsen  oder  sie  dann  anderen  jttngeren 
Kräften  au  übergeben.  Aber  da  ich  auf  die  Seminartfttigkeit 
und  auf  den  belebenden  direkten  Verkehr  mit  den  Studierenden 
doch  auch  heute  noch  nicht  verzichten  will,  so  habe  ich  mich  mit 
meinem  Kollegen  und  Freunde  Prof.  Dr. Max  Sering  geeinigt, 
dafs  er,  von  drm  das  vierzehnte  Heft  dieser  Forschungen 
stammt»  nun  neben  mir  als  Herausgeber  eintrete  und  mich 
unterstütze.  Wir  werden  vom  lul.  Hefte  an  die  Sammlung 
gemeinsam  herausgeben. 

Zum  iSehlusae  aber  habe  ich  noch  meinem  verehrten 
Freunde  Dr.  Carl  Geibel,  dem  ersten  Chef  der  Firma  Duncker 
&  Humblot,  für  die  Mühe,  die  Arbeit,  die  Opferwilligkeit  au 
danken,  mit  der  er  seit  187t)  diese  Publikationen  gefi^rdert 
und  ermöglicht  hat.  Wir  haben  uns  stets  über  alles  anfit 
leichteste  verständigt,,  und  fttr  viele  ärmere  Anfllnger,  die  ihre 
Arbeiten  in  unseren  Forschungen  publizierten,  hat  er  grofs^ 
mtttig  erhebliche  Geldopfer  gebracht;  er  hat  nie  geklagt,  wenn 
manche  Hefte  —  nach  der  Natur  ihres  Gegenstandes  —  nur 
geringen  Absatz  landen ;  er  hat  den  Verlag  dieser  Samm- 
lung ebt'nsto  als  verständnisvoller  Gönner  der  Wissenschaft, 
wie  als  ^'iiter  Geächäftsuiann  weitsichtig,  geschickt,  taktvoll 
zu  fördern  und  zu  behandeln  gewufst. 

Palmsonntag,      April  19«j3. 

Oostav  Sehnoller. 
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Die  materiell  PH  Grundlagen  alter  und  neuer  ötaatswesen 
sind  völlig  veiäciiieden. 

Der  alte  Staat  bestritt  seinen  Bedarf  aus  den  persönlichen 
Diensten  seiner  Untertanen  ^  uns  dem  Ertrag  der  Doniänen, 
aus  Qesfshmikeii  der  Grofsen,  am  Heerbann-  und  Friedens- 
geldem,  endlich  aus  Verkeliraabgaben.  Das  moderne  Gemein- 
wesen deckt  seinen  Aufwand  vorwiegend  aus  Steuern. 

Die  alte  Zeit  kannte  keine  Steuerpflicht  des  freien  Mannes. 
Steuern  galt  als  Zeichen  der  Unfreiheit  Erst  mit  der  Änderung 
der  ökonomisohfMi  Grundlagen,  mit  der  gröfserf^n  hf^rufÜchen 
Gebundenheit,  wie  sie  die  steii^ende  Intensität  der  Arbeit 
mit  sich  brachte,  und  mit  den  gleichzeitig  gesteigerten  An- 
forderungen des  Staates  an  den  einzelnen  begannen  sich 
diese  Anschauungen  zu  wandeln.  Die  sachlichen  Dienste 
traten  in  eine  Reihe  mit  den  pers<)nlichen ,  die  Steuer  neben 
den  Waffendienst.  ScJilie(slich  ward  sie  die  normale  Form 
der  staatsbürgerlichen  Pflichten. 

Dieser  Umschwung  ist  zuerst  in  der  mittelalterlichen  Stadt» 
dem  Mikrokosmus  des  modernen  Staates,  vor  sich  gegangen. 
In  \hr  nahm  die  Idee  dor  öffentlicli-rechtlichen  Steuerpflicht  der 
Bürger  als  solcher  gegen  das  Gemeinwesen  als  solches  zuerst 
Gestalt  an^ 

Die  mittelalterlichen  iSUidtesteuern  waren,  wie  alle  ersten 
direkten  Steuern Vermögenssteuern. 

Sie  trufi^en  sehr  verschiedene  Kamen:  Bede  (im  Süden 
und  in  Teilen  Mitteldeutschlands,  z.  B.  in  Frankfurt  a.  M., 
Gelnhausen  etc.),  Losung  (in  Nürnberg,  Zittau,  Garlitz  etc.). 
Gewerf  (in  Strafsburg,  Frei  bürg  i.  Hr.,  Konstana,  Zürich, 
Schaffhausen  etc.,  also  besonders  in  Baden  und  der  Schweiz), 
Schätzung  (in  Mainz,  Osnabrück  und  Württemberg)  und 
Schofs  (in  ganz  Norddeutschland) ^ 

*  Zeumer,  Die  deutschen  Städtesteuem  in  SchtnoUers  Staats« 
und  sosialwisseDschaftlichen  For^cliun^on  I  Heft  2,  S.  5;  Wagner, 
Finnnzwissensclmft  III  8.  59  ff.i  Gierke,  Das  deutsche  Genossen- 
schaftarecht  II  8.  742  ff. 

'  Schans,  Die  Stenern  der  Sehweis  I  8.  58  u.  ISO. 

'  Manrer,  Qeschicbte  der  StSdtever&ssniig  in  DentBehland  II 

FofMbnag*!!  ZXI  6.     Hftrlwig.  1 
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Schot  (scot,  scat,  schosz,  gescoz  und  dergleichen  Varia- 
tioDoa  mehr)  bedeutet  das,  was  der  Einzelne  zur  BestreituDg 

femeiiuamer  Ausgaben  zuBchiefiit^.  Dieselbe  Vorstdlung  liegt 
ei  „GewerP  zu  Qrtinde.  Dm  Wort  wurde  von  Anfaog  an 
zur  Bezeichnung  der  direkten  Abgabe  der  Bürger  ge- 
braucht' ^.  Es  ist  niederdeutschen  Ursprungs  und  deshalb 
in  älterer  Zeit  nur  im  nördlichen  Deutschland^,  bis  nach  Thtt* 
ringen,  Hessen  und  Schlesien  hinein,  im  Umlaufs  Über  die 
Mainlinie  ist  es  vor  der  Reformation  nur  selten  gekommen^. 

Später  wurde  dies  anders.  Bekanntlich  hat  Luther  das 
griechische  ^rfoooc"  sinngemäfs  mit  Schofs  ühorsptzt  *  Die 
lutherische  Bibelübersetzung  machte  es  zu  einem  i;emein- 
deutschen  Wort.  Zunächst  nicht  rocht  verstanden  —  im  Baseler 
Neuen  Testament  von  1532  z.  B.  mufstc  ea  mit  zuioz,  steur, 
rent  erklärt  werden"  —  ging  es  bald  in  den  hochdeutschen 
Sprachschatz  über,  allerdings  unter  Veränderung  seinee  Ge- 


S.  848  fF.;  Gierke.  S.  im  Aum.  46:  Zeumer  S.  8  ft.,  2;^,  25,  62,  65; 
Lanc,  Historische  Entwickeiung  d.  Teutäch.  Steuerverfassungen  S.  100  £ 
n.  168 ff.;  Kölle,  Zur  Entstehntig  der  Ertra^^s-  und  Katastorstenem  In 

dou  deutschen  Staaten  im  Finanzarcliiv  1899  S.  1  ff.  Das  Wort  ist 
übrigens  Bestandteil  der  ver.-jcliiodoiistoii  Sprachen,  B.  der  HchwediBchon 
(Steuer  ^  skat).    Vgl,  Grimm,  DeutÄcUea  Wörterbuch  LX  S.  lödtJ-ÖT. 

'  Orimm  ib* 

>  Im  Idioticon  Bremense  (Teil  4  S.  680)  hdfat  ess  .Insonderheit 

bedeutet  diefs  Wort  ....  das  Geld,  so  die  Bürgerschan  znm  Behuf 


des  gemeinen  Wesens  zusammen  schiefst.'*  —  Vgl.  auch  Schiller» 
LübhcQ,  MittelniedcrdeutÄch.  Wörterbuch  IV  S.  123. 

*  Unter  8chofe  ist  aber  nicht  immer  eine  Vermögenssteuer  sn 

verstehen.  In  Schlesien  wurde  eine  Gewerbesteuer  so  genannt 
(Maurer  IIS  m;  Gierke  II  S.  699  Anm.  53).  Auch  Zö  lle  (vel.  Wehr- 
mann, H.Ci.lU.  1873  S.  ä2)  und  Einkommcuäteuern  haben  diesen 
Namen  getragen;  letzteres  war  z.  B.  in  Bremen  (Ortloff,  Jahrrente  und 
flosrhofs  im  Archiv  staatswissenschaftliclMT  AbliandliiuL-fTi  f^d  1  Heft  2 
S.  184.  Lübeck  18H3)  und  vorübergehend  auch  in  Lübeck  der  Fall 
(L.  Verordnungen  Bd.  2  S.  76).  Hier  hat  sich  dieser  Name  am  liogsten 
un  „Abschofs''  erhalten,  einem  Abzugageld,  das  bis  zum  1.  Jaausr  1860 
snr  Erhebung  kam  (ib.  I>d.      S.  175.) 

*  Stieda,  Städt.  Finanzen  im  Mittelalter  im  J.  f.  Nat.  und  Stat. 
Bd.  17,  3.  Folge  S.  27. 

*  Doch  heifst  es  dort  häufig  Geschofs,  z.  B.  in  Jena,  ESsleben, 
Dresden,    Schlesien,    Frankonberg   (Hessen)   und    Gelnimn^fMi  Vi:! 
Maurer  a.  a.  0.  S.  849  u.  861;  Ortiol'f  ib.;  Frankeubergische  Uhroiuk 

1619  von  Faust  von  Asehaffenbnrg  S.  30;  KSlle  1.  c.  S.  17. 

*  Z.  B.  nach  Speier  (Lang  S.  102;  Bücher,  Zwo!  mittelalterliehe 
Steucrverordnunsen  in  der  Festschrift  z.  deutscheu  Historikertag  in 
Leipzig  1894  S.  141),  wo  es  dauernd  gebraucht  wurde,  ferner  nach 
Nürnberg  (Chroniken  der  frftnk.  8t&dte  II  S.  83»  n.  n)  und  Roten- 
burg (nach  den  Statuten  soll  jeder  seine  Hab«-  -versteuern  und  rer- 
f^choKzen" ;  Schönberg,  Finsosverh&ltnisse  der  Stadt  Basel  im  iiJlb. 
Jahrhundert  S.  281  Anm.  U 

f  ROmer  18  «.  i,  Lukas  90  ti;  28 1. 

*  Qrimm  ib. 
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«chlechtfi.  Es  war  uraprunglich  ein  Neutrum heute  sagt  man 
allgemein  „der"  8chofä-. 

Die  Schriftsprache  war  bis  ins  15.  Jahrhundert  überwiegend 
UteioiBch.  In  Lttbeck  s.  B.  be&bl  der  Bat  ent  1455  dem 
«bmsUgen  Syndikus*  Arnold  von  Bremen,  „dai  he  der  etat 
rentheboke  nu  vort  in  tokamenden  tiden  uppe  Dudesch 
und  nicht  uppc  Latin  acriven  scolde''.*  DeBnalb  sind  auch 
die  II  r  k  u  n  d  1  i  c  h  e  n  Namen  der  Vermögenssteuern  in  älterer 
Zeit  ivt^eliüHrsii!;  nicht  deutsche,  sondern  latoinische.  Letzterer 
gibt  es  gleichfalls  eine  grofse  Anzahl:  eoHecta,  tallia,  petitio, 
precaria.  coUatio,  contribiitio,  exactio,  conjectus,  consagittatio, 
.scüLuni,  offensichtlich  Übersetzungen  deutscher  Bezeichnungen 
Alle  diese  Namen  waren  aber  lediglich  Schriftauädrücke  und 
dem  Volke  nicht  bekannt  ^ 

Die  Alteren  Lübecker  Urkunden  gebrauchen  nur  swei 
dieser  Namen:  collecta'^  und  tallia".  Tallia  ist  der 
häufigere.  Er  wird  allgemein  mit  „Kerbe Ubersetzt  und  dahin 
erklärt,  der  Steuereinnehmer  habe  ursprunglich  die  Zahlungen 
auf  je  zwei  Kerbhnl7;f*rii  vermerkt,  von  fieiien  jedesmal  eins 
dem  Zahler  als  C^uittung  verblieben  .sei-',  rollpctn  rindet 
sich  nur  in  früherer  Zeit,  wird  aber  später  gelegentlich  zur 
Bezeichnung  eines  aurserordentlichen  Schosses  verwendet 

^  Grimm  ib.  Auch  in  den  Lübeckischen  Urkanden  heifst  es  dat 
schot.  VgL  L.U.B.  VI  S.  758  und  den  ganzen  falgenden  Text,  s.  B. 
Anm.  6. 

'  Koppmann  hält  noch  heute  an  der  neutralen  Form  des  Wortes 
fest  (RftnunereireclinTUiffeii  der  Btadt  Hamburg  I  S.  LV;  MecUenbanr. 
ü.ß.  XX  S.  49^-500). 

^  V.  Mello.  Gründliclio  Nadiricht  von  der  Kaifierl.  freyeu  und  des 
JfcL  Ii.  Keic-Iis  Stadt  Lübeck,  Ij.  AuÜ.    Lübeck  1787.    S.  88. 

*  Rehme.  Das  Lübecker  Oberstadtbuch  (1895)  S.  16. 

^  Vgl.  die  oben  S.  1  Anm.  3  zitierten  Stellen,  ferner  Grimm  ib.; 
Ortloff  a.  a.  0.  S.  130  ff.;  Waitz,  Deutsche  Verfassungageschichtc 
VIII  6.  402;  Zeumer  8.  128;  Inama-gternegg,  Deotsche  Wirt- 
sehaftsgeschichte  III,  1  S.  88  Anm.  1  etc. 

6  In  einer  Urkunde  Münsters  von  1184  hcifsf  es:  a  civili  c<^llocta, 
quKin  Schot  v o cant  (Mau r er  II  S.  Öt>5  Anm.  29),  in  einer  Dortmuiida: 
colleeta  dicta  dat  schoct  (Kcutgen,  Urkunden  2ar  st&dt.  Yer- 
faHsnngsgeachi  liti  S.  21ö),  in  Mühlhau^*  ti :  colleeta  que  vulgo  dicitur 

f escoz  (Zeumer  S.  3  und  58),  in  Andernach:  tallia,  que  vulgo  bede 
ieitur  (ib.  S.  28),  in  Stendal:  quod  vulgo  sonat  vorseoth  (ib. 
S.  68  Anm.).  Vgl.  ferner  Paasch e  in  J.  f.  Nat  n.  8Ut.  Bd.  39  S.  929 
Anm.  1. 

•»  Vgl.  L.U.H.  1  Nr.  165  S.  152:  U.B.  des  Bistums  L.  Nr.  7 
8.  11  etc? 

"  V^l.  L.U.B.  I  Nr.  28:^  S.  271  ,L.U.B.  II  S.  nnd  919,  L.U.B. 
V  Nr,  456  S.  499  etc.;  auch  Mantels,  Keitriif^e  zur  Lübisch-Hansischen 
Geschichte  S.  75  ff.  und  Kopp  manu,  H.G.Bi.  1880/81  S.  153. 

«  Lang  S.  100:  Wagner  im  H.  d.  polit.  Ök.  III  S.  273 
Anm.  29  etc.  Eine  andere  £rlcUning  bei  v,  Heckel  im  W.  d.  V. 
U  S.  689. 

Z.  B,  1616  (Z.  Bd.  2  S.  258  n.  200)  nnd  1626  („Schob  od«r 
Colleoto«,  H.  Heft  5  S.  31). 
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Auch  in  Lübeck  sind  diese  Namen  nie  in  das  Volk  ge- 
drungen. Hermann  Korner  erzählt  in  seiner  Chronik,  die 
Unronen  von  1408  seien  durch  multa  gravamina  indebita  in 
annaali  tributo,  quod  in  materna  linena  (▼ulgaritor) 
aehot  et  yoraebot  nuncupatur,  yenuiwlBt  worden^  Daa 
Wort  ,,Schof8*'  taucht  urkundlich  zum  ersten  Male  In  den 
deutschen  Handachrifken  des  Stadtrochts  auf' 


■  Körner«  Chromca  Novella.  Ausgabe  Schwalm.  Göttiugen 
1895  S.  106  u.  37a 

3  Nachwehlich  züm  allerersten  Mal  rrsdi*  int  das  Wort  in  einer 
Urkunde  Heinrichs  I.  (coniectum,  quod  ab  ipsiu  (jreschat  vocatar;  vgl. 
Ortloff  8.  Hetorich  Y.  befireite  1111  die  Bfirger  Speiers  vom 
„BOOzfenniiU'h'^  fK(  iitgen  a.  a.  0.  S.  15  b.,). 

*  Die  Entstehung  der  ältesten,  der  Elbinger,  fällt  in  die  Jahre 
1260—1282.  Frensdorff,  Dan  lübieche  Recht  nach  seinen  ältesten 
Formell  S.  64  ff. 
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Der  Lübecker  Schofö  ist  Uber  üüO  Jahre,  vom  12.  Jahr- 
hundert an  biR  1811^,  erhoben,  »oll  aber  in  der  vorliegenden 
Arbeit  nur  bis  zur  Keformationszeit  dargestellt  werden.  Vor- 
arbeiten sind  nar  in  fferingem  üm&ng  getau.  Bisher  hat  man 
den  Schofs  nur  gelegentlich  erwtthnt,  zur  Illustriening 
bestimmter  Zeiten  und  Vorgänge.  Besonders  sind  die 
Abhandlungen  des  Lübecker  Historikers  Wehrmann  xu 
nennen  K 

Das  urkunf^licTiP  ^latprml  ist  sf^ln-  vfrstreut  und  lücken- 
haft^, bietet  aber  doch  dit  Möglichkeit  einer  Rekonstruktion. 
Die  G  r  u  n  d  z  ü  g  der  S  c  h  o  i  s  i)  f  1  i  c  h  t  nach  Umfang  und  Inhalt 
sind  in  den  niederdeutscnen  Redaktionen*  des  1  ti- 
bi sehen  Rechts*  enthalten,  wie  denn  überhaupt  die  mittel- 
alterlichen Stadtrechte  des  öfteren  eine  Kodifikation  der  Steuer- 
gesetzgebung darstellend  Die  jeweiligen  Ausführangsbestim- 
mungen  gibt  die  Bursprake. 

Die  Bursprake  (civiloquium,  Bttrgersprache)  ist  die  Ver- 


>  Vgl.  unten  sub  XX, 

*  Von  seinen  Schriften  sind  besonders  zu  nennen:  Die  älteren 
Löh.  Zünftfollen  S.  ff. ;  Der  Aufstand  in  L.  bis  zur  Rückkehr  des 
alten  Rates  1408-1416  in  H.G.IU.  1878  S.  lOö  C  Die  obrigkeitliclie 

StelluDg  des  llntQn  in  L.  ib.  lbiS4  S.  53  ff. 

*  Es  ist  Zinn  überwiegenden  Teil  noch  ungedruckt. 

*  Vgl.  den  Kodex  des  Kanzlers  Albrecht  von  Bardewik  bei  Hach: 
Das  alte  hib.  Iteeht  Kodex  II  Art.  113  u.  114,  ib.  Kod.  III  Art.  44  u. 
54;  ferner  das  Re\ i  lir-rtc  Statut  von  1586  Lib.  II  Tit.  III  2.  u.  3.  Et- 
waige Abweichuugeu  i^ouätiger  Uaudschriften  sind  im  Text  berück« 
Biehngt 

*  In  den  ftlteren  lateinischen  Aufkeichniiiigen  des  Stadtrechts,  so> 

^yp\t  sie  noch  erhalten  sind,  wird  de.s  Schosses  nirtit  gedacht.  V'j;\. 
Freasdorff  a.  a.  O.  B.  4if.;  Uoffmann,  Geschichte  der  freien  und 
Hansestadt  L.  I  S.  60  ff.  Siehe  aber  unten  8.  10. 

*  Z,  &  enthalt  das  Freibevger  Btadtrecht  eine  ftnnUehe  Geaehors- 
ordnnng  (vgl  ürtloff  S. 


Digitized  by  Google 


6 


XXI  6 


Sammlung  der  Bürger  '.  Sie  taiid  ursprünglich  zur  Hesclilufs- 
fassunp:  über  Gcmcindtangelegenlieiten  statt,  als  Echteding^ 
verVjlafste  aber  -iii.iter.  nach  Beseitigung  des  letzteren,  zu  einer 
Art  bürgerlichen  Koutrollversammlung,  in  der  der 
Bftt  adn  Kttren  ▼erkandete.  Viermal  im  Jahre,  su  Kathedra 
Petri  (22.  IL),  Jakobi  (25.  VII.),  Mardni  (II.  XI.)  und  Thomi. 
(21.  XII.),  Warden  die  Bürger  auf  den  Marktplatz  beordert. 
Der  Rat  trat  auf  die  „Laube"  dos  Rathauses  (einen  an  der  Süd- 
seite befiiidlichen  Vorbau)'»  der  Hüiigenneister  gebot  Schweigen 
(wy  beden  juw  to  borende)  und  verlas  die  vorgesehenen 
Bekanntmachungen.  Sie  sind  verschiedenen  Inhalt-«,  raeist 
jedoch  polizeilicher  Art.  Die  regelinäfsige  Wiederholung  diese» 
Vorpranjr«  hatte  zur  Folge,  dafs  die  Bürgervcrsammlung  bald 
zur  Ergänzung,  Unterstützung  und  Weiterbildung  des  Stadt- 
rechts benutzt  ward,  durch  gesetzliche  Regelung  vorüber- 
gehender Verhältnisse  sowie  Wiederholung  und  planmttftige 
Ausgestaltung  der  statutarischen  Vorschriften.  So  entwickelte 
sich  die  Bursprake  zu  dem  offiziellen  Pnblikations- 
Organ  des  Rates*. 

In  die  Verlesung  der  Verordnungen  kam  bald  System.  Der 
Text  wurde  redigiert  und  in  Abschnitte  zerlegt,  die  fortan 
an  den  verschiedciK  ii  Versammiuugstagen  verlesen  wurden  *. 
Manche  Artikel  ers*  in»  nen  nur  vorübergehend,  die  Bursprake 
änderte  sich  nach  Unitang  und  Inhalt,  aber  die  grofse  Mehrzahl 
wurde  zum  eisernen  Bestand  der  Institution,  blieb  Jahrhunderte 
hindurch  in  Kraft,  ohne  dafs  auch  nur  der  Wortlaut  abgeändert 
ward.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  „Bursprake"  auch  die  tedi* 
nische  Bezeichnung  der  in  der  Bttigerversammlung  verkttudeten 
Nonnen  ^ 

Diese  Bursprake  diente  zur  Interpretation  und  praktischen 
Aunlf^ung  der  allgemein  gehaltenen  Stadt  rech  tsbestimmungen 
Uber  den  Schols.  Sie  gab  z.  B.  den  Schofssatz  und  Zahlung»- 


>  Vgl.  Ar  du  folgende  Frensdorf f  a.  a.  O.  S.  80  ff.  Stadt-  ond 

flpriclitsvorfassnnp  L.f  S.  164  ff.;  "Wehrmann  i.  d.  H.G.BI.  1884  S.  o7 
und  Z.  Bd.  3  8.  400.  Der  Text  der  jUtig.>^ten  Bursprake  ist  abgedruckt 
bei  V.  Melle,  Gründliche  Nachriclit  S.  llutf. 

*  Brehm  er,  Beiträge  zu  einer  Baugeschichte  Lübecks  in  den 
H.G.BI.  18901)1  S  ]•:.:  fVni,  I  M,  II.  ft  8  S.  ^7.  Vgl.  Hiich  Dreyer, 
Einleitung  zur  KcnntniB  der  Ittb.  VerordnuDgeo  (1769)  8.  201  uiid 
Maurer  a.  a.  0.  III  S.  208  ff. 

"  Sie  blieb  dies  bis  snr  Relbnnationsseit  Von  da  an  liersderRat 
Peine  Beschlüsse  von  den  Ksinaeln  verlesen.  Die  Bnrsprnkc  sank 
infolgedessen  zu  einer  blofsen  Förmlichkeit  herab»  blieb  seit  1620  text* 
lieh  anverftndcrt,  wurde  seit  1768  nur  noch  auf  Kathedra  Petri  ver> 
lesen  und  1803  gaas  beseitigt.  (Wehrmann,  Z.  Bd.  3  S.  400.) 

*  \Tifzeiehnnngen  haben  sich  erst  rub  dem  Anfang  drs  Jahf^ 
huuderts  erhalten.    Vgl.  L.Ü.R.  VI  8.  756  ti.  und  IX  S.  dbb  tf. 

"  Bereits  1294  spricht  der  liat  der  Stadt  Hamm  von  „vostra  pro- 
mnlgatiene,  qne  Imnpiake  dicitar"  (L.B.U.  II  Nr.  96  8.  Tß). 
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termin  an  ^  Das  Aiiptissen  beider  Rechuqaellen  aneinander 
machte  den  ErlaTs  besonderer  Steuerverordnungen  entbehrlich. 
BSa  i«t  denn  «uch  aus  der  ganaen  Zeit  ▼om  12.  Jahriiandert 
bis  sum  Beginn  des  16.  nur  ein  einziges  Schofsmandat 
erhalten.   Es  stammt  ans  dem  Jidire  1410'. 

Dies  Mandat  gibt  im  Verein  mit  den  Bestimmungen  des 
Stadtrechts  über  den  Erwerb  des  Bürgerrechts  genaueren 
Aufscblttfs  Uber  den  Kreis  derschofspflichtigen  Personen. 
Die  Steuerbefreiungen  erhellen  aus  den  Exemtions- 
privilegien und  den  Seliofsref^istern.  Desgleichen  aus  der 
städtischen  Imniobiliargesetzgebung,  die  die  Über- 
tragung von  Grundstücken  an  Privilegierte  im  Interesse  der 
Steuerkraft  regelt,  damit  auch  einen  gewissen  Einblick  in  die 
ObjektederBesteuerung  gewährt.  Die  praktische  Durch- 
Älbrung  dieser  Mafsregeln  ist  in  den  Stadtbttcbern'  au 
verfolgen. 

Die  Veranlagung  und  Erbeb ung  des  Schosses  ist 

aus  der  Bursprake  und  besonders  den  Schofsregistern 
ersichtlich.  Letztere  geben  auch  die  individuellen  Schofs- 
betrttge  an.    Sein  Gesamtertrag  ist  mehrfach »  in  den 

RechnungsbUchern  der  Schofsherren*  und  in  den 
Abrechnungen  der  Kämmerei^,  verzeichnet. 

I);is  wenigste  Material  tragen  die  Chroniken®  bei  Sie 
gedenken  des  Schosses  Uberhaupt  nur  bei  abnormen  Zuständen, 


1  L.U.B.  VI  und  IX  I.  c 

«  L.Ü.B.  V  S.  878  79. 

•  Vgl.  uutcn  8ub  XH  Anm.  1. 

^  £in  solches  ist  ent  1428  angelegt  Das  älteste  enthält  die  Jahre 
1428— IfiOl,  dSB  swdte  die  Zeit  von  im-lS87. 

"  Es  frfbt  drri  n  niehrer«' :  1,  Die  K  ä m  m  c r  f  i  b  Q  r  h  r  r  flihri  camera- 
rioruni),  eine  vollständige  ZuBammenst«^llung  und  Vorrechnung  der 
städtischen  Einnahmen  und  Ausgaben,  wohl  1301  eingerichtet  und  seit 
1316  meist  erhalten.  Dan  älteste  ist  im  L.U.B.  II  (S.  1045  -82)  ab- 
gedruckt.  Diese  D  icher  geben  erst  im  15.  Jahrhundert  den  Ertratr  des 
Schosses  an.  bie  zertielen  damals  in  ein  Einnahme-  und  Ausgabebuch. 
Hi«r  kommen  nur  entere  In  Betracht ;  das  ftlteete  beginnt  mit  dem 
Jahre  1460.  2.  Die  Kämmereirollen,  .sumtnarisehe  Aufzeielinungen 
über  die  Einnahmen  und  AnRirsben  der  Stadt  auf  zusammengerollten 
l'ergamentblättem,  seit  142i  erliaiton.  Ein  Teil  ist  abgedruckt  im 
L.UrB.  VIIS.409ff.  H.  Gleiehe  Aufzeichnungen  mgiorsettFolisaten, 
seit  1514.  —  Ferner  sind  noch  an  städtischen  Abrechnungen  vorhanden: 
eine  Uttcra  de  ccusu  civitatis  von  1262  (L.UJB.  I  Nr.  269  S.  247  SX 
vereinxette  Auftdchnnnm  seit  1280  (L.Ü3.  II  8.  1017  ff.)  und  swei 
gröfsere  Abrechnungen  für  die  Zeit  von  1283-87  und  1288—98  (ib. 
S.  1020—1085;  Ygl.  S.  1020  Anm.  d).  Sie  schweigen  aber  über  den 
Schölls. 

Vgl.  Wehrmann,  Das  Lflbeeker  Archiv  Z.  Bd.  3  S.  998  fk, 

*  Sie  sind  aufgeffihft  bei  Ho  ff  mann,  Geseiiichte  der  freien  und 
Hansestadt  L.  I  S.  4/5. 


Digitized  by  Google 


8  XXi  G. 

wenn  die  Bürgerschaft  gegen  seine  Höhe  revoltierte*,  wie  es 
1408  und  1531  der  Fall  war*'. 

Endlich  enthalten  noch  die  amtlichen  Berichte  und 
Aktenstücke  ttber  die  Revolutionsjahre  1403  —  1408  wert- 
volle Angaben  ttber  die  deraeitige  Gkachiehte  des  Schönes. 


*  Über  Steaerrevolten  im  Mittelalter  vgl.  die  ZosanuncnstelluD^ 

bei  GooTf^Ps  Espinas,  1^*"^  Finances  de  la  commune  de  Douai  de» 
origines  au  XV«  aidde.  Paria  1902.    S.  54  Anm.  1;  auch  Huberi  Der 
Haushalt  der  Stadt  HUdeshdm.  Leipzig  1901.  8.  1S9. 
«  Wehrmann  Z.  Bd.  3  S.  364. 

1  In  den  Chroniken  der  niedexaftchaiBchen  Stidte  II  (Lübeck) 

S.  361  ti'.  abgedruckt. 
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Der  Ldbecker  Schofii  läfst  «ich  bU  ins  12.  Jahrhundert 

»urÜckverfol^en. 

Die  Stadt  ist  1143  gegrinidet.  Sie  gehörte  anfönglich  dein 
Grafen  Adull'  IT.  von  Schauenburg,  ging  aber  bald  in  den 
Besitz  Heinrichs  des  Löwen  über.  Eine  seiner  t'i>,ten  llegierungs- 
iiaudluugeri  war  die  Begründung  des  Doinkapitelä.  llüU  wie« 
er  dem  Bischof  Gerold  von  Oldenburg  Bauland  an  zum  Bau 
einer  Kirche  und  von  Wohnungen  für  den  Bischof ,  Probst 
und  12  Domherren.  Zugleich  teilte  er  dem  Kapitel  feste  Ein- 
künfte Bu^.  Auch  später  erwies  er  ihm  noch  seine  Qunst; 
z.  B.  befreite  er  es  mittels  unes  Privilegs  von  1164  von  allen 
städtischen  Abgaben. 

In  dem  Privileg  ist  ausdrücklich  hervor^]rehoben  :  nulla  eis  in 
CO  1 1  ec  ti  s  ad  opus  ci  ui  tati  s  taciendis  imponatur  necessitas'. 
Hier  ist  die  älteste  Spur  des  Schosses*.  Auch  die  Erklärung 
Arnolds,  des  Abtes  vom  Johanniskloster,  aus  dem  Jaiirells;], 
die  Klosterwurten,  die  gegen  Wurtzins  vergeben  waren,  seien 
selbstverständlich  (sdlieet)  unter  der  Bedingung  ausgetan,  ut 
duitati  omnem  iusticiam  faciant^,  dttrfte  auf  den  Schofs  zu 
deuten  sein. 

Der  Schofs  war  im  Anfang,  wie  alle  direkten  Steuern 
keine  ständige  Abgabe.    Der  Name  „coUecta"  (Bede)  zeigt, 
dafs  er  als  eine  aus  nufsergewöhnlichnm  Anlafs  erbetenf  und 
bewilligte  Steuer  begann*.    Denn  die  (iamalie^e  Zeit  gab  ilen 
Institutionen,  die  sie  schuf,  sinnvolle,  nicht  willkürliche  Namen. 


1  H  >  f  f  III  a  nn,  Geschichte  der  freien  und  Hansestadt  L.  1 8»  15  ff.; 
Pauli,  Die  sog.  Wieboldarenten  S.  9. 

*  U.B.  des  Bistums  L.   S.  IL 

*  Er  ist  zweifellos  ^crncint.    Vgl.  unten  VII  flub  A  1, 

*  L.U  B.  I  Xr.  6  H.  8.  Es  hannolt  sich  tim  areaa  quasdam,  die 
der  Bischof  üeinrich  I.  in  prefata  ciuitate  comparauit.  quas  nos  ad 
DOrsolnendttm  trlbntum  qaotannM  in  mannt  eas  oolentinm  eivili  nel 
rorensi  Iure,  quod  wipbeledhe  dieitur.  eoHocauiinn». 

^  W.  d.  V  II  S.  662  sab  6  u.  S.  666;  Cohn,  Finanzwissenscliaft 
S.  72  u.  319,  Maurer  II  S.  850;  Zeumer  S.  43. 

*  Jastrow,  Die  Volkszabl  deutscher  Stidte  lu  Ende  de«  Mittel- 
atte» etc.  Berlin  1886.  S.  42. 
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Aber  in  kurzer  Zeit  ward  er  aus  einer  freiwilligen  zu 
einer  unfreiwilligen  und  aus  einer  aufserordentlichen  zu  einer 
ordentlichen  Auflage.  AU  in  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
der  Elhinger  Rat  in  Lübeck  eine  Auskunft  Ober  mehrere  Be- 
stimmungen des  ihm  von  dort  fibersandten  Reehtsbuchs  erbat, 
fragte  er  unter  anderem :  Item  cum  ciues  communem  dant 
coli ec tarn  ad  vsus  ciuitatis^  .  .  .  . 

Der  Elbinger  lateinische  Kodex  ist  bald  nach  1237  ent- 
standen. Er  enthielt  nach  obiger  Anfraß  Vorschriften  iibor 
den  Schofa-.  Daraus  erhellt,  dafs  der  Schofs  damals  sc  lim 
eine  ständige  öteuer  war;  aufserordentliche  Mairinahmen 
würden  schwerlich  im  Stadtrecht  geregelt  sein.  Audi  die 
Redewendung  „communis  collecta**  spricht  dafür«  dafs  er  seinen 
aufserordentlichen  Charakter  bereits  verloren  hatte.  Seine 
bieherige  urkundliche  Bezeichnung  war  damit  unrichtig  ge- 
worden, Sie  wurde  trotzdem  beibehalten;  das  entsprach  dem 
konservativen  Zuge  der  Zeit.  Fortan  gilt  aber  von  der  „collecta* 
die  Erklärung  des  Emser  Stadtrechts:  petitio  dominorum  pro 
mandato  habetur^. 

Es  liifst  sich  nicht  mit  Sicherheit  teststellen.  in  welchem 
Jahre  der  Schofs  eine  ordentliche  Steuer  geworden  ist.  Ver- 
mutlich 1220^.  In  diesem  Jahre  wurde  Lübeck  freie  Reichs- 
stadt Es  war  fortan  auf  sich  sdbst  gestellt  und  bedurfte  anr 
Verteidigung  seiner  neuen  Errungenschaft  gröfserer  Einndbmen 
als  vorher.  In  demselben  Jahre  begann  die  Immobiliai^geseta- 
gebung  des  Rates.  Sie  ist  im  wesentlichen  eine  steuerpolitische 
Malsrege]  ^,  hat  also  das  Bestehen  einer  ordentlichen  Steuer 


<  L.Ü.B.  I  Nr.  165  &  158. 

-  Er  ist  verloren  gegangen  (Frensdorf f,  Das  Ifibisehe  Recht 
S.  8)  Er  wnr  die  einsige  lateinisch«  Hnndsehrift  des  Lübecker  Rechte, 
die  BeHtimmuugeti  über  den  Schofe»  enthielt.  Vgl.  oben  S.  5  Anm.  6 
nnd  den  Dantiger  Kodex  bei  Ha  eh,  Rod.  I  8.  185  ff. 

»  Zenmer  S.  37. 

*  Der  Zeitpunkt  ist  keineswegs  besonders  früh.  Köln  erhob  bereits 
1154  eine  communis  civium  coilecta.  Worms  kennt  schon  vor  1182 
Kollekten  (Gierke  I  S.  328;  Zeuiin  r  S.  .V2;  Arnold,  Verfassungs- 
pepchichti»  drr  (l<  iit8cben  Freistädte  Ii  S.  267—2691  Der  Braun- 
schweiger bcbofs  ist  bis  1227  zurückzu verfolgen.  (Mack,  Fiuanz- 
verwaltnnff  der  Stadt  Br.  bis  xnni  Jshre  1S74  m  den  Untenvehnngen 
zur  DeutsiTien  Staats-  und  Rechtsgt'.Hchu  lito  von  G  i  c  r  k  c  Heft  32  S,  21.)  — 
Einige  direktr  Stenern  haben  ihren  aufserordentliclien  Charakter  Jahr- 
hunderteluug  bchalti-n,  z.  Ii.  di»;  Frankfurter  Bede,  die  bereit»  1257 
nachweisbar  ist,  bis  1495  (Bücher  in  d.  Fe.'^tsrlirift  S.  134  0»d  iu 
Entstehunjx  der  Volkswirtechiiff  S  LM;^),  die  Xürubergcr  Lesung,  die 
noch  im  15.  Jahrhundert  nur  alle  drei  Jahre,  erst  seit  145Ujäbrlich  er- 
hoben ward  (Chroniken  d.  frftnkiBchen  Stidte  I  8.  288  ff; :  Sender, 
Reichsstädtische  Haushaltung  NfimbeKS.  1902.  IS.  229  a)  und  die 
Osnabrücker  Schätzung  gar  bis  zum  WeatfAlisohen  Frieden  (S tu ve. 
Das  Finanzwesen  der  .Stadt  U.  in  d.  M.  des  dortigen  historischdu 
Vereins  Bti.  11  H.  471 

•  VgU  unten  sub  VIl  A  2. 


Digitized  by  Google 


XXI  G, 


u 


Vorau8betzung.  Auch  in  Lübeck  scheint  demnach  die- 
Entstohung  von  sdbttändiger  bürgerlicher  Verfassnng  und 
sttldtischer  Steuer  sasammensafellen Jedenfalle  ist  der 
Schofs  aber  in  der  ersten  Hälfte  dee  13.  Jahrhunderts  cur 
ständigen  Steuer  erhoben'. 

Vom  12.  Jahrhundert  an  wurden  Uberall  in  DeutschUnd 
sog.  Städtesteuern  erhoben  ^  £s  sind  dies  direkte  Steuern 

der  Stadtgemeinden  an  ihre  Herren.  Anfänglich  wurden  sie 
von  lotzterrn  eingetrieben.  Aber  die  Stildte  drängten  bald 
darauf,  Veranlagung  und  Erhebnn«^  in  die  eigene  Hnnd  zu 
bekommen.  \  n  lfach  hatte  dies  Drängen  Erfolg.  Die  Steuern 
wurden  zu  Jahrrenten,  Pauschquanten*,  fixiert,  die  fortan 
die  Stadt  als  solche  schuldete^  deren  Beschaffung  ihre  Sache 
war«  Der  Stadtherr  konnte  sich  nur  noch  an  sie,  nicht  mehr 
an  die  einaelnen  Bttrger  halten.  Diese  Stadtsteuern  sind 
in  der  Regel  Ursprung,  Kern  und  Lebensbedingung 
der  direkten  Steuern  (Zeumer^).  Die  Stadt  erhielt  oft  erst 
mit  dem  ius  subcoUectandi  ^  ein  „selbständiges  ilnansidles 
Leben" 

Sie  brachte  nämlich  ihr  Steuerfixum  durch  Umlagen  aoT 
das  VermJ^jjon  auf.  Man  konnte,  wie  das  bei  allen  kontingen- 
tierten Stf'uern  der  Fall  ist,  nie  genau  wissen,  welcher  Steuer- 
satz ertorderlich  sei.  Der  Vorsicht  halber  wurde  ein  hoher 
gewählt,  80  dafs  regelmäfsig  ein  Überschufs  über  das  Fixum 
verblieb,  der  im  städtischen  Interesse  verwendet  wurde. 
Dieser  Überschufs  ward  bald  absichtlich  vergröfsert  und  zwar 
so  sehr,  dafs  schliefslich  der  Ertrag  der  Stadtsteuer  vor* 
wi^nd  der  Stadt  anfiel.  Die  Repartitionssteuer  verwandelte 
sich  in  eine  Quotitlltssteuer,  die  Steuer  ftlr  den  Stadtherrn 
in  eine  solche  für  die  Stadt  selbst^ 

Im  allgemeinen  gilt  dies  auch  vom  Schofs.   Die  Stadt- 


>  Zeamer  8.  93. 

*  Einen  Beweis  daf&r,  dab  er  um  die  Mitte  des  13.  Jalirhonderts 

iälirlich  zu  erlepfpn  war,  geben  die  Vermerke  in  der  ältesten  lübeckischen 
iürgennatrikel  von  1259 :  «Ulliauit",  .in  tallils  fuerunt".  (L.U^*  II 
Nr.  81  a  22  ff;  Mantels,  BeitrSge  s.  Iftb.  Oesehichte  8.  78r76.)  YgL 
auch  den  Vertrag  swiseben  Stadt  nnd  Domkapitel  ü^fi.  des  Bistnma 

Labeck  8.  110. 

^  Vgl.  für  das  folgende  Zeamer  S.  1  ff.,  20  ff.  und  ül;  Lauf 
8.  162;  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  Iii  Teil! 
8.  110. 

*  Jnstrow,  Volkssahl  deutscher  8t&dte  8.  42. 

"  8.  95. 

«  Ib.  K  122. 

Georges  Espinas»  Les  Fmances  de  ia  Commune  de  Douai 
des  origines  au  XV»  si^le  8.  15. 

"  Zeamer  S.  9:i  Am  h  di*  Frankfurter  Bede  begsnii  als  «luuser- 
liehe**  Steuer.  (Bacher  in  der  Festschrift  8.  1^) 
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Steuer  su  Hamburg  und  Lttneburg  liiefo  ^soot  und  M^lde*^* 
Die  Jahnrenten  in  Holstein  wurden  soot  genannt.  In  Bremen, 
das  kein  Fixum  su  zahlen  hatte,  wurde  in  älterer  Zeit  nur 
ausnahmsweise  ein  Sehols  erhoben'. 

Ortloff  vermutet  nun,  dafs  auch  der  Lübecker  Schofs 
infolge  der  Jahrrente,  die  dem  Kaiser  zu  zahlen  war»  entstanden 
sei^.  Als  die  Stadt  122G  reichsfrei  wurde,  behielt  sich  der 
Kaiser  Münze,  Zoll,  Gerirlit  und  Mühlen  als  Regalien  vor. 
Im  Laufe  der  Zeit  ging  ihre  AiisühiiTiir  auf  den  Rat  über. 
Die  Stadt  begehrte  dies  aus  politischen  und  tinanziellen  Gründen, 
und  der  Kaiser  willigte  ein,  weil  es  ihm  ja  nicht  auf  die 
Verwaltung,  sondern  auf  den  Ertrag  ankam.  Als  Entgelt  für 
die  Überlsssung  war  jtthrlicb  eine  runde  Summe,  der  Reichs- 
sins,  EU  zahlen.  "&  ist  ▼erschiedentUch  erhobt  Seit  1279 
belief  er  sich  auf  750  -^Pf.  \  Der  Betrag  wurde  von  der  Stadt 
«Is  solcher  geschuldet  ^ 

Nach  Ortloff  war  der  Schols  auerst  nur  zur  Auf- 
bringung dieser  Jahrrente,  nicht  fiir  den  städtischen  Haushalt 
bestimmt.  Ein  urkundlicher  Beweis  für  und  wider  ist  nicht 
möglich.  Ortloff  stützt  seine  Ansicht  darauf,  der  Schofs  werde 
weder  in  (Ipti  Verzeichnissen  dor  städtischen  Einkünfte  noch 
in  den  Käniniereihüehern  aufgeführt  '.  Das  ist  im  allgemeinen 
richtig',  beweist  abfr  nichts  für  Ortluffs  Vermutung. 

Die  damalige  Zeit  kennt  keine  allgemeinen  Einnahmen- 
verzeichnisse. Besonders  haben  die  Kämmereibücher  nie  alle 
Einnahmeposten  enthalteu^.  Die  Kämmerei  war  nur  ein 
Ratsansschurs*;  sie  braucht  nicht  notwendig  alle  Kassen- 
Angelegenheiten  2u  fuhren. 

Oradesu  gegen  Ortloff  spricht  aber  folgendes:  Die 
erste  Jahrrente  wurde  1247  konstituiert »  der  Schofs  war 
schon   um   1237   eine   ordentliche   Steuer.    Der  Elbinger 


*  ZeuQiür  i>.  24  und  41. 

«  Ortloff  a  174  und  178.  Vgl.  ferner  ib.  S.  94  ff.  and  114; 
Ftnanzarchiv  1899  S.  477  Ann.  6\  rar  BiauuBcbweig  Maek  s.  a  O. 

8.  24  ff. 

*  Ib.  S.  178. 

*  Ortloff  S.  173:  Dre;i^.>r,  EinleituD^  etc.  S.  44  ff.;  Hoffmaun, 
GoHcliichte  Tj.8  I  S.  1':»  ff'  :  Dittmer,  Die  Reichsvögte  der  freien  Stadt 
L.  während  des  18./ 14  Jahrhunderts.  Lüb.  1858,  S.  9-14  u.  22—24. 

*  L.U.B.  I  Nr.  SlO  &  295,  II  Nr.  709  S.  652;  Ortloff  S.  177; 
Oierke  II  S.  711  Anm.  88. 

Die  JviiiMiiiereibücher  <nwälmen  ihn  allerdings  nicht.  Die 
littera  de  censu  civitatis  von  1282  ist  augenscheinlich  unvollständig: 
vgl.  L.U.B.  I  S.  247  ff.  Die  Abrechnung  von  128^^  erwnl  iit  ihn, 
wenn  auch  nur  an  einer  Stelle  (vgl.  L.U^.  U  S.  1025  dritte  Ueihe 
Ton  untenX 

»  Unten  sub  IX  n.  XYIIL 

*  Unten  sub  X. 
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Kat  spricht  vom  Schofs  als  der  collecta  ad  vsus  civitatis*; 
sciiuii  damals  gab  demnach  das  städtische  Interesse  bei  der 
Krbebung  des  Schosses  den  Ausschlag.  Kndlich  enthält  eine 
Aufzeichnung  des  Jahres  1307  eine  voUstflndige  Schoie- 
abrechnuDg  (conpatacio  taUie)'  ttber  3700  Jji» 

Daraus  dilrtte  hervorgehen,  dafs  der  Reichsains  nicht 
die  Ursache  der  Entstehung  des  Schosses  war.  Auch  ist 
nirgends  Uberliefert  und  wenig  wahrscheinlich,  dafs  er  aus- 
ächliefslich  oder  auch  nur  vorwipf^end  zur  Abfindung  des 
Kaisers  dienen  mufste.  Die  Känimereibücher  lassen  diesen 
Schlufs  nicht  zu.  Nur  das  kann  eingeräumt  werden,  dafs  die 
Jahrrente  (schon  seit  1220  war  ein  Jahresbetrag  von  (>')  t^' 8ilb. 


Erhebung  des  Schosses  mit  beigetragen  hat.  Ins  Leben 
gerufen  ist  er  aber  nicht  aus  einem  spesiellen,  sondern 
aus  dem  allgemeinen  Finanabedttrfnis  der  Städte 


1  Oben  S.  10. 

«  L  Ü  H.  II  S  1041/42. 

»  Vgl.  S.  12  Aum.  4. 

^  Erst  1665  wurde  er  für  einen  bestimmten  Zweck  ausenieheii 


als  z u  zahlen ^ j  zur  ständigen 


nämlich  zur  Aufbringung  der  neu 


Vgl.  Ortioff  &  180  and  M.  Heft  2  S.  10. 
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Erster  Teil 
IV.  Die  scholWpäiehtigen  Personen. 


L  Bürg" er. 

Ursprünglich  war  die  Steuer  ame  rein  persönliche 
Last'.  Alle  Rechte  und  Pflichten  ruhten  auf  der  Person. 
Für  die  Besteuerung  eiues  Gutes  war  nicht  dessen  örtliche 
Lage  bestimmend,  sondern  Stand  und  ötaatszugehörigkeit^, 
kvLTZ  die  rechtliche  Stellung  seines  jeweiligen  Besitzers, 

Die  mittelalterliche  Stadt  legte  demgemäfs  alle  Lasten  anf 
die  Schttltem  der  Bttrger.  Bürgcrltehe  Rechte  und  Pflichten 
waren  untrennbare  Korrelate.  Wer  erster«  nicht  besafs,  war 
von  letzteren  frei*.  Nur  der  Bürger  mufste,  kraft  seines 
BüT-^rerrechts,  der  Stadt  mit  seinem  Körper  und  seinem  Vermögen 
dienen  *, 

Der  Lübecker  BUrprer  hatte  vor  allem  drei  Pflichten  zu  er- 
füllen: £r mufsteschoten,  u  aken,  wepenere  vtmaken^ 

1  Zeumer  S.  85. 

*  Vgl.  unten  sub  V,  1  und  4. 

*  Zeumer  8.  71;  Gicrke  I  S.  32»  ff.,  II  S.  696  fi'.;  Maurer  Ii 
^.  861  ffl,  III  188.  —  Büffircrrecht  und  Bfirgorpflieht  ervchlmeii  der  da- 
maligen Zeit  80  gleichbedeutend,  dafs  ersteres  geradezu  zur  Bezeichnung 
der  letzteren  vorwandt  ward.  Z.  B.  erklärten  1483  mehrere  Buchbinder 
in  einer  BeschwMTile:  „se  wereu  ock  iiyr  borger  vndc  mosten  borccr 
recht  doen,  solioten,  waken  vnde  vtbmaken*  (Bintragnng  im  Nieder- 
atadtbuch:  v-1.  Z  IM  3  S.  263.  IV). 

*  Frensdorff,  Stadt-  u.  Geriehtsvcrf.  S.  196. 

*  1897  wurde  dem  Ritter  Abmhamson  verbrieft:  dst  he  nicht 
acoten  en  seal  noch  waken  noch  wopeut^re  vtmaken  noch  nenerleye 
ding  den,  dat  me  vp  de  bor<rore  nottct  (LU.B.  IV  S.  735).  Verl.  femer 
Anm.  3,  M.  Heft  4  S.  18ö  Ö.  u.  L.U.Ii.  I  S.  271.  —  Ebenso  in  Kiel  (alle 
rechticheyt  der  stad ,  schot  wacht  unde  alle  andere  unplicht;  Reuter, 
Kieler  Erbebuch  Nr.  1112  S.  1C6);  Rostock  (die  Stadt  bekundet  in  Reise- 
pässen: js  vnser  stad  jnwoner  vnde  borgher  vnde  heti't  dar  sinen 
eghenen  rock  vnde  sc  batet  dar  ock  vnde  waket  vnde  devt  vnrder 
aUe  vnscr  i^tad  pleghe  vnde  vrapleghe  lyk  vnsen  anderen  borghcron.  ■ 
Z.  Bd.  1  S.  395/96);  Hildesheim  fscüot,  wnclit.  wtyacht  und  menewerk, 
d.  h.  notwendige  Arbeiten  auf  der  Allmende,  an  der  Stadtmauer  und 
am  StadtgnlMn;  Hub  er,  Haashalt  HfldeBheuiiB  S.  59  u.  64/65:  taam 
d<-t  coliectam  et  vigilet  sicnt  alter;  In ama- Sternegg  III,  1  8.  88 
Anm.  1). 


Digitized  by  Google 


XXI  0.  15 

«teuren,  Wachtdienst  tan'  und  Bewaffnete  anertttten'.  Später 
kamen  noch  die  Aeciae  und  das  Grabengeld  hinan*.  Aber 
die  Hauptpflicht  war  und  blieb  der  Schofs.  Die  Ur- 
kunden nennen  ihn  stets  an  erster  Stelle.  Er  galt  gradezu 
als  Erkennungszeichen  des  Bürgers^.  Die ISchoäpflicbt 
war  die  Bürgerpflicht  x«r*  i^oyj'i^'^. 

Diese  Tatsache  gibt  aber  noch  keinen  Aufschlufs  über  den 
Umfang  der  scholspHichtigen  Bev^Hkorung.  Denn  der 
städtische  Bürgerverband  des  Mittelalter;;  war  ein  persönüeher, 
kein  territorialer®.   Die  Ötadt  barg  reclitbch  sehr  verschiedene 

■  In  Mterer  Zeit  nraTate  jeder  Bfirger  den  Waehtdienet  persönlich 

leisten.  Später  war  es  erlaubt  sich  durch  Zalihinfr  ctncs  Wachtgeldes 
freiznmachen.  Vrf.  Z.  Bd.  8  S.  501  Amn.  272;  für  Kostock  P.nische 
S.  360  ii'.  (dort  gelten  Wachen  und  Wali-  oder  Grabengeheu  lur  onera 
rcalia;  von  jedem  Wohnhaus  war  eine  Mark  sn  zaJilen,  aneh  von  den 
Mietern);  für  Hildt^shcim  fluber  S.  4:^  u.  00. 

*  1427  zahlton  z.  B.  die  Handwerküämter  1618  Ä  zur  Ausrüstung 
von  Söldnern  (L.U.B.  Vll  Nr.  428  S.  413;  Z.  Bd.  7  S.  246).  Vgl.  auch 
2.  Bd.  r.  S.  290  ff. 

«  M.  Heft  3  S.  162;  Z.  Bd.  7  S.  395  ff.,  480  u.  4«!  Letzteres  als 
die Festun^^rbeiteu  begannen  (Sander,  Haushaltung  Nürnbergs  S.  232). 
Bd  der  Scnanzarbeit  war  Stollyertretnng  erlaubt. 

*  Dio  Oo.slarcr  Stututen  bestimmon:  Wf  mit  uns  nicht  scotet, 
de  is  en  gast  unde  neu  bfjrgcre  (Fren.ndorf t'  a.  a  O.  S.  197);  das 
Bremer  Stadtrecht:  We  ock  dinuu  uuüse  burgm-  wurde  und  .sin  gudt 
niclit  vorschottcdc  .  . .  den  wyll  de  Raedt  na  dem  dage  vor  n  jnen 
borger  holden  (Statuta Bremensia  von  1489  Art.  9  Ausgabe  Oeirichs 
1771  S.  650J. 

*  Zahlreiche  Qnellenstellen  ergeben  das.  Das  Stadtrecbt  verordnet: 

Dat  si  witlic  dat  en  iewelic  borghere  van  lubeke  schal  scheten 
rFTach.  Kod.  II  Art.  113  S.  304).  In  der  Bursprake  verkündet  der  Rat, 
dafü  I  I-  einen  Schofs  vppe  sik  suluen  vnde  vnse  menen  borghere 
setze  (L. U.B.  VI  S.  Das  Privileg  Heinrichs  des  Löwen  au  Gunsten 
des  Donikapit' 1=  ]iri(  ]it  von  cnlloctis  .  .  .  oneribu.s  que  ratinni 
ciuiiitatis  exigt  »oleut  (U.B.  d.  Bisttuns  L,  Nr.  7  S.  liV  i>er  Elbiugvr 
Bat  fingt:  Item  cum  ci u  es  commnnem  dant  eol  lefetam  (oben  S.  10).  Des 
Kloster  Beinfeld  beurkundet  1266  bei  Er^rerb  eines  G^ndeigentums  in 
L.:  „Omnia  facere  tenebimus  in  talliis  .  .  .  .  quo  unus  civium 
facere  teneretur"  (L.U.B.  I  Nr.  28,S  8.  271)  und  wiederholt  1270:  »eo 
jure  possidemus,  quo  ceteri  vestri  eines"  (ib.  Nr.  325  S.  307).  Uie 
Ahrensbökor  KurthnnsPr  verpflichten  sich,  ein  Haus  in  ler  Stadt  zu 
verschossen  sicut  alii  eines  (L.U.B.  IV  S.  775).  Vgl.  ferner  L.U.B.  IV 
S.  735  Nr.  648,  V  S.  378^79,  IX  S.  960,  den  folgenden  Text,  auch 
Wehrmann,  Zunftrollen  S.  110»  M.  Heft  4  S.  188,  Chroniken  der  nieder- 
sächBirichoii  Städte  II  S.  385  u.  f?.  w.  Das.^olbo  frilt  in  anderen  Städten, 
z.  B.  Bremen  (Statuta  Bremensia  Art.  %  Kostock  (Mecklenb.  U.B.  XX 
8.  499:  onittts  datus,  qala  non  est  civie),  HUdeshehn  (Hub er  a.  a.  O. 
S.  581,  Oldenburg  i.  Holstein  (wente  vnse  borglioro  all  jar  ewi^lip 
pieghen  to  .«jchntende:  II o  1 1  onsteiner ,  Ans  vergangenen  Tagen. 
Ghronikbilder  aus  dor  Vcrfraiigcnheit  O.s  in  11.  S.  203).  Weitere  Bei- 
spiele oben  8.  3  Anm.  C  und  &  14  Anm.  5. 

Bücher,  Di»»  Bevölkerung  von  Frankfurt  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert S.  319  u.  368.  —  Der  Jiurger  brauchte  infolgedessen  nicht  in 
der  Stadt  sn  wohnen,  der  er  angehörte.  Man  denke  an  die  Ans- 
bflrger,  die  in  fremden  Städten,  und  die  Pfahlbürger,  die  in  Land- 
gemeinden  ihren   Wohnsitz   hatten.    Solche   auswärts  wohnenden 
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Bevölkcrungsklassen  in  sich;  aiifser  Bürgern  konnten  auch 
Nicbtbürger  (Einwohner,  Gäste)  in  ihr  angesessen  sein. 

Der  Lübecker  Rat  untenehmdet  in  teinen  Verordnungen 
bei  den  .mansnamen'*  swiscben  borgeren,  borgeekinderen, 
inwoneren  unde  vromden  gesellen ,  de  hiir  ere  legere  iinde 
banteringe  hehben  ^  bei  den  Frauen  awiscben  borgerschen  und 
inwonerscben'.  Ans  diesen  Personengruppen  gilt  es,  die  Bürger 
auszusondern,  und  dazu  bietet  sich  kein  besseres  Mittel  aU 
ein  Blick  auf  die  Voraussetzungen  des  Bürgerrechts. 

a)  Grundeigentümer. 

Die  Stadtgemeindd  ist  aus  der  {jandgemeinde  hervor- 
gegangen*.   Die  älteren  Stadtrecbte  machen  deshalb  den 
.Besitz  eines  Grundstücks  oder  Hauses  im  Stadlgebiet 
zur  Bedingung  der  bürgerlichen  Rechte*.    Wer  über  solchen 

Immobiliarbesitz  verfilmte,  war  ohne  weiteres  Bürger;  einer 
besonderen  formellen  Aufnahme  in  den  Büigerverband  bedurfte 
es  nicht. 

Auch  in  Lübeck  setzten  sich  die  l^ürger  zunäthöt  aus- 
schliefsHch  aus  Grundeigentümern  zusammen.  Im  Eeiit- 
ding,  der  BUrgerverBammlung',  hatte  nur  der  possessor  proprii 
cavmatis  Zutritt  Die  Stadtgemeinde  begann  als  Realgemeinae  ^ 
Das  Grundeigentum  war  Voraussetzung  des  Bürgertums.  Und 
dies  alles,  obwohl  der  Kaufmannsstand  von  Anfang  an  in  der 
Stadt  dominierte.  Wenigstens  können  sich  die  meisten  der 
kaiserlichen  Privilegien  nur  auf  Kaufleute  bezichen®. 

Eins  lautet  z.B:  (jiiilibet  Burgensis  Lubicensis,  tnm  diues 
quam  pauper,  absque  impedimeuto  emat  et  uendat^.  Auch 


(JenitMiidcir'  ri  i -^jen  hat  die  Tnittelaltcrliclie  Stadt  im  Interesse  ihrer 
Wehr-  iiiui  Sttiuerkraft  oft  geradezu  zu  gcwiimen  gesucht  (Inama- 
Sterne      III.  1  8,  84). 

1  M.  Heft  1  S.  15  (10  einer  Kleideiordnuiig  ans  dem  Ende  des 
Id.  Jahrhunderts). 

♦  Z.  Bd.  2  S.  366  u.  S.  m  ff. 

•  Vgl.  fQr  das  folgende  v.  Below,  Bürgerrecht  im  W.  d.  V.  I 
S.  504.  —  Die  L&becker  BörgenrersammluDg  liiefs  „bnTsprske",  d.  h. 

Bauernsprache. 

*  Gierko  I  S  320,  II  S.  692  ff.;  Maurer  II  S.  217  ff.;  Inama- 
Sterncg^  III.  1  S.  70  und  190. 

*  Vgl.  über       imteti  phI»  VII  u.  X. 

*  Ünbus  vicibus  auni  coDueotus  erit  legitiini  piaciti.  Utuiiis,  qui 
poMWMor  est  proprii  cavmatis  adierit  (ans  den  fUtesten  Anlkdchniingen 

de«  lübischen  Rechts  L.U.B.  I  8.  39). 

'  Fren^^dorff.  Stndt-  n.  Ccriehtsverf  S.  8:?  u.  199:  Pauli, 
Lubcckische  ZuätaitUe  zu  Aufau^  de»  14.  Jahrhundtrtd  Teil  I  S.  fi7. 

•  Frentdorff  8,  40.  —  Die  städtischen  Privilegien  waren  überall 
in  erster  Linie  auf  Kaoflente  berechnet;  das  Bestreben  jring  duhin, 
den  Handelsverkehr  zu  lokalisieren  (Inama>Sternegg  Ui,  1  S.  74). 

•  L.U.B.  1  Nr.  85  S.  47  (Privileg  Friedrichs  11^  &s  der  Stedt  die 
Beiebsfreiheit  gibt). 
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sonst  werden  Kaufleute  und  Btirger  des  öfteren  identifiziert*. 
Aber  der  Kaufmannsstand  dachte  noch  nicht  daran,  die  alten 
traditionellen  Grundlagen  anzutasten. 

Diese  fr  r  n  ndb  e  h  i  t  z  e  n  d  e  n  K  a  u  1 1  e  u  t  e  hatten  das 
Monopol  des  i^urgerrechts.  ^^'enn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
faktisch.  Den  Kräniern  und  Handwerkern  war  der  Grund 
und  Boden  nicht  geöuerrt-.    Aber  sie  waren  damals  zumeist 


in  den  Mund  und  konnten  sich  keine  Grundstücke  und 
Häuser  kaufen*.  Wer  aber  zur  Miete  wohnte,  war  nicht 
bttrgerfkhig. 

Haus-  und  Grundeigentum  an  sich  genügte  Übrigens  nicht. 

Es  mufstc  u  n  b  e  s  c  h  w  e  r  t  sein  *  (wenigstens  in  der  iiitesten 
Zeit)  und  nach  S tad  t  re (•  Ii  t  besessen  werden.  Wer  auf  kirch- 
lichem oder  klösterlichem  (Tcbiet  angesessen  war,  unterstand 
dem  kuciilichen  Recht,  nicht  flem  atädtischen 

Die  ersten  Bürger  waren  demnach  freie,  zumeist  dem 
K  a  u  f  ni  a  n  n  s  s  t  a  n  d  a  n  g  e  h  ö  r  i  g  e  Grund-  und  H  a  u  s  - 
eige  Ii  L  u  ni  e  r.    Nur  sie  mulsten  Schofs  zaiden. 

Werkein  eigenes  schuldenfreies  Hans  hatte  oder  ein  solches 
niciiL  zu  Stadtrecht  besafs,  stand  aufserhalb  des  Bürgerverbandes 
und  war  infolgedessen  steuerfrei.  Die  Zahl  dieser  Schofsfreien 
darf  man  sich  nicht  zu  grofs  denken.  Lübeck  war  in  den 
Anfitogen  seiner  Entwicklung  kaum  mehr  als  ein  grofses  be- 
festigtes  Dorf,  mit  vielem  fiauland.  Die  Mehrzahl  der  Ein- 
wohner war  zweifellos  grundgesessen.  Das  ist  ja  grade  das 
Charakteristikum  der  jungen  Kolonialstadt.  Jedenfalls  hat  die 
Besitzverteilunif  damals  noch  keinen  Anlafs  gegeben,  die 
Voraussetzungen  des  Bürgerrechts  zu  ändern. 

Dies  wurde  nlxT  bald  anders.  Die  Bevölkerung  nahm  zu, 
Handel  und  (icwerbe  blühten  auf.  das  mobile  Kapital,  bisher 
nur  von  untergeordneter  Bedeutung,  mehrte  sieh,  die  Geld- 
wirtschaft kam  neben  und  in  der  Naturalwirtschaft  empor, 
kurz  die  Stadt  begann  ihren  dörflichen  Charakter  abzustreifen. 


1  Do  ecke,  (iruridlinit'ii  ;;^nr  Geschichte  Lfibecks  Ton  1148 — 1226 
(1839)  S.  35;  Inama- Stern ege  S.  80. 

*  Aach  letstere  waren  in  der  Stadt  von  Anfang  an  frei  (Wehr- 
mann, z.  Bd.  1  8.  aesx 

5  Inama-Sternegg  8.  78;  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigen- 
tums in  den  deutschen  Städten  S.  10  ff. 

*  Abffabenireiheit  gehörte  damals  zum  Weeen  des  BigentwDs 

(Arnold  S.  249  ff. l  —  In  T.üb<Mk  war  anfönglicli  v'm  torfHcnt  egen 
binn«Mi  dher  muren,  d.  h,  ein  IrtMe-;  uiib»üchwortes  Eigen  (F  r  e  n  ador  f  f 
S.  84  Atim.  27;  Pauli,  Lüb.  Zustände  1  S.  82  und  Wieboldsreuteu 
S.  33)  VoraussetBQDg  der  Rat-^fahigkeit  und  auch  der  vollkommraen 
Kechtj'falii^keit;  nur  freie  Gnindeigentüm»^r  konnten  Zeugen  und 
Öchööen  sein,  lüach,  Rod  II  Art.  109}  Frenädorit  S.  197»*.) 

*  Inama- Sternegg  S.  70  C  a.  8.  85. 

FtoMihiiag«!!  XU  a     Bartwif .  2 


ohne  nennenswertee 


lebten  noch  von  der  Hand 
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Die  bisherige  {Stellung"  dos  Immobüiarbciiitzes  geriet  intolge- 
dessen  ins  Wanken,  Früher  gab  es  keinen  Keichtum  ohne 
Grundeigentum,  jetzt  entstand  eine  mobile  Wolilhabenheit. 
Damit  war  die  auäschliefäliche  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Bodeneigentonu  enchflttert»  aeine  politische  Bevonugung  grand- 
ios geworden. 

Aufser  diesen  'wirtschaftlichen  zerstörten  auch 
politische  Momente  den  alten  bürgerrechtlichen  Begri£ 

Die  Zunftbewegnng  setzte  ein.  Der  Handwerker  verlangte 
Gleichberechtigang,  Bürgerrecht   Er,  der  so  oft  seine  Arme 

zur  Verteidigung  der  Stadt  regen  mufste,  wollte  Anteil  an  ihrer 
Leitunir'.  Der  Knt  bemühte  sieh  zunächst,  die  alten  Rechts- 
grundlagen zu  erliaiten.  Kr  tat  den  städtiäehen  Bau^^nind 
gegen  Wortzins  aus,  soviel  er  konnte,  suchte  durch  die  stiidtische 
Leihe  weiteren  Kreisen  den  Erwerb  von  Grund  und  Boden 
uijd  damit  des  Bürgerrechts  zu  ermöglichen*. 

Aber  auf  die  Daner  verschlug  diese  Erweiterung  der 
bürgerlichen  Rechte  auf  beschwertes  Eigen  nicht  Die  alte 
Verkettung  von  Bürgertum  und  Scholle  konnte  die  veränderten 
Zeiten  nicht  überdauern. 

b)  Die  wirtschaftlich  Selbständigen. 

Die  Bedingungen  des  Bürgerrechts  sind  in  der  Regel 
schrittweise  erleichtert,  vom  Besitz  eines  Grundstücks  auf  den 
einer  Rente,  von  der  Rente  auf  Zahlung  eines  Bürgerg^ldes 
Bedinr^ungsl o 8  wurden  die  politischen  Rechte  nicht  erteilt 
T)i(  Stadt  wollte  nach  wie  vor  (sie  mufste  es)  ein  leistungs- 
tähiges  liiirgertura.  Öie  trug  diesem  Erfordernis  nur  anders 
als  früher  Hechnung. 

Auch  in  Lübeck  wird  diese  Entwicklung  nicht  ex  abrupto 
erfolgt  sein.  Sie  dürfte  sich  im  2.  Viertel  des  13.  Jahrhunderts 
vollsogen  haben     Einselheiten  derselben  sind  nicht  überliefert 


*  Vgl.  Gicrko  1  322  tJ.;  Maurer  11  8.  792rt.;  Arnold,  Ver- 
£M0Ou^sgesehlcbte  If  S.  251  ff.;  Inama-Sternegg  82  li^;  Deeek« 

*  inama-SternpcTfr  S.  70  ff.  n  1W. 

*  V.  Below  W.  d.  V.  l  8.  504  und  Ursprung  der  dcutBcben  Stadt- 
▼er£u»nng  S.  52.  —  Frankfurt  a.  M.  verlangte  raniehat  eine  hereditaa, 
dann  ohw  !*  nte  von  "s  und  ein  Bürgerceld  vr»n  3  //.  Hellft, 
schliefslich  uur  leUtercs  in  Höhe  von  10  (t  4 /^(Bücher,  Bevölkenmig 
von  Frankfurt  S.  334  ff.). 

*  In  den  lateinischen  Statuten  ist  bestimmt:  Kulliis  hospes  .  .  po- 
test  esse  mandibordius  alicnius  ciuis  aut  bin  L'<Mi'^i~  fffueli,  KoQ.  1 
Art.  24  S.  192).  In  einer  späteren  Redaktion  ist  da«  Wort  „burgeoA«*' 
gestrichen  (Hach,  Kod.  IT  Art  98  8.  298).  Deecke  (S.  97)  meint« 
unter  „burgenses"  seien  dio  Handwerker  zu  vcr.stelion ;  anfan^Ucli  J^«^' 
ihnen  der  Namo  „f  i\n5»'  von^nthalten  worden.  —  Eino  Ausdehnung  de» 
Bürgerrecbts  aui  die  Handwerker  ist  gleichbedeutend  mit  Preisgabe 
der  alten  Bfiigennirsuasetziuigen. 
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1259  bestand  die  wirtschaftliche  Voraussetzung  des 
Bürgerrechts  nur  noch  in  der  Erlegung  eines  Rürger- 
geldes.  Es  wurde  anränglicli  nicht  in  einem  Fixum, 
sondern  in  einem  nacii  8taudj  Gewerbe  und  Vermögen 
wechselnden  Betrage  erhoben.  Der  allgemeine  »Satz  war 
()  und  8  Schillinge,  der  höchste  1  Mark  lüb.  *  ^.  Das  Bürger- 
geld war  aUo  relaüy  garing,  genügte  aber  in  VerbiQdiui|p 
mit  anderen  Vorschriften*  aar  Abwehr  unvennOgender  fixi^ 
stenaen. 

Diese  Neuerung  bedeutet  Aufhebung  der  alten  Einheit 
von  Grundeigentum  und  Bürgertum.  Die  Bürgerschaft  wurde 
aus  einer  K  e  a  1  gemeinde  zu  einer  e  r  s  o  n  a  1  gemeinde.  Grund- 
besitz war  liinfort  nicht  nur  entbelirlich  zum  Erwerb  bürger- 
licher Rechte,  er  war  auch  nicht  mehr  ausreichend. 

Der  Eintritt  in  den  Bürgerverband  war  früher  ohne  weitercb 
erfolgt.  Von  jetzt  an  wurde  aber  nieiuaiul  vun  selber  J>urG:er. 
iioudera  nur  durch  A  u  i  n  ah  m  e  seitens  der  städtischen  Behörden, 
nicht  mehr  durch  wirtschaftliche  Erwerbungen,  sondern 
durch  einen  politischen  Akt  Die  Änderung  der  Grundlagen 
des  Bürgerrechts  hatte  eine  solche  der  Form  seines  Er- 
werbes aar  Folge. 

Dies  ging  noch  weiter.  Bisher  hatte  es  in  jedes  Belieben 
gestanden,  ob  er  Bürger,  d.  h.  Grundeigentümer,  werden  wollte 
oder  nicht.  Nur  der  Landhunger,  das  Streben  nach  wirt- 
schaftlicher Macht,  hatte  zum  Eintritt  in  den  BürgerverbRnd 
getrieben.  Jetzt  fiel  dies  Motiv  fort.  Die  Frage  des 
Rürgerrechtö  konnte  aber  nicht  der  Willkür  der  Ein- 
wohnerschaft überlassen  bleiben.  Das  hatte  für  die  Stadt 
ruinös»  werden  können.  Einheimischer  Nachwuchs  und  fremder 
Zuzug  wftren  vielleicht  Nichtbttrg(^r  geblieben,  um  dem  Schob 
zu  entgehen.  Die  Erleichterung  des  Bürgerrechts  hätte  nicht 
die  beabsichtigten  praktischen  Folgen  gehabt  Deshalb  wurde 


\  L.y.B.  II  S.  22  ff.;  Mantels,  Beiträge  z.  iüb.  Geschichte  S.  73  ff. 
Die  niedrigeren  Sätze  wurden  von  Handwerkern  gezahlt.  —  Vgl.  für 
BVankfurt  Büclier,  Ikvölkening  S.  347. 

*  Dio  Siltze  sind  später  meiirfHcli  ub^'^ormdert.  heraufgesetzt,  um 
den  Erwerb  des  Bürgerrechts  zu  erschweren,  herabgesetzt,  um  ihn  zu 
erleichteni.  1611  z.  B.  war  ein  allgemeiner  Sats  von  5  Talern  üblich. 
Da  aber  daraus  „int'onvcniontla"  entstamlcii .  wurde  bestimmt,  daf« 
dieser  Satz  künftig  nur  noch  von.  Gelehrten,  Ivaufieuten,  Schiffern  und 
den  Mitgliedern  der  sog.  grofsen  Amter  gezahlt  werden  sollten.  Fremde 
hatten  fortan  mindestens  10  Taler  zu  zahlen,  die,  „so  in  den  ^e- 
rincr-t(Mi  Apinbtorn  sitzen,  wie  denn  auch  die  Bootsleute,  Drägers,  Arbeits- 
Volk  uudt  Taglöhner '  nur  2  Taler.  (Z.  lid.  5  S.  289  ff.)  Heute  wird 
ein  Fixum  von  28  Bl  erhoben.  Doch  steht  eine  Reform  des  Bürger- 
rechts bevor. 

•  Der  Erwerb^der  Meisterwürde  z.  B.  war  an  den  Nachweis  eines 
für  die  einzelnen  Amter  verschieden  hoch  bemessenen  Vermögens  ge- 
bunden (Wehr  mann,  Zunftrollen  8.  185  ff.)L  Vgl.  weiter  unten. 

2* 
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die  Aufnahme  iu  den  BUrgerverband  zu  einem  „obli^^a- 
torischen  Formalakt**  gemacht^  Die  Stadt  zwang  jeden^ 
Bürger  zu  werden*. 

Die  deutsciien  Aufzeichnungen  des  lübischeu  Rcchta  be- 
btimmen  für  den  eingeborenen  Nachwuchs:  Vortmer 
wanner  en  jungelinck  is  mundich  gheworden ,  de 
schal  ynse  oorgerschop  wynnen^  Die  Mündigkeit 
bmnn  mit  Vollendung  des  18.  Lebensjahres:  Vord  mer 
hepe  wi  des  keiser  recht  also  dat  un  vord  mer  en  iewelie 
iungelinc  al  en  he  mundich  si  vnde  to  stnen  achtein 
iaren  comen  si*  .  .  .  .  Erreichte  der  Bürgersohn  dieses 
Alter,  so  muTste  er  um  Aufnahme  in  den  Btirgenrerband 
nachsuchen. 

Bezüglich  des  Zuzugs  >Tiirde  verfügt:  So  wcllic  man 
cumpt  inunse  stat  mit  sineme  wiue  oftc  mit  sinpii  kindcrcn.  dlie 
mach  dar  inne  wesen  dre  manede.  hilft  lie  dar  leng  inne,  he 
schal  uDSc  burschap  winnen.  dat  schal  auer  s tan  in  den 
ratmannen,  weder  se  eme  de  burschap  gunnen  oft  nicht und 
weiter:  Cumt  van  hüten  to  ein  kint  van  tu  elf  iaren  Tnde 
dar  beneden  in  ynse  stat  Tnde  blift  id  dar  inne  also  vord 
io  to  wonende,  dat  ne  darf  de  burscap  nicht  winnen«  De 


'  JaHtrow,  Volkszald  deutschor  Städte  S.  11. 

-  Über  die;  Fonnulien  der  Aufnahme  vgl.  Melle,  Gründl.  Nach- 
richt 8.  127.  Der  Eid  hatte  folgenden  Wortlaut:  ^loh  gelobe  und 
achwOrc.  dafs  ich  pineiti  Hoclnveiscn  Rath  und  diosrr  Stadt  will  {^otren, 
hold  und  gcborsam  seyn,  ihr  bestes  Wissen;  höre  oder  vernehme  ich 
was,  das  wider  den  Kath  und  diese  Stadt  seyn  mag,  solches  will  ich 

fetreulich  anmelden.  So  wahr  mir  Gott  helfe."  —  In  späterer  Zeit  er- 
ielt  jeder  Bfirpjer  anch  einen  Bürgerbrief,  z.  B.  des  Inhalts:  Anno 
1622  den  81.  October  is  Jochim  Wultf,  ein  Schipper,  tho  Borgerrechfce 
gelaten  worden.  Jniavit  7.  Febmary  1628  (If .  HeUb  9  S.  IM). 

>  Hach,  Kod.  II  S.  866,  Anm.  zu  Art.  232;  Frensdorff,  Stadt- 

und  Gerichtsverf.  S.  192:  E.  vidicrt.  Stadtrocht  von  1586  Lib.  I  Tit  Ü 
Art.  7.    Vgl.  für  Bremen  Statuta  Bretncnsia  von  1489  Art.  7. 

*  Hach  Art.  102  S.  296.  Desgleichen  hcifst  es  im  Art.  101:  .  .  oc  be 
ninde  we  des  ude  dat  lunflrbelinge,  de  comen  sint  to  eren  achtein 

iaren,  wan  so  do  normiuidcn  en  antwordet  err»  ^but,  dat  pc  den  noch 
der  wisheit  vnde  der  cloehcit  nicht  an  sie  hebbet,  dat  bc  ere  ghut 
uutteleken  vor  stan  moghen  vnde  dar  uan  is  manech  mundich 
jnngheline  gan  oan  ^hude  (S.  295)  und  im  Art.  208:  Ake  en  kneclit 
IS  ach  teil!  iar  olt,  so  is  lit'  snlf  mundich  viidc  wanso  "u  iuncvniwc 
ist  twelef  jar  alt,  den  is  se  komen  to  ereu  jaren.  ieUoch  ao  ne  wert 
ee  nicht  avlfmandich  nicht  mer  mit  ereme  uormunde  (8.  858). 
Dem  mündigen  Jüngling  wurde  aber  vom  18.  bis  25.  Lebensiahre  noch 
ein  „bisorghere"  beifxcpcben,  ohne  den  or  privatrecbtlicb  iiirht  bandeln 
konnte  (Art.  102j.  —  In  der  Regel  scheint  das  H.  bezw.  12.  Jaln  ,  ent- 
ipreehend  den  römisch -reditlichen  Bestimmungen,  das  bur&:erlidie 
annus  discretionis  gewesen  zn  sein.  Vgl.  Bücher,  Bevölkerung 
S.  185;  Schönberg  in  d.  J.  f.  Nat  u.  Stat.  Bd.  40  S.  345  ff.; 
Jattrow  8.  88. 

•  Hach,  Kod.  II  Axt  180  8.  889. 
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bouen  taelf  jar  is,  de  mut  de  burscap  winnen  ofte  he 
dar  na  vort  stein  derstatwil  neren^.  Zugewanderte  konnten 
also  drei  Monate  lang  ohne  weiteres  in  der  Stadt  Terbletben. 
Dann  hatten  der  Mann  und  die  tiberzwölfjährigen  Söhne  um 
Aufnahme  ins  Bürp:prrer}it  einzukoinraen.  Der  Fremde  wurde 
^  Jahre  trülif^r  buri^ei  ptiieiitig  als  der  Einheimische.  Der  Hat 
war  aber  nicht  vei  ptiichtet,  jeden  Fremden  zum  Bürger  an- 
zunehmen. Er  behielt  sich  ausdrücklich  die  Entscheidung  von 
Fall  zu  Fall  vor*.  Wer  einen  ablehnenden  Bescheid  erhielt 
oder  überhaupt  nicht  um  Aufieiahme  nachsuchte ,  mufste, 
wenigstens  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetaes*,  die  Stadt 
verlassen.  UnterzwölQährige  Einwanderer  wurden  mit  dem 
Vater  Bürger*. 

Der  gesetzliche  Zwang  zum  Erwerb  des  Bürgerrechts  er- 
streckte sich  aber  nur  nuf  das  männliche  Geschlecht.  Die 
Statuten  reden  ausdrücklich  vom  „man"  und  „jungelinck". 
Mit  „kinf^  ist  deshalb  nur  der  Knabe  gemeint**.  Die  Frau 
wurde  ja  damals  nie  ,,8ulfmundich'*  erreichte  nie  eine  un- 
beschränkte privu  Lrechtliche  Handlungsfähigkeit.  Um  so 
weniger  eine  Öffenrechtliche.  Allerdings  sind  auch  Frauen  in 
den  Bttrgerverband  aufgenommen.  Mantels  zahlt  in  den 
Bürgermatrikeln  von  1317—1355  unter  7401  Personen  etwas 
über  100  weibliche'.  Die  Zahlen  zeigen  aber,  dafs  eine  Frau 
nur  ganz  aus nrilimsweise  Bürgerrecht  erwarb.  Es  handelt  sich 
fast  ausschlieislich  um  Uu verheiratete  oder  Witwen,  die  ein 
selbstiindiffps  Gewerbe  (Kramerei)  anfangen  oder  das  ihres 
verstorbenen  Mannes  fortsetzen  wollten^.  Die  urkuiulliciii« 
Unterscheidung  „borgersche"  und  „inwonersohe"  ®  will  nicht 
eine  Verschiedenheit  der  persönlichen  politischen  Be- 


»  Ib.  Art.  2Ü2  S.  '6m. 

*  Die  Bfirgermatrikel  enthält  1896  bei  zwei  Personen  den  Ver> 
merk:  propter  honiicidium  non  debont  n'tipi  in  civca  [Mantels 
S.  65).  Ablehnungon  aus  persönlichen  Gründen  dürften  nicht  liaufig 
erfolgt  sein,  öfter  geschahen  solche  aus  berafUehen.  Vgl.  weiter 
unten.  —  In  Rostock  wnrde  von  snziehenden  Fremdoi  eine  Art 
Ffihruncsattest  verlangt. 

*  Vgl.  aber  unten  sub  3. 

*  Is  dst  se  synt  benedde  XII  jaren,  so  werden  se  borger  mit 

ereme  vador  friaeh,  Kod.  II  S.  366  Anm.  zu  Art.  282).  Sie  bramhttni 
deshalb  auch  kein  Jiürg«rgeld  zuzahlen.  Vp:l.  Frensdorff,  Stadtvort. 
S.  192  (de  moghen  der  borgherschup  vau  syner  [dos  Vaters]  weghene 
bitiken). 

^  Aitrli  in  Frankfurt  wurde  nur  die  man  n  Ii  r  he  Bevölkerung  von 
über  14  bezw^.  12  Jahren  zum  Bürgereid  gezwungen  (Bücher  1.  c). 

*  Vgl.  8.  20  Anm.  4  and  unten  8.  25. 

'  L.  <•.  S.  61  und  S.  GS. 

*  ib.  Z.  T.  waren  sie  auch  Zunftmitglieder.  Schon  die  älteren 
Lübecker  Zunftrollcn  gestatten  den  Witwen  das  Gewerbe  ihres  Mannes 
fortzusetzen  und  geine  Zunftrechte  annuftben  (Wehr mann,  Znnft- 
loUen  S.  1H4  ff.l 

»  Vgl.  z,  B.  Z.  Bd.  2  ö.  509  ff. 
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rechtigung  hervorheben,  sondern  nur  auf  die  yerschfedene 
SielluDg  der  Männer  hinweisen.  Der  mittelalterliche  Bürger- 
verband  war  ein  Verband  von  Mttnnem. 

Das  Stadtrecht  verpH lohtet  die  ganse  nittnnliche  £in* 

wohnerscbaft  zum  Eintritt  ins  Bürgerrecht.  Es  fragt  steh,  ob 
die  Praxis  denselben  Standpunkt  einnahm.  R  c  i  s  n  e  r  nimmt 
dies  an.  Er  meint  im  Anschlufs  an  die  bestehenden  Rechts- 
vorscliriften  :  ^Danach  konnten  und  nuifsten  (V\o  Oosellen  und 
Knechte  der  ilaii<lw<M'kr'r,  die  Geliilleu  der  Kaufleute,  ebenso 
die  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Bürgerreclit  erwerbend"  ^EI» 
ist  wohl  kein  Zweifel,  dafs  die  Han«Uiuig8p^ehilfen  und  die 
Gesellen  der  Handwerker  im  allgemeinen  Bürger  waren*.* 
Aufoer  den  eigentlich  Priviligierten  und  den  Gftsten  verblieben 
nach  seiner  Auffassung  nur  die  Dienstboten,  Lehrlinge  und 
Lehrburschen  aufserhalb  des  Bürgerrechts. 

Dies  ist  nicht  autreffend.  Es  heilst  im  Stadtreeht:  dat  schal 
auer  stan  in  den  ratmannen  weder  se  cme  de  burscap  ^  u  nnen 
oflte  nicht ^.  Von  diesem  Recht  ist  weit  häufiger  Gebrauch 
gemacht  als  Reisner  glaubt.  Eine  weitere  Einscnränkung  des 
Bttrgertums  geschieht  durch  die  Höhe  des  BUrgergeldes. 

Tatsächlich  gelangen  die  Gesellen,  Gehilfen  und 
Knechte  nicht  in  den  Besitz  des  Bürgerrechts*.  Vielleicht, 
weil  sie  das  Biirgergeld  nicht  zahlen  konnten,  vielleicht  auch^ 
weil  sie  grundsätzlich  nicht  zu  Bürgern  ano^enommen 
wurden*.  Arbeiter  sind  dagegen  in  den  Bürgernuurikeln 
verzeichnet.  8ie  führen  auf:  Träger  (dregere),  Hühnerträger 
(honredregere),  Schweinetreiber  (swindrivere) ,  Earrenschieber 
(kameschuvere),  Sandfahrer  (santforer),  Gräser  (graminatores) 
u.  s.  w.  Diese  Namen  rechtiertigen  aber  nicht  die  Annahme 
von  Mantels*  und  Reisner ,  alle  selbständigen  Arbeiter  seien 


1  W  ühelm  Beisner.  Die  Einwohnerzahl  deutscher  .Städte  m 
firflheren  JabThmidertSB  nut  besonderer  Berficksichtigung  Lfibeeks. 
Halle  1902.  8.  40. 

^  S.  41. 
Oben  S.  20. 

*  Da»  Sehofginandat  von  1410  sagt:  de  in  koste  ghad,  de  neue 
borger  en  sint  (L.U.B.  V  S.  378).  Noch  der  Verfassungsentwurf  vom 
s.  April  1848  unterschied  zwischen  „BüTgerrecht'*  ond  „Einwohnerrecht*. 
T)in  11  und  Arbeiter  konnten  nur  letzteres  gewinnen  (Funk, 
Die  StraföeuMm.nlto  ii.  Lübeck,  lS4ii  und  1848.    Z.  Bd.  8  S.  290  ff.). 

*  Eine  Vonjciintt  von  1611  über  den  Erwerb  des  Bürgerrechts 
nennt  die  ^Bootsleute,  Drfigers,  Arbeits  Volk  vnd  TaglOhner"  ,,fr«Tinge^ 

Bfir^er.  Sie  wurden  in  ein  ^ahsondrrlirh"  lUifh  ^esdirioben .  ;^]ihlten 
weniger  (oben  S.  19  Anin  2),  mufstrn  aber  im  hr  persitnlii  liL'  Dienste 
leisten  (Z.  Bd.  5  S.  290).  Also  noch  im  17.  Jahrhundert  war  der  kleine 
.Mann  kein  Vollbürger,  Von  Gesellen  etc.  ist  in  obiger  Vorschrift 
überhaupt  keine  Rede. 

*  Mantels,  &  67;  L.U.B.  II  Nr.  31  S.  22  ff. 
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Btbrger  geworden.  Denn  die  Matrikel  enthttlt  nur  wenige,  die 
filteste  sogar  fast  gar  keine  Arbeitsleute  ^  Und  die  auf- 
gefülirten  sind  durchweg  im  Dienste  der  Stadt  oder  doch  von 
ihr  konzessioniert-.  Demnach  dürfte  auch  von  ihnen  nur  ein 
Bruchtei]  im  Bürgerrecht  gestanden  haben.  Sie  waron  ent- 
weder miltüUos  —  dann  konnte  man  sie  nicht  zwingen,  Burger 
zu  wer(l<Mi  oder  wenig  bemittelt  —  dann  verzichtete  die 
Stadt  aut  ihren  Eintritt  in  den  Bürgerverband  Nur  diejenigen, 
die  ein  Amt  von  ihr  empfangen  hatten,  wurden  dem  Bürgereid 
unterworfen,  aber  nicht  des  Schosses  wegen,  sondern  zur 
fiflichtung  auf  gewissenhafte  Ftthrune» 

Die  f^rweiterung  des  Bürgerrechts  kam  also  im  wesent- 
h'chen  nur  dem  Handwerk  zu  gute.  Es  bildete  fortan  den 
Hauptteil  der  ganzen  Bürgerschaft.  Die  Btürgermatrikel  führt 
zumeist  TTand werker  ;mf^ 

Der  Kreis  der  bürgertähigen  Bevölkerung  wurde  nicht 
so  ausgedehnt,  wie  es  nach  den  Bestimmungen  der  deutschen 
Statuten  scheint.  Der  Rat  sah  in  erster  Linie  darauf,  nebeu  den 
Handelstreibenden  auch  die  Gewerbetreibenden  bürger- 
pflichtig au  machen.  Immerhin  hatte  diese  legisUitorische 
Ual!sref;el  den  Erfolg»  dafs  die  alte  Grundeigentttmer- 

Semeinde  sich  an  einer  Gemeinde  der  wirtschaftlich 
elbständigen  vergrOfserte. 

Der  Rat  hat  diesen  wirtschaftlich  Selbständigen  gegenüber 
streng  auf  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  gehalten.  Der  Artikel 
der  Statuten  über  den  Erwerb  des  Bürf^-orrechtH  ist  öfters 
von  neuem  verkündet,  spater  auch  in  der  Burs|i!.ik(^  verlesen*. 
Aufser  politischen  wurden  auch  gewerbliche  Zwangsmittel 
verwendet.  Das  Bürgertum  galt  als  Vorbedingung  wirtschaft- 
licher Selbstündigkeit  Nur  ein  Bürger  konnte  Heister  werden, 
nur  ein  Bttfger  an  der  Verlosung  der  Verkaufs plätse  am  Markt 
teilnehmen  ^.  Auch  die  Schiffer  mufsten  Im  Bürgerrecht  stehen  *. 
Wer  es  in  der  Stadt  zu  etwa.s  bringen  wollte,  war  also  genOtigt, 
um  Aufnahme  in  den  Bürgerverband  einzukommen. 

Die  Veränderungen  des  Bürgerrechts  sind  steuerpoHtische 


'  L.U.B.  1.  c. 

*  Vgl.  die  Beamten  der  Stadt  sub  VI,  8,  boHonders  die  Ver- 
lehnten. Mantels  selber  sagt  (8.  67)  von  oinein  Teil  N  i  Arhnitor  ^die 
sicher  durch  das  Bürgerwerdeu  in  Dieuat  und  Fiiicht  geuumuieu  t»ind, 
weil  ihnen  der  Bfirra  Eigentum  sn^ertiant  wnide.**  —  Denkbar  ist 
auch,  dab  der  Erwen>  dei  Bürgerrechts  ins  Belieben  der  Arbeiter  ge> 
stellt  Dir&r. 

»  Vgl.  L.UB.  II  1.  c;  Mantel!«  S.  57  u  98. 

*  Revidiertes  Stadtrecht  Lib.  I  Tit.  II,  2;  v.  Melle,  Gründl. 
Nii.lulchr  S.  118  ff.;  Reisner  1.  e.  S.  49 ff.  etc.  Vgl.  sttch  Bächer» 
Bevülkerung  Frankfurts  S.  17ö  ti". 

»Webrniann,  Zonftrollen  8.  125  ff.;  femer  M.  Heft  I  S  115  ff. 
Vgl.  oben  S.  19  Anm.  a 

*  Vgl.  ihre  Ordnung  von  1542  bei  Hasse,  Aus  der  Veigangenheit 
der  Schifergeaellschaft  in  Lübeck.  L.  1901.  S.  43. 
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Mafsregeln.  Der  Schofs  war  eine  Bürgerpflicht  und  sollte  auch 
nichtä  anderes  sein.  Dieser  Standpunkt  liels  sich  aber  nur 
h<alten ,  wenn  das  Bürgertum  auf  eine  breitere  Basis  gestellt 
ward.  Das  geschah  durch  Ausdehnung  der  Bürgerfähigkeit 
und  Bürgerpflicht  auf  die  gewerblichen  Kreise  der  Stadt,  llas 
BUrgerreeht  wurde  so  umgestaltet,  dafs  der  begüterte  Teil  der 
Einwoluierschaft  ohne  Unterschied  der  Art  seines  Vermögens 
XU  den  Lasten  der  Stadt  beitragen  mulsle. 

2.  Die  Büsgeranffelitolireii. 

Seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderte  seigt  sich  in  der 
mittelalterlichen  Steuergesehichte,  dafs  die  alten  Grundlagen 
des  Besteuerungsr echtes  teilweise  verlassen  werden. 

Der  Zusammenhang  zwischen  Bürgerrecht  und  Steuerpflicht 
wurde  lockerer,  die  Bedeutung  der  rechtlichen  Zugehörig- 
keit zur  Stadt  trat  bei  der  Verteihmg  der  Lasten  zurück. 
Aufserordentliehe  fmaiizielle  Bedürfnisse  brachen  der  Ansicht 
Bahn,  dafs  der  Wohnsitz  die  Stcuerpflieht  begründe,  dafs 
die  wirtschaftszugehörige  Bevölkerung  den  städtischeu 
Aufwand  zu  bestreiten  habe.  Die. Stadt  begann  auch  solche 
Personen,  die  keine  Bürger  waren ,  aber  gleich  ihnen  den 
Schutz  der  Mauern  genossen,  sur  Steuer  heränsuzieben 

In  Lübeck  beginnt  diese  Entwicklung  bereits  in  den 
deutschen  Redaktionen  des  Stadtrechts.  Sie  bestimmen:  Dat 
si  Avitlie  flat  en  jewclie  borghere  van  lubeke  sehal  scheten  vor 
sin  ghut  vnde  sines  wiues  vnde  sin  er  kindere  vnde 
uor  ghut  dat  he  under  sie  heuet  uan  uormuntschap 
weghen  e*. 

Die  Bürgorpllitlii  blieb  wie  vorher  eine  Pflicht  der  er- 
wachsenen, mttndigen  Männer.  Niemals  sind  Frauen 
und  Kinder  zum  Erwerb  des  BUrp^errechts  gesetzlich  gezwungen 
worden.  Ein  solcher  Zwang  hätte  auch  wenig  Sinn  gehabt. 
Die  meisten  städtischen  Pflichten  konnten  sie  doch  nicbt 
erfüllen.  Aber  Schofs  zahlen  konnten  sie,  und  es  war  nur  Inllig, 
dafs  sie  es  nach  ihren  Kräften  taten;  denn  auch  sie  genossen 
Recht  und  Frieden  der  Stadt.  In  der  Regel  ist  denn  auch 
die  Steuerpflicht  auf  diese  ^schutzpflichtigen*'  Klassen^  zuerst 
ausgedehnt  worden. 

Das  Stadtrecht  gebietet  jedem  Burger,  neben  dem  eigenen 
Vermögen  das  von  Frau,  Kind  und  Mündel  zu  versteuern. 
Damit  wurden  seine  sämtlichen  Angehörigen  schofspflichtig. 
Und  mehr  als  das.  Zu  den  Mttndeln  gehörten  damals  nicht 
nor  die  vaterlosen  Kinder,  sondern  auch  alle  unverheirateten 
und  Terwitweten  Frauen.  Das  Weib  stand  zeitlebens  unter 

'  Vgl.  Gierke  I  S.  330. 

>  Mach,  Kod.  II  Art  113  S.  304. 

•  Gierke  l.  c. 
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Voimuüdachaft,  la  und  aufser  der  Ehe^.  Diö  Stadtrechts- 
beätimmung  bedeutet  also  eine  erhebliche  Erweiterung  des 
KreiM  der  Steuerpflichtigen,  Alle  Unmttüdigen,  die  fi&tlaoh 
im  Bürgerrecht  standen,  luttten  fortan  der  Stadt  mit  Ihrem 
Yermügen  sa  dienen.  Ihr  geaetalioher  Vertreter  wurde  fbr 
ihren  Schofs  haftbar  gemacht. 

Ein  Schofsmandat  von  1410  verfUgt:  wedewen,  de  dat  vor- 
mo^'hen,  vnde  vormunder  vnmundiger  kinderp  .  .  de  moten 
to  dessemjare  schoten^.  Das  Mandat  zieht  im  allgemeinen 
Personen  zum  Schofs  heran,  die  früher  steuerfrei  waren*. 
Das  verleitet  Ortloflf*  zu  dem  Selilufs,  Witwen  (mit  Ausnahme 
derer,  die  selbständige  Bürgerrechte  ausübten)  und  VV'^aisen  seien 
in  der  Regel  vom  Sehofe  befreit  gewesen.  Diese  Ansicht  ist 
unhaltbar.  Sie  steht  zunttchst  im  Widersprach  mit  dem  Stadt- 
recht. Dasselbe  will  jedes  Mttndelvermögen  versteuert  haben. 
Ortloff  scheint  sich  bei  seiner  Interpretation  der  lübischen  Statuten 
an  den  Wortlaut  des  Kodex  der  Göttinger  Bibliothek  gehalten 
SU  haben,  der  die  Einbezieh uno^  des  Mündelverraö2:pn8  im 
engeren  Sinn  in  die  Schofsptlicht  nicht  deutlich  erkennen  läfst**. 
Ganz  deutlich  ist  sie  aber  wieder  im  revidierten  Stadtrecht 
ausgesprochen*',  entgegen  Ortloffs  Behauptung.  Ferner  wird 
die  Steuerpflicht  der  Witwen  und  Waisen  durch  die  Schofs- 
register  bestfttigt.  Bereits  im  14.  Ji^rhundert  geben  sie  an, 
dafs  viduae  und  pueri  geschofst  haben.  Das  obige  Mandat 
bezweckt  wohl  nur  eine  besondere  Vermabnung  ihrer  gesetz- 
lichen Vertreter. 

Den  finanziellen  Erfolg  dieser  Mafsregel  wird  man  sich 
nicht  zu  grols  vorstellen  dürfen.   Die  meisten  Frauen  und 


»  Pauli,  LHb.  Ziistrinrlo  I  S.  119.  Schon  d'w  altogten  R.•c•ht^^- 
aufzeichnungen  bestimmon:  Nulla  mulier  potnst  bona  sua  inpignorare, 
vcndere  vel  dare  sine  procuratore.  item  nulla  mnlier  potest  carius 
fidei  iubere  quam  pro  daobns  nummis  et  dimidio  sine  procuratore 
(T.  T^JV  I  S  1<t  41).  sie  setzoTi  nl^o  voraus,  dafs  jede  Frau  einen  Vor- 
mund hat.  Vgl.  hierzu  die  liursprake  L.U.B.  lA  S.  959.  Doch  war 
den  Kanffiniiien  (qne  habent  Ropsehat  et  solent  emera  et  venderH)  eine 
freiere  Stellang  eingeräumt.  (Hach,  Kod.  I  Art.  21  S.  191;  Kod.  II 
Art  96  S  291/92.)  -  Soit  1570  werden  die  Frauen  in  der  Hursprake 
unter  Strafandrohunsen  aufgefordert,  sich  binnen  einem  Vierteljahr  nach 
Abflterben  ihres  Ehemanns  einen  Yomond  su  wfthlen  (v.  Melle 
&  117).  —  Vgl  oben  S.  20  Anm.  4. 

^  L.U.B.  V  S.  Slfi. 

■  Vgl.  unten  8ub  3. 
"  *  Jahrrente  und  Geschofs  S.  180  ff. 

Nach  ihm  soll  der  Rürger  schössen  ^vor  ftynes  wiues  vnde  svner 
kyndere  gut,  dat  hc  »onUerhken  heeft  van  vormunderscop  wegnen" 
(Hach,  Kod.  III  Art.  44  S.  992).  Der  Nachsats  «dat  .  .  .  weghen" 
meint  zwcifoUos  das  Mündelgnt,  nicht  das  Kindergut,  wie  ein  Vergleich 
mit  der  analogen  Bestimmung  des  Kod.  U  (S.  24)  ergibt 

*  Es  bestimmt:  Ein  itzlicher  Bfirgcr  zu  Lübeck  sol  .  •  .  .  auch 
was  er  als  ein  Vormunder  vnder  seiner  sewalt  hat  ....  inuoiflehossen 
ichOidig  Bein  (Lib.  U  Tit  lU,  2). 
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Kinder  haben  kaum  ein  SondervennOgen  g^ehabt  Aber  es 
war  doch  eine  Handhabe  gegeben,  die  Vermögenderen  unter 
ihnen  an  den  Auigaben  der  Stadt  zu  beteiligen. 

Das  Steuerreent  war  demnach  seit  etwa  1260  folgender* 

mafspn  gestaltet:  Die  al^tivo  Srhofe^pflioht  bpschrftnkte  sich 
nach  wie  vnr  auf  die  Bürger,  die  wirtschaftlich  selbständigen 
Männer.  Aber  neben  ilmen  wurden  iortan  ihre  Frauen,  Witwen, 
erwachsenen  Töchter  und  unmündigeti  Kinder  passiv  Steuer- 
püichtig  ^ 

Hierbei  iit  es  gegen  150  Jahre  geblieben. 

&  fllnwolmer« 

Manche  mittelalterliche  Stadt  hat  später  den  Zusammenhang^ 

von  Bürgerrecht  und  Steaerpflicht  vtfllig  gelöst  und  auch  die 
«Einwohner'*  aur  Steuer  verpflichtet*. 

Einwohner  (Beisassen)  sind  diejenigen  Bewohner  der 
Stadt,  die  trotz  dauernder  Anwesenheit  in  ihr  kein  Bürprer- 
recht  erworben  haben ^.  Zu  ilinen  gehören  die  eigentiicii 
dienenden  Elemente  der  Bevölkerung:  die  Tagelöhner, 
Gesellen  und  Dienstboten^,  auch  besitzlose  Hand- 
werker^  endlich  die  Bettler^,  kurz  die  wirtschaftlich  Un- 
selbständigen. 

'  Genaurrpf'  nntpn  >nh  XV.  1. 

*  Das  Bremer  Stadtrecht  verordnet:  Ock  welic  borger  otite  Inwoiier 
unsser  Stadt  vrygheit  brukcn  undo  sick  mit  uns  behelpen  willen,  de 
Scholen  ttthgoven  er  schot  ghclvck  anderen  Unsen  borgeren.  (Statuta 
Bremensia  von  14B9  Art.  8.)  Eine  RoBtock(»r  Schofsordnnng  ^•on  1.530 
beginnt:  Witiick  dat  evnem  jewelken  borger  und  inwonrc  der 
•tad  .  .  .  (Beiträge  sar  Geschichte  der  Stadt  R  II  Heft  8  8.  12;  vgl. 
auch  Paasche  in  J.  f  Nat.  u.  Stat.  Hd.  :^  S.  345.1  Frankfurt  logt.» 
durch  Statut  von  188U  dein  Beisassen  daa  Gelübde  auf:  von  allen  den 
guden,  di  or  inwendig  oder  ufswendig  der  stad  hette  oder  gewönne, 
zu  geben,  .  .  .  glicher  wisc  als  obe  er  hur^cr  were  (BQcher,  Be< 
völkerung  S.  179  u.  321;  femor  in  der  Festschrift  zum  (^<'^^t^^ohf»n 
Historikerta^r  in  Leipzig  S,  UG  lt.).  Köln  zoc  die  Beisassen  schon  im 
13.  Jahrhundert  sur  Stener  heran  (Maurer  U  8.  872).  Auch  in  Dnder- 
stadt  mufsten  die  nichtbürj^erliclu'n  Einwohner  schössen  (Cohn, 
Fiiianzwif^scnscliHtt  S.  3*2H).  Ferner  traf  die  direkte  Steuer  Börger 
und  Einwulmer  in  Mainz  (Chroniken  der  mittelrbeinischen  Städte  II 
Abt  2  S.  99),  Nürnberg  (auf  Grund  eines  Privilegs  Friedriehs  III.  vom 
147.5,  Maurer  il  S.  87ü),  Braunschweig  (.Mack,  FinHiizvor^valtung 
S.  100)  etc.  Vgl.  weiteres  bei  Gierke  1  S.  aai  u.  U  S.  642;  Maurer 
S.  860  ff.;  Zeumer  S.  71  u.  110;  SehSnherg  in  J.  f.  Nat  n.  Stat 
Bd.  40  S.  356.  Einige  Städte  richteten  für  die  Einwohnerschaft  be- 
sondere Steuern  ein,  z.  B.  Dresden  (Rieht fr  im  neuen  ArHiiv  {, 
Hächs.  Geschichte  II  S.  279;  Stieda,  Städt.  Finanzen  S.  20)  und  Ba^el 
<Manrer  S.  872/73V 

»  V.  Below  i.  W.  d.  V.  r  s.  m. 

*  Inama-8ternegje  III,  1  S.  94/95;  Paasch«  in  J.  A  Nat  u. 
Stat  1.  c  8. 878  (die  „HUfsarheiter«')  n.  397  (er  sShlt  dort  anf:  Tr&ger, 
Karrenfuhrer,  Handlanger  und  Handarbeiter;  in     kommen  die  enteren 

als  konzessionierte  ins  Bürgerrecht  [oben  S.  2H]). 

6  Härtung  in  Z.  f.  G.V.  XiX  S.  95  Uhabnits'^). 
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Dattselbe  gilt  ia  Lübeck.  >(acii  dem  Gesetz  sollte  jeder 
Lübecker  ein  Bürger  seiiL  Aber  der  Erwerb  des  Bürgerrechte 
war  durdi  wirtschaldiche  Anfpandungen  bedingt.  Auch  wollte 
der  Bat  nicht  jeden  mm  Bürger  «nnehmen^.  Infolgedessen 

gab  es  einen  besonderen  Stand  von  Einwohnern.  Sie  waren 
keine  stadtrechtliche  Kategorie.  Aber  sie  bestaiuleit  nit  ht 
per  Tipfas,  sondern  mit  Wissen  und  Willen  der  Stadt,  Die 
Publikationen  des  Hates  bebandeln  sie  als  besondere  Klasse^. 

Die  Einwohner  rekrutieren  sieb  aus  den  Beviilkerungs- 
8chit*)iten,  de  in  koste  ghad^,  d.  h.  aus  denen,  die  bei  fremden* 
Leuten  ihren  Unterhalt  verdienen.  Zu  ihnen  sind  demnach 
zu  rechnen:  das  Gesinde,  die  Gehilfen  und  Gesellen, 
die  Angestellten  im  Handel  und  Gewerbe*  und  die  Tage- 
löhner. Von  letzteren  aber  nur  die  ,,ge meinen  Daeh- 
1  o n  er,  alse  Grevers,  Rammers,  Watergeters,  Pumpers,  Inladers, 
Wallsetters  und  der  glikende***,  nicht  diejenigen,  die  von  der 
Stadt  in  Dienst  und  Pflicht  genommen  waren'. 

Alle  Änderungen  des  Bttrgerredito  geschahen  auf  Kosten 
der  Einwohnerschaft  im  ngeren  Sinn.  Dennoch  machte  sie 
immer  einen  grofsen  Teil  der  BcTölkerung  aus. 

Das  Gesinde  war  wie  anderswo^  auch  in  Lübeck  seit 

jeher  stark  vertretend  Die  ZM  der  Gesellen  gewann 
Bedeutung,  als  die  Zünfte  sich  abzusperren  begannen,  die  Aus- 
sicht Meister  zu  werden  geringer  und  der  Gesellenstand  zum 
Lebensberuf  wurde Endlich  ist  auch  die  jeweilige  stltdtische 


>  Oben  S.  22  ff. 

•  Der  FriedeTisrt'zr'fs  von  1416  wendet  sich  an  „brrixrr*  vnd 
inwonere"  (L.U.B.  V  8.  648).  Dasselbe  gilt  von  den  Kleiderordiiuiigen 
(oben  S.  16  Anm.  U  —  Vgl.  auch  8.  26  Anm.  2  und  die  ISpeierer  Steuer- 
Verordnung  bei  ISüc  her,  Festschrift  S.  161. 

•  L.U.B.  V  S.  378. 

^  Das  Gegenteil  zu  dem,  de  in  koste  ghad,  ist  derjene,  de  sine 
eghenen  koste  hevet.  Vgl.  M.  Heft  2  B.  62. 

•  GeselleD,  dio  sich  selbständig  machen  wollten,  mnfiteD  erst  da» 
Bürgerrecht  envrrben  (M.  Ih'ft  1  S.  llU).  Si(  h("^:ifspn  es  nhn  noch 
nicht.  Mantels  leitet  seine  Ansicht,  die  Gesellen  etc.  seien  Burger 
ujcwcäcu,  aus  einem  Fall  ab.  £in  Hambarger  Bfirgerbaeh  l&hrt  einan 
Wandbereiterknecht  auf.  M.  knäpft  daran  die  Bemerkung:  „so  dfirfen 
wir  davon,  obschon  einor  »pütrrcn  Zeit  aogehdrig»  doch  auf  die  VOr^ 
liegende  Anwendung  machen'*  (S.  67J. 

•  Z.  Bd.  7  S.  <«0. 
7  Oben  S.  2X 

In  Nürnberg  bildete  das  Gesinde  18,6 der  Bevölkerung^ 
(Bücher,  Bevölkerung  Frankfrirt«  S.  47),  in  Rostock  gar  19,09«A^ 
(Paasche  in  d.  J.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  39  S.  353  ff.).  Dort  hatten  selbst 
einfache  Handwerker  2—4  Mäjrde.  Nach  Jastrow  hat  das  Gesinde  in 
gewerbe-  und  handeltreibenden  Städten  20 — 25  der  ganzen  Be. 
vSlkemng  ausgemacht  (Volkaaahl  dentscher  Stftdte  S.  40). 

•  Mantels  S.  66;  Pauli,  Kiib.  Zustände  Teil  I  S.  68. 

Vgl  Inama-Sternegg  III,  1  &  96  ft,  2  8.  70  ff. 
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Bevölkerungspolitik  von  Einflufa  auf  die  Stftrke  der  Einwohner- 
schaft gewesen  \ 

Es  bestand  also  nach  wie  vor  ein  MifBrerbältnis  swischen 

Bürgerschaft  und  städtischer  Bevölkerung,  wenn  auch  nicht 
mehr  in  dem  Umfang  wie  frUher^  jedenfalls  aber  nicht  mehr 

von  derspll>en  Bedeutung*. 

Dio  l^irrvohner  blieben  dennoch  in  dfT  R(\irel  srliofsfrei. 
8ie  waren  ja  auch  wenig  bemittelt.  Aber  die  Revolutionszeit 
im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  zwang  durch  dio  finanziellen 
Nöte,  in  die  sie  die  «Stadt  brachte,  auch  zu  ihrer  Besteuerung. 
Ein  Schofsmandat  von  1410  bestimmt:  Von  alle  den  ehennen, 
de  in  koste  ghad,  de  nene  borger  en  sint»  ▼ncfe  ok  de 
ghenne,  de  boiiger  geld  hebbet,  de  to  der  heren  tafelen 
bet  toll  er  to  geseten  hebben,  . . .  alle  de  van  dessen  sint,  de 
moten  to  dessem  jare  schoten*.  Auch  NichtbUrger  sollten  also 
in  diesem  Jahre  schössen;  Kostgänger  und  frühere  Handlungs- 
diener, die  .sich  jetzt  mit  dem  (Telde  von  Bürgern  selbständig 
gemacht  haben*,  werden  besonders  genannt. 

Ortlo  t"f  meint,  diese  Besteuerung  der  Einwohnerschaft 
sei  transitorisch  gewesen'^'.  Das  ist  wohl  zutreffend.  Im  Friedens- 
resefs  ron  1416*  wnrde  noch  ansdrQekHch  vereinbart:  ynde 
also  besecge  wj  de  borgere  vnde  inwonere  der  ^tad  Lu* 
beke,  dat  se  dat  s  c  h  o  t  .  .  gheuen  Scholen Für  die  spätere 
Zeit  lassen  aber  die  Schofsregi^ter  eine  Steuerpflicht  der  boi 
ihrem  Meister  wohnenden  Gesellen  und  des  Gesindes  nicht 
erkennen.  Nur  die  Tagelöhner  und  für  sich  wohnend'Mi  An 
gestellten  scheinen  auch  weiterhin  iSchofs  gezahlt  zu  haben  "  ^. 


1  Nach  Jastrow  (S.  49)  fkngt  die  Stadt  in  den  letzten  Jahnehnten 

des  Mittelalton?  an,  den  Erwerb  des  Bürcorr«  <  lits  zn  ersehwereTi  V«?!. 
ib.  S.  86  u.  Paasch e  S  308.  Jede  Ersen wening  bewirkt  ein  Plus  von 
Einwohnern.  Nach  B  fleh  er  verhinderte  sudem  die  Notwendigkdt 
i'ini'H  fort \vahrt'nd<'ii  ^«'vülkerungszaschussos  oine  strenge  Durchföhmng 
der  gesetzlichen  Bestimiminffen  (Bevölkerung  S.  326). 

■  Mantels  setzt  die  Einwohnerschaft  halb  so  hocli  au  wiv  die 
Bürgerschaft  (S.  ß7),  aber  ohne  statistische  Grundlagen.  —  In  Frank- 
furt machten  die  Einwohner  fast  25°/o  der  ganzen  Bevölkerung  (Bücher 
S.  löl  ff.).   Vgl.  für  Rostock  Paasch e  1.  c.  S.  308. 

*  L.U.B.  V  8.  87&  Dm  Mandat  ist  allerdings  nndatiert.  aber 
wohl  ins  Jahr  1410  an  aetaeo.  Vgl.  Wehr  mann  in  H.&BL  1878 
S.  126  ff. 

*  Die  Interpretation  ist  zweifelhaft.  —  Ebenso  werdi'u  in  der 
Frankfurter  Hech-ordnung  yon  1475  Kostgänp  i  und  Handlungsdioaer, 
die  sich  mit  <mti>  r  Einhi^^'*  nm  Geschäfte  ihres  Dienstherm  beteiligen» 
ateuerpdich^  gemacht  (Bücher  in  der  Festschrift  S.  Id7> 

ö  Vgl.  uiittMi  8ub  IX,  U. 

*  J.v  n  V  s.  048. 

"  Di«  ^tadtiachen  Arbeiter  waren  als  Beamte  steuerfrei  (unten  VI,  3). 

®  Ih'.vj  wird  vereinbart,  die  Domherren  sollten  steuern  «im  Talle« 
<Iritt  alle  BorL"'T-c  vnde  ynwanere  diser  Stadt  .  .  thor  gemene  uott 
ettwas  worden  geuen**  (Grautoff,  Hietorische  Schriften.  Lübeck  liS^. 


Digitized  by  Google 


XXi  6. 


29 


4.  Gäste. 

Da«  iStreben  der  Stadt  gin^r  dahin,  alle,  die  ihren  ISchutB 
genofispn,  an  ihren  Lasten  zu  beteiligen 

Nach  grundsätzlicher  Einbezif^himi,"  der  Einwohner  in  die 
Schofspflicht  standen  nur  noch  drei  Kiasaen  der  Bevölkerung 
aiifserhalh  fler  städtischen  Öteuergewalt:  die  Geistlichen» 
Ritter  und  ( r  ä  s  t  e. 

Die  beiden  ersteron  waren  an  sich  und  Uberall  privilegiert 
Aijderü  die  „Gäste".    Unter  „Gälten"  «ind  die  Fremden  zu 
verstehen,  die  sich  in  Lübeck  aufhalten,  insbesondere  fremde 
Kaufleute  and  Handwerker*,  die  asar  Aasttbung  ihre» 
Berufes  in  die  Stadt  gekommen  sind. 

Sie  sind  nicht  schlechthin  steuerfrei.  Sie  steuern  dort, 
wo  sie  Bürgerrecht  haben.  Ihr  Privileg  ist  nur  ein  Ausfluls 
der  Personalität  des  Steuerrechts,  nur  von  lolLaler  B  il<  utung. 
Es  gilt  auch  nur  fUr  die  direkten  Steuern^.  Der  Z«  II  traf 
sie,  ja,  anfjinglich  sie  allein.  Wie  der  Schofs  als  Abgabe 
der  Bürger  entstand,  so  entstand  der  Zoll  als  »Steuer  der 
Fremden  *. 


I  S.  292  ff.  u.  818).   1551  verpflichtet  sieb  das  Ratzehnrger  Domkapitel 

bei  Erwerb  eines  Hauses  „alle    borgerliche  ph'cht"  zu  tun  „gelyke 
anderen  der  stat  gpmoiicii  borgeren  undn  inwaneren"  (M.  Heit  3 
S.  162  Anm.  1).    162(3  traf  ein  aufBcrordentlicbcr  Schofs  Bürger  und 
Einwobix  r  (M.  Heft  5  S.  32). 
»  (;  ierke  I  S.  330. 
Vgl.  uDten  VI  8iib  1  u.  2. 

•  V.  Below  im  W.  d.  V.  I  8.  717.  —  Sie  tveten  in  der  vorfiber- 
gehend  anwesenden  Bevölkerung  besonders  hervor.  Daraus  folgt  aber 
nicht,  dafs  sie  den  Hauptbestandteil  dor  Fremden  ausmachten.  Die 
fremden  Arbeiter  fielen  ökonomisch  nur  nicht  so  ins  Gewicht.  Auch 
die  liberalen  Berufe  sind  unter  den  Qfaten  vertreten.  Das  Gäste» 
rccrinter  führt  z.  B.  einmal  ein»'  Person  auf,  df.  sehole  plach  to 
hebbende.  Vgl.  hierzu  den  Artikel  Kuges  über  diu  deutschen  iScbuIeu 
Lm  Z.  Bd.  8  S.  410  ff.  Ober  den  Bernf  der  0§»te  ergeben  die  Re- 
gister noch  folgende  Einxelheiten.  Genannt  werden  Müller,  Schuh- 
macher, Schiffer  ( Bergen fahrer),  Bleicher  etc.  Lübeek  war  ferner  der  Sitz 
eines  lebhaften  Pterdehandels.  Die  „perdekoper""  wohnten  in  den  Tor- 
strafsen.  Ein  Begister  nnbekannten  Datums  sfthlt  unter  der  Rubrik: 
Item  de  jungen  ]t  rdekoper  11  in  der  Burg-  und  12  in  df  r  Mühlen- 
strafse  auf.  Sie  machten  weite  Handelsreisen,  z.  B.  nach  I'raukreich 
hinein  (Z.  Bd.  1  8.  177).  14d3— 66  wird  ein  orgelenmaker  registriert; 
in  letiterero  Jahre  beifst  es  ^on  ihm:  to  hus  tagen.  1466  sind  drei 
Personen  als  vp  sunte  yacopef»  warkhuse  fmyt  dem  warktnostern  \  Rmby) 
wohnhaft  bezeichnet,  lu  aiesen  Jahren  scheinen  demnach  au:^ wartige 
Erftfte  SV  Kirebenbanten  berangesogen  an  sein. 

*  Tgl.  das  hieraus  orklarticbe  Verbot  der  Übertragung  von  Grond^ 
stücken  unten  sub  VII,  A  2. 

Ihre  jipezielle  Zollpflicht  ist  nach  Inama-8  ternegg  (III,  2 
S.  229)  die  erste  entschiedene  Äufseruug  der  städtischen  Abspcrrunge- 
tendenaen«  Frankfurt  bestimmt:  Nullns  oiTinm  sollet  tbelonenm 
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Die  Gääte  waren  zugleich  gewinnbringende  Handelsfreunde 
und  geffehrliclie  Konkurrenten.  Ihre  reclitlirhe  Behandlung 
war  deshalb  nicht  ganz  einfach.  Uberali  entstand  ein  be- 
sonderes Gääterecht. 

Da«  Lübecker  SUidtroebt  bestimmt,  jeder,  der  von  „buteu" 
käme,  solle  nach  dreimonatiger  Au  Wesenheit  Bürgerrecht  ge- 
winnen, ofte  he  dar  na  vort  sie  in  der  stat  wil  neren Dar- 
nach war  eine  dauernde  NiederlasBunff  von  Gästen  Terl^oten. 
Aber  das  Verbot  ist  nicht  streng  durchgeftthrt.  Nnr  saweilen 
vermerken  die  Gftsteregister  ^ :  der  is  nu  borger.  Die  meisten 
Namen  kehren  von  Jahr  zu  Jahr  ohne  dirsen  Zusatz  wieder. 
Der  Rat  hat  doch  gcstiittet,  dafs  Gäste  mehr  als  ein  Vierteljahr 
in  Lti^irrk  hlioben'^  Man  wufste  nber.  welch  eine  Gefahr  sie 
für  (ien  einhti mischen  Bürgerstand  waren.  Um  ihm  den 
städtischen  Markt  zu  sichern,  unterwarf  man  sie  alicrb  i  Be- 
schränkungen*. Sie  durften  nur  an  drei  Tagen  im  Jahre 
Waren  im  Kleinhandel  feilbieten'*.    Es  war  ihnen  untersagt, 


in  nostra  civitatc,  sed  nlÜ  tiospitcs  atlvcnc  solvero  t<'ueiitur.  Eine 
Göttiuger  Kcchtsaufzeidmuiig  verfügt:  is  lie  eyn  ghast  so  nedarf  he 
nicht  tinsen,  aber  he  niod  tollen.  Das  Hniunschwoigcr  Ottonianuin 
orchiet  an:  Bwtdich  borgere  en  wih;  voret  uth  dere  stat  unde  pleget  hir 
inne  schotes  unde  n  cljtes,  ho  is  crelikp  toln  vri  also  he  hir  inno  were 
(Frensdorff,  Die  Zollordnung  d.'f  Lüb.  Rechts  fl.G.lil.  1897  S.  180). 

*  Oben  S.  20.    Vgl.  Huber,  Haushalt  Hildesheims  S.  58. 

*  Über  sie  unten  nh  XL 

*  Die  Fremden  wohnten  in  der  Regel  hei  BOrgem.  Ossthluser 

im  heutiir'  ii  Sinn  waren  wonig  vorhandrn  firubcr  S.  120).  Die  Hur- 
sprake  gibt  besondere  Vorschriften  für  alle  die  „gheate  pleghen  to 
holdende"  (L.U.ß.  VI  S.  757).  Auch  die  Mitglieder  des  Rates  nehmen 
Oftste  auf,  ja  sie  gerade  sehr  h&ufig;.  In  der  Kegel  begnügte  sich  jeder 
mit  .'iiK'in  ("last.  1489  z.  B.  verteihn  -ich  die  141  Gast.-  auf  10".  Wirte. 
13  beherbergten  2,  8:3,  Je  einer  4  und  5.  In  zwei  Fallen  wird  re- 
o^istriert:  Item  8  geste  mit  heidericke  (Fiechstr.)  und  mit  budi  (Mengstr.Ji 
Vereinzelte  bewohnen  ein  Haus  für  sich,  andere  einen  Keller.  Zuweilen 
haben  sie  auch  Familie  bei  sich  (geschotet  vor  «ik  vnd  sine  hu!«vrouwe; 
mit  siiu  r  nioderi.  Öfter  werden  sie  von  IJedienten  begleitet  (dyt  i* 
sin  bro<ii<rhi'  knetht  [brodig  ^  einer,  den  man  in  Kost,  Wohnung  nnd 
I.ohji  hat:  Z.  Bd.  7  S.  1591;  mit  drei  knechten:  in  lt  -  ll  v  Sie  wohnen 
meist  auf  der  Travcnseite  und  zwar  im  Ivoinplex  ilolstenstrafse- 
Beckergrube,  tneh  am  8oltmarkt  (Klingenberg).    Einige  sind  im  Land« 


von  einem  Gast  bewohnt.  V^l.  hierzu  Pauli,  Zustände  I  S.  65  ff.  Ihre 
Zahl  war  sehr  schwankend.  Vgl.  unten  eob  XXI. 

*  Vgl.  1  nania-Sternegff  III,  2  S.  238  ff.;  Wehrmann,  Zunft* 
rollen  und  v.  Below  im  W.  d.  V.  I  S.  490. 

Die  G&sterollc  der  Krümcr  bestimmt:  Kremer,  de  ghes^te  sin,  de 
mogheu  dre  dag  he  in  denir  iare  vnd  nicht  dicker  mit  erer  kremerie 
stan  vor  den  kerk(m  edder  vp  deme  markede  (L.U.B.  III  8.  186; 
Wi'hrmann  ib.  S.  270).  Nur  (fie  Nürnberger  durften  immer  ofTt  iic 
Keller  halten,  ebenso  auch  die  Lübecker  in  Nürnberg.  Das  Güste- 
register  macht  sie  besonders  kenntlich  ^uorenberger,  heft  1  kelre). 
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Waren,  die  sie  in  der  Stidt  gekauft  hatten,  dort  wieder  zu 
vorkauten  ^  Den  Bürgern  war  verboU^n .  sirli  mit  ihnen  zu 
asbociieren^.  Wer  es  doch  tat,  wurde  in  die  iiohe  Strafe 
von  lU  ^  Silb.  genommen**. 

Trotz  dieser  Bcächränkuiigen  zogen  sie  manchen  Vorteil 
von  der  Stadt.  Und  zwar,  ohne  dafs  sie,  die  steuerfkhigen, 
etwas  sa  deren  Lasten  beiButnffen  brauchten.  Das  wurde 
ungern  gesehen.  Schließlich  entBchlofs  man  steh,  sie  aar  Steuer 
heranauaiehen.  Nachweislich  zuerst  im  Jahre  1454  gab  die 
Buraprake  (zu  St.  Thomae)  bekannt:  Desse  heren  bedet  alle 
don  jenncn,  de  hiir  in  desser  stad  liggen  vnde  kopslagen 
li]k  vnsen  borgeren,  dat  se  vorsch  o  t  g^MMien  vnde  schote  n 
ok  gelijk  vnsen  borgeren.  hiirumni«'  heware  zijk  een  jeweiik, 
dat  he        in  neuen  schaden  en  kome  '. 

Dieser  Befehl  gilt  selbstverständlich  nur  für  die  Gäste, 
die  mehr  als  drei  Monate  in  der  Stadt  sind,  und  unter  diesen 
aach  nur  für  die  kaufschUgenden*,  die  kaufmännische  Vorteile 
von  der  Stadt  hatten.   Die  übrigen  blieben  steuerfrei'. 

Seit  dieser  EIrweitemng  war  der  Kreis  der  Schofspflichtigen 
geaetalich  geschlossen.  Aber  im  Verwaltungswege  sind  noch 
manche  in  ihn  hineingezogen^. 


1465  sind  ihrer  4  registriert.  Di'  riltrif;<'ii  (Jaste  durften  ihre  Verkaufs- 
stelleu  Dur  öffnen«  wenn  ein  Käufer  kam,  und  mufsten  sie  nach  Ge- 
seliftllsabsehlurt  sofort  wieder  echliefson  (WeHrmann  ib.  8.  106  ff.}. 

'  Welk  |?a«t  hir  ffoet  koft,  de  ne  seal  dat  sahie  froet  hir  nicht 
weder  vorkopen  (L.U.li.  III  8.  187).  V^L  hierzu  Inama-Stern egg 
S.  241  Anm.  2 

*  M.  Heft  3  S.  7  u.  Heft?  8.  14.  Vgl.  Inama-Sternegg  S.  289. 
Trotzdem  kamen  f  !:uiiels;:!^ono5;3enschrtften  zwischen  BHrpern  und  nästen 
vor.  Im  Gasteregiätcr  von  1466  ist  eingetragen:  kuntze  sotzcnheim 
1  ^  und  sin  geselle  (Teilhaber)  2  de  den  kelre  upholt  mit 
nratttsinge  {ein  Bflrger).  Sp&ter  noeh  einmal:  sin  selschop  mit 
mnotsinge. 

*  L.U.B.  II  S.  1038  (Reineruä  de  Aken  tenetur  X  marc.  pro  eo, 
([iiud  habait  societatem  com  hospiHbns).  Z.  Bd.  T  8.  215. 

*  Weiteres  über  flie  den  (»ästen  aufp:elt'ß;ten  Heschränkiiiij^en  bei 
8t!eda,  Studien  zur  (iewerbetjesehichte  Lübecks.    M.  Heft  3  8.  6  u.  7. 

*  L.U.B.  IX  8.  Art.  ö.  Der  Wortlaut  ist  in  den  einzelnen 
ßorspraken  versehieden.  Zq  Kathedra  Pstri  1455  heifst  es:  Vortmsr 
alle  de  Jennen  de  binnen  vn.scr  Stad  liggen  vnde  kop-*1agen,  like  vnsen 
borgeren,  de  Scholen  vorschot  geuen  rnd  schoten  alse  vnse  borgere. 
Die  zn  Tbomft  1595  schaltet  hinter  „koiislagcn"  ein:  apene  Boden  vnd 
Keller  holden. 

^  Im  Gil5$tere^tster  ist  öfter  hinter  den  Namen  vermerkt:  duBae 
kopslaget  nichr  alse  ho  «echt. 

'  Ob  die  Gäste  für  ihr  ganzes  Vermögen  schofsptlichtig  wurden 
oder  mir  für  den  Teil,  der  ^icli  in  Lübeck  befand Hie  Bnrsprake 
läÜBt  keinerlei  Beschränkunucu  erkennen.  —  in  Dortmund  mufsten  die 
Giate  bei  den  Pnntiniren  ihr  ganzes  Vermögen  Tentenern  (Rflbel, 
Finanzwesen  D.s  I  S.  ö8'69).  In  Frankfurt  blieb  ihr  ganzes  Mobiliar- 
Vermögen  und  ihr  aufserhalb  der  Stadt  bel^ener  Grundbesitz  Steuer- 
frei  (Bücher  in  der  Festschrift  S.  126/27^ 

*  Einige  Städte  lieben  steh  ancfa  an  Vereinbamngen  mit  Steuer- 
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UrüprUngltch  waren  Biiri^erreclit  und  Schofspflicht  untrenn- 
bar mit  einander  verbündt ii.  Dann  wurden  auch  Einw  hner 
uud  Gäste  schofäpÜichtig  gemacht  ^  Aber  die  alle  Verbiuduu^ 
wi)rkt6  in  den  Gedanken  n>rt  Das  revidierte  Stadtrecht*  und 
die  Bnraprake*  wandten  eich  nach  wie  vor  an  die  Bürger, 
wenn  sie  vom  Schofe  sprachen.  Die  Gftste  erhielten  eine 
besondere  Aufforderung.  Die  Besteuerung  von  Nichtbürgerni 
die  faktisch  längst  zur  Hegel  ward,  galt  noch  immer  als  Aus- 
nahme. Der  Bürger  blieb  doch  rorsugsweiser  Träger  der 
Steuerlast^. 

6.  Die  steuerllohe  Behandlunsr  derLandbeTölkesuiiff. 

Gewöhnlich  reichte  die  städtische  Steuer  ebensoweit  wie 
die  städtische  Gerichtsbarkeit';  war  sie  doch  nichts  als  deren 
Zubehf^r.  In  Lübeck  erfolgte  die  eben  geschilderte  Ausdehnung 
der  Scholspflicht  aber  nur  auf  alle  Bewohner  der  Stadt 
selbst,  nicht  auf  die  des  Stadtgebietes.  Die  allgemeine 
Steuerpflicht  endete  an  den  Toren.  Zwar  bestimmt  das  Stadt- 
recht über  seiiK'ii  Geltungsbereich:  Soghedan  recht  aUe  we 
hebbet  in  vnöor  ötat  alsoghedan  hebbe  we  also  verre  alse 
vnse  wicbelde  reket  vnde  wäret**.  Auch  pflegte  sich 
die  Stadt  bei  Verkäufen  ans  ihrem  Landbesits  ausdrücklich 
die  Gerichtsbarkelt  vorzubehalten^.  Dennoch  waren  die  Be- 
wohner des  lühcckisehen  Landgebiets  als  solche  steuerfrei« 
nur  als  Btirger  schofspflichttg. 

Dieser  Rechtszustand  barg  Gefahren  in  sich.  Er  konnte 
Einwohnern  und  Gästen  nahe  legen»  sich  vor  den  Toren  fest- 
zusetzen und  von  dort  aus  ihr  Gewerbe  zu  treiben.  Sie  hätten 
dann  den  Schutz  und  die  Vorteile  der  Stadt  genossen,  ohne 


S flichtigen  herbei.  Der  Braunschweiger  Rat  verglich  sich  mit  denen, 
ie  nach  eidlicher  Versicherung  niclit  „dryer  mark  wcrd  gude.«»'*  be- 
paffpn,  um  (!(•"  Scliöfr*  fChroniKOn  niedcrsäcli-i'-rh.M  Städte  lir.  I  153). 
In  Hildesheim  konnten  sich  alle,  die  ihren  bchof«»  drei  Jahre  im  voraus 
festgeftetst  haben  wcUteo,  mit  der  Stadt  Aber  dessen  HShe  einigen. 
8i('  wurden  unter  der  Rubrik  .Deffhedinghe"  gebucht  (Huber  8.  61» 
L.B.  Bd.  6  S.  Uli 

*  In  einig<'Ti  Städten  blieb  daa  Bürffcrrccht  bi»  ins  16.  Jahrhundert 
alleinige  GmiullM  r  i  r  Steuerpflicht.  (Maurer  II  8.  808.) 

«  Lib.  II  Tit.  III  Art.  2. 

'  L.U.B.  IX  1.  c.  8eit  dem  17.  Jahrhundert  aber  erging  der  ßc- 
fohi  der  Bnrsprake  an  „einen  jeden'.  Trotsdem  wniden  die  Oiste 
such  hier  noch  besonders  angefordert  (v*  Helle  8.  114/15)i 

*  Zeumer  S.  71. 

*  Zeumer  S.  47/4d;  Ulrich,  BUder  aus  Hannovers  Vergangenheit 
S.  48  ff.;  Bfleher,  FestBchrift  8. 125;  8ch«nberg,  Fin&nsTerhUtniase 

Bssfl^*  S.  272. 

*  iluch,  Kod.  II  Art.  192  S.  346. 

^  \>1.  Pauli,  Lüh.  Zostflnde  I  S.  167-169;  L.U.B.  II  S.  237(8&luo 
tsmeii  cinita^  iadicio  sno)  etc. 
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jßu  ihren  Lasten  beizutragen.  Der  Versuch  iat  auch  öfter  ge- 
macht. Aber  der  Rat  duldete  „dar  nyne  vorstad  noch 
k  rogc  .  weilte  de  jenne,  de  dar  vvoiietleii,  de  seien  dar  vusen 
borgeren  to  vorfange  achoteden  nicht"*...  Er  erklärte 
in  einem  BeschloTs  von  14G5*,  er  wolle  „nT  vnde  ok  Tor 
desser  tijd  .  .  .  vthe  den  deren  nyne  (kroge  noch)  lade 
wonende  hebben**,  08  sei  denn  mit  seinem  ^vulborde,  weten 
▼nde  willen 

Die  Besiedlung  des  yorstädtischen  Geländes  war  also  direkt 
verboten.  £s  diente  vorwiegend  zu  Frei  weiden,  sor  All- 
mende. Die  wenigen  Felder,  die  sich  vor  den  Mauern  aus- 
dehnten ,  befanden  sieh  im  Besitz  städtischer  Ackerbürger 
und  wurden  von  der  Stadt  aus  bestellt*. 

Nurpmz  ausnahmsweise  gestattete  der  Rat  eine  AnsiedUmg 
vor  dem  Tore,  unter  sehr  ersehwerenden  Bedingun^^cu.  Der 
Bittsteller  mufste  für  sich  und  „zine  lüde'  versprechen,  die 
städtischen  Lasten  zu  tragen,  den  Vorkauf  und  desgleichen  zu 
unterlassen  und  seine  Baulichkeiten  weder  auszubessern  noch 
neu  aafaurichten,  d.  h.  auch  ihrem  Verfall  nicht  vorzubeugen. 
Bei  VerstttJsen  gegen  diese  Bedingungen  wurde  der  Widerruf 
des  Xonsenses  in  Aussicht  gestellt^.  Infolgedessen  war  die 
vorstfidtisehe  Bevölkerung  verschwindend  gering     Auch  spftter 


'  Es  war  ein  altes  Hecht  der  Ämter,  dafs  iiaodwcrkcr  nur  in  der 
Stadt  wohnen  durlteii  (Wehrmaan,  ZnnftroUen  S.  98). 
3  M.  Heft  4  8.  188. 

*  Eiiifretragpn  im  Xi  Mlorstadtbuch  am  29.  Aupist  dieses  Jahres. 
Vgl,  Brt*  hmer,  Zur  (-ieschichte  der  Vorstädte.    M.  i.  e. 

*  Brehme r,  Die  Landwehr  in  Z.  ßd.  7  S.  453  ff. 

B  1465  bat  Thomas  Lnneborg  darum,  dafs  er  seinen  Hof  „bmken 
mochte  mit  zinen  wonnigen,  tobehoringen  vnde  vrijheidf*n,  so  zin  selige 
yader  des  bij  zinen  tvden  gebruket  hedde^.  Seine  Leute  wollten  auch 

ferne  schoasen  und  sich  des  Vorkanfs  enthalten.  Der  Bat  antwortete, 
afs  er  »oppe  diitmaell  eme  noch  gunnen  wolde  sodanen  erscreuen 
hoff  to  Dcsettenue  vnde  to  b<  \vonende  in  nabescreuener  wijse,  also 
dat  men  sodane  huse  vnde  boden ,  vppe  deme  sulfften  houe 
wessnde,  nicht  honwen  edder  beteren  schall ,  dar  ok  nyne  njc  hmiere 
wedder  buwcn.  dan  allene  vnder  dake  to  holdene,  vnde  de  jenne, 
de  dar  vppe  wonen.  de  Scholen  schoten  \nde  waken,  gelyk 
den  vorscreuen  böigeren,  dar  njn  beer  tappen,  kroch  holden,  noch  vor- 
kopp  don  den  sulfften  borgeren  to  vorfanae,  so  TOi^erort  is.  Unde 
weret  znke  dat  hyr  en  i'"_r''n  schcge  vnde  aTsns  nyoht  rjr'  holden  worde, 
so  en  will  de  erbenomede  rad  to  Lubeke  dar  nyne  wonmge  Staden  to 
hebbende,  edder  to  bewonende<*  (M.  Heft  4  8.  188/89).  Vgl. 
oben  S.  14. 

*  Die  Schofsregister  registrieren  in  der  Regel  nur  2—4  i'ersonen 
vor  dem  Mühlentor.  1465  anfserdem  7  vor  dem  HoUtentor  (6  vp  puste- 
brader  houe,  1  vp  her  lunohorgez  hofe  buten  dem  hobtendore)  and 
einen  Bleicher  vor  dem  Uüxtertor.  Das  Bewohnen  des  Pustenbrader- 
liofos  wurde  noch  in  demselben  Jahre  verboten  (M.  Lei.  —  Ferner 
befanden  sich  Siechenhäuser  aus  sanitären  Gr&nden  aafseilialh  der 
Manem. 

F«ffB«]iiuiig«&  ZZI  6.  —  Hartwig.  3 
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itit  hier  kaum  ein  Wandel  eingetreten.  Als  am  l.  Mai  lb(i4 
die  Torsperre  beseitigt  ward,  waren  die  Vorstädte  fast  nur  von 
Handele-  und  Krantgttrtnern  bewohnt'. 

Diese  Politik  war  aber  nar  fbr  das  ttnmittdbar  vor  den 
Toren  belegene  Land  angebracht  Die  eigentliche  Stadt- 
flur' brauchte  eine  eingesesBene  Bevölkerung.  Sie  wäre  sonst 
ihrer  Bestimmung  entzogen  worden.  Ein  Besiedlungsverbot 
war  auch  gar  nicnt  erwünscht.  Denn  von  den  Dörfern  drohten 
der  Stadt  keine  Gefahren,  weder  ihrem  Handel  noch  ihrer 
Steuer.  Die  lübeckische  Feldmark  war  ursprünglich  private« 
Eigentum  der  Stadt'  und  durch  sie  wohl  ausschliefsHch  an 
Bürger  verkauft  oder  verpachtet*,  aUo  schon  durch  ihre 
Besitaer  schofspflichtig.  Die  übrige  Landbevölkerung  bestand 
nur  aus  Unterpächtem,  Verwaltangsbeamten  und  Bedienten, 
durchweg  unbemittelten  Leuten,  die  zudem  von  der  Stadt  nur 
geringe  Vorteile  hatten.  Auf  ihre  Steuer  konnte  unbedenklich 
verzichtet  werdend 

6.  isiiehtphy sieche  Schosser. 

Das  Stadtrecht  fafst  nur  die  Rost^'n^runii:  physicher 
Personen  ins  Auge.  Zur  Zeit  seiner  Entstehung  gab  es  noch 
keine  juristischen  Personen  weltlichen  Charakters,  sondern 
nur  kirchliche  Korporationen,  und  diese  waren  vom  Schofs 
befreit 

Im  14.  und  15.  Jahriiundert  kam  aber  auch  das  wdtliche 
Korporationswesen  sur  BlQte^.  Die  Handwerker  bildeten 
Innungen  (Ämter),  die  Kaufleute  Genossenschaften 
(Kompagnien).  Das  Patriziat  organisierte  sich  in  kirchlichen 

Vereinen.  Diese  Verbände,  die  alle  nebenbei  auch  gesellige 
Zwecke  verfolgton.  kamen  durch  die  T^f^itriige  ihrer  Mitglieder 
und  durch  Scheukungen  oft  zu  Vermögen,  das  nutz-  oder 


»  Z.  Bd.  5  S.  24ß. 

'  Über  sie  ßrohmor,  Die  Landwehr  i.  c. 

*  Wenigstens  war  dü»  die  Regel  (Pauli,  Lüb.  Zustände  I  S.  10  Ö'. 
u.  S.  tV  ).  Die  Stadt  kaufte  in  ftlterer  Zeit  den  angrenaenden 
Fflrsten  häufig  Land  ab. 

*  Lübeck  hat  seinen  Landbesitz  nie  selber  bewirtschaftet  sondern 
in  Hofen  serlegt  und  diese  als  „Hurland "  gegen  eine  an  die  Kimmerei 
zahlbare  Rente  ausgetan  (LU.B.  I  Nr.  209  S.  250)  Pächter  waren 
meist  reiche  Inbeckische  Kauflcute.  Spater  wurden  die  Kenton  vielfneli 
abgelöst  (Pauli  1.  c).  —  Die  Stadt  hat  immer  darauf  Gewicht  gelegt, 
einheimische  Pächter  zu  erhalten.  Fremde  ronrsten  rar  Niederlaasnng 
in  der  Stadtflur  Bürgerrecht  erwerben. 

"  Für  die  spätere  Zeit  vgl.  v.  Melle,  Gründl.  Nachricht  8.  37a. 
Z.  Bd.  2  S.  13  Anm.  5  etc.  Bremen  lieTs  die  Bewohner  sdnes  Land- 
gebiete  noch  im  19.  Jahrhundert  schofsfrei.  Sie  entrichteten  jedoch 
eine  nach  der  Gröfse  ihrer  (Grundstücke  bemessene  Kontrmution 
(Villers,  Constitutions  des  trois  villea  libres  anseatiques  (lbl4)  {5  b-i). 

*  Unten  sab  VI,  1. 

V  Hoff  mann,  Geschichte  Lübecks  1  S.  184£ 
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zinsbringend  in  W'erkhausern  o<1pr  in  Orund>^tiicken  und 
Renten  augelegt  ward.  Die  wohlhabentieren  erwarben  auch 
eigene  Versammlungrtliäuser,  z.  B.  die  Junkerkompagnie,  die 
Kaufleute-  und  Krämerkompigiiie,  die  Greveradenkompagnie. 
die  Bergen-,  Schonen-  und  Nov  gorodfahrer  K  Die  Sammelpunkte 
der  letzteren  hiefsen  Schüttinge,*.  So  entstand  ein  nicht 
unbedeutendes  weltÜches  EorporationsvennOgen.  £s  wurde 
noch  dadurch  vermehrt,  dafs  sich  fremde  Städte  in  der  Stadt 
ankauften,  um  ihren  Gesandten  ein  Absteigequartier  bieten  zu 
können,  z.  B.  Hamburg^,  Lüneburg  und  Rostock*.  Das  Stadt- 
recht  erlaubt^*  nicht  flif»  B^stf  iirrung  solcJior  Vermögen.skomplcxe. 
Dennoch  trugen  sie,  trotz  des  Fehlens  jeder  cresptzUchen  Hand- 
habe, später  zum  Schofs  bei.  Die  Schofsregister  zeigen  das*. 
Wahrscheinlich  hat  der  Rat  sie  im  Verwaltungswege  zu 
den  städtischen  Lasten  herangezogen^.  Endlich  sind  auch  die 
ruhenden  Erbschaften  noch  schofspflichtig  geworden ^ 

Die  Steuerlast  ruhte  also  in  späterer  Zeit  auch  auf 
juristischen  Personen*. 


»  Ib.  «.  8.  202  fr.;  Wehrmann  in  drr  Z.  Bd.  1  S.  :VSO;  Dittmer, 
Die  Lübeckischen  Familien  Greverade  und  Warmbökc.    L.  1859  S.  8: 
Bd.  4  8.  290. 

■  Eine  Erklärung  de^i  Wortes  bei  Oraii  to  ff.  Ili.stori.sc-lie  Sclirifton 
Bd.  2  S.  869  ff.  a.  Schumaun,  Die  deutsche  Brücke  in  Bergen,  ll.üJil. 
1889  S.  9o  ff. 

*  Es  erwarb  1444  ein  Haus  am  Klingenberg  (Domus  Hsmburgensis, 

Hambor^r  Husi.  Da«,solb<»  bestand  aus  einer  Herberte,  einfr  Bud(> 
und  Bwei  Rellera.  Letztere  drei  waren  gewöhnlich  vermietet  (Kämuierei- 
reehnungen  der  Stadt  Hamburg  III  8.  LXXVU  ff.,  Vit  H.  CXXXII  ff.). 
Es  wurde  ihr  aber  erst  1480  zugeschrieben  (Dreye  r,  Einleitung  S.  139).  — 
Wirte  der  Herberge  waren  nach  den  Sehofsrnpstern,  wie  in  ErfrRnjjimg 
der  Angaben  der  Kämm ereirechnungen  mitgeteilt  sei:  1459-66:  gleyse- 
raann,  1472—88:  bo8tede,  1490^1500:  tonoies  von  berp^en,  ▼idua  van 
dem  berge,  1500— \    }i«>i*mann  sliitnr. 

*  Sie  erwarbeu  beide  1486  ein  Haus,  Lüneburg  im  Fegefeuer, 
Kostoek  .in  der  Königstrafto.  Die  Zuechrift  erfolgte  sofort,  nach  vor« 
heriger  Übernahme  der  Schofspflicht  (Dreye r  ib.). 

^  Z.  B.  ateht  in  der  Abrechnung  des  Schlofsherrn  von  1428:  Item 
4:  J(  \A      dat  quam  van  dem  bergeuar  acbuttink. 

*  Die  Frankfnrter  Bedeordniuig  von  1475  bestimmt  im  Art.  89: 
rt<'ni  df  ijomoynon  hnscro  Irr  psunffte  und  ge  sellescheffte  sal 
man  verbeden  (Bücher  in  der  Festschrift). 

Hach,  Aus  Paul  Frenckings  ältestem  Testamentabuche  Z.  Bd.  6 
8.  4ö7  u.  461/62;  M.  Heft  9  8.  187. 

«  futere.ssant  i!*t  ein  Vergleich  der  Schofspflichtigen  mit  denen  der 
letzten  aller  Scho&ordnungen ,  der  Bremer  vom  2^.  Okt.  Ib4ä.  Nach 
ihr  müssen  sehossen:  alle  Bürger  in  Stadt  nnd  Vorstadt,  sowie  die,  die 
Einsagsenrecht  im  (^Jebict  haben,  beide  auch  dann,  wenn  sie  im  Ausland 
wohnen,  ferner  die,  welche  weder  Bürger  noeh  Einsassen  sind,  aber  al? 
heimatberecliti^tc  .Stautaanguhürige  den  Schutz  der  Stadt  geuiefsen. 
Fremde,  die  in  der  Stadt  Gewerberechte  ausüben,  endlich  «  Iah!  V^ermögen  der 
toten  H  n mI  fmit  wcnigeji  Ausnahmen)  und  die  in  fiemeinschaft  stehende^ 
Erbsebatten  und  Uüter  (Ortloff,  Jahrrente  und  Geschofs  S.  181). 
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y.  Die  schofspfliclitigeii  Gt^eustände. 


Die  sti^dtische  Steuer  des  MittelnltorR  wnr  nnfäiiglich  eine 
rein  persönliche  Last,  den  Blirp^wi  um  iiirc  s  Bürgertums  willen 
aufgelegt  und  deshalb  an  sieh  für  jeden  gleich.  Aber  da  die 
Steuerpflicht  darin  bestand,  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit zu  den  btüdtischen  Ausgaben  beizutragen ,  war  der 
KrfiMg  Ukr  den  EuiBehieii  ungleich.  Denn  von  Anfang  an  galt 
der  Besits  als  natttrlicbe  Grundlage  für  die  Abmessung  der 
Steuerbeiträge.  Je  nach  seinem  Umfange  wurden  die  Pflichtigen 
Terschieden  in  Anspruch  genommen 

Zunächst  traf  die  Steuer  aber  nicht  den  ganzen  Besitz, 
sondern  nur  einzelne  Vermöcren  steile,  diejenigen,  die 
steuertechnisch  am  besten  zu  veiMiiln^en  waren.  Erst  ^^anz 
allmählich  wurde  das  gesamte  Vermögeu  m  die  Besteuerung 
einbezogen  ^. 

L  Orundbeslts, 

Am  Anfang  war  der  Grundbesita  die  alleinige 
Basis  für  die  Verteilung  der  städtischen  Lasten.  Die 
stadtische  Kultur  war  nur  unwesentlich  von  der  ländlichen 
unterschieden;  Bürger  und  Bauer  bildeten  noch  keine  beruf- 
lichen Gegensätze^.  Auch  in  der  Stadt  war  der  Poiehtum 
vorwiegend  immobil  \  damit  das  Bodeneigt ntiioi  der  beste 
Mafsstal)  der  Wohlhabenheit  und  der  Besten  er iin<:.  Es  kommt 
hinzu,  dafs  bei  der  damaligen  unentwickelten  8teuertechnik 
die  Immobilien  als  ganz  besouders  steueri'ähige  Gegenstände 
ins  Auge  fielen.  Niemand  konnte  sie  der  Steuer  entsiehen, 
niemand  sie  unter  ihrem  Wert  verstenem.  Alle  Siteren 
Vermögenssteuern  haben  deshalb  einen  gmndsteuerartigen 
Charakter  ^ 

Han  darf  sie  aber  nicht  desw^en  Grandsteuern 


1  Zenmer  S.  85  fll:  Gierke  U  &  697  ff.;  oben  S.  Uff. 

^v.  Heekeis  Artikel  »VormOffenastener^  im  W.  d.  Y.  U 

S.  781. 

*  Z  ('  u  m  0  r  ib. ;  Bücher,  EntstehuDg  der  Volkswirtaciiaft  ö.  4ö. 

*  Zeumer  S.  15;  Inama-Stersegg  lU,  1  S.  89. 

*  B&eber  a.  a.  0.  S.  42. 
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nennen.  Das  wäre  eine  falsche  Wiedei^abe  einer  richtigen 
15eobachtungl  Denn  die  Steuerlast  ruhte  nicht  auf  dem  Oruod 
und  Boden,  äondem  auf  der  Person,  war  keine  dingliche, 
sondern  eine  persönliche.  Die  Person  wurde  nach  Mafsgabe 
ihres  immobileil  Besitzes  besteuert  «Erst  die  recht- 
Uche  Stellung  des  Besitzers  entsebied  Uber  die  Besteuerung 
oder  Freiheit  des  Besitzes'/  Das  Grundstück  wurde  des- 
halb auch  nicht  dort  versteuert,  wo  es  lag,  sondern  dorti  wo 
sein  Herr  seinen  rechtlichen  Wohnsitz  hatte ^.  Das  forum 
-domicilii  war  cnt>^cheidend ,  nicht  das  forum  rei  sitae. 
Mit  jedem  Wecliaei  in  der  Stiiatszugehörigkeit  ihres  Eigners 
„walzten"  die  Güter  in  eine  neue  Steuerte walt^.  Die  Ent- 
stehung der  Objektsteueru  gehurt  einer  spateren  Zeit  an^'^. 

2.  Das  ganze  Vermögen. 

Die  alleinige  Belastung  des  Grund  und  Bodens  wurde 
Aber  unbegründet  und  ungerecht,  als  die  Verteilun,2;  der 
städtischen  Gutshöfe  an  Besitzlose  gegen  Zins"  neue  Einnahme- 
<juellen  schuf«  und  Handel  und  Gewerbe  als  besondere  Er- 
werbazweige  in  die  Höhe  kamen Die  Steuerpflicht  wurde 
zunächst  auf  Zins  und  Rente,  dann  auf  das  Mobiliar- 
▼ermOgen  ausgedehnt,  damit  die  direkte  Steuer  aus  einer 


'  Zeuin  c  r  S.  85. 

^  Genaueres  unten  sub  4. 

*  Lang,  Tentsche  SteaerYSrfiMsnngeti  8.  240  ff. ;  auch  Zenmsr 
S>  84» 

*  KöUe,  Zur  Eiitstehuug  der  Ertrags-  und  Katastersteuem  iu  den 
dentscben  Staaten  !in  FinsnssrchiT  16.  Jahrg.  8.  4  ff.  —  Die  Perso- 
nalität der  rdti'stcii  Steuern  ergibt  sich  schon  mis  d«  r  Tatsache  *l<  i 
Immobiliargesetz^ebung:  i^ic  wnro  bei  einer  dinglichen  Steuerlast  un- 
nötig gewesen.  Die  ObjektBteuern  öind  vielfach  erat  eingetührt  worden, 
Qin  den  Oberf^ng  von  Ghrundeigentum  in  steuerfreie  Hände  unschädlich 
zn  machen.  Die  VerdinL'rmhnnj-  dnr  Steucrla-t  stellt  sich  somit  nl-^ 
«ine  Maläregel  gegen  da^  Umäichgrcifeu  der  Exemtionen  dar  (Zeumei- 
ib.;  Cohn,  Finanswissenschaft  S.  452;  KOlle  1.  e.  S.  29).  Jcdonfiills 
ist  sie  die  spätere  Steuerform.  Z.  B,  ist  der  Dresdener  Goschofs  erst 
im  Laufo  der  Zeit  aus  einer  Vermögenssteuer  zu  einer  auf  den  Haus- 
besitz gelegten  Reallast  geworden  (Stieda,  Städt.  l^Hnaozen  S.  ^j. 

*  Übereuistimmead  Wagner  hn  H.  d.  polit.  Ok.  m  S.  255 
(lyDiese  [Gnindstener)  erscheint  früher  regelroäfsig  nicht  rein  als  sob-hr. 
sondern  als  H  a  n  p  1 1  <•  i  1  einer  Vermögenssteuer")  und  S.  269 
(„Waren  die  Beden  auch  in  der  Kegel  zunächst  iusotern  Personal - 
Stenern,  als  sie  sich  an  bestimmte  pflichtige  Personen  hielten 
\\nr\  Tinrh  s*ubjektiv  ökonomischen  Momrnt- n  [„Vermögen"]  nufgelegt 
wurden,  so  waren  sie  nach  den  tatsächliciien  Verhaltniäsen  de^ 
Vermögens  und  Erwerbs  doch  wieder,  bMonders  in  früherer  Zeit,  fiber- 
wiegend Steuern  vom  Grundvermögen,  auf  dem  Lande  wie  in  der 
Stadt")  und  Jastrow,  Volkszalil  deutscher  Städte  S.  18.  —  Anderer 
Ansicht  Maurer  II  S.  778  ff.  u.  8dl;  Gierke  II  8.  674  ff.  u.  699. 

*  Vgl.  oben  S.  18. 

^  Vgl.  Inama-Sternegg  8.  78. 
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grundsteaerartigen  su  einer  allgemeinea  Vermögenssteuer 
erweitert^. 

Das  Labecker  Stadtrecht  beetimmt: . . .  en  iewelic  boiighere 

van  lubeke  schal  scheten  uor  sin  ghut^.  Wehrmann  ist 
der  Ansicht,  unter  nghut"  sei  BUnfichst  (d*  h.  nach  Inkrafit* 

treten  des  deutschen  Statuts)  nur  das  immobile  Vermögen 
verBtanden  ^,  während  Paa  s  c  he  sich  dahin  erklärt,  die  Suituten 
ergäben  nichts  sicheres  über  die  Steuerpflicht  der 
Mobilien"*.  Beides  ist  unzutreffend.  Das  Stadtreeht  braucht 
das  Wort  »S^'^'-  übergeordneten  BegriÜ  iiir  „erue  cop- 
schat  ynde  rente**  (Art.  105)  und  stellt  das  .wicbelde  ghud*^ 
dem  „copschatteghod"  gegenüber  (Art  124) ^  Copschat 
bedeutet  aber  Kaufmannsgut  und  im  weiteren  Sinn  fahrende 
Habe*.  Daraus  erhellt,  dafa  mit  »ghat**  der  gesamte  Besits 
geroeint  ist.  Die  Mobilien  waren  also  spätestens  seit  dem 
Erscheinen  der  deutschen  Statuten,  d.  h.  seit  etwa  1260% 
schofspflichtig. 

Dieser  Rechtszustjuul  ist  zweifellos  schon  der  Abschlufs 
einer  Entwicklung.  Allerdings  sind  aus  älterer  Zeit  keinerlei 
HestimmuDgen  Uber  den  Inhalt  der  Schofspflicht  erhalten. 
Ahet  dafa  sie  ursprünglich  nnr  die  Immobilien  ergrifl^ 
ergeben  folgende  Erwägungen. 

Der  Schofs  war  eine  Bürgersteuer.  Bttrgerfthig  war  aber 
bis  ins  2.  Viertel  des  13.  Jahrhunderts  nur,  wer  Grundeigentum 
besafs^  Der  Grund  und  Boden  war  als  alleinige  Quelle  dea 
Bf&rgerrechts  auch  einziges  Objekt  der  Stouerpflicht. 

Um  1225  kam  die  städtische  Immobiliargesetzgebung  in 
Gang.  Sie  int  eine  Mafsrop^el  zum  Schutz  der  Steuerkraft^ 
entstammt  einer  Zeit,  in  der  nur  das  Bodenei^entum 
steuerpflichtig;  war.  Deshalb  wurde  auch  nur  seine  Übertragung 
in  natura  Einsctirankungen  unterworfen,  während  die  Hingabe 
seines  Geldwerts  überall  gestattet  blieb*. 

Auch  der  Lübecker  Schofs  iiat  also  zunächst  nur  die 
liegende  Habe  ergriflfen.  Die  fahrende  wird  zur  Steuer  heran- 


1  W  agner,  Finanz wisseDScbaft  III  S.  öö  u.  im  U.  d.  polit.  Uk.  III 
S.  260 ff.;  Haarer  U  S.  851. 

«  Hach,  Kod.  II  Art.  113  S.  304. 

«  Znoftroüen  S.  III  und  H.GJil.  1884  S.  55.   Vgl.  aach  Ortloff 

am 

*  Die  städtische  Bevölkerung  frflherer  Jahrhunderte  in  d.  J.  £ 
Nat.  u.  Stat.  Bd.  39  S.  880. 

1^  Vgl.  ferner  die  ArUieel  llo«  IIt>,  249  und  Frensdorf/,  Die 
ZollordDung  des  Lftb.  Rechts  H.G.B1.  1897  S.  121. 

*  Rehme,  Das  Lübecker  Oberstadtbuch  S.  140.  Das  bewegliche 
Vermögen  wurde  deshalb  „copschaf  genannt,  weil  es  hauptsichliiw  ans 
Waren  bestaud. 

^  Oben  S.  4  Anm.  4. 
«  Oben  S.  16  ff. 
»  L.Ü.B.  I  ö.  41. 
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gezogen  sein,  als  die  Voraussetzungen  des  Bürgerrechts  herab- 
gesetet  wurden^.  Die  Anadehnang  des  Kreises  der  schofs- 
pflichtigen  PersoneD  mufste  eine  solche  der  schofspflichtigen 
Objekte  nach  sich  ziehen.  Denn  jeder  Bürger  hatte  Schofs 
aa  aahlen,  und  nur  ein  T  e  i  1  der  Bürgerschaft  war  noch  grund- 
gesessen. Dieser  Sachverhalt  machte  eine  Einbeziehung  der 
Mobiiien  in  die  Schofspflicht  erforderlich. 

Aher  ?iuch  ohne  diese  persönliclip  Erweiterung  der 
Steuopriicht  hätte  sich  dpren  sachliche  Erweiterung  nicht 
umgehen  lassen.  Das  m  ibil*-  Kapital  errang  sich  in  einer 
Handelsstadt  wie  Lübeck  bald  grolse  Bedeutung*.  Seine  fort- 
gesetzte Steuerfreiheit  wäre  nicht  nur  einer  einseitigen  Belastung 
der  Grundeigentumer  gleichgekommen,  es  hätte  auch  ^radezu 
veranlafst,  Kapitalien  nicht  mehr  in  Grund  und  Boden  an- 
zulegen, um  sie  dadurch  von  der  Steuer  freizuhalten.  Endlich 
wttrde  bei  andauernder  Beschränkung  des  Schosses  auf  den 
Grund  und  Boden  nur  eine  geringe  Steigerung  seines  Ertrages 
möglich  gewesen  sein. 

Das  trieb  überall  zu  einer  Ausdehnung  der  Schofspflicht  auf 
den  bewff^'lichcn  Besitz^.  Er  beginnt  im  1J>.  Jahrhundert  zur 
Steuer  beizutragen*  und  war  im  15,  Jahrhundert  all^'  nunn 
steuerpflichtig^.    Die  Entwicklung   de^   Lübecker  Schosses 


1  Oben  S.  18 1F. 

-  y<i\.  Pauli.  Darstellung  des  R<*clit^  der  Erb^M"iter  (Abhandlungen 
aus  dem  lüb.  Recht  I)  S.  14,        198  i\' ,  besouders  Anni.  :>47. 

*  Das  Auswachsiin  der  direkten  Steuer  aus  einer  partikulären  zu 
einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  läfst  sich  fast  fiberall  verfolgen. 
In  HamUurp  >  Itof-te  der  Bürger  anfän<xli(  h  mir  von  Erben  und  Erbe- 
zinsen, später  auch  „van  lifghedinge  unde  van  al  sineme  gude*^ 
(Rämmereireehnungen  I  S.  LV).  Die  Frankfurter  Bede  war  zunächst 
eine  Hufen-  und  &ntcsteuer,  er^iff  erst  sp&ter  auch  Mobiiien  uml 
Zinspn  fBücher  in  der  Festschrift  z  flont-^rh.  Historikertag  S.  1^9). 
Vgl.  femer  für  Braunschweig  Chroniken  der  niedersächsischen  Städte 
I  1S7  Anro.  2  (dort  ist  der  SchoA  aber  onriehtig  eine  Grund- 
steuer liHiint),  für  Nuriibrri:  Chroniken  der  fränk.  Städte  I  S.  282,  für 
Dortmund  Rübel,  Dortmunder  Finanz-  und  Steuerwesen  I  8.  39  u. 
Tti  ff.;  auch  Maurer  II  S.  861;  Ortloff  S.  140  und  Espinas  S.  119/20. 

*  Das  älteste  Beispiel  findet  sich  in  Worms,  1182  (Zeuin  er  8.  87). 
Vgl.  femer  ib.  S.  15:  Maurer  S.  852/53;  Ortloff  S.  143  ff. 

"  Vfjl.  An  Dl.  3;  ferner  Schön  borg,  Finanzverhältnisse  Basels 
S.  172  u.  359;  Huber,  Der  Haushalt  der  Stadt  Hildrnheim  S.  60  u.  130; 
Chroniken  der  mittelrheiniscben  Städte  Uainz  II  Abt.  2  S.  99; 
Jastrow,  Volkszrthl  S.  130  u.  s.  w.  —  Die  Entwicklung  {linjir  aber 
nicht  überall  gleich  schnell  vor  f^ich.  Der  Kölner  Schofs  naftete  noch 
nach  1296  am  Gnindbesits  (Kni])])ing,  Kölner  Stadtrechnungen  I 
S.  XX\^;  der  Jenaer  war  noch  HO«  ein  Realgeschofs  (Ortloff  S.  114). 
Vgl.  femer  für  Rost.K-k  P  aase  he  1.  c.  S.  372.  —  Die  Stadt  Eutin  er- 
hebt noch  heute  einen  Hausschofs,  scheinbar  der  v'mzi^c  Rest 
der  mittelalterlichen  Steuer  Er  wurde  bisher  nach  8  Sin  j  I  i  «>rho1)en 
und  soll  fortan  das  Haiiseiirentum  prozentual  belastm  W  i  rkliiiuser 
und  dergleichen  werden  nur  halb  so  hoch  wie  Wuhugebäude  be- 
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8U  einer  allgemeiDen  VermOgenMtener  geschah  zwischen  1225 
und  1259 ^ 

3.  Die  Scholsobjekte  Im  einzelnen. 

Die  neueren  Vennöp:onssteuerge8etzo  gehen  von  der  Fiktion 
aus,  das  Vermögen  einer  Person  habe  einen  in  Geld  ausdrück- 
baren Wert,  und  dieser  gebe  ihre  steuerliche  Leistungsfähig- 
keit an  ^.  Derselben  Fiktion  bedienen  sich  schon  die  deuti^chen 
Statuten  des  Lübecker  Rechts^.  Sie  besteuern  das  „ghut** 
schlechthin,  ergreifen  also  das  Vermögen  nicht  mehr  in  setnen 
konkreten  Erscheinnngsforroen ,  sondern  in  einer  einsigen, 
auf  den  Geldausdruck  gebrachten  Masse ^.  Daraus  ei^bt 
sich,  dafs  das  Geld  bereits  damals  zum  Mafsstab  des  Vermögens 
geworden  war*. 

Wie  vordem  die  Veranlagung  des  Schosses  geschah,  ob 

auch  schon  nach  einer  in  Geld  bestehpndpn  Steuereinheit, 
oder,  was  glaul)hafler  erscliPint,  nacli  bestimmten  FfrichenmiiCBen 
bzw.  Wohnunirstypen,  dariilx  r  ist  nichts  zu  ermittein. 

Heute  pilegt  ein  Steuergesetz  die  Steuerobjekte  nicht 
generell,  mittels  gesetzlicher  Definition  von  Begnti'en,  son- 
dern speziell,  mittels  Auffuhrung  der  einzelnen  Vermöt^ens- 
uud  Einkoramensbestandteile,  von  denen  die  Steuer  entrichtet 
werden  soll,  anzugeben*.  Diese  Spezialisierung  scheint  auch 
im  Mittelalter  die  Regel  gewesen  au  sein^. 


Schwert.  —  Vorstehende  Aii|^aben  verdanke  ich  der  Auskunft  des 
Herrn  Bfirgerraeüters  Mahlsteat'Butin. 

'  Die  Steuerpflicht  der  Mobilien  in  späterer  Zeit  ergibt  sich  auch 
aus  den  Schoraregistem.  Sie  enthalten  eine  betrSchtlichp  Anzahl  von 
Mietern,  kenntlich  durch  die  Bindeworte:  i  t,  cum  u.  s.  w.  [Allcrdiii£:> 
war  nicht  jeder,  der  das  Hans  mit  andtTcn  teilte,  Mieter.  Da« 
Recht  knnnt  aurh  <'iii  EiL'entnm  an  HauHteilen.  V^l.  Rehm<^  S  ii^xfi 
Nr.  70;  FauU,  Wiebaiiisrenten  U.B.  Nr.  U7.J  Auch  die  Kellerbewohner 
und  die  Insseaen  der  Seiten«  wad  Hintergebftade  sind  in  der  Regel 
Mieter  (Brehmer  H.G.Bl.  1886  S.  11;  für  Rostock  Paasche  1.  c. 
S.  328^29).  Also  der  Mieter,  der  normalerweise  kein  Grundeiirf'ntrjmer 
ist,  zahlt  Schofs.  Auch  daraus  erhellt  die  Steuerpilicht  der  Mobiiieu.  — 
Die  sachliche  firweitemnir  der  Sebofapilicbt  ging  jedenfalls  sehneller 
vor  sich  als  dio  persönliche. 

s  Bücher  m  der  Festechrift  S.  123  u.  S.  140. 

*  Das  ftiteete  Beiapiel  der  Besfenerong  von  Qe\d  und  Geldeswert 
findet  sich  in  Neufs.  Dort  wurde  schon  1259  eine  Quote  de  qaalibet 
mnrca  frefordert  >7.p\\  mcr  S.  87  u.  129).  —  Später  war  die  Stonereinheit 
allgemein  eine  Geidsuuiiiie  (Maurer  Ii  S.  ^2  ff.),  in  Frankfurt  aber 
erst  seit  1495  (Böeher  S,  129). 

<  Bücher  S.  125. 

^  Arnold,  Verfassungsgeschichte  11  Ü.  2(iö. 

•  V.  Heckel  im  W.  d.  V.  I  S.  596. 

'  Vgl.  die  Frankfurter  Bedeordnung  von  1475  bei  Bücher  in  der 
FestschriftS  151  ff.,  die  Kostocker  Schorsordnung  von  15^0  in  den  Beiträgen 
snr  Geschichte  der  Stadt  Rostock  II  üeft  3  S.  10  ffy  die  Geschoä- 
oidnnngen  von  Freibeig  und  Eisenach  bei  Ortloff  8.  148ff.,  i&r 


Digitized  by  Googl 


XXI  6. 


41 


Nicht  so  in  Lflbeek.  Das  Stadtrecht  begnügt  sich  mit 
der  kurzen  Angabe,  der  Bttrger  solle  sein  „ghut*  verschossen. 

In  späterer  Zeit  wurde  im  Schofiieid  die  nötige  Erläuterung 
segeben  * ;  ob  auch  in  der  Mlteren,  ist  nicht  bekannt.  Nur  die 
Urkunden  geben  einigen  Aufschlufs  darüber,  welche  Vermögens- 
teile  bei  der  Hcsteiierung  besonders  hervortreten.  Nach  wie 
vor  hatten  die  Immobilien  unter  den  Schofsobjekten  einen 
besonderen  Platz.  Sie  sind  das  Steuerobjekt  xcrr*  ffoxjfv.  Im 
einzelnen  werden  aufgetülirt;  hereditates  (Erben)*,  curiae^ 
mansi  (Hufen) ,  areae  (Wurten,  Bauplätze),  Gärten,  Wiesen, 
Felder,  Hopfeoländer^.  ferner  Wohnhäuser  (domus,  bodae)*^ 
und  Werkhänser  aller  Art^  a.  6.  Badestuben  (stubae,  stoTen)*, 
Gerbchäuser  (gerhus)^,  Brauhäuser  (bmghus),  Speicher  (koem- 
htts)  und  andere  werkstede. 

Die  Kategorie  der  fahrenden  Habe  tritt  in  den  Ur- 
kunden als  Objekt  der  Besteuerung  nirgends  spesifiziert  zu 
Tage.  Kaut'mannsgfUer  und  Handwerksgeräte  werden  am  meisten 

iu  Betracht  gekommen  sein. 


genannt  Wer  diese  Bfnionnung  brnricht,  mufa  sich  gegen- 
wärtig halten,  dafs  er  eine  moderne  Kategorie  auf  eine  mittel- 
alterliche •  Einrichtung  überträgt  Dem  Mittelalter  waren  aber 


Freiberf^  auch  Laog  S.  167.  In  Speier  waren  schofspflichtig:  Hab  und 
NaliruTi^,  nllhier  und  anderswo  gelegen,  Hegend  und  fahrend,  Gült, 
Zins,  KaufmatiDscbaft,  Wein,  Frucht,  üausrat,  Kleinodien,  Barschaft 
(Arnold  S.  267).  In  Soest:  Ksnfinanaehaft,  Getreide,  Oelde^nkflnfte 
und  Häuser,  letztere  zu  %  des  wahren  Werts  (Lang)  u,  s.  w. 

>  M.  HeJt  5  8.  31  Anm.  1. 

*  Nach  Rehme  der  alljijemeinate  Ausdruck  für  unhpwegHchc  Sachen, 
nach  Frensdorff  ein  städtisches  Grundstück  mit  den  zugehörigen 
Rechten  und  Gerechtigkeiten,  nach  Panli  ein  Komplex  von  Hftnsem 

und  iinhebauten  Plätzen,  vorzugsweise  an  Striifsenocken  gelefjen  und 
zu  vollem  Ei-^entuin  besessen  (Relinie.  Oberstadtbuch  S.  2b  ff,;  Frens- 
dorff,  Stadt-  u.  Gerichts verf.  S.  84  Anin.  26). 

*  Nach  Pauli  (Lfib.  Znsttnde  I  8. 89)  ySUig  freiligende,  von  einem 
ijoi]platz  umgebene  Gebäude,  z.  T.  förmliche  Uofstellen  mit  L&ndereien 
vor  dem  Tore,  z.  T.  Wohnnngen.  wie  die  do8  Bischofs  oder  der  milite.s 
Christi.  Rehme  (S.  27)  dagegen  versteht  unter  ihnen  unbebaute  Plätze 
wie  die  areae ,  nur  gröfser  als  diese.  Die  enria  der  Sehofiregiiter  ent- 
spricht jedenfalls  Paulis  Auffassung. 

*  Beispiele  besonders  unter  VIT. 

Vgl.  unten  sub  XT.  Als  Immobilien  wurden  sie  schon  betrarbtet, 
während  sie  noch  au»  Holz  gebaut  waren,  trotz  des  deutschreehtli«  lien 
Grundsatzes:  Fahrnis  ist,  was  die  Fackel  Tenehrt  (Pauli  1.  c  S.  42 

und  Abhandlun^'en  1  S.  2125). 

"  Vgl.  über  sie  Pauli,  Zustände  S.  41. 

'  Sie  stehen  im  Eigentum  von  Handwerkerkorporationen  (die 
Schuhmacher  besafsen  swei  in  der  WeberstraTse)  oder  einzelnen.  Der 
für  sie  fällige  S(  hof^  wofde  beim  EigentQmer  gebucht  (wigge  1  ^ 
vnd  1  J[  vor  2  gerhus). 


Der   Schofs  wird 
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Vermögen  und  Einkommen,  die  unantastbare  Güter- 
aoBstattung  der  Penon  und  der  Bedarfsfonds,  aus  dem  der 
Empftager  seinen  Privatbedarf  und  den  Steueranspraoh  des 
Staates  xu  bestreiten  hat,  noch  eine  ununterscheidbare 
Gütennasse  (Bücher)  ^  Es  unterscliied  nur  swischen  liegendem 
und  fahrendem  Gut;  es  hatte  seinen  „eigenen  VermögensbegriflT** 
Und  flieser  entsprach  nicht  der  heutigen  wissenschaftiiehf^n, 
sondern  elwa  der  volkstümlichen  Anschauung  der  Jetztzeit. 
Eine  Vermögenssteuer  im  modernen  Sinn  ist  die  direkte  Steuer 
nur  in  der  ersten  Zeit  gewesen.  Später  vermischte  sie  sich 
überall  mit  Elementen  der  Einkommenbesteuerung  ^.  Überall 
wurden  z,  B.  die  Renten  eteuerpflichtig,  bevor  die Hobifimi 
der  Steuer  unterworfen  waren*. 

Die  Renten  (redditus,  wicbelde,  wicbelde  gut,  rentOp 
liouetstolen)*  galten  der  damaligen  Zeit  als  Immobilien*, 

Sie  konnten  nur  aus  Grundstöcken  oder  Qrundstücksrenten 
verkauft  werden^,  waren  alle  auf  den  Grund  und  Boden 

radiziert.  Man  dachte  sie  sich  als  idofllp  Restnnrheile  eines 
Grundstücks,  die  durcli  Voräufserung  zu  selbständigen  ^, un- 
körperlichen) Sachen  werd*  ii  konnten  (Rehme)*'. 

Deshalb  wurde  auch  ihr  Kapital  wert  versteuert^. 
Ais  1421  eine  Stiftung  der  Jukobikirche  eine  Rente  von  3  ^ 
zum  Geschenk  erhielt,  wurde  im  Niederstadtbuch  eingetragen: 
Insuper  dicte  Capelle  vicarius  perpetuis  temporibus  debet  ei 

'  Festschrift  S,  146.  —  liesitz  und  Ertrag  hatti n  den  einen  Xamea 
gitregidi,  Getreide  (Kölle  im  FinaDsarcbiv  16.  JahrgasK  1899  &  51 
^  Buchor  S,  1H7. 

■>  Bfteker,  Entstehung  der  Volkswirtschaft  S.  66. 

*  Zeumer  S.  88:  WrhrmaTin  in  fl.G.Rl.  1884  S.  55. 

B  üach  in  Z.  Bd.  6  b.  461/62.  Vgl.  für  das  folgende  Pauli,  Zu- 
stftnde  I  8.  45  fF.;  Abhandlutigeii  1  ^.  83  Kr.  71;  Wleboldsrenten 

S.  44'45. 

^  Für  Lübeck  seien  folgende  Beispiele  genannt:  Das  Oberstadt- 
buch neunt  sie  1288  hereditates.  Ein  Kentenbrief  von  1290  stellt  sie 
den  res  mobiles  gegenfiber  (Pau Ii ,  Abhandlungen  I  L  c).  Zuweilen 
w'vM  ihro  Lage  angegeben,  nicht  die  des  von  ihnen  beschwerten 
(jrruudbtüeks  (Hehmc,  Oberstadtbuch  S.  117).  —  Nur  das  Hildesheimer 
Stadtreeht  yon  1800  rechnet  die  Rentenbezüge  zum  mobilen  VennSgen 
(Huber  S.  60). 

'  Es  gab  zwei  Arten  %-on  Konten,  gekaufte  und  vorbehaltene. 
Lctztere  entstanden  durch  Vorbehalt  von  Grundeigentümern  bei  Ver- 
kauf von  Bauplätzen.  Der  er.ste  Bentenkauf  erfolgte  1260  (Pauli, 
Wieboldsrenten  S.  14  ff.)  Idbedürftige  Grundbesitzer  nnhuien  Geld 
auf  gegen  das  Versprecheu  eiuer  iahrlichen  Zahlung  auä  ihrem  Grund* 
eigentam.  Das  Hinelalfer  sab  diesen  Vorgang  aber  als  wirklieben 
Kauf  einer  Geldsumme  an,  nicht  als  Aufnahme  einer  Kapitalschuld 
und  deren  Verzinsung.  Vgl.  ib.  S.  33  ff.;  BeUme  S.  46  ff.;  Bücher  in 
Festschrift  8.  134. 

«  S.  117. 

*  Die  Verstenaung  geschah  beim  Bentenvericftufer  (SchaldnerX 
Vgl*  unten  sub  XV. 
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potest  prefatos  redditus  singulis  annih  v  ilgariter  verHchoten  pro 
Lim  marciä  lubicensium  den  ar  i  o  ruiu  düminibu»  c-oii^uli- 
bu8  huius  ciuitatis''.  Ihr  Wert  wurde  nach  dem  zur  Zeit 
ihrer  Entstehung  üblichen  Zinifuls  berechnet*.  D^bei  wird 
zwischen  Leibrenten  und  ewigen  Renten  unterschieden  worden 
sein  ^. 

Ebenso  wie  die  Renten  wurden  die  „al missen"  be- 
handelt, die  regelmäfsigen  Präbenden  an  Naturalien  und  Geld, 
die  aus  Stiftungen  gewährt  wurden  Im  Sehofsrep^ister  Prima 
Travena^  1474  ist  eingetragen:  almissen  gant  vor  rente. 

Die  Vermögenssteuern  sind  in  der  Regel  nominelle, 
keine  reelle.  Die  Veranlagung  geschieht  nach  dem  Vermögen^ 
Steuerquelle  aber  ist  das  aus  dem  Vermögen  fliersende  Ein- 
kommen. 

Auch  der  Schofs  will  das  Einkommen  treffen.  Er  vermag 
diea  aber  nur  durch  Besteuerung  des  Erwerbsvermügenö,  de& 
Betriebskapitals.  Die  damalige  Zeit  war  aufser  stände,  seine 
verschiedene  Rentabilität  su  berflckstchtigen.  Sie  mufste  sidi 
mit  der  Annahme  begnügen,  dafs  das  Anlagekapital  sich  überall 
gieieh  hoch  verzinse*.  Nur  wo  es  sich  um  dauernde^  r^el- 
mäTsigCy  im  voraus  berechenbare  Einnahmen  mit  festem  Kapital- 


>  L.U.B.  VI  S.  335/6.  Vgl.  auch  ib.  S.  223;  L.U.B.  IV  8.  778  Anm. 
n.  oben  S.  i. 

-  Nrteh  Büfher  bildete  in  Frankfurt  nicht  <\vr  Kapitahvort  (]pr 
lientenberechtigung  die  Bemessungsgruudla^e,  auuderu  der  Kenteu betrag, 
das  Einkominen  (Festschrift  S.lSl).  Anch  in  Nfirnbcrg  wurden  die  Kapital- 
zinsen  besteuert  (Chroniken  I  S.  183;  Stieda  Städt.  Finanzen  S.  19). 
Die  Besteuennif;  des  Ertrages  ist  aber  die  Ausnahme  (Zeumer  S.  . 
E»  ist  unrichtig,  wenn  Bücher  allgemein  behauptet,  dem  Mittelalter 
sei  die  Ableitung  des  firtrtgswertes  eines  \ ermögensobjekts  aus 
seinem  Ertrag  fremd  gewesen  (8.  138).  Er  meint:  „Was  nicht  im 
Verkehr  liquid  wird ,  unterlieft  auch  nicht  der  regelmärsigeo 
Taoeehvertschfttcung''  (S.  139>  Das  trifft  aber  fSr  die  Renten  nfcht 
fiberall  zu. 

"  Kr  bf'trnpr  also  14*il  5,G*''o.  Derse  lbe  Zinsfuf»  wurde  bei  den 
Dortmunder  i'untingeu  zu  Grunde  gelegt;  aueh  dort  wurden  die  Renteo 
mit  dem  18 fachen  ihrer  Grundziffer  tierangezogen  (Rübe  1 ,  FinansweseD 
D.B  I  8.  "'^'i  T.ühpfk  nahm  1406  bei  Berechnung  des  Werten  -meiner 
Weichbildreuteu  einen  Ziustufs  von  5^/0  an  (L.ÜJB.  V  8.  153  Anm.). 
Desgleichen  Roetock  1581;  bei  HAnsem,  Li<^en8diaften  nnd  Renten 
sollten  für  je  5.^ Ertrag  100^  Kapital  angesetzt  werden  (Koppniann 
in  fl.  Beiträgen  zur  Geschichte  der  8tadt  Rostock  II  Hett  8  S.  lOi. 
Eine  Zusammenstellung  von  Rentenzinsfufsen  bei  Espinas,  Finances^ 
de  la  comninne  de  Douai  S.  321  u.  328  Anm.  1. 

*  Das  !«t  7.v,-:\r  nicht  urkundlich  überliefert,  aber  doch  wohl  aufser 
Frage.  In  Frankfurt  wurden  Leibreuten  nur  halb  so  hoch  besteuert 
wie  ewige  (Festschrift  S.  132/33).  Desgleichen  in  Nfimberg  das  Ewig- 
geld doppelt  so  hoch  wie  Leibgeding  (Sander,  ReieluitldtiBcbe  Hans- 
baltttng>\s  8.  338  ff.).    Vgl.  ferner  Zeumer  8.  89. 

^  Über  die  Quartiere  der  Stadt  vgl.  unten  sub  XI. 

*  Nach  Härtung  ward  in  Augsburg  ein  „Normaleinkommen"  n 
Chraade  gelegt  (Z.  f.  G.V.  XIX  8.  I8l> 
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wert  handelte \  konnte  statt  des  g  'iiprellen  Vermögens werLe^ 
der  individuelle  Ertragswert  zu  Grunde  gelegt  werden.  Sonst 
zahlten  also  zwei  gleich  groCse  Veruiügen  auch  dann  denselben 
Betrag,  wenn  sie  verschiedene  EIrtrSge  erzielten. 

Dieser  Mifsstaod  trat  im  Gewerbe  nur  wenig  zu  Tage.  Die 
mittelalterliche  Stadt  sorgte  darch  gesetzgeberische  Mafsnahmen 
dafftr,  dafs  ein  Meister  sieh  so  nähre  wie  der  andere*. 
Der  gewerbliche  Arbeitsertrag  wird  Überall  annähernd  der- 
selbe gewesen  sein.  Die  Besteuerung  der  Handwerksstätten 
und  Werkzeuge  garantierte  im  allgemeinen  eine  gleiche  Be- 
lastung. Auch  bei  dein  1  a  n  d  w  i  r  t  s  <•  Ii  a  f  tl  i  c  h  e  n  Betriebs- 
kapital sind  die  Erira^^vstlifferenzen  nacii  der  Natur  der  Sarlie 
mäfsig.  Aiidrrs  st<ni(l  es  mit  dem  H a n d e  1 8 ka])ital.  Es  warf 
sehr  verschiedene  Krträge  ab.  Seine  Besteuerung  mit  einem 
Satz  bedeutete  daher  eine  verschiedene  Belastung  der  einzelnen 
Kanfleate.  Im  ganzen  wnrde  das  weniger  ergiebige  Unter- 
nehmen stärker  besteuert  als  das  rentabelere^  das  fundierte 
Einkommen  stärker  als  der  Handelsgewinn^. 

Das  Mittelalter  bat  diese  Rentabilitätsdifierenaen  nicht 
ateuertechnisch  ausnutzen  können^.  Das  war  (In  wunde  Punkt 
in  seinem  Steuersystem.  Mit  dem  Laufe  der  Zeit  wurde  dies 
immer  fühlbarer.  Der  Wert  der  einzelnen  Vermögensteile 
hörte  auf,  zutreffender  Mafsstah  ilirer  Leistungsf^higkf^it  zu  sein. 
Das  wurde  mehr  und  mehr  der  Ertrag.  Spatere  Jahrhunderte 
sind  denn  auch  allgemein  zum  Ertragssteuersystem  ^  über- 
gegangen. 

Die  Besteueruni^  des  Ertrages  durch  die  des  Ertragsobjekts 
war  aber  nicht  iiberall  möglich.  Zum  Beispiel  uiclii  beim 
reinen  Arbeitseinkommen.  Wurdediesaber  deshalb  steuer- 
frei gelassen?  Dem  Mittelalter  ist  die  Besteuerung  des  Lohnes 
nicht  fremd.  Eine  Speierer  Steuerordnung  von  1381  bestimmt, 
die  Handwerker  sollten  steuern  „von  allem  dem,  das  sye 


'  Zeumer  S.  89.  1283  bestimmte  der  Hamburger  Kat  eine 
StiftQDg  von  180  solle  erst  sehofspflichtig  Werden,  wenn  ne  in  festen 
KeTiten  angelegt  sei;  die  ZinMn  der  fitsdtkaste  erschienen  nicht  stabil 
geuug  (ib.  ö-  88). 

*  Bücher,  Die  wirtschaftliehen  Aufgaben  der  modernen  Stadt- 
ffemeinde.   Leipzig  1898.   S.  7  (Hochschulvortrftge  Heft  ISX 
Härtung  in  Z.  f  G.V.  XIX  S.  119. 

■•  Bremen  machte  lööii  diesen  Versuch.  Es  verordnete,  je  50  I'aler 
Handelsgewinu  sollten  gleich  1000  Talern  Kapital  gerechnet  werden 
Aber  ciii  Ifelution  wurde  l)ald  wieder  :iufgegeHnn  fOrtloTf  S.  l!^3'84). 
Lübeck  selber  bestimmte  1542  aulärslich  einer  Türkeusteuer  von  Va^/o 
des  Vermögens,  geistliche  Güter  nnd  die  Bentn«',  die  mehr  sls  Reut« 
bezog:eii,  solltun  10 "/o  ihres  Einkommens  geben  (Becker,  Umstandl. 
Geschichte  der  Stadt  L.  II  S.  115).  —  Hier  vorübergehend  der  Ver 
such  gemacht,  die  das  gewöhnliche  Mafs  überschreitende  ßentabiiitut 
bei  einem  Teil  der  Bteoerpflichtigen  zu  berücksichtigen. 

»  Kölle  im  Finansarehiv  16w  Jahrgang  (1889)  S.  5. 
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dienen  und  in  zu  lone  wirf  Meifsen  forderte  von  den 
Lohnarbeiterri  j  ^  o  ihres  Jahresverdienstea Desgleichen 
wurden  in  Dresden  die  Dienstboten*  und  in  Hannover  die 
kleinen  Handwerker,  Tagelöhner  und  ötadtisclien  Diener  nach 
ihrem  Lohne  besteuert*. 

Aber  diese  besonderen  LlDkommensteuern  sind  die  Aus- 
nahme. Gewöhnlich  diente  die  allgemeine  direkte  Steuer  auch 
zur  Belastung  des  Arbeitslohnes^.  Sie  hatte  ein  System  direkter 
Steuern  bu  ersetzen.  £s  ist  bereits  erwähnt,  dLafe  die  mittel* 
alterlichen  Steuern  im  Sinne  des  modernen  Vermögensstener- 
begriffs  nur  a  potiori  Vermögenssteuern  genannt  werden  kiVunen^ 
weil  Einkommen  und  Vermögen  noch  nicht  scharf  unterschieden 
wurden.  Zum  Teil  wird  gar  kein  Unterschied  in  ihrer  Be- 
steuerung gemacht.  Der  Baseler  Pfundzoll  von  1451  z. 
forflerte  von  jedem  Pfund  4  Pfennige,  mochte  es  sich  um  Koh- 
eiiiküiumen,  Vermögen  oder  Keineinkommen  handeln'^.  Eine 
Speierer  Steuerverordnung  traf  die  Rente  und  deren  Kaufpreis 
mit  einem  Satz  ®.  Andere  V^erordnungen  setzen  einen  ver- 
schiedenen Steuerfulii  an^,  hinten  aber  doch  den  Unterschied 
zwischen  Vermögen  und  Einkommen  für  so  geringfügig ,  dafs 
ihnen  besondere  Steuern  entbehrlich  erscheinen. 

Auch  dorty  wo  nach  dem  Wortlaut  des  Geseties  nur  das 
Vermögen  steuerpflichtig  war,  wird  man  eine  Besteuerung  des 
Einkommens  annehmen  müssen,  wenn  die  Steuer  ausdrücklich 
mittellose  Leute,  z.  B.  „habnit  handwerker"  Tagelöhner 
und  Bettler  traf.  Der  Unvermögende  wurde  einfacli  mit  seinem 
Einkommen,  seinem  Lohn,  in  Anspruch  genommen''.  Die 


*  Bücher  in  der  Festschrift  S.  145. 

*  Richter  im  Neuen  ArdiiT  f.  Saehsiadie  G^esehiehte  11  Heft  1 
S.  27Sff. 

Richter  in  d.  M.  des  VeTeina  f.  Oaehicbte  der  Stadt 

Meifseu  I  S.  1. 

*  Ulrich,  Bilder  am  Uunnovers  Vergangenheit  S.  48. 

*  In  Duiierstadt  traf  der  Öchofs  auch  den  Haudwerkserwerb 
(Cohn,  FinanKwisseiiscbaft  S.  73  n,  299),  in  Soest  aufser  Häusern  und 

Kauftnann:'!  Ii  ift  auch  GeUleinküiiftr  T^ang  S.  167).  Weitere  Angaben 
bei  Maurer  11  S.  h.51  ft'.:  Zeurner  S.  89  Anm.  6j  Ortloff  8.  147; 
SSebönberg,  Fiuanzverhäituiääe  Basels  S.  358  ff. 

*  Bücher,  Bntitehimg  der  VolkswirtBcbAft  8.  64. 
^  Id.  Festsebrift  S.  145. 

"  Die  Besteuerung  von  VeimOgen  und  Einkommen  mit  einem  Sats 
geschah  ferner  in  Frankfurt. 

«  Z.  B.  in  Nürnbei^  (Chroniken  1  8.  183)  und  Augsburg  (Härtung 
in  Z.  f.  G.V.  XiV  8  95,  208  ff.  u.  131). 
10  Härtung  1.  c  8.  95  ff. 

u  Jastrow,  Volksaahl  deutscher  Stftdte  S.  185.  In  Schlesien 
war  die  ScliatznDg  eine  direkte  Vemdgens-  md  Einkommensteaer 

(S.  125> 
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„Vermö^en8"8teuer  hat  sich  den  kleinen  Leuten  gegenüber  in 
eine  Kinkommensteuer  verwandelt. 

Audi  vom  Lübecker  Schofs  darf  dasselbe  gelten.  Wenigstens 
in  den  Juhren  ,  iu  denen  auch  die,  de  in  koste  ghad,  ächofs- 
pflichtig  waren.  Sie  waren  in  der  Kegel  ohne  Vermögen.  Die 
Absicht  ging  also  dahin,  sie  mit  ihrem  Einkommen  sar  Steuer 
heransnsiehen.  Wie  die  Verankgung  geschah«  ist  nicht  über- 
liefert*. 

In  spiitereti  Jahrhunderten  ist  der  Unterschied  ron  Ver- 
mögen und  Einkommen  immer  klarer  geworden.  Dennoch 
wurdra  sie  nicht  durch  verschiedene  Steuern  belastet  Vielmehr 
suchte  man  den  Arbeitsertrag  künstlich,  durch  eine  Fiktion. 

zu  einer  v.irselbstiindigtnn  Vermögensgröfse  zu  konstniieron  : 
man  schuf  durch  Vervielfältigung  des  Lohnes  ein  sog,  Arbeits- 
kapital und  behandelte  dien  als  Vermögensmasse  ^. 

Mit  HiHo  solclier  1\  iistruktiom  n ist  dann  der  Scho£s 
wieder  zu  einer  reinen  Vermögens.sleutM-  *:eworden. 

Der  Schofs  war  vom  V  e  r  k  a  u  f  s  w  e  r  t  des  Vermögens 
zu   entrichten.    Die  einzelnen  Vermögensteile   wurden  mit 

*  Im  Sehorseid  des  17.  Jahrhunderts  schwur  der  Bürger,  alles, 
wozu  er  einige  Hoti'nung  habe,  es  sei  zu  Wasser  oder  Lande,  inmar^en 
soweit  ihm  möglich  gewesen,  einen  richtigen     berschlag  davou 

femaeht  habe,  zu  versteuern  (M.  Heft  5  S.  Sl  Anm.  2).  Unter  dieseni 
*as8us  ist  wnhl  das  Einkoimnen  zu  vorstehen.  Es  scheint,  dafs  sein 
Jahresbetrag  zu  Gmnde  gelegt  wurde,  üb  dies  aber  auch  bei  den 
kleineu  Leuten  der  FhU  war?  Der  Schofs  traf  alles  „ghut",  d.  h. 
den  jeweiligen  Besits,  ohne  Unterschied,  ob  er  von  früher  über- 
nommen oder  erst  im  laut*  ndeu  .Jahr  onlstanden  war.  Vielleicht  ist 
nur  der  Einkommensteil  besitenert,  der  sich  zur  Schofszeit  im  Besitz 
des  Sdiossen  befand. 

-  V.  Meckel,  Einkommenateuer  im  W.  d.  V.  I  S.  590. 
Derart  künstlieho  Konstruktionen  lagen  dem  Mittelalter  völlic: 
fern.  —  Wehrmann  ist  der  Ansieht,  in  Lübeck  sei  der  Erwerb 
(direkt)  schofspfitchtig  geworden.  Er  sucht  dies  so  an  erklären,  der 
Rat  hab'-  die  Kraft,  em  (icwerbe  zu  l)etrelbeu,  verbunden  mit  der 
lierechtignnj^'  und  gesichorten  Gelegenheit  djun ,  als  Vermögen  auf- 
gefafst  und  deshalb  Kaufleute  und  Handwerker  zum  Schofs  heran- 
gezogen (H.O.Bl.  1885  8.  55;  Zunftrollen  S.  III;  vgl.  auch  Ortloff 
8.  183).    Diese  ErklHrnn-       als  gekünstelt  ab/.ulehnen. 

*  Das  Mittelalter  besteuert  in  der  lieeel  den  subjektiven 
Geldwert  des  Vermögens  (Schönberg,  raansrerb&ltnisse  Basels 
S.  275  Anm.  1).  In  Frankfurt  waren  „gewar  und  kaufmanschafit"  zu 
dem  Wert  zu  versteuern,  „als  sie  güdet  uif  den  tag,  als  man  nach  der 
bede  umb  geet**  (Bücher  in  der  Festschrift  Art.  84  der  BcMleordnung 
von  1475  8.  158).  Vgl.  für  Speier  ib.  8. 141  und  Arnold,  Verfassung«, 
gcsi  liiehfo  IT  S.  267.  Hildfsheini  gab  seinen  Bürgern  auf  ihr  Gnt 
zu  versehnssen  ,.aNe  levff  alse  u  v  dnt  hebben,  alse  gy  darvor 
nemen  wolden  unde  da'niflf  laten""  (U.U.  VI  S.  969).  Vgl.  Huber, 
Haushalt  ii.s  S.  136.  Die  Augsbiirger  sollten  ihr  Gut  ventenem 
juf  den  ait,  ab  lieb  es  in  ist"*  (Zeumer  S.  66  u.  89;  vgl.  Härtung 
Z.  f.  U.V.  XIX  8.  98  Anm.  H).  Weitere  Angaben  bei  Espinas, 
Finanoes  de  la  commune  de  Douai  8.  136. 
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einem  einheitlichen  Satz  belegt  ^  Es  machte  keinen  Unterschied, 
ob  sie  unmittelbar  oder  mittelbar  benutzt  wurden*. 

Jedes  Vermögeuöbubjekt  war  ein  iSteueraubjekt  für  sich. 
"Sur  die,  wdche  in  einer  ungeteilten  Erbengemeinschaft  safsen 
wurden  aU  eine  Person  bebandelt  K  Naeh  den  Voracholaregistem 
hatten  a*  B.  Kinder,  deren  Erbgat  noch  nicht  geteilt  war,  nur 
einmal  au  steuern*. 

4.  örtliolie  Ltaflre  des  Vannöffena. 

Die  Ortliche  Lage  des  Vermögens  blieb  beim  Schofs 
aufaer  Betrecfat 

Das  Stadtrecht  betont  ausdrücklich:  dat  ghut  si  binnen 
der  stat  oder  dar  buten^.  Der  städtische  Steueranspruch 
machte  nirgends  am  Stadtgraben  halt^  Persönliche,  nicht 
aachiiche  Momente  bestimmten  seine  Qrenaen^ 


'  Das  ist  bei  den  entwickelten  Vormöpons«ateuem  des  Mittelalters 
die  ItegeL  Vgl.  z  B.  für  Braun^chweig  Dürre,  Geschichte  der  Stadt 
Br.  8.  327,  Ittr  Mainz  Chroniken  II  Abt.  2  S.  299.  Verschiedene  (teils 
fixe  teils  prozent  ialr)  Sätze  kamen  bei  der  Frankfurter  Bede  (bi^  lIlK'j) 
und  bei  der  Nürnberger  Losung  zur  Anwendung  (Bücher,  Entateiiung 
d.  Volkswirtschaft  S.  240  -243  u.  Festschrift  S.  1^0  u.  1.H8:  Chroniken 
•  der  fränkischen  Stftdte  I  8.  2^3:  San  d e r  S.  337;  S t i eda,  Städt.  Finanzen 
S.  19  rt'l  In  Ang-5«burg  wurde  das  immobile  Be^itztutn  nur  halb  so  hoch 
besteuert  wie  das  mobile  (Härtung  1.  c  S.  1Ü3  S.i,  M'obl  weil  letzteres 
sich  der  8teni>rr  Ifiipbter  entsieheo  Konnte.  In  Oldenburg  i.  H.  forderte 
1599  eine  Tfirkensreuer  von  jedem  Pflug  7  Gulden  und  von  jedem  Hun- 
dert „freyhes  Geldes"  2  ^  10  /?  (Hollen  st  einer.  Aus  versran^^enen 
Tagen  8.  302).  Vgl.  femer  Cohn,  Finanzwissenschaft  S.  299  und  Espinas 
8.  Ml. 

-  Hamburg  schofst  /      auch  für  die  vermieteten  Buden  and  Keiler 
seiner  Herberge.    Vgl.  oben  S.  35  Anin.  3. 
«  Unten  VHI,  2  sub  c. 

*  Argumentum    e  contrario  ans  L.U.B.  V  S.  379. 

^  Pueri,  (2,  3)  Kinder  zahlen  nur  einmal  das  Steuerfixum. 

•  Hach,  Kod.  II  Art.  113  S.  304. 

agnor,  Finans Wissenschaft  III  8.  58:  Bücher  in  der  Fest- 
schrift S.  127;  Zeumer  S.  i^^fl'.;  Huber,  Haushalt  Hildeshoim.s  S.  13.5: 
auch  II  H.  Vr  S  9«9;  Dürre  8.  326:  Arnold,  Verfassungsge-schichte  II 
8.207;  Enpina»  S.  121.  Nach  einem  Augsburger  Ratsdekret  von  1.584 
ist  es  ein  „uraltes  nnfürdenkliches*  Herkommen,  dafs  das  gesamte,  nicht 
nur  das  in  der  Stadt  Hegende  Vermögen  versteuert  wird  (Härtung  Z.  f. 
G.V.  XIX  S.  ilbl  Anm.  3).  Auch  Ausbürger,  die  überhaupt  nicht  in  der 
Stadt  wohnten,  hatten  dort  ihr  ganzes  Vermögen  zu  versteuern.  Vgl. 
Cohn,  Finanzwi.sHen.schaft  S.  322  (Zürieli);  Bücher  in  der  Festschrift 
Art.  80  der  Fr,! nk furter  Bedeordnung:  Tl  übe  1  Pinnnjcwr-jen  Dortmund-  I 
&  39.  Durtwuud  liefs  seine  abwesenden  Bürger  frei,  wenn  sie  lu  der 
Stadt  weder  Wohnung  noch  Erhgnt  besafsen.  I)odi  mufsten  sie  hei  ilirer 
Rfickkchr  für  das  laufende  Jahr  nachzahlen  (ib.  8.  76). 

"  Folgende  Beispiele  seien  genannt:  1466  richtete  König  Christian  I. 
von  Dänemark,  als  er  in  Schleswig  -  Holstein  eine  allgemeine  Bede  er- 
heben wollte,  an  den  Rat  die  Bitte,  ihm  eine  Beateuemng  der  in 
die«if^n  Ländern  b  Ir^jenen  Guti  r  <le>*  St.  Johanni.sklosterp,  '!<  -  Heilipren 
Geist  Hospitals  und  einzelner  Lübecker  Bürger  zu  gedtatten.  Der 
Rat   versprach  mit  den  Bürgern  zu  reden  (Wehr mann  Z.   Bd.  2 
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Das  war  für  Lübeck  von  grofser  Bedeutung.  Das  Stadt- 
gebiet war  nur  klein.  Ea  konnte  nicht  allen  VVüiiöclien  der 
Bürger,  die  ihren  Erwerb  in  Grundstücken  anlegen  wollten, 
genügen.  Manche  kauften  sich  deshalb  In  den  Naelibarländem 
an^  Die  Stadt  ▼erlangte  auch  dort  ihre  Steuer.  Das  g;ilt 
selbst,  wenn  ein  Lübecker  bei  Gelegenheit  eines  Ankaufes  siim 
Lehnsmann  ward.  Denn  das  Stadtrecht  fifchrt  fort:  he  hebbe« 
(dat  ghut)  van  vorsten  oder  van  heren  to  lene  oder  wo  het  anders 
heuet  wat  allono  he  den  herren  dar  af  dene,  he  mot  docli 
der  stat  dar  van  scheten  liker  wis  alse  van  sineme  anderen 
ghudc  ".  En  nimmt  also  auf  Verpflichtungen  zum  Lehndienst 
keinerlei  Rücksicht*. 

Der  Lehubesitz  Lübecker  Bürger  brachte  ein  doppeltes 
Abhängigkeitsverhältnis  mit  sich.  Dieses  Zweiherrenrecht  iai 
die  Quelle  mancher  Konflikte  geworden^.  Es  wurde  deshalb 
nicht  gern  gesehen,  weder  bei  den  Berechtigten,  noch  bei  den 
Verpflichteten.  Die  Bürger  machten  sofort  bei  ihren  Ankäufen 
Versuche,  das  Lehnverhältnis  zu  lösen.  Eine  Gelegenheit  bot 
sich  beim  Einholen  der  landes-  und  lehnsherrlichen  Bestätigung 
für  ihren  Erwerb.  Die  Fürsten  zeisrten  meistens  Entgegen- 
kommen*. Zuweilen  liat  die  Stadt  den  Bürgern  gradezu  ver- 
boten. Land-  und  Lelmgüter  zu  erwerben*^.  Die  Verbote  sind 
aber  nie  lange  in  Krait  geblieben,  Sie  wurden  hinfällig,  sowie 
die  auä  dem  Lehnbesitz  erwachsenen  Streitigkeiten  vergessen 

S.  39).  Di'sg:lfTohen  verlangte  der  Herzog  von  Laucnbur^  im  Ati f;ing 
des  17.  Jalirhunderts  die  Besitzerin  von  Krumine88c  solle  itiin  Turken- 
Bteoern  sahlen.  Aber  umsonst.  Sie  war  Lübecker  BQrgerin  tmd  sshlte 
ihre  sämtliohen  Steuern  an  di  '  Stult  f Wehrmann  ib.  Bd.  7  S.  218). 
Vgl.  ferner  Dreyer,  Apparatur  iuris  publici  Lubicensis  Tom.  US. 
und  Becker,  Umständl.  Geschichte  lU  S.  59— (il^. 

1  WehrmaniK  Das  Lüb.  Patriziat  H.G.Bl.  1872  S.  97/98  u.  100  ff., 
L.U.B.  II  Nr.  53  8.  41,  Nr.  92  S.  73,  Nr.  145  S.  122;  UI  Nr.  09  S.  66C, 
Nr.  82  S.  77  ff.,  Nr.  103  S.  95  ff.  etc. 

*  Hach  1.  e.  Im  Rod.  IIZ  iat  der  Wortlaut  kfiner  und  kfaurer: 
.  .  .  he  hebbe  dat  ^hut  van  heren  edder  van  vorsten  edder  id  sj  wor 
dat  aft  sy  .  .  .  (Art  U  S.  3921  Das  rpvulierto  Stadtrocht  sagt  sUtt 
-dene*'  genauer:  .vnd  wann  er  gleich  daruon  Rossdienste  leisten  müsste" 
(LIb.  Il^it  III  2). 

"  Vornüiche,  das  Problem  der  I^JoppcIbestenemn^  da,  wo  es  prak- 
tisch warti,  zu  lösj'n,  geheinen  nicht  gcrnai-lit  zu  sein.  Antlersi  in  Frank- 
furt. Dort  blieb  der  Bürger  in  Aui^ehung  der  auswärtigen  Immobilien 
für  den  Betrag  der  auawfirtigen  Belastonir  steiterfirei  (Bücher  ib. 
8.  127). 

*  Vgl.  s.  B.  Z.  Bd.  7  S.  m 

«  Wehrmftnn  in  den  H.G.Bl.  1872  S.  99:  ferner  L.IT.B.  I  H.  526, 
n  S  U>d  u.  312,  III  S.  314/15  etc. 

^  1400  befahl  d^r  Rat,  kein  Bürger  solle  nnfserhalb  der  Land- 
wehr Lehngüter  bet^itzen  (Dreyer,  Einleitung  etc.  S.  85).  Gerade 
dam«]«  war  die  Stadt  durch  den  LehnbeeitE  ihrer  Bürger  in  nnliebeane 
Fehden  verwickelt  worden.  1405  verlangte  ein  Bürgeransschufs  Mafs- 
nahmc  vpirmi  jrdr  Art  von  Landbositic  im  Gebiet  benachbarter  Fürsten 
(Wehr mann'  ii.G.Bl.    1878   S.  107),     Vgl.  L.U.B.  V  8.  Iö4  Abs.  3. 
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waren    Er  hat  aber  der  Stadt  immer  von  neuem  bu  schaffen 

gemacht  \ 

6»  BxistenzmiiilmiuiL 

Dem  Mittelalter  ibt  die  grundsätzliche  Fr eilasö u ng  von 
Vermögensteilen  und  Vermögensgröfsen  nicht  unbekannt^. 

Gewöhnlich  wurden  die  steuerfreien  Ctegenstilnde  einseln 
aa%esählt*.  Es  sind  Teile  des  mobilen  GebFaucbsyermögenä, 
wie  Kleinodien,  Kleider,  Hausrat  und  Waffen.  Zudem  durften 
die  Schulden  bei  Bewertung  des  Vermögens  abgerechnet 
werden  *.  Zuweilen  war  das  ^üstensminimum  auch  reichlicher 
bemntssen  *. 

]VIanr}ie  Städte  liefsen  statt  bestimmter  VermÖL''en8teile 
l>pstimmie  Vermögen sgröfsen  frei.  Wer  unter  einer  festen 
bumme  besafs,  blieb  von  der  Steuer  verschont*. 


'  In  der  zw«Mten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  inufsto  der  Rat  in 
drei  besondcrou  Mandaten  (1546,  1592  und  1596)  daran  erinnern,  dafs 
die  Land-  und  Lehnsgüter  in  der  Stadt  schofspfliehtig  seien  (Dreyer, 
Einleitung  S.  95  und  i:m. 

2  Stieda,  Stadt.  Finanzen  8.  22. 

3  H.  W.  St,  Bd.  6  S.  440;  Zeumer  S.  Ö9  Aum.  2  u.  Härtung  in 
Z.  f.  G.V.  XIX  S.  102;  Schönberg,  Finanzverhältnisse  Basels  S.  133 
Aom.  (in  B.  selber  wurden  keine  Gebrauchsgegenstände  freigoIaBsen); 
Stüve  in  d.  M.  d.  histor.  Vereins  sn  Osnabrack  XI  8.  47.  Vgl.  die 
folgenden  Anmerkungen. 

*  Grorsee  UnivenaUexikon  yon  Zedier.  Halle  und  Leipzig  174S 
Bd.  35  Spalte  1024;  Wagner,  Finanzwissenschaft  III  S.  58;  Sander, 
Äeiclisstfidtisrlip  Haushaltnnff  Nürnbergs  S.  337. 

*  Fraiikiurt  licTü  das  (Jebrauchs vermögen  innerhalb  der  Grunzen 
der  notwendii^en  Wirtschaftsausstattung  inui  des  Haushaltungebedarfes 
sowie  die  Beaesumme  bedt'frei  fBücher,  Entstehung'  d.  Yolkswirtschaft 
S.  240/42;  Bevölkerung  Fr.  ö.  263;  in  d.  Festschrift  S.  12«  21)  und 
S.  155  ft*.).  Freiberg  befreite:  Korn  für  die  Haushaltung,  Gerste  zum 
Bierbrauen,  Fleisch,  Pferde,  Sattel,  Schweine,  Binder,  Kleinodien,  es 
8ci  denn,  dafs  sie  Gegenstand  eines  Handeis  waren.  I?erf?wprkBanteilf, 
Schulden,  die  aber  gegen  etwaige  Forderungen  aufzurechnen  waren, 
Venn5gen  unter  1  Jl  etc.  (Lang,  Steuervenaflsong  8.  167;  Ortloff 
S.  143). 

*  In  Frankfurt  waren  die  Dienstboten  nur  bedepflichtig.  ^ypnn 
sie  ein  Naturaleinkommen  in  Frucht  bezogen  oder  mit  einem  die  Sumuie 
von  10  ü  Heller  fibersteigenden  Betrage  Handelsgeschäfte  trieben* 
Desgleichen  die  Insassrn  der  Bfjtnnenhäup«  r  mir,  obe  sie  über  zehen 

Jhunt  heller  bettln  (Bücher  in  der  Festseliritt  S.  127  u.  155  Art.  56). 
D  Basel  wurden  im  Jahre  1446  Personen  mit  weniger  als  80  Fl.  Ver- 
mögen steuerfrei  gelassen  (Schön  bcrg  S.  207  ff.,  auch  S.  132)l  Der 
BrüMTi-rliwoicT  Hat  liof^  jeden  öchofsfrei ,  der  nach  eidlicher  Versiche- 
rung kein  Gut  im  Werte  von  3  ^'  besafs,  vereinbarte  aber  mit  ihm 
eine  anderweitige  Steuensahlung  (Ofirre,  Gesehiehte  der  Stadt  Br. 
S.  327).  Hildesheim  verlangte  von  Knechten  und  Mäcden,  die  myn 
wen  tein  markwort  ghudes  besafsen,  keinen  Schofs  (ITH.  IV  Nr.  1 
S.  2;  VI  S.  LI).  In  Speier  schofsten  Einwohner,  Knechte,  Mägde  und 
Rinder  nur  dann,  wenn  sie  Ofiter,  Renten  und  Gülten  im  Werte  von 
10  $6  und  darfiber  heaaTsen  (Arnold,  Verfaflsungegescbieiite  II  S.  267). 

ForMhwigmk  ZXl  6.  —  Hartwig.  4 
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In  Ltibcck  lassen  weder  Stadtrecht  noch  Bursprake  der- 
gleichen Beiieiungen  erkennen.  Deshall)  ist  nur  wenig  von 
ihnen  zu  sagen.  Jeden talls  war  der  Abzug  von  Schulden  ge- 
stattet*. 1444  kaufte  Uambvirg  ein  Haus  am  Klingen berg  für 
1600  lahlte  aber  nur  600  ^  an.  Die  reBtliehen  1000  ^ 
wurden  bu  5^/o  versiiiBt'  und  kamen  erst  1479  aar  Aussahlang. 
Bis  dahin  wurde  das  Orundstttck  nur  au  600  /  versteuert*. 
13d9  Uberliefs  der  Rat  den  KarthKusem  zu  Ahrensboek  ein 
Haus  in  der  Dankwärtsgrube.  Es  war  mit  einer  Rente  von 
()  beschwert.  Bis  zu  deren  Ablösung  brauchten  nur  10  yj  Schofs 
gezahlt  zu  werden*.  Auch  ein  Existenzminimum  scheint 
eingerfiumt  zu  sein.  Die  untere  Grenze  der  individuellen 
Schofssummen  läfst  sich  zwar  nicht  genau  feststellen.  Doch 
gehen  sie,  soweit  aus  den  Registern  des  15.  Jahrhunderts  er- 
sichtlich ist,  selten  unter  4  ^  hinab.  Damals  war  auf  je  2  ^' 
Silb.  4  /  Pf.)  M  4  zu  sahlen.  Es  wilren  also  Vermögen 
▼on  etwa  4—16  f  Pf.  frei  gelassen  ^ 


>  Vgl.  Hartanff  in  der  Z.  f.  G.V.  XIX  8.  1170.  Fnmkfiut  ge- 
stattete aufserdem  AozQge  bei  unsicheren  Ausständen,  bei  Gebinden» 
für  Bodenzinsen  und  Unterhai tangskosten  (Bücher  in  der  Festschrift 
S.  129,  m  u.  184). 

*  Oben  S.  35  Anm.  3. 

*  Unten  sub  IX,  2. 

*  L.U.R.  IV  S.  775:  Preterea  sciendum,  quod  consiiium  de  speciali 
fauorc  et  gracia  Carthusicnsibns  in  Ai-ndesbuken  fauct,  quod  ipsi 
eadem  domo  vti  possint  ad  inhabitanduro  ad  beneplncitnm  constlü  et 
quousqno  cotisilio  jilacuerit.  Et  quolibot  anno  pro  ea  dare  dohent  iio 
mine  tallie  precipue  debite  ettallie  communis  decem  «olidi^ 
LnbiccmseB  et  poetqnam  ilH  sex  msiearam  r«d<Utnfl,  qni  nunc  eztolnnntnr 
de  domo  predicta,  reempti  fm-rint,  extunc  ultra  illos  X  solidos 
quolibct  anno  dare  debent  attenta  valorf  ipsius  domus  ad  numerum 
marcarum  de  qualibet  marea  argentea,  prout  tunc  tempuä  postnlauerit, 
ricnt  alii  eines.  Et  m  alianid  eontingeret,  Qnod  consiiium  ipsis  eadem 
domo  amplius  fanore  nollot,  rxtnnc  fon-^ilium  ipsi-^  ^nn^  pecuiua>* 
restituere  debet.  Das  Haus  war  erst  kurz  vorher  von  den  Käuimerem 
für  die  Stadt  angekauft.  Leider  fehlen  Angaben  über  den  Kaufpreis 
nnd  den  derzeitigen  Schofssatz,  so  dafs  nieh  nicht  feststellen  läfst, 
welcher  Stimmo  die  10  ß  enti*prech»'n.  Die  6  /  Rente  liaben  einen 
Kapital  wert  von  rund  120  ^.  —  Das  Haus  wurde  von  den  Karthäusem 
kauflich  erworben,  wie  obiger  Schlnfssats  ergibt,  nicht  ihnen  aar  Be* 
nutsung  überlassen,  wie  Brehmer  (H.  Heft  8  &  78)  meint 

*  Unten  sub  IX,  1. 

*  Bei  der  Türkensteuer  von  1542  waren  Besitzer  vuu  unter  50  M. 
vermögensteuerfrei,  aber  konfoeiduflichtig  (Becker,  Umstftndl.  6e< 
schichte  II  S.  115). 
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Zweiter  Teil. 

VI«  Die  Schoflspriyüegien  und  sonstigen 

Steuerfreiliciten. 


Die  Schofspflicht  entatand  als  Bürgerpflicht  Wer  aufser- 
halb  des  Bürgerrechts  stand,  war  steuerfrei'. 

Die  Grenze  zwischen  dem  schofsipflichtigen  und  schofs- 
freien  Teil  der  Bevölkerong  lag  aber  nicht  fest.  Der  Rat  hat 
sie  mehrfach  zu  Gunsten  des  ersteren  Terschoben.  Zuerst 
durch  Änderungen  im  Bürgerrecht,  dann  durch  Ein- 
beziehung der  BUrgeran gehörigen  in  die  Schofspflicht  und 
durch  Belastung  der  Einwohner  mit  dem  Schois,  endlich 
durch  Besteuerung  der  Gftste". 

Die  iSteuerpolitik  des  Rate-^  erreichte  aber  nie,  dafs  jeder, 
der  steuern  konnte,  zum  Schofs  l)oitruef.  Immer  ist  ein 
Reät  von  äteuerprivilegien  und  faktischen  Befreiungen  ge- 
blieben. 

1.  Klrolie  —  Piae  causae  —  Klerus  —  Klrolieiibeaiiite  — 

Kirolillol&e  HlnteFsassen« 

Das  wichtigste  der  Privilegion  ist  das  der  Kirche. 
Sie  verlangte  von  Anfang  an  Steuerfreiheit,  fUr  ihren 

jetzigen  und  künftigen  Besitz  und  fUr  den  ihrer  Diener.  Sie 
forderte  ein  Privileg  auch  für  den  Fall,  dafs  ihr  Besitz  durch 
Hintersassen  bewirtschaftet  ward.  Sie  wollte  Uber,  nicht  in 
den  irdischen  Ordnungen  stehen  und  keiner  weltlichen  Obrigkeit 
Tribut  geben  ^. 

Zuerst  kamen  die  weltlichen  Machte  diesem  Bestreben  aller 
Orten  entgegen*.   Auch  in  Lübeck.    Es  ist  bereits  erwähnt*, 


1  Gicrko  II  S.  706  ff. 
-  Oben  S.  16— :".2. 

3  Gierke  I  S.  830tf.,  U  8.  642,  675  u.  700i  Wagner,  Finanz- 
wissenschaft ni  S.  58;  Zeumer  S.  72  £ 

*  Zeumer  S.  III  Anm.  2;  Maurer  II  S.  739  ff.;  L.U.B.  Vt 
lAr,  373  S.  894  ff.  (Behreiben  des  Papstes  Martin  V.) 

•  Oben  S.  9. 

4* 
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dafö  Heinrich  der  Löwe  1164  das  Domkapitel  von  allen 
et.ldtisi'lien  Lasten  und  Abgaben  befreite :  sicut  berui  dei  plena 
gaudeant  i  m m  u  ii  i  t a te  et  u  a  e  a  t  i  o  n  e  ^  Fortan  war  das 
Kapitel  kraft  Rechtstitelb  steuerfrei  und  bildete  innerhalb  der 
Bflrgergemeinde  eine  solche  von  Klerikern  mit  besonderen 
Rechten. 

Wae  der  ersten  Lübecker  Kirche  und  den  ersten 
Lfibecker  Geistlichen  eingeräumt  ward,  ist  später  allen  ttbrigen 

ohne  weiteres  gewährt.  Das  Privileg  galt  ror  den  gesamten 
Besitz  der  toten  Hand  zu  allen  Zeiten.  Das  Stadtrecht 
verlangt  nur  ab  omnibus  personis  laicalibus®  Gehorsam. 

Das  K  i  r  ch en  V  (' rni  r» ^en  konnte  sich  unter  diesen  Um- 
ständen ungehindert  enttalten.  Das  Domkapitel  befand  sich 
im  Jalirhundert  im  Besitz  fast  des  gaTizen  smi westlichen 
Teiles  der  Stadt ^.  Aueh  die  8 tad  tk  i  rc h e n  (Alarii-n,  Jakobi, 
Petri,  Egidien),  Kapellen  (St.  Clemens ^  St.  Gertrud  and 
St.  Johannis  „uppe  deme  Sande*^)^  und  Klöster***  gelangten 
durch  fromme  Yennttchtnisse  au  ansehnlichem  Wohlstand. 

Die  „immunitas  et  vacatto"  beschränkte  sich  aber  nicht 
auf  kirchliche  Anstalten  im  engeren  Sinne.  Sie  kam  auch 
den  piaecausae  zu  Gute.  Zu  ihnen  gehören  das  H ei  1  ige- 
Geist-Hospital,  die  beiden  aufserhalb  der  Stadt  belegenen 
S  ie  e  Ii  e  n  h  U  u  s  e  r  St.  (Gertrud  und  St.  Jürgen',  die  bf^idou 
Fremd enherbergeu    (^Gasthäuser) ^    und   die  Armen- 


'  Eh  lftut<'t  im  <  inzclnen:  niillis  iimquam  dobrant  exactionibns 
erauah^  uel  angariis.  nulla  eis  in  structuris  coUectis  ue  ad  opus  ciuitatis 
Sictetidis  inponatur  oecessitas.  mdKe  omnioo  prestatioDifaiu  ael  qviims- 
cumqiie  oneribus.  quo  ratione  ciuilitatig  exigi  solent.  sstringi  potsint 
uel  alligari  (ÜB.  des  Bistums  Lüh.  Nr.  7  S  11). 

^  Bicut  edicta  imp^rialis  diguitatis  ab  omnibus  personis  lai- 
calibns  ...  sunt  obeemanda.  ita  recte  peraimile  q^uitqaid  Ginitstls . . . 
ordinat  coDsilium  .  .  .  poeiiridutu  jusjuraiuuim  ciuitatis  debet  a  SQtS  00D> 
ciuibus  firmiter  obf^fniari  (llaclii,  Das  lüb.  Kt  cht  S.  170). 

*  Sein  Bositztimi  wurde  begrenzt  durch  die  Trave,  .Marlesgrube, 
Rlingrnberg,  Muhlcnstrarse  und  Mühlenteich  (Brebmer,  Beitiige  SB 
einer  Baugeschichte  Lübecks  Z.  Bd.  5  8.  128)i 

*  Z.  Bd.  7  S.  258. 

*  Haff  mann,  Geschichte  L.b  1  8.  98  ff.;  Z.  i.  e. 

*  Es  gab  deren  in  ältt>rer  Zeit  drei,  das  Johannisklostor, 
saerst  mit  Benediktinern,  feit  1247  mit  Cistercienserinn^M)  liolf^crt,  Jas 
finrg-,  auch  Marien-Magdalenenkloätcr,  von  Dominikanern 
(Preffi^ermOnehen)  erbaut«  und  das  Katbarinenkloster,  in  dem 
Franziskaner  fMinorifon.  niytirebroder)  angegf  n  waren.  1502  kam 
noch  das  A  n  no  nkio8t<'r,  anch  Augustiner  N  onn  <'n  k  1  o sf  or, 
hinzu,  das  K«'guIi88emonnen  beherbergte  (Hoff mann  ib.  u.  S.  23; 
V.  Melle,  Gründl.  Nachriebt  &  266  ff.;  M.  Heft  1  S.  178;  Z.  Bd.  6 
8,  Ä5  u.  83,  Bd.  7  S.  25^). 

^  V.  Melle  S.  2dl  ff.,  dOO  ff.  und  327  ff.;  Z.  Bd.  7  S.  258  ffl  Sie  wie 
die  Gsirthiuser  bstten  jedes  einen  eigenen  ^gsstmester". 

*  Das  eine  ^ga-^thus"  Isg  sn  dem  vpgiuD^  molenstrate,  das  andere 
in  der  Gröpclgrube.  Sio  waren  in  der  zweiten  Hälfte  def»  14.  Jahr- 
hunderts angelegt,  um  armen  zurelscnden  Fremden  (Gasten)  und  Pilgern 
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lläuser,  die  zur  Verpflegung  bp'lürftiger  Frauon  dienten  ^ 
Nur  die  5  Konvente  (ßegineniiäuser)  -  wurden  wie  auch 
anderwärts^  als  weltliehe  Haushaltungen  betrachtet  und 
deshalb  zum  Schofä  angehalten^. 

Das  PriTileif  entrockte  sich  weiter  auf  die  Legate,  die 
zu  Gunsten  Armer  ausgesetzt  waren.  Diese  a  1  m  i  s  s  e  n  (Almosen) 
kamen  jährlich  in  festen  Beträgen  zur  Auszahlunig',  Die 
gestiftete  Summe  pflegte  als  Hypothek  eingetragen  zu  werden®. 
Die  einzelnen  Präbenden  bestanden  in  Geld  oder  Naturalien 
(Wohnung,  Speise,  Feuerung)^.  Häufig  wurden  Korporationen 
bedacht,  um  mit  dem  Vermächtnis  eyne  almissen  to  maken*^ 
und  die  Zinsen  an  Arme  zu  verteilen^.    Auch  die  Frei- 


melirort'  Tar  fVfMc  Unterkunft  und  Beköstigung  >:n  c^tnvilhreti  fv.  Melle 
S.  m)  rt.:  Brehm  er,  M.  Heft  3  S.  132,  Heft  4  S.  Nr.  63;  Wehr- 
luauu,  Z.  üd.  6  S.  62  63). 

*  Domtis  paupfTum,  elendehus.  Am  Ende  des  15.  Jahrhunderts 

gab  es  dpron   12.    Später  kanipn   noch   zwei  hinzu.    yp;\.  v  Mello 
.  814  ff. ;  Brehmer,  Lüb.  üäuderuamen  M.  Heft  3  u.  4;  uuten  sub  XI 
und  XXI. 

*  Die  Konvente  sind  Versoi^ngsanstalten  für  aUeinstehende  Per- 
sonen weiblichen  Ge.^clileohts,  meist  j?f*ringer  Herkunft,  aber  nicht  ge- 
rade mittellos.  Die  Beginen  waren  keine  Nonnen.  Sie  behielten  mr 
Vennö&ren  «rar  sollen  Verfüfjfu^Jf^fireiheit,  mufsten  nur  nach  gewissen 
klöstcrTichon  Regeln  leben  (Brenmer  Z.  Bd  \  S  ff  ,  H  Hi  fiinen- 
ordnung  im  LA  . Ii.  Vfl  S.  760  ff.).  Die  Namen  der  Lübecker  Kon- 
vente sind:  Conveutus  Cranonis,  Crispi  (auch  Krumen),  beide  in  der 
kleinen  Burgstrafse,  Johannis,  Aegidii,  Dn.  Volmari  (achter  sunte 
Katharinen  klostcr,  daher  auch  Katharinenkonvont  genannt).  Vgl. 
Brebmer  1.  c;  v.  Melle  S.  303  ff.  —  Lübeck  hatte  nur  filnf  Be- 
ginenhftaser  mit  ca.  100  Plätzen,  das  kleinere  FrankAirt  dagegen  57 
mit  300  Insassen  (Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft  S.  22^ 
Dafür  besafä  Lübeck  aber  eine  beträchtliche  Zahl  von  Armfnhäusem, 
die  demselben  Zweck  dienten.  —  „Konvent"  ist  übrigens  kein  terminua 
teehnicns.  Z.  B.  wird  Segebergs  Armenhaus  in  der  8t  Annenstrafse 
öfter  Segebergskonvont  genannt. 

^  Bücher,  Berölk.  rnn^'  Fr.  S.  513/14  u.  in  der  Festschrift  S.  126 
Anni.  1:  Seil  Anberg.  Finanz  Verhältnisse  Basels  S.  170  Anm,;  U.B.  der 
Stadt  Hannover  Nr.  370.  —  Dasselbe  gilt  von  den  Begarden.  Ein  solcher 
wurde  z.  B.  1327  ins  B&rgerreeht  aufgenommen  (Mantels,  Beitrftge 
S.  65). 

*  Folgende  Beispiele  seien  angeführt;  sonte  johannis  conuentos  ist 
im  VoTselioisregister  1411  als  zahlend  eingetragen.  Bei  einem  der  Kon- 
vente an  f\or  Hnr_'trepnp  ist  in  dem  Scnorsrefrister  Sekunda  Travena 
1404  vermerkt:  4  A  1465:  Ten  begyne  dt  4  ß. 

*  Vgl.  oben  S.  43. 

*  Naeh  den  Schofsregistern  la^^cn  derartifje  almissen  auf  irausern 
in  der  Mreiten.Htrafse,  am  Kohlmarkt,  am  Klin;xenber<^  und  in  d»>r 
Schinicdestrafae.  Zuweilen  haben  sie  besondere  Namen,  nach  den  Stif- 
tern, Empfänj^em  etc..  z.  B.  ahnisse  vnser  leuen  Yrowen  bi  Her  andreas, 
almisse  Tnn\-L'i8ter  nauly,  H'T  brolinj^h  3  almisscn  ,  der  sekoB  Tente. 
Einmal  ist  nur  der  Betrag  einer  almisse,  12  r^istriert. 

^  Vgl.  Hasse,  Aus  der  Vergangenheit  der  ^hiffergesellscliaft  in 
L.  S.  82;  M.  Heft  1  8.  11^  Heft  4  S.  22  ff. 
»  Z.  Bd.  7  S.  259. 

^  Heinrich  Czemtin  bestimmte  1451  in  seinem  Testament,  man 
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Wohnungen*  aller  Art,  die  sog.  Gottesbuden  (bisweilen 
einen  ganzen  Gang  einnehmend) " ,  die  Gotteskeller  und  die 
Freistuben   (dornsen)^   waren   steuerfrei.    Und    das  Stcuer- 

gnvileg  galt  neben  den  Stifitungskapitalien  auch  filr  die 
tiftungsinsaseen  und  -Empfllnger^ 

Endlich  biteben  aucb  diegeiBtlicbenBrttderscbaften 
grundsätslicb  beim  Schofs  auTser  Ansats.  Es  gab  ihrer  eine 
grotse  Zahl^  Aber  nur  wenige  waren  vermögend*.  Eine 
Unterart  derselben  sind  die  Kalande^.  Sie  verfolgten  aufser 
religiösen  Zwecken  auch  solche  der  Wohltätigkeit^.  Zwei  von 
ihnen  haben  eine  gröfsere  Bedeutung  gehabt,  der  Klemens- 
(auch  Pnpen)kalHnrl  in  der  Handestrafise  und  der  Egidienkaland 
in  der  Wahmstralse*. 

Das  Privileji:  der  Kirche  schlofs  das  ihrer  Diener  in 
sich  Der  Privatbesitz  der  Wcltgeistlichen  war  ebensowenig 
scholspflichtig wie  das  Kirchengut. 


»oUe  den  ganzen  Rest  seines  VenaOgens  in  Renten  anlegen,  daraus  12D 

almi^^scTi  irui  lirii,  isliko  almissen  wcrdich  to  wesende  enen  Inbesefaen 
schillinKk,  und  dieselben  .yerlenen"*.   (M.  Heft  4  S.  22  ff.) 

*  Testamentarisch  oder  bei  Verkäufen  dazu  bestimmt  (v.  Melle 
8.  826/27;  H.  Heft  3  S.  28  Nr.  6,  S.  72^78  Nr.  7). 


*  Heizbare  Zimmer,  Woonsäle,  meist  von  armen  Frauen  bewohnt 
(M.  Heft  4  8. 187\  im  zweiten  Stock  belegen  (B eisner.  Die  fiinwohiiar> 
zahl  deutscher  Städte  in  früheren  Jahniiinderten  mit  beeonderer  Be- 
räcksichtigung  Lübecks.   S.  22). 

*  »Statt  bteuersummen  vermerken  die  Kegisterfuhrer  öfter:  in  dem 
hilghen  gheete,  in  dem  elendehns,  in  dem  ghasthnae,  Ti^rg  eia 
dofneze  etc. 

»  V.  Melle  S.  :\m  ff. 

*  Die  Schofsregiäter  fuhren  nur  wenige  auf,  nftmlich  eine  fratemitaa 
inarie  magdalene  (llartengrube),  je  eine  des  billigen  lichnames  in  der 
Fischer-  und  BeckerLri  iilic .  im  Funfhausen  und  in  der  Egidienstraise 
(ygh  Z.  Bd.  6  S.  67;,  endlich  eine  fratemitas  im  billigen  geete. 

*  Von  calen&e. 

«  V.  Melle  S.  310  ff.;  Wehrmann  Z.  Bd.  1  S.  363,  Bd.  6  S.  71  ff. 

^  Die  Gä^^ternpster  ftihren  einen  Kaland  in  der  FischstraTse  anf^ 
Offenbar  ward  »  r  von  Gästeu  gebildet. 

Vgl.  Zeil m er  S.  72  ff.;  Bücher  in  der  Festachrift  S.  126.  — 
Ihr  Privileg  ist  in  L.  selten  verbrieft  Eb  war  der  damaUfi^  Zeit 
ganz  selbstverständlich. 

£s  war  nicht  zu  ermitteln,  ob  der  Klerus  in  Lübeck  allgemein  auch 
von  indirekten  Steuern  befreit  gewesen  ist.  Das  Domkapitel  war 
zur  accisefreien  Einfuhr  Hamhurper  Biore«!  berechtigt.  1497  geriet  es 
darüber  in  einen  Streit  mit  dem  hat.  iians  Regkman  berichtet: 
.Darumb  sie  dryste  worden  vnd  worden  alsamal  kroger  vnd  zappeten 
Bier  aus."  Darauf  verfugte  der  Rat:  Dicweil  sie  ihrer  Freiheit  miss- 
braucheten  eolten  sie  hiliioh  deren  verfallen  .««eyn  vnd  fortan  Si-ho«a 
vnd  Sjse  geben  i:lHich  andern  Bürgern.  Durch  Vcimittlmii^ 
des  Bischofs  wurde  der  Streit  dahin  verglichen,  dafs  die  Dornte  t  i  n 
Hn  n  An-  1  !i;uik  einstellten  und  der  Kat  ihr  Privilej^  erneuerte  (Regk- 
laaua  Chronik,  gedruckt  von  Faust  von  Asehaftenburg  ItilÖ  S.  89; 
V.  Melle,  Ausfuhrliche  Beschreibung  L.s  [Manuskript  der  Lübecker 


Vgl.  v.  Melle  S.  822  t!' 
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Lübeck  xählte  bei  Beginn  der  Reformation  Uber  250 
Kleriker'.  Sie  waren  aber  zum  gröfsten  Teil  Vikare  mit  meist 
geringen  Einkünften.  Auch  die  eigentlichen  Pfarrer  haben 
selten  nennenswertes  Vermögen  besessen ;  nur  wenige  vermochten 
sich  eigenen  Orunflbesitz  zu  kaufen  2.  Ihr  Privileg  hatte  aUo 
auf  den  Ertrag  de^  Schosses  nur  p:f>rinp:en  Eintiufs. 

Das  gilt  nocli  mehr  von  den  K  i  r  (  h  e  n  b  e  a  m  t  e  n  ^ ,  den 
\N'erkmeistern  der  Kirchen*,  don  kosiern  und  kerkvrouweii, 
dem  Organisten  (orkonj.sta),  cusLu.s.  lichtdreger,  dodengreuer^ 
und  sonstigen  denern  der  kerk.  AuchdiePri  vatbedien  ten*' 


Stadtbibliothekl  S.  784).  Daft^  die  Geistlichkeit  als  soldie  in  L.  nicht 
.ieci«J<'fr<M  war,  ergibt  wohl  der  Vermerk  im  Rechiiiingabuch  der 
St.  kathurinenkirche  (lo4")):  den  broderss  ^effen  to  axasias  for 
2  tunnen  beress  up  dat  rathhuss  ias  8 /f  (M.  Hett  8  S.  116).  In  anderen 
Sta<llf>n  ist  die  Ooistlichkeit  öfter  auch  von  indirekten  Abf^aben  befreit 
(Maurer  U  .'S.  bt>aöl;   Bücher,  Bevölkerung  Frankfurts  S.  510> 

■  Dfts  Domkapitel  bestand  anfangs  ans  14  Mitgliedern  {obea 
S.  0).  1263  belief  »ich  die  Zahl  der  Domherren  auf  19,  1525  aaf  38 
(W  eil  r  mann,  Mittciliinpon  über  day  ehemalige  Domkapitel  in  Z.  Bd.  3 
S.  1— 3>  Jede  der  vier  JStadtkirchen  hatte  einen  rector  (plebauus, 
kerheren)  und  ▼erschiedene  cappellani;  im  15.  Jahrhundert  gab  es 
(lert'ii  11  (Z.  Bd.  0  S.  93).  An  den  beiden  Jungfr  aue  n  k  1  ö  stern 
waren  besondere  lieisflit  lu-  angestellt  (M.  Heft  4  S.  90  Nr  Am 
liäufigsten  waren  die  vic  a  i  i  i  vertreten,  Priester,  die  angestifteten  Altären 
Seelenmessen  lesen,  auch  den  Chordienst  verrichten  muTsten.  Über  ihre 
Zahl  bei  Beginn  der  Reformation  sind  zwei  verschiedene  Angaben 
erhalten  (Z.  iSd.  H  S.  24  u.  Bd.  6  S.  103).  Danach  gab  es  an  Marien 
68  (64),  am  Dom  60,  zu  Petri  29  (281  zu  Jakobi  21  (21)  und  zn  Egidien 
19  (13);  das  sind  203  (192)  Vikare.  Weiter  gab  es  no.  h  Offizianten, 
Inhaber  kleiner  kirchlicher  Stiftungen.  Am  Heillf^^en  Geist  z.  B.  waren  5 
aucestcllt  (Z.  Hd.  7  S.  255  Anm.  75  u.  260).  Die  Geistlichkeit  ist  also 
auf  Uber  250  Köpfe  so  besiffefii.  Sie  betrigt  fiMt  1  der  Berdlkerang. 
Die  Zahl  ist  nu-lit  auffallend  ^^rofs.  In  Nürnberg  z.  H.  kamen  im 
15.  Jalirhinulert  auf  rund  20000  Einwoliner  446  Geistliche;  allerdings 
ist  ihr  Anhang  mitgerechnet  (Jastrow  S.  13).  Nach  Einführung  der 
Reformation  wurde  die  Geistlichkeit  an  den  Stadtkirchen  auf  einen 
Superintendenten.  "  I*a.stnrcn,  12  Kapläne  und  3  Geistliche  au  Neben- 
kirchen, al^o  auf  21  Köpfe  reduziert  CFunk,  Einige  Notizen  über  die 
Amtswohnungen  der  Geistliehen  in  L.  Z.  Bd.  4  8.  68/69). 

2  Beispiele:  Z.  Bd.  4  S.  236  (Nr.  182)  und  S.  243  (Nr.  288),  Bd.  6 
8.  98;  L  U  ß.  II  &  151;  Rehme,  Oberstadtbach  S.  311  No.  164.  Vgl. 
unten  &ub  VIL 

*  Die  folgenden  Angaben  sind  den  Schofsregistern  entnommen. 
Vftl.  Mantels  8.  92. 

*  Z.  Bd.  4  S.  297. 

*  to  sunte  gerdrud.  Er  wie  der  Lichtträger  können  übrigens  auch 
städtische  Beamte  sein. 

*  Das  G»"^5n(le  diT  Kleriker  besteht  ausschliefslieh  aus  Frnnpn. 
In  den  Schofsregistern  sind  sie  durch  Zoi^ätze  wie  metke  pape,  vidua 
vaghedes  presbiter  kenntlich  gemaeht. 

Diese  Bcvorzugun|^  von  Kirchenbeamten  und  geistlichen  Be- 
dienten ist  allgemein  \  ^1.  Zeumer  S.  73  fF.  Worms  lieT-^  nur  die 
täglichen  Diener  der  Kirche  steuerfrei  und  auch  diese  dann  nicht, 
wenn  sie  Handel  trieben  oder  in  frandem  legis  in  eeisttiche  Dienste 
getreten  waren  (Arnold,  Verfassungsgeschichte  I  S.  269> 
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der  Geistliclien  genossen  ein  finanzieU  unbedenkliches 
Privileg.  Kur  die  Steuerfreiheit  seiner  Angehörigen  yer* 
mochte  der  Klerus  nicht  durohsiisetzen.  Sie  hatten  zum 
Sßhofs  beizutragen \    Dagegen  waren  die  kirchlichen 

Hintersassen,  die  auf  kirchlichem  Grund  und  Boden  an- 
gesessen waroTi,  der  weltlichen  Übrigkeit  zunächst  zu  keinorlpi 
Dienst  v^ihunden.  Ihre  Zahl  war  erheblich*.  Sie  haben 
zweifellos  oft  in  guten  Vermö^ensvcrhältnissen  gelebt.  Um  so 
schwerer  ertrug  man  es,  dafö  sie  ihrer  Zinsberechtigten  wegen 
nicht  zu  steuern  brauchten. 

Duä  Privileg  galt  aber  nicht  nur  für  allo  Arten  kirch- 
licher Institute  und  alle  Personen,  die  zur  Kirche  in  irgend 
welchen  rechtlichen  Beziehungen  standen,  sondern  auch  Ulr 
alle  VermOgenskategorien.  Nicht  nur  für  die  Rircben- 
gebäude  und  Klosterräume  selbst  und  die  Amtswohnungen 
(Kurien y  Wedemen,  PapenkoUatien)*  der  Geistlichen  und 
sonstiger  Kirchenbeamten,  sondern  auch  für  die  ganze  übrige 
liegende  und  für  die  fahrende  Habe,  auch  für  kirchliche  Werk- 
häuser und  Fabrikationsstätten  (Ziegeleien),  ohne  Unterschied, 
ob  das  einzelne  Vermögensstück  unmittelbar  gebraucht  wurde 
oder  anderen  zur  Benutzung  ausgetan  war. 

Die  kircldiche  Steuerfreiheit  war  also  sachlich  wie  p»'ri«ön- 
lich  sehr  weit  ausgedehnt.  Die  Zalil  der  immunen  Objekte 
wie  Subjekte  unterlag  keinerlei  Einschränkungen  ^  sie  konnte 
ins  Ungemessene  wachsen. 

Das  Privileg  der  Kirche  blieb  formell  bis  zur  Reformation 
in  Kraft*.  Dann  hat  es  der  Reformator  Lübecks,  Bugcn- 
hagen,  beseitigt.  Er  ordnete  1531  in  seiner  Kirchenordnung 
die  Errichtung  zweier  kirchlicher  Kassen  an,  eines  allgemeinen 
Kirchenschatzkastens   und   eines  Annen- Hauptkastens,  in 


'  Das  pr^ohrri  Eintragungen  wie  presbitor:  fratf»rnali9  6  /?,  prcs- 
biter  et  soror  1  ^  Wonii  Triester  Schofs  zahlen,  tun  sie  es  in  Uor 
Regel  für  ilir*>  Angehörigen.  Die  zweite  der  eben  angeführten  Notizen 
findet  f^hh  im  Scnofsregister  Prima  Trnvcna  von  1493—11^*7.  y>m 
1498  an  enthält  es  nur  den  Vermerk:  pbtr.  1  Ji.  Augenschemiich  int 
hier  der  Zusatz  „et  soror"  der  Bcquemuehkeit  nalber  weggelasecu. 

*  Das  Domkapitel  z.  B.  hatte  seinen  städtischen  Grondbesits  in 
über  150  arme  claustralcH  zprlp^^t  nnd  dieselben  einzeln  pcgon  oinen 
jährlichen  Wortzins  ausgetan.  Vgl.  L.U.B.  11  Nr.  343  b.  295  ff.; 
Pauli,  Lüb.  Zustftnde  I  45. 

*  Die  Kurien  lagen  fast  alle  in  der  Gegend  des  Doms.  Sie 
waren  Wohnstätten  der  Kapitelherren.  Die  WeUiMncn  (Wedon^  pind 
die  eigentlichen  Pfarrhäuser.  Sie  liegen  in  unmittelbarer  Nähe  der 
Kirche  und  enthalten  meist  mehrere  Wohnungen.  Die  Papen- 
kollatif'ii  lagon  woiter  von  den  Kirchen  entfernt  und  dienten  den 
jängeren  (Tcistüchen,  den  Vikaren,  als  Unterkunft.  Sie  sind  die 
näufigsten  Amtswohnangen  (Funk  Z.  Bd.  4  S.  68  ff.:  Graute  ff,  Uistor. 
Sehriften  1  S.  224). 

«  Vgl.  oben  S.  54  Anm.  11. 


Digitized  by  Google 


XXI  Ü.  57 

denen  das  gesamte  Kirchen  vermögen  konzentriert  wurdet  Bei 
dieser  Oeie^nheit  bestimmte  er:  „Die  Diakene  beyder 
hoeuet  Gasten  schoelen  van  allen  hoeuetstoelen  yar- 
Hkes  gemejne  Schot  geuen,  dat  gemejne  gudt  tho 
erholdende  .  .  .  Unde  Christus  hefft  suluest  den  tjns 
grossen  vor  sick  vnde  vor  Petrum  gegeuen,  alse  gescreuen 
steit  Math.  17." Damit  war  alles  Rirchengut  scholspflichtig 
geworden*.  Auch  die  Steuerfreiheit  der  Geistlichen  nnhni  ein 
Endo.  1582  wurden  seihst  die  „besitter  van  df  r  Domherrn 
Houe"  vertraglich  verpflichtet,  bei  allgemeinen  Kontribatioaen 
gleich  den  Bürgern  zu  steuern*. 

Die  Praxis  der  späteren  Zeit  scheint  allerdings  diesen 
Anordnungen  nicht  immer  entsprochen  zu  haben  ^. 

2.  Ritter. 

Zweitens  besafs  der  Ii  1 1 1  e  r  s  t a  n  d  ein  Steuer urivileg.  Es 
war  ein  altes  Vorrecht  der  Ritterbttrtigen^  dafs  sie  keine  Steuer 
Bu  zahlen  brauchten.  Sie  dienten  den  weltlichen  Gewalten 
mit  Mann  und  Rofs,  nicht  mit  klingendem  Qdd^»  Ihr  Privileg 


'  Das  Vermögen  der  Kircken  wurde  im  allgemeinen  Kirehen- 

schatzkasten  vereinigt.    Zum  Armcn-IIftuptkasten  soHton  gchi  rcn:  ^all»* 

fudere  der  Hospitalen  edder  aller  broederschoeppen ,  kalanden,  gast- 
UHen,  lyffgedingcn  wo  woentlick,  aller  testamenten  gudere,  de  yn 
Oades  ere  gegeuen  sint  vnn  aller  andere  wvUige  ganen  ym  allmiraen, 
wat  namen  de  licbbcn,  de  gegeuen  sint  d'-n  Mrm»'n  viid»^  rechten 
notroü'tigen.'^  Lubeckitiche  Kirchenordnung  von  ßugeuhagen  L,  1677 
(Grautoff)  8.  ISOff.  und  164.  Orautoff,  Histor.  Sehrfften  I  S.291  ff.; 
Funk,  Das  Armendiakonat  an  den  Kirchen  der  Stadt  L.  Z.  Bd.  2 
8.  171  ff.,  bes.  S.  17'?:  Wehrmann,  Z  Bd.  6  S.  73. 
■  Kirchenordnung  S.  182/83;  (jrrautoff  1.  c. 

s  Zor  Ermittlung  des  Kirchenvermögens  wurde  durch  Vertrag  vom 
!iO.  März  1531  den  ^nkari(>n  'I't  vier  Stadtkirchen,  durch  solchen  vom 
dl.  Dezember  1532  dem  (katholisch  bleibenden)  Dom  aufgegeben,  alle 
ihre  Zinsen,  Renten,  Aufkünfte  und  Barschaften  inner-  nna  anfserhalb 
der  Stadt  nachzuweisen  (Becker,  UmetiUidliche  Geschichte  L.8  II  S.  32 
und  45  ff.)  Vgl.  die  Rataverordnung  von  1684  bei  Dreyer,  £inl. 
ö.  140  Nr.  XL 

*  So  Bcholen  ee  (die  „besitter  van  der  Domherrn  Houe'),  Im  valle, 

datt  alle  ßorgere  vnde  ynwanere  diser  Stadt  van  eren  Husern  vnd 
gudem ,  thor  gemene  nott  ettwas  worden  peuen  daraff  .  .  .  vnde  van 
erem  ebenem  Kikedome  gelick  den  Borgern  gcuen  vnde  darentbauen 
nicht  wider  beswereth  woden  (Grautoff  S.  312;  Becker  S.  46). 

Schon  Bugenhagen  legte  dem  Rat  nahe:  „Wyl  eyn  Er.  Radt 
sulckes  (die  Besteuerung  des  KirchenvermögeoB)  nalaten  eyne  tydt- 
lanck,  so  lange  de  Casten  r\'ker  werden,  dat  sta  tho  sinem  wofgeuallen" 
(Kirchenordnung  S.  182).  £r  setzt  aber  hinzu:  „Macht  ouers  enlckes 
tho  voerdernde  und  tho  boerende  sehall  ejn  Er.  Rndt  hebheii.*' 

*  Über  die  Steuerverhältnisse  der  Geistlichen  und  des  Domkapitels 
in  späterer  Zeit  vgl.  Neue  Lüb.  Blfttter  1851  8.  9  (Die  Steuerverh&lt- 
nisse  der  lüb.  (geistlichen  seit  der  Befommtion)  Z.  Bd.  3  S.  105  Art  1% 
Bd.  8  8.  502;  Dreyer,  Einleitung  etc.  8.  140  Xr.  XI. 

^  Vgl.  v.  Below,  Zur  Entstehung  der  deutschen  Stadtverfassung 
in  der  Bjstoriscben  Zeitoehrift  Bd.  68  S.  197. 
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war  aber  auf  ländlichem  Boden  erwachsen  uiul  aui  ländliche 
Verhältnisse  zugeschnitten.  Es  eutbehite  in  der  Stadl  jeder 
inneren  Berechtigung^.  Dennoch  hat  ee  sich  lange  Zeit  in  ihr 
erhalten. 

Ea  war  aber  in  Lübeck  nur  von  geringer  Bedeutung^. 
Der  Ritteratand  hat  dort  nie  eine  Rolle  gespielt;  Städte  ohne 
Hofhaltung  waren  Uberhaupt  ein  schlechter  Boden  fUr  ritter- 
bürtige  Geschlechter*.    Die  Stadt  suchte  von  Anfang  an  das 

Aufkommen  einer  kriegerischen  Aristokratie  zu  verhindern  ®. 
Fremde  Kitter  sind  nur  ungern  auf  längere  Zeit  in  den 
Mauern  geduldet^.  Man  sah  in  ihnen  eine  Gefahr  fUr  den 
städtischen  Frieden  ^. 

Deshalb  dar!  aber  das  ritterliche  Element  in  Lübeck  nitlu 
ganz  in  Abrede  gestellt  werden*. 

8.  Beamten. 

Auch  ein  Teil  der  Bürger  wurde  schofsfrei  gelassen,  der 
stttdtische  Beanltenstand^  Nur  der  Rat  machte  eine 
Ausnahme.  £r  ging  der  Bürgerschaft  In  der  Erfüllung  der 
bürgerlichen  Pflichten  mit  gutem  Beispiel  Toran,  Seine  Mit- 
glieder gaben  jährlich  in  der  Bursprake  bekannt,  dat  se  en 
scot  setten  willen  vppe  8  i  k  s  u  1  u  e  n  vnde  vnse  menen  borghere 
Erst  im  16.  Jahrhundert  haben  sie  sich  vom  Scho£s  frei- 
gemacht 

Die  Stadt  liat  schon  früh  Beamte  angestellt.  Mit  ilirrr 
Gröise  wuchs  deren  Zahl.    Es  waren  meist  Subaltern beamte. 


1  Maorer  II  S.  867.   Vgl.  jedoch  Zenmer  82/83. 
»  Maurer  I  S.  m 

*  Frensdorff,  Stadtyerf.L.s8.45.  Bereite  im  Privileg  Friedrichs  IL 

TOD  1188  wurde  bestimmt:  Quicunquc  etiam  spacia  ciuitatis  per  occuo 
pationem  cdificionun  uBurpanerit,  si  pulsatus  (uerit,  LX  solide»  componet 
(L.U.B  I  8.  11). 

*  Mantel  St  Beitrifge  S.  65. 

*  I^opcko,  Historische  Nachricht  vom  Ifil).  Patriziat  S.  4  *). 

Z.  B.  von  Pauli  (Zustände  I  S.  71).  Nath  «km  Oberstadtbuch 
halttni  Adelige  gar  Grundbesitz  in  der  Stadt  cehabt  (Z.  Bd.  4  S.  222  flf. 
ti.  258;  Pauli,  Wioboldareiiteti  S.  12).  Vgl.  aneh  Reuter,  Kieler 
Erbebuch  S.  XXVIII. 

Das  ist  die  Regel.  Vgl.  Paasche  in  J.  f.  Nat.  u.  Stat  Bd.  89 
S.  812.  Anderer  Ansicht  8(*li9nberff  ih.  Bd.  40  S.  854. 

^  L.U.B.  VI  S.  758.  AusweiBlidi  der  Schofsrepister  haben  sie 
ancli  tatsächlich  zur  Steuer  boifxi'trfirrf^n.  —  Dem  Mittelalter  ist  ein 
derart  vorbildliches  Steuern  nicht  ircuid.  In  Göttingen  brachten  die 
20  Rateherren  */io  bis  V«  des  ganzen  Schosses  anf.  Der  abgehende  Rat 
tmifrite  ^i(■ll\v^^re!I .  fiaTr*  «t  den  Schofs  richti^'^  bezahlt  liabc  (Scliinidt, 
J)as  initteliüterliche  G.  in  H.G.Bl.  1878  S.  18/19;  Hävern ann  in  Z.  des 
historischen  Vereins  für  Niedersachsen  1857  S.  205).  Die  drei  Hildes- 
heimer Kät(  ziiiilten  durchschnittlich  Vt  des  Schosses  fU.B.  VI  S.  LH). 

Ortlüff  S.  182.  Sdielnbar  auch  von  allen  anderen  städtischen 
Lasten  (Z.  Bd.  7  S.  405  Anm.  142).  —  Der  Bostocker  Rat  war  schon 
früher  stenerfrei  (Ueckl.  Ü  B.  Xx  S.  499). 
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Denn  die  wichtigeren  Ämter  wurden  von  Mitgliedern  des^ 
Itates  }>okltiidet.  Zu  den  hölieren  lieamtrii  zählten  nur*: 
der  Syiulikus,  3  Stadtsclireiber  (protunotarii ,  secretarii)*, 
der  Stadtkaplan  (clericus  noster,  sacerdos),  die  2  Stadtnotaie^ 
und  andere  Gerichtsbeamte  ^  der  Stadtarzt,  der  Stadtchiruig^ 
der  Kriegshauptmann  (Ansreitervogt) ,  der  Schenk,  Schawsr 
und  Marschalk. 

Die  R<*amten  verteilen   sicli  nach  folerenden  Kategorien. 

G  e  ri  c  h  t  H  >)  ea  m  r  e  waren:  4  vorapraken  (advotati.  pro- 
locutores,  rhetore»)*',  P*  i  soueo,  die  im  Auftrage  dea  Itateh  vor 
Gericht  auftraten und  etwa  ebenaoviele  degedingeslude 
(procuratores,  vtnemer),  die  besonders  mit  dem  Strafvollzug 
nach  Art  der  heutigen  Gerichtsvollzieher  betraut  waren.  Je 
einer  von  ihnen  hatte  den  Titel:  des  rades  vorsprake,  des 
rades  degedingesman,  also  wohl  eine  Übergeordnete  Stellung. 
Im  16.  Jahrhundert  wurden  noch  4  plaggere  (▼ulmechtige) 
ernannt,  de  eynes  anderen  klegers  vulmacnt  anwenden  mögen 
vmme  gelt  offte  andere  dinge  inthofuderen ,  also  städtische 
Rechtskonsulenten.  Die  Exekution  aller  der  Strafen,  die  nicht 
in  Geld  bestanden,  geschah  durch  die  2  Büttel  (bodelmester) 
oder  die  2  Frone  fvronenniester ,  vron,  schobant,  racker). 
.^ie  bewohnten  eigene  Häuser ;  jeder  hatte  zwei  Gesellen 
(budelknechte)  unter  bieh*.  Die  Büttel  waren  Gefängnis- 
wärter, die  Frone  Scharfrichter  und  Zuchtmeister.  Sie  be- 
sogen  8.  B.  Entgelt  vor  dat  swert  tho  richtende,  vor  den 


'  Die  folgende  Zusammcnstellang  will  hdne  erschöpfende  sein. 
Sie  beruht  zum  profsen  Toil  auf  bisher  unbenutzten  Quellen,  z.  H.  auf 
den  Schofsregistern  und  dem  1532  von  Nicolauä  von  Bardewik  und 
Anton  von  Stiten  .to  hehneff  des  rachten"  angelc^n  Memorialbneh. 
(Z.  Bd.  3  S.  398.)  Vgl.  femer  L.U.B.  II  S.  1077  tT.  (das  Kaintncreibuch 
von  1316—1338  mit  Angaben  der  Gehälter  der  offiriatii:  Mantnl» 
S.  91  ff.;  Pauli,  Zustände  I  S.  95 ff.,  II  S.  78/79;  Hofiraauu  X  8.  Ö1/92; 
M.  Heft  2  S.  166  ff.;  Z.  Bd.  4,t  S.  112«.;  v.  Melle,  OrQndl.  Nachr. 
8.  88  ff. 

'  Nach  dem  Kämmerei  buch  von  1316—1338.  Es  verzeichnet 
3  magister.  Auch  nach  Z.  Bd.  4  8. 114  gab  es  3  naeriivers*.  Vgl.  ü u be  r  ,^ 
Hansbait  Htldosheims  a  85. 

^  advocaM,  judicii. 

*  Nach  dem  Kämmereibuch.  Einer  beifst  notariu»  (dumiuorum 
nottems)  schleclithin,  der  andere  notarins  adnocatorom  Sie  sind  s.  T. 
wohl  mit  den  richteflcriuern  idonti  ( h    Vpl  Z.  Bd.  4  S.  289  und  298. 

Mantpls  S  m-.  LU.B.  II  s.  lo<l  frirnlicus);  Z.  Bd.  4  8.  114. 
Er  erhielt  im  14.  Jahrhundert  15  ^  Fl-,  pro  4uibu8  familiam  ciuitatis 
les&m  vel  wlneratam..in  ({uocunque  tempore  gratis  curabit  et  sanabit. 
V^'l.  auch  Riedel,  Ärztliche  Zustände  in  früherer  Zeit  in  d.  Festschrift 
zur  ü7.  Versammlung  deutscher  Naturforscher  u.  Arzte  in  Löbeck  (1895) 
S.  87  ff 

«  Mantels  S.  93. 

^  Kämmnreirechntuigen  der  Stadt  Hambnig  VII  S.  CCLX. 
»  Unten  sab  X,  3. 
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oucrsten  (neddersten)  galgen,  vor  leuendich  tho  grauende  und 
vor  stupende  hy  dem  kake  vp  dem  markede  ^ 

Aber  Buttel  und  Fron  waren  nicht  nur  GerichtvbeMnte. 
Eraterer  hatte  auch  die  fremden  Bettler  aussntreiben.  Letsterem 
lag,  wenigstens  in  späterer  Zeit,  die  Reinigung  des  Marktes 
ob',  Erstere  mufsten  dat  schot  ropcn,  letztere  hatten  der  deue 
kameren  reyne  to  maken.  Beide  endlich  nahmen  die  Exekution 
gegen  säumige  Schosser  vor'. 

Sie  siiirl  filso  auch  allgemeine  Aufsichts  beamte. 
Aber  bei  weitem  nicht  die  einzigen.  Die  Aufsicht  auf  den 
Strafsen  stand  den  4  weddeknochten,  den  Bedienten  der 
Wette*,  zu.  Sie  wurden  auch  slupwachter  und  im  Volksmund 
yBrUckenkieker"  genannt Die  Beauisichtigung  des  Marktes 
und  Aufreehterhiutung  der  Marktordnung  war  Sache  des 
MarktTogtes.  Er  war  zugleich  Wirt^  Die  SchiflFFahrt  auf 
der  Trave  wurde  von  4  Travenvögten  ttberwacht.  Zwei 
hatten  die  Ober  ,  die  anderen  die  Untertrave  au  ihrem  Reyier^. 
FUr  die  Waldungen  im  Landgebiet  waren  Holzvögte  ange- 
8tellt^  die  z.  T.  in  der  Stadt  wohnten®.  Die  Allmende  wurde 
von  einem  Heuvogt'*^  belnitet.  1345  berichtet  flr\s  Kämm erei- 
büch :  coco  porcorura  dabuiius  annuatim  1  mr  pro  eo,  quod 
custüdit  de  wieren  (Frieden)  in  aggere.  Als  die  Stadt 
FestuTif^sp:räben  aufgeworfen  hatte,  stellte  sie  einen  Graben- 
meister an  In  der  städtischen  Feldmark  waltete  ein  mark- 
greue  seines  Amtes.  Endlich  ist  1527  zur  Entlastung  der 
Buttel  noch  ein  P  r  a  c  h  e  r  (Bettler-)  v  o  g  t  angestellt.  Er  sollte 
dar  vpp  wachten  Tnde  sehen,  dat  de  armen  iude,  dede  der 
almissen  bynnen  Lubek  leueden,  gudt  geschick  hebben  mith 
biddende  vnde  vpp  denn  kerkhauen  tho  sittende,  Vnde  holden 
de  frömmeden  beddelers  effte  landlopers,  der  hir  bynnen 
nicht  vorarmet  sinth,  vth  der  Stadt'*. 

So  standen  Stadt  und  Land,  Markt,  Strafsen  und  Flüsse 
unter  polizeilicher  Aufsicht 

'  Vgl.  Huber  S.  91. 
«  Z.  n.  5  S.  248. 
Unton  8ub  XVII,  2. 

»Pauli,  Zustände  1  S.  53:  M.  Heft  1  S.  32,  Heft  4  8.  ü8.  Siup- 
waehter  bedeutet:  heimliche,  ScnleichwBoliter. 
•  Z.  Hd.  3  S.  562  ff. 

'  Das  älteste  Kämmeroibueh  zählt  4  custodientcs  Travenam  auf 
(L.U.b.  II  S.  lOÖl  Anm.  ül).  Sie  wohnten  nach  den  SchofsregisterD  in 
der  Prima  Travena  (Depenau,  Alfttnirse)  und  Sekunda  Trarena  (Engels- 
Und  Fischergrubo).    Über  die  stfidtischen  Quartier«!  unten  sub  XI. 

^  M.  Heft  10  S.  31.  Das  Kämmereibuch  nennt  einen  «custodiens 
ligna''. 

^  Nach  den  Schofsregistern. 
>«  heu-,  hoi  -,  Ii  hu-,  hon-,  boawevaget. 
"  Z.  B.  7  S.  474. 
'<  Nach  dem  Memoriallmeh, 
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Kriegerische  Unternehmungen  der  Stadt  wurden 
v(  III  Kr i  eg8(Stadt-)  Ii  a  u  p  tm  a n  n  (hovetoian.  Ausreitervog-t)  * 
geleitet.  Er  befehligte  die  ry  den  der  (ridende  knapen),  die 
zugleich  eine  Leibwache  des  Kates  waren*  (ihre  Zahl  läfst 
sich  nur  zum  Teil  angeben;  sie  betrug  über  10')  und  die 
anderen  städtischen  Söldner^  Femer  waren  die  arm- 
bruster (bassenscliDtteny  baliBtarü),  der  machinlsta^  der 
vuurschutte*  und  defffleicbeii  mehr  zur  Verteidigung  der  Stadt 
bestimmt.  Ihre  BewachaDg  besorgten  die  tomemans*  (Tttrmer)^ 
Wächter,  sluter  (Torwächter-  und  -schliefiier)^  deren  es  auch 
über  10  gab^.  Der  Wachtdienst  wurde  von  „kuren"*  ge- 
leitet. Aufserdem  besoldete  der  Rat  noch  2  Personen  darar, 
dafs  sie  des  naclits  vppe  de  wacht  ghan. 

Für  Krieg  und  Frieden  war  der  stildtische  Marstall  be- 
stimmt. Er  unterstand  dem  Marschalk  i^yiabulariua,  IStallherr). 
Ihm  war  ein  berider®,  der  z.  B.  den  b^ittenen  Dienern  Keit- 
unterricht  gab*",  zugeteilt. 

Ebenso  werden  sniggenmester  und  Bootsmeister  für 
kriegerische  und  friedliche  Verrichtungen  yerwendet  worden  sein. 

Der  geschäftliche  Verkehr  in  der  Stadt  wurde 
durch  mehrere  m  ekel  er  der  heren  vermittelt  Sie  hatten 
Angebot  und  Nachfrage  zusammenzubringen  und  die  Interessen 
der  Stadt  wahrzunehmen".  Es  gab  besondere  korn-,  herings- 
und  ^erdemekeler  Das  Zumessen  und  Zuwiegen  der  Waren 
war  Sache  der  Wraker  (holt,  teer,  lioppen)'",  Messer**  und 
Wäger**.  Den  K  a  c  h  r  i  c  h  t  e  n  v  e  r  k  e  h  r  besorgten  die  -4 
cursores,  loper*®,  und  die  nuncii  consulum.    Sie  waren  Vor- 


»  Z.  Bd.  1  S.  203;  Mantels  S.  16  flF. 

*  Sie  bildeten  eine  Brüderschaft.  Die  10  jüugsten  wohnten  im 
laugen  Lohberg.  Einige  hausten  auch  in  TQrmen.  Vgl.  Bl  Heft  9 
8.  74  Nr.  38,  8.  76  Nr.  1,  Hoft  4  S.  27  und  187  und  Heft  10  8.  127. 

»  Hoff  mann  8.  92,    llire  Zahl  ist  nicht  bekannt. 

*  Hildesheim  hatte  30-36  berittene  Söldner  (Hub er  S.  100). 

•  Mantels  S.  92. 
«  Z.  Bd.  4  S.  305. 

'  Vgl.  die  Zahl  der  Tunnwohnungen  unten  in  der  Anlage. 

•  H  ubor  S.  88.  —  Das  Kämmereibuch  wirft  zweimal  für  eine 
Person,  cum  vigiles  instituorit,  ein  Entgelt  au.'^. 

M  Heft  2  S.  166;  Z.  Bd.  4  S.  905.  Vgl.  Bücher,  BeTÖlkenmg 
Frankfurts  S.  409  Anm.  3. 
"  M.  Heft  10  S.  127. 

1'  Pauli  IS.  139  u.  irr  S.  74  ff.;  Bficher  L  C.  S.  250  u.  Entstehung 
der  Volkswirt^ -bnft  s  j-^f':  lnama-8ternegg,  Wirtscbaftqgeschichte 
III,  2      262;  Jiuber  5>.  ^4. 

>*  Ober  den  Lfibeeker  Pferdehandel  eben  8.  29  Annu  8. 

1«  Sachverstandige.    Vgl.  Z.  Bd.  4  S.  297. 

^*  Das  Krirninereibach  nennt  mensores  humuü  und  cimenti  (L.U.B.  II 

S.  1142  3.  Spaltej. 
"  L.U.B,  ib. 

'«  D&9  Kämmereibuch  von  1316—1338  zählt  4  auf.  iT.  U  II  S.  1080 
bis  lüb20  Nach  Pauli  (II  &  83/84)  gab  es  im  15.  Jahrhundert  nur  2. 
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gaii-(  I  der  heutig'  n  Post*.  Der  Hat  iiatte  auOBor  iiiuen  nodi 
andere  Boten  (precones)*. 

Zur  Kurzweil  dienten  die  Spielleute  (spellude,  iocu- 
latores,  piper,  fistulatores,  triiuipperä).  Es  waren  im  ganzeu 
8  Mann,  die  aber  bei  besondere  festucben  Gelegenheiten  auf 
12  TentHrkt  wurden*.  Sie  standen  unter  einem  Spieigrafen 
(comes  ioculatorum.  spelgreue)^. 

Die  innere  Stadtverwaltung  war  folgendennaDsen 
verteilt : 

Die  Ausfertigung  der  Urkunden  und  Briefe  sowie  die 
Ftilinniü;  flor  Stadtbi\cher  war  Sache  der  Stadtschreiber*. 
Der  Zoil  wurde  von  den  Zöllnern  (tolncr.  telonarii)  eingehoben*. 
Die  Münze  war  einem  Münzer  (nioneturius)  anvertraut.  Für 
Schofs  und  Accise  gab  es  keine  spezielle  Vollzugsbeamte.  Nur 
von  einem  „öyöeschriuer"  und  „syseknecht"  ist  die  Rede'. 
Ratsmitglieder  nahmep  die  (beschilfte  der  Steuerverwaltong 
wahr.  Aber  sie  liefsen  sich  von  ihrem  niederen  Dtens^rsonai 
helfen,  von  den  vier  Hausschliefsern  (husslutem^  hus- 
denern),  ihrer  engeren  familia.  Letztere  wurden  überhaupt 
bei  der  Ausübung  obrigkeitlicher  Befugnisse  verwandt,  be- 
sonders aber  in  der  Finanzverwaltung  ^  Jedem  war  eins  der 
atädtischen  Quartiere  überwiesen®. 

Der  Hat  hielt  sich  ein  eifront  s  K  (i  c  h  e  n  p  e  r  s  o  n  a  1.  Ks 
bestand  ii.  a.  aus  2  SchafFeru,  als  Vorgesetzten  einem  Ratä- 
koch,  2  k<«k 'iiw  istern  und  einem  weiblichen  Kuchenbäcker**. 
Die  beiden  ItaLskeller*^  unterstanden  Schenken,  auchKeller- 


>  Vel.  Bücher,  Bevölkerung  S.  255.56;  II  über  S.  92ff.;  Sander, 
Beichstädtischc  Haushaltung  Nümberprs  I  S.  128  ff*. 

^  Kämmercibuch;  Mantels  8.  92.  Auch  weruer,  d.  h.  solche,  die 
eine  „werf"  (Auftrag)  ausrichten. 

^  .Sie  vroiiiitcn  meist  an  der  Waknitzmauer.  Vgl.  WehrmEBB 
Z.  Bd.  2  S.  94;  Dr^^yer,  Einleitung  S.  92m;  Z.  Bd.  4  S.  114. 

*  Stiehl  M.  Heft  2  S.  68'69.  -  Vgl.  hierzu  Hu  her  8.  97. 

•  II  oft' mann  S.  91/92. 

149.)  yvurd  die  toUbode  in  der  Mühlenstrafae  ywi  einer  Frso, 
taleke,  bewohnt. 

1  im  1  S  89 
Z.'Bd.4  S.  114;  *M.  Heft  2  S.  166;  unten  sub  X,  3.  1475  mufste« 
zie  z.  B.  die  zur  Schanzarbeit  befohlenen  KihwoIuht  überwachen  (M. 
S.  ÜU  —  Vgl.  auch  Saud  er  S.  125  ff.  und  ilub.  r  S.  86.  In  Hildes- 
heim hatten  die  „Bürgerboten**  dieselbe  Stellung.  Ausschliefslich  zur 
Verfügung  des  Hatrs  .stehend  vermittelten  sie  alle  mit  der  Bftigenehaft 
voraunehmenden  V  er waltungsgeschäf te. 

®  Item  de  veer  husdener,  eyn  islick  sin  quarteer  (M.  l.  cA  Bei 
der  Einnahme  de.s  Schosses  kamen  aber  auf  die  ^Quartiere  nur  2  Scho(t> 
einnehmer.    Seit   1464  bewolinte  einer  von  ihnen  eine  Dienstwohnung 
«nd  flbte  dort  eine  Kraggerechtigkeit  aua  (M.  Heft  3  8.  110  Art  241 
>«  Z.  Bd.  4  8.  2d4  (Bede  sehaffem). 
"  Z.  Bd.  2  S.  9293,  Bd.  4      U7;  M.  Heft  2  S.  16667. 

1463-85  diente  greteke  ?  der  Stadt  als  kokenbekersche. 
^*  Vgl.  über  sie  unten  sub  XIX. 
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hauptleute  genannt ' .  Der  Katsweinkeller  beschäitigte  2 
Zapt'er  (tepper),  je  einen  B.lnder  und  Schreiber,  zwei  Kohl- 
greven  (kalgreuenj  zur  Heizung  und  Reinigung  und  etwa  5 
Jiediente  (winschroder,  winkiieciite|  kalgreueu  kneciitej^.  Im 
Rattbierkeller  (dem  liamborgesclieii)  waren  mlnde^tons 
4  Peraoneny  darunter  mehrere  Zapfer,  angestellt 

Die  Stadt  besoldete  ferner  in  den  einzelnen  Ämtern  «ne 
Reihe  von  Handwerkern,  s.  B.  im  Bauamt  einen  Bau- 
und  Maurermeister  (buwraester^,  mureraester) ,  Steinbrücker 
(brllggerj*,  Holzspalter  (klowers),  Dachdecker  (dekker)*,  aller 
Art  Zimmerleute  (tymmerludr')  und  Bauarbeiter  fmurlude)*. 
Sie  alle  wurden  von  ihr  belehnt  (beleiiet  timmennan,  '^•n^herK 
Die  ÖtatU  hatte  eine  Menge  VeHelnite.  Im  Sehoföregister  sind 
Vermerke  wie :  bereu  leii ,  l)elenet .  keine  Seltenheit  ^. 
Die  Verlehnungen  erfolgten  besonders  im  Handel  und  Ver- 
kehr, z.  B.  bei  den  Trägern  (sie  bildeten  ein  Amt,  das 
von  2  dreghenneetem  geleitet  ward)^,  Sandfahrern,  Wagen- 
ladem,  KarrenfUhrem,  Dielentrflgern ,  und  blieben  dort  bis 
ine  19.  Jahrhundert  üblich*. 

Der  Rat  hatte  ferner  eigene  Fischer  (piscatores)'*  und 
Mühlenraeister '    auch  Schmiede  aller  Art. 

Zur  Reinigung  der  Stadt  waren  eine  Reihe  von  „straten- 
uprir),p,.en"  angestellt.  In  der  Zeit  von  1310  —  ]iV.\H  gab  es 
dt  n  11.  Ein  „preco"  erhielt  2^,  pro  quibus  faciet  purgare 
forum  et  lutum  d('])ortare.  Später  hatte  der  Fron  für  die 
Reinigung  des  Marktes  aufzukommen'^.  Das  lö32  angelegte 
Memorialbuch  zählt  eine  «marktaegersche**  auf.  Pro  purgatione 
koberch  and  klingenberch ,  der  beiden  anderen  Plätze  in  der 
Stadt,  waren  zwei  besondere  Beamte  in  Pflicht  genommen. 


»  Wehrmanii  in  Z  Bd.  2  S.  79  ff, 

•  Z.  ib.;  M.  Heft  2  S.  166. 

•  Z.  Bd.  4  S.  288  u  297. 

•  Pflasterer.    Vj^l  Z.  lid  5  S  .'M 

«  Z.  Bd.  7  S.  478  (des  rades  decker>    Vgl.  M.  Heft  10  S.  31. 

•  Z.  Bd.  4  S.  288  und  297.  Der  Baumeister  hatte  ihrer  30 
unter  sich. 

^  Sie  scbptnpn  von  allen  städtischen  Abgaben  befreit  gewesen  tu 
sein  (Z.  Bd.  7  8.  4Uä  Anm.  142). 

•  Z.  Bd.  4  a  297  II.  804. 

•  King,  Geschichte  Lübecks  während  der  Vereinigung  mit  dem 
fraitfiteischcn  Kaiserreich  1811—1818.    L.  1816.    S.  2  u.  6. 

»•  Z.  Bd.  2  S.  92.    Vgl.  M.  Heft  10  S.  31. 

"  H.  L  c.  Das  Kimmereibneh  von  1B16  ff.  r^atriert  L&hne  pro 

labore  in  regendis  molcndinis.  (L.U.B.  II  S.  1081.)  Uber  die  stidtiechen 
Mühlen  unten  sub  XIX. 

w  M.  1.  c;  Z.  Bd.  7  S.  477  ff. 

Weiteres  Aber  die  städtischen  Handwerker  bei  Pauli,  Zustände 

III  S.  30  ö.  Wehrmann,  Zunftrollen  S.  2G  27.    Vjjl.  auch  Bucher, 
Bevölkerung  Fr.  S.  227  und  Entstehung  der  Volkswirtschaft  8.  236. 
<♦  Oben  S.  60. 
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Ein  weiterer  hatte  „pro  purgatione  platee  prope  domum 
consilij"  autzukommen.  Für  aie  Breitestrafse  waren  aufser 
ihm  noch  2  Personen  als  Strafsenk  ehrer  verpflichtet.  Die 
Reinigung  von  Ratswei^en  scheint  sich  auf  die  Plätze  und 
HauptstrarBen  besehrttnkt  zu  haben. 

Endlich  standen  noch  verschiedene  Fährleute  (schipper 
to  dar  fer,  des  radas  flishiphere) '  und  SchlausOTbeamte  (dener 
▼p  der  Blase),  graminatores,  d.  b.  Gräser ,  die  das  Gras  aat 
der  Allmende  mähen  muTsten und  vielleicbt  aucb  ein  Toten* 
gräber  im  Dienste  der  Stadt  ^. 

Die  Gesamtzahl  der  städtischen  Beamten  läfst  sich  nicht 
genau  bemessen.  Jedenfalls  belief  sie  sieb  auf  Uber  200  \ 

Nicht  alle  waren  aber  Beamte  im  beatigen  Sinne.  Manche 
dienten  der  Stadt  nur  nebenbei,  z.  B.  die  Strafsenkehrer 
die  sonst  anderen  Berufen  nachgingen^.  Aber  das  Mafs  des 
Dienstes,  der  von  den  einzelnen  geleistet  ward,  kam  nicht  in 
Betracht.  Alle,  die  nur  irgendwie  von  der  Stndt  aus  beamtet 
wurden,  alle  ..df^ner''  genossen  Px  tVriuna;  vom  Schofs.  Sio 
ist  als  pars  saiarii  aufzufassen.  Denn  ihre  Angehörigen  waren 
schorspnichtig  ^. 

4.  Private  Bediente.  —  Stadtvermö^ren. 

Weiter  waren  die  Dienstboten  sowie  die  Handels- 
und Gewerbegehilfen  (früher  immer,  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert in  d(  r  Regol)  sti  iinrfre?  Nur  bei  aufserordentlichen 
Anlässen  wurden  sie  zur  öteuer  herangezogen^.   Die  SchoOs- 


■  Z.  Bd.  7  S.  486. 

s  Die  Slteste  Bflrgenmitrikel  L.U.B.  II  Nr.  31  S.  25  ff.  Vgl.  hieiza 

Hub  er  S.  96. 

»  Oben  S.  55  Anm.  ö.    Vgl.  Huber  8.  92. 

*  Schon  1316  zftlilen  diV  Kämmereibucher  über  40  auf  (L.U.B.  II 
S.  1077  fF.).  Die  aus  den  »Schoisregistem  ersichtliche  Maxiinalsumme 
belftnft  sich  nur  snf  89.  Aber  die  Registratoren  lassen  t^r  oft  bei 
den  Nichtsshl enden  die  AnjjraVie  von  Stand  und  Remf  fort.  Vgl.  unten 
sub  XI,  —  In  Frankfurt  standen  etwa  200  Personen  im  städti.«trh(>n 
Dienst,  aber  nur  (iO  ausschliefslich  (Ii  ü  eher,  Bevölkerung  Fr.  S.  22'J  ff".» 
255  ff.  u.  408  ff.;  Entstehung  der  Volkawirtechaft  8.  235/36).  In  Basel  gab 
es  etwa  100  Ileamt»»  (Schönberg,  Finanzverhältnisse  S.  558  0.).  Vgl. 
ferner  fUr  Kostock  Laasche  in  J.  f.  Kat.  u.  Stat.  Bd.  Ö9  S.  379)80,  tur 
Nfinberg  Sander     114 ff. 

•  Z.  BcL  5  8.  248. 

•  Bfteher,  BevölkeniDic  S.  290,  284  n.  285. 

''  Auch  die  Witwen»  x.  B.  richtAchrtuersche  dedit.  Wo  neben 
Beamten  ein  Stenerbetrag  eingetragen  iat,  bandelt  es  sich  um  Zahlungen 

für  Augehürige. 

*  Oben  S.  26  ff.  Femer  bei  den  Türkenateueni  des  16.  Jahr- 
hunderts. 1540  wnrde  vcm  allen  Mnwohnem  einecldierelieli  der  Sing- 
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register  tuhren  dealialb  die  in  tremdea  Haushaltungen  wohn- 
hafte dienende  Bevölkerung  gar  niclit  auf*.  Die  separat 
woluifnden  Bedienten  werden  durch  Vermerke  wie:  kneeht, 
huöknecht,  niaget,  dener,  denersche,  in  dem  denst.  piper  der 
koDlude,  des  kopmans  loper  etc.  kenntlich  gemacht.  Vor- 
stellende Randnotisen  finden  sich  aber  nur  selten'*. 

Endlich  wurde  das  Vermögen  der  Stadt  nicht  ver* 
schofst  Von  den  ttfTentlichen  Gebäuden  ist  daher  nur  ein 
kleiner  Teil  in  den  Registern  verseichnet  Es  sipd  die 
^munte"  ^  (Fleischhanerstrafse) ,  das  „schriuerhus''  (Johannis- 
strafse),  das  „kuterhus"*  (an  der  Mauer),  die  nabbeteke" 
(KönigstraTse)  und  eine  ^tolnbode"  (Mühlenstrafse). 

6.  Individuelle  Befreiungren. 

Weitere  generelle  Befreiungen  vom  Schofs  wurden  nicht 
gewährt ®.  Aber  aufser  ihnen  zuweilen  individuelle,  auf 
verschiedene  Dauer'  und  aus  verschiedenen  Gründen'^.  1(147 
z.  B.  befreite  der  Hai  den  Arnold  Möller  auf  Lebenszeit  vom 
Wacht-  und  Soldatengeld ,  weil  er  ihm  ein  Rechenbuch  ge- 
widmet hatte.  Genauere  Angaben  sind  nicht  möglich  ^  Jeden- 


Hnge  3  /?  erhoben.  1544  und  1519  zahlte  jede  Person  von  über  10  Jahren 
den  gleichen  Betrag.  1542  hatten  Knechte  und  Mägde  sowie  geringe 
Leute,  die  weniger  als  50  Jl  beaaTBen,  2  Gulden  zu  geben  (Becker» 
UmstftndL  Geschichte  II  S.  115/16). 

>  Nur  eintnul  i-t  eine  ancilla  aufgeführt. 

•  Die  knnfniiinniftchen  Korjtorutionen  hatten  zuweilen  ein  nicht 
unbedeutendes  Personal.  Z.  B.  da»  Schonenfahrerkollegium  in  späterer 
Zeit  einen  SchQttingsboten  und  sehn  Heringspacker  (If .  Heft  1  B.  911^ 

*  Über  die  steuerliche  Behandlung  der  Bedienten  in  anderen 
Städten  vgl.  Mecki.  U.B.  XX  8.  499;  SckOuberg  S.  488;  oben  S.  48 
Anm.  6. 

*  Etwa  mi  anjiekauft  (Z.  Bd.  1  S.  41  42). 

■  Mit  ihm  waren  ü  Wobnungen  für  Kütermeister  verbunden,  die 
aber  im  privaten  Eigentum  standen  und  daher  schorapAiehtig  waren 
(II.  Heft  4  S.  57). 

Die  Irtzte  Schofsordnung,  die  Brenner  von  1848,  läfst  steuerfrei: 
die  derzeit  angestellten  Prediger  und  Lehrer,  die  besoldeten  Militftr> 
personen,  eine  Reihe  niederer  An|B^Btellter ,  unverheinitete  volljährige 
Töchter,  Dienstboten,  Alumnen,  Stiftungen,  (jemeinscbuldner  uud  Arme. 
(J.  f.  Nat.  u.  Stat.         S  39Hflr.;  Ortloff  8.  181  u.  183.) 

'  Zuweilen  nur  für  »  in  Jahr.  Ein  Einwohner  namens  brabant 
zahlt  z.  B.  1498-99  8  ß,  1499  1500  4  /?,  1501/2  8  ß\  1500/1  war  er  aber 
„vriet". 

•  M.  Heft  7  8.  14 

®  Dio  Seil orsrefristcr  geben  die  Gründe  nicht  an.  In  der  Regel 
wart  n  o.s  folgende :  1.  Belohnung  treuer  Dienste,  eine  Art  Ehrenbürger- 
stellung,  (ätieda,  St&dt.  Finanzen  S.  21;  Mack,  Finanzverwaltung 

ffV»neh«ntai  ZXI  6.  —  Hartwig.  5 
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falls  fielen  diese  Fälle  gegenüber  der  Befreiung  der  Kirche, 
der  Ritter,  deä  städtischen  Beamtentums  und  der  privaten 
Angestellten  nicht  ins  Gewicht 


Braunschweigs  S.  66;  Huber  S.  59.)  2.  Gewährung  von  Schmerzens- 
geld (Hub IT  ib.).  3.  Heranziehung  fremder  Handwerker.  (Hüchor, 
Entstehung  der  Volkswirtschaft  S.  o2;  Ulrich,  Bilder  aus  Hannovera 
Vergangenheit  S.  52;  Fabricius,  Das  älteste  Straltimdisehe  Stadt- 
bucn  S.  75  Nr  M.)  l.  Eine  besondere  (Jnadencrweisung  (gratis  pro 
deo,  nihil  dat  ex  gratia;  vgl.  U.B.  der  Stadt  Hildesheim  V  b.  410  und 
l>82.  VI  S.  249).  Vgl.  auchX.U.B.  IV  Nr.  294  S.  315  und  nstan  sab  XY 
am  Schlufs. 
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YIL  Mafsnahmen  zum  Schute  der  Steaerkraft. 


A.  Gegen  die  Privilegien. 

Das  Steuerprivileg  der  inittuUlterlicheii  Stadt  war  in  der 
Regel  ein  generelleb,  erteilt  für  den  Besitz  schlechthin, 
ohne  jede  Quantitative  Einschränkung. 

Darin  lag  eine  grofse  Ge&hr.  Jäes  Besitetitm»  das  biaher 
zur  Steuer  veranlagt  gewesen  war,  konnte  jeden  Augenblick 
in  steuerfreie  Hftnde  übeigehen  und  dadurch  der  stMtischen 
Gewalt  entengen  werden. 

Solange  die  Eximierten  nur  über  bescheidene  Vermögen 
verfügten,  ist  man  sich  dieser  Gefahr  wohl  kaum  bewufst  ,£^e- 
worden.  Als  aber  ihr  Reichtum  gröfser  ^^•u^de,  hat  die 
Stadt  alsbald  die  Nac  hteile  der  Privilegien,  dir  in  ihre  Steuer- 
verfasaung  immer  gröfsere  Lücken  rissen,  mit  Unbehairen 
empfunden.  Ilir  wachsender  Finanzbedarf  machte  sie  zu  einer 
ungeahnten  Last^  Überall  regte  sich  deshalb  das  Bestreben, 
aie  nach  Möglichkeit  abeuschfttteln. 

1.  VerwaltangrsmallEivegeliL 

Lübeck  begann  das  Steuerprivileg  der  Kirche  bald  zu 
apttren.  Das  Besitztum  der  toten  Hand  mehrte  sich  schnell', 
die  nachteiligen  Folgen  fl\r  die  städtischen  Finanzen  traten 
dementsprechend  frUh  zu  Tage.    Das  veranlagte  die  Stadt, 

bei  Gelegenheit  ihr  Stonerrecht  zu  wahren 

Sie    verfn^te    über    einen    ausgedehnten  Grundbesitz 
Der  ganze  sLildtiäche  Grund  und  Boden  war  ihr  Eigentum^. 
Wer  sich  auf  ihm  niederlassen  wollte,  mufste  von  ihr  Land 
kauleii  oder  pachten. 

Traten  nun  Kirchen  oder  Klöster  als  Käufer  auf,  so  stellte 
die  Stadt  Bedingungen.  Das  geschah  nachweislich  zuerst  1177, 
als  Bischof  Heinrich  I.  einen  umfangreichen  Bauplats  zur 
Errichtung  des  Johanniskiosters  erwarb.    Der  Abt  Arnold 


<  Zetimer,  Städtsstenera  S.  TS  C 

«  Oben  S.  52  ff. 

'  Brehmer,  Beiträge  zu  eiuer  Baugeächichte  L.»  Z.  Bd.  5  S.  132, 
Webrmana  SS.  Bd.  S  S.  64. 

5* 
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erklärt  näTiilich  1183,  der  vorgeiuumtc  Bisclioi"  lüibe  areas  quas- 
dam  in  pieiala  cimtate  .  .  .  erwurljcii,  quas  noa  ad  persoluen- 
dum  tributum  quotannis  in  manus  eaa  colentium  ciuili  uel 
forensi  iure,  quod  wigbeledhe  dicitur,  coDocauimus  . . .  s c ilice  t 
ut  cittitati  omnem  justiciam  faciant^  Nur  der  un- 
mittelbare klösterliche  BesitB  soll  aufserhalb  der  städtischen 
Gerichtsbarkeit  and  Steuergewalt  stehen.  Wer  Klosterwurten 
für  eigene  Rechnung  bestellt,  ist  kraft  Vertrages  zwischen  Stadt 
und  Bischof  crsterer  zn  Diensten  verpflichtot®. 

Hier  ist  das  älteste  Uokimicnt  von  iVlafsregeln  zum  Öchutz 
der  städtischen  Steuerkraft.  Lübeck  l)emiiht  sich,  die  kirch- 
lichen Hintersassen  aus  der  Sphäre  der  Steuerfreiheit  in  die 
der  Schofsptiicht  zu  versetzen,  das  Klostergut,  das  sich  in 
weltlichen  Händen  betindet,  durch  diese  zu  den  städtischen 
Lasten  heranauaiehen,  den  unmitt^haren  und  mittelbaren  Besits 
der  toten  Hand  differenaiell  su  behandeln*.  E2s  erreicht  sein 
Ziel  im  Wege  der  Verkaufsbedingung.  Es  ist  nicht 
anzunehmen,  dafs  Bischof  Heinrich  freiwillig  die  Steuer* 
liyflicht  der  Hintersassen  des  Klosters  eingeräumt  hat.  Denn  die 
Kirche  wollte  auch  diese  frei  wissen  von  weltlicher  Obrigkeit, 
überhaupt  allem,  was  auf  ilireni  Orundbesitz  angesessen  war, 
Teilnahme  an  ihrrm  Privileg  sichern.  Sie  mufstc  aber  das 
Entgegenkommen  der  Stadt  durch  Konzessionen  erkaufen. 

Noch  ein  7.wpites  Mal  gelang  es  der  Stadt,  das  Privileg 
im  Einzelfall  aul  uiauiUcibar  benutztes  Eigentum  zu  bcÄchränkeu. 
Nämlich  gegenüber  dem  Domkapitel,  dem  reichsten  kirchlichen 
Institut  der  Stadt.  1256  vermittelte  der  damalige  Bischof  einen 
Vergleich  des  Inhalts,  die  auf  den  Klosterwurten  angesessenen 
Leute  sollten  künftig  ad  communia  ciuitatis  onera  ver- 
pflichtet sein*. 


»  L.Ü.B.  I  Nr.  6  S.  8}  lirehiner  Z.  L  c. 

•  Drever,  Einleitung  8.  188;  Pauli,  Wieboldsrenten  GL  8; 
V.  Below,  Zar  Entstehung  der  dentschen  StadtTerfusoDg  In  der  Histo» 
rischen  Zeitschrift  Bd.  58  S.  203  Anm.  6. 

'  Über  die  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die  ^t^istUchen 
Hintersassen  in  anderen  8t£lten  vgl.  Zenmcr  S.  78  £;  Hanrer  II 
S.  790  ff.  n.  864  05;  Mack,  Finanzvervvrtltiinj;  RrHUiisehwoigs  S.  27; 
Inamsi-SteriM'gg  HT,  1  8.  85  Aiini.  3  u.  86.  Bremen  verbot  seinen 
Bürgern,  sieh  auf  geistliehem  Grund  uud  Boden  uiederzulHäsen.  Wer 
es  doch  tat,  sollte  ,,8chatten,  waken  und  Bor^erwcrk  dosD  gelick  anderen 
Unsen  BorgoreTi"-  (rdlotieon  Bremense  Teil  4  S.  681). 

*  Er  lautet  im  einzelnen:  .  .  .  Item  agroa  ouob  canonici  extra 
poitam  BBoloidfaii  haetenuB  hahnemnt,  sine  contracHctione  eoosnliini  et 
i  iuium  Jibere  possidebnnt  ....  Item  de  areis  prope  capellam  sancti 
Johannis  sitis  canonici  pro  suo  arbitrio  ordinabunt,  uec  impedimcntura 
aliquod  a  ciuitate  super  eisdem  sustinebunt.  Set  quicumque  pre- 
phatas  areas  inhabitanerint,  ad  communis  elnitatis  onera 
tenebuutur  (U.l».  de?  Bistums  L.  S.  110).  Zugleich  wurde  auch  das 
Areal  (le.s  städtischen  Bauhofs  au  die  Stadt  abgetreten.  Brehm  er 
Z.  Bd.  5  a  128. 
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Die  Vorgeschichte  dieses  Vertrages  ist  unbekannt.  Er  be- 
deutet eine»  vollen  ?]rfolg  des  Rates.  Der  ganze  südwestliche 
Teil  derStadt,  der  bisher  aufserhalb  des  städtischen  Steuerbezirks 
gelegen  hatte,  war  jetzt  in  ihn  einbezogen.  Nur  der  Dom 
selbst,  der  ihn  umgebende  Kirchhut',  die  Kapelle  St.  Johannis 
und  die  Kurien  aer  Domherren  verblieben  aufeerhalb  des 
Weichbildes  ^  Das  Privileg  des  Kapitels  war  also,  soweit 
städtischer  Qrund  und  Boden  in  Frace  kommt,  auf  den 
Besitastand  von  etwa  1164  reduziert  worden. 

Dieser  Weg  war  aber  nur  sdten  gangbar,  nur  dann, 
wenn  sich  ein  Anlafs  bot,  die  Kirche  zum  Nachgeben  zu  zwingen. 
Und  auch  in  diesem  VuW  war  dodi  immer  nur  das  rnittelhnre 
Kirchengut  für  den  Schofs  zu  retten.  Wo  eine  solche  Gelegeniieit 
fehlte,  blieb  der  Besitz  der  toten  Hand  unantastbai'  und  un- 
begrenzt vermehrungsfähig.  Privat»^  koiiüten  nach  wie  vor 
Grundstücke  an  Kirchen  und  Klöster  bringen  und  dadurch 
der  Steuer  entziehen. 

Ein  wirksamer,  durchgreifender  Schuta  des  stttdtischen 
Steuerrecbts  war  überhaupt  nicht  im  Verwaltungswege! 
sondern  nur  durch  gesetzgeberische  Mafsnahmen  zu 
erreichen. 

2.  Die  Immoblliarflresetse. 

Im  13.  Jiiiu liundert  begannen  die  deutschen  Städte  eine 
lebUafte  Amortisationsgesetzgebung.  Aller  Orten  erging 
das  Verbot,  Grundstücke  an  Kirchen  zu  bringen,  oder  statt 
seiner  das  Gebot,  Immobilien  sollten  bei  jedem  Besitzwechsel 
cum  onere  übergehen,  oder  der  bündige  Befehl  an  geistliche 
Erwerber,  ihr  neu  erworbenes  Grundeigentum  oinnen ' 
einer  bestimmten  Frist  (z.  B.Jahr  und  Tag)  an  Laien  zu 
veräufsern^.  Zur  Erreichung  eines  Zieles  wurden  die 
verschiedensten  Wege  eingeschlagen. 

a)   Verbote    von    Übertragungen    an   Kirchen  — 
Geistliche  —  Ritter  —  G  ii  s  t  e. 

Lübeck  hat  in  seinem  Kampf  gegen  das  kirchliche  Steuer- 
Privileg  öfter  die  Methode  gewechselt. 


>  Brehm  er  \h.  8.  ISl.  Die  Inhaber  der  sreae  eenBoales  ver^ 
blieben  dem  Dom  zjnsjifliohtig.  Dadurch  wurden  sie  fortan  nicht  dop- 
pelt bostniort,  wie  Brehm  er  Rnznnehmon  Hchcint;  denn  d^r  Grund- 
zins ist  eine  privatrechtliche  Abgabe.  Vgl  Z  cum  er  S.  40  ff.  und  unten 
sab  XIX 

2  Vgl.  Frensdorff,  Stadt-  u.  r>erichtsverf.  S.  134  Anra.  37  u.  39; 
Zeunier  H.  80  ff.;  [nam a-Sterneg^  III,  I  8.  164  ff.:  Arnold,  Ver- 
fassungsgcschichte  d.  deutschen  Freistädte  II  8.  177  ff^  Pauli,  Das 
Erbrecht  der  Blutsfreunde  (Abhandlunstts  au»  dem  lüb.  Recht  III)  S.  178 
fi  279  Anm.  2^5;  HflUmann,  Finaugetehichte  8. 166  ff.  nnd  die  Städte* 
Chroniken. 
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Es  begann  mit  dem  strikten  Verbot,  Immobiliea 
an  Kirchen  zu  übertragen.  Etwa  1225^  wülktlrte 
der  Rat: 

Nemini  siquidem  licet  immobilia  soa  conferre 
ecclesiis,  quin  vendat  pro  argento  et  illad  con- 
ferat  illta^ 

Diese  Küre  ist  wohl  die  älteste  Äufserung  der  aato- 
nomen  Befugnisse  der  Stadt*.  Sie  verbietet  jedermann 
den  e c cl  e s  i i  s  oder  g o  d  e  s  h  n  s e  n  ,  wie  die  deutschen  Statuten 
sagen ^,  Grundeigen  zuzueignen.  Das  Verbot  riclitot  sicli 
zweifellos  nicht  nur  gegen  die  Kirchen'^,  sondern  auch  gegen 
die  Klöster;  der  Grundstückserwerb  letzterer  war  der  Stadt 
doch  ebenso  nachteilig  wie  der  ersterer®.  Es  scheint  anfäng- 
lich nur  Immobilien  im  engeren  Sinn,  das  60g.  tui  lach  teigen 
im  Auge  gehabt  so  haben  —  wenigstens  emlärt  der  Danziger 
Kodex  des  Iflbischen  Rechts  „immobilia"  mit  ,id  est  torladii- 
eigen"'  — ,  galt  aber  sehr  bald  auch  fbr  Renten*,  also  tllir 


<  Das  ergibt  das  Schreiben  Gregors  IX.  vom  18.  Desember  12S7. 
Vgl.  Ü.B.  d.'8  Bistums  L.  Nr.  r>n  S.  Gl. 

*  L.U.B.  I  S.  41.  —  iJer  Wortlaut  der  VcräufseruDgaverboto 
stimmt  oft  auffallend  überein.  Ein  Privileg  Friedrichs  II.  an  die  Stadt 
Goslar  von  1219  bestimmt  z.  6.:  nalli  lieitam  est  dare  dommn  suam 
ecclefliae^  nisi  vendatur  ot  occIeBiae  arppntnm  tribuatur  (Zeumer  S.  80\ 

'Frensdorff  8.  133.  Sie  wurde  in  die  ältesten  Bechtaauf- 
smchnungen  ttbemommen  (id.,  Das  Ifib.  Rocht  nach  seiiMn  Uteilai 
Formen  S.  80)  und  kehrt  mit  geringen  Abw^changen  des  Wortlants  in 
allen  Redaktionen  des  Stadtrccnts  wieder. 

*  Kvu  man  ue  mach  noch  ne  mot  sin  torfacht  egbeu  to  godea 
buscu  g heuen  hcne  ver  kopet  umme  sulner  vnde  gheae  den  dat 
godeBhus^cn  (Kodex  Albrechts  von  Bardewik  bei  Hach  II  An.  82  S.  202; 
vgl.  auch  Art  122). 

*  So  Rehme.  Oberstadtbuch  8.  198. 

*  Nach  einer  Eintragung  dM  Wettebuehs  wurde  Johannes  Ghtse  in 

eine  Geldstnifr-  von  10  Silber  pcnomTnen  pro  ro,  quod  roncessit 
domum  auam  monachis  et  posuit  pro  eia.  (Z.  iid.  1  8.  209  Nr.  44.) 
Vgl.  aneh  Anm.  8. 

^  Vgl.  Hach  Kod.  I  Art.  26  8. 192  und  oben 8. 17  Anm. 4.  Aveh 
hier  ist  nehme  anderer  Ansicht, 

*  Uach  Kod.  Ii  Art.  122:  Godeshusen  ne  schal  neman  w  icbelde  an 
aime  eme  Rhenen  oder  vor  copen.  nen  man  ne  Bcbal  oc  wicbelde  Rhenen 
g  () (!  f  s  Ii  n  OD.  Das  erste  Mal  sind  nouo,  das  zweite  bereits  be- 
stehende Kenten  gemeint.  Ib.  Art.  124  8.  ii09:  Koft  iemau  wicbelde 
ghot  weder  to  kopende  dat  wicbelde  mach  he  gheuen  setten  vnde 
seilen  vnde  in  allen  saken  darmede  don  liker  wis  also  mit  oopschatte 
phude  ?  Tin  der  tho  ghodesh«srn  vnde  to  anderen  saken.  Vgl.  Huch 
Frensdorf  t  8.  133:  Pauli,  Abhandlungen  UI  S.  5  u.  280,  IV  8.  32. 
In  anderen  Städten  blieb  der  Klrebo  der  Erwerb  von  Renten  gestattet; 
vgl.  z.  ß.  Reuter,  Kieler  Erbebuch  S.  XXXI.  Zuweilen  brauchten 
Häuser  ,  auf  denen  Klosterzinsen  ruhten,  nur  zum  halben  Wfrt  ver- 
steuert zu  werden.  Gegen  den  Mifsbrauch,  der  mit  dieser  Ven^ünstiguug 
getrieben  wurde,  bestimmt  das  Frei  berger  Stadtredit:  «Welch  man 
eins  verkoiifit  von  ?ime  lni  =  r  durcli  ^  e s c  Ii  o  z  7  e ?  -^villen,  daz  he 
deste  luinuer  schozze  von  der  vur statt,  der  hat  argelist*'  (Qrtloff 
S.  144j.    Vgl  oben  S.  39. 
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jede  Art  des  Grundbesitzes,  Es  traf  endlich  iiuch  jede  Art 
des  Immobiliarorwer bes.  Unter  „conferre,  gheuen"  ist  nicht 
nur  der  YeriLfttif  und  die  Schenkung  unter  Lebenden  zu  ver- 
stehen, sondern  auch  die  Vernfilndung,  Vergabunir  von  Todes-, 
wegen  und  letztwillige  VeitÜgung.  Gregor  IX.  fafst  den 
Inmüt  der  Kttre  dahin  zusammen,  ut  nullus  Ciuis  Lubicensis 
aliquasres  immobiles  uendere  aut  don  are  audeat  uel  legare^ 

Das  Verbot  hatte  demnach  zur  Folge ,  dafs  die  Kirche 
fortan  vom  städtischen  Grund  und  Boden  abgesperrt  war.  Die 
mittelalterliche  Stadt  konnte  und  wollte  nicht  jedes  weitere 
Anwachsort  d»'s  Kirchen  Vermögens  schlechthin  unmöglich 
machen.  Aber  sie  bemühte  sich,  jedes  weitere  Anwachsen 
des  liirchlichen  Grundbesitzes  zu  verhindern  Das  Grund- 
eigentum ist  das  geeignetste  Objekt  der  Besteuerung;  es  war 
damals  noch  einziges  Steuerobjekt  und  Mafsstab  der  finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit*.  Damm  sollte  es  In  der  Sieuerpflicht 
verbleiben. 

Die  tote  Hand  konnte  ihr  Mobiliar  vermögen  noch 
mehren;  die  Hingabe  von  Grundstücks  werten  an  sie  blieb 
gestattet*.  Aber  obiges  Verbot  machte  es  ihr  so  gut  wie 
unmöglich,  Geld  zinstragend  innerhalb  der  Mauern  an- 
zulegen. Deshalb  haben  sich  die  lubischen  Kirchen  und 
Klöster  in  der  Folgezeit  in  den  Nachbargebieten  angekauft*. 
Bei  Boschräiikiini,^  auf  das  Stadtgebiet  mufsten  sie  sich  versagen 
Kapitalmächte  zu  werden. 

Wer  (li*'sem  Verbot^  s^uwider  Grundstlicke  an  die  tote 
Hand  übertrug,  wurde  mit  einer  Geldstrafe  von  lO  #  Silb. 
bele^'^t'*.  Die  Strafe  war  hoch;  die  gewöhnliche  Bufse  des 
Stadtrechts    betrug   nur  ÜO  jß^,     Aufserdem    erklärten  die 


*  U.B.  des  Bistfim'^  F.  Nr.  r,9  S.  61;  Rehme  1.  c..;  die  letzte  An- 
iucrkuDg.  —  Vergabuug  vuu  Todeswegen  bedeutet  Übertragnne  von 
Immobilien  unter  Lebenden  unter  Vorbehalt  des  Besitssee  und  Gk- 
nu-^o^  tiuf  Lebenszeit  (Gerber- Cosack,  Syjstem  des  deutschen 
Privatreclits  17  AiiH.  S.  582).  Nach  Pauli  sind  zunächst  nur  die  eigent- 
lichen VergHbungcü  verboten,  weil  bei  Testamenten  die  Übertretung 
nicht  bestraft  werden  konnte;  wenn  sie  bekannt  wnrde,  lebte  der 
Testator  nicht  ni«>ln.  Sputer  war  abr»r  ancb  dio  Tpstierung  zu 
Gunsten  der  ELirche  untersagt  (Erbrecht  der  Ülutt^treuude  ä.  2ö0  —  282 
Anm.  288  n.  S.  1801  Vgl.  me  folgenden  Seiten. 

'  Oben  S.  17  nnd  &. 
»  S.  70. 

*  VgL  z.  B.  für  das  Johamuskloater  L.U.li.  U  Kr.  69  S.  55,  Nr.  112 
S.  96,  Kr.  138  S.  117,  Nr.  156  S.  188;  L.U.B.  III  Nr.  1,  Nr.  5,  Nr.  8 

S.  11,  Nr.  9  S.  13,  Nr.  23.  Nr.  50  S.  57,  Nr.  151,  Nr.  63  S.  59,  Nr.  81 
S.  76,  Nr.  83  S.  «0,  Nr.  131  S.  126,  Nr.  152  S.  151,  Nr.  160  S.  161  etc. 

^  Hach  I  Art.  26:  qui  hoc  iufregorit,  X  marcas  ar^euti  coinponet. 
Desgleichen  Kod.  II  Art.  32.  —  Vgl.  S  TO  Anm.  6. 

*  Pauli,  ÜbtT  die  urspünglicne  Bedeutung  d  r  fhemaligen  Wette 
in  Z.  Bd.  1  S.  19Ö/99,  bes.  Anm.  14.  —  Über  die  Lübecker  Münse 
vgl.  unten  sub  IX. 
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deutschen  Statuten  die  verbotswidrige  Obertragung  für 
nichtig^.  Da  in  den  ältesten  Rechtaaa&eichnungen  eine  Stimfe 
nicht  vorgesehen  ist',  hat  sich  die  Kttre  dem  Wortlaut 
nach  von  einer  lex  imperfecta  zu  einer  lex  plos  quam  perfecta 

entwickelt. 

Nachdem  die  erforderlichen  Mafsregeln  gegen  die  Pri- 
vilegien der  Kirche  und  Klöster  getroffen  waren,  wendeto 
sich  die  Gesetzgebung  gegen  den  Klerus.  Zunächst  wurde 
1247  den  Kloster-  und  Ordensgei  st  lic  h  en  verboten, 
neue  Wohnungen  in  der  Stadt  auzukuuien  und  die  alten 
zu  verlegen  oder  gröfser  machen  zn  lassen';  die  immunen 
Häuser  sollten  in  ihrem  derseitigen  Bestände  fixiert  werden. 
Etwa  1260  verordnete  femer  das  deutsche  Stadtrecht:  De 
ghemene  Rat  is  des  to  rade  worden ,  dat  nen  borghere  .  .  « 
ne  schal  vor  copen  en  erue  papen  oder  gheistlicden 
luden  .  .  .  to  neghener  wis  so  we  dat  brecht,  de  schal  dat 
erue  to  voren  uorloren  hebben  vnde  dar  to  schal  he  der 
stnt  heuen  viftich  mark  suluers.  Liker  wis  cset  bi 
eneme  erue  dat  eneme  gaste  tu  höret,  dat  hir  in  der  stat 
beleghen  is*. 

Damit  wurde  den  Bürgern  und  grundgeöcsüenen  Gästen* 
auch  die  Übertragung  von  Immobuien  an  papen  (Welt- 

Seistliche)  und  gheistlicde  lüde  (Elosterleute)  verboten; 
enn  das  Stadtrecht  meint  trotz  der  einschränkenden  Ausdrücke 

yCrue'^  und  „vorcopen^  jede  Art  von  Grundeigentum 
und  jede  Art  ihres  Erwerbes*.  Nur  der  erbliche 
Anfall  von  Liegenschaften  an  Geistliche  ist  nie  direkt  ver* 
boten.  Aber  die  Stadt  wollte  auch  auf  diesem  Wege  keine 
Kinbufse  am  Seliofs  erleiden.  Sie  veranlafste  deshalb  seit 
dem  13,  Jahrhun*I(  rt  LCt  i  tliche  Erben  immobiler  Erb- 
stücke   dieselben    binnen  kurzer  Frist  an   einen  Bürger 


1  Hach  II  Art.  d2:  .  .  .  den  noeh  so  ne  schal  de  gift  nicht  stede 

bliuen. 

-  J..U.Ji.  I  S.  41. 

*  Hach  Rod.  II  Art.  243  S.  371:  Van  der  ghestltken  Inde 
woniii  -''"  iii  .^fJit:  Dat  si  witlic,  dat  wi  mit  ptinceme  Rndn  .  .  . 
gbewiikoret  hebbct,  dat  ncDC  ghestiikc  lüde  man  oder  vrowen 
anderes  ieneghe  woninge  in  der  stat  maken  seolen  tner  den 
se  nv  hebbet.  Se  ne  scolen  ok  de  rume  de  sc  nv  bebbet,  nicht 
grotter  nech  rumer  maken  wan  se  nv  sint.  Se  ne  scolen  oc  ere 
woninge  nicht  waudelcn  oder  wesaelen  van  den  Btedeu  dar  sc 
nv  inne  lieget  te  nener  wys  ne  scsl  oc  de  stat  des  Steden  na  vnses 
Stades  recht«'.  Dit  is  L,'h('.'<i-h'''it  Tia  j:^odf^s  bort  Duseiit  vndo  Twehun- 
dert  iar  an  deme  »euen  vnde  vcrtighestea.  Vgl.  auch  das  revidierte 
Stadtrocht  Lib.  I  Tit.  II,  4. 

*  II  ach  Kod.  II  Art.  22t). 

Uber  sie  oben  S.  29  ff.,  be^ondera  S.  30  Anm.  3. 

*  Hehmc  1.  c  Die  letzte  Verpfändung  eines  Hauses  an  einen 
Kleriker  scheint  1S62,  snr  Zeit  der  Entrtebuitt  des  deotsebeii  Stadt* 
recbts,  erfolgt  zu  sein  (Brehmer  i.  d.  Z.  Bd.  4  0,  236  Nr.  ISSQ. 
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zu  verkaufen  Unter  UmsUlnden  gab  sie  sich  auch  mit 
einer  VerpfäiuUing  zufrieden,  nämlich  dann,  wenn  der  bürger- 
liche Pfandgläubiger  ausdrücklich  die  Laaton  des  Grundstücks 

iiberiialim 

Übertretungen  diebeö  Veibois  wurden  mit  Koulibkation 
des  Qnmdstllcks  und  aa&erdem  mit  mner  Geldstrafe  von  nicht 
weniger  als  50  #  Silb.  bestraft*.  Die  Bufse  gehört  zu.  den 
höchsten,  die  das  Stadtrecht  snlftlst^,  ist  fünfmal  so  hocb  wie 
die  bei  Kontraventionen  zu  Gunsten  der  Kirche  voigesehene*. 
Hier  wurde  die  fromme  C^e«innung  des  Kontravenienten  straf- 
mildernd in  Betracht  gezogen;  bei  Übertragungen  an  Kleriker 
▼erdiente  dieses  Motiv  keine  Berücksichtigung. 

Die  '^'esetz<^»'bf»rtschen  MafsnahmcTi ,  die  zum  Schutz  der 
sttkltischen  8teuerkraft  fi^ci^eu  das  Pn\'ileg  der  Kirche  erforder- 
lich waren,  wurden  somit  bereit»  in  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hund(irts  zum  Abschlufs  gebracht.  Die  tote  Hand  blieb  grund- 
sätzlich schoföfrei,  wurde  aber  in  ihrer  privatrechtlichen 
Bewegungsfreiheit  beschränkt.  Sie  war  fortan  nicht  mehr  im 
Stande y  den  schofspfiichtigen  Stadtgrund  seiner  Bestimmung 
SU  entziehen.  Der  Grund  und  Boden,  der  bisher  sum  Schofs 
beigetragen  hatte,  sollte  f^r  alle  Zeit  der  städtischen  Steuer- 
gewalt unterworfen  bleiben,  das  schofafreie  kirchliche  Areal 
nicht  mehr  auf  Kosten  des  sehe fspflicht igen  städtischen 
wachsen  können.  Beider  Umfang  war  durch  die  Küren  des 
Rates  gesetzlich  voneinander  abgegrenzt. 

Das  Privileg  der  Kirche  war  das  praktisch  bedeut- 
samste und  dalicr  zuerst  unschädlich  zu  machen.  Aber 
auch  die  übrigen  Steuerbefreiungen,  die  aut  Stand, 
Staatszugehörigkeit  oder  Gewaltverhältnis  beruhten ,  die  der 
Ritter,  Hofieute  und  Gäste*,  wurden  ungern  gesehen, 
wenigstens  insoweit  sie  Immobilien  dem  städtischen  Recht  und 
Interesse  entfremdeten.  Der  Rat  verordnete  deshalb  in  einer 
KOre  von  1248^,  dat  nen  boighere  ne  schal  vor  copen  .  . 


'  Vgl.  oben  S.  69  und  die  folgeuden  Seiten. 

*  Rehme  S.  201}  Frensdorff,  Stodtveif.  8.  134  ff.  Vgl.  auch 
Arnold,    Verftssnngsgeschichte   II    8.   177  ff.   und    Gierke  11 

Ö.  076  (^tc. 

•  Da»  Vorbot  war  also  von  Anfang  an  eine  lex  plus  quam  per- 
fecta, die  zudem  noeh  Konfiskation  des  Grundstücks  verfugte. 

<  Pauli  in  drr  Z.  Bd.  1  S.  201  ft'.  Hire  Höhr  läfst  sicli  iirm 
ermessen,  dafs  im  Aiifant;  des  14.  Jahrhunderte  der  Ausreiter vogt, 
einer  der  ersten  Beamten  der  Stadt,  ein  Gehalt  von  80  Pf.  bezog, 
das  nach  zeitgenöMischer  Ansehanung  einen  „riken  Sold"  darstelTt 
(ib.  S.  203). 

*  Oben  8.  71.  Rehmea  Ansicht,  diese  schärfere  Strafe  sei  später 
ancfa  bei  Veitafserungen  an  Kirchen  verbingt  worden,  entbehrt  des 
Beweises. 

•  Oben  S.  29  ff.  und  .58. 
Drejer,  Einleitung  S.  85. 
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en  erue  .  .  riddercn  jof  houeluden  to  neghener  wis. 
Das  Verbot  wurde  später  ins  Stadtrecht  übernommen  Es 
galt  wie  die  oben  erwähnten  für  alle  Arten  von  Grundeigen- 
tum und  seiner  Übertragung^.  Zuwiderhandlangen  wurden 
wie  verbotowidrige  Übertragungen  an  geisttiche  Personen  mit 
Verlust  des  KontraTentionsobjektee  und  einer  Bufee  tos 
50     Silb.  beetraft^. 

Später  war  den  Rittern  überhaupt  der  Aufenthalt  in 
der  Stadt  untersagt.  Das  Lübecker  Recnt  tibernahn\  die  Be- 
stimiimng  des  Hamburger  Stadtrechts*:  Dat  en  schal  neu 
Ridder  wonen  bynnen  dessenie  wicbilde;  dat  hebben  de 
wittighesten  ghelouet  vnn  gewilkort*.  Damit  war  das  Problem 
ihrer  Besteuerung*  hinftlllig  geworden.  Die  Steuerfrage  wird 
aber  kaum  für  ihren  Ausöchluls  entscheidend  gewesen  sein. 
Der  Ritterstand  war  ja  immer  nur  ungern  in  der  Stadt  ge- 
duldet worden,  und  die  freie  Reichestadt  war  durch  keinerlei 
höfische  Rücksichten'  geswungen,  diesem  fremden  Element 
dauernd  Einhifs  zu  gewähren. 

Das  Wohnverbot  traf  aber  nur  die  Ritter  als  solche. 
Jeder  von  ihnen,  der  auf  seine  Standesrechte  verzichtete, 
sich  selber  deklassierte  und  einen  bürgerlichen  Beruf  ergrifft, 
konnte  in  der  Stadt  bleiben*. 


>  Hach,  Kod.  Ii  Art  226  8.  364.  Der  UTsprilngUche  Wortlaut  i^ 
niebt  erhalten. 

*  1296  mufste  z.  B.  ein  Bfirger  eine  Rente  von  8  ^  ,  die  der  Eitter 
MarrjuHrd  von  Hagen  in  seinem  Hause  hatte,  ex  rigore  mandati 
eonsuiuui  (für  168  Jl)  ablösen  (Mantels  8.  96). 

«  Oben  S.  78. 

*  Stadtrecht  von  1270  Art  I  4  (Frensdorff,  Stadtverf.  &  191 
Anm.  8). 

^  Ha  eh,  Rod.  III  Art.  245  S.461.  Ebenso  bestimmt  ^dat  Lübecksee 
Recht-Bock",  daa  angeblich  1254  dem  Deutschorden  in  I.ivland  zu« 
gefertigt  wurde,  im  Art.  204:  Ene  wilkoro  dof  rades  vinl  «Ii  r  gantzen 
gemeute:  Dar  schal  nen  ridderaoatich  wanen  an  vnseme  wickbeldet  dat 
hebben  de  wittegesten  md  de  fiadt  bewülekort  fKronhelm,  Cormu 
statutorum  provincialium  Holsatiae  Abschnitt  VI  8.  47;  Dreye r,  Hanl. 
S.  92  Nr.  8  u.  S.  2:^2). 

*  Die  mittelalterliche  Stadt  hat  dies  i^roblem  in  sehr  verschiedener 
Weiae  gelöst.  Sie  schlofs  die  Ritter  ans  oder  verbot  ihnen  den  Erwerb 
\  nn  -I ä  Uix  liciii  Grundbesitz  (Zeumer  S.  82  ff.)  oder  besteuerte  sie 
gleich  den  Bürgern  (Schönberg,  Finanzverhältni8S(>  Basels  8.  170  u. 
526;  Doebner  H.aBl.  1879  S.  18:  Inama-Sterne^^^  III,  1  8. 88)  oder 
befreite  sie  von  allen  Abgaben  gegen  ein  jährliches  Satzgeld  (Man r er 
II  S.  786).  Hannover  beteiligte  sie  auf  Grund  besonderer  Vrrpinbaninfren 
an  den  stÄdtischen  Lasten  (Frensdorff,  Die  Stadtvertastfung  iUn- 
novera,  H.6.B1.  1882  8.  19\  Freibarg  erlaubte  ihnen  da»  Wohnen^  in 
der  Stadt  nur  ex  communi  ronsensu  omnium  urbanorum  (Zeumer  ib.X 
VgL  femer  Maurer  S.  86: <  ff.  und  I nani a-St crnegg  S.  87  ff. 

'  Wie  z.  B.  Hannover  (Frensdortf  in  d.  11.G!b1.  1882  S.  19X 
"  Das  geschah  nicht  selten.  Vgl.  Wehrmann,  Dae  Ifib.  Patriiiat 
in  d.  II.G.BT.  1872  S.  120  ff. 

*  iiehme.  Oberstadtbuch  S.  200  Anm.  82;  Frenedorff,  Stadt- 
verf.  Lübecks  S.  191  ff. 
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Endlich  wurde  auch  gegenüber  den  Gästen  zu  gesetz- 
geberischen Mafsnahmen  gegriffen.  Der  Rat  wollte  verhindern, 
dal's  lübeckischer  Boden  in  fremden  Städten  steuerpflichtig 
wurde.  £r  erliefs  deshalb  1247  die  WillkUr :  Oc  so  ne  scul  n  e  d 
gast  hebben  wicbelde  gbelt  in  iencgheme  erite  in 
vnaer  etat'.  Das  deatsche  Stadtrecht  flElgt  als  weitere  Be- 
stimiDimg  hinau:  Dhe  ghemene  Rat  is  des  to  »de  worden, 
dat  nen  borghere  mut  setten  sin  erue  vor  enen  gast'.  Die 
Strafen  sind  die  gh^ichen  wie  oben.  Rehme  entDimmt  aoa 
beiden  Artikeln^,  man  habe  den  Gästen  nur  das  Eigentum  an 
Kenten  und  den  P  f  a  n  d  b  e  s  i  t  z  an  Grundstik'ken  verwehrt : 
der  Erwerb  von  Grundstücken  zu  Eigentum  sei  iltnen 
off 'ii^eblieben.  Diese  teilweisen  Boschrnnkungen  wären  sti  uer- 
pulitiöch  nicht  begründet.  Waruui  soll  der  Bürger  »ein 
Haus  an  einen  Gast  verkaufen,  nicht  aber  verpfänden  dürfen? 
In  letsterem  Fall  würde  die  Stadt  doch  weniger  geschädigt 
werden.  Man  wird  den  Wortlaut  dieser  Verbote  daher  ebenso 
extensiv  interpretieren  müssen  wie  den  der  Amorttsations- 
gesetze^.  Nun  haben  allerdings  Gäste  Grundbesitz  in  LUbeck 
gehabt ^  Den  dürften  sie  aber  durch  erblichen  Anfall  erworben 
haben.  Er  war  nie  ▼erboten,  ihnen  auch  nicht  durch  Ver- 
waltungamafsregeln  benommen 

So  wehrte  die  Stadt  alle  ihrer  Steuerverfassung  nach- 
teiligen Einflösse  ab)  verbot  überall^  den  weiteren  tlbeigang 
von  Immobilien  in  steuerfreie  Hände. 


>  Drewer,  Xänleitimg  S.  85;  Hach  Kod,  II  Art.  244  8.  m 

•  Haeh  Art  296  S.  864. 

•  Rehme  S.  199.  Ebenso  Ist  Frensdorff  (8.  1^  Anm.  48)  der 

Ausicht,  den  G Aston  sei  der  Ankauf  Ptfldti.sthen  Grundeigentume  eist 
durch  das  revidierte  Stadtrecht  unmüglich  gemacht  worden. 

•  Auch  nach  Wehrraanii  war  es  den  Fremden  im  aügemeinetl 
nicht  gestattet,  Besten  und  Grundstücke  in  L.  zu  besitzen  T^.  Bd.  $ 

s.  4m 

Vgl.  den  Schlufs  der  StadtrechtsbestimmuDg  oben  S.  72. 

•  Vgl.  oben  S.  72.  —  Das  er^bt  besonders  die  Bestimmung  des 
revidierten  Stadtrechts:  Es  f=o\  kein  BQrger  sein  Erbe,  Bente  vnd 
Eigcnthumb  einem  Gast  oderFrembd  en  oder  anderen,  welche  vnser 
Bürger  nicht  sein,  vorsetzen  oder  vorpfenden,  vorkauffen 
oder  zu  trawen  banden,  demselben  zum  besten,  zuschreiben  lassen. 
Gleicher  gcstalt  sol  es  auch  gehalten  werde  n,  ^\  ann  einem  Frembden 
ein  Er  he  allhir  an  stirbst;  der  sol  dasselbe  auch  nicht  an  frembde 
voreu^sem,  sondern  an  Burger  bringen  (Lib.  I  Tit.  II,  5).  Vgl. 
oben  S.  71. 

^  In  Stadt  und  Land,  soweit  ihre  Macht  reichte.  \'gl.  z.  B.  L.U.B* 
IV  Nr.  511  B.  565  m  Z.  Bd.  7  8.  177. 
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b)  Das  Verhalten  der  Kirche. 

Die  Kirche  nahm  die  Immobiliargesetzgebun^  de»  Rata«» 
nicht  rahig  hin;  bedeutete  dieselbe  doch  eine  faktische  Be- 
schränkung ihrer  Privilegien.  Die  lübeokische  Gheistiicfakeit 
erhob  gleich  nach  ErlaÜB  der  ersten  KUre  Protest  und  wandte 
sich,  als  er  nichts  fruchtete,  beschwerdeführend  nach  I\on). 
Oregor  IX.  griff  ein  und  beauftragte  am  18.  Dezember  1227 
einige  der  Stadt  Ix  nnf  hbarte  Kirchenfürsten den  Rat  durch 
kirchliclie  Zensur  zur  Aufliebung  seines  8tJituts  zu  bewegen. 
Der  Hat  liefs  aieh  aber  aucii  durch  diese  nicht  beirren,  führte 
vielmehr  die  begonnene  Gesetzgebung  tbrt. 

In  den  tiUer  Jahren  des  13  Jahrhunderts  rief  da«  Dom- 
kapitel die  Hilfe  des  Papstes  an.  Der  Grund  ist  unbekannt 
Vielleicht  gab  das  Erscheinen  des  deatschen  Stadtrechtes  mit 
seinen  TerschirUten  Bestimmungen  die  Vermnlassung.  Der 
Papst  entsandte  den  apostolischen  Legaten  Kardinal  Gaido. 
Dieser  beauftragte  den  Dompropst  von  Rataeburg,  nach 
Lübeck  zu  gehen  und  jeden  mit  dem  Bann  zu  bestrafen, 
der  die  der  kirchlichen  Freiheit  zuwiderlaufenden  Ver- 
ordnungen anwende"^.  Auch  diese  Mission  hatte  aber  keinen 
nachweislichen  Erfolg. 

Die  70er  Jahre  desselben  Jahrhunderts  sind  ausgefüllt 
durch  einen  langjährigen  Streit  zwischen  der  Stadt  und  dem 
lübeckischen  Bischof  Burchard  von  Serckeu^.  Er  war  nicht 
durch  die  Bodengesetae  verursacht,  aber  sie  spielten  doch  so 
stark  in  ihn  hinein,  dafs  sie  schließlich  einen  Gegenstand  der 
Friedensverhandlungen  bildeten.  Der  Streit  wurde  1282  durch 
einen  Vergleichsvorschlag  des  zum  Schiedsrichter  angerufenen 
Kardinals  Jacobus  de  Oulumna  beigelegt.  Die  Verbote  blieben 
«uch  jetzt  in  Kraft  Aber  die  verbotswidrigen  Übertragungen 


1  Er  acbrieb  dem  Abt  m  Stade«  dem  Propst  von  Zeven  and  dem 

Domscholaster  von  Bremen:  .  .  .  Episcopus  et  dilccti  filii  Capituhim 
Lubiccnsc  transmisfia  nobis  coTiqiirstione  inonstrarunf  rnnsnlo^  Lul«i- 
censes  habcntes  occasionem  inalitio  libertatem  .  iu  u*liuin  corum,  quos 
tanquam  xpi  ministnis  reuereri  tenentur,  quedam  iniqua  Statuts 
contra  deum  d am pn ab!  1  i  t  er  ediderunt,  iiidclicet  ut  nuilu» 
CiuiB  Lubiccnsis  aliquas  rcf*  immobiles  ucndere  aut  do- 
nare  audeat  uel  legare,  ut  sie  quantum  in  eis  est.  xpm  a  commer- 
ciis  Huis  excludant,  cni  bona  ecciesiiistica  speciali  titulo  asscribantar 
<Ü.B  des  Bistums  I.ül).  Nr.  59  S.  61).   V|,'l.  auch  Rehme  S.  197. 

'  Vgl.  dasselbe  V.Ii.  Nr.  197  S.  196/97:  omnes,  qui  de 

eetero  seniari  fecerint  edita  et  consuetudines  introduetae  contra 
Inbicensig  ecclesie  libertatem,  nisi  ea  de  suii^  capitulariis  infra 
duos  menses  poat  huiusmodo  publicationem  nostri  niandati  fecerint 
amuucri,  nuncties  exeommunicatos.  Item  statutarios  uel 
scriptorea  statatoi-um  ipsonrai,  nee  non  potestates,  eonsalest 
rectores  et  consiliarlos  Incornm . .  .  .  nec  non  et.ill08,  que  secun* 
dum  ea  prestimpsfrint  iudicare. 

^  Pauli,  Lüb.  Zustände  U  S.  25-32. 
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wurden  fortan  amU*rs  behandt»!!.  Bisher  waren  letztwilligc  Immo- 
biliarvertügungen  zu  Gunsten  von  Kirchen  und  Klö^teni  nur 
dann  gültig  gewesen^  wenn  sie  der  statutarischen  Yorscbrift  ent- 
sprechend den  Verkauf  der  yermachten  Grundstücke 
anordneten Jetst  wurde  vereinbart,  dafe  sie  auch  ohne 
diese  Anordnung  gelten  sollten,  wenn  nur  die  Grundstücke 
innerhalb  zweier  Monate-  nach  Inkrafttreten  des 
Testaments  an  Laien  verkauft  würden ^.  Derartige  Le- 
gate sullton  aber  nur  vor  RfitsbfrroTi  errichtet  werden  können. 
Doch  waren  sie  bei  Gefahr  im  \  ri  ziit:e  und  bei  Verhinderung 
des  Rates  auch  ohne  deren  Anwesenheit  rechtsgtdtig*.  So 
wurde  die  Bestimmung,  daf»  verbotswidrifje  Übertragungen 
an  die  tote  llaiid  nichtig  sein  sollten ^  in  Ansehung  der  Im- 
mobiliarlegate  aufser  Kraft  gesetzt,  ohne  dal's  die  Stadt  da- 
durch Einbufsen  an  der  Steuer  erlitt 

c)  Die  Durchführung  der  Immobiliargesetze. 

Diese  Konflikte  zwischen  Stadt  und  Kirche  haben  aber 
nie  einen  chronischen  Charakter  angenommen,  wie  denn 
überhaupt  Lübeck  von  langwierigen  Steuerkämpfen  yerschont 
blieb.  Die  Kirche  hat  ihren  Widerstand  gegen  nie  Immobiliar- 
gesetze  immer  bald  wieder  aufgegeben,  wdii^stens  äufserlich. 
Und  das  mit  gutem  Grund.  Denn  die  Veräufserungsverbote 
wurden  nicht  streng  durchgeführt.  Man  w(»llte  den  Zweck, 
nicht  das  Mittel.  Der  Zweck  war  aber  die  Erhaltung  der 
städtischen  Steuerkraft,  nicht  Kampf  gegen  die  Kirche  an 
sit  Ii.  Es  mufble  bald  klar  werden,  dafs  dieses  Ziel  noch  auf 
aiuk  re  Weise  als  durch  strikte  Verbote  zu  erreichen  war,  dafs 
es  möglich  war,  das  Streben  der  Kirche  nach  Erweiterung 
ihres  Grundbesitzeü  und  den  Wunsch  der  Bttrger  nach  Er- 
weiterung ihrer  Verkaufegelegenheit  mit  den  städtischen  Steuer- 
interessen in  Einklang  zu  bringen. 

Der  Hat  hat  denn  auch  ^ifter  in  Einzelfällen  die  Vor- 
schriften des  Stadtrechts  suspendiert.  Die  Erteilung  solcher 
Dispense  war  aber  ein  reiner  Akt  der  Gefälligkeit 


»  Pauli,  Erhrecht  der  ßhit8fr»MiTiri    S.  280. 

*  Den  Verkauf  boIUpd  die  Erwerber  oder  die  Tcatainenteexekutoren 
bewirken  und  zwar  nach  der  Taxe  zweier  Männer^  die  von  den  Erben 
und  dvm  I^edachten  zu  bestimmen  waren.    VgL  Anm.  8u 

*  U.B.  des  Bistums  F.nheck  Nr.  282  S.  285:  .  .  Possession em 
uero  rei  immobilis  ccelemiA  uel  ad  pias  caui^Hs  legale  heredes  seu 
hii,  c^ui  loeo  heredum  sunt«  nel  alia  penoma  legitima,  infra  dnorum 
mensiura  spacinm  laico  nel  laicis  uendant  .  cxtimatione 
duorum  bonorum  virorum  elipendonim  ftb  eis  et  ab  hii»,  quibns 
p08«e»do  predicta  legatur,  et  deinde  preeiuni  per  euiptorem  piis  locis 
nel  eeeleeiis  persoluatnr  in  terroino  seu  terahus  a  memoratis  extima- 
toribus«  ordinaiulis  .  .  statutis  diote  ciuitati-  siqna  in  contrarium 
edita  sunt.  Dt(|ua<|UHn)  obstHntibu.s  ;  .  .  Vgl.  auch  i'auii  ib.  279  ffl^ 
Wieboldsreiiteu  S.  'i2,  Zubtaude  11  B.  31. 
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(gracia  specialis) '  und  gebchali  nur  gegen  alle  er  J  e  n kl i  e  h  e  n 
Kautelen.  Der  Erwerber  mufste  sich  urkundlich  ver- 
pflichten, seinen  neuen  Erwerb  in  vollem  Umfang  zu  ver- 
schossen-, überhaupt  alles  zu  tun,  que  unus  ciuium  ipäiuä 
einitatity  ti  emfsiety  facere  teneretar*. 

Die  Stadt  behielt  sich  dae  Vorkaafsrecht  vor.  Wollte 
der  neae  Eigentümer  sein  Grundstück  wieder  verkaufen,  so 
hatte  er  es  ihr  vorher  anaubieten.  Wenn  sie  von  ihrem  Recht 
keinen  Oebraach  machte,  konnte  er  es  verkaufen,  an  wen  er 
wollte,  nur  mufste  der  Käufer  ein  Bürger  sein*.  Mitunter 
wurrle  auch  ausbedungen,  dafs  nur  an  Bürger  vormietet 
werden  sollte*.  So  lange  das  Grundstück  im  licsiiz  des  er- 
werbenden Teiles  verblieb,  hatte  der  Rat  das  Recht,  öeiDen 
Dispens  zai  widerrufen,  wenn  irgendwelche  Schwierig- 
keiten gemacht,  der  Schofs  und  die  sonstigen  Abgaben  nicht 
willig  gezahlt  wurden*.  War  der  in  Frage  kommende  Grand 
und  Boden  früheres  städtisches  Eigentum,  so  nahm  er  ihn 
gegen  Zahlung  des  früheren  Kaufpreises  surttck ' ;  handelte  es 
sich  um  alten  Privatbesitz,  so  hatte  er  «plena  auctoritas*  ihn 


*  Andere  Urkunden  heben  die  specialis  favor  et  gratta,  beuiuoi» 
permissio  und  das  beneplacitam  oonsini  hervor.  Vgl.  oben  S.  50  Am».  4 

und  die  folgenden  Aninerkungcn. 

*  Als  1420  dem  JJominikanerkonvent  im  üurgkiostcr  eine  Reute 
von  20  J{  gestiftet  ward,  mufste  er  sich  verpflichten:  Jedoch  wille  wi 
vndc  Scholen  de  vorbenomeden XX mark  ^beides  iarlikes  vor  schoten 
vnde  der  stnt  plirlit  finrvan  entrichtf^n  (L.U.B.  Vi  Nt.  179 
S.  223J.  Über  die  8tit'tuni£  einer  Kente  für  die  Jakobikircbe  im  Jahre 
1421  oben  S.  4a  Vgl.  ferner  M.  Heft  S  S.  145  Anm.  1,  8.  16S  Anm.  1 
and  das  folgende. 

^  1266  erwarb  das  Kloster  Reinfc^ld  Pi'n  Erbe  in  der  Marle.'»^rruhe. 
Bei  dieser  Gelegenheit  ^ab  es  die  Erklärung  ab:  Ergo  notum  esse  vo- 
luinuB  .  .  qa(>d  speciales  araiei  nostri,  conroles  et  eommnnitsa 
Ciuitatis  Lubic-rnsis ,  ob  reverentiam  iehsu  clui.sti  ac  pn-cuin  iir>  tranuD 
intuitu,  admiserunt ,  ut  in  t-initato  prr>dicta  quaudam  hereditatem  .  . 
emeremiis,  nobis  cum  tali  conditioiie  iuterposita  construcndam :  Omnia 
etenim  es  ea  t'a c r t  c n e b i m u s  in  t a 1 1  i i s  .  .  et  in  ceterU  onulibiit, 
quo  nniis  ciiiit]!!!  ipsins  ciiiitatis,  si  oTiri'-  -ot.  ox  ea  facere 
teneretur.  Adjectum  est  preterea,  vt  si  aiiquo  tempore  banc  heredi- 
tatem nobis  vendsre  placnerit,  eam  vendere  debemus ipri cinitati 
pro  tanta  peeunia,  qnantum  ualet  hereditas  memorata.  Si  nero  sepe> 
dicta  ciuitas  emere  noluerit,  possumns  eam  vendere  tui  volue- 
rimus,  dum  tarnen  vni  ex  ipsius  concivibus  vendamus  eand^ 
(L.U.B.  I  Nr.  288  8.  271).  1270  beorlnindet  es  noch  einmal :  Tenors 
presentium  proteatamur,  quo"l  bt  rediüitem  «juam  in  ciuitati  vosfra  de 
vpstra  beniuola  permissione  comparauimns,  eo  iure  omni  possi- 
deiuus,  quo  eeteri  vestri  ciuos  »«uas  possident  hereditates.  Super  guibni 
nobis  ad  gratiarum  semper  tenebimur  actiones  >Ah.  Nr.  :i2"»  S.  W<  . 

*  Vgl.  Anm.  S.  75  Anm.  Z.  IW.  7  S.  177.  M.  H.  ft  :\  S.  162 
Anm.  1 ,  ib.  8.  145  Anm.  1.  Vgl.  auch  oben  8.  77  Aom.  Ü.  Fast  sämt- 
liche Stellen  sind  weiter  unten  eitiert 

M.  Heft  3  S.  102  Anm.  1. 
«  L  U.ß.  II  S  :i:n ;  eben  S.  50  Anm.  4;  unten  &  7d  Anm.  a 
^  Obeu  S.  50  Anm.  4. 
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zu  verkaufeu  und  dun  Erlös  an  den  Fii^^cntiiiiier  auszukehren, 
bei  Stiftungen  auch  wohl  die  Befuguiä,  ihn  im  iSiune  des 
Stifters  zu  verwenden  ^ 

Diese  Bedingungen  wurden  nicht  gerade  alle  in  jedem 
Fall  ffestellt^  Immer  aber  so  riele»  wie  erforderlich  waren, 
um  den  Grundbesits  trots  seines  ^8  in  kirchliche 

Hände  in  der  stttdtischen  Steuergewalt  festatthaiten. 

Bisweilen  zeigte  der  Rat  ein  gröfseres  Entgegenkommen. 

Die  Deutschritter  kauften  in  den  20er  Jahren  des 
13.  Jahrhunderts  eine  Kurie  an  der  Altenftlhre.  Sie  wurde 
ihnen  gegen  die  Zusage  eines  jährlichen  Schosses  von  4  ß 
einfi:orHumt'*.  Die  Stadt  ver/irlitetc  auf  den  vollen,  nach  dem 
jeweiligen  Steuersatz  und  Bodenwert  veränflerlichen  Schofs 
und  begnügte  sich  mit  einer  konstanten  AbliIl(lun^^ssllmlne*. 
In  der  Zeit  zwischen  1318  und  1350  iat  auch  aul  diese  ver- 
zichtet'. Darin  aeigt  sich  dentlich  ein  Wohlwollen  gegen  den 
Orden»'. 

1301  behielt  sich  der  Rat  bei  Ankauf  eines  Hauses  durch 
die  Egidienkirche  gar  nur  das  Recht  des  Widerrufs  yor*^ 


»  L.U.B.  II  S.        oben  S  .50  Ajiin,  4, 

•  Vgl.  die  vorstehenden  Zitate. 

8  Wehrmann  Z.  Hd.  5  S.  461:  Brehmer  M.  Heft  3  S.  76  Nr.  20 
und  Z.  Bd.  4  S.  248  Anm.  70.  Das  bestätigt  dio  Notiz  der  Kriminoroi- 
bücher  von  1283—98:  Curia  militum  Christi  I  et  Dunemundc  daut 
quelibet]  IUI  aol  in  tallii»  (L.U.ß.  II  S.  1025).    Vgl.  Anm.  5. 

«  Auch  andere  mittelalterliche  Städte  b^nügen  sich  mit  solchen 
Abfindung^^HMitnon ,  aus  Wohlwolh^n  od(*r  iim  da?*  Wid('rstr('l)en  der 
GeisÜicUcu  leichter  zu  uberwinden  ^Zeumer  S>.  (iierke  I 

8.  881).  In  Braonachweig  s.  B.  ist  öfter  statt  des  Schosses  der 
schoteitins,  eine  Rente,  vereinbart  worden  (Mac k,  Finanzgeschichte 
S.  23  u.  28;  Chroniken  Bd  1  494).  Hi Idenheim  versprach  dem  Kloster 
Biddagshauscn  bei  Ankauf  zweier  schof«ptlichtiger  Häuser,  diese  nie 
über  67  ^  einadifttson  zu  wollen  (U.B.  VI  S.  L).  Seine  Steuer  wurde 
dadurch  aber  nur  von  (U  n  Schwankungen  des  Bodenwertes  Unabhängig, 
nicht  von  denen  des  Steuersatzes. 

•  Eine  Aufzeichnung  berichtet:  Notandum,  quod  curia  militum 
chriflti  ...  dar«:  consueuit  annuatim  ad  talliam  quatuor  solides  dena- 
riorum.  Quos  domini  consules  dccrcnernnt  relaxandos  et  quitos  dimit- 
tendos  ad  instanciam  ordinis  militum  predictorum  (L.U.B.  II  S.  919). 
Sie  ergibt  aber  nicht,  dafs  der  Orden  den  Sehers  abgelöst  hat,  wie 
Wehrrnann  (I.  c.)  behauptet. 

^  1260  war  ein  miles  cbristi  im  Besitz  einer  hereditas  (Z.  Bd.  4 
S.  234  Nr.  156). 

Anch  andere  Städte  haben  ihm  btv^ondere  Vergünstigungen  er> 
wiesen.    Vj,'l  Arnold.  Verfassungsgeschichtc  II  S.  178. 

^  8ed  dicta  ecciesia  non  utetur  ista  domo  diutius,  quam  plaeuerit 
consulibus  (Mantels,  Beitrüge  S.  66  u.  97  Nr.  3).  Vgl.  L.U.B.  II 
Nr.  41  S.      u.  oben  S.  78  Anm.  6. 

^  1256  beurkundet  Bischof  Johann:  Ctun  ad  instantiam  precum 
nostrarum  Consules  Lubicenses  t'ratribns  .  .  g  r  a  c  i  a  m  fecerint 
specialem,  videlicat  nt  aream,  que  hactenus  ad  eommnnia 
Ciuitatia  h  o n  era  tenebatur,  fratrum  usibus  perinittcrt'nt  applicari  .  . 
(L.UB.  I  Nr.  299  S.  218).  Es  handelt  sich  um  die  Minoritcn  (Franzi.s- 
kaner).    Die  Urkunde  scheint  sagen  zu  wollen,  dafs  der  llaujdtttz  ohne 
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Aber  dies  waren  Ausnahmen    Nicht  so  seine  khiusuliertoo 
Dispense.   Je  mehr  sich  die  iSiadi  i  niwickelte,  desto  häutiger 
stellte  sich  heraus,  dafs  die  starren  Veräu Iber ungs verböte  nicht 
mit  den  Bedflriiii«ien  des  Lebens  bannomerten.  Sie  erreichten 
swar  ibren  Zweck,  bewirkten  aber  aach,  dafs  das  Kirchen- 
kapital  anlagesuchend  aus  der  Stadt  and  dadorch  dem  stidti- 
scben  Verkehr  verloren  ging.   Das  war  zur  Sieberang  der 
Steuerkraft  nicht  erfordenicb.   Deshalb  kam  die  neue  Me- 
thode der  bedingten  Verkaufskonzessionen  immer 
mc'hr  in  Aufnahme.    Tlir  Erfol«-  war  derselbe,  nur  dafs  die 
^cliofsptiicht  nicht  auf  Gesetzen,  sondern  aui'  privatrechtlichen 
Vereinbarungen  beruhte. 

Das  neue  Sy.sleni  kam  in  vereinzelten  Fällen  auch  den 
Rittern  zu  gute^  trutz  de«»  Ansiedlungsverbote«» 1397 
wurde  dem  scbwedischen  Ritter  Jakob  Abrabamson  eriaubt» 
zeitlebens  mit  seiner  Familie  in  Lübeck  zu  wohnen,  aach  ein 
eigenes  Haus  zu  erwerben.  Dafür  mufste  er  jährlich  40 
zdhlen.  Von  den  bttigerlichen  Lasten  ward  er  aber  befreit-. 
Das  Satzgcld  war  so  hoch  bemessen,  dafs  die  Stadt  für  alle 
ihre  Ansprüche  vollauf  befriedigt  war. 

d)  Gebot  des  Übergangs  cum  onere. 

Der  alte  licchtszustand  blieb  in  der  Theorie  noch  eine 

Weile  best('}n^n.  Tn  der  Praxis  ^'ewann  aber  die  neue  Ait 
des  Steuei  srli ui/ 'S  mmier  mehr  Boden.  Durch  ein  Rat«!.<tntul 
von  12'Jü  erlangte  bie  auch  Gcaetzeskraft.  Es  bestimmte, 
Güter,  die  von  Kirchen  und  Klöstern  erworben  würden, 
s<dlteu  unter  den  bürgerlichen  Unpflichten  bleiben'^. 

Vorhchalt  (l<  r  hofspflicht  Qberainff.  Der  Rat  ist  den  liinoriten  immer 
wohlwollend  gcsinnf  gewesen  Schon  früher  hatte  er  ihnen  den  Bau- 
platz für  ihr  Kloster  geächenkt  (ib.  Nr.  S6  S.  901  1323  besafs  letztere 
Renten  in  einem  stftdtischen  Grondstflek  (Panlt,  Wieboldsrenten  8.  S2 

u.  U.B.  Nr.  207)l  P.  meint,  dieser  Ucntenbesitz  erkläre  sich  daraus, 
daf?  dif  Kichtipkeit  vorhot«»widri|jjt!r  Legate  später  aufgehohen  worden 
sei.  Dadurch  wurde  dem  lieBcbcnktcn  aber  aoch  «ur  der  Geld  wert 
des  verbotswidrigen  Geschenkes  gesichwt,  nicht  das  Geschenk  selber.  ^ 
Öfter  läfst  siclj  nun  fesitstellcu,  dafs  kir(  hliche  Anstalten  und  Personen 
lmmo>)!lion  hesitzen,  nicht  ahrr  initfr  welchen  Bedingungen.  So  besaf« 
im  Anfange  de»  14.  Jahrhumii.  rt.s  der  l'ri<  .«ter  Seegenwange  zwei  Häuser 
(L.U.B.  II  S.  151).  1850  hatte  ein  Geibtlirher  ein  Hans  in  der  Hunde* 
^tra^^'e  und  eine  Nonne  (monialis)  eine  Aente  in  demselben  (Bebme, 
Überstadtbuch  Nr.  164  S.  3U/12>. 
»  Oben  S.  74. 

*  Wil  Jacob  to  Lubeke  wonen  vnde  wil  he  oen  egh<>ii  hus  kopeo 
dftt  men  em  toscriue  in  des  Stades  book  tn  Luhcke,  zo  scal  lie  ^heuen 
alle  iar  dem  rade  to  Lubeke  XX  mark  to  den  XX  mark,  de  be  rede 
vtgbift.  Vor  desse  XL  mark  scal  Jacob  vnde  sin  wif  vnde  sine  kindere» 
de  mit  em  in  einer  were  sittet,  wonen  bynnen  Lubeke,  dewile  he  leuet, 
qwit  vnde  vry,  dat  he  nicht  scotcn  en  scal  noch  wakcn  noch 
wepenere  vtmaken  noch  itenerlevt;  ding  dou,  dat  mc  vp  de  borgere 
settet  (L.aB.  IV  Nr.  648  S.  735 .  -  VgL  oben  8.  14* 

*  Drejer,  Eioldtwig  8.  187. 
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Damit  war  der  GrundstUcksverkehr  wieder  freigegeben. 
An  die  Stelle  det»  Ve  rbots  der  ImmobiliarUbertragung 
trat  das  Gebot  des  Übergangs  cum  onere'. 

e)  Das  Oberstadtbucli  (Grundbuch)  als  Mittel  der 
Durchführung  und  Erweiterung  der  Immobiliar- 

gesetze. 

Lübeck  hatte  Handhaben ,  den  Gehorsam  g^en  seine 
Bodengesetze  zu  erzwingen. 

Der  Erwerb  von  Grund  und  Boden  mufste  nach  deutschem 
Recht  öffentlich  vor  sich  gehen.  Die  älteste  Zeit  ver- 
langte einen  au  Urt  und  Stelle  vorzunehmenden  Foriual- 
akt,  das  Mittelalter  eine  Erklärung  der  Übereignung 
(Auflassung).  Die  Auflassung  fand  zuerst  vor  dem  Gericht, 
dem  «echten  Ding",  später  vor  dem  Rat  statt  und  pflegte 
sehr  bald  in  Stadtbttehern  beurkundet  zu  werden.  SchUefslich 
war  es  die  Eintragung,  die  den  Übeigang  des  Grundstücks 
bewirkte 

In  Lübeck  geh(}rte  es  anikugs  sur  Kompetenz  des  legi- 

timum  placitum,  der  allgemeinen  Bttrgenrersammlung ,  „de 

cespitalitatuiT!  prnprietatibus"  zu  Gericht  /n  sitzen^.  Das 
echte  Ding  wurde  aber  noch  in  der  ersten  llaiiie  des  13.  Jahr- 
hunderts beseitigt^.  Seitdem  nahm  der  Rat  die  Auf- 
lassungen vor®. 

Bereit«  1227  ist  das  Oberstadtbuch  angelegt.  Es  di(;iite 
zur  I  It'urk  iindung  des  Immobiiiarverkehrs.  Alle  Grundstücks- 
übertragüugcn  unterlagen  dem  Eintrag uiigszwaiig.  Der  Grund 
und  Boden  war  also  einer  ständigen  Kontrolle  unterworfen. 
Verbotswidrige  Übertragungen  fanden  einfach  nicht  die  er- 
forderliche amtliche  Niederschrift. 

Und  wie  das  Grundbuch  ursprünglich  iede  verbotswidrig 
Übertragung  unmöglich  machte ,  so  ermöglichte  es  später  die 
neue  Methode  der  bedingten  Verkaufskonzessionen.  Alle  die 
Bedingungen,  die  die  Stadt  bei  dem  Erwerb  von  Grund- 
stücken zu  stellen  hatte,  wurden  zugleich  mit  dem  f^igentumS" 
Wechsel  im  Oberstadtbucb  ▼ermerkt''. 

Der  Rat  benutzte  seine  grundbuchrichterliche  Tätigkeit 
aber  nicht  nur  dazu,  das  jeweilige  Recht  der  Stadt  zu  wahren. 


>  yfi,  das  Gtobot  Rudells  Ton  Habsbufg:  bona  transeunt  cam 
onere  bei  Zeatoer  S.  149,  femer  ib.  S.  81. 

^  Oerber-Cosack,  System  des  deatecben  Phyatrecbta«17.  Aud. 

IS.  löO  ff. 

•  L.U.B.  1  S.  39;  Frensdorff,  Stad^  n.  Gerichtsveff.  8.  84. 

•  Hoffmann,  Get-chichte  L.S  I  S.  6& 
»  Frensdorff  S.  m 

•  Vgl.  oben  S.  77  ff. 

Fortchuiigeu  XXI  <>.  —  Hartwig.  6 
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Sie  diente  ihm  auch  ala  Mittel  zu  dcMen  Ergänzung  und 
Erweiterung. 

Er  suchte  alle  Gefahren,  die  dem  stiidtiöclien  Sieuer- 
anäoruch  aus  der  Person  eines  an  »ich  schoföpflichtigen  Er- 
werom  infolge  Ändeniiig  seines  bargerrechtUchen  Charakters, 
8.  B.  darch  Übertritt  in  den  Stand  der  Geistlichen  *  oder  durch 
Aufsage  des  Bürgerrechts',  erwachsen  konnten,  im  Keime  au 
ersticken*.  Er  dehnte  ferner  die  Vorschriften  des  Stidtrcchts 
auf  analoge  Fälle  aus.  Das  Gesetz  verbot  nur  die  Über^ 
tragung  an  „godcshusen"  der  Rat  verhinderte  auch  die  an 
pian  caiisae  oder  machte  sie  doch  unscliadlich.  1320  er- 
klärt«' er  von  ZWO!  den  Armen  gestifteten  Hufen;  mauebunt 
astricti  ad  talliaui  et  ad  alia  ciuitatis  onera*.  Bei  Schen- 
kungen von  Iraraobilien  an  Siechenhäuser  und  dergleichen 
behielt  er  sich  ausdrücklich  den  Schofs  vor*.    Zuweilen  hat 

'  1295  kaufte  Wedeghe«  plebanus  de  Seveneken,  Minen  Sdhnen 
«ine  hereditas.  Die  Ratsnerren  fügten  der  Beurkundung  die  KUmmI 
au;  Si  facti  fuerint  clerici  dicti  pueri,  haec  hereditaa  beredi« 
tabit  saper  laicos  vel  ipsa  laicis  vendetur  (Pauli,  Wieboldä- 
rcnten  Ü.B.  Nr.  94).    Vgl.  oben  8.  78  Anm.  4. 

-  1850  wurde  einem  BnrL'»'r.  der  auch  in  seiner  Vaterstadt  Lennep 
Bürgerrecht    besafs,    ein    iLuna    nur    unter   der   Ver^Ucbtung  mm- 

SBscIirieben,  quod  hic  civi«  LubicenBis  debeat  permanere^ehme  s.  St9 
r.  188). 

'  Wie  auch  fernliegende  Möglichkeiten  berücksichtigt  wurden, 
zeigt  folgender  Vorfall.  1423  wechselte  ein  neben  dem  Franziskaner- 
klostcr  belegenes  Haus  seinen  Eigentfimer.  Bei  der  Bintragang  wurde 
im  Überstadt  buch  betont:  Notandum,  (|tiod  oadom  domns  non  d»-V»et  nr-^ 
poterit  in  toto  uel  in  parte  aliqua  dictia  fratribus  aut  i|)tK>rura  con- 
nentoi  aliquo  modo  appropriari  absqne  oonseiiao  conndatus  et  edan 
eadem  domus  portal) it  onera  ciuitatis,  sicud  bucDaque  feeit  (LJJ.B. 
VI  S.  542/48).   Vgl  oben      78  Arno.  2. 

*  Oben  S.  70. 

*  1318  kaufte  der  Ratsherr  Andreas  Vlomc  swei  Hufen,  um  ihren 
Ertrag  den  Armen  zuzuwenden.  Bei  der  Kiiitmiz^ung  der  Stiftung:  im 
Oberstadtbuch  im  Jahre  1320  wurde  folgende  Klausel  angefügt:  .  .  doo 
tamen  proptcr  boc  dicti  mansi  et  redditus  debent  eenseri  vel  dici 
ecclesiastici  nee  iuri  ecclesiastico  snbiacere  nev  eciam 
per  instauracionem  alicuius  beueficii  aut  quocumquc  müo  modo  debent 
in  vsus  ecclesiaöticus  conuerti ,  aed  Juri  seculari  uerpetuc 
subiacebunt  et  manebunt  astricti  ad  talliam  et  aa alia  ciui' 
tat  18  onera,  ad  que  agri  vel  mansi  alii  positi  extra  eandem  vahiam 
fmolpndinnnini)  in  oiititatis  marchia  sunt  astricti  ....  Preterea  gi  do- 
minis  cousulibus  in  futurum  videretur,  quod  ciuitas  a  per^onis  eccie- 
siasficia  posset  quomodolibet  grauari  ant  tnrbari  occasione  pre- 
scriptorum  aut  quod  ciuitnti  in  -nn  iure  in^sf-t  uliauid  derogari. 
consule^  habebunt  plenam  auctontatem  veudeudi  ciictos  mansos  et 
oonuertendi  pecuniam  inde  deriuantem,  vbi  per  dtctnm  Amoldum  fuerit 
depntatum  (L.U.B.  II  S.  ;j3U 

"  .Inh.  Rfirt'nhrucghe  vermachte  1413  dom  St.  Jürgen  Sier^  i  l-iu? 
eine  jährliche  Heute  von  10  dem  Ua.-«thaus  in  der  Grüpelgrube  «  iue 
solche  von  2D  ^.  Das  Kiederstadtbueb  entbilt  darQber  den  Vemerk: 
.  .  .  .  ita  quod  pr«iicti  paupere»  leprosi  (pere^ini)  e\A  redditibus  .... 
libere  porfninntur,  salua  tarnen  ciuitati  Lubicensi  tallia  annali  ei 
eisdem  (L.U  B.  V  Nr.  456  S.  499). 
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deshalb  der  Stifter  auch  den  auf  das  Stiftungsobjekt  ent- 
fallenden Schofsbetrag  geschenkt,  iiulera  er  eioe  besondere 
Rente  zur  Bestreitung  der  Steuer  hingab'. 

f)  Verbot  der  Zuschrift  im  Oberstarl  tbuch.  —  Zu- 
schrift zu  treuen  Händen. 

Es  ist  bereits  ausgeführt,  dafs  das  Veräufserangsverbot 
im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  duFcblOohert  und  scnliefslich 
durch  das  Gebot  des  Übergangs  cum  onere  ersetzt  ward, 
and  dafs  das  Oberstadtbuch  diesen  Systemwechsel  ermöglichte. 

Auch  die  neue  Methode  hat  «pftter  einer  anderen  Platz  ge- 
macht.  Vielleicht  stellte  sich  heraus,  dafs  die  vertragliche 

Verpflichtung  Privilegierter  zum  Sehofs  oft  nicht  ausreiclifMul 
war.  Und  wieder  wurde  das  Oberatadtbuch  die  Grundlage 
des  neuen  Systems. 

Der  Ausgang  des  14.  Jahrhunderts  förderte  ein  statutum 
civitatis  zu  Tage,  nach  welchem  allen,  qui  cives  huju« 
civitatis  uon  sunt,  Liegenschaften  nicht  mehr  zu- 
geschrieben werden  sollten-.  Das  neue  Verfahren  bestand 
also  in  einem  Verbot  der  Zuschrift  im  Oberstadt- 
bttch*.  Der  Nicbtbflrgery  der  keine  regelmäfsige  Erfüllung 
der  bürgerlichen  Pflichten  erwarten  liefs*,  konnte  hinfort  kein 
grandbucbmftfsiger  Eigentümer  werden. 

Nun  war  aber  die  Beurkundung  im  Oberstadtbuch  ein* 
aiger  und  daher  unumgänglicher  Beweis  des  Eigentums. 
Wenn  sie  versagt  blieb,  erlangte  der  Erwerb,  der  unverboten 
war,    keine    Gesetzeskraft    Die    nichtbUrgerlichen  Kreise 

mufsten  einen  Ausweg  aus  diesem  Dllemma  suchen,  Sie 
fanden  ihn  in  dnr  Verwendung  von  Treuhändern. 

Schon  früher  war  es  bei  immobiliarvergabungen  auf  den 


^  1395  öberwies  Hinr.  Brandenborg  seinein  Bruder  Johannes  ein 

Haus  in  der  Joymnnisstraf'^c  tali  coiiditiono,  tnioil  idcra  Johannos 
X  marcas  den  Wich,  aiimaatim  de  dicta  domo  ('xsonicre  (h-bot,  nie  quod 
de  ipso  Wiebeide  Ciuitati  nostre  taUia  äua  pro  quadam  alia  domo 
eiusdem  Hinriei  sita  in  dicta  platea  saneti  Johannis  nngnKs  annis  per- 
solui  de  bot,  quam  quidom  doroum  usui  quorundam  pauperum  in  sno 
testamcnto  deputauit  (Schroeder,  Topographische  und  genealogische 
NotiEen  ans  dem  14.  Jahrhundert  Lüh.  1B43  S.  18/14).  Vgl  ferner 
Z.  Bd.  8  S.  30  und  M.  Heft  4  S.  22 

-  Rehme  S.  195)  ff.  Im  Nieder^tadf  buch  von  1410  ist  eingetragen 
.  .  .  .  quod  decretum  ciuitatis  et  statutum  nou  sustinet  presbiteris 
hereditates  iure  seu  titulo  empctonis  aMcribi  (L.tJ.B.  V.  S.  218  Anm.  1)l 
R.Mit.r.  Kieler  Erbebuch  S.  XXXIV.  -  In  KI.  l  erhielten  Witwen 
und  Kinder  au.><  dcm^olb^n  Ortmde  bei  Imraobiüait'rworbnngon  einen 
Vormund,  der  für  sie  die  bürgerliche  „unplicht"  zu  übernehmen  ver- 
sprach, ihm  wurde  das  Grundstück  zn  treuen  Händen  zugeschrieben. 

*  Es  galt  wie  das  alte  Veräufserungsverbot  für  alle  Arten  des  Er- 
werbes, auch  far  den  erblieheo  Anfall.   Vgl.  Hehmc  S.  201  2. 
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Todesfall  üblich  gewesen,  die  Grundstücke  vorläufig  an 
Zwischenpersonen  zu  treuer  Hand  aufzulassen.  Der 
Treuhänder  mulste  sich  verpHichten ,  nach  dem  Tode  de» 
Gebers  dessen  letztwÜlige  Bestimmungen  auszuführen  ^  d.  h. 
die  Immobilien  an  die  Bedachten  weiter  anfsulassen 

Solcher  Mittelspersonen  begannen  sich  jetzt  auch  die 
nichtbtlrgerUchen  E^reise  zu  bedienen ,  wenn  sie  sich  In  der 
Stadt  ankaufen  wollten.  Sie  lieTsen  fortan  alle  neu  erworbenen 

Grundstücke  auf  den  Namen  eines  Bürgers  eintragen.  Bei 
der  Eintragung  fehlte  jeder  Hinweis  auf  den  wahren  Eigen- 
tümer'.   Aber  der  Bürger  gab  im  Niederstadtbuch'  oder 

sonstwie*  zu  Protokoll,  die  Liegenschaft  sei  ihm  nnr  ad  fideles 
manus,  to  truwer  hand  zugeschrieben  worden.  Kr  war  also 
nur  buchmärsiger,  nicht  wirklicher  Eigentümer.  Aber  in  An- 
sehung der  bürgerlichen  Lasten,  insbesondere  des  Schosses, 

wurde  er  nU  der  Besitzer  behandelt^. 

Dies  Verfahren  ist  im  14,  Jahrhundert  aufgekommen. 
Nach  Rehme  *  erfolgte  die  erste  nachweisliche  Zuschrift  zu 
treuen  Hftnden  im  Jahre  1383.  Aber  schon  1315  scheint  eine 
solche  vorgenommen  zu  sein*. 

Im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  waren  sie  allgemein.  1403 
erklllrt  der  Lttbecker  Bürgermeister  auf  die  Anfrage  des 
Revaler  Rates,  ejft  me  sulk  gud  (vicarien,  officiaden  Tude 

almissen)  plege  to  vorschetende:  dat  men  nenen  gest- 
liken  luden  in  unser  stad  buk  gestlik  gut  plecht  laten 
to  scriuende.  Werit  aner  dat  jengem  b orger  gestlik 
gud  worde  losere uen  to  truwer  hand,  de  moste  dar- 
Tore  doen  iik  sinem  egeneu  gude^^ 


1  Pauli,  Abbandlungen  III  8.  810/11;  Gerber*Cotaek,  System 

des  dt'utsclicn  Privatrechts  8.        Anm.  3. 

•  Erst  s])ritcr  wurde  hinzugetügt,  dafs  der  Eiugetrageue  nur  unter 
Genehmigiuig  der  und  der  Person  (des  Eigentfimers)  Vcrändeningen 
mit  dem  Grundstück  vonu'hmpn  könne  (Z.  Bd.  7  S.  192). 

"  Rehme  s  en.^.  y^\.  L.U.B.  V  Nr.  2in  S  218.  IMe  £rlüiniDg 
erfolgte  in  der  liege!  gieichzeitie  mit  der  Eintragung. 

•  Z,  B.  daroh  schriftliche  Veraicherang,  m  Z.  Bd.  1  8.  968/67. 
»  Rehme  S.  204;  L.U.B.  V  Nr.  72  71. 

•  Ib.    Vpl.  Pauli,  Abhandlun^ren  I  S.  62. 

'  L.U.B.  11  Nr.  'Sib  S.  279.  Ohh  Domkapitel  erklärt,  sein  Kano- 
niker Alard  von  Esdorf  habe  ein  Haus  erworboD,  .  .  lieet  ad  maaiiis 
Amoldi  Nigri  ciuis  LubicensiB  sit  resigmita  et  scripta  seeundiim 
coDSwetudiuem  ciuitatis. 

•  L.ÜB.  V  Nr.  72  S.  71;  Rehme  ib.  —  Über  den  Ersatz  der 
Auslagen  der  Treuhänder  vel.  unten  sab  XV,  l. 

•  Beispiele  von  Zuschriften  zu  treuen  Händen  im  L.U.B.  V  Nr.  216 
S.  218,  Nr.  360  S.  379,  Nr.  369  S.  401,  Nr.  517  S.  562/63,  Nr.  641  8.  728; 
L.U.B.  VI  Nr.  159  8. 204,  Nr.  194  fi.  254,  Nr.  805  a  885,  Nr.  547  8. 548; 
L.U.B  VIII  S.  472.  —  Ferner  bei  Rehme  S.  208  flF.,  837  u  341;  M. 
Heft  4  S.  88  Nr.  fl448  wird  dem  Ratsherrn  Bere  ein  Hin«  för  den 
Herzog  von  Holstein  zugeschrieben)  und  S.  156  Nr.  72  (Heinrich  Vleder- 
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Das  Verbot  der  Zuschrift  von  Immobilien  an  Nichtbürger 
und  die  dadurch  bedingte  Verwendung  von  Treuhändern '  be- 
wirkten eine  Änderung  der  iSchofspflicht  aller  nichtbOrgerlichen 
Elemente.  Bisher  war  sie  eine  vertragliche  und  direkte, 
jetzt  ward  sie  eine  erzwungene  und  indirekte.  Jeder 
£rwerb  In  städtischem  Grand  and  Boden  wurde  fortan  ohne 
weiteres  in  der  Stenerpflicht  festgehalten. 

Das  war  der  Kirche  nicht  nach  Wunsch.  Sie  wollte 
doch  wenigstens  noch  gefragt  werden.  Die  Qeistlichen  der 
Stadt  und  Diözese  wandten  sich  wieder^  nach  Rom,  Martin  V. 
beauftragte  auch  1421  einige  Würdenträger,  gegen  alle  die- 
jenigen einzuschreiten,  die  die  lübeckischen  Kirchengüter  zu 
Steuern  heranzögen  ^.    Aber  ohne  Erfolg. 

Der  Rat  war  wie  früher  streng  auf  die  Durchtülirung 
seiner  Immobiliarverordnungen  bedacht  Aber  aui  li  jetzt  galt 
ihm  der  Zweck  mehr  als  das  Mittel.  Er  schrieb  Grundstücke 
auch  direkt  zu,  wenn  sich  der  Erwerber  nur  ▼erpflichtete« 
dasselbe  „myt  dem  erste**  ^  oder  binnen  bestimmter  Frist* 


maim  der  Brigitteubof  zu  treuen  Händen  des  Brigitteuklosters  in 
llarienwolde\     Melle,  Orfindl.  Nachricht  8.  920  ete. 

*  Die  Obcrtragung_su  treuen  Händen  geschah  übrigens  auch  bei 
Mobilien  (Kapitnlirni).  ptehme  S.  m  Nr.  44$  L.U.B.  V  Nr.  5S9  S.  586, 
VII    Nr.  686  S.  66Ö.) 

»  Vgl.  oben  8.  76  flf. 
LJJ.h.  VI  Nr.  378  S.  894  ff..  Martin  gedenkt  in  aeinem  umfong^ 
reiclH  tt  Sclnt'ib«'!!  der  conatus  nepharioB  pprtifr<iorum ,  qui  persona^  et 
locH  cecieniastica  super  bonis  et  juris  suis  oüeudere  uou  verentur,  er- 
innert daran,  dafs  in  coneilio  Lateranenai  .  .  .  snb  anatbematu  distric' 
tione  proliibitmn  cxtitit,  ne  consulps,  rectorcs  et  alii  .  .  .  eoclesias  et 
vires  ccclosiasticor*  talliis  spu  collpf^tis  aL'grauare  presumerent,  beruft 
«ich  auf  die  kiicheiifreuudliche  llaltuiig  der  Kaiser  Friedrich  II.  und 
Karl  IV.  und  gibt  den  Auftrag,  cum,  sicut  lamentabili  quorela 
venerabilis  .  .  episcopi  .  .  diocesi»  Lnliin n-I^  aceepimuf,  nonniilli  secn* 
lares  .  .  personis  ecciesie  .  .  et  beneflciis  ecciesiasticis  .  .  , 
tallias  .  .  .  extorserint,  so  liuige  mit  Icircblichen  Zensuren  einza- 
schreiten,  doncc  ab  earandem  «Ulianun  coUectamm  .  .  .  inuasione 
omnino  desistant. 

*  Z.  B.  1508  den  Vorstehern  des  Katharinenklosters  ein  Haus  unter 
der  Bedingung,  dat  te  sodann  bns  myt  deme  ersteren  wederume 
enem  borger  Scholen  vorkopen  vniui  nene  rente  hynippe  tho  ne- 
mende,  und  in  middeles  tvd.  dewilc  sodan  Imss  in  dysaer  schrvtt't  steyt, 
alle  rechtigkoit,  so  anderen  borgeren  t  liobcho  ret,  tho  doude 
willen  verpflichtet  syn  (M.  Heft  8  S.  145  Anro.  1).  1511  den  Vorstehern 
der  St.  Leonhardsbrüdersehaft  eine  Rente,  da  .se  deme  Hado  nnde 
thosecht  bebben,  desse  Kenthe  myt  dem  erste  tbo  verkopeude  uude 
wedder  tho  bringbende  in  borgher  recht icheyt,  nnde  ok,  de  wüe 
se  by  en  is,  borgher  recht  darvan  tho  donde  (Panli,  Wieboldsrenten 
U.B.  Nr.  ^i'»4).  Vgl.  oben  S  78.  Das  Verbot,  Renten  aufzunehmen,  er- 
folgte, weil  der  hteuerwert  de»  Hauses  nicht  gemindert  werden  sollte. 
Vgl  oben  8.  50. 

l^l.")  berichtete  das  D  wiikripitel,  Alard  von  Estorf  habe  sich  bei 
Ankauf  eines  Hauses  ihm  gegenüber  verpflichtet,  dasselbe  infra  dr  cem 
auDOS  u  data  presencium  numerandos  vui  burgeiisi  in  Lubeke  .  . 
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an  einen  Bürger  zu  verkaufen  und  bis  zum  Weiterverkauf 
„burgherrecht  darvan  tho  donde"*  ^  Fremden  •Städten  ist 
immer  direkt  zugeschrieben  worden'.  Hei  ihnen  genügte  die 
Erklärung,  ihre  Häuser  sollten  auch  weiterhin  sa  den  Ofienl- 
lichen  Lasten  beitragen 

g)  Wiederaufnahme  des  Veräufser ungsverbotes. 

.  Das  Zu«('}ireibung8ver})ot  blieb  über  150  Jahre  in  Kraft. 
Im  Laute  der  Zeit  seheint  aber  die  Verschiedenheit  von  Ruch- 
eigentum und  materiellem  Eigentum  zu  MifsstÄnden  geführt 
zu  haben*.  1543  wurde  deshalb  der  Rechtszustand  des 
13.  Jahrhunderts  wiederhergestellt.  Der  Rat  erneuerte  das 
Verbot,  Nichtbürgem  Häuser  oder  Renten  zu  verkaufen, 
mit  dem  Zttsats:  und  sich  zu  treuen  Händen  derselben 
zuschreiben  zu  lassend  Diese  Bestimmung  ist  später  ins 
revidierte  Stadtrecht  ^  und  die  Bursprake  Ikbernommen  ^  ^. 
So  kehrte  die  Immobiliargesetagebung  der  Stadt  zu  ihrem 


reuendere  .  .  et  quod  alteri  nisi  ciui  Lubieensi  non  possit  veodere 
(L.Ü.B.  II  Np.  835  8.  8791 

1  Vgl.  hiersQ  oben  8.  14  Aam.  8. 

«  Oben  S.  .35. 

'  Die  Umschrift  des  Domus  ilamburgensis  erfolgte  „mit  dem  Be- 
dinge, dar»  das  Hans  so  Bärgerreeht  stehen,  tod  einem  Bürger  bewohnet 
werden,   nurh  Schofs  und  bürgerliche  Onera   araalten  soll* 

(Drever,  Einleitung  S.  189). 

*  Rehme  S.  204. 
Dreyer  S.  94» 

•  Lib.  1  Tit.  II,  5.   Vgl.  oben  S.  75  Anm.  6. 

^  Vgl.  die  jöngste  Bursprake  bei  v.  Melle  S.  113.  Der  Kai  legte 
ihr  grofees  Gewicht  bei.  Sie  ist  in  allen  Abschnitten  der  Burspräe 
yerlesen. 

"  Das  Verbot  ist  ei-st  1818  beseitiL't.  (Wöhrmann.  Die  lüb.  Land- 
tier in  Z.  Bd.  7  S.  192.)  Faktisch  bestand  aber  wie  vordem  die 
Methode  der  bedingten  Verkanfskonseisionen.  1551  erwaib 
das  Donikapitol  zu  Katzehurp  ein  Haus  in  der  Kihng.strafse.  Es  er- 
klärte, nachdem  der  T^at  ihm  ..ufli  sii  n  r!  e rl  ich e r  gunst  unde 
fruntsehoff t"  die  Zuschrift  „uagcgi^veu  unde  bewilliget,  dat  sulUch 
hns  alloinc  to  unser  unde  nemandes  ander  behoff  sehall  gebmket 
werden,  ock  dorch  nn?  noch  nnse  nachkomen  in  jenigen  toknnpftigen 
tiden  nemande  eeball  vorkofft  edder  vorhuret  werden,  he  aj 
denne  borger  to  Lnbeek.  Dameffens  willen  unde  Scholen  wy  unde 
unse  nachkomen  vor  nns  yaa  dem  hnse  and  dejenige,  de  tor  tid  aarinne 
wonet,  vor  syne  person  van  synen  crnd-'  borgerrec h t  doen 
unde  alle  borgerliche  plicht  und  upia^e,  als  aecise,  schot, 
waehtgelt,  grayengelt  unde  anderst  wie  de  genompt  unde  van 
der  ouerrclievt  iipgesagt  werden  mochten,  nichts  uthbescheden,  gelyk 
anderen  tfer  !>tat  geinenen  borgeren  unde  inwaneren  dragen** 
(M.  Heft  8  S.  102  Anm.  1).  Vgl.  hierzu  oben  S.  77  ff.  u.  S.  14  ff.  — 
Weitere  Beispiele  Z.  Bd.  7  S.  180,  184  85  (gegen  Verpflichtung  tum 
Krwcrb  de?  Bürgerrechts),  225  etc.  Auch  das  Institut  drr  'fr*  nh  find  er 
fand  wieder  Verwendung,  wenn  auch  in  etwas  abgeänderter  Form 
(Z.  1.  c.  S.  192> 
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Ausgangspunkt  zurück,  ihr  Ziel  war,  dvn  äüidtiöchen  Grund 
und  Boden  steaerpflichtig  zu  erhalten.  Sie  erstrebte  es  auf 
verschiedenen  Wegen;  xnerst  durch  ÜbertragungsTerbote, 
dann  durch  das  Oebot  des  Übergangs  cum  onere,  endlich 
durcli  Untersagiing  der  Zuschrift ^  Seit  Beginn  der  gesets- 
geberi.schen  Mafsnahmen  gingen  der  Stadt  nicht  mehr  wider 
Willen  Grundstücke  verloren.  Der  Schofs  war  kraft  Verein- 
barung oder  gesetzlichen  Auttrafj^es  vom  geistlichen  Erwerber 
oder  seinem  Treuhänder  weiter  zu  zahica  ^  ^. 

B.  Allgemeine  Marsnahmen. 

Die  ganze  Bodenpolitik  der  Stndt  ist  eine  steuerpolitiselie 
Mafsregel*.  Aber  die  ganze  Steuergesetzgebunf^  ist  niclit 
ausbehliefslich  eine  Immobiliargesetzgebung.  In  einigen  Fällen 
ergriff  öie  aucb  bewegliche  GegeTistände. 

Schon  die  ältesten  RechtäHulzeichnungeu  bestimmen^  daft» 
Frauen,  die  einen  Ritter  (miles)  oder  einen  solchen,  der  ein 
ritterliches  Leben  zu  führen  beabsichtigt,  heiraten,  ihren  ge- 
samten Besitz  und  alle  ihre  Ansprüche  bis  auf  ihre  Aus- 
steuer in  Kleidern  verlieren  sollen^.  Fremde  Frauen,  die  nach 
Lübeck  geheiratet  haben  und  als  Witwen  wieder  in  ihre  Heimat 
zurückziehen  wollen,  dUrfen  nur  ihre  eingebrachten 
Sachen  mitnehmen.  Der  Mani) ,  der  let:^tere  Restimmung 
durch  Zuwendungen  an  seine  Frau  zu  umgehen  sucht,  wird 


>  Kehme  (S.  201  u.  204)  und  Reuter  (Kieler  Erbebuch  6.  XXXVD 
untetaeheiden  nur  swiseben  der  ersten  und  letiten  Methode.  Sie  sind 
sich  aber  nicht  darüber  einig,  ob  daa  Zatehreibuiigsverbot  das  Ver* 
äurserungsverbot  auftier  Kraft  netzte  oder  nur  eine  gewohnheitamifinge 

Umgebung  der  Statuten  bedeutete. 

'  Die  VerBtenemng  geistlicher  Gdter  durch  Treuhftnder  ist  ferner 

überliefert  aus  "Rostock  (Meckl.  U.B.  XX  S.  ÖOO),  Frankfurt  (nach 
der  Hodoordnung  von  1475  hatte  jeder  bri  der  Deklaration  anzugeben, 
ob  er  momp(T  oder  truvvcnlieuder  sv,  damit  die  Stadt  dann  von  ihnen 
ihre  Bede  erlialte;  Bücher,  FeHtschrift  S.  152  Art.  6  u.  S.  155  Art  58) 
und  Kiel  '.w.iv  eine  Partei  kein  Bürger,  so  mufste  sich  die  ;nif!  le  oder 
ein  Treuhander  verpflichten,  der  stad  noch  to  dou  vor  alle  rcchtichheytj 
Keuter,  Ältestes  Kieler  Keuteubuch  XlJV'Ii. 

•  Andere  Städte  besteuerten  das  geistliche  Vermögen  durch  Be- 
stenernng  geistlicher  Renten  bei  ihren  Schuldn»?rn.  Auch  in  Lübeck 
ist  diese  Art  der  mittelbaren  Besteuerung  bekannt.  V^gl.  L.Ü.B.  V 
8.  379  und  die  folgende  Seite. 

*  Wenn  nicht  ganz,  so  doch  fast  ausschliefslich.  Es  fielen  mit 
ins  Gewicht  die  Sorge  um  dif  Selbstrmdigkeit  der  Stadt,  gegenüber  den 
Rittern  auch  der  VVunscli,  kriegerische  Verwicklungen  fernzuhalten. 
Vgl.  y.  Below,  Ursprang  der  deutschen  StadtyerAwsnng  S.  104. 

^  Quecunque  matrona  «el  vidua,  existenn  in  civitat«',  militi  uel 
alicui  volenti  militari,  nupserit,  non  plus  quam  formatas  ue.'^te.*«  suas 
de  omni  subbtancia  sua  retincbit.  Reliqua  uero  totuliH  sub.staucia  sua 
proximis  heredlhns  renianebit  (L.U.H.  1  S.  40;  Hach,  Rod.  I  Art  17 
^.  i>'ii  —  Dreyer  fEinl.  8.  80  Anm.  3)  schliefst  aus  di'  spr  Bnstimmung, 
dafti  Kaufleute,  so  lange  die  Uaud werker  nicht  zum  Bürgerrecht  zu> 
gelassen  wurden,  für  ritterlich  galten. 
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mit  einer  der  höchstea  Strafen  >  des  Stadtrechta,  100  4  Silb.» 

bedroht^. 

In  beiden  Fällen  sollte  veriimdert  werden,  dafü  die  biÄdt 
durch  Heiraten  finanzielle  Einbufsen  erlitt*.  Deshalb  wurde 
einer  Frau,  die  auä  dem  ötädttächen  Verbände  ausschied^  fast 
ihre  ganze  Habe,  selbst  die  fahrende,  vorenthalten.  Die 
zweite  der  beiden  Malsregeln  ist  eine  Retorsion  gegen  die 
Nacbbargebiete.  Nach  Sachsen*  oder  Holstenrecht  war  die 
Witwe  Yerpflichtet,  die  ihr  am  Vermögen  ihres  verstorbenen 
Ehemannes  sugefallenen  Rechte  an  Ort  und  Stelle  zu  ge* 
niefsen,  auch  wenn  sie  als  BUrgerstochter  auf  das  Land  ge^ 
heiratet  hatte  ^.  Die  Stadt  ordnete  dasselbe  an,  uro  sich  vor 
Schaden  zu  bewahren. 

Übrigens  sind  auch  diese  Vorschrifteü  nicht  nur  im 
Steuerinteresse  erlassen  Als  sie  ergingen,  war  das  bewe^'H<  he 
Gut  noch  gar  nicht  schoispflicliti^  *.  Die  erste  wurde  später 
aufgeholl  11     die  zweite  ins  Stadtrecht  übernommen'. 

Weitere  V  isiu  lie,  das  Mobiliarvermögen  ali^abepflichtig 
zu  erhalten,  sind  nicht  gemacht®.  Es  war  ja  schwer,  die  Ein- 
haltung solcher  Vorschriften  zu  kouLrülliereu.  Die  Stadt  hat 
ihr  Bestreben,  die  Steuerkraft  zn  schlitzen,  auf  die  Sicherung 
des  unbeweglichen  Vermögens  beschrttnkt 

Die  Mafsnahmen  des  Rates  richteten  sich  in  erster  Linie 
gegen  die  Kirche.  Ihr  Privileg  war  das  gefährlichste.  Sie 
hat  sich  auch  am  meisten  betroffen  gefühlt.  Die  notwendigen 
Mafsregeln  wurden  nicht  ohne  Geschick  ergriffen.  Die  Im- 
munität der  toten  Hand  blieb  grundsätzlich  unan- 
getastet, Kirche  und  Klerus  sind  nie  schlechthin  schoCi- 


>  Pauli  in  Z.  Bd.  1  S.  902. 

'  Quecniuine  matrona»  msneBS  foris  eitia  eivitatem,  nnpserit  alieni 

oonrivi  noftro  intm  civitatem,  et  ip«»p  premoritiir  ot,  po  mortuo,  ipsa 
forsan  extra  civitatem  mansura  declinare  uoiuortt^  non  plus  de 
faenltatibiifl  edacere  debet  quam  introdusitf  cnm  ad  oon- 

sorciiim  viri  declinauit ;  licreditas  autom  et  facultates  alle  iustis  hcroilibus 
ponuaiK'bunt.  Si  \  oio  aliquis  civis  huic  decreto  ausii  temcrario  oontraire 
preriuins(!rit,  uxori  siio  amnlius  contradendo,  ceutum  marcas  urgeuti  civi- 
tati  componet  (L.U.H.  I  S.  40). 

«Frensdorff,  Stadtverf.  ^^.  15H/59;  Panli,  Abhandlungen  III 
S.  35  Anm.  89.  Dreyer,  Geraiaclite  Abhandlungen  III  S.  1^34. 

«  Paul!  ib.  II  S.  89/90,  in  S.  284. 

»  Vgl.  oben  S.  39. 

•  Pauli  III  S.  35  Anm.  89. 

»  Hach,  Kod.  II  Art.  6  S.  248. 

'  Vielfacb  ist  versucbt,  alles  in  freraden  Wirtschaften  sa< 

golegto  VormT^gi  n  diT  Kirolic  7.\\  d«'n  städtisehon  Lasten  heranzuziehen, 
nur  das  selbstbenutzte  steuerfrei  zu  lassen.  Z.  B.  bestimmt  die  Frank- 
furter ßedeordnung  von  1475  im  Art.  3:  Item  obe  ejna  pfaffen  .  .  seit 
oder  gut  inne  habe  und  kauf fmanBchafft  oder  andemi  nutze 
damit  schicke,  da.^  'bf^  vprh'^det  werde  (Hucher.  Fr^^ift^cbrift  &  168)» 
Vgl  ib.  S.  126  (besouderä  Anm.  2)  und  die  folgende  beite. 
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pflichtig  gemacht'.  Alle  Gesetze  und  Verwuluiugsraafsregeln 
der  Stadt  erreichen  den  Schutz  der  Steuerkraft  ohne  direkte 
Aufliebung  des  kirchlichen  Privilegs*.  Der  Rat  begnügte  sich 
dauiit,  neue  öteuerfreie  Erwerbungen  zu  verhindern,  indem  er 
dem  Immobiliarverkehr  Schranken  zo^.  Die  Schofapflicht  war 
nar  Bedingung  der  Mehrung  kirchlichen  Boden- 
kapital 8.  Wer  sie  nidit  erfüllen  wollte,  mufste  alle  Immo- 
fotliargescbäfte  unterlaasen.  Wo  ein  kirchliches  Institut 
steuerte,  geschah  es  nie  ganz  unfreiwillig. 


*  In  allen  mittelalterlichen  Städten  ging  daa  Streben  dahin,  die  in 
den  Mauern  anffesespenen  Kirchen  und  Klöster  an  don  städtischen 
Lasten  zu  beteiligen  (Inama-äteruegg  III,  1  S.  109).  Aber  nicht 
alle  Teiftahren  eo  diplomatiseh.  In  Hildes  heim  mufsten  alle  Geist- 
lichnn  und  Klöster  .schössen,  wenn  sie  auf  stiidtlschein  dlngpflichtigen 
Grund  und  Boden  V'ermögensbesitz  hatten  (Hub er,  Haushalt  H.s 
S.  58).  Braunschweig  verordnete  schon  1232:  alle  garden  eder  worde, 
de  to  wikbilde  ligget,  se  sin  papen  eder  goddeshusen,  de  Scholen 
dorn  herthogpn  nnd  der  stat  scotes  plcf^en  fGierke  II  S.  675 
Anm.  92).  fxeiburg  buäteuerte  die  Klöster  schlechthin ,  die  Geistlichen 
Ar  ihr  weltliebes  Gut  („sullent  ^  werf  geben  von  irem  weltlteben  Gnot 
vnd  nicht  von  pfruonden",  Maurer  II  S.  788).  In  Basel  waren  Klöster, 
Stifter  und  Domherren  steuerpflichtif^  (ib.  S.  787),  in  Duderstadt  die 
kirchlichen  Pfründen  und  Stiftungen  (Oohn,  Finanz  Wissenschaft  8.323). 
Regensburg  zog  die  Geistliehkeit  für  das  Geld,  das  sie  „ad  negotiationem 
aliquam'^  gab.  zur  Steuer  heran  (Keuti^m,  Urkunden  zur  stadtischen 
VerfassuiiKügeschichte  S,  197,  4).  Hamburg  erhob  schon  vor  1874  eine 
collecta  clericorum  von  den  Renten,  die  Geistliche  aus  bürgcrlicheu 
Grundstücken  besogen.  Der  GrundstfiekBeigentümer  haftete  ior  die 
Zahlung  des  Schosses  i  Kiiinmereirechnnnp^nn  I  S.  LVII). 

*  Im  strikten  Gegensatz  zur  Sorge  des  Rates,  den  städtischen 
Gmnd  steuerpflichtig  zn  erhalten,  steht  das  Ver&hren  der  Nachbar- 
länder.  Ihre  Fürsten  un<l  Herren  geben  bei  Gnindstücksverkäufen  an 
lübeckische  Kirchen  und  Kl  t^tor  folion  S.  71  Anm.  4)  sowie  Kaufleute 
ihr  Steuerrecht  preis,  »'ntlHa.s(!n  auch  die  Bewohner  der  verkauften 
Dörfer  aus  ihrer  Steuerpflicht.  Den  Laien  unter  den  Ankäufern  wird 
ausdrücklich  gestattet,  ihren  Erwerb  an  Kirchen  w»Mtrr  tm  ver- 
Äufsern.  Vgl.  z.  B.  L.U.B.  I  Nr.  244  S  226;  II  Nr.  227  S.  3Ü6;  IV  S.  331 
(noch  to  yenigher  bcde,  ghifte  ofte  ghavc,  schote  eder  beschattinge 
plichtich  Wesen),  V  S.  12  (.  .  .  also  dat  se  dat  nioeghen  verkoepen, 
▼eighenen  vnde  onersetten  in  gheystlike  vnde  werlike  penone). 
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Dritter  Teil 
VIII.  Die  Elemente  des  SehoBses. 


Der  Schob  serfiel  in  mehrere  Teile,  den  Schofs 
schlechthin  oder  Haaptscbofs,  den  Vorschoffl  und 
den  Feuer  stell  enschofs.  Er  war  eine  Verbindung  von 
Vermögenssteuer  und  reiner  Personalsteuer,  wie  sie  in  der 
mittelalterlichen  Stadt  häufig  anzutreffen  ist^ 

1.  Der  elgrentllche  Schors. 

Der  älteste  und  wesentlichste  Teil  der  OesaTntstouer  war 
der  eigentliche  oder  Hauptöchofä.  Die  Bezeichnung 
„KHt'hschofä"  ist  für  ilin  nicht  zutreffend*.  Nachschofs  bedeutet 
nachträglich,  verspätet  gezahlter  Schofö^. 

Der  eigentliche  Schofs  wurde  nach  Mafsgabe  des  gaoxen 


>  Wo  ein  Hchofe  rar  Erhebung  kommt,  wird  in  der  Regel  auch  ein 

Vorachofs  erholicn.  Vf^l  die  fo^jcnd'^n  Snitrn  iiml  Aiiinprkun|ür«"n. 
Nürnbfrg:  orhoh  nebpii  der  Losung  den  Schiliing.  eine  Kopfsteuer 
(Chroniken  fränkischer  Städte  I  b.  282/^3).  Frankfurt  und  Mainz 
forderten  neben  Bede  bezw.  Schätzung  den  Herdschilling.  eine  Haus- 
haltunsssteuer  (Hrit  ln^r,  Entf^tehunL'  flor  Volkswirtschaft  S.  2J^9 '40 : 
CbronikeD  der  mittel  rheinischen  Städte  XYIII  Abt.  2  S.  99).  In  Augs- 
biug  hatten  die  Besitiloien  ehi  Kopfgeld  vn  zahlen  (Uartnnff  Z.  t 
6.V.  XIX  S,  102  ff.).  In  Speier  war  der  Schofs  sogar  mit  zwei  Neben- 
steuern,  einer  Herdsteuer  und  einem  Kopfgeld,  vorhund»»!»  iRrn'Tier, 
Festschrift  et€.  8.  141j.  Rostock  erhob  1572  und  157(>  den  halben 
Hundertsten,  ein  ^Hufsgelt*  nnd  ein  „Hfouetgeld"  (Paasche,  J.  f. 
Nat.  u.  Stat.  IM.  39  s:  342:  vpl  :iiudi  m  und  MOl  Kinr  Zu- 
sainmenBtellun^  weiterer  mittelalterlicher  Steuerkond)inationen  geben 
Schünberg,  Pinanzverhältnissc  Basels  S.  ^^7  ff.  und  Espiuas,  Finauceji 
de  la  eommune  de  Douai  S.  142.  Auch  Frankreich  kennt  derartige 
^doubles  t!!r»>s".  -  r.ri}>o'ck  gelber  erVioli  nl-  Türkenftenom  l.">4*2:  '  a% 
vom  Vennögen,  von  Kniichten  und  Mägden,  sowie  allen,  die  weniger 
aU  50  beaafsen,  2  fl.,  von  geistlichen  Güten  und  Rentnern,  die  mehr 
als  5*/o  Rente  bezogen,  10  ^'o  ihres  Einkommens;  lt>44:  eine  Wohnungs» 
abgäbe,  ein  Kopfgeld  von  3  Schillingen  und  von  den  Wohlhabenderen 
1—30  fl.  (Uecker,  Umstandl.  Geschichte  II  S.  115/16). 

'  Unrichtige  Terminologie  bei  Ortloff,  Jahrrente  nnd  Geaehob 
S.  182  u.  18r>  und  Hub  er.  Haushalt  Hildesheims  60. 

^  Kopj)rnann  H.G.Bl.  1896  b.  198;  Mack,  FinauxTerwaltuog 
Braunschweigs  S.  79  etc. 
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Vermögens  in  individuell  verschiedener  Höhe  erhoben,  wäh- 
rend Vorsciioiü  und  FeueratelleDschors  in  tixen  Beträgea 
bestanden  ^ 

2.  Der  Vopechofs. 

Der  Vorschofs  nahm  also  auf  die  individuellen  Ver- 
mögensumijtändf^  keine  Rücksicht  Er  war  von  allen ,  die  ihn 
zahlten,  in  gleicher  Höhe  zu  entrichten^. 

a)  Allgemeine  Ansicht. 

Was  er  zu  bedeuten  hat,  ist  nicht  ohne  weiteres  klar'^. 
Die  herrschende  Ansicht  nimmt  an,  er  sei  im  Unterschied  von 
dem  öieh  nach  dem  Vermögen  abstufenden  Schofs  von  allen 
Steuerpflichtigen  gezahlt  worden ;  er  habe  die  Aufgabe  gehabt, 
auch  die  kleinen  Leute,  die  keinen  Schofs  zahlten,  zu  den 
stiEdtiBch«]  Latten  herftnsuziehen«  Sie  hält  idso  den  VoncholB 
für  eine  allgemeine  Kopfsteuer  und  deshalb  für  den 
eigentlichen  Schofs,  den  Senofs  selber  nnr  für  eine  Abgabe 
der  Wohlhabenderen*. 

Diese  Ansicht  hat  Huber  am  klarsten  vertreten.  Er 
erklärt  den  Vorschofs  für  den  Rest  der  ältesten  rohen  Be- 
steuernngsform ,  nach  der  jeder  Steuerpflichtige  mit  dem 
gleichen  Betrage  herangezogen  sei.  Diese  alte  Herdsteuer  sei 
später  durch  Einführung  des  proportionalen  Schosses  korrigiert 
worden.  Denn  die  Anschauung  habe  sich  Hahn  gebrochen,, 
dafs  eine  gerechte  Steuer  einen  jeden  nach  Mafsgabe  seines 
Vennög;en8  zu  treffen  habe".  Die  Verbindung  beider  Steuern 
habe  den  Zweck  gehabt,  «ne  den  Vermögensverhältnissen 
entsprechende  Belastung  nerbeisuführen. 

Noch  einen  Schritt  weiter  lit  Stieda*  Er  sieht  in  der 
Verbindung  7on  Schofs  und  Vorschofs  eine  Vorstufe  der 
heutigen  progressiven  Besteuerung.  Zum  Beweise  dient 
ihm  eine  Rostocker  Schofsordnnng  aus  dem  Jahre  ir>:^r».  Nach 
ihr  werde  der  Vorschofs  wegen  eines  Teils  der  fahrenden 


<  Im  Vorachofbregiister  14U  wird  deshalb  auch  regiötriert  a. 
20  ^  vp  rekenschop  und  2      to  vorschote 

*  Die  Bchaaptnng  Ortloffs  (S.  182),  der  Vorschofs  sei  eine 
Wohnungsabgabc  gewesen  und  in  verschiedenen  nach  der  Gröfse  der 
Häuser  abgestuften  Sätzen  erhoben  worden,  ist  im  zweiten  Teile  un- 
zutreffend. Eine  Abstufung  desselben  ist  nur  sns  Bremen  [vgl.  Idiotiooii 
Bromcnso  Toll  4  S.  f»RO  fl77Ü),  Teil  6  S.  288  (18^9)1  ühcrlicf.  i  t  Die  Fixa. 
die  ))ei  den  Türk<<Ti  t'nieri)  des  16.  Jahrbundorts  gefordert  wurden,  sind 
nie  Vorächofd  geuaiuii. 

^  Chroniken  der  deutschen  Städte  VI  (Braunschwftic)  S.  137  Anm.  Ä» 

*  Wehrmann  H.G.Rl.  1878  S.  126  und  L.U.B.  V  S.  .37^  Anm  ; 
Mack,  Finanzverwaltung  Braunsuhweigs  S.  100;  Cbronikuii  der 
deutschen  Städte  VI  S.  318:  Paasche  1.  c.  8.  34^42.  m  n.  868; 
Gierke,  Genossenschaftsreclit  II  S.  700;  Wagner,  Finsnsirisaeii- 
sehaft  III  S.  51  ff.  etc. 

*  Hub  er,  Haushalt  Uiidesheims  S.  38. 
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Habe,  des  gewöhnlichen  „ingedömpte"  (Haus-  und  Kikhen- 
gerät,  öpeisevorräte,  alltägliches  Tischgerät  und  Alltaj^skienier) 
entrichtet.  Daraus  werde  verständlich,  warum  der  Vorschofb 
von  allen  Einwohnern  in  gleicher  Hohe  gefordert  sei:  die 
ihm  zu  Gründe  liegenden  Gebrauch  sgegenstilnde  des  all- 
tltglichen  Lebens  seien  eben  bei  allen  in  gleichem  Umfang 
vorausgesetzt.  Die  Erhebung  des  gleichen  Betrages  habe  eine 
^ieichnitt£sige  Belastung  aller  yerbttrgt.  Das  übrige  Vermögen 
sei  je  nach  seinem  Ümfiing  verschieden  beateuert  worden. 
„Gewifs  war  hier  der  Gedanke  mafsgebend .  das  gröTsere 
Vermögen  s  t  it  r  k  e  r  als  das  kleinere  belasten  zu  wollen  . . . . 
Ocwils  üiui'ste,  wenn  der  Vorschofs  in  einem  festen  6atz  be- 
stand, und  der  Schüfs  dann  in  der  Höhe  von  so  viel  Pfennigen 
yio  Mark  verlangt  wurde,  als  Schillinge  bei  dem  ersterea 
eingehoben  worden  waren,  doch  der  Gedanke  diesem  Er- 
hebungsmodos  innewohnen,  die  Wohlhabenderen  higher 
au  beIa8ten^'* 

Diese  Schlufsfolgerung  ist  auch  dann  unhaltbar,  wenn  die 
Prämissen  als  richtig  anerkannt  werden.  War  der  Vorschob 
wirklich  eine  allgemeine  Kopfsteuer,  so  bedeutet  seine 
Verbindung::  mit  dem  Schofs  nicht  eine  relativ  stärkere 
Belastung  der  Wohlhabenderen,  sondern  im  G egen- 
teil eine  solche  der  ärmeren  Bevölkerungsschichten. 
Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Vorsehofs  nur  wenige  Schillinge 
betrug,  und  d&a  kleine  Vermögen  vom  eigentlichen  Schofs  be- 
freit blieb. 

Zum  Beweise  dienen  folgende  Rechnungen:  In  Rostock 
wurden  gewöhnlich  8  Yorschols  und  1  >4  von  der  Mark 
Schofs  erhoben*.  Wer  10  4^  besafs,  mufste  also  8  ß  Vor- 
«chofs  (— 5^/o),  eventuell  auch  noch  10  Schofs,  insgesamt 
etwa  5**/o  Steuer  geben.  Wer  über  ein  Vermögen  von  50  ^ 
verfugte,  hatte  8  -h  50  4  =  146  ,  also  nur  Vls^/u  zu 
zahlen;  wer  lOO  /  besaüs,  8  >tf  100  4  =  19ö  4 ,  d.  h. 
nur  noch  1,02  **/o. 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  man  ftlr  Lübeck.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jaliriiunderts  war  der  tlbliche  Satz: 
4  jS  Vorsehofs  und  14  von  2  /  Silber  (=  4  /  Pfennig) 
Schols*.  Das  bedeutet  für  ein  Vermögen  von  10  #  Silber 
eine  Belastung  von  4  Jf  b  4  =  l»4^/oy  Air  ein  solches  von 
100  Ji  Silber  eine  Belastung  von  4  ^  +  50  4  =  98  4, 
4.  h.  nur  noch  eine  von  0,26  **/o. 

Danach  bewirkt  der  Vorsehofs,  wenn  er  eine  aUgemeine 
Kopfsteuer  ist,  eine  Progression  nach  unten,  auch  wenn 


1  Stieda,  Stftdt  Fmansen  S.  18/19:  Kopp  mann,  Beitffge  sor 

QeachMite  der  Sta  ll  Rostock  II  Heft  8  S.  10  ff. 

*  Ko  ppmann  ib. 
"  unten  sub  IX. 
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sein»*  rtrundziti'er  so  viel  Schillinge  euthält,  wie  der  Schofö 
Pfennige  von  der  Mark  verlangt,  d.  h.  12  mal  so  hoch  iat  wie 
dieser 

Ii  über  gibt  zu,  d.if^s  der  Hildesheimer  Lohofs  eine 
höhere  Belastung  de*,  kleinen,  eine  progressive  Ent- 
lastung des  gröfseren  Besitzes  bewirkte^.  Dann  hätte  also 
die  Korrektur  der  Herdsteuer  durch  den  Schofs  nicht  das 
erwünschte  Ergebni«  gehabt 

h)  Keine  Kopfsteuer. 

Bedeutet  aber  der  ganze  Schois  wirklich  eine  stärkere 
Belastung  der  kleinen  Verminen? 

Nach  Wagner  •  treffen  die  direkten  Stttdtesteuern  die 

wirtschaftliche  Leistung^sfähigkeit  im  allgemeinen  nach  dem 
Prinzip  der  P  r  o  ]i  o r  t i  on  a  l  b  e  s  t  e u  o  r  n  n  ^.  Progressionen 
nach  unten  komTnen  ohne  Zweifel  vor*,  bilden  jedoch  die  Aus- 
nahme. Die  Verbindung'  des  Schosses  mit  einem  allgemeinen 
Vorschofs  mufs  aber  progressiv  nach  unten  wirken.  Es  fragt 
sich  daher,  ob  die  Prämisse,  der  Vorschofs  sei  von  allen 
Steaerpflichtigen  erhoben,  richtfg  ist  Nach  dem  Wortlaut  der 
SteuergesetsBe  scheint  das  der  Fall  zu  sein*.  Alle  anderen 
Tatsachen  sprechen  aber  dag^n. 

Schon  der  Name  «Vorschofs**  ergibt,  dais  der  Schofs 
die  eigentliche  Steuer  war.  Der  Vorschofs  setzt  ihn 
voraus,  baut  sich  auf  ihm  auf.  Der  Schofs  ist  die  ältere 
und  allgemeine  Abgabe,  der  Vorschofs  nur  eine  Zusatzsteuer» 
Schon  diese  ErwUgung  ist  geeignet,  die  von  Huber  behauptete 
Priorität  des  Vorschosses  ins  Wanken  zu  bringen. 

Und  was  heifst  denn  Vorschofs?  Es  bedeutet  einen 
Scliofs,  der  vor  dem  eigentlichen  Schofs  oder  darüber 
hinaus  entrichtet  ward*.  Gewöhnlich  ist  die  prstere  Er- 
klärung unbesehen  als  richtige  übernommen  worden.  Aber 
sie  ist  tatsächlich  wenig  begründet.  Nur  vereinzelte  Bei- 
spiele ergeben,  dafs  der  Vorschofs  vor  dem  eigentlichen 


*  Dies  war  aber  keineswogs  die  Kogel,  wio  Stieda  anzunehmen 
scheint.   Vgl.  die  8.  95  Audi.  4  zitierten  Stellen  und  unten  sub  IX. 

«  S.  TO. 

"  FinanzwisHonsihaft  III  S.  ."il  ff. 

*  Ha  r  tun;.'.  Die  Augsburgt^r  ZuHohlapstouer  von  1475  in  Z.  für 
G.V.  XIX  S.  109  ff.:  Schönberg,  P^inanzvcrhältnisae  liasela  S.  87,  132, 
168,  175-177,  284,  842,  367,  432,  467  etv. 

«  Vgl.  den  Ti  xt  dei  Rursprake  L.U.H.  IX  S  <):)8  und  das  folgende. 
Dasselbe  zeigt  8ich  in  Rostock.  Dort  »oilte  auch  Jeder**  liürger 
und  Einwohner  VorachoCs  geben  (Paasche,  J.  f.  Nat.  n.  Stat  Bd.  99 
8.  831). 

*  Schiller-Lflbben,  Mitteloiedeideatsches  Wörterbucb  Bd.  5 
8.  435/96. 
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Schofä  erhoben  \vai<l*.  Gewöhnlich  f;illt  die  Erhebung  beider 
zusammen.  Hslt  man  sich  aber  an  (ile  zweite  Interpretation, 
80  zeigt  sich  wieder,  dafs  der  Schuld  die  allgemeine, 
grundsätzlich  von  allen  Steuerpflichtigen  erhobene  Abgabe 
und  der  Vorachofs  nur  eine  partielle  Steuer,  ein  Auf- 
schlag war. 

Diese  allgemeinen  Erwägungen  werden  darch  die 
lubeckischen  Urkunden  bestätigt 

Der  Lübecker  Schof«  reicht  bis  ins  12.  Jahrhundert 
«urftck.  Ein  Vorschofs  wird  erst  1374  erhoben.  Detmar 
•eraählty  der  Rat  habe  ^dorch  notrofdcheit  unde  nntsamicheit 
der  stad*  den  Ämtern'  ein  ^sunderlik  schot"  aufgelegt, 
nämlich  „to  yorschote  ene  mark  Lubesch**''.  Darauf  baten 
sie  in  einer  Eingabe:  dat  gy  vns  togheuen  dat  ghelt,  dat  gy 
nemen  van  den  ammcten ,  vtghenoTnen  dat  rechte  scliot*. 
Die  Angahen  Detmars  sind  in  der  Hegel  unrichti'j*  interinctirrt. 
Man  hat  die  Worte:  „sunderlik  8chot  to  gheuende  den  am- 
meten ,  to  vorschote  ene  mark  Liibesch"  unter  Einschiebung 
^ineö  „und"  hinter  „ammeten"  dahin  verstehen  wollen,  den 
Ämtern  sei  ein  .  besonderer",  d.  h.  Uber  den  üblichen  Sats 
hinausgehender  eigentlicher  Schofs  und  ein  Vorschofii  Ton 
1  abverlangt  worden ^  Mit  Unrecht!  „To  vorschote*  ist 
nichts  als  eine  Erläuterung  von  „aunderlik  sehot".  Die  übrigen 
iihronikalischen  Berichte  bestätigen  das.  Komer  ersählt,  dat 
de  rad  eschede  boven  dat  rechte  schot,  dat  men  w o n - 
liken  plach  to  gevende  in  der  stad,  ene  mark  to 
vorschote"  und  Kegkman  berichtet,  dafs  der  Kat  als  «Jar- 


>  Eine  Stendaler  Urkunde  spricht  vom  solidus  de  ante  dando 
t|Uod  vulgo  sonst  voncoth  (Zeumer  S.  67  Anm.).    Die  Hilde8heimer 

Stadtrechminpren  sapr^n:  IVj  lot  tovoren  (U.R.  VI  S.  LI).  Xfrmborg 
verlangt  von  Jedem  Zeiisiten  zum  „Voraus*'  einen  Schilling  (Sander. 
Reiehsstädt  Verwaltung  S.  3^).  Vgl.  femer  Jastrow,  Volkssabl 
deutscher  Städte  S  V-\Q.  —  Denkbar  ist  üljrig-cns  auch  in  diesen  Fäll^m. 
dafs  der  Vorschofs  zuiiiichst .  hoj  soincr  KiitHtelinnp^.  vor  der  eigent- 
Hclitfn  Steuer  erhöhet)  wurd  und  danach  benannt  wurde,  spiter  aber 

Sldcbzeitig  mit  der  Hauptsteuer  eingetrieben  ward  [nnter  Beibehaltung 
es  ursprünglichen  Namens]. 

«  Obf^n  S.  34. 

'  Chroniken  dfr  ninlersächsischen  Städte  l  8.  557.  —  Dotinar  und 
andere  Chroniaten  haben  diese  aufserordentliche  ßesteuerunp  mit  dem 
Be.<iuch  Kaiser  Karls  IV.  in  Lübeck  in  Verbindung  gebracht  und  deshalb 
ins  Jahr  1376  gesetst  Sie  erfolgte  aber  im  Jahre  1374  (Chroniken  I.  c. 
Anm.  3). 

*  L.U.B.  IV  S.  357  Anm.  1.  Detmar  sagt  statt  „ghelf  „de  mark 
to  vorschote*. 

»  Z.  H.  Wehrmann  Z.  Bd.  1  8.  268  and  Zanftrotlen  S.  40.  — 
Vgl.  Becker  r  S.  2S9;  Dittmrr.  Die  Iflb.  WasnermaUen.  h-  1867 

S.  21  und  Neue  Lüh.  Biätt^ir  1652  .S.  121. 

*  Schiller-Lübbeu  1.  c 
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like  Tholage  von  einem  jedem  geuordert  ein  mark 
Lübisch«'. 

Der  Vorschols  ist  somit  erst  im  Laute  der  Zeit  als  ein  be- 
sonderer IScbolä  entbtanden,  und  ist  dies  auch  immer  geblieben. 
In  einer  Urkunde  von  1399  hei£st  der  Schofs  die  tallia 
commanis,  der  Vorschob  die  tallia  precipue  debita'; 
im  VorBchofsregister  von  1411  ist  eingetragen:  de  oldedorpesche 
heft  vthgeuen  to  regten  schote  8  mr.^. 

Allerdings  trat  msofern  ein  Wandel  ein,  als  der  Vorschofs 
vom  15.  Jahrhundert  an  dauernd  erhoben  wurde.  Aber  nur 
ein  Teil  der  Schofspflichtigen  brauchte  ihn  zu  zahlen.  Er 
hatte  nicht  den  Charakter  einer  Kopfsteuer.  i)aa  ergibt  eine 
groföe  Zahl  von  Erwägungen : 

1.  Seine  Höhe*.  Sie  betrug  in  der  Keg»*.l  -i  Jj,  5<cit  dem 
17.  Juluhuiulert  8  ^.  Dieser  Normals.itz  ist  zugleich  der 
Minimalsatz.  Der  Vorschofs  war  nur  nach  oben  beweglich. 
Kr  ist  vorübergehend  auf  1  t^,  2  /  und  (>  ^  erhöht  worden  ^ 
Schon  der  niedrigste  Sate,  4  ist  fUr  eine  ständige  Kopf- 
steuer reichlich  hoch|  denn  1  #  lub.^  das  Vierfache,  ist  in 
heutiger  Währung  etwa  20  Mark^.  Allerdings  sind  anläfslich 
der  TUrkensteuern  noch  hOhere  Kopfgelder  eingetrieben  ^. 
Aber  damals  handelte  es  sich  auch  um  Ausnahmen.  Noch 
weit  stärkere  Bedenken  erheben  »ich  gegen  den  Kopfgeld- 
charakter der  höheren  Sätze.  Man  vergleiche  nur  die  da- 
maligen Löhne  und  Gehälter.  Der  Jahreslohn  der  Perga- 
mentenmacher betrug  im  Maximum  8  /  ^.  Die  Goldschmiede- 
gesellcn  bekamen  wöchentlich  höchstens  8  J3f  also  im  Jahre 
höchstens  26  Bei  diesen  Löhnen  erscheint  es  völlig 


1  iiandr^chrit't  der  Lübecker  i^tadtbibliothck  S.  29.  Vgl.  oben 
8.  98  Anm.  5. 

2  L.IT.B.  IV  S.  775,  oben  S.  50  Anm.  4. 

.  '  r^or  X'orschor?  dieses  Jahres  IvrMiof  sich  auf  2  iiir. 

*  Kr  betrug  in  Braunschweig  2-^8  /S  (Ma(;k,  Fiuauzvtuw  ultiing 
S.  100;  Dürre,  Gescliichte  der  Stadt  Hr.  im  Mittelalter  8.  827/28),  in 
Hamburg  in  If  r  Regel  s'  ß  (Kämmereircchiinnfren  I  S.  LV ;  oollecta 
uflualia,  videlicet  Ö  to  vorschote),  aber  1499  2  ^  (ib.  VII  8.  XLVIIj, 
in  Rostock  gleichftJl»  gewöhnlich  8  aber  am  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts '24  ■?  (1  fl.).  Stendal  setzte  ihn  1285  nur  sn  1  an  (Zenmer 
8.  67  Anm.).  Auch  Nürnberp:  verlangte  in  der  R^^el  nur  1  /Sf  snweilen 
aber  1       das  Zwanzigfach c  (Sander  S. 

^  Vgl.  unten  sub  iX.  Wehr  mann  waren  o^e  Sätze  nur  som 
Teil  bekannt.  Daraus  erklärt  sieb,  dals  er  den  Torschob  eine  nur 
geringe  Ahgabr  nennt. 

*  Hashe,  Der  frühere  Alstcr-Trave-Kaual  M.  Heft  9  S.  114, 
auch  Schäfer,  Die  Hansestidte  und  König  Waldemar  von  Dänemark 
1879  S.  207/8. 

'  Vgl.  oben  S.  90  Aum,  1.  —  Rostock  erhob  1569  ein  „Houetgeld" 
▼on  den  Armen  sum  Betrage  von  6  /S.  Fast  die  Hälfte  aller  Ein- 
registrierten blieb  ee  echnldtg  (Paaeche  J.  f.  Nat  u.  Stat.  Bd.  89 

8.  a40/4^. 

*  Wehrmaun,  Zunftrollen  8.  120. 
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ausgeäcliloäsen,  dal'ä  jeder  ScLofspflichtigü  aucli  den  VorschoGi 
Bahlen  mulBte. 

2.  Seine  Elastizität  Eriit  das  beweglichere  Element 
im  gesamten  Schofs,  denn  er  flbertrifft  seine  Grundsiffer  um 

das  24 fache,  der  Schofs  die  seine  nur  um  das  12 fache ^ 
bat  also  bei  besonderer  Anspannung  der  Steuerkraft  der  Vor- 
scbofö,  der  die  individuellen  Vermögensumstände  aufser  acht 
liefs,  mehr  herhalten  müssen  als  der  eigentliche  Schofs.  Damit 
steht  aber  die  Annahme,  d.nfs  der  Vorschofs  eine  Kopfstouer 
war,  wenig  im  Einklang.  Jedenfalls  wäre  diese  Methode  der 
SteuerverteilunjG:  sehr  ungerecht  gewesen. 

3.  Die  Burgerschaft  hat  iuelniijaU  indirekte  Steuern 
(Aocisen,  Biersteuern)  abgelehnt  und  statt  ihrer  eine  Erhöhung 
▼on  Schofs  und  Vorschofs  verlangt*.  Auch  hiermit  lafst  sich 
der  Ropfsteuercharakter  des  letzteren  nicht  susammenreimen* 
Man  mUfste  denn  annehmen,  dafs  die  Gemeinde  die  Stener» 
Vorschläge  des  Rates  abgelehnt  bat»  weil  sie  zu  weni^ 
drückend  waren! 

4.  Wenn  der  Vorschofs  eine  allgemeine  Kopfsteuer  war, 
hätte  doch  jedermann  mindestens  seinen  Betrag,  4  zahlen 
mlissen.  Das  ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall.  Wie  die 
Schofsregister  ergehen,  haben  in  den  Jahren  HliO  til,  14r)l/62, 
1487/88  und  loOia  ;j4o<>,  2528,  ;i74i)  und  4592  Personen  offen 
Schofs  gezahlt.  Der  Steuerbetrag  bleibt  in  1719,  1387,  2316 
und  3190  Fällen  hinter  4  JS  zurück*  d.  b.  bei  50  ,  55  ,  62 
und  68<^/o«  der  Schosser.  Besten  Falls  hat  nur  die  Hälfte 
aller  Steuerzahler  den  Vorschofssatz  entrichtet. 

Man  konnte  einwenden,  der  Vorschofs  sei  besonders  re* 
gistriert  worden.  Das  ist  aber  nur  ausnahmsweise  geschehen, 
bei  besonderer  Höhe  des  Vorschosses,  z.  B.  1411  und  1415^. 
Für  letztere  Jahre  ist  ein  gröfseres  Heft  angelegt,  aber  nicht 
weitergeführt*. 

>  Vgl.  unten  nub  IX  nnd  oben  8.  95  AnnL  4. 

•  Z.  B.  1403,  1405  und  1410.  Vgl.  unten  ib. 

«  Unten  sub  Xf  und  XVIIL 

*  Dasselbe  fand  Doebner  in  den  Stadtrechuungeu  Uildesheim«. 
Auch  er  stellt  infolgedessen  in  Abrede,  dafs  der  Vorschofs  eine  all* 

femeine  Kopfsteuer  war  (U. TV  VI  S  U).  Das  ist  von  Huber  nicht 
erücksichtigt  worden.  Ebenso  bb  ibon  die  Kostocker  Schor^bcfräf^e 
hinter  dem  Vorschofs  zurück.  Vgl.  Meckl.  U.B.  XX  S.  412  ti.,  z.  a. 
S.  414  ,  416  ,  422  ,  424;  Stleda  S.  21;  Paasche  1.  c.  8.  831  und  361. 
P.  meint,  1594  habe  die  Br-timmunp,  jcdpr  «olb»  Vor-^t^inf-  zahl'u, 
nicht  gegolten.  Aber  auch  iu  anderen  Janrcu  zeii^t  äich  dasaelbe  Bild; 
-kleinere  Beträge  sind  unendlich  viel  häufiger-  fS.  3611  Der  Sftts  des 
Vorschosscs  wird  konstant  unterschritten.  Man  inufs  daher  annelunen, 
dafs  hier  wie  anderswo  rino  inkorrekte  Ausdrucksweise  vorbcfrt. 
Überall  ist  hinter  Jeder"  (oben  ä.  93)  einzuschalten:  „der  überhaupt 
Ymcbofs  zn  zaAilen  haf. 
^  Unten  sub  XI. 

^  Eins  ist  später  als  Ree  Imungsbuch  der  ^hofsheiren  benntst, 
ein  anderes  registriert  Zolleingunge. 
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Aus  diesem  Grunde  ötimiüeu  auch  die  Schorberträge 
nicht  mit  dem  Kop&teuercharakter  des  Vorschosses  überein. 
1502/3  X.  B.  haben  im  gansen  4592  Personen  offenen  Schofs 
gezahlt.  Hätten  sie  alle  den  Vorschofs  (4  ß)  erleffti  so  mttfote 
er  aUein  1148  ^  eingebracht  Iiaben.  Nun  sind  Uberhaupt 
1474  /  vereinnahmt.  Davon  entfallen  auf  den  offenen  Schofs 
986  Es  bleibt  also  gar  kein  Kaum  lUr  die  1148  ^  des 
VorschosHPs, 

5.  Endiii-li  ist  die  Zahl  drr  in  den  Vorse-hofsregistern 
t'] iif; 'tragen^'n  Personen  von  entscheidendem  Gewicht*.  Sie 
simi  zwar  alle  unvollständig,  aber  doch  vollständig  genug,  um 
über  den  Charakter  des  Vorschoases  Aufscblulö  zu  geben. 

Sie  verzeichnen  in  den  einzelnen  Bezicken 

Prima     Sekunda      Prima  Seknnda 
Travena    TiavMia  WakeDissa  Wakenissa 

14112:  ?  ?  ?  314 

1415«:  550*         ?  463*  257« 

zwischen  1506  tt.  1527  ^   ?  528  ?  323 

Personen.   Dagegen  enthält  das  allgemeine  Schofsregister 

1460/61:  936         970  864  686 

Schosser.  Das  zweite  Travenquartier  war  etwas  weniger  be- 
völkert als  das  erste.  Veimnschlagt  man  seine  Vorschosser 
fUr  1415  auf  500,  so  hätten  damals  im  ganzen  1770  Personen 
Vorschofs  gezahlt.  1400  Ol  schofsten  dagegen  3450  Personen. 
Das  sind  t:i>t  100 '^  o  mehr.  Es  ist  ganz  undenkbar,  dafs  die 
Bevölkerung  sich  in  di^'scn  45  Jahren  so  stark  vermehrt  hat. 
Denn  die  Gesamtheit  der  Schofszaliler nahm  z.  B.  von 
1460—1502,  in  einer  Kriedenszeit,  nur  um  etwa  11  ^/o  zu; 
sie  stieg  von  4320  auf  4^01  Personen*. 

'  Genaueres  über  sie  unten  snb  XI. 

-  Es  ist  überschrieben:  djt  is  dat  vnrMchot.  —  n?«-  kloinpren 
Strafseu  des  Quartiers  sind  2um  Teil  nicht  registriert,  venuutiicb,  weil 
dort  keine  Vorschofspflichtige  wolmteti. 

^  Es  ist  undatiert.  Die  Jahreszahl  erg^ibt  sich  aus  den  Namen  der 
rpgistriprton  Katsliorrcn.  Es  sind  15  Mitglieder  dfs  neuen  Kates 
(HUfe— 141tjj,  darunter  Bereut  Üii^t  liop,  der  erst  1415  liatsherr  wurde 
(T.  Melle,  OrQndl.  Naebricht  8.  5&-58). 

*  Dit  ys  sunt»'  pf  ters  vprdendel.  —  IC  mal  ist  der  Vermerk  „pneri" 
registriert.    Dafür  sind  je  zwei  Personen  gerechnet. 

*  Die  Aufschrift  ist  verwischt.  Vielleicht  handelt  es  sich  daher 
um  das  Register  des  2.  Travenquartier».  Für  7  „pueri"  sind  14  gerechnet. 

Suiite  Jacobs  verdt  ndel.  —  5  ^kinder"  —  10.  —  Einige  Male  sind 
liewoliiier  dea  2.  Travenquartier»  registriertf  z.  H.  in  der  oldenuere. 

*  Obige  Zahl  ergibt  sieh  ans  der  Anfläbrung  des  Heim  Tomas 
von  Wicken,  der  von  1506—1527  im  Kate  safs,  uDa  der  wedewe  Hinr. 
WestfiO«,  der  1505  starb  (v.  M.  llo,  S.  64  u.  66J, 

*  Die  heimlicli  zahlenden  eingesehlo^^seu. 

*  Ib  Augsburg  hob  sieb  allerdings  die  Ztibl  der  Steuermlcn  in 
56  Jahren,  v-ui  !-T08  bis  1554,  wm  54«/o  (Hartnnp .  Z.  f.  c  V  XIX 
8.  879).  Die  Zunahme  der  Lübecker  Sckosser  w&re  aber  in  {geringerer 
Zeit  doppelt  so  st&rk  gewesen! 

Fotseliungwk  XX]     -  B»rt  wiy.  7 
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Also  auch  dif  Zahlen  der  Vorächoöber  zeigen  ganz  klar, 
dafs  der  Vorschofs  nur  von  einem  Teil  der  Steuerpflichtigen 
entrichtet  ward. 

Aus  alle  dem  ergibt  sich  folgendes:  Ücr  Vorscbofs  war 
keine  allgemeine,  sondern  eine  partielle  Kopfsteuer. 
Nicht  wie  die  »Stiura  minor**  in  AugSDUiig  eine  Abgabe,  die 
▼on  allen,  ob  arm  oder  reich,  im  TOraus  au  erlegen  war^, 
nicht  dazu  bestimmt,  die  kleinen  Leute  zu  den  städtischen 
Lasten  heranzuziehen,  sondern  ein  Steueraufschlag  f^lr  die 
Wohlhabenderen.  Seiner  Verbindung  mit  dem  Schofs  liegt 
also  doch  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  Vermögenderen  stärker 
zu  belasten,  wie  Stieda  annalim aber  der  Vorscbofs 
bewirkt  die  Progression,  nicht  (br  iSchois.  Der  Vorseh^fs 
bedeutet  also  auch  nicht  eine  Abweichung  von  dem  Grund- 
satz das  Vermögen  ala  Malsstab  der  Steuerverteil uiig  zu  be- 
trachten'^, sondern  im  Gegenteil  eine  bessere  Durchführuug 
deBselben.  Und  weil  er  ein  Extrabeitrag  der  Reicheren  war, 
deshalb  zeigt  er  auch  die  gröfsere  Beweglichkeit^. 

c)  Eine  Zuschlagssteuer  der  Hauabeaitser. 

Ei  bleibt  noch  ttbrig  zu  ermitteln,  wer  als  vermögend 
und  damit  als  ▼orachofspntchtig  angesehen  wurde. 

Das  urkundliche  Material  gibt  darüber  keinen  hinreichenden 
Aufschlufs.  Detmar  berichtet ,  der  erste  Vorscbofs  von  1374 
sei  den  Ämtern  aufgelegt  worden'.  Damit  stimmt  übereinf 
dab  diese  den  Rat  um  firlafs  des  Vorschossei»  gebeten  haben*. 
Aber  Detmar  fkhrt  fort:  dit  was  der  menheit  towedderen^. 
Danach  wird  „Amt"*  nur  als  pars  pro  toto  gebraucht.  Auch 
Kegkman  berichtet,  dafs  die  Zulage  von  einem  jeden  ge- 


1)  Härtung,  Die  Augsburger  Zuachlagsteuer  von  H7d  in  Z.  1 
6.V.  XIX  S.  106  Q.  869.  Sie  belief  sieh  auf  00  4.  Vgl  oben  &  90 
Anm.  1. 

-  Oben  S.  92.  Über  Versuche  progressiver  Bestenerung  im  Mittel- 
alter vgl.  Bücher,  Festschrift  S.  120  und  oben  H.^S  Anm.  4.  Dabei 
ist  jedoch  zu  bedenken,  dafs  in  den  Jahrtn,  in  denen  auch  das  Ein« 
kfinnri' Ti  schofspflichti«^;  war.  und  zwar  zn  (Icrnsnlhen  Satz  wie  das  Ver- 
iDügeu,  eine  Progre»»ion  nach  unten  stattfand,  die  teüweis  die  nach 
oben  gehende  auznob. 

*  Zeumer  8.  90. 

*  Der  Vorscbofs  wird  fdeher  fiberall  dort ,  '*vo  er  hoch  bemcf>sen 
war,  oino  partielle  Kopfstonnr  gewesen  sein.  Hamburg  erhob  1499 
einen  solchen  von  2  J£  (oben  .S.  95  Anm.  4).  Der  Ertrag  beiief  sich  auf 
3550.^.  Kopproann  schliefst  daraus,  es  habe  damals  1775  schossende 
Bürger  gegeben.  Dieter  Sehhifs  ist  nicht  haltbar. 

»  Oben  S.  94. 

*  Ib.  I)ie  Bittschrift  fahrt  fort:  wente  de  neringhe  ia  snode  mdc 
kraock  vude  de  ammete  werdet  dar  sere  mede  vorderuef. 

'  Chroniken  I  S.  567. 
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fordert  ist'.  Stieda  meint,  man  Imbe  in  den  Ämtern  den 
kapitalkräftigeren  Teil  der  Bevölkeruüg  treffen  wollen  Aber 
clor  eigentliche  Wohlstand  befand  sich  doch  bei  den  Kauf  leuten. 

Mehr  ergibt  das  »Sch  iisni;iri(lat  von  1410.  Es  bestimmt: 
Vortmer  de  ghenne,  de  iu  eiier  ^ameden  were  sitten  vnde  dar 
en  islik  persone  vt  der  were  heft  vyfhundert  mark 
▼nde  dar  enboaen,  en  jewelik  yan  den  peraoneu  schal  dit 
jar  Torseliot  gheaen".   Eine  samede  were,  d.  h.  eine  un- 

feteüte  Erben gemeinscbaflt  (sie  besteht  zwischen  Kindern  und 
em  Überlebenden  Elternteil  und  zwischen  Geschwistern)^ 
war  in  der  Regel  nur  einmal  schofspflichtig  ^.  Dieses  Mal 
sollten  alle  Miterben,  deren  Anteil  5ijo  ^  und  mehr  betrug, 
den  Vorschof«  besonders  entrichten. 

Aber  diese  Summe  kann  nicht  allgemeine  Grenze  der 
Vorschofspflicht  gewesen  «ein.  Sie  stellt  für  die  damalige  Zeit 
einen  sehr  bedeutenden  Betrag  dar.  Und  im  Vergleich  dazu 
ist  die  Zahl  derer,  die  Vorschofs  zahlen,  zu  hoch.  Die  500  t 
kommen  nur  fklr  die  G^lleder  einer  ungeteilten  Erbengemein- 
achaHt  in  Betracht 

Es  gilt  also  die  Vorschofspflichtigen  aaf  andere  Weise 
absugrenzen. 

Nach  einer  Vermutauff  Doebners  braachte  der  Hildes- 
heimer Vorschofs  nur  von  denen  bezahlt  zu  werden,  die  „vollen 
Schofs"  erlegten,  d.  h.  mindestens  einen  dem  VorschofsHxum 
gleichkommenden  Betragt.  Nimmt  man  dasselbe  filr  Lübeck 
an,  80  ergibt  sich  folgendes: 

,  .  Dann    entsprach    dem  • 

Es  betrug:  VoMchofa  '"^^^hofs  „volleu"  Sehofs  ein  Ver- 

mBgen  von: 

1410 :      2  ^     4  4  von  der  /  Silb.  (96  f  Silb.  =  1 92  Jl^  Pf. 

141017:  1  /  2  4 

1450  ff.:   4  ß  V2 

1403  4:    Aß      2  4'          -  24  /  Silb.  =  48  /  Pf. 

1407/8:    Ö  ^  8     von  100  /  1200  ^  Pf.^ 

Die  Berechnung  ergibt  sehr  verschiedene  Resoltate,  die 
kaum  zutreffend  sein  dürften.  Nicht  weil  die  Grenze  zwischen 
Schofs  und  Vorschofs  gleitend  ist   Das  ist  wohl  mOglich. 

>  Oben  8.  9d. 

*  fl.a.BL  1886  s.  loa 

«  L.U  B.  V  S.  878/79. 

4  P  au  Ii   AT^handlungen  ans  dem  lab.  Recht  II  8. 9  u.  III  8. 110  ff. 

»  Vgl.  obuu  S.  47. 

•  Eine  Hildesheimer  Ratswillkfir  von  1967  befreit  s&mtUehe  Dienst- 
boten vorn  Vorschofs.  Auch  die,  welche  über  10  ^  b' ^itznn,  »ollen  nur 
Schof«  zahlen.  Doebner  foljrprt  aus  diesem  Hcdientenprivilof^,  dafs  die 
allgemeine  Vor8chof8pfli<  ht  bei  10  begann.  10  ^  ist  uämlich  ein  Ver- 
mögen, das  einen  dem  Vorechofsfixum  gleicbkommenden  Betrsg  als 
Schofs  zahlen  mufsto  I  B.  der  Stadt  H.  VI  8.  LI). 

^  Vgl.  unten  sub  iX. 

7» 
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Sondern  weil  die  oben  berechneten  Sätze  zu  ftehr  yoneinander 

abweichen. 

Stieda  vertritt  die  Ansicht,  der  VorscLofs  sei  wegen  der 
alltäglichen  Bedarfsgegenstände  entrichtet  worden.  Sie  harmo- 
nierte mit  seiner  Auffassung  vom  Vorschofs  als  einer  all- 
gemeinen Kopfsteuer'.  Wenn  er  dies  nun  nicht  ist,  ruft 
sein  angeblicbes  Objekt  Bedenken  henror.  Die  Rostocker 
Schofsordnung  zwingt  aber  gar  nicht  zur  AnniJime  der 
Stiedaschen  Interpretation.  Sie  bestimmt:  dat  (das  gewöhn- 
liche ingedrtmpte)  entfryet  eyn  islick  mit  dem  vorscliate^.  Das 
soll  heifsen :  das  macht  jeder  mit  dem  VorschoFs  frei.  Oe- 
wöhnlioli  waren  die  HausgerJlte  nicht  steuerpflichtig^.  Anders 
in  Kostoek.  Wer  aber  Vurschofs  zahlte,  bei  dem  wurde  es 
80  angeselien,  als  ob  sie  durch  den  Vorschofs  bereits  verteuert 
seien ;  er  konnte  sie  bei  dem  eigentlichen  Sehofs  aul^er  Ausatz 
lassen.  Der  Vorschofs  war  in  Rostock  besonders  hoch*. 
Daher  wurden  die  Vorschofsaahler  in  Ansehung  des  ingedOmpte 
entlastet 

Diese  AnfESsssung  wird  dadurch  bestätigt,  dafs  die  gaaie 
Ordnung  nur  vom  eigentlichen  Schofs  handelt  Sie  gibt  gar 
keine  Vorschriften  Uber  die  Höhe  des  Vorschosses. 

Auch  wenn  der  Vorschofs  aber  von  der  fahrenden  Habe 

entrichtet  sein  sollte,  dürfte  diese  Tatsache  nicht  verallgemeinert 
werden.  Nirgends  ist  d.ns  gleiche  überliefert  Der  Kostocker 
Vorschofs  bleibt  eine  lokale  Besonderheit. 

In  einigen  Städten  ist  die  Grundlage  d^s  Vorsehosses 
klar  beschrieben.  Stendal  fordert  „solidum  de  mensa  vel 
amplius  de  ante  dando,  quod  vulgo  bonat  vorscoth"  ^.  Jastrow 
erzählt  von  den  Städten  Brandenburgs*:  „Bevor  man  diese 
allgemeine  Steuer  (den  Schofs)  erhob,  wurden  aber  die 
Hausbesitcer  mit  einem  bestimmten  Prosentsals  vorweg 
herangeaogen ;  dies  scheint  ursprünglich  den  Charakter  einer 
vollen  Doppelbesteuerung  getragen  au  haben,  so  dafs 
der  Hausbesitser  sein  ganzes  Vermögen  (auch  Mobilien 
und  Geldeswert)  zweimal  versteuern  sollte.  Schon  früh  aber 
nahm  dieser  Extrabeitrag  der  Hansbesitzer  den  Cha- 
rakter einer  blnfsen  Grundsteuer  an;  mnn  sfliMtztt'  jede 
Ft' u  •  rstelle  ab  und  erhol)  von  ihr  zunächst  einen  ent- 
sprechenden Beitrag.  Hinterher  veranlagte  man  das  ganze 
Vermögen  ....  Jene  Grundsteuer  hiefs  „Vorschofs'  oder 


1  Oben  S.  98. 

*  Beiträge  zur  Geschichte  der  Stadt  R.  II,  3  &  12* 
3  Oben  49. 

«  Vgl.  oben  S.  95  Anin.  4. 

*  Zeumer  S.  67  Anm.  6.  Der  Sinn  ist  nicht  Usf.  Wabfscheialieb 

ist  die  Familie  (Tischgenossenscbaft)  gemeint. 

*  Volkdzahl  deutscher  St&dte  S.  130. 
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„  e  u  e  r  s  c  h  ofs  .  .  weil  man  sie  vor  der  allgemeinen  vor- 
weg otier  von  der  Feuersielle  erhob",  Bremen  erhob  1524 
einon  Schofs  „van  elkere  Mark  1  zuaren  unde  Mark  to 
Vorschate  vom  lluse,  unde  van  der  Bude  8  grote. 
Waned  ock  we  in  Keller  edder  Buden,  unde  syn  gud  aver 
100  Mark  sewerd  ys,  gyfft  to  Vonchole  Vt  Mark"^  1540 
wird  aus  dmelbea  Stadt  berichtat:  „Up  Begehr  des 
Rahdes  gaff  de  gantze  Gemeinheit  veerfoldige  Schattioge,  van 
einer  Bremer  Mark  veer  Schwären.  Jder  Hufs  aver  de 
gantze  Stadt  tho  Vorschatte  twe  Bremer  Mark,  unde  de 
Keller  und  Boden  eine  Mfirk-."  Das  süddeutsche  Analogon 
de«  Vorschosses  endlich,  der  Herdschilling,  eine  feste  Abgabe 
von  fl.  (=  12  ^  =  4,20M.)^,  war  eine  Hauslialtungs- 
oder  Familiensteuer*,  traf  nur  den,  der  einen  eig:enftn 
Rauch  hatte.  Die  Kostgänger,  das  Gesinde,  die  Gäste  und 
die  abwesenden  BUrger  blieben  von  ihm  verschont'^. 

Die  Beispiele  ergeben,  daCs  das  Fixum,  welches  die  Stadt 
neben  der  Hauptsteuer  erhob,  eine  Familiensteuer  oder  ein 
£xtrabeitrag  der  Hausbesitser  war. 

Der  Lübecker  Vorschofs  war  keine  Herdsteuer.  Es  gab 
dort  einen  besonderen  Feuerstellenschofs.  Der  Vorschofs  traf 
zudem  auch  die  „Gäste"  die  doch  in  Aer  Stadt  keinen  eigenen 
Rauch  hatten.  Er  wirri  aber  ein  KxtrabeitraG:  <\pr  Haus- 
besitzer ii-ewesen  sein.  Positive  Beweise  lassen  sich  allerdings 
nur  wenig  erbringen.  In  den  Vorschofsregistern  ist  zuweilen 
neben  zwei  Personen  vermerkt:  in  enem  huse.  Der  Ver- 
merk deutet  darauf  hin,  dafs  nur  ein  Vorschofs  gezahlt 
werden  sollte.  Als  die  Stadt  im  16.  Jahrhandert  des  öfleren 
Tarkensteuem  erhob,  lagen  die  Steuerfixa  (yom  Kopfgeld  ab- 
gesehen) auf  Häusern.   Es  mulsten  s.  B.  zahlen: 

Hlnser    Baden  Keller 

1540:  1  #      S  ß      i  jS 

1544  n.  1549  :      2  /      1  /  8 

Es  scheint,  als  wenn  diesmal  der  Eztrabeitrag  der  Haus- 
besitser klassifisiert  wurde*,  denn  die  Eztrasteuem  pflegten 
keine  steuertechnischen  Neubildungen  zu  sein. 


'  Idiotieon  Bremense  Teil  6  S. 

•  Ib.  Teil  4  8.  680. 

^  Sie  wurde  in  Frankfurt  (Anm.  4)  und  Mainz  (Ohromken  der 
mitteirheinischPTi  Städto  XVIII  Al)t.  2  8.  erhoben. 

♦  Bücher,  Fetitj»chrift  i>.  125. 
Ib.  S.  126. 

e  Vgl.  oben  S.  31. 

'  Becker,  Umständl.  Gescliichte  II  S.  U516;  Kirchriiig  uiid 
Müller,  Compendium  Hiatoriae  Lubecensis  (1677)  S.  223;  femer  Neue 
Lfib.  Blätter  ifeO  8.  32,  1862  S.  72. 

"  Im  17.  Jahrhundert  wurde  neben  dem  Vocachofsfixum  ein 
prozentualer  Uauaschofs  erhoben. 
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•  Vielleicht  hat  auch^  wie  in  Bremen,  dab  mobile  Ver- 
mOgeD  von  einer  bestimmten  Höhe  an  Vorächofs  zahlen 
mttsMn, 

Der  Vorschofs  wird  alao  bestimmte  Vermögens* 
teile  und  Vermögensgröfsen  getroffen  haben.  Ob  er 
aber  alle  Hausbesitter  traf  oder  nur  den  wohlhabenderen 
Teil,  wo  die  Grenze  swischen  gewöhnlichem  Schofs  und  Vor- 
schofs  lag,  ob  sie  fest  oder  gleitend  war,  lälst  sich  nicht 
sagen. 

Der  Vorschofs  war  ein  Fixum.  Da  nicht  alle  Vorsehofs- 
pflichtigen  gleich  bemittelt  waren,  bedeutete  die  Erhebung  des 
gleichen  Betrages  eine  stärkere  Belastung  der  minder  Wohl- 
habenden« Im  allgemeinen  wurde  dies  aufser  acht  gelaäseu. 
Nur  die  beiden  Male,  als  der  Vorschars  6  /  betrag,  ist  auf 
die  Leistnngsfithigkeit  Rfloksicht  genommen. 

1403  wurde  ausdrücklich  betont,  nnr  der  Bürger,  ,de  it 
Yormochte'*,  sollte  ihn  zahlen Die  Vorschofsregister  Ton  1415 
aerfallen  in  zwei Rabriken :  L  Dyt  sint,  de  ere  vulle  vor- 
schot  heben  geuen.    2.  Dit  sint  de  nen  wul  vorscot  gbe 
gheuen  hebben.    In  den  einzelnen  Bezirken  entfallen  auf 
Rubrik  1:       395      ?      314  178 
Rubrik  2:       ITki       ?       149  t>«« 
Personen.  Die  Zahlen  «ind  zu  berichtigen.   Es  sind  in  Rubrik 

1:  4       ?  (5  1 

Personen  eingetragen,  die  weniger  als  Ü  /  aahlen,  dagegen 
in  snnte  jacons  verdendel  anter  der  aweiten  Rubrik  48  Per- 
sonen, die  6  ^  geben.  Es  ergeben  sich  also  flttr: 
Rubrik  1:      391      ?      308  225 
Rubrik  2:       159      ?       155  19 
Personen.    Demnach  zahlten  924  Personen  vollen  Vorschofc, 
333  lieferten  nur  Betrttge  zwischen  4  ß  und  6  ^  ab'  ^. 

8.  Der  FeuersteUensohors. 

Endlich  erhob  die  iStadt  noch  einen  besonderen  Feuer- 
stellenschofs.  Eine  Abrechnung  aus  dem  Jahre  1460 
gibt  an: 


'  rhroniken  der  niedcrsächBischen  Städte  HR  —  Aach  Bremen 
bestiuiuite  1642:  de  arinoet  im  VorschHte  ua  nodbederff  to  ver- 
sehonende (Idioticon  Bremense  Teil  6  &  288X 

*  Diese  Rubrik  ist  fibefBcbrieben:  Dit  is  dat  na  scot.  —  13  Per» 

«onen  sind  wpp^'pln'^RPn,  11,  weil  aio  durch  den  Zusatz  „is  nen  borger" 
ausgeschaltet  »iud,  2  weitere,  weil  der  Registerführer  bei  ihnen  ver- 
mem  bat:  disse  en  wilt  nyn  vorsehot  gheuen. 

*  Von  ihnen  sshlen:  5-6  Jf:!?     2-3  Jf:65  4— 8  >9:9 

4-5l':t«      l-2j:82        ?  5 
3—4^:81  8/?-l/::3G 

«  Mit  Einführung  des  prosentualen  Hausschosses  wurde  eine  gleich- 
mifsige  Belastung  hergestellt. 


Digitized  by  Googl 


XXI 6.  loa 

Prima  Travena  Mh'  XXli 

Secunda  Travena    ....    IX^'  XC 
Prima  Waknissa     ....    MC  XCVII 
Secunda  U  aknissa  ....  LXXVl. 
Sonuna  V»  Ule  LXXXY  rarstede  ane  de  raet  ynde 
prestere. 

Summa  na  wane  Torslagen,  des  jars  elk  vurstede 

dortein  werffe,  tor  tid  twe  penninge.  Summa  voralagan 
op  VIc  mark  vnde  LXXX  mark*. 

Danach  mufste  jede  Feuerstelle  13 mal  im  Jahre,  alle 
vier  Wochen,    2   Pfennige,  also  im  ganzen  2<>  Pfennige 

(2  Schillinge  2  l'tennige)  geben. 

Aus  dem  Jahre  1511  sind  Steuerregister  erliaiten die 
sich  nicht  genau  bestimmen  lassen,  aber  tür  den  Feuer- 
stellenschofs  bestimmt  gewesen  zu  sein  scheinen.  Hinter  den 
Namen  sind  durchweg  13  Striche  eingetragen  (in  folgender  Form : 

^^FT")'  entsprechen  gerade  der  Zahl  der  Zahlungs- 
termine. Die  Register  wurden  das  ganze  Jahr  hindurch  ge- 
braucht Daher  finden  sich  viele  Änderungen  in  ihnen.  Sie 
registrieren  anfilnglich: 

Prima  Trarena  Secanda  Wakenissa 

710  045  Personen. 

£s  kommen  im  Laufe  des  Jahres   179      und      97  hinzu. 

während  53       und      48  gestrichen 

sind.  Die  Zahl  bleibt  hinter  obigem  Voranschlag  nicht  un- 
bedeutend zurück. 

Der  Oesamtschüfs  war  demnach  eine  kunstvolle  Pyraaude. 

Das  Fundament  war  der  eigentliche  Schofsi  im 
Prinsip  von  allen  au  entrichten.  Den  ersten  Anfsata  bildete 
der  Feuerstellenschofs,  ein  Zuschlag  für  alle,  die  eine 
eieene  Feuerstelle  hatten.  Die  Spitze  nahm  der  Vor- 
schofs  ein,  £r  traf  die  Hausbesitser,  vielleicht  auch 
die  Vermögenderen. 


»  L.U  B.  IX  Nr.  914  S.  948'49.  Die  Addition  ergibt  richtig  729  J( 
S^fi  ß.  Vi«') leicht  wurde  beim  VoraoBchlag  schon  der  ausfallende  Betrag 
in  Keckiuuug  gezogen. 

•  Vgl,  onten  soh  XL 
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IX.  Die  Höhe  de^  Sehossed. 


1*  SohofsaatK. 

Die  Höbe  des  Schosses  wurde  jährlich  in  der  Burspnike 
▼erkündet 

Aber  nur  der  VorschofS)  der  für  aUe  gleich  hoch  war, 

konnte  unmittelbar  bekannt  gegeben  werden.  Bei  dem 
eigentlichen  Schofs,  der  die  Bevölkerung  nach  ihrem  Vermögen 
traf,  niufste  man  sieh  mit  der  Angabe  des  auf  die  Steuer* 
einheit  eottallenden  Betrages  begnügen. 

Steuereinheit,  d.  h.  der  bestimmte  gesetzliche  Kin- 
heitswen,  nach  welchem  der  Schofssatz  alä  Q,uotc  normiert 
wurde*,  war  die  Hark  Silber*  (marca  «xaminata,  pura). 
Nach  ihr  wurde  der  Scholssata  in  Pfennigen  festgesetzt. 
Kor  wenn  er  den  Bruchteil  eines  Pfennigs  ausgemacht  hätte, 
wurden  2  /  Silber  zur  Steuereinheit  genommen. 

Der  Satz  für  den  eigentlichen  Schofs  war  ein  einheit« 
lieber,  gleich  hoch  fUr  alle  Vermögensgröfsen  und  Vermögens- 
teile^. AIkt  ebenso  wie  der  Satz  für  den  Vorschofs  ver- 
schieden hoch  für  verschiedene  Zeiten. 

Ea  wurden  jirrfordiirt: 


*  Wagner  im  H.  d.  ^Ut  ök.  III  S.  258. 
Sil'  war  die  allgememe  Rechnnngaeinhflit, 

^  Oben  S.  47 

*  Ob  dieser  Vorschofs  erhobeu  wurde Nach  De t mar  wurde 
den  Ämtern  auf  ihre  Bitte ,  „dat  man  en  wolde  togeven  de  mark  to 

vorschotc"  vom  R;it  zur  Antwort  gegeben,  „riat  so  weren  entwidet 
erer  bedc"  iChroniken  der  niedersiichsiachen  Städte  I  S.  5571  Da^egpn 
berichtet  Kegkman,  dafs  die.  liür^ergemcinde  nach  aufän^'lichem 
Widerstreben  «willichhckcn  de  schatinge  und  tholage  der  mark 
lübip(  b  iiigcnimet"  (Handschrift  der  Lübecker  Stadtbihüothck  S.  29; 
Vgl.  auch  Kirchring  und  Müller,  Compendium  liiatoriae  Lübe- 
censifl  S.  41). 

*  lata  fuit  talUa,  quando  dabantur  quatuor  denarü  de  marca 
Sfgenti,  anno  üomini  MCCCLXXVI  (L.U.H.  IV  S.  357). 

*  Chroniken  II  S.  3ab  Anm.  .1  a.  408 ;  L.U.B.  V  S.  153.  Eeimar 


1374/5 : 
1875(5: 

im  4: 


Vorschofs 


1  / 
? 


Schofs 


4  4  ^  Silber 

8  JJ  von  100  Pf.« 
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Vorsehofo 

1404/5  (5/G) 

:  ? 

ü  4 

von 

der  /  Silber» 

1405/Ö : 

6  / 

von 

1 00  /  Pf.  « 

1407/8: 

4  ß 

2  ^ 

von 

der  /  Silber* 

1410/11: 

2  # 

4  ^ 

von 

der  ^  Silber* 

1415/16: 

6  ^ 

?• 

1416/?: 

1  1* 

▼00 

der  ^  Silber  • 

1450  ff.: 

4  j(? 

von 

2  ^  Silber' 

ino:  8: 

? 

2  ^ 

YOD 

der  /  Silber® 

1515—20: 

4  ^ 

von 

2  /  Silber» 

1529/30: 

? 

8  .ff 

von 

100  #  Pf.  '0 

1532  ff.: 

? 

l  / 

von 

lÜO  /  Pf.»» 

Kock  lierichtet  nur  von  deu  6^  V'orschofs  (Grautoff,  Die  lübecki- 
tehen  Chroniken  II  S.  618).  Im  L.U.B.  I.  cit.  ist  in  einer  Anmerkung 
gesagt,  im  IMfinuHkript  stehe  6  ^  :  '"^  alx  t  nf!'nibar  6  zu  lesen. 
&ie8e  Annahme  ist  unricktig.  Gkimeint  iat  der  Voraekofs,  der  nie  unter 
4  ß  gesunken  ist. 

*  Genau  läfst  sich  Erhebungsjahr  nicht  feststellen,  es  liegt 
aber  zwischen  1403  und  1406.  Im  letzteren  Jahr<^  rirhtctfin  di«'  Rür^^or 
eine  Beschwerdeschrift  an  den  Hat.  In  ihr  heifi^t  es  unter  anderem : 
Item  iklso  gi  ghekundighet  hadden  van  der  Ionen  (vgl.  oben  8.  0) 
VI  penning  to'schote ,  dar  de  menheyt  V7  volgaftich  ane  wart  orome  ere 
ynde  endracht  willen  der  stat .  .  .  fL.U.B.  V  8.  153;  Chroniken  der 
nieders&chsich.  St&dte  II  S.  407  Nr.  8). 

*  Der  alte  Rat  scheint  den  Vorschofs  von  6  #  zweimal  erhoben 
zu  haben.  Die  eben  zitierte  Be.'^cliwcrtlf'-rlirift  fährt  fort:  It  m  da  de 
borgher  des  myt  iv  encs  worden  to  sunto  Katcrincn  ,  dat  se  ghingen 
vnder  de  VI  mark  vnde  van  C  marken  acht  schill  .  .  .  (L.U.B.  1.  c). 
Hiermit  scheint  nicht  der  Steuersatz  des  Jahres  1408  gemeint  an  sein, 
denn  Reimar  Kock  berichtet,  (iMf-  ;\oi^on  piTi<>r  FVlidc  do  ander 
Handlung  der  Schattinge*'  bis  zum  Jakre  1405  liegen  blieb  und  dafs 
1^  die  „Sostigen*'  (vgl.  unten  snbS)  jede  neue  Steuer  ablehnten,  „de- 
wile  vor  einem  Jhare  hobbnn  ider  Borger  soss  SCark  geven  motcDn* 
(Grantoff  S.  619  und  683;  Becker  I  S.  ?.m. 

*  Die  Erhebung  dieses  Schosses  fällt  in  die  Zeit  zwischen  den 
Beschwerdesehriften  von  1406  und  1408  (L.Ü.B.  V  S.  158  und  185). 

*  Twe  mark  to  vorscliote  vnde  veer  [lenninghe  van  der  mark 
sUuers  (L.U.B.  V  8.  :i7b).    Dcdgleicbeu  nach  dem  Vorschofaregister. 

^  Nach  dem  Vorschofsregister, 

*  £ne  mark  to  vorschotc  vnde  twe  penninge  van  der  mark  snloers 

vppe  beleghelikr  tijd  (L.U.H.  V  S.  648). 

Veer  sckiüingo  to  vorsckote  vnde  van  twen  marken  suluera  enen 
penningk  (L.U.B.  IX  S.  960;  ebenso  in  den  Burspraken  von  1451, 
1454,  56-58,  1460-63,  65,  66  etc.). 

*  Hacii,  AuH  Faul  Frenckings  älte.stem  Te.stamentsbuche  in  Z. 
Bd.  6  8.  4d7:  vor  de  m  1  wytte  (-=  4  ^^j.  Zweifellos  ist  die  ^  ijilb. 
gemeint. 

9  Nacli  der  ßursprake  Petri  dieser  Jahre. 

»0  Hach  S.  461. 

"  Ib.  S.  4ü2,  auch  Kantuiereirechnuugcn  der  Stadt  llaniLinry;  V 
S.  47").  Dieser  sog.  „hundertste  Penninck**  ist  auch  1535  (ib.  S.  «8), 
l.>47  iM.  lieft  4  S.  64)  und^  1563  (Heft  8  8.  127  fl')  erhoben.  Er  kommt 
aber  schon  1529  ;iO  nicht  im  Ertrag  des  Schosses  zum  Ausdruck.  Der 
hnndert«te  Pfennig,  die  derzeitige  Bezeichnung  für  l'*/©  (vgl.  M.  Heft  5 
S.  32  Anm.  und  fQr  Rostock  Paasch e  J.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  39 
S.  340),  ist  nichts  anderes  ab  ein  l®^iger  Schofs.  £r  scheint  aber 
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Der  Korinalsatz  der  älteren  Zeit  war:  4  ß  Vorschors 
und  2  von  der  ^  Silber  ^  seit  1450:  4  ß  Vorschols  und 
1  von  der  ^  Silber^.  Letzterer  stellt  deu  Alinimalsatz 
dar.  Der  Vonchofs  hat  ihn  um  das  24  fache,  der  Seholis  nur 
um  das  12  fache  ttbersehrttten. 

In  mancher  Stadt  standen  Vorschois  und  Schols  in  festem 
Verhttltnis  8U  einander.  Ersterer  belief  sich  auf  ebensoviel 
Schillinge  wie  letzterer  Pfennige  betrug*;  sein  Fixum  war 

12  mal  80  hoch  wie  die  Grundziffer  des  Schosses.  Derartige  Rela* 
tionen  sind  aber  nicht  allgemein^.  In  Lübeck  z.  B.  ist  von 
einer  festen  Verhältniszahl  zwischen  Sehofs  und  Vorschofs 
keine  Rede.  Der  Kormalsatz  der  älteren  Zeit  enthält  die 
Relation  1:24,  der  der  spateren  1  :  48.  1410^11  ist  das  Ver- 
hältnis von  Schofs  und  Vorschofs  gar  wie  l:9f)*. 

Der  Schofs^atz  betindet  sich  seit  W'MS  in  ständigem  Rück- 
gang. Er  ist  aufser  den  angegebenen  Jahren  noch  143t>  und 
144:^  herabgreaetzt.  Das  ergibt  der  Ausfall  im  Ertrag*.  Wie 
grofö  der  xsachlartj  ziffernmäfsig  war,  ist  nicht  überliefert. 
iHe  deraeitige  Steuerpolitik  war  durch  eine  gtlnstigt  Finanz- 
lage' bedingt  ^ 


»elbständig  neben  dm  Schofs  erhoben,  jedenfalls  .«elbstiindig  neben  nun 
verwaltet  zu  sein.  Die  besondere  Verwaltung  betrat  auch  die  Ver- 
•tugabmig.  Denn  sein  Ertrag  ist  in  den  RfamneFeibdehein  ni^endi 
verzeichnet  1<547  vereinbarte  der  Bat  mit  Kordt  Kester:  ,viuid  oewile 
be  dem  Erbam  Rade  etüch  jar  ««  bot  vnd  den  hiindersten  pennjuck 
scbuldich  gewesenn,  schall  omu  äod&nes  hirmit  ock  nagegeuen  sjn'' 
fM.  Heft  4  S.  64).  Aucb  dieser  WorÜant  spricht  für  eine  getrennte 
BeliKndhing  beidrr  Steuern.  Damals  wurde  es  üblich,  statt  die  eine 
Steuer  zu  erhöhen,  eine  zweite  gleicher  Art  7.\\  erheben. 

Der  nomiale  Vorachors  wurde  im  Anfang  des  16.  JahrhunJerU 
Htändig  auf  8  fi  €rh6ht  Er  betrag  1M2  2  Jf,  1618  1  ^  (Z.  Bd.  2 
8.  268-60)- 

1  Chroniken  Ii  408;  Wehrmanu  H.U.Bi.  1878  S.  126;  Kopp- 
mann in  d.  Beitrigen  s.  Geschichte  Roetoeks  1.  e. 

*  Im  17.  Jahrhundert  belief  sich  der  Normalsatz  auf  8  ß  und  2*/tt 
(Z.  Bd.  2  S.  258-60:  Noiie  Lub.  Blätter  IHV.^  S  121 1  Der  Satz  iflt 
höher  als  der  frühere ;  dcuu  1       von  der  /  Silber  sind  nur  1,8 ^/or. 

*  Z.  B.  in  BrannBcbweig  (Chroniken  der  deutschen  Stidte  YI 
S.  187  Nr.  2;  Mark,  Finanzvcrwaltung  S.  100);  Hannover  (Bilder  ans 
Hannovers  Vergangenheit  8.  50);  HiideHhrim  fÜ.B.  VI  8.  LI)  etC. 

^  Stieda  nimmt  diea  au  (btfidt.  Finuuzeu  S.  18/19). 
^  Auch  in  Rostoek  verhielten  ncli  8cbo&  (1       und  Vonchofii 
(8  ß)  wie  1 :96  (Kopp mann  1.  ci 

*  Vgl.  unten  sub  XVIII. 
»  V^l.  unten  sub  XIX. 

"  Hierbei  ist  aber  xn  bedenken,  defii,  wie  eben  erwähnt,  im 

16  lahrhnnderf  finf^  System  der  impöt  unique  aufgegeben  ward.  Anno 
151U  int  der  va^ten  schach  ene  boleuinghe  van  deme  ersamen  rade  vnd 
der  gannson  gemenbejt  der  «tat  Inb.,  oat  vmme  wedder  to  stände  der 

groten  auerlals  des  kcninges  to  denremarken  eyn  iHlIek  man  ock  wedewen 

vnd  vnmundiggc  kinder  (vgl.  oben  ^.  24)  nunnner  buten  boscheden  sal 
vpbringen  bj  synem  eede  van  itsiikeu  dusent  ^  4  ^  lub.  an  gudem 
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2.  Sehoreeliüielt. 

Sdiofaeinheit  und  Schofsaats  lassen  sumeist  nicht  ohne 
weiteres  die  prosentiude  Belastung  der  Steuersahler  erkennen. 
Denn  die  Mark  Silber  oder  fein  war  nur  eine  Rechnung 
inttnze.  Sie  wurde  nur  rechnerisch  io  16  jS  au  12  ^  ein^ 
geteilt,  nicht  geprägt'.  Neben  ihr  gab  eine  Mark  ge- 
münzten Silbers,  eine  Zahlmark ,  die  Mark  Pfennige^ 
die  glelelifalh  in  1<>  /i"  zu  12  zerfiel.  Aber  auch  sie  ge- 
langte bis  zum  Bet^nnii  dea  16.  Jahrhunderts  mir  in  Teil  stücken 
(Schillingen  und  Pfennigen  das  gröfsto  war  der  lioppel- 
schilling)  zur  Ausprägung.  Die  ersten  silberuen  Markstücke 
wurden  1500  gemlinzt* 

Die  Mark  Silber  und  Mark  Pfennig  waren  also  beide 
„kein  besonderes  Gepräge,  sondern  es  ward  damit  ein  gewisses 
Gewicht  oder  eine  gewisse  Zahl  verschiedener  kleiner 
Geldsorten  angedeatet*^ K 

Auch  diese  Angaben  ermöglichen  noch  nicht  die  Be- 
rechnang  der  nrozentualen  Hohe  des  Schosses;  denn  der 
Mtinzfafi  war  alle  paar  Jahre  ein  anderer. 

Anfänglich  kamen  anf  die  ^  Silber  2  ^  Pf.       32  M 

=  384  Aber  bald  verschlechterte  sich,  da  der  Silberpreis 

sti^,  die  Währung  in  Schrot  (Schwere)  und  Korn  (Feinsilber- 


gelde  iBÜk  mante  ....  vnn  dat  botengende  rp  letare.  Die  Steuer 
wurde  auch  Doch  1511  erhoben.  1510  erbrachte  sie  18843  ^  9  /-i.  1525 
zahlte  Hamburg  120  ^  (96  ^)  ad  contributionem  rei  bellica  de 
estiinacione  domiu,  quam  etvitss  babefc  in  Labeek.  Der  gewölmliehe 
Scbof«  belipf  pioli  auf  2  /.  1532  wurden  noch  ad  eontributioiipm  rei 
bollice  .  .  .  restantia  de  anno  25  10  ^  (8  ^.l  nachbezahlt.  In  dem- 
selben Jahre  zahlte  die  Stadt  nebcu  dem  Schofs  von  1%  24  ^  ad 
contributionem  rei  bellice.  Die  gleiebs Smnme,  24/?,  war  bereits 
1531  gegeben.  1533  gab  Hamburg  pro  taxa  domns  nd  u^nm  fjuerre 
und  ad  taxam  de  boda  ad  guerram  je  24  ß  (KämmereirechnuiigeD 
der  Stadt  H.  V  S.  276,  475  und  5Un^  Alle  die  so  eingehenden 
Hehrhetrige  wurden  dureli  sd  hoc  gebildete  Behörden  Tereinnahint  and 
▼enmsgabt. 

'  Nach  (Jrantoff  wurde  sie  zu  1<)  Lot  Silber  zutre  wogen 
fHistorisehe  Schriften  III  Lübeck  lö36  S.  21).  Die  Hildesheimer 
SchofsreglHter  rechnen  bis  1426  nach  Silber,  erst  von  da  ab  nach  ge- 
prft^^tern  Geld  (Koppmann  H.G.Bl.  1896  S.  197). 

-  NiiniHch  in  Spc^islingen ,  Witten  (4  Pfennigen),  Dreih'ngen» 
Blaft'erten  (Doppeischüiingen)  und  Scherfen  (die  kleinste  Scheidemünze^ 
Vt  4  wert).  Vgi.  Cartins,  Mittelalterliche  Münzen  LQbeeks  in  Hoff- 
mann.  Geschichte  Ls:  v.  Melle,  Gründl  Nachricht  S.  474  ff.  Orau- 
toff,  III  S.  149.  —  Goldmfinzen  prägte  L.  scbou  seit  1341  (Dittmer 
Z.  Bd.  1  S.  25  u.  30  ff.). 

•  Graut  off  &  20—23;  CurtiuB  bei  Hoff  mann  II  8.  226/27; 
Hoffmann  L  Z.  Bd.  7  a  242  Anm.  23. 

*  V.  Melle.  S.  470.  Desgleichen  in  Hihlc^heim:  ^Die  Bcnennun|j^ 
Schillinge  und  Pfund  bedeutet  daher  nur  die  12-  resp.  240 fache  Vielheit 
der  Pfennige  und  keine  selbständige  Münzen''  (Huber,  HauHhalt  H.  s  S.  9). 
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gehalt)^  1372  z.  B.  wurde  die  marca  argenti  bereits  zu  4  / 
2  4  1410  zu  5  ^  9  ^  10  4,  14oU  äogar  zu  9  /  12  ^ 
2  ^  und  1461  zu  11  /  8  ^  10  /i|  ausgeprägt  2.  Der  Kurs- 
wert der  Silber  veränderte  sich  beständig^;  er  war  im 
allgemeinen  im  Steigen  begriffen. 

Die  ^  Silber  stellt  sich  also  als  eine  variable  Steaer- 
einheit  dar.  Um  den  Schorssats  in  Prozenten  auszudrucken, 
hat  nun  Wehrmann  folgenden  Weg  eingeschlagen:  er  stellt 
zunächst  die   ieweilige   Ausprägung   der   Mark   fein  fest 

and  ermittelt  dann  aus  Münzfufs  und  Schofssatz  die  prozen- 
taale Höhe  des  letzteren.  l;^7'>  z.  B.  wurde  die  /  Silber  zu 
4  #  t  ß  ^        ausgeprägt  und  ein  SchoCsbetrag  von  4  ^ 

4  X 

▼erlangt ;  das  ergäbe  nach  der  Gleichung        =  ^  .  eine 

Belastung  von  etwa  5^  00'^. 

Nach  dci'Helben  Methode  berechnet  Wehrnmnn  für  141U 
einen  Sehers  von  4%o,  und  als  Norm  einen  soiciien  von  2**'o0*. 
Diese  Resultate  sind  bisher  überall  unbesehen  oder  doch  un- 
beanstandet angenommen 

Wehrmann  setzte  bei  seinen  Berechnungen  als  selbst- 
verständlich voraus,  dafs  die  Silber  auch  reell  Steuer- 
einheit war,  dafs  ihr  jeweiliger  Kurswert  fUr  die  Be- 
steuerung in  Betracht  kam. 

Gegen  diese  Annahme  erheben  sich  von  vornherein 
Bedenken.  Die  Normierung  des  Steaeranspruchs  in  dem 
Bruchteil  eines  gesetzlichen  Einheitswertes  hat  den  Zwecke 
den  Steuerpflichtigen  eine  bequeme  Handhabe  zur  Berecbnang 
des  auf  sie  entfallenden  Betrages  zu  geben;  sie  sollen  den 
Steuersatz  so  oft  zahlen,  als  ihr  Vermögen  die  Steuereinheit 
enthält.  Diesier  Bestimmung  vermochte  die  $  Silber  nur  sebr 
unvollkommen  gerecht  zu  werden.  Denn  sie  hatte  jn  keinen 
festen  Wert :  der  war  nur  durch  eine  jährlich  zu  erneuernde 
Umrechnung  zu  ermitteln. 


»  V.  Melle  S.  471  fl';  Grautoff  S.  86  und  124  ft;  Dittmer, 
L.>  ältp  te  Silbermünz.'  i.  Z.  Bd.  2  S.  151  ff.  Für  das  ganze  mittel- 
alterliche Münzweseu  sind  fortwährende  MüiucverschiechtenuigeD  ^pidcb 
(Huber  S.  8) 

Grautoff  S.  265'66. 

'  K^TH  wurdo  oin  Rückkauf  von  18  A  IJonten  vereinhart  für 
110  ^  ^uri  argenti  lubiconsis  vel  saltem  pro  lubiccnsibus 
denariis  In  varare  dicti  arg.  nti  seeundniD  modain  tnnc  cnr^ 
rentein  (L.U.H.  IV  Nr.  :557  S.  387).  Man  suchte  sich  gegen  die  Ent- 
wertung des  Kurantgeides  zu  schüUen.  —  Vgl.  auch  Hu  her  S.  11. 

*  4  /  2     6  4  =  798  z^. 
»  L.U  H.  IV  S.  357  Anm. 

•  L.Ü.B.  V  5^.  'mm  Anm. 

^  Z.  B.  von  Sticda,  Stfidt.  Finanzen  8.21  uiidKoppmauu  in  d. 
niedersächsischen  Chroniken  11  S.  407  Nr.  7  u.  408  Nr.  2. 
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Die  Bursprake  gibt  keine  Aufschlüsse  über  die  jeweilige 
Ausprägung  der  Silber.  Eine  Bekanntgabe  des  Miinzfufses 
auf  anderem  Wege  ist  nicht  tiberliefert*.  Vermutlich  werden 
also  die  Bürger  die  Steuereinheit,  nach  der  sie  sich  doch  richten 
sollten.  Uberhaupt  nicht  haben  taxieren  können.  Aber  auch 
wenn  ihnen  dieselbe  „auB  dem  Deutschen  insDeutliehe*  ttbersetst 
sein  sollte  y  hatten  sie  nur  snm  geringen  Teil  etwas  mit  ihr 
anfangen  können.    1410  s.  B.  wurden  4      von  der  ^  Silber 

fefordert^;  letztere  war  damals  zu  5  9  10  ausgeprägt  °. 
Wieviel  hatte  dann  der  Eigentümer  von  50  /  Pf.  zu  zahlen? 
Dies  zu  ermitteln  —  jeder  mnfste  seinen  Steuerbetrag  selber 
ausrechnen,  eine  behördliche  FestsctzuDg  desselben  erfolgte 
nicht*  —  erfordert  eine  rechneriche  Beftlhigung,  die  nocb 
heute  kein  Steuergesetz  vorauszusetzen  wagt. 

Aus  diesen  Erwägungen  schon  erscheint  die      Silber  zur 
reellen  Steuereinheit  völlig  ungeeignet.  £ine  Anwendung  der 
Methode  Wehrmanns  auf  eine  Rcnhe  von  Jahren*^  vermag 
diese  Bedenken  nur  su  verstärken. 
Es  betrag: 

Münzfufs«:  (Prägung    Höhe  les  Schosse» 

I37(>:      4  4/    2/   ()  4  =  708  4        5  %o 

1405:       6  4         5/8/    74  =  10081  ^''loo 
1410:       44         r>/9/10  4=-  1^78  4         8,7  «/oo 
1416:       2  A        6  /  U  JJ  10  4  -  1818  1         1,5  %o 
1450:     >/s  4  2  4=^1^^^  4  0,270/00 

1402:     V2  4       12/    S  jff   —     =  J4n()  4         0,21  »/oo 

Danach  wäre  der  reelle  Sehofssatz  von  1405 — 1462 
ständig  gefallen.  Da  der  nominelle  Schofsöatz  in  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  dauernd  auf  Va  4 
Silber  stehen  blieb  und  die  Mttnsverscblechterung  weiterging, 
mufs  man  sich  den  reellen  Schofssats  noch  immer  weiter  sin- 
kend denken. 

Die  vorstehend  berechneten  Frozen tsätse  sind  auilkllig 
gering^,  sumal  ifür  die  sptttere  Zeit   Dies  um  so  mehr,  als 

^  Hildesbeim,  das  dieselbe  „ideelle"  (Huber  8.  11)  Rechimugs- 
einheit  hatte,  gab  jährlich  am  Kopf  der  Schofsregister  an,  wie  hoch  sie 
iu  der  Valuta  anzusetzen  sei.  1404  z.  B.  pro  marka  2'/8  p.  4  d.,  1410: 
gherekoiit  vor  de  mark  2»/..  p.  8«.  4d.  (Ü.B.  V  S.  236  und  401;  Kopp- 
manu  H  G  Iii.  1896  S.  197> 

•  L.Ü.B.  V  S.  878. 

«  Grautoff  III  S.  266. 

*  Unten  sub  Xll.  —  In  Hildesheim  wnrdp  der  Schofsbetrag  von 
den  Steuereinnehmern  berechnet.  Dort  fand  aber  auch  eine  Dekla- 
ration statt.    In  LAbeck  nicht. 

W  e Ii r mann  hat  sie  nur  für  die  ältere  Zeit  durcligefulirt. 
•Grautoff  8.  265  66.     Wo  die  Angaben  für  einzelne  Jahre 
fehlen,  sind  mittlere  Werte  genommen. 

^  Wehrmami  hält  einen  Schofttatc  von  5^/«o  fSr  imgewOhBlteh 
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der  Schofs  eiae  der  iiaupteiimahmequelleii  der  Stadt  war.  Sie 
wtlrdcn  ferner  ergeben,  dafs  der  reelle  Schofssatz  in  der  Zeit 
von  1405 — I4ü2,  in  öl  Jahren^  um  fast  das  30£&che  lierab« 
gesetzt  worden  ist  Dem  steht  aber  der  Ertrag  des  Schosses 
entgegen.  Die  Stadt  vereinnahmte  durch  ihn  1407/8  :  7900 
1462/63:  3590  41  \  Also  auch  sein  Ertrag  ging  Burttck,  aber 
nur  um  das  2  Vs  fache.  Der  Rückgang  des  Scholsertn^  ist 
über  12  mal  geringer  als  der  des  ScholssatBes. 

Diese  grofse  Differenz,  läfst  sieb  aus  einer  Zunahme  von 
Bevölkerung  und  Wohlstand  nicht  erklären.  Die  mittel- 
alterliche Ötadt  kennt  kein  derartig  sprunghaftes  Empor- 
schnellen. Zudem  ward  Lübeck  in  der  ersten  Hälfte  de*» 
IT).  Jahrhui](l(  rts  flurch  kriegensche  Verwicklungen  an  einem 
ruhigen  Wachstum  verhindert. 

8o  ruft  die  Annahme,  dafs  die  ^  Silber  reelle  Steuer- 
<einhett  war,  Bedenken  Uber  Bedenken  hervor. 

Sie  ist  es  denn  auch  tatsächlich  nicht  gewesen. 

Der  Text  der  Bursprake  nu  Martini  1457  ist  im  Jahre 
1513  durch  zwei  Marginalnotisen  erweitert  Neben  den  Worten 
„twe  mark  suluers**  ist  vermerkt:  „syn  ver  miurk  lub.  ge- 
tellet",  neben  den  Worten  „teyn  mark  suluers":  „syn  20  ^ 
lub.  ge teilet ^.  DesgleichfMi  fieifst  es  in  der  Bursprake  Mar- 
tini von  1541:  „vnd  vau  twen  marck  suluers^  sintveer  marck 
iub.  getellet,  einen  penninck". 

Eine  Mürk  Silber  wird  gleich  zwei  Mark  Pfennigen  ge- 
rechnet. Diese  Relation  gibt  nicht  den  derzeitigen  Rurs- 
wert der  ^  Silber  wieder.  Allerdings  war  letztere  ursprOnglich 
zu  2  Pf.  ausgemünzt  worden ;  das  war  jedoch  vor  1226  der  Fall 
gewesen.  1513  kamen  auf  1  ^  Silber  12-#^Pf.*!  Aber  beim 
Schols  sollte  die  alte  Relation  zu  Grunde  gelegt  werden.  Dies 
ist  zwar  nur  aus  den  Jahren  1513  und  1541  überliefert  Aber 
da  es  in  beiden  Jahren  keiner  besonderen  Anspannung  der 
»Steuerkraft  bedurfte,  darf  man  ohne  weiteres  annehmen*,  daf^ 
es  sich  hier  nicht  um  eine  vorübergehende,  sondern  um  eine 


hoch  (L.U.B.  IV  S.  367).   Das  ist  aber  nicht  sutreiFend.  In  Rostock 

war  ein  Safz  vou  5«/oo  das  Normale  (Mcckl.  U.B.  XX  S  499.  Beiträge 
zur  Geschiclitc  R.s  II  Hoft  3  S.  10),  Desgl.  in  Augsburg  von 
1516-40  (Härtung  iu  d.  Z.  f.  G.V.  XIX  S.  102).  Hilde^heim  forderte 
gewöhnlich  T.S^'/oo  (Koppmann  H.G.Bl.  1896  8.  198;  11  über  S  CO), 
1342  aber  10»/o  (ib.  S.  135);  Mainz  l-l"2  0/o  {Chroniken  X\ III  Abt.  > 
8.  99).  Nach  Inama-8ternep^g  (III  1  S.  III)  betrug  in  der  ersten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  der  mittlere  Satz  Kohnar  erhob 

1285  30/0  (Zeumer  8.  68  Anm.  1;  vgl.  S.  91>  Weitei«  AiiRftbeD  bei 
8tieda,  Städt.  Finanzen  8.  21. 

1  Vgl.  unten  sub  XVIU. 

*  LJ7.B.  IX  8.  960  Anm.  1. 

«  Graute  ff  S.  2(H  und  266. 

'*  Die  Bestätigung  dieser  Annahme  geben  die  KäiDmereirechnungeii 
lier  Stadt  Hamburg.   Vgl.  unten  S.  112  Anm.  4. 
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dauernde  ge s e t z  1  i c h e  T ar i  t  i er ung  der  ^  Silber  in 
iUb eckischer  Valuta  handelt*. 

Die  ^  Silber  ist  anfaiiga  zweifellos  reelle  Steuereinheit 
gewesen.  Zunächst  waren  die  aus  ihr  geprägten  Wahrungs- 
mOnsen  \m  Beredmang  des  SchoiM  zu  Grunde  zu  legen. 
Aber  sobald  die  Mttnsvenchlechterang  begann,  konnte  nicht 
▼erborgen  bleiben,  daCs  die  erwfthlte  Stenereinheit  dnrchaua 
angeeignet  war.  Sie  drückte  den  Ertrag  des  ScfaosseB  relativ 
berab^  Ein  nominell  gleicher  Schofssatn  war  reell  ver* 
schieden.  Wurden  z.  B.  1220  und  1870  von  der  Silber 
2  4  gefordert,  so  waren  1-^70  4  #  Pf.  nur  ebenso  hoch  ho- 
lastet wie  122ti  2  Pf.;  der  Schofsfat/  blieb  sirli  nominell 
gleich,  war  aber  reell  nur  noch  halb  so  hoch.  Diese  finanziell 
nachteiligen  Einflüsse  der  Steuereinheit  mufsten  sich  immer 
stärker  bemerkbar  machen;  wurde  doch  der  gesetzliche  Ein- 
heitswert,  von  dem  der  Stenersats  zu  entrichten  war,  immer 
gröfser,  folglich  der  Sats  immer  geringer*.  £ine  Erhöhung 
des  Nominabinsfnfses  hätte  den  Aumll  decken  können,  wtlrde 
aber  nicht  als  notwendig  begriffen  sein  und  deshalb  Wider- 
spruch gefunden  haben. 

Dennoch  wurde  die  alte  Steuereinheit  nicht  beseitigt*. 
Der  konservative  Zug  des  ganzen  Zeitalters  war  Änderungen 
nicht  geneigt*.  Aber  der  Hat  maehte  sie  dureh  gesetzliehe 
Tarifierung  zu  einer  tV.sten,  durch  den  jeweiligen  Münzfufs 
nicht  mehr  veriiiiilei liehen  Oröfse.  Die  j'-  Silber  wurde  aus 
einer  reellen  zu  einer  nominellen  Steuereinheit.  Nicht 
ihr  wirklicher,  sondern  ihr  gesetzlicher  Wert  war 
fortan  bei  der  Berechnung  des  Schosses  mafsgebend*. 


1  GesetsKcfae  Fixierungen  des  Rarswerts  der  Silber  sind  dem 
Mittelalter  nicht  unbekannt.  Vg^l.  Nirm  he  im,  Das  Hsndluogslmcli 
Vickos  van  OcldPrspTi  Einl.  S.  LXXI. 

^  Koupmann  in  den  Beiträgen  as.  Geschichte  der  Stadt  Bestock 
II  Heft  3  S.  11. 

*  Die  gegenteilige  Wirkmiir  hatte  die  Münzvenchlechterang  bei 

den  in  Silber  angesetzten  Geldstrafen  des  Stadtrechts  etc.  Hier 
mufsten  die  Verurteilten  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zahlen  Auch 
deshalb  wurde  eine  gesetzliche  Tarifierung  notwendig.  —  Hamburg 
hatte  dieselbe  Steaereinheit  nnd  dieselben  Sehwierig&iten.  Bis  ins 
16.  Jahrhun irrt  betrupr  der  nonnalf  Steuersatz  1  ^  von  der  ./  8ilb. 
1504  wurde  ein  neuer  gessetzlicher  Eiuheitswert,  100  ^ .  eiiif^cführt: 
der  hierauf  zu  zahlende  Durchschnittssatz,  i  ß  d  {bl  aLl  war  im 
Vergleich  zum  alten  eine  konstante  GrOfse.  (Vgl,  Hamb.  UJS.  8.  ^1; 
Dittmar  Z.  Bd.  2  S.  153.) 

*  Sif»  erscheint  in  der  Bursprake,  so  lange  diese  den  Scbofssatz 
bekannt  gibt.  Auch  Mandate ,  Luj^usordnungen  etc.  behalten  sie  bei. 
Vgl.  Z.  J£d.  1  S.  388,  Bd.  2  S.  S09ff.;  Webrmann,  ZunftroUen  8.  97. 

*  Vgl.  oben  8.  6. 

*  Lübeck  entzog  sieh  den  aus  der  Variabilitfit  der  Steuereinheit 
hervorgehenden  Schwierigkeiten  durch  deren  Tarifierung,  Hambarg 
durch  vertauschuog  der  alten  Steuereinheit  mit  einer  neuen. 
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Wann  dieae  Taritierung  erfolgte,  lafst  sich  nicht  mehr 
feststellen.  Vermutlich  noch  nicht  im  13.  Jahrhundert ,  weil 
damals  der  Mttnsfufs  noch  ziemlich  konstant  war*,  und  nicht 
erst  im  15.  Jahrhundert,  weil  dann  eine  gesetsliche  Rehabili- 
tierung der  alten  Relation  1  : 2  zu  drückend  gewesen  wftre*. 
Vielleicht  geschah  ^ie  im  Anfang  des  14.  Jahrbanderts,  als 
die  MUnzverschlechterung  gröfsere  Dimensionen  annahm*. 

AH  dies  prf^nbt,  dafs  die  Methode  Wehmianns  zur  Be- 
rechnung der  ]H()/.*Mitualen  Höhe  des  Schosses  unrichtig  ist, 
keine  zutreffeiKien  Resultate  ergeben  kann.  Statt  des  reellen 
ist  der  gesetzlich  festgelegte  Wert  der  .Silber  zu  Grunde 
zu  legen.  Daun  kommt  man  zu  folgenden  Ergebnissen.  Der 
Schofssatz  betrug: 

auf  die  Steuereinheit:       .  x>,^  

1      Silber  =  2  ^  Pf.      *°  Promille 

l;i7ü:  4  ^  10,4 

1405:  ti  4  15,6 

1410:  4  10,4 

141G:  2  4  5,2 

1450:  V'2  ^  1,3 

1462  ff.:  Vi  ^  1,3*». 

Er  ist  also  von  1405—1402  um  das  12  fache  herab- 
gegangen, nicht  um  das  30  fache.  Der  Ertrag  des  Schoasea 
ging  in  derselben  Zeit  um  das  2^/s  fache  zuräck»,  also  nur  um 

'  Grautoff  S.  264. 

*  1462  z.  B.  würde  sie  eine  Erhöhung  des  Schosses  um  das  6  fache 
bedeutet  haben. 

*  Die  seltene  Erwähntin^  der  Tariüerung  erklärt  sich  daraus,  daCi 
b\q  eine  inveterata  consuetudo  darstellt  und  nur  eine  kleine  Zahl  von 
Burspraken  erhalten  ist  In  den  S.  HO  angeführten  ist  sie  vielleicht 
pro  memoria  genannt. 

*  Das  Domus  Hambur^^cnsis  war  bis  1470  zu  ROO  Ji!  zu  versteuern 
(oben  S.  5U).  Der  Schofs  betriif:  M81-65  und  1474—78  1  ^4.  1473  2  / 
(es  handelt  sich  oöcusichtlich  iiui  ilen  Schofs  zweier  Jahre,  denn  14i2 
ist  nachweislich  keiner  gezahlt);  1471:  20  ß  (Kämmercirechnungen  der 
Stadt  Hamburg  11  S.  184,  168,  202,  270,  III  S.  38  39,  125.  16o,  208,  251, 
292  u.  3d0).  Bringt  man  den  VorscJiors  von  4  /)'  in  Abzug,  so  ergibt 
sich,  dafs  für  je  100  /  2^,  da»  sind  l,25®/oo,  gegeben  wurden.  1471 
ist  vielleicht  ein  doppelter  Vorsehofs  erhoben  worden.  Von  1479  an 
betrug:  der  Wert  des  Haiiacs  1600  /.  Der  Sdiofs  belief  sich  1479-80 
auf  86  ß,  1482—90  auf  32  j3  (Kämmereirechnungen  III  S.  369  und  409, 
IV  8.  29,  56,  108,  180,  153  ff  bis  463).  Das  wGide  bei  der  Anosbme, 
dafs  nur  1470  u.  1480  «  in  A^orschofs  geeshlt  wurde,  gleiebIkUs  eine  Be- 
lastung von  ergeben. 

Die  Angaben  Wehrmanns,  der  gewöhnliche  Schof»  habe  2 "  oo, 
der  von  1410  4<*  oo,  der  von  1376  50/00  betragen  (oben  S.  108  u.  H.G  BL 
1884  S.  55^  sind  also  zu  berichtigen.  Ebenso  fVir  <j\r'vh,-:t  Aiü^aben 
Sticdas  m  den  hjtädt.  Finanzen  S.  21  und  Koppmanns  in  den  nieder- 
deut«cben  Chroniken  II  S.  407  Nr.  7  und  S.  408  Nr.  2.  Übrigens  hat 
Koppmann  bei  seiner  Rechnung  zum  Teil  statt  do^  derzeitigen 
Kurswerte!»  der  ^  Silber  den  des  10.  Jahrhunderts  zu  Grunde  gelegt 
und  dadurch  doppelt  falsche  Kesuitatc  erzielt.  Der  Satz  von  2**/oo  als 
Norm  gehört  einer  (späteren  Zeit  an  (oben  S.  106  Anm.  2> 
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den  I  ii  ritten  Teil  des  Scliofssatzcs.  Diese  Differenz  kann  aber 
sehr  nohl  aus  einer  Steigerung  der  Bevölkerung  und  des 
Wohlstandes  erklärt  werden.  Ein  Mifsverhältnis  zwischen  dem 
Rückgang  des  Schofssatzcs  und  Schofsertra^es  besteht  jeden- 
falls bei  diesen  ZiÜern  nicht  mehr. 

Und  ferner  war,  wenn  der  gesetsliche  Kurswert  der 
Silber  die  Steuereinheit  bildete ,  die  Ermittlung  der  indivi- 
duellen Schofsbetrflge  nicht  mit  rechnerischen  Schwierigkeiten 
verbunden. 

Kurz:  die  Hedenken,  die  sich  gegen  Wehrmanns  Methode 
erhoben,  treten  bei  dieser  Auffassung  der  Steuereinheit  zurück. 

Das  15.  Jahrhundert  begann  die  alte  Steuereinheit 
durch  eine  neue  reelle,  100  zu  ersetzen,  die  auch  sonst 
vielfach  bei  Ausmessung  des  Steucrfuföes  zu  Grunde  gelegt 
w  Ilde.  Zweifellos  war  sie  in  der  Praxis  b/ild  allgemein  üb- 
lich und  fand  selbst  in  amtlichen  ÖchrittstUckcn  Verwendung^, 
obwohl  die  Bursprake  an  der  alten  Eünheit  festhielt 

Auffallend  ist  aber,  dafs  die  von  beiden  Steuereinheiten 
geforderten  Quoten  nicht  ganx  Übereinstimmten.  Der  Schofs- 
sats  der  Bursprake  belief  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  auf  1  ^  von  2  /  Silber  (4  /  Pf  ).  £b 
hätten  also  auf  100  /  25  ^  kommen  müssen.  Die  Hamburger 
Herberge  am  Kli!ip:^^nberg,  die  bis  1470  ein  Steuerkapital  von 
000  ^  darstellte,  wäre  demnach  in  dieser  Zeit  250  =12^8  jS 
schuldige  p^ewesen.  Sie  zahlt  aber  nur  12  ß^^  d.  h.  auf 
lOO  ^  Iii  ^.  Diese  Abrundung  nach  unten  hin  dürfte  sich 
aus  Steuer  technischen  Gründen  erklären.  Die  Stadt  verzichtete 
für  je  100  auf  1  ^  ihrer  Steuerforderung,  um  den  Pflich- 
tigen die  Erstattung  des  Schosses  in  wenigen  Geldstücken 
zu  ermöglichen. 

8.  SohoISBata  und  poUtlBelie  GeBOhlehta 

Die  Schofssätze  spiegeln  die  politische  Geschichte  Lübecks 
wieder.  Ein  hoher  Satz  lä&t  auf  eine  grofse  Schuldenlast, 
diese  in  der  Regel  auf  Kri^  schliefsen^. 


^  Sie  war  Steuereinheit  z.  B.  in  Hamburg  (KSmmereirechntingen 
I  S.  LV:  de  quolibet  centcnario  marcamm  Aßy/^)  und  Basel  (Schön* 

berpr.  FinanzverhrfltTM^se  S.  284).  IJrt^mon  und  Hannover  bedienten 
sich  der  Bremer  Mark  (Ortloff  S.  Itt4/Öd}  Ulrich,  Bilder  aus  H.8 
Vergangenheit  8.  60X  Augsburg  bis  1472  des  grofsen  Pftmdes,  von  da  ab 
der  100  fl.  fHartung  Z.  f.  G.V.  XIX  8.  108)t 

«  Vgl.  oben  S.  104  Anna.  6. 

«  S.  112  Anm.  4. 

*  Gröf^ere  Aufgaben  hatten  im  Mittelalter  meist  eiiR'  kriegerische 
Veranlu-sbung  (Stieda,  Städt,  Finanzen  im  Mittelalter  H.  13  u.  14)  Die 
Stftdte  pflegten  sich  zunächst  mit  Kreditgeschäften  su  helft  n  Die  Schuld 
wurde  später  durch  Erhöiiung  der  Steuern  abgetragen.  Vgl.  für  Lübeck 
M.  Heft  1   S.  68,  Z.   B<1.  7   S.  246,  femer  ächönberg,  Finanz- 

ForsehiiDg«a  XXI  t>.  —  Bartwig.  S 
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In  den  70  er  Jalireu  des  14.  Jahrhunderts  war  die  Stadt 
durch  einen  siegreichen  Krieg  gegen  Dänemark  (Friede  zu 
Sualüuiid  loTiij  und  andere  Umstände  in  JScliiüden  geraten*, 
die  ihr  jahrzehntelang  zu  schaffen  machten.  Als  der  Rat 
1374  SU  ihrer  Tilgung  eine  Erhöhung  der  Mattoii  (Htthlea- 
ahgabe)  und  einen  Vonchofs  von  1  ^  fn  Vorsehlag  bmclite» 
entstand  nach  Detmars  Bericht  „de  erste  misbehegelicheit 
tinde  wrank  der  menheit  jegon  den  raat"  ^.  Wie  der  Kampf 
um  diese  Steuerfordemngen  endete,  steht  dahin  °.  Jedeii£uls 
wurde  nicht  genug  vereinnahm l ,  um  die  Schuld  abtragen  zu 
können.  Im  Gegenteil,  der  Besuch  Kaiser  Karls  V.  trieb  sie 
wieder  in  die  Höhe,  so  dafs  137<)  ein  erhöhter  Sdinfs  not- 
wendig* und  bewilligt  wurde.  Auch  hiermit  Iii  is  sich  die 
Schuld  nicht  begleichen.  Sie  wurde  vielmehr  tortan  von  Jahr 
zu  Jahr  übernommen  und  wuchs  dabei  derartig  au,  dafs  neue 
Mafsnabmen  nicht  mehr  zu  umgehen  waren  ^  Der  Rat  be- 
auftragte deshalb  im  Sommer  1403  zwei  Ratsberren,  mit  den 
Bürgern  Uber  die  Art  der  au  erbebenden  £xtrasteuer  Verein- 
barungen zu  treffen. 

Sein  Vorschlag,  eine  ^zise  to  allerley  wäre*  zu  erheben, 
fand  kein  Entgegenkommen  ^.  Nach  längerer  Unterhandlung' 
einigte  man  sich  auf  einen  Schofs  von  ^  -'^/o  und  einen  Vor- 
schüfs  von  ()  Der  Ertrag  war  ein  hoher;  er  belief  sich 
auf  gegen  1400Ü 

Aber  auch  dadurch  konnte  der  Not  nicht  gesteuert 
werdf^M.  Neue  Fehden  trieben  die  Schuldsumme  wieder  in 
(\\*^  Höhe*^.  Bereits  1405  waren  die  Kassen  wieder  er- 
sciiöpft. 


verhältuisac  iiaselä  S.  96/97  i  Hub  er,  Haushalt  Hildesh.  S.  72; 
Espinas,  Financas  de  Is  commune  de  Douai  8.  209. 

1  Wehrmann  Z.  B.  1  S.  268;  Becker  I  a  S2L 

«  Chroniken  niedefsftehsischer  Stftdte  I  8.  557. 

»  Vgl.  oben  8.  104  Anm.  4. 

*  Über  die  aufserordentliolie  Form  seiner  Erhebung  unten  sub  X,  1. 
Der  amtliche  Bericht  üIxm-  dio  damalige  Zeit  vT7.'A}\h  „Wiflitk 

ay,  dat  de  stat  Lubek  vau  langen  jarcn  her  heft  in  groteu  schulden 
gewesen"  (Cbioniken  II  8.  888). 

*  Die  Ämter  waren  anfangs  nicht  abgeneigt,  lieben  eich  aber 
epftter  von  der  mäohtipen  Brauerzunft  umstimmen  (Chroniken  S-  88iX 

'  Erst  im  Dt'zenilxM-  1403,  ein  Halbjahr  ikk  Ii  Ablehnung  der 
Accise,  aut  die  Mitteilung  des  Bateii,  die  Stadt  schulde  zu  Weihnachten 
26000  /  (ib.). 

^  ReimarKoek  berichtet  nar  vom  Vorschors  (oben  8. 104  Änm.  6). 
Das  hat  II  offmann  zu  der  irrigen  Ansicht  verleitet,  1403  sei  eine 
einmalige  Vermögenssteuer  erhoben  (Greschichte  hs  I  S.  145). 

»  Chroniken  S.  385. 
Grautoff,  Die  Lubcckischen  Chroniken  il  S.  618  ff. 
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Der  Rat  ahnte  tla.s  Widerstreben  gegen  neue  Extra- 
«teuern.  Er  kam  deshalb  der  Bürgerschaft  weit  entgegen. 
Er  gab  ilir  anheim^  einen  Ausächufs  zu  bilden,  der  die  Steuer- 
Verhandlungen  führte.  Die  Bürger  wäUten  dar»uf  60  Per* 
sonen  K  Der  Ratsvorachlag  ging  wieder  auf  eine  Biersteaer, 
fand  aber  auch  diesmal  kein  Gefallend  Dagegen  soheiDt 
der  aufserordentliclie  Schofs  von  1403  noch  einmal  bewilligt 
SU  aein*. 

Der  Bürgeraasschafü  blieb  aber  weiter  bestehen  und  ging 
bald  über  seine  ursprüngliche  Bestimmung  hinaus.  Er  ver- 
langte Rechen scfiaft   über    den   Staatshaushalt^,  Teilnahme 

an  der  Verwaltung,  schliefslich  auch  solche  an  der  Rats- 
wahl. Der  Rat  gab  den  ersten  Ijeiden  Anliegen  nach*^, 
wollte  sich  aber  sein  Recht  der  Kooptation  nicht  nelimen 
lassen.  Er  widersprach  aufs  energischste,  mufste  aber  schliefs- 
lich  die  Vergeblichkeit  seines  Widerstandes  einsehen  und 
verliefs  deshalb  1408  die  Stadt*'. 

Die  Bürger  wählten  jetzt  den  sogenannten  neuen  Rat. 

^  Oben  S.  105  Anin.  2. 

*  Aui-h  diesmal  lui'olge  Widerspruchs  der  braueizuuiL  (Graut off 
S.  616;  Chroniksn  8.  384). 

^  Nach  den  Chroniken  hat  die  Höhe  der  Steuer  Unruhe  in  der 
Stadt  hervor^enifen.  Detmar  erzählt:  Eyn  -rrot  ^^rfif  flderlik  twedraclit 
stunt  up  twischen  der  nieenheyt  unde  doma  radc  uiide  baddc  enen 
ortsprank  daraf,  dat  den  borg'hereii  dachte,  dat  se  unwontlykeii  sonder 

noedsake  unde  recht  worden  bcswaret  van  deme  rade  an  deine  vor- 
schote unde  schote  iinde  ok  an  tzyse  (Grautoff  II  S.  ö)  Ebenso 
fliebt  Koruer  den  „multa  gravainina  iudebita"  die  ISchul>L  iChrouica 
Novella.  Ausgabe  Schwalm  S.  106  u.  373).  Wehrmann  sieht  in  den 
Steuerforderungen  nur  di»'  it  n  fsere  Veranla^^fung der  Unruhen.  Innerer 
(jrrund  ist  ihm  die  Erbitterung  der  niederen  Stande  gegen  die  höheren 
<U.G.BL  1684  S.  61> 

*  Nach  Reimar  Kock  sind  diese  Forderangen  schon  vor  Ent- 
stehung des  Ausschusses  an  den  Rat  gerichtet  (Grantoff  S.  622; 

Becker  I  S.  '.mi 

<^  Über  die  Beteiligung  an  der  Verwaltung  vgl.  unten  sub  X,  1.  — 
Das  Schnldenverseichnis  des  Rates  ergab,  da»  seit  1694  71060  J.  an- 
geliehen waren  (L.U.B.  V  Nr.  157  S.  ir>:>.;  Wehrniann  H.G.Bl.  1878 
S.  107).  Her  An-^schufs  beantwortete  lir  Kechenschaft  im  Februar  1406 
mit  einer  Betuchwerdeschrift  von  etwa  it>ü  Artikeln.  £r  hielt  dem  Rat 
vor,  er  habe  bei  Verkfindnng  der  Sehofss&tse  von  6  /\  besw.  von  6  ^ 
Vorselinfs  und  /3  von  100  /  {gelobt,  „des  en  ncholde  en  ih  d  not  nier 
dun,  wo  jv  CfOt  bewarde  vor  sunderke  krich  vnde  anval".  sei  aber 
doch  immer  wieder  mit  neuen  Steuerforderungen  gekommen  (L.U.B.  V 
S.  153).  Der  Rat  entgegnete.  <n'  habe  sein  bei  der  Bekanntgabe  des 
Schosse«  von  6  ^  gegebenes  Vorsprechen  fj:elia!tcn  un<l  erinnerte  daran, 
dafii  beim  Schofi»  von  6  /  und  6  ^  ,do  van  etiikeu  ansen  borgeren 

fseeht  wart»  se  wolden  nonuner  schoten,  den  van  der  mark  suiTeis 
^  unde  tho  vorschote  4  dat  dar  tho  antwordet  wart,  men  konde 
der  stat  rente  unde  scbolde  dar  nicht  mede  holden  unde  beteien"  (Chro- 
niken II  S.  407/8). 

«  Wehrmanu  1.  e.  S.  10b  ff.;  Tauli,  Lüh.  Zustände  11  S.  54. 

8* 
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Audi  er  konnte  nicht  olmo  }>f',<f>nflpre  Steuern  auäkommcn. 
.Sein  Ai.indat  von  1410  verlangte  einen  erhöhten  Schofs.  1415 
ward  die  Steuer  so  hoch  angesetzt,  dafs  sie  über  120(H>  4" 
erbrachte  V  Der  Steuerdruck  war  also  keineswegs  geringer 
eworden.  Die  neue  Gewalt  halte  eleu  Bürgern  Ji^rieichteruug 
ringen  sollen,  mofste  aber,  wie  so  oft  in  der  GeschichtOy 
dassäbe  wie  die  alte,  ja  mehr  als  sie  fordeni.  Aber  wenn 
auch  die  Lasten  die  gleichen  blieben,  sie  wurden  doch  geringer 
empfunden.  Die  Bürgerschaft  machte  wn  der  neu  erworbenen 
Rechte  willen  keine  Schwierigkeiten*. 

Der  neue  Rat  mufste  1416  zurücktreten.  Nicht  auf  Ver- 
langen der  Bürgerte liaft,  sondern  aus  politischen  Gründen: 
Kaiser  Ruprecht,  König  £rich  von  Dänemark  und  die  Hanse 

wollten  ihn  nieht  anerkennen*.  Die  Wiedereinsetzung  des 
alten  K  itt's   wurde   in  ^»inem  besoTuleren  Rezefs  vereinbart*. 

Er  regelte  zugleich  die  kimf'tige  steuerliche  Belastung. 

Die  Jjürger  waren  bereits  mit  dem  neuen  Rat  ^to  der 
schulde  behoeß'"  um  einen  Schofs  von  1  ^  Vorschofs  uud 
1  einig  geworden.  Dieser  Satz  wurde  für  unbestimmte 
Zeit  festgelegt^.  Auch  ermahnte  der  Rezefs  zur  willigen 
Übernahme  weiterer  Lasten  \ 


'  Unteij  8uli  XVIII. 
-  11  offin  ann  I  S.  146/47. 

*  Wehrmann  1.  c.  und  L.U.B.  V  Nr.  577  S.  636/87.  —  Eine  der 
ersten  Amtehandlnngen  des  neuen  Rates  hatte  in  der  AbModmig 
r  iTMT  ReclitfertigunpssclTrift  nach  Dänemark  bestanden.  Im  Eing^anp:  der- 
selben war  die  „vntdrechtijke  bescbattinghe  van  meughen  jaren  der 
gsntsen  meenheyt  to  Lnbeke**  fSr  alles  ^eiatitwoftllch  gemacht  Sie 
warf  weiter  dem  Rat  unrichtige  Angaben  nber  den  Ertrag  des  Schosoes 
vor:  Item  so  heft  de  raed  den  Lorf^horen  zecht,  wo  hoghc  de  summe 
des  jares  were  van  deme  echote,  wan  mc  II  den  schotet  vnde  IUI  schill.  to 
voraehote  dat  bebbet  de  borgher  wd  III  dosent  mark  bogher  ghe- 
vnnden  doF  jarr  s  (L.U.B.  V  8.  188—185). 

*  L.UÄ  V  8,  646  ff. 

*  Bürgern  and  Einwohnern  wurde  befohlen,  „dat  se  dat  s<  bot, 
aUo  vorscreuen  is,  .  .  .  .  to  der  stat  schulden  sunder  weddersprake 
edder  insaghe  ghenen  Bcbolen  vppe  bele^helike  tijd,  alse  en  de  olde  raed 

dat  secpendc  werd"  fib.  S.  648).  Anhlfslich  dieses  Schosse?  sollten  die 
Bürger  den  Anordnunfjeu  des  alten  Rates  Treue  geloben.  Die  Eides* 
Icistung  nahm  drei  Tage  in  Anspruch  (Weh rm ann  S.  147  u.  151). 

*  Ok,  lenen  vmnde,  also  gi  wol  weten  moghen,  dst  dease  stad  by 
groten  Sebalden  is  vnd  nicht  wo!  /ime  en  is  erlegherende  van  des 
stad  monem  wnnliken  schote,  vnde  n!«e  wi  vngherno  wat  vd.netten  edder 
vinden  woldeii,  dat  d^se  stat  to  groterem  schote.,  bringen  mochte,  hir* 
nmme  seege  wj  ok  vnde  scbedef ,  dat  gi  .  .  .  dar  vnaer  ander  vmme 
spreken  vnde  bynnen  drcn  daghen  hirua  mit  den  vte  der  ghenienheit 
des  vrnntliken  vnde  frudliken  mit  en  ens  werden,  cner  reddeliken  wiae 
vnde  mute  to  vindcnde,  dat  men  desser  stad  schulde  na  stunde  vnde 
na  atcde  allentelcn  mede  entrichten  vnde  Icgheren  möge  fL.U.B.  ib. 
S.  652).  —  Schon  im  Rezefs  war  eine  Abgabe  auf  Efswaren,  eme  Acdse, 
festgesetzt. 
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Damit  war  der  Friede  wiederiiergestellt. 

Auch  alle  weiterea  aurserordentlichen  Besteuerungen 
der  Bürger,  von  df'^nen  der  Schofssatz,  unmittelbar  oder 
mittelbar,  durch  den  Ertrag  des  Schosses,  Kunde  gibt,  waren 
durch  Kriege  Tenirsacht.  Die  Stadt  befand  sich  s.  B.  in 
den  20  er  Jahren  des  15.  Jahrhunderts  und  16.  Jahrhunderts 
im  Kampfe  mit  Dänemark*.  Sowie  er  beigelegt  war,  ging 
der  Steuersatz  sofort  wieder  herab. 

Die  geringen  Sätze  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
lassen  erkennen,  dafs  Lübeck  damals  von  grd&eren  kriegen* 
sehen  Verwickelungen  yerschont  geblieben  ist^. 


'  Vgl  M  antels  H.G.Bl.  1871  &  135;  Hoffmann 2.  Bd.  7  S.  2i& ff. 
uiid  Uescliichte  IX  S.  11  ff. 
*  Vgl.  unten  rab  XDL 
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Vierter  Teil. 
X.  Die  Yerwaltung  des  Scliosses. 


1.  Die  BtädUsche  Oesetsfirebunsr. 

Kaiser  Friedrich  bestimmte  in  dem  Freiheitsbrief,  den  er 
der  Stadt  Lübeck  1188  erteilte:  Preterea  omnia  ciuitatis 
decreta  (köre)  consules  iudicabuDt^    Schon  im  12.  Jahi^ 

hundert  hatte  also  die  Stadt  das  Recht,  ihre  Angelegenheiten 
selbständig  durch  sogenannte  Willküren*  zu  regeln,  damit 
auch  die  Befugoiä,  den  Bürgern  steuerliuhti  Leistungen  abzu- 
verlangen 

Anfkuglich  nahm  die  ganze  Stadtgemeinde  dies  städtische 
Gesetzgebungsrecht  wahr. 

Bereits  Heinricli  der  Löwe  hatte  seinem  Vogt  geboten, 
dreimal  im  Jahre  ein  penbares  Echtdingr  ^uf  dem 
Markte  zu  halten  * ;  jeder  Grundgesessene  war  bei  Strafe  zum 
Erscheinen  verpflichtet  ^  Dieses  Echtding  erledigte  alle 
städtischen  Angel^nheiten,  auch  die  legislatorischen. 

Der  Rat  war  zunächst  nur  Behörde,  Verwaltungsorgan» 
Vertreter  y  nicht  Regent  der  Stadtgemeinde     wenn  ihm  auch 


»  L.U.B.  I  S.  10. 

-  Willküren  sind  autonomische  Satznnt^oii.  mittels  derer  die  Stadt 
die  ihr  auf  dem  Gebiete  des  Kriegs-  und  Fiiianzwesens  etc.  eingerftumteD 
BefiigDisse  wahmimmt.  Ihre  Spur  läfst  sich  in  Lübeck  bis  zum  Jahre 
1212  zurnckvrrfnlgen.  ^friTu  hr  Küre  ist  spSter  in  das  Stadtre^  lit  über- 
nomnien  (Fren»dorff,  D&a  lüb.  Recht  in  seinen  ältesten  formen 
S.  80;  y^l  oben  S.  70). 

3  Fre Ilsdorf f,  Stadt-  und  Gcrichtsverf.  L.h  S.  27  und  127.  Das 
Heelit  der  Selbst bps-fpufnin^  ist  der  freien  Stadt  charakteristisch 
(Geffcken  H.  d.  poht.  Uk.  Iii  S.  16). 

*  Frensdorff  8.  24  Anm.  15. 
Die  ältesten  AnfzeiehnuDgen  des  Stadtrechts  bestimmen:  Tribus 
vicibus  anni  conuentus  crit  legitimi  placiti.    Omnisi.  qui  possessor  est 

{»roprii  cavmatis,  adicrit,  si  fuerit  iutra  muros  civitatis.   Si  preter 
icentiam  deftierit  et  preses  vult  prosequi,  statatam  peetmiamt  id  est 
ludschillink,  oomponet  ei  (L.U.li.  I  S  89).    Y^\.  oben  S.  IG. 

«Frensdorff  S.  42  ft".;  Griiutoff,  Historische  Schriften  II 
S.  375  ff.    Wichtigere  Urkuudeu  ergiiigeu  im  Namen  des  Vogt«,  der 
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das  obige  Privileg  durch  Übertragung  der  Rechts})rechuug  eine 
gewisse  obrigkeitliche  Stellung  einräumtet  Sein«-  Kompetenz 
wurde  aber  bald  umfangreicher,  bebonders  seiukiu  Lübeck 
eine  freie  Reichsstadt  geworden  war^.  Schon  die  ältesten 
Rechtsaafzeichnungen  Bchränken  die  Befugnisse  des  Echtdings 
ein.  Sie  bestimmen In  legitiroo  placito  tan  tum  iudieabitur 
de  tribus  articulis,  silicet  de  hereditatibus ,  de  cespitalitatom 
proprietatibus  et  de  rei  publice  necessitatibus  ^.  Jedoch  ver- 
blieb der  Bürgerschaft  vorerst  noch  die  Beschlufsfassung  Uber 
den  Staatsbedarf,  also  auch  die  Scliofsgesetzgebung 

r)f»r  Rrit  wnr  aber  mit  Krtnl^;  darauf  bedacht,  seine  Macht 
auf  K'tst  'ii  <ltM  (fenieinde  immer  mehr  zu  erweitern.  Es  ge- 
lang ihm ,  das  Echtding  zu  beseitigen.  W  enigstens  kennen 
die  deutschen  Redaktionen  des  lUbischen  Stxidtrcchts  dieses 
Institut  nicht  mehr\  So  wurde  auch  das  iudicare  de  rei 
pubiicae  necessitatibns  alleinige  Sache  des  Rates 

Der  Verwalter  der  Gemeinde  war  somit  in  kurzer  Zeit 
zum  Plerrn  der  Stadt  geworden.  Der  Besitz  alier  obrig- 
keitlichen Befugnisse:  der  Gesetzgebung^  Rechtsprechung  und 
Verwaltung,  Stätte  ihn  an  Macht  den  Fürsten  gleich^.  Aber 
trotzdem  herrschte  er  nicht  unumschränkt.  Er  wufste,  dais 
er  auf  die  Durchführung  seiner  Mafsnahmen  nur  rechnen 
konnte,  wenn  er  des  Einverständnisses  der  Bürgerschaft  sicher 
war.  l'MO  bekennt  er  in  einer  Urkunde,  er  pflege  schon  seit 
unvordenklicher  Zeit  in  schwierigen  und  wicluigeu  An- 
gelegenheiten Rat  und  Zustimmung  der  Älterleutc  der  Hand- 
Werkerkorporationen  und  dw  ganzen  Burgcrgemeinde  ein- 
zuholend  Mit  dem  Echtding  war  also  nicht  jeder  politische 


Konsuln  und  der  iiuiversita»  civiuni  (Deerko,  Grundlinien  zur  Ge- 
schieht«» L.s  S.  SS). 

'  Hoffmann  ist  der  Ansicht,  der  Rat  habe  Jiuih  H-  Kefugnia 

fehabt,  die  Küren  zu  erlassen  (^I  S.  24).    Da«    i^t    aber  nirgends 
berlieiPert  Der  Wortlaut  des  Privilegs  spricht  dagegen.  Vgl.  Frens- 
dorff  S.  42  und  Deecke  L  c. 
«  Ürautoff  S.  375. 

*  L.Ü.B.  1  S.  a9. 

*  tjh&r  hereditates  vgL  ohen  8.  41.  CeejiitaUtBtttm  proprietates 
ist  eine  Obersetsang  des  deutschen  „torfaehteigen"  (vgl  oben  8.  17 
Anm.  4). 

*  Hoffmann  S  68  Anm.  4.    Vgl.  auch  E^pinas  a.  a.  0.  JS.  21. 

*  Hoffmann  S.  65. 

'  Frensdorff  S.  86;  Hach,  Das  Ifib.  Becht  S.  46. 
«  Grautoff  S.  18  ff. 

*  .  .  .  .  pablice  protestamor ,  qnod  a  .  .  .  LX  aanis  citra  et  ultra 
.  .  .  cuius  contnmi  .  .  .  memoria  hominum  noa  ezistit,  etiam  de  con- 
Buetudine  nntiqna  p«»t  ohservata  .  .  .,  quod,  .  quoticns  et  quando 
aliqua  negotia  ardua  et  magna  opido  .  .  imunibebant  .  oportebat 
prooonsales . .  requirere  et  optinere  ipecialiter  coDrilinm  et  conRensum 
magiatrorum  offieiorum  mecnanicorum  ao  universitatis  dieti  opidi  .  . 
Quodque  etiam  officium  est  .  .  (L.U.B.  II  S.  714,  8.  664;  vgl.  oben 
8.  113  ff.). 
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Einflufs  der  Bürgerscliail  beseitigt.  Besondere  in  den  inneren  * 
Angelegenheiten  der  Stadt  verblieb  ihr  ein  fakultatives  Mit- 
beBtimmungsreeht 

Das  gilt  auch  vom  Schols.  Gewöhnlich  hat  der  Rat 
allein  seine  Höhe  normiert*.  Aber  bei  anfserordentliehen 
steuerlichen  Mafsnahmen  bemahte  er  sich  um  die  Einwilligung 
der  Bürgerschaft*.  Er  tat  dies  auf  sehr  verschiedenen 
Wegen,  ohne  feste  Formen  der  Unterhandlang.  Er  wollte 
nicht,  dals  sich  eine  bestimmte  Vertretung  der  Bttrger 
bilde  *, 

Er  pflegte  sich  zunächst  der  ang-esehensten  Personen  zu 
versichern.  Einzelne  Männer,  sogenannte  viri  diseretiores  oder 
wittighestpn  ^\  denen  besonders  guter  Wille  und  Einflufs  zugetraut 
ward,  wurden  vorgeladen*^.  14(Ki  z.  B.  ging  der  Auftrag  der 
beiden'  Ratsdeputierten  dahin,  zuerst  mit  den  „ertseten 
guden  borgeren,  jo  teyne  by  sick*  zu  verhandeln,  „wat  er 
rat  dar  tho  were,  dat  de  stat  best  uth  den  schulden  queme^ 
dat  drechlick  were  den  armen  als  den  ryken^,  malk  na  einer 
macht",  dann  die  Ämter  zu  befragen".  Nach  Reimar  Kock 
haben  sie  mit  den  „erffgeseten  Borgeren  unde  den,  de 
se  vor  de  beschedesten  unde  fredesamsten  achteden% 
Unterhandlungen  gehabt 

Diese  Vertrauenspersonen  hatten  die  Vorschläge  des  Rates 

an  die  Biirp:erii:emeinde  zu  übermitteln.  TTnter  Umstanden  wurde 
allerdings  sclion  ihre  Zustimmung  als  Einwilligung  (ier  i^^csanitf^n 
Einwohnerschaft  angesehen.  Aber  dies  abgekürzte  Verfahrrn 
war  nicht  iniuier  niüglieh.  Zuweilen  mufsten  sogar  alle 
Bürger  aufs  Rathaus  oder  in  eine  Kirche  beschieden  werden". 

'  Wehrmann  II.G.Bl.  1884  S.  Gl. 

*  Anders  Wfhrinann  Z.  Ud.  :S  S.  .%4. 

'  Die  mittelalterliche  Stadt  hat  oft  bei  aufserordentlichen  Auf laf«i 
die  Znstiininung  der  Börger  eiD^eholt.  Vgl.  für  Köln  Gierke  II  S.805 
Anm.  97:  Hiv  Basel  Sdiönbe  r  !^ ,  l''iii:iii7;verhältnirise  B.s  S.  26;  für 
Hannover  Frensdorff,  Die  .stadtverlaösung  H.s  in  H.G.BL  lb82 
8.  2ti  fF.;  für  Göttiugen  Schmidt  ib.  1878  S.  21;  für  Braunschweig 
Dfirre,  Geschichte  der  Stadt  Br.  S.  327.  —  Auch  htA  sonatigen 
anfserordentUchen  Anlässen  kam  dnr  Hat  den  Bürgern  entprc^rn.  Ur] 
der  Aufschüttung  der  grofsen  Wälle  im  Jahre  1475  z.  B.  betraute  er 
wöchentlich  je  vier  von  ihnen  mit  der  Beanfoichtiffang  der  Arbeiten 
(M.  Heft  2  S.  61). 

*  Grautoff  If  S.  17;  Deecke,  GnindUnien  &^ 
Hach  Kod.  III  Art.  245  S.  461. 

*  Zuweilen  in  die  Hörkammer  des  Rathauses. 
^  Oben  S.  114. 

*  Die  Bezeichnung  für  Ii*  li  iuptsächliehsten  Standesuntenchtede 
(Zenmer,  Stadtesteuem  S.  71).    V^;!.  auch  G rauf'  ff  S.  616. 

»  Chroniken  II  S.  38»;  Wehrmann  Ü.G31.  Iö78  8.  105  ff. 
Grautoff  l.  c 

"  Über  derartige  Verhandliuigen  swiscben  Bat  und  BüTgetiebaft 
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Die  Versammiung  der  ganzen  ßiugerscliaft  war  ein  aus- 
schliefsliches  Recht  des  Rates.  ir>|:{  machte  er  den 
Alterleuteu  der  Bergenfahrer  zum  Vorwurf,  „äe  weren  buteu 
erbevel  hy  den  hupen  gegan"^  Jedes  eigenmächtige 
Ziuammentreleii  der  BerOlkerung  galt  daher  aU  unreeht- 
märsige  ZusammeiiTOttaDg^  Der  Rat  daldete  keine  bfliger- 
liche  Verbindung  au  Regierangsawecken'. 

Die  BefugniMe,  die  ratsseitig  der  Bttigerachaft  zugestanden 
wurden,  waren  meist  nur  diskretionärer  Art  Die  Ver- 
waltunp:  des  Schosses  im  cn«:eren  Sinn,  seine  Erhebung, 
Verrechnung  and  VerwendaDg,  pflegte  sich  der  Rat  ganz  vor- 
zubehalten ^. 

Aber  einige  Male  hat  er  den  Bürgern  auch  in  Ansehung 
der  Verwaltung*  Zugestandnisse  machen  müssen,  auf  direktes 
Verlangen  oder  um  den  Steuerunwillen  der  Bevölkerung  zu 
besehwiohtigen.  Er  bemtthte  eich  jedoch  ihrer  Beteiligung 
▼on  yornherein  einen  yorttbergehenden  Charakter  zu 
geben  und  sie  möglichst  auf  Zweige  der  Verwaltung  au 
beschränken  ^. 

Nicht  immer  mit  Erfolg.  140t>  z.  B.  forderte  die  Bürger^ 
Schaft  das  Recht,  zu  einer  Reihe  von  Ratsämtern,  darunter 
auch  zum  Selhofs ^erlike  borger  Ryzitters"  beizuordnen. 
Diese  Forderung  nh*^rtr:if  nlle  vorgehonflcTi.  Die  bisherigen 
Verwaltungsbelu^niisse  liiii gerlicher  Deputierter  hatten  zwar 
alle  eine  Beschränkung  derer  des  Rates  zur  Folge  gehabt. 
Aber  die  Deputierten  selber  waren  doch  eine  ad  hoc  ge- 
bildete Behörde  mit  zeitlich  und  sachlich  beschränkter 
Kompetenz  gewesen.  Jetzt  wurde  eine  Erweiterung  der 
Ratsamter  durch  bttigerliche  Mi^Heder,  eine  Überwachung 


In  späterer  Zeit  vgl.  Z.  Bd.  1  S.  878  £,  296  ff.  und  824  ff.:  Bd.  2  8.  8-- 

12  nnd  S.  256  ff. 

1  M  Heft  2  S.  140. 

•  JBusuuders  wenn  die  unzufriedenen  Bürger  einen  Ausschufs 
bildeten. 

"  f^rautoff.  S  IS  ff.  20  und  877  ff 

*  Wehrmann  ILGJii.  1884  8.  59}  Deecke  S.32;  Ortloff,  Jaiir- 
rente  und  Grachofs  S.  179. 

*  In  anderen  Städten  war  die  Bürgerschaft  immer  an  der  Ver- 
waltung des  Scho.sses  beteiligt.  Das  Freiberger  Stadtrecht  z.  B.  be- 
stimmt :  Wenn  die  8tadt  ein  Geschofs  mufs  haben,  das  sollen  die  Bürger 
setsen  nntereinaoder  .  .  und  sollen  kiefeen  xween  unter  ihnen,  die  da 

S fanden  mit  den  RichtiM-n,  zween,  die  es  einnehmen,  und  zween  biderbe 
[änner  nns  d«'r  Stadt,  die  auch  bei  den  Bürgern  .sitzen  darüber,  dieweil 
es  währt  tLaug,  Teutache  Steucrverfaasuiig  S.  163  64). 

•  1408  waren  ^tho  der  tit  berve  borgere  tho  vo^ret,  de  dat  geld 
mede  iipboreden"  (Chronikm  II  S.  408;  vgl.  jnuh  T\rlTnnr  Kork 
bei  Grautoff,  Chroniken  II  S.  (516).  —  Über  eine  ähnliche  Beteiligung 
der  Dortmunder  Bürger  berichtet  Rubel:  Dortmunder  FinanS'^  u. 
Steuerweaen  I  S.  209. 

'  Ferner  zur  Kämmerei.  Wette  und  Wemkeller  (Webrmann 
H.G.BL  1Ö7Ö  S.  108  u.  1884  Ö.  62j. 
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der  ständigen  Behörde  durch  bürgerliche  Koutrolleure 
verlangt. 

Der  Rat  bat  alles  verBUcli^  die  Bürger  zur  Zarücknaliine 
dieser  Forderung,  die  ein  Mifstraaensvotom  für  ihn  bedeutete, 
Ett  bewegen.  Er  kam  ibren  Wttnscben  weit  entgegen :  .ATerst 
dat  de  Gemeine  uth  sick  Borgere  kesen,  welcke  de  nye 
belebe  de  Schattinge  upbohren  unnd  ntbgeven,  kan  ein 
Rbat  wol  liden"  \  bat  aber  dringend,  „dat  men  by  der 
KeinTnervp.  Schottheren  ...  nene  Borgere  settede"^. 
Ahor  sir  ^^aiiPTi  niclit  nach  und  er  gestattete  die  Beiordnung: 
von  Beisitzern,  zunächst  tür  ein  Jahr.  Ein  Versuch,  sie  nach 
Ablauf  dieser  Frist  wieder  zu  beseitifs^en ,  scheiterte  an  dem 
heftigen  Widerspruch  der  ganzen  Gemeinde®. 

Diese  Institution  blieb  auch  unter  der  Herrschalt  de* 
neuen  Ratea  in  Kratt^,  bis  zum  Friedensrezefs  von  141G,  der 
bestimmte:  „Ok  besecge  wy  de  borgere  vnd  inwonere  dar- 
sulues,  dat  se  deme  nide  to  Lubeke  in  tokomenden  tiden 
nenerleie..  bisittera,  vorstendere efte medewetere 
setten  schuUen,  dar  des  rades  herlicheit,  macht,  vrighmt  vnde 
der  stad  olde  gewonheit  edder  rechticheit  noghen  mede  vor- 
neddert,  gemynret  efte  verändert  werden". 

Derselbe  Vorgang  wiederholte  sich  im  Reformattonszeit- 
alter,    1528  erzwang  die  Bürgerschaft  f^r  die  Bewiliigang 

eines  erhöhten  Schosses  die  Zulassung  eines  Ausschusses  von 
8<i  Personen,  der  gcnieinsani  Tiiit  dem  Rat  die  Steuer  aus- 
schreiben, einheben  und  verwenden  solle Dieser  Ausschuf* 
wurde  1520  auf  18,  15."^()  zuerj^t  auf  (i4',  dann  auf  1<>4  Per- 
sonen verstärkt^.    Auch  er  grift'  bald  über  die  Extrasteuern 


I  Gran t off  8.  631.    Ebenso  heifet  ea  an  einer  anderen  Stelle: 

„dat  men  nth  <\c.-n  liorgcTCTi  knlire,  do  dat  0«'klt  11  jiu  rinnen,  welck  oUl 
den  Geldt  Artickeieu  kamen  wert  uund  nu  in  den  Rullenn  vor- 
tekent«  (S.  626). 

^  Ib.  —  Bei  den  direkten  Extrasteuem,  die  unabhängig  rom 
Schofs  erhoben  winden  (oben  S.  106  Aiinr  Hi,  ;rar  eine  Beteiligung 
«ler  Bürger  die  Regel.  1510  waren  ajuni  Empfang  des  Geldes  2  Rats- 
herren, 4  Bürger  und  4  „vth  den  groten  ampten"  bestimmt.  Einige 
Monate  nahmen  anch  9,  ja  12  büigmiche  fieisitser  an  der  Einkaisienuig 
der  Steuer  teil. 

Wehrmann  H.G.Bl.  1878  S.  10H9. 

*  Im  Vor.-^chofsregiater  1411  Prima  Wakeuisüa  steht  am  Eingang 
vermerkt:  do  seten  to  tcbote  van  des  rades  wegen  hinr.  cropljn  (er 
wurde  1418  Ratsherr)  vnn  van  der  borgher  weghen  hinr«  syncke»  anit 
van  atendel.  hans  boldeman,  hans  van  nettelen. 

»  L.U.B.  V  Nr.  583  S.  648. 

•  Grautoff  II  8.  09 fF.;  Hoffmann  II  S.  20ff. 

^  Von  ihnen  sollton  monatlich  8  zupammen  mit  ebensoviel  Bfiigem 
die  Steuern  an  der  Stadtkiste  in  Kninf';iiifr  nehmen,  wöchentlich  an  vier 
Tagen,  und  am  Fltimo  Rechnung  legen  (Grautoff  S.  113). 

'  64  griffen  uiiuiittelbar  in  die  Staatsgeachäfte  ein,  die  übrigen 
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liinaus  in  alle  Ver\valtun^^siit,'eseiiaflL'  lin  Abnr  in  »lein  dn^ 
iieformatinnsuaruheii  abschlief^eaden  Rezels  von  l."»:?.")  niuisieii 
sich  dit"  J>üiger  ausdrücklich  jeder  Vollmacht  und  Mede- 
weterie"  begeben  *, 

So  zeigt  sich  ein  entgegengesetztes  Streben.  Die  Bürger- 
schaft nutzte  jede  Gelegenheit  aus,  sich  Teilnahme  an  der 
Verwaltung  zu  sichern*.  Der  Rat  verstand  sich  liur  bei  aufser- 
gewöhnlichen  Zweclten  zu  einem  EIntgegen kommen ,  sah  alle 
Eingriffe  der  Bürger  in  die  gewöhnlichen  Verwaltungs- 
geschfifte  als  lästige  RoDtrolle  an  und  beseitigte  sie  wieder^ 
sobald  es  ilmi  nur  möglich  war. 

Krst  der  Kassarezefs  von  l»)(j5  hat  der  iiiir^erschatt  einen 
bleibenden  Einflufs  auf  die  Verwaltung  des  iSchosses  gegeben^. 

2.  Die  Amtsiühruxig  des  Rates. 

Der  Rat  war  in  der  mittelalterlichen  Stadtverfassung  zu- 
f^leieh  gesetzgebendes  und  ausfilhrendes  Organ  ^.  Anfangs- 
erledigte er  alle  Angelegenheiten  im  Plenum,  also  kolle- 
gialisch*.  Mit  dem  Anwachsen  der  Gesehnftslast  übertrug  er 
jedoch  die  Exekutive  mehr  und  mein  aut  Verwaitungs- 
ausschtisae,  die  er  zur  selbötiindigen  Wahrnehmung  einzelner 
Regierungsrechte  dauernd  oder  yorttbergehend  aus  seiner 
Mitte  bildete'.  Sie  standen  unter  seiner  Oberaufsicht,  waren 
ihm  aur  Rechnungslegung  verpflichtet  ^ 

Der  älteste  dieser  RatsausschUsse  war  die  Kämmerei*, 
die  Finanzbehtfrde, 


100  wurden  gefragt,  wenn  die  Zu8timmnng''der  Bfiigerschaft  erforderlich 

war.  (Ib.  S.  17'> » 

*  Das  Küiiimcreibuch  enthält  folgende  Eintragung:  1531  cathe- 
dra petrij  antoghande  beth  vpper  margareta  virginis  (13.  VII)  do  wy 
oelden  kemerers  afF  vndo  de  9  vor  *  rienton  horg^-re  wedder  vp 
^hingen  .  .  .  Am.  13.  Juli  wird  diese  Eintragung  fast  wörtlich  wieder- 
holt. 1532  fehlt  eine  derartige  Notiz.  —  Diese  164  waren  es  übrigens 
auch,  die  den  katholtach  gesinnten  Rat  mr  Einftlinuig  der  evangelischen 
Lehre  zwangen. 

•««  Graute  ff  S.  379. 

*  VgL  s.  B.  fQr  1618  Z.  Bd.  2  a  259-261. 

*  Hoffmann  II  S.  100;  Becker  III  S.  87  und  in  der  Beilage 
S.  17.  —  Es  w^urde  d.ima!»  eine  Finanzbph?^rdfi  ointrfrichtet,  die  aus 
2  Kataberreu  und  24  bürgern  bestand  (Wöhrmann  Z.  Bd.  3  S.  3(>4l 
Auch  das  Sehofsdepartement  war  fortan  eine  gemisohte  Behörde.  Naca 
der  Hats^ctzung  von  1751  gehörten  ihm  11  rersonen  an  (Lfibeekiache 
Anzeigen  vom  6.  März  1751  S.  8). 

*  Bücher,  Der  öffentliche  Haushalt  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
Z.  f.  StW.  Bd.  52  S.  7  ff 

«  Wehrmann  H.G.Bl.  ls72  S.  94. 

'  Bücher  i.  c;  W^ehrmaun  H.G.Bl.  I»ö4  Ö.  59. 

*  Oder  auch  nur  den  BfiraermeiBtem,  v^l.  Stieda,  Stftdt  Finanzen 
S.  b  ff.  ;  K&mmereirechnungen  Hamburgs  I  S.  XXII.  — >  Die  Eechnungfl* 
leguna  war  eine  rein  interne  Angelegenheit. 

"^Biä  1226  iät  von  einer  Ämterteilung  nichts  überliefert.  Aufser 
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Nach  und  nach  wurden  für  alle  wichtigeren  Verwaltungs- 
zweige  besondere  Ausschüsse  mit  eigenen  Kassen  errichtet. 
Infolgedessen  erhielt  die  Kimmerei  die  Stellung  einer  stftdli- 
schen  Haaptkasse,  dazu  bestimmt,  die  Einselrerwaltaiigen 
fbderatiT  susammenzuhalten,  ihnen  mit  ZuicfaflMen  en  Hüfe  su 
kommen  oder  die  Überschüsse  abzunehmen  ^ .  Ihre  Ab- 
rechnung, die  jährlich  sa  Petri  Stahlfeier  (22.  Febr.)  verlesen 
wurde',  enthielt  daher  zum  grofaen  Teil  nur  Nettoeinnahnien 
und  -ausgaben. 

Der  Schofs  wurde  aber  durch  diese  Kinteiluug  nicht  be- 
rührt. Er  blieb  verehrst  Sache  des  gesamten  Rates.  Noch 
am  Ende  des  \.\.  Jahrhunderts  ö:ab  es  kein  besonderes  Schofs- 
departement^.  Auch  die  Kauimerei  war  nicht  mit  der  Vor- 
waltung des  Schosses  betraut;  ihre  Bücher  erwähnen  ihn  nur 
AUBnahmsweiie  Später  ist  eine  besondere  Steuarbehörde  ge- 
schaffen. Es  Ifllst  sich  nicht  genau  feststellen,  wann  dies  ge- 
schah. Jedenfalls  spätestens  im  14.  Jahrhundert i  denn  sie 
gehörte  im  Anfang  aes  15.  Jahrhunderts  bereits  zu  den  alten 
Ratsämtern 

Zum  Schofs  wurden  zunächst  zwei'*,  spttter  vier^  Rats- 
berren  delegiert,  mit  denselben  Befugnissen^  die  früher  der 
Oesamtrat  hatte.  Doch  mufsten  sie  den  ^Nettoertrag  an  die 
Kämmerei  abliefern. 

Wie  alle  Ratsäroter  wurde  auch  das  der  Schofsherren  am 
K('})luf8  jedes  Rechnuiicrsi'ihres  in  der  sogenannten  „Rats- 
setzung" (am  22.  Februar)  neu  verteilt.  Diese  Verteilung 
brachte  nicht  notwendig  einen  Personeuweehsel  mit  sich. 
Überall,  wo  zur  Ausübung  eines  Amtes  besondere  Kenntnisse 
erforderlich  waren,  pflegten  die  bisherigen  Inhaber  von  neuem 


den  Kftmmerorn  gehören  zu  den  älteren  Ratsausschüsaen  die  CaDcel»^rf>. 
Voghcde,  Wyn,  Marek-  and  Weddemestere  (DeeckeS.  «i3;  Webr- 
mann  1.  c). 

^  Bücher  und  Käramereircchnuugen  I.  c 

*  z.  Bd.  1  s.  sas. 

*  Die  Chronik  Albrechts  von  Bardewik  von  1298  slhlt  die  der* 
zeitigen  festen  Staat^nmtor  aaf,  ohne  die  Schofsherren  zu  erwähnen 
(Pauli,  Znstande  I  S.  93  ff.). 

*  Oben  S.  12. 

^  Rufu»  belichtet,  dah  bei  Rückkehr  den  liltm  Kati-»  U-tl6) 
.,(lor  stat  enunetef  de  von  older  wonheit  in  deme  radc  to  wesende. 
also  kemmerere  ...  schothercn  unde  weddeherm"  (Grautoff,  Chro- 
niken IL  S.  16  Auui.)  neu  besetzt  wurden.  In  Stralsund,  das  mit 
lübischem  Recht  be widmet  war,  gab  ea  schon  1833  besondere  $chofs> 
henren  (coUeGtam). 

*  Wie  bei  jedem  Ratsausschufs  die  Hegel  war  (Pauli  1.  c). 

^  VlM.  das  Verzcic-linis  der  Sehofsherren  unten  Anlage  1.  —  Ham- 
burg hatte  8  Schofsherren  (Kfimmereirechuungen  I  S.  LVII),  Dortound 
6  Schofsmeister  (Rübcl,  Dortmunder  Finanswesen  I  S.  39)1 
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mit  der  Anitstührung  betraut  zu  werden'.  Manche  Katsherreil 
äind  dauernd,  manche  nie  zum  ^Schofa  delegiert^. 

3.  Die  AmtBmhrungr  der  ScholBherren. 

Dio  Sehofsherren  nahmen  hfi  w^it^^-m  nicht  alle  Geschäfte 
der  fett  uf  rverwaltiiri;^  persönlidi  wahr,  ihre  Tätigkeit  be- 
schränkte sich  im  aiigenieinen  auf  die  Uberaufsicht,  die  Ver- 
rechnung der  eingegangenen  Beträge  und  Ablieferung  der 
^«iettoeinnahmc  an  die  Känimerei,  auf  Zahlung  der  Unkosten, 
auf  Verbängung  von  Strafen  und  Anordnung  von  £xekutionen. 
Auch  der  Scho(seid  durfte  yon  ihnen  abgenommen  sein. 

Allerdinga  verfUgten  sie  ttber  kein  spezielles  Hilfspersonal*« 
Aber  die  allgemeinen  stifdtischen  Beamten  halfen  aus. 

Vor  allen  hatten  die  „bussl u ter" ^  die  Kassenbeamten 
des  Rates*,  beim  Schofs  mitzuwirken.  Sie  mufaten  die  zur 
Registrierung  der  Einwohnerschaft  erforderlichen  Erhebungen 
machen,  die  Steuerbeträge  einnehmen  und  buchen  und  die 
säumigen  Schosser  pfänden.  Nur  der  Schofs  der  Reicheren, 
der  heimlich  erlegt  ward  ist  zeitweilig  von  den  Schofsberren 
persönlich  entgegengenommen 

Die  Anfertigung  der  Schofsregister  war  Sache  zweier 
StadtschreiberV   Das  Ausrufen  des  Schosses  lag  den 


*  Jeder  Hatsherr  war  Mitglied  verschiedener  Departements. 
TidensBn  Osenitin  s.  B.  war  ragleich  Kfanmerer  und  Schonfaerr. 

'-'  \'gl.  das  Verzeichnis  der  Sohofshern  n  in  Anlage  I  mit  der  Bäte- 
liste  bei  V.  Melle,  Gründl.  Nachricht  S.  56  ff. 

^  Allordinprs  erwähnt  die  „Rekenscliop  der  kcmerere*  von  lAOl'S 
einen  Schofaeinnehmer,  Wessel  Make,  mit   einem  Lohn   von  2ö  / 

g..U.B.  y  8.  179).  VieUeicht  hängt  dieser  Poateii  mit  den  damaligen 
nrahen  zusammen. 

«  Vgl.  oben  S.  62. 

«  Vl'1.  z.  B.  Grautoff,  Chroniken  IT  S  239/40. —  Noch im  18.  Jahr- 
hmidert  kassierten  sie  die  Kämmereiiutraden  ein. 

•  Unten  sub  XU  u.  XV,  a. 

^  Z.  B.  1460/61  in  53  Fällen  (miter  820>  1461/62  in  45  (unter  1482); 
1466/67  allein  in  den  beiden  Travenanartieren  in  73  Fällen,  Spftter 
wurde,  soweit  die  Register  erkennen  lassen,  ihre  Beteiligung  immer 

seltener. 

Ihre  Nfunen  »ind  zum  Teil  crliaiten.  i:.ä  hüben  dn.»  liegistcr  an- 
gelegt (nach  dem  Bechnungsbaeh  der  Schobharren): 

1438—48  Mester  Diderik  (Sukow?)  nnd  Meater  Hermann  (vamme 


1449 — 50   Johann  Hertze  und  de  riehtöchnuer, 
1452—60  Mester  Johann  Bracht  und  de  fiehtschritier, 
1460-80  ?  uml  in<  st.^r  Peter  (moanik?  Z.  Bd.  4  8.  504)  de  rieht- 


1481—92   Joiianneä  Berken urügge  und  de  richtschiiacr, 
1493 —  ?   Mester  Diderik  Brandes  und  Euert  (Enerharans)  de  rieht- 


Vgl.  dazu  das  Verzeichnis  der  Protonotarii  und  Secretarii  bei  v.  Meile 


Hagen), 


Bchriuer, 


f  chriiior. 
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Bütteln  bezw.  Fronen  unrl  ihren  Gesellen  ob.  Weitere  ^dener^ 
hatten  kleinere  Handreichungen  2U  tun. 

Obwohl  die  Zahl  der  Schofsherren  der  der  städtischen 
•Quartiert  ilj;! e ichkam ,  scheinen  sie  sich  nicht  in  dieselben  ;re- 
teilt,  sondern  ihr  Amt  ii rb»  neinander  in  allen  wahrgennminen 
zu  liaben  ^  Wenigstens  sind  die  Ablieferungen  der  Bezirke- 
Steuereinnehmer  immer  von  verschiedenen  Händen  gebucht. 

Die   eigentlichen   8chof8einheber ,    zwei   an   der  Zahl 
hatten  besondere  Bezirke,  der  eine  die  Traven-,  der  andere 
die  Waknitzaeite. 

Alle  übrigen,  vornehmlich  der  14H1  für  die  Gäste  an- 
gestellte Einnehmer,  waren  dagegen  nicht  an  bestimmte  Stadt- 
teile gebunden. 

Mit  der  Verrechnung  des  Schosses  wurde  es  folgender- 
niafren  gehalten. 

Die  Steuereinnehmer  lieferten  die  aus  den  einzelnen 
Bezirken  vereinnahmten  Gelder  in  Raten  an  die  Soho&herren 
aby  aber  weder  su  bestimmten  Terminen  nocb  in  festen  Be- 
trägen. Um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  ist  etwa  alle 
zwei  bis  vier  Wochen  abgeliefert,  später  seltener*.  Nur  gegen 
Schlufs  dee  Rechnungsjahres  der  Rämmerei,  gegen  den 
22.  Februar,  fanden  häufigere  Überweisungen  statt.  Die 
Schoisherren  scheinen  sich  bemüht  zu  haben,  zu  diesem  Zeit- 
punkt möglichst  alles,  was  vereinnahmt  war,  abzugeben,  ob- 
wohl die  Scliolszt'it  l)is  ( )st«^rn  währte.  Der  Einnehmer  niufste 
die  Beträge,  die  zur  Ablieferung  kamen,  sortieren**  und  am 


S.  94  ff.    Dufs  t'iiu  r  der   bt  idon  Srhrethor  in  <lcr  Rrfirel  ein  Gorioht> 
Schreiber  war,  ergibt  auch  der  Vermerk:  Item  den  scriuern  isliken  a»:^ 
dem  riehtscriner  vnde  dem  anderen.   IMe  Mitwirkung  des  Schreiber- 
personids  iM  hi  llt  am  der  Eintragung  von  1448:  Item  betalt  Her  Hennia 

vnde  mester  Diderik  viido  den  knapeii  dat  hcliot  fo  ^chryncn. 

'  Anders  in  Hamburg;:  vfxl.  Kämmcreiredmungen  I  S.  LYI. 
-  Ihre  Namen  unten  in  Anlage  11. 

*  Mit  dem  Kückgauir  des  Scbofsertraged  gi^K  auch  die  Zahl  der 
Abliefeningen  surfick.   Das  Maximum  letsterer,  wmftl^  ist  1478'79  er- 

i-eiclif.  imVM  und  150'?  ;i  ist  nur  22mal  abgeliefert.  150910  gar  nur 
länuil.  Die  Frankfurter  Bede  wurde  jf^desmal  abgeliefert,  wenn 
einige  Siteke  Geld  zusaumiengezählt  und  iu  Gulden  umgewechselt  wareu 
(Biu  Ii  r  Z.  f.  StW.  Hd.  52  S.  18).  V^l.  Ar  HildeshSm  Koppmann 
H.G,Bl.  1896  S.  202  fi. 

*  Er  sortiert  wie  folgt:  Schillinge,  klene  glielt  (penning©)  —  Schil- 
linge, soslinge,  klene  ghelt  —  gron  (graue)  gheit,  klene  ^elt  [das 
Qrobegeld  besteht  ans  Bchillingen,  Sechslingen  und  Wittenf  —  sold, 

Schillinge,  soslinge,  klene  ^helt  —  gold,  :iilnllinge .  klene  giielt. 
f^cherf  etc.  Im  Anfanir  des  Ib.  Jahrhunderts  führt  er  aueh  nyggo  geld 
auf.  l>amals  waren  tunt'  ueixc  Münzen  geprägt.  \'gl.  Curtius  bei 
floffmann  II  S.  225  ff. 
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Sehluls  der  SchofM  i  t^ist^^r  buchen*.  Bisweilen  wird  seine 
Eintragung  durch  (Quittungen  der  Scholöherren  hestiitigt-. 

Der  Verkehr  zwischen  JSchofsdepartement  und 
Kilmmerei  war  aiiiangs  wenig  geregelt.  Der  Nettoertrag 
w  urde  in  sehr  verschiedenen  Summen  abgeliefert.  1428  z.  B. 
beläuft  sich  der  gröfste  Betrag  auf  3890  der  kleinste  auf 
3  /  8  ^.  Er  passierte  ferner  nicht  immer  die  Bünde  der 
Kftmmerer,  sondern  wurde  auf  deren  Geheifs  direkt  veraus- 

fabty  z.  B.  fUr  Reisen  der  Ratsherren  °,  für  Anschaffungen  im 
Qteresse  der  Stadt  ^  und  zur  Abfindung  städtischer  Gläu* 
biger ^.  Mitunter  wurde  er  auch  su  Darlehn  an  andere  Rats- 
Ämter  verwandt®  ^ 

Um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  wurde  dies  jedoch 
anders.  Seitdem  j^inp:  der  Reinertrag  in  vollem  Umfang  an 
die  Kämmerei  und  zwar  in  kofizentrierten  Summen  von  je 
300  Die  Abli*  t'erungen    ptiegten   am    „^udeii  dinstag" 

(Dienstag  vor  Ostern)  zu  beginnen.  Oewülinlich  sind  auch 
an  den  beiden  folgenden  Tagen  je  300  überwiesen.  Jeden- 
falls waren  die  letzten  Schofstage  die  hauptBächlichsten  Ab- 
lieferungstermine, besonders  gegen  1500  und  spftteir^. 

Von  weiteren  festen  Terminen  konnte  schon  deshalb  keine 
Rede  sein,  weil  das  Fixum  von  300  Jt  nicht  in  irgendwie  be- 
stimmten Fristen  verfügbar  ward. 

Die  Überweisung  selber  roUsog  sich  in  der  Form,  dafs 


*  Z.  B.  in  folgender  Art: 

Item  so  brachte  yk  vp  frydage  vor  sunte  peter 

(litte»  Secunda    VfZ  ^fl"  J^AlÄ 
Wakenitse  Anno   J!^'"  ^      „        "^VA  4  'l.f!  . 

'      Item  yn  blafferden   ig  ^  xuj  /?  ij 

summa  xlvj  ^  vj  /u  ij  /ij  —  Itcvn  16  ^ 
%  ß  h  holibt'  ik  bernt  stall  am  din.sdedage  na  palme  den  schothereii 
vpgebracht.  Item  so  briughe  ik  bernt  stal  sin  frowe  vp  18  14  /> 
{^ofsre^ister  von  1406  und  1408). 

^  Sie  sind  eine  Wiederholung  der  Eiiitragtingnn  der  Sclir>rs- 
einnehmer,  nur  dafs  statt  „ik"  „hc"  oder  der  Name  des  Einnehmers 
gesetzt  ist. 

23  4^  worden  Her  Johan  KolciiKLiii,,  do  he  to  rostoke  roet  (1480). 

*  Do  antworde  (leuerden)  wi  (de  »chotheren)  van  des  scliotcs  wp^en: 
6  ^  to  ener  sehnten,  5'/«  Dar  betalte  he  bumsen  stene  mede  (1428), 
hinr.  meyger  vor  1  pert  16  (1432),  89  ^  6  vor  7  ttmnen  boteren 
vnde  vor     tunnon  crwcton.  dat  boten  vn.s  de  kemort'r  (14;>3). 

^'  Item  fio  sloc}i  h'ins  von  damen  vns  atf  3  de  eme  lie  kemerer 
to  luttik  gaö"  (1431;;  22Ö  Jt  to  den  prusessz  soldeneren  (14;33j.  Vgl. 
auch  L  U.R  II  8.  1080  n.  1041. 

'  Den  winhercn  gbe  lenet  van  dem  schote  300  ^;  300  ^  den 
kemerern  worden  den  stallheren  (1430). 

^  Die  vorstehenden  Vermerke  entstammen  dem  Rechnungsbuch 
der  Schofsherren. 

"  Seit  1520  wird  ftbrigens  der  neue  Abliefemiigemodue  nicht  immer 
eingehalten. 
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das  Geld  nach  Sorten  abgeschichtety  in  Säcke  getan  ^  und  ao 
zur  Kämmerei  hingetragen  ward 

Was  sie  vom  Schofs  vereinnahmte,  ist  unter  der  Kiihrik 
,van  dum  echote"  iu  ihren  Rechnungen  gebucht.  Diese  Öuuime 
gibt  aber  stets  nur  den  Nettoertrag  doö  Schosses  an. 

4.  Die  Kosten  der  SehoItoTeFwaltunfir* 

Die  Kosten  der  Schofsverwaltung  waren  gering. 

Das  Amt  der  Schofsherren  war  ein  ehrenamt- 
liches. Sie  erhielten,  wie  alle  Mitglieder  des  Rates,  kein 
festes  Gehalt'.  Der  einsige  Vorteil,  den  sie  von  ihrer Mflhe- 
waltang  zogen,  war  der,  dals  sie  nach  besonders  arbeitsreichen 
Tagen  auf  städtische  Kosten  verpflegt  wurden^. 

Die  iStadt  richtete  jährlich  einige  Tage  nach  Allerheiligen 
(1.  November),  wenn  die  Steuerregister  fertig  gestellt  waren^ 
ein  Schofsmahl  (schottkost)  an^.  Vor  ^rnnzo  Rat  fand  sich 
ein.  Auch  die  Oberbeamten,  die  bei  Aufstellung  der  Register 
beteiligt  waren,  die  S  t  a  d  t  s  e  h  r  e  i  h  e  r ,  dürften  geladen  sein. 

Das  8chofsmahl  wurde  von  1451 — 1'>22  beim  Marktvogt  • 
eingenommen,  dann,  der  Kostenersparnis  halber  ®,  in  das  Haus 
eines  der  Scboisherren  verl^t  Wein  und  Oewtirz  lieferten 
Ratskeller  und  Ratsapotheke. 

Die  Abrechnung  gliederte  sich  dementsprechend  in  drei 
Teile^:  vor  kost  (snjse,  yngelt)  bi  dem  marketvoget, 
vor  win®,  dat  gedrunken  wart,  dornen  dat  schot 
schreff  (geuen  in  dem  winkeller)  inid  dem  abbeteker  vor 
w  v  n ,  k  1  a  r  f  t .  v  1)  e  n  k  r  a  e  s  k  r  u  d  I  k  o  k  e  n  k  r  u  d ) ,  s  a  f  fe  r  a  n , 
puder,    aUeme    dat    schot   schreff   (Gewürze  und 


1  Das  Rechnangsbach  der  Schorsherren  registriert  1524:  ein  sack 
mit  blafferdeii,  drelingen,  wytten. 

■  Oben  S.  \'A  Aiim.  4.  Dies*  ist  überall  di«-  Rppol.  Vgl,  z.  B. 
Bücher,  Bevölkerung  Frankfurts  S  257.  Nur  iii  Hilileäheim  empfinecn 
die  Ratsherren  im  15.  Jahrhundert  ein  fettes  (allerdings  onbedeatOMes) 
(jtehalt  (Huh.  r.  Haushalt  il.t*  S  TstV.i. 

^  Ueagleiclien  in  liildeslieim  (Hu her  S.  61). 

*  Eine  Eintragung  im  Rechnangsbach  der  Schofsherren  beriehtet: 
Item  plet  ht  meu  dat  schot  to  sdjaende  des  mandaghes  na  alle  ghodes 
hilgluu  daghe.  Die  Verbindung  von  Schofsmahl  und  Fertigstellung 
der  liegi.<«tür  ergibt  die  Abrechuung.  —  Die  gleiche  Liurichtung  beätaud 
in  Braonschweig  (Msck,  Finsnsverwsltnng  S.  70),  Hildesheim  (U.B.  V 
S.  493  n.rm  ;  Huber  1.  c;  Kopnmann  H.G.Bl.  1896  8.  ÄWik  Göttingen 
(Z.  für  NiederiUMshaen  lö57  &  207J,  Frankfurt  (Bficher  Z.  f.  St.\V. 
Bd.  52  S.  18). 

*  Er  war  zugleich  Wirt  (Z.  Bd.  8  S.  562J.  —  1450  richtete  ein 
JiUHsluter''  da.i>  Mahl  au.  Diesen  Posten  bekleidete  von  1502 — 20: 
Friedr.  Streberch,  von  1520—2;}:  Lütke  Mantelfl. 

*  V^l.  die  folgende  Seite. 

Die  nachfolgenden  Angabon  finden  sieh  im  Beehmingsbaeh  der 

Schofvherreu. 

'  Darunter  haulig  uuiluiesie  (Malyasier)i 
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Gewürzweine)*.  Seit  1ÖU2  wurden  die  ersten  beiden  Eubriken 
in  eine:  vor  kost  vnd  wyn,  zusammengezogen. 

Für  die  Kost  wurden  im  Durchschnitt  25^  verausgabt, 
am  meisten   1182  (34  ^   V6  jS  4  am  wenigsten  1499 

(19  ^  S  j8  {}  Der  RatBkeller  lieferte  in  der  Regel 
mr  10—11  ^,  am  meisteD  1493  (fiir  16  1  4  am 
wenigsten  1473  (für  b  7  Jf  i  A),  Vor  kost  vnd  win 
wurden  Ton  1502—1510  durchschnittlich  25  /  zahlfällig,  von 
1510  an  40-50  1521  gar  50  j£  9  jß  d  ^,  seit  1523  aber 
nur  noch  17  —  20  / ;  der  Schofsherr  hat  entweder  weniger 
aufgetischt  oder  geringeres  Entgelt  verlangt.  Der  Apotheker 
endlich  erhielt  gewöhnlich  0—7  -^^  1489  9  7  ß,  1475  nur 
4  ^  11  M,  seit  1510  aber  mehr,  z.  B.  1510:  11  /  0  8  4&, 
1521:  10  #  13  ^  4  Die  schottkost  erforderte  also  im 
15.  Jahrhundert  einen  jährlichen  Aufwand  von  40—50  J^y  im 
IG.  znnttchst  einm  liOkeren  (1521  z.  B.  kostete  sie  70  ^  0  ^ 
10  4X  soti  1^2^  ft^^f  einen  solcken  von  15^25 

Alle  übrigen  an  der  Vorbereitung  und  Erbebung  des 
Schosses  beteiligten  Personen  erhielten  besondere  Veigtttungen: 
fixe  Summen,  Tagegelder  und,  dem  Brauch  der  Zeit  ent- 
sprechend*, Trinkgelder 

Den  beiden  Schroibern  (schrineren ,  secretarien  van 
Substituten)  wurde  für  Anfertigung  d<  i  ji-'i^i-tcr  (  vor  dat  schot 
to  schriuen,  vor  de  schotbreue,  vor  de  4  bciiotboke,  vor  nygge 
rullen ,  ere  loen  vor  dat  sehriuent  to  dem  schote)  ein  fester 
Lohn  gezahlt,  anfänglich  je  27  jSf  seit  1479  ie  2  ^,  dazu  seit 
1453  je  <;  jS  vor  1  stofken  wins^  Bas  sind  im  gansen  ZJi 


^  Klaret  ist  weifser,  ypenkraos  roter  Gewürzwoin.  krud  TJewürz, 
Spezerei,  puder  Gewürzpulver.  V^l.  Schiller-Lübben,  Mitteluieder- 
deutsches  Wörterbndi;  Wehrmann,  Der  Lüb.  Ratsweinkeller  Z. 
Bd.  2  S.  87. 

*  Später  war  sie  wieder  erheblich  teurer.  15ö7  z.  B.  sind  122  / 
Ar  sie  verausp^bt. 

'  Es  sind  mehrere  Spezialabrechnongen  erhalten,  filnf  über  da« 

Schornrnahl  mul  drt^i  andere.  Die  orstcren  zeigen,  dafs  ein«'  Art  fV^ter 
Speisetoige  beätaud.  Die  Abrechnung  über  das  Schofsmahi  von  1460 
ist  unten  (Anlage  III)  abgedmckt 

*  Vgl.  Z.  Bd.  1  S.  :i^  39,  Bd.  G  S.  46:^  f., vor  bibale8%  „tho  drniik- 
gc'lde'')  u.  4yi.  Die  Spenden  wurden  dem  Hange  entsprechend  quanti- 
tativ und  qualitativ  augcstuft  (Z.  Bd.  2  S.       u.  92l 

^  Desgleichen  in  anderen  mittelalterlichen  Städten,  z.  B.  in  Braun- 
8chweig_(Mack  S.  70  und  8788)-,  Hildesheim  (U.B.  V  S.  92,  570  etc, 
VI  S.  XIlI,  689,  707,  757  etc.;  Koppmann  H.G.BL  1896  S.  198— 20^; 
Hannover  (Ulrich,  Bilder  ans  Hannavers  Versrnngenheit  S.  86  u.  4^; 
Göttingen  (Schmidt  H.G.Bl.  1878  8. 10);  FkanUtart(Bflcher  Z.  f.  St.W. 
Bd.  52  S.  IS)  und  Kassel  fStadtrechnimf'en  vf>n  1468—1553  in  Z.  d. 
Vereins  f.  Hessische  Geschichte  u,  Landeskunde  N.  F.  3.  Supplement 
&  60,  90,  107,  301  fiP.) 

*  Stübchen  ist  ein  Maf^  von  Flüssigkeiten,  das  vier  Flaschen  . nt- 
hftlt  —  Die  Schreiber  erhielten  ihrer  sozialen  Stellung  entsprechend 
Wein,  von  liö6 — 60  direkt,  von  da  ab  ein  Weingeld. 

FonebnaffMi  ZZX  9.  —  HAriwiff.  9 
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6  ^  bis  4  #  ii  ß.  1028  erhöhte  sich  dieser  Betrag  auf 
5^2  ß.  Es  ist  aber  nicht  ersichtlich,  ob  der  Lohn  oder 
das  Weingeld  erliöht  wurde. 

Die  eigentliche  Erheljung  des  Schosses  und  die  Schof»- 
exekution  verursachten  folgende  Kosten  :  Die  beiden  II  a  u s  - 
schliefser;  die  vor  allen  mit  der  Einhebung  und 
Pfändung  betraut  waren  (de  denre^  de  dat  sehet  boren, 
manen,  inmaneden,  de  mit  der  pandingc  gingen ,  vor  dat  ae 
dat  schoet  vnde  pande  sammelden,  de  beiden  schotsamelers) 
erhielten  je  4  die  zwei  Diener,  die  ihnen  dabei  an 
die  Hand  zu  gehen  hatten  (einer  hatte  im  IG.  Jahrhundert 
die  Aufgabe,  den  Schofs  der  Gesellen  beizutreiben:  der 
denre,  der  de  gesellrn  niani  t,  vorbadet  vmmr  oren  schot  to 
bringen)  je  8  ß.  l)cr  Hausdiener,  dem  1481  der  Gftsteschofs 
übertragen  ward  (de  de  gheste,  den  ghastbref  manede,  de  mit 
dem  ghastbreue  ghing),  wurde  mit  einem  Rheinischen  Gulden 
(l'/t  •^)  abgefunden.  Wer  sonst  noch  bei  der  Einnahme  de^» 
SchoBses  mitwirkte,  bezog  Tagegelder.  Sie  beliefen  aich  in 
der  Regel  auf  1  ß^  betrugen  aber  gegen  Ende  der  Seholaseit 
auch  das  Doppelte.  Zuweilen  wurde  ein  Trinkgeld  von  tlg- 
lich  2  >^  to  bere  gegeben.  Ausweislich  der  Schofsregiater 
sind  folgende  Diäten  gexahlt: 

Prima  Traveoa  öecunda  Travena  wfÄa 

1461/62»:  lJfll/fl04  2Jr  2/?8  4  3/  o;?24  1^15/? 

1462/68«:            Iß  6/?  2/  8  - 

1463/64«:           15/?  t  \M\^ß  1#  7  -' 

14ül<;5^:  iJf  Wß^A  1/  9/?  1/  ^ß 

1465'66'*:           ?  ?  \^\iß  7  ß 

1466/67»:  IJlWß  l^lQß                 ?  ? 


>  Die  Angaben  diesem  Jahres  sind  am  voübtandlgstco.  Nur  die 
Abrechnung  für  den  ersten  Travenbezirk  ist  lückenhaft.  Sie  reicht  nur 
bis  zum  Anfang;  Dezt^nbor  tntt  hi-  Ostorn.  Von  der  Oesamtsummc. 
9  ^  1  i0  8  z^,  erhielt  Ghert  iiugher  für  68  Tage  4  ^  10  ß  l  Hinr. 
Stnitse  far  56  Ta^e  3  ^  12  ß  d  y^,  Pawel?  för  10  Tage  10  ß  10  4. 
Auf  alle  drei  entfielen  H  ß  S  ^  io  bere. 

*  Jakob  Tzelb  n  erhielt  in  Prima  Wakenissa  für  34  Tage  and  in 
Sekunda  für  30  Tapc  je  1  ff,  einmal  auch  2  Stnitze  für  je  20  Tacre 
in  beiden  Quartieren  je  1  /J,  einmal  2  ß.  Trinkgelder  wurden  nicbt 
gegeben.  In  den  Travenquartieren  war  Qbert  Sagher  tfttig. 

*  Strutze  fÖr  6  +  26  +  22rnal.  Hiehelef  in  den  Waknitibesirkeu 
für  3  +  1  mal,  Ghert  Saglier  in  der  Prima  Travena  für  2mal,  Pawel  für 
Imal.  —  Veroinzoltf  Trinkgelder. 

*  Nur  tüi  tiie  Waknitzbczirke  sind  individuelle  Angaben  erhalten. 
Strutze  erhielt  für  21  +  17  Tage  je  1  ß.  Den  gleichen  Lohn  bekam 
Hanse?  für  5  Tage  im  ersten,  Michel  für  2  im  zweiten  Bezirk. 

Strutze  für  22  +  VJ  Tage  6  +  8  Tage  2  ß,  die  übrigen  1  jff. 

„Noch  euer"  fnr  2  Tage  j<>  1  /s. 

*  Nur  generelle  Angaben. 
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Die  Angaben  tind  biufig  unvollständig,  wie  die  grofsen 
Abweichungen  darttin.  Ein  Vergleich  der  einseinen  Jahr- 
gänge ergibt  jedoch,  dafo  durchechnittiich  5—10  verauBgabt 
wurden.  Somit  kostete  die  eigentliche  Erhebung  inkl.  Exeku- 
tion rund  20 

Die  Hausdiener  des  Rates  waren  auch  sonst  noch  am 
Schofs  beteiligt    Alle  vier  erhielten  \e  2  j3  dafür,  dafs  sie 

„mit  dem  schote  p^inpren",  das  soll  wohl  hoifspn :  die  zur  Re- 
gistrierung erforderlichen  Personalautnahmen  machten.  Ferner 
wurden  zwei  von  ihnen  für  das  Zu-  und  Wegtragen  der 
Rechen  (ZÄhl)brcttcr^  (de  twc  de  de  schottbrede  drogen,  de 
de  brede  drogen  mit  dem  schotte)  nochmals  mit  dem  gleichen 
Betrage  entlohnt^.  Sie  bekamen  also  insgesamt  zu  den  obigen 
Summen  noch  12  Jf  hinm  f 

Endlich  empfingen  die  beiden  Buttel  (oder  statt  ihrer  die 
beiden  Frone  oder  auch  Läufer)  mit  ihren  Gesellen,  die  yiermal 
im  Jahre,  zu  Ostern,  am  Spieltag ^  au  Weihnachten  und  zu 
St  Peter  (22.  Februar),  den  Schofs  ausrufen  muTsten,  zu- 
sammen 1  J^,  für  jedes  Ausrufen  also  4  Jf.  Von  dieser 
Summe  fiel  auf  die  Meister  je  1       auf  die  vier  Gesellen 


Die  jähriit'iirn  Kosten  der  Veranl.ii^ung  und  Erhebung 
stellten  sich  demnach  im  15.  Jahrhundert  auf  (>0  bis  90 
Im        Jahrhundert  betrugen  sie  bis  1523  im  Maximum 


1  In  den  Waknitsberirken  Stnitie  für  88  +  21,  Hanse?  fOr  6  +  3 
Tage  je  1  /f. 

■  Diese  Ziffern  sind  in  den  Eintragnn^pn  der  Schofsherren  ver- 
steckt; vgl.  oben  S.  127  Anm.  1  und  unten  sub  XVIIL  Weitere  Be- 
rechniuigeD  waren  nur  fSr  die  Travenqnartiere  mdglich.  Sie  ergthea 
immer  zwischen  5  und  6 

»  Koppmann  H.G.BI.  1896  S.  199. 

*  Item  wen  men  <hit  -hoth  scrifft  des  mandages  na  alb*  triiiides 
hiUighen,  so  giift  men  lewelikcn  huiBdener  2ß  vnde  jewelken  breddreger 
2  jt^;  js  to  samende  12  fi* 

*  Welcher  Tag  gemeint  ist,  l&fst  sich  nicht  sagen.  Zuweilen  ist- 
statt  seiner  Pfingsten,  auch  Assumptio  Marie  (15.  August)  ^^enannt. 

®  Item  bort  in  clk  bodelhus  den  knechten  2  /!  vnde  elkem  bodel- 
mester  2  ß  to  den  4  hochtyden.  —  Item  to  ver  hochtyden  to  ylker  tjd 
in  yslik  hna  4      —  Item  gift  me  den  bodelen  in  beyde  hns,  wan  se 

dat  schot  ropen.  tor  tijd  cuen  schining,  is  in  olk  hus  tor  tyd  6  — 
Item  den  lopcnden  knorhten  to  4  tideu,  als  to  paschen,  ten  speldagcn, 


yg  8  ^.  .  Item  den  twen  vronenmestem  mit  den  knapen  1      in  elk 

hus  8  —  Über  die  Wohnungen  von  Büttel  und  Fron  vgl.  M.  Heft  4 
S.  58  u.  158  und  Z.  Bd.  5  S.  22ö  Anm.  10. 


je  6  4 " 
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86  ^  G  10  (1521),  im  Minimum  54  ^  2  jß;  seit  1023 
infolge  Änderung  des  Schofsmahls  nur  noch  30 — 40  J^^. 

Die  Kosten  wuiden  Torweg  aw  dem  Ertnge  des  Sehoeece 
bestritten ^  1465  s.  B.  ist  nnter  der  Abrechnung,  deren  ein- 
zelne Posten  fast  alle  Anfang  November  anssekehrt  wurdeiig 
yennerkt:  d^  is  al  betalt  van  dem  schote  dat  men  boret 
▼an  66j  so  hir  Tnder  gesereuen  stet*. 


^  Die  Erliebungskosten  betrugen  in  Basel  46  bis  62  U  (Schön- 
berg, FinnnzverhältniBse  S.  4(^4%  in  Nürnberg  12  bis  15  i2  (Sander, 
Beicbsetutlt.  Haushaltung  S.  340). 

«  Ebenso  in  Nürnberg  (Sander  L  e.)  und  Hildesheim  (flnber» 
Hanshalt  der  Stadt  H.  S.  18). 

^  1466  ist  neben  der  Abrechnung  über  das  öcbolsmahl  notiert; 
van  dem  schotte  bez. 
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Fünfter  Teil. 
Die  VeranlafiTunir  Schosses. 

XL  Die  Enuittlnng  der  sehofspfliehtigen 

Persouen  (Schofsregister). 


Bei  Veranlagung  einer  Steaer  sind  aunMclist  dieSteuer- 

eubjekte  zu  ermitteln. 

Lübeck  behalf  sich  in  ältester  Zeit  mit  den  Eintragnngen 
der  Stadtbücher*.   Wenigstens  sind  besondere  Aufnahmen  der 

Bevölkerung  zu  Steuerzwecken  nicht  (iberliefert.  Aber  als  die 
Stadt  wuchs,  die  Schofspflicht  nach  Umfang  und  Inhalt  er- 
weitert, und  infolgcd(vss(m  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  immer 
gröfser  und  uiüihcrsichtlicher  wurde,  genügte  dieser  Behelf 
nicht  mehr.  Die  Autzeieluiung  der  Bevölkerung  in  besonderen 
Registern  ward  dringend  erforderlich. 

Schofabtlcher  lassen  sich  denn  auch  schon  um  1250 
feststellen. 

Am  Schluls  der  Bttigermatrikel  von  1259  ist  vermerkt: 
Littera  civilitatnm  post  talliam.  Dieser  Vermerk  kann 
nach  Mantels  zweierlei  bedeuten :  entweder,  dafs  die  Matrikel 
nach  den  Angaben  der  Schofsrei^ister.  oder  dafs  sie  bestimmte 
Zeit  nach  dem  ScIi  ols  angefertigt  ist*.  Die  erstere  Annahme 
dürfte  die  zutreffendere  sein.  Zur  Hersteiiung  der  Schofs- 
register mufsten  jährlich  neue  Erhebungen  stattlinden;  denn 
Meldeämter,  die  die  Bevölkerungöbewegung  fortlaufend  re- 
gistrierten, waren  nicht  vorhanden',  ebenso  ist  von  einem 

'  Vgl.  ubor  sie  sub  XII  Anm.  1. 

*  Mantels,  Beiträjro  S.  76.  Er  übersetzt  post  talliam:  nach  dem 
Schofsansatz  oder  der  Schofstafel.  Beide  Ausdrücke  sind  inkorrekt. 
IMe  Schofsregister  enthalten  keinen  Schofsansats  und  sind  etwas  anderes 

als  Srhnfstafeln. 

^  Paasche  schliefst  aus  den  Steuerbüchern,  dafs  eine  weit  aus- 
gebildete polizeiliche  Kontrolle  der  Einwohnerschaft  bestanden 
habe  (J.  f.  Nat.  u.  SUt.  Bd.  39  S.  304).  Das  ist  aber  weni^  glaabhaft 
zudem  der  Schlufs  nicht  notwendig;  es  kdnaen  doeh  Aatnannien  ad 
hoc  stattgefunden  haben. 
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Meldezwaiig*  für  die  Steuerpflichtigen  nichts  bekannt.  Bei 
diesen  Ermittlungen  wird  nachgefragt  sein«  ob  alle  Ein- 
wobBer  den  gesetdieh  geforderten*  £intritt  ins  Bürgerrecht 
▼oUzoeen  hatten*.  Wenn  sich  heransstellte,  dafs  jemand  per 
nefas  Kein  Bürger  war,  so  wurde  er  doch  schon  in  die  Listen 
anfgenommen  und  zum  Schofs  herangesogen,  und  erst  nachher 
zum  Erwerb  des  Bürgerrechts  gezwungen.  Die  Vermerke  „in 
tallils  fnerunt"  und  ^talliavit"  der  Bürgenuatrikel*  besagen 
also,  dafä  diese  neuautgcnommenen  Bürger  schon  vor  ihrer 
Aufnahme  geschofst  hatten. 

Das  13.  Jahrhundert  hat  aber  keine  Schofsregister 
überliefert.  Auch  aus  dem  14.  sind  nur  noch  itini  er- 
halten. Eins  von  ihnen  ist  datiert.  Die  Überschrift  lautet: 
(13)51  Martini  Tallis.  AUe  enthalten  lediglich  den  weat- 
Ucben  Teil  der  Stadt,  die  Travensette,  die  in  zwei  Hlllllen 
zerfilUt^  Aus  dieser  Einteilung  erhellt,  dafs  Lübeck  schon 
damals  in  vier  Quartiere  zerfieH.  Sie  hiefsen:  Prima  Tra- 
vena,  Secunda  Trayena,  Prima  Wakenissa,  Secunda  Wakenlssa. 
Ihre  Grenzen  werden  in  einem  Bericht  aus  dem  Jahre  14<»2 
folgendermafsen  bestimmt :  I.  D  a  t  erste  q  u  a  r  t  e  r  r1  p  r 
Travene,  dat  angeit  vor  deme  mulendore  unde  keret  wedder 
upp  dem  orde  in  der  Mengenstrate  bii  der  cappellen  tegen 
den  vilfhusen.  II.  Dat  andere  quarter  der  Travene, 
dat  angeit  boven  in  der  Mengenstrate  tegen  der  apoteke  bii 
deme  gülden .  zode  unde  keret  wedder  bfi  der  boigh. 
III«  Dat  erste  qu'arter  der  Wakenisse,  dat  angeit  tot 
deme  molendore  unde  keret  wedder  in  sunte  Johann  isstraten. 
rV.  Dat  andere  quarter  der  Wakenisse,  dat  angeit 
in  sunte  Johann  isstraten  unde  keret  [wedder]  vor  deme  boigb- 
dore  Sie  entsprechen  also   dem   heutigen  Marten«, 

Marien  Magdaienen-,  Johannis-  und  Jakobiquartier'*. 

'  Wagner,  Finanz wissenscliuft  II  S.  5^4,  608  ff. 

•  Vgl.  oben  S.  20. 

'  Das  <^'leichc  geschah  in  Frankfurt  M;  vgl.  Bücher,  Die 
Bevölkerung  Frankfurts  8.  188  89. 

♦  L.UJB.  n  Nr.  31  S.  22  ff.;  ManteU  1.  c 

*  Zwei  enthalten  die  ganze  TravtDBsite,  die  übrigen  nur  die  afidp 
liehe  oder  nördliche  Hälfte  derselben. 

*  Wehrmann  setzt  die  Einteilung  der  Stadt  in  vier  Quartiere 
erst  in  das  Ende  des  14.  und  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  (Z.  Bd.  8 

S.  602  fr.).  Er  wie  G  r  au  t  o  f  f  (HLstorischc  Schriften  II  S.  nirj)  erklären 
«ie  aus  militärischen  (iründen.  Allerdings  "wurdr  nianche  mittcl- 
alterliclic  Stadt  zu  niilit.iiiwrhcu  untl  polizeilichen  Zwecke«  iu  vier 
Teile  zerlegt  nnd  diese  Einteilung  spater  auch  für  Stcuerzweckc  ver- 
wendet (Maurer,  Städteverfaßsung  I  S.  518  ff.  und  II  S.  1''  ff.; 
EspinaSf  Finances  de  la  commune  de  Douai  S.  114,  bea.  Auiu.  6^ 
Für  Lübeek  ist  aber  die  Prioritftt  eines  dieser  Zwecke  nicht  nftdi* 
weisbar.  —  V^l.  auch  Hagedorn  Z.  Bd.  4  S.  289  Anm.  2. 

^  Nach  einem  Bericht  über  die  Anfuahme  K6niga  Christian  L  im 
Jahre  1462  (Z.  Bd.  4  S.  289  ff.). 

"  Brenmer,  Beitrflge  sn  einer  Bangeschichte  Lfibeeks  Z.  Bd.  5 
&  280  Anm.  la 


Digitized  by  Googl 


XXI  6. 


135 


Seit  1468  ist  eine  fortlaufende  Keihe  von  Steuerbüchern 
erhalten ' 

Es  wurdcQ  damals  verschiedeae  Register  geführt. 

Das  Hauptregister  (registrum dominorum Lubicensium, 
dat  regiBter,  de  rechte  brev')  zerfiel  in  vier  Einzelr^gUter  fUr 
die  städtischen  Quartiere  (littera  prima  Trayen%  Wakenissa  etc., 
Dat  andere  Bock  tor  TVavensyden  etc.,  schotbref,  bok  der 
denre).  Sie  bestanden  aus  papierenen,  10X29  cm  groiseii 
Schmalheften,  die,  wenigstens  in  der  Regel,  mit  einem 
Pergamentumsclila^  vorsehen  waren*. 

Ihrer  Anfertigung  ging  jährlich  ein  Hausumgang  voraus 
JBs  ist  dies  zwar  nicht  ausdrücklich  überliefert,  aber  aus  der 
Art  der  Registrierung  klar  ersichtlich.    Die  Register  führen 
z.  B.  auch  Privilegierte ,  ja  selbst  leerstehende  Wohnungen 
auf.    Der  Umgang  fand  vor  dem  November  statt®;  denn 


1  Aas  der  Zeit  1458  bis  1518  von  224  Exemplaren  (61  x  4j  204. 

VoIUtändiec  Register  sind  erst  aus  relativ  später  Zeit  erhalten. 
In  Frankfurt  s.  jB.  reichen  sie  bis  l>^i20  bezw.  1354  zurück  (Bücher 
1.  c.  S.  52),  in  BoAtoek  bis  1342  (Meckl.  U.B.  IX  S.  354),  in  Hannover  bis 
1886  (Ulrich,  Bilder  aus  fl.s  Vsigangenheit  S.  86  u.  78ff.)L 

*  Im  Gästeregister  so  genannt 

*  Vgl.  auch  M.  Heft  9  8.  137.  —  Die  Regbter  des  14.  Jahrhunderts 
liestdien  ans  snsammengcroUten,  beiderseitig  besduriebenen  Pergament* 
blättern,  die  eehr  verscbieden  (17  bis  28  x  W  bis  44  cm)  grofs  sind. 

^  Braunachweig  verordnete:  Vortmer  in  der  andern  weken  na 
suute  Michcles  dagne  schal  cyn  .  .  rad  ,  .  mjt  den  scryueren  .  .  . 
sciyuen  dat  schotbok,  vnde  de  bnrmestere  ymmeyragben  vnde  vmme- 
Seen,  war  de  lüde  vt  vnde  in  toghen  vnde  we  husen  myt  sek 
inne  hebbe  . . .  Vnde  de  scr^ner  schall .  .  .  Bcryuen  eyn  schotbok  dar  he 
in  scryue  de  nameii  alle  der,  de  to  deme  schote  oeme  meldet  werden 
(U.B.  I  S.  179  Art  132).  Ebenso  sollten  in  Basel  die  Ratsherren  1446  von 
Haus  zu  Haus  gehen  und  alle  über  14  Jahre  alten  Personen  auf- 
schreiben (Schünberg,  Finanzverhältnissi'  S,  206  nn«l  .T.  f.  Nat.  u.  Stat. 
lid.  4U  8.  lUCj.  Vgl.  ferner  Paaschc  ib.  Bd.  3y  S.  o.^'Z  und  Bücher, 
Bevölkerung  Fr.  S.  189.  In  Nürnberg  mufsten  die  Gassenhauptleute 
Verzeichnisse  der  Steuerpflichtigen  einreichen.  Darnach  wurde  das 
Losungsbuch  angelegt  (Sander,  Reichsstadt.  Haushaltung  S.  230).  — 
Von  1515  bis  1527  sind  grofse  Register  (62  bis  72  X  78  cm)  anf  Pergament- 
rollen  erhalten.  Sie  sind  überschrieben:  De  erste  Rulle  tor  Traven  Int 
Jar  na  Christi  vnses  Hern  gebort  dusent  vifflnindert  Rostpynn  etc. 
und  führen  die  Pflichtigen  straläcnweiBe  auf,  aber  nebeneinander, 
nicbt  untereinander.  Die  erforderlichen  Charaliterisieningsnierkniale 
(Wohnung,  Familienstand)  stehen  über  den  Namen.  Zahlungsangabcn 
fehlen.  Nur  Zahlungsstriche  sind  zuweilen  <'iirL'('trH;;en.  Weshalb  von 
1515 — 17  zwei  Register  geführt  worden  äind,  i^t  nicht  ersichtlich. 

*  Wann,  läfst  sich  nicht  genan  si^en.  In  der  Pr.  Wakenissa  1495 
ist  vermerkt:  Anno  Domini  95  na  Jacobi  Apostoli  (25.  Juli)  dijt  Re- 

feister  des  schotbrenen  vtl»  gesereucn  iuxta  quod  morip  est.  —  Ein 
äugeres  Zeitintcrvall  zwischen  Anlage  der  Bücher  und  Erhebung  des 
Schosses  w&re  übrigens  nicht  anfföllig.  Aach  andere  StAdte  lassen 
zwischen  beiden  Akten  eine  ianf^'ere  Pause  eintreten.  V^'l.  Seliön- 
berg  J.  f.  Nat  n.  SUt.  Bd.  40  &  359  nnd  U.B.  der  Stadt  Hildeabeim 
VI  S.  L. 
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am  Montag  nach  Allerheiligen  (1.  November)  schrieben  die 
Stadtschreiber  den  Schofs  V  An  diesem  Tage  wurden  die  Jär- 
gebnisse  der  angestellten  Ermittlungen  zu  Buch  gebracht.  Die 
Reinschrift  geschah  nach  VorLigen.  Öfter  sind  ganze  Seiten 
ttberschlageB  und  spttter  nachgefügt:  Dut  cUur  feylet,  is  hijr 
schreuen. 

Bis  zum  11.  November,  dem  Beginn  der  Sdiofneit^  mttCrte 
alles  fertiggestellt  sein. 

Die  Buchungsmethode  war  folgende':  Der  Umschlag 
und  der  Kopf  eines  jeden  Registers  geben  Bezirk  und  Jahr 
an ,  z.  B.  Spcunda  Wnkenissa  (14)81.  Letzteres  bedeutet 
aber  seltsamerweise  nicht  das  Jahr,  in  dem  das  Buch  ge- 
braucht, sondern  das,  in  dem  es  angelegt  ward.  Die  Re- 
gister wurden  bereits  ein  Jahr  vor  ihrer  Benutzung  geheftet 
und  datiert.  Die  Schofsbucher  von  1400  enthalten  die  Per- 
sonen und  Steuerbetrage  des  Steuerjahres  1461/62'. 

Die  Bevölkerung  wird  straTsenweise  aa^efilhrt  Durcli- 
wog  sind  nur  die  Haashaltnngsvorstände  registriert^ 
Die  Personalangaben  sind  dürftig.  Häufig  ist  nur  der  Vor- 
name genannt,  auch  dann»  wenn  mehrere  Nachbarn  denselben 
tragen.  Oft  ist  sogar  von  jeder  namentlichen  AufiBihrung  ab- 
gesehen. Bäcker  und  Wirte  Knochenhauer  und  Weber 
werden  lediglich  durch  Angabe  ihres  (^ewprhes!  pister. 
taberfnator,  narius],  knakenhower,  weuer  bezeichnet.  Die 
Angabe  von  btrafse  und  Beruf  genügt  hier  zur  Keontlich- 


>  Oben  S.  128  Amn.  4  und  131  Anm.  4. 

'  Ähnlich  die  Bostocker  Scbofar^giflter;  vgl,  MeckL  U.B.  XX 

S.  412  ff. 

*  Das  ergeben  die  Quittungen  der  Schobherreii  ftber  die  an  sie 
abgelieferten  Gelder.  In  der  Prima  Wakenissa  1479  datiert  die  erste 
Quittung:  in  sunte  kathrinen  ninnul  (24.  XI)  a**  80,  in  der  Prima  Tra- 
vena  1481  die  letzte:  Sonnabend  vurnativitatis  marie  (6.  IX)  b3.  Die  Se- 
kunda Wakenissa  1481  enthält  die  Notiz:  Item  starflT  hana  koek  den 

fhod  ^nad  dos  f»oiniuueiido.s  vor  Arjdn'e(29.  X)  82  vnd  dedit  de  re^ter 
ans  oddeUif.  Lüneburg  erwarb  14ö6  ein  Haus  im  Fe^^efeuer  (oben 
S.  85  Anm.  4);  es  steht  bereits  im  Register  von  14Ö5  als  domu'«  Iiine- 
bargensis.  1506  (See.  Wak.)  vnd  1511  (Prim.  Wak.)  steht  bei  der 
ersten  Eintra^^ng:  int  jar  7  bcv.  12.  Dtese  Beispiele  lassen  sich  be* 
liebig  vermehren. 

«  Nach  dem  Beispiel  Sehdnbergs  (J.  f.  Nai  n.  »tat.  Bd.  40 
S.  346)  sind  alle,  die  nach  den  Stettem^stem  nur  irgotidwlc  als  für 
sich  lebende,  selbständige  Personen  angesehen  weiden  konnten,  als 
üaushaltunffsvorstände  gezählt 

>  Die  Begister  ffihren  aaf : 

Bfteker  Wirte 
1460/61 :  2$  47 

1461/62  :  45  75 

1487/88  :  50  45 

1502/3  :  50  28 

Die  Aufzählung  ift  offensichtlicli  tinvrdl^tandig.  1395  s&hlte  S.  B.  die 
B^kerzunft  60  Köpfe  (Wehr manu,  Zunftrollen  2).  8). 
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tnacliun^?  der  Person,  zumal  bei  den  beiden  letzteren,  die  den 
Schol»  besonders  entrichten  ^  Auch  der  Geistliche  (presbyter. 
prestcr,  pape,  dominus-,  clericu»,  cleryk),  der  städtische  Be- 
amte (dener)®  und  der  Kirchenbearato  (koster,  kerkvrouwe) 
wird  nicht  namentlich  genannt  Sie  aUe  waren  ja  vom 
Schob  befreit 

Hinter  jeder  Peroen  iat  die  Art  der  von  Ihr  bewohnten 
HttOBlichkeit  yermerkt,  ein  Ersatz  der  fehlenden  Hansnummem. 

Es  gibt  im  wesentlichen  drei  Wohnung8kat^;orien^:  do[mus]^, 
bo[da]*  und  cel(iariam] ^  Anliserdeni  Kommen  ^treppen*"'  und 
^domseen''*  vor. 

Oft  wird  auch  nur  die  Wohnung  charakterisiert,  nicht  ihr 
Bewohner.   Das  Onindeigentum  nichtphyBischer  Personen  er^ 

scheint  in  den  Registern  unter  Benennung  seines  Besitzers 
(DoiTnis  Hamburgensis ,  Curia  Reinfeld  etc.)  oder  unter 
An^-iiic  seines  Zwerkf*^  (Schütting,  kunipanye  etc.)  Einifre 
Gewerbetreibende  und  Beamte  werden  durch  Angabe  ihrer 
Werk-  und  Arbeitsstätten  kenntlich  gemacht,  z.  B.  die  Schuh- 
macher und  Gerber  durch  die  Eiutra^uu^  „gerhus"  der 
Badstöver  durch  „ituba^'i',  Mttnser  und  Zöllner  durch 
«munte*  bzw.  ptolnbode'.  Aber  auch  wenn  offensichtliche 
fieziehungen  zwischen  Wohnung  und  Insassen  fehlen,  ist  häufig 
nur  erstere  genannt. 

Die  Bewohner  der  Seiten*  und  Hintei|;ebftude  sowie  der 


»  Untcii  sub  XV,  2. 

*  Der  Ehrentitel  für  Hatshcnrcn,  Ritter,  Weltgeistliche  und  sehr 
aagssebene  reiche  PerBOnlicbkeiteik  (Z.  Bd.4S.85ii.  Bd.7S.8). 

*  Oben  8.  58  ff. 

*  Über  die  Hftnfigkeit  der  einsebnen  vgL  Anlage  IL 

Domus  =  GiebelhauB.  Vgl.  (auch  fär  das  folj^eiido)  Roiwiior, 
Die  Einwohnerzahl  deutf^rher  St&dte  in  früheren  Jahrhunderten  mit  be- 
sonderer Beröcksichtigung  Lübecks  S.  26. 

*  Boda  =  Haus  ohne  Giebel ,  mit  der  Dachseite  der  Stralse  zuge- 
wandt, meist  nur  aas  einem  niedrigen  Erdgeschob  bestehend,  das  durch 

Querwände  in  mehrere  Wohnungen  abjrotcilt  war,  die  Handwericem 
und  Arbeitern  zur  Unterkunft  dienten  (lirehmcr  H.G.Hl.  1886  S.  7). 

'  Cellarium  =  Wohnkcller.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  machte  das 
Anwachsen  der  BevSlkerunt^  einen  Umbau  der  Keller  sn  Wobnungen 
erforderlicl.  (Brehmer  Z.  Bd.  5  S.  237). 

*  WolnirfunnR  bzw.  Wohnsäle  über  LMerräumen  oder  im  zweiten 
Stock  der  Häuser.  Vgl.  Beisner  L  c^  M.  Heft  8  S.  128  (de  sale  baven 
dem  dorwege,  baven  ein  saal),  Heft4  8.  44  Nr. 2,  8.  188  Nr.  16^  8.  186 
Kr.  III).   Es  sind  billige  Mietswohnungen. 

^  ITeizbare  Zimmer.  Vgl.  oben  &  54. 

»0  Oben  S.  85. 
>'  Oben  S.  41. 

«  Über  sie  Pauli,  Lüh.  Zustände  I  S.  41  und  Hach,  Kod.  11 
Art  237 ;  auch  Kämmereirechnungen  Hamburgs  I  S.  XXXI  ff. 
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Gänge*  z.  B.,  die  kleinen  Leute*,  sind  nie  namentlich 
registriert.  Die  SchofsbUcher  begnügen  sich  mit  Angaben  wie 
emeke  do  ^  3  (bc.  bodae),  Hagen  16  boden,  gank  3,  laiima 
do  et  7,  Haffen  13  u.  s.  w.,  also  mit  genereller  Aufafthlnng 
der  dort  belegenen  Feuerstellen*.  Der  ans  ihnen  su  er- 
wartende Scbofs  macht  jede  genauere  Eintragung  ttber* 
flüBsig*». 

Auch  sonst  finden  sich  Vermerke  wie  do  [bo,  cel]  non 
va[cat].  Es  wird  nur  registriert,  dafa  die  Wohnung  bewohnt 
Mtf  nicht  aber,  wer  sie  bewohnt®. 

£ndlich  werden  auch  alle  leerstehenden  Häuslichkeiten 

(do  [bo,  cel]' vafcat] ,  vacuwa,  ffafeat],  woste)  in  die  Reifster 
aufgenommen'.  Die  Gesamtheit  der  beim  Hausump-ang  er- 
mittelten TatsaeheTi  wurde  zu  Buch  gebracht.  Die  bchofö- 
register  dienten  ausschlieisiich  zu  Steuerzwecken,  aber  sie  ent- 
hielten nicht  ausschliefslich  8chofspflichtige  Personen.  Die 
erforderlichen  Beiiciitigungen  erfolgten  erst  während  des  Ge- 
brauchs. Daraus  eiidJIrt  sich  der  Mangel  an  Identittt  swischen 
Schossem  und  Einregistrierten« 

Aufser  den  Haushaltungsvorständen  werden  auweilen 
Hausgenossen  gebucht.  Sie  zerfallen  in  Angehörige 
und  Mieter. 

Elrstere  werden  nie  mit  Namen  genannt  Der  Stadt- 
schreiber b^ttgt  sich  mit  der  Angabe  ihres  Familien- 
standes. Es  finden  sich  Vermerke  wie:  mater,  mater  vzoru^ 

vidua  —  frater,  soror  —  swager,  swageruz,  puer  vxoris, 
tilius,  filia,  kynt.  Mehrheiten  werden  nicht  individualisiert: 
fratres,  sorores,  pueri,  kinder.  Sehr  selten  sind  neben 
dem  Ehemann  noch  dessen  Frau  und  Kinrler  gebucht.  Di^* 
Hausgenossen,  die  in  den  Registern  erscheinen,  sind  durch- 
weg selbständige  Vermögenssubjekte.  Die  Kinder,  die 
der  Schreiber  einträgt,  sind  regehnäfsig  entweder  vaterlos 


'  Gän^e  (Indagines,  Ua^en)  sind  schmale  Sackgassen  von  vor- 
jächiedennr  Länpe,  an  dcnon  bis  30  Buden  liegen.  Sic  bffindon  sich 
hinter  der  Strafscutront  iiud  wurden  durch  schmale  Gänge,  die  meist 
dnich  die  Vorderhäuser  durchgebrochen  sind,  mit  der  Strane  yerlrnndeB 
(Rehme,  Oberstadtbuch  8.  30;  Pauli  S.  40). 

s  lirehmcr,  Das  häusliche  Leben  in  L.  zu  Ende  des  15.  Jahr» 

hundertö  li.ti.ßl.  \m  S.  11. 

*  Im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  wird  bei  kiciuercn  Gängffl 
nicht  einmal  die  Budeniahl  mehr  angegeben.  Es  heiCst  einfadi: 
Hagen,  gank.  VgL  auch  Reisner,  Lue  JBinwohnersahl  deatich« 

Städte  S.  17. 

*  Audi  die  aus  ihnen  gezahlten  Beträge  werden  nur  generell 
gebucht. 

»  V-I.  T'aasclie  J.  f.  Nat.  n.  Stat.  Bd.  39  S.  814 ff.  U.  354. 
^  Ebenso  in  Kostock  (Paaschc  S.  332> 
^  Über  ihre  Zahl  vgl  Anlage  IV. 
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(luneburgcöche  et  iilii,  vidua  Heyne  et  kinder  *  —  wese  et  lilii 
Sterneberg)  oder  Stiefkinder  (syne  steef kinder,  syn  steeföone)^ 
Solche,  deren  Eltern  noch  leben,  haben  ja  auch  so  gut  wie 
nie  eigenes  Vermögen. 

Die  Mieter,  kenntlich  ditrcli  Binde  werte  ine:  et,  nnd^ 
cum  eo,  mid*y  sind  Öfter  namentlich  aufgeführt,  manchmal 
aber  auch  nur  generell  angegeben  (hospites,  geste). 

Gesinde  und  sonstige  dienende  Hausgenouen  (Ge- 
sellen etc.)  wurden  bei  Anlage  der  Register  aufser  Betracht 
gelassen. 

Die  Insassen  der  Klöster,  Spitäler,  Beginenhäuser  und 
dergleichen  wurden  ebeutaüs  nie  registriert,  auch  nicht  durch 
Angabe  ihrer  Zahl,  obwohl  doch  die  Begiuen  schofspflichtig 
waren.  Aber  ihre  Registratur  war  entbehrlich,  weil  sie  feste 
Wohnsitze  hatten. 

Die  Dirnen  (vrowen)^  endlieh  £tinden  im  Register  nnr 
eine  allgemeine  Erwllhnung;  wurden  aber  auf  einem  besonderen 
Blatt  namentlich  aufgezeichnet  ^ 

Berufsangaben  fehlen,  wenigstens  neben  den  Namen  der 
Schofspflichtigen Wohl  aber  linden  sie  sich,  wie  bereits  er* 
wMhnt,  statt  ihrer,  wenn  dadurch  die  Registerarbeit  er- 
leichtert wird.  Die  Schofsbücher  sind  so  kurz  wie  möglich 
gehalten  und  werden  im  Laufe  der  Zeit  noch  immer  knapper, 
Ks  fehlt  ihnen  völlig  an  „chronikalischer  Ausführlichkeit"  ^. 

Nur  fromme  Inschriften  gehen  über  den  Rahmen  des  Not- 
wendigen iiinaub.  Der  Registerfuiuer  beginnt  nnt  einem  »help 
god,  Jhesus  christus  (nasarenus),  Jhesns  maria,  maria,  Johannis*^ 
und  schlielst  mit  „laus  deo,  deo  gracias  et  laus  Semper,  Dien 
soit  beni**. 


1  Sie  safsen  mit  ihrer  Mutter  in  einer  «sameden  were*. 

*  Nach  den  Vorschofsregistem, 
8  Vgl.  Paasche  1.  c.  S.  328. 

♦  1442  kaufte  der  Rat  2  Häuser  in  der  Hartencrube  (bei  der  Ober- 
trave)  sowie  2  Häuncr  und  6  Buden  in  der  Altenfähre  (an  der  Unter- 
trave)  ad  usum  cuiusdam  prostibuli  (M.  Heft  3  S.  Ii36  Nr.  TiR 
Heft  4  S.  133  Nr.  3— 8;  Pauli  8.  42  und  U^.  Nr.  53>  Die  Schofa- 
registor  lassen  keine  Verftndemngcn  erkennen.  Die  an  der  Obertiave 
untergebrachten  hiefsen  auch  „der  muren  vrowen".  Die  Stadt  erholt 
von  den  „losen  wyuem"  ein  „muren e-elf*.  Es  diente  z.  T.  zur  B<'«olflung 
der  Stadtschreiber  (Z.  Bd.  8  B.  432  Aiim.  65).  Die  Dirnen  etaudeu  in 
den  einzelnen  Hfinsem  unter  einer  „moder".  Ihre  helief  sich  nach 
den  Registeni  in  der  Prima  Travena  auf  4  his  10|  in  der  Sekunda  Tra> 
Vena  auf  1  bis  4.    8  und  4  ist  die  Kegel. 

*  Wenigstens  in  den  60  er  Jahren  des  15.  Jahrhunderts.  Vgl.  auch 
Schönberg,  Finanzverhältnisse  Basels  S.  289. 

«  Anders  in  Rostock.    Vf^I.  Taasche  S.  376  ff. 
^  Knipping,  Die  mitteialterlichen  Kechnungcn  der  Stadt  Köln 
in  H.  ans  dem  Stadtarchiv  von  KOIn  Heft  29  (1893)  S.  187. 

•  Zuweilen  brintrt  er  auch  kleine  Reime  an,  s.  fi.:  Alle  dink  metik 
i88S  ^ode  eutfenclich  —  deneke  io  den  dach  den  nemant  vor  bij  mach  — 
Omma  dat  dominus »  non  habet  ergo  minus.  —  Vgl.  Steinhausen, 
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Von  den  Nebenregiatern  ist  das  GUsteregiöter 
(gast-,  gestebref)  *  das  wichtigste.  Es  bestand  zuerst  aus  ein- 
zelnen Blättern,  meist  in  Quartformat,  dann  aus  einem  Quart- 
heft Die  Gäste  werden  namentlich  aufgeführt,  gewöhnlich 
unter  Beifügung  des  sie  beherbergenden  Wirtes ^  a.  B.  peter 
kale  to  hus  myt  bertolt  wermbeken^.  Die  AufÜÜirung  ge- 
schieht aber  nicht  nach  Strafsen,  Uberhaupt  nicht  nach  ört- 
lichen Grenzen;  nur  einmal  wird  unterschieden:  Item  dyt 
aint  de  geste  in  der  wakense  syden  —  in  der  trauen  syden. 
Von  1480 — 1483  sind  sie  alphabetisch  (nach  Vornamon)  ge- 
ordnet. Sonst  läfst  sich  in  den  Registern  kein  Priiizij)  der 
Anordnung  erkennen.  Die  einzelnen  scheinen  regellos  ein- 
getragen zu  sein,  in  späterer  Zeit  dann,  wenn  sie  zum 
Schofs  erschienen. 

Selbstverständlich  wurden  nur  die  schofspflichtigen  seit 
1483  an  gar  nur  die  schofszahlenden  Gäste  registriert. 

Weiter  wurden  besondere  Knochenhauerlisten  ge- 
führt^. Sie  schofsten  in  corpore  und  bedurften  deshalb  einer 
besonderen  Kontrolle.  Da  das  Hauptregister  nach  Anlage  und 
Umfang  dazu  wenig  geeignet  war,  wurden  die  Amtsgenossen 
auf  einem  besonderen  Blatt  notiert*. 

Dann  gab  es  (wenn  nicht  sülndig,  so  doch  zeitweilig) 
»Spezialregister  für  den  Vorschofs  und  Feuerstellen- 
schofs®.  Die  Bücher  haben  meist  dasselbe  Format  wie  die 
Hauptregister.  Nur  das  Register  von  1415  hat  Quartformat 
Die  Pflichtigen  sind  mit  Ausnahme  des  vorgenannten  strafsen- 
weise  geordnet  Im  Register  flir  den  Feuerstelleaschols  sind 
die  Namen  der  Strafsen  am  Rande  eingeschnitten.  Genauere 
Angaben  der  Wohnungen  fehlen.    £benso  Berufsangaben. 

Ferner  ist  eine  R e i he  von  Listen  der  heimlichen 
Schosser  erhalten^.  Ihr  Dasein  erklärt  sich  aus  der 
differenziellen  Boljandlung  der  Schosser  bei  Entrichtung  des 
Schosses  8ie  unterscheiden  sich  dadurch  von  allen  anderen 
Registern,  dafs  nie  nicht  im  voraus  angefertigt  werden 
konnten       Das  Recht  des  heimlichen  iSteuerns  besaXs  nur, 


Der  Kaufmann  in  d(>r  deutschen  Yorg:.in^oTiheit  (in  den  Monographien 
<iur  deutschen  Kulturgeschichte)  Bd.  2  8.  (52. 

^  Es  sind  gegen  iO  Jahrgänge  erhalten.  Genaueres  unten  sub  XXL 

2  Oben  s.  m  Anm.  8. 

»  Oben  S,  Ml. 

*  Es  sind  vier  erhalten,  aus  den  Jahren  145ä,  1459,  ?,  lUiS, 

*  Datselbe  pflegte  dem  Hauptregister  eingelegt  xn  werden. 
«  über  ihre  Zahl  oben  S.  97  ff. 

^  21  X  37  cm.  Eins  von  den  drei  Bfichern  ist  später  als  Rechnangi* 
buch  der  Stchofsherren  fortgeführt,  ein  anderes  als  Zollregister. 

*  Auf  Zetteln  nnd  Blfttteni. 

*  rjcnaueres  unten  sub  XV,  3. 

Bei  einig-en  der  \'orschor8register  hat  es  allerdings  den  Anschein, 
dnb  sie  im  voraus  augefertigt  sind. 
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wer  über  einen  bestimmten  Betrap:  zahlte.  Wer  dies  tit,  war 
nicht  im  voraus  festzustellen  5  denn  in  Ltibeck  wurde  nicht 
tieklariert.  Die  heimlichen  Schosser  wurden  debhalb  in  der 
Reihenfolge  aufgezeichnet,  in  der  sie  steuerten.  Von  einer 
ütrafsen weisen  Aufzeichnung  konnte  bei  ihntiu  keine  Rede  «ein. 

Endlich  wurden  zum  Zwecke  der  Exekution  Restanten- 
1  iäten  angelegt ^ 

Die  Nebenregister  dienen  zur  Unterstützung,  nicht  zum 
Ersatz  des  Hauptregisters.  Was  sie  enthalten,  öteht  auch  in 
diesem,  Sie  sollen  nur  die  Einhebung  des  Schosses  erleichtem. 
Besonders  gilt  dies  von  den  Listen  der  heimlichen  Schosser* 
Sie  Beigen  deshalb  auch  das  Bestreben,  die  Wohnung  der 
einzelnen  Personen  möglichst  genau  anzugeben,  damit  sie  im 
Hauptregister  leicht  aufgefunden  werden  können.  Haus- 
nummern kennt  das  Mittelalter  Uberhaupt  nicht.  Die  Sitte 
der  Hausnamen  war  in  Lübeck  wenig  verbreitet^.  Man 
half  diesem  Mangel  in  der  Weise  ab,  dafs  man  die  Namen 
der  Nachbarn,  der  benachbarten  Strafsen  und  Gänge  angab^ 
z.  B. :  Item  clawes  to  dem  radiiuse  twysschen  merten  yn  bo 
vnd  clawes  yn  cel;  moller  in  der  bekkergroven  negest  na 
Hagen  12  boden  etc.*.  Auch  auf  Kruzifixe  wurde  Bezug 
genommen:  wedewe  van  der  dus  vpgang  wagemanstrate 
benedden  dem  cmse.  Endlich  mufsten  Verweisungsseichen 
im  Hauptregister  zur  Identifizierung  herhalten:  Item  Tpgang 

wagemanstrate  vor  dem  pp!,  gescreuen  na  her  hinr.  hant;  de 

leste  in  dem  breue;  in  der  icsten  reye  des  breues.  So  wurde 
es  ermöglicht,  den  Inhalt  des  Nebenregisters  ohne  viel  Arbeit 
ins  Hauptregister  zu  ttbemehmen. 

Das  Gästeregister  hatte  jedoch  eine  gewisse  Selbständigkeit. 
Die  Mehrzahl  der  Gäste  war  nur  in  ihm  registriert  1 

Die  Anli^e  der  Raster  war  wegen  der  Zahl  der  zu  re- 
gistrierenden Personen  keine  Kleinigkeit  Eine  Durchzihlung 
▼on  vier  Jahigängen  ergab: 


)  Genaueres  unten  sab  XYII. 

*  Wenigstens  vor  der  Reformation.  —  In  Schi\fniatippii  tmcron 
noch  heute  die  meisten  Häuser,  nicht  nur  WirtshäuBer,  beöondere 
Namen. 

*  DieM  weitsdiweifieen  Ortaan^naben  wurden  auch  sonst  erforder- 

lieh,  2.  B.  im  ObersLautbuch.  Eine  Eintragung  von  l^nl  ! nutet 
z.  H.  ^eyn  hu3,  daf  belegen  is  in  der  koningstraten  twischen  Lucas 
Beymerä  unude  HauB  Lutkens  t^en  Sanct  Ratharinencloster  over." 
(M.  Heft  8  8.  161  Anm.  1.) 

*  Zuweilen  TerweiBen  ancb  sie  auf  das  Hauptragister;  8tejt  in 
dem  techtetti  den  scbot  brene. 
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HauptregiBter 

Jahr 

Travena 

WakoiiBsa 

register 

Total 

Priiaa 

Sek. 

Prima 

Sek. 

1460/61 

1461/62 
14Ö7/88 
1502'3 

186P 

1372' 

1349« 

1636» 

1248« 

1225« 
1309  " 
1548"» 

1720* 

1688* 
1708  »♦ 
1677 

1855* 

121810 

V.V22 

1334 

d9* 

? 

39»» 
? 

5617* 

5503" 
5727«' 
6195» 

Anmerkung: 

Bei  der  Auszähluug  ist  uach  folgenden  Grunds&tzen  verfahren: 

Fflr  generelle  Eintragungen  wie  npueri"  und  „bospites*  wurden  je 
2  Personen  gnrcrhnot.  Dor  ^flnimalsatz  imifsto  penommon  "wprf!-^!!.  weil 
die  Register  nie  die  Kopfzahl  der  Kinder  angibt,  also  die  Berechnuiig 
einer  Durchschnittezahl  tuunöglich  macht.  Änch  bei  den  Grftsten  wmr 
die  Ermittlung  eines  Dnrchaehnitts  f&r  den  Hauehalt  unmöglich;  Tj^L 
«ben  S.  .%  Anm.  3. 

Wo  statt  Menschen  Häuser  registriert  sind  (oben  S.  137  ff.),  wurde 
angenommen,  dafs  jede  Wohnung  bewohnt  war,  es  sei  denn  das  (legen- 
teil  (va)  vormerkt ,  und  zwar  von  einem  StcuerpHichtigen.  Letztere 
Aniuilime  dürfte  um  so  richtiger  sein,  als  r-^  steh  meist  um  Buden 
handelt.    Nur  einmal  ist  uämlicn  vermerkt:  twf  ui  cyn  bode. 

Bei  den  Wirten,  z.  T.  auch  bei  den  Bäckern  (vgl.  oben  S.  186 
Anm.  f>),  lautet  die  Eintrapnnp  regelmäfsig:  moUer  vnd  tabcr  rtr.  In 
allen  diesen  Pällen  ist  nur  eine  Person  gezählt.  Zweifellos  bedeutet 
gtaber**  und  nP»ter"  nur  die  Angabc  da  Berufes  der  vwstehenden 
Person.  Das  ergeben  u.  a.  folgende  Fälle:  In  der  Ptima  Wakeniaaa 
1460  ist  die  Nutiz  pilstikkcr  vnd  taber  übersclirieben :  is  en  tab<'r:  in 
der  Prima  Traveua  1466  steht  vor  frans  vnd  pister:  dat  is  de  bekker; 
in  der  Prima  Travena  1478  heifiit  ea:  Domns  llamburgensis  et  bottede 
et  ptieri  et  lambcrtes  taber.  Lambert  ist  aber  der  Vorname  de^  Wirte- 
Bostedc  I  vgl.  oben  S.  35  Anm.  31  Das  ergibt,  dafs  die  Zählung  zweier 
i'ersüuen  tür  derartige  \'ermerke  unrichtig  ist. 

Die  Dirnen  sind  1487/88  und  1502^3  nur  generell  genannt  (de  TTO- 
wen  omne^).  In  die  Tabelle  wurden  die  8.  199  Anm.  4  angegebenen 
Ziffern  eingesetzt. 


»  Darunter  21mal  uueri  («>  42),  2 mal  hospites.  Femer  ein  domui» 

Eaupemm,  ein  Kaland  (FisdutrafseX  ein®  Rente  der  Siedien  (bj  witten- 
orge).    2  curiae   pre-^byterorum.    Das   Domue   Hambui|^ensi8  und 
Houacie  foben  8.  81  Anm.  9).    Endlich  3  stubae. 

«  Darunter  12  mal  pueri.  2  Schüttinge.  1  domus  paupcrum  und 
1  firatemitas.  8  stubae. 

*  Darunter  10 mal  pueri  und  7 mal  finspite.s.  Je  .ein  Konvent, 
ga.sthufs.  iratcrnitaH.  10  Kurien,  meist  in  der  (iegend  der  Agidienkirche; 
eine  l'apeukollatie  lobcu  8.  56  Aum.  o).  Münte  und  tollenbode.  Endliclt 
an  Wcrkhftusem:  8  gerhufs,  1  bachufs  und  2  stubae. 

*  Darunter  17  mal  pueri  und  Imal  hospitos  F  ruer  6  domn« 
pauperum,  1  conventus.  1  Kaland,  1  gasthufs,  3  aimisäen  und  1  frater- 
nitas.   1  cnria.   An  Werkhftusem:  8  gerhufs  und  d  stubae. 

^  Das  ( rästeregister  dieses  Jahres  ffthrt  57  Personen  auf.  Da  das 
llauptregi<ster  aber  bereits  9mal  hospites  registriert,  sind  hier  nur 
39  emgcäctzt. 
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*  Dftnmter  60iiittl  pneri,  lOmal  bospites.  Ferner  8  Annenb&user, 

4  Almissen,  2  Konvente,  Kalande,  Gasthäuser,  fraternitates,  S^flttinge. 
13  Kurien,  2  mit  dem  Zusatz:  presbTterorum.  An  Werkiittuseni:  16  ger- 
hu£s,  11  stubae  etc. 

'  Darunter  20mal  pueri  und  1  mal  hospitea.  Ein  Kaland,  der  eeken 
rcnte,  ein  domus  panporum.  Domus  HamDurgenaist  Carthnaienaia  und 
Uolaacie.   2  curiae  presbyterorum.   4  stubae. 

*  Darunter  12  mal  pueri.  Femer  2  fraternitates,  2  Schüttinge  und 
8  atubae. 

*  Darunter  12mal  pueri  und  1  mal  hofpite«.  Jf  ein  Konvent,  Gast- 
haus, Armenhaus.  Eine  Brüderschaft.  7  «Lurien,  eine  mit  dem  Zusatz 
nreflbjteronmi.  Die  Hfinie,  eise  ZoUbude,  daa  Scbieiberbans  und 
Kütorhaus.   Eine  PapenkoUatie.  An  Werkbftnaem:  0  Gerbebftuaer  und 

1  Bade.stub'\ 

Daninfer  12mal  pueri.  6  Armenhäuser,  3  Almissen,  2  Konvente, 
je  1  Kaland  und  Gasthaua,  endlich  eine  Brfiaeracbaft  und  ein  Gottes» 
Keller.    An  Werkliausorn :  4  ^ortiuf-^  nnd  3  stiibao 

Darunter  ü6mal  pueri  und  2 mal  hospites    Ferner  ö  Armenhäuser, 

4  Almissen,  3  Konvente,  3  Brüderschaften  etc.  9  Kurien.  An  Werk- 
bAusem:  13  gerhufs  und  11  stubae. 

Darunter  l.Smal  pueri.  1  domus  paupcrum ,  1  fraternitas.  Do- 
mns  Hamburg^ensis,  Lüneburgensis,  kartuserhulis.  2  Kurien  (uresb^  te- 
ronun  und  birgitte).  Eine  KoUatie.  Der  Pustebrader  Hoff  (oben  8.  SB 
Anm.  CO.   4  stubae. 

IS  Dartinter  II  mal  pueri.    2  Schüttinge,  1  Konvent.    3  stubae. 

^*  Darunter  bmai  pucri  und  Imal  hospites.  2  Armenhäuser,  2  Kon- 
vente, je  1  Kaland  und  Gasthaus.  8  Kurien,  2  Kollaticn.  Der  Krejren- 
hoft'.  Münte,  tollenbode,  rlonui.s  scriptorum.  An  Werkhäusern:  10  j:^cr- 
huls,  2  stubae  und  1  brughufs.  Endlich  zwei  Hagen  paunerum  in  der 
Wainstraten  und  Saluncnmakerstratcn,  zu  19  bezw.  12  Buuen  gerechnet 
(y,  Melle,  Gründl.  Nachricht  S.  322  ff.  und  Schofsbücher). 

Darunter  Omal  pueri  7  Armenhäuser,  3  Konvente,  je  1  Knland 
und  Gasthaus.   Ein  iiagen  pauperum  mit  12  boden  in  der  iiuudestr. 

5  Kurien  und  1  Kollatie.  An  WerkbUuseni!  5  gerbufs  und  8  stubae. 

'°  Das  Gilstercgistcr  enthftlt  41  achofszahlende  Personen.  Die  beiden 
im  liauptregister  registrierten  wurden  abgerechnet. 

"  Darunter  14 mal  pueri  uud  Imal  hospites.    10  Armenhäuser, 

6  Run  \  Ute,  2  Kalande  und  Gasthftuser  ete.  15  Kurien,  4  KoUatien. 
An  Weritliäusern:  1'  -"^rlnif^  nn  l  ]']  stubae. 

Darunter  6mai  puen.  2  Kumpenyen,  1  domus  paupcrum.  Curia 
dobberan  u.  reynvelt,  2  Kollaticn,  '3  gadeskeller.  Der  Pustebraderhof. 
Das  Domus  liamburgensis.   4  stubae  und  1  kombus. 

Darunter  7ma!  pucri.  2  Konvente,  1  Coinpaniee,  1  broderschop. 
Das  gadesridderhus  (oben  &  79j ,  5  gadesboden ,  4  gadeskeller. 
8  stUMe. 

*o  Darunter  6  mal  pueri.  2  Konvente,  2  Annenhäuser  (elcudehuB), 
1  Oasthaus  und  die  Greveradenkompagnie  (oben  S  35).  Die  Armcn- 
guu^^e  wie  Anm.  14.  4  Kurien,  je  1  Kollatie  und  Wedeme.  2  Scholen. 
Der  Kreyenhof.  Schreiber-  und  Küterhaus,  Mfinse.  An  Werkb&usern : 

7  gerhufs,  2  stubae,  1  walkemole. 

Darunter  4 mal  pueri.  7  Armenhäuser,  2  Ivouvente,  1  Kaland, 
1  Gastbans,  die  curia  spiritus  samt,  und  1  Cumpeoie.  Der  Anm.  15 
aufgeführte  Armon^ang.  2  Kollation,  1  aula.  An  Werkhftusem:  4ger- 
hnu,  3  stubae.   1  bieke. 

Darunter  22nial  pueri.  10  Armenhäuser,  0  Konvente,  4  Kom- 
pagnien, je  2  Kalande,  Gasthäuser  und  Schulen  etc.  7  Kurien,  8  KoUa- 
eien  etc.    An  Werkhauaern:  11  gerhufs,  12  stubae. 

Rei«iner  hat  das  zahlenmäfsige  Enrebnis  der  vorj^enannteu 
Schofsregister   bereits   in    seiner  Abnaudiuug :    Die  Linwohuerzahl 
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deiitncher  Stadtf*  in  frülieren  JahrlmiKlorf«^!]  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung Liibeclcs  (Halle  1902)  8.  43  S.  vcrüfi'entlicht  Die  Ab- 
weichungen von  den  oben  aufgeführten  Ziffern  beruhen  auf  zwei 
Gründen.  Erstens  darauf,  dafs  es  sich  damals  um  die  erste  Aufmaehaiig^ 
handelte.  Zweitens  fbei  den  Waknitzbpzirkenl  auf  *'incr  veränderten 
Auffassung  der  BegiBtrienrng.  Die  Schol'sbücher  enthalten  öfter  Em- 
tragungen  wie  helmstede  vwi  4  1^,  smid  in  do  md  2  1/,  moUer 
vna  6  4^,  bei  denen  die  Zahl  der  Wohnungen  in  den  Seiten-  and 
Hintergebäuden  (4,2,6)  durchstrichen  Ich  hatte  zunäclist  die  dtircli- 
strichenen  Ziffern  nicht  mitgezählt,  weil  ich  annahm,  die  Buden  ätüudcn 
leer,  habe  mich  aber  nachträglich  überseofft,  dalt  das  DorchBtreicbea 
mir  r1en  Zwec  k  hatte,  den  hinter  der  Kinuagong  vermerkten  Schola- 
betrag  auf  den  ersten  Namen  zu  beziehen. 

Über  die  gesamte  lievölkeruug  vergleiche  unten  sub  XXI. 
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XII.  Die  Emüttlmig  der  sehofspflichtigen 

Gegenstände. 


Wie  in  der  ältesten  Zeit  die  scholl ptiichtigea  Gegenstände 
ermittelt  wurden,  steht  dahin.  Vermutlich  im  Wege  behörd- 
licher Einschätzung.  So  lange  der  Schofa  nur  offen- 
kundige, allgemein  sichtbare  Venntfgensbestandteile  ergriff^ 
wie  die  Immobilien,  war  es  ja  leicht,  die  steuerpflichtigen  Tat- 
sachen festzustellen ;  die  Beurkundung  des  Immobiliarverkehrs 
im  Oberstadtbuch  ^  bot  die  erforderlichen  Handhaben.  Zweifel- 
los war  bei  Anlage  der  Grundbücher  nicht  nur  der  Gedanke 
mafsgcbend  gewesen,  die  Rechtsvcrhilltnisse  der  Liegenschaften 
offenkiuKÜg  zu  machen,  sondern  auch  die  Absicht,  gewisser- 
mafsen  ein  Kataster  der  Steuerkraft  zu  schaffen-. 

Durch  die  Ausdehnung  der  Schofspfliclit  auf  die  Mobilien 
wurde  die  behördliche  Einschätzung  äufserst  erschwert.  Den 


'  Das  Oberstadtbuch  (Uber  civitatis  oder  hereditatum)  ist  1227 
anfi^elegt.  In  ihm  wurden  snnädbst  die  venchiedensten  Vorgänge  re- 
gistriert.   Doch  überwogen  von  Anfang  an  die  Beurkundungen  von 

Immobiliarrct  htsp^eschaften  der  Kfirger,  Später  wurde  os  ausschlipfBlif^h 
Grundbuch  (Keiune,  Obei-stadtb  ich  S,  1  ff. ;  Brehmer  Z.  Bd.  4 
8.  222  ff.).  Die  Eintragungen  in  (la-^sclbe  waren  obHgatorisch.  Aufser 
dem  f  Ii  i  r>t;vlth^.irh  cah  es  «-in  Nied  c  r.stiultbuch  (über  Ir bitorum). 
Es  wurde  1277  angelegt  und  diente  zur  Beurkundung  eingegangener 
Verbindlichkeiten,  um  die  aus  ihnen  fliefsenden  Ansprüche  sicher- 
zustellen. Die  Eintragungen  betreffen  Schuldverschreibungen,  Bü^- 
srhuft'n.  ( "  r  ellschaftavertrApre ,  Schenkungen,  Verpfändungen  von 
Mobiüeu  uud  Immobilien,  Abteilungen  von  Kindern  etc.,  kurz  allerlei 
Handhing^  der  freiwilligen  Geriehtsbarkeit  mit  Ausnahme  der 
Auflassangen  und  Rentenkäufe  (Pauli,  Lüb.  Zustände  I  S.  124;  Ab- 
handlungen aus  dem  lüb.  Rfcht  I  S.  8).  Dio  Eintragung  war  eine 
takultative.  (Wehrmann,  Das  Lüb.  Archiv  Z.  Bd.  3  fcs.  401;  die  Er- 
klärung der  Namen  bei  Hagedorn  H.  Heft  1  S.  79/80.)  —  Vgl. 
oben  S.  81  ff. 

*  Maurer,  Städteverf.  III  S.  142'43.  Ganz  deutlich  ist  dies  in 
Braunschweig.  richtete  seine  De^edingsbücher  ein  zur  Klarstellung 
der  Eigentumsverhältnisse  und  um  eine  Handhabe  zur  ßesttmmnng  der 
Schofsquoto  zu  schaffen.  Deshalb  cr-t rockte  sich  d'  r  Kintragunprszwang 
über  Veränderungen  und  Beschränkuugen  im  Immobiliarbesitz  hinaus 
auf  die  £hiniJ>men  aas  ansstehenden  Ka|ritalien,  Hypotheken,  Leibrenten, 
Pfandzinsen  und  ländlichen  Grundstficken  aufsermub  der  Stadt  (Dürre, 
Geschichte  der  Stadt  Brannschweig  S.  326)i 

For«ohang«a  XXI  6.  —  Bftrtwig.  10 
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I^TTiffiT!!,'  eines  Mobiliarvermögens  kann  nur  sein  Besitzer 
genau  augeben.  Das  Auswachsen  des  Schosses  zu  einer  all- 
gemeinen Vermögenssteuer  hatte  denn  auch  einen  Wechsel  in 
der  Methode  der  Einschätzung  zur  Folge. 

Seit  dein  13.  Jahrhundert,  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
das  mobile  Vermögen  zuerst  steuerpflichtig  wuide*,  kam  die 
eidliche  Selbsteinschätzung  in  Aufnahme'.  Die 
mittelalterliche  Stadt  begann  ihre  Bürger  zu  zwingen,  selber 
das  Dunkel  ihrer  individuellen  Vermttgensumstände  zu  Kchten, 

Die  Selbsteinschätzung  blieb  jedoch  in  der  Kogel  mit 

einer  obrigkeitlichen  Taxation  verbunden.  Ge- 
wöhnlich mulste  der  Steuerpflichtige  sein  ganzes  Vermögen 
eidlich  deklarieren,  worauf  dann  die  Steuerbehörde  den 
auf  den  Einzelnen  entfallenden  Betrag  festsetzte*.  Häufig 
hatte  die  Deklaration  nach  obrigkeitlichen  Werttaxen, 
z.  B.  für  Renten,  Vieh,  Früchte,  ja  für  den  Grund  und  Hoden, 
zu  erfolgen*.  Zuweilen  war  nur  ein  Teil  des  Vermögens 
zu  deklarieren,  nämlich  der  schwer  zu  laxierende,  das  mobile 
Kapital,  während  das  immobile  nach  wie  vor  behördlich 
eingeschätzt  wurdet 

öfter  erstreckte  sich  der  Deklarationszwang  zwar  auf 
das  ganze  Vermögen,  aber  bei  den  Immobilien  war  nur  der 
reale  Bestand  anzugeben;  die  Bewertung  desselben  be- 
hielten sich  die  Steuerneiren  vor*. 


'  Vgl.  Maurer  U  b.  854/55,  bes.  Anm.  76/77}  Zeumer  S.  67: 
oben  S.  38  ff. 

'  Ebenso  in  Frankreich.  V^l.  Espinas,  Financesde  la  eoomiini« 
de  Douai  S.  114  u.  122  (La  dcclaration  verbale  bous  sermcnt). 

*  Vgl.  Maurer  ib.:  Zeumer  ib.:  Stieda,  St&dt.  Finanzen  S.  11 
«.  81;  Heekel  W.  d.  V.  II  8.  78rand  H.  W.  d.  8t  VI  S.  440; 

Bücher,  Bevölkerung  Frankfurts  S.  189  u.  Festschrift  S.  151;  Schon- 
berg, Finanzvprhnltinssf«  Basels  S.  134  ff.,  173  ff.  u.  212  und  J.  f.  Nat. 
u.  Stat.  Bd.  40  8  349;  Kübel,  Finanz-  und  Steuerwesen  Dortmunds  I 
S.  39;  Ulrich,  Bilder  ans  Hannovers  Vergangenheit  S.  49;  Msek, 
Finanzverwaltung  l'.minsrlnvrifys  S.  100,  Stäätechronikpn  I  S.  l'^l 
Anm.  2  und  318;  Härtung  Z.  f.  G.V.  XIX  S.  1172  (in  Augsburg  wurde 
alle  6  Jahre  eidlich  deklariert);  Doebner,  U.B.  d.  Stadt  ilildesheim  V 
und  VI  sowie  Huber,  Hanehalt H.8  8. 60 ff.;  Ortloff,  Jahirente  und 
Gcschof^  S  1 59. 

*  Schönberg  1.  c.  S.  275  Anm.^  Kölle,  Finanzarchiv  19.  Jahr- 
gang s.  a 

"  Braunschweig  z.  B.  besteuerte  die  Immobilion  und  Renten  anf 
Grund  der  Degedingsbücher ,  das  Handels-  und  Gewerbevermögen  auf 
Grund  eidlicher  Angaben  der  Bürger  (Dürre  a.  a.  0.  S.  326).  In  Uri 
wurden  die  Grunderoeke  obrigkeitlich  taxiert,  das  fibrige  in«  nnd  aae- 
lilndisclie  Vermörjm   eidlich   fatiert  (Cohn,  I^nanswiflseneohaft 

S.  321).  —  Vffl.  t-  ivübeck  unten  sub  XX. 

*  So  gaben  z.  13.  die  Dortmunder  Bürger  nur  den  gi  samten  Be- 
stand ihrer  Liegenschaften  und  Renten  an,  der  dann  von  den  Pante* 
herren  ''nifresclultzt  wurde  (Rübe!  :i  a.  O.  H.  38).  Auch  Rostock  ver- 
langte ia  bpäterer  Zeit  von  den  Scholäpflichtigen  ein  Verzeichnis  ihrer 
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Auch  dort,  wo  keine  direkte  behlJrdliche  Einschätzung 
stattfand,  blieb  eine  solche  nicht  aus.  Die  deklarierte  Ver- 
m?5p:on8ma.sse  wurde  ganz  urjwillkürlicli,  wenn  nicht  immer,  so 
doch  in  zweifelhaften  Fällen ,  von  der  Steuerbehörde  nach- 
taxiert. Dasselbe  gilt,  wo  statt  des  V^ermogens  iler  für  das- 
selbe berechnete  Steuerbetrag  zu  deklarieren  war  ^  Mochte 
der  Deklanitionszwang  ein  allgemeiner  oder  ein  partieller  aeiu, 
das  Vermögen  oder  die  Steuersumme  betreffen,  immer  behielt 
die  Behörde  eioe  Handhabe,  die  Beredinungen  der  Steuer- 
Pflichtigen  zu  rektifisieren. 

Diee  trifft  aber  nicht  auf  alle  mittelalterlichen  Städte  so. 

Hente  httogen  Seibateinschätzung  und  Deklara- 
tion aufs  engste  zusammen.  Eine  ist  nieht  mOglich  ohne  die 
andere.  Dem  Mittelalter  waren  sie  aber  nicht  untrennbar;  es 
kennt  eine  Selbsteinschätzung  ohne  Deklaration.  Manche 
Stadt  begnügte  sich  mit  dem  Schwur  des  Bürgers,  er  wolle 
sein  Gut  gewissenhaft  und  der  Steuerforderung  entsprechend 
versteuern  oder  habe  so  getan  ^. 

Soweit  in  diesen  FttUen  die  Steuer  offen  gezahlt  wurde, 
land  noch  in  der  Zahlung  eine  Art  von  Deluaration  ttatt. 
Die  Behörde  konnte  doch  das  versteuerte  Vermögen  be- 
rechnen °.  Aber  diese  offene  Erlegang  war  keineswegs  die 
Regel.  Das  Mittelalter  kennt  eine  „stillschweigende 
S elbsteinschätzung'^^  und  eine  heimliche  Abstattung 
der  8t''upr'*,  die  den  ganzen  Akt  der  Versteuerunp; ,  von  der 
Einschiit/Jinir  an  bis  znr  Zahlung  des  S teuer betra^s^  in  das 
Gewissen  der  Pflichtigen  stoMt'^. 

Das  System  der  Stlb^t  ■ii;>rhaizung  gestattet  immer  nur 
eine  beöcLraüktc  äufsere  KoutruUe,  zumal  in  Ansehung  des 
Mobiliarvermögens  ^.  Bei  heimlicher  Entrichtung  der  Steuer 
wurde  sie  unmöglich.  Der  Büx^g^r  unterstand  dann  in 
Erflillung  seiner  Pflicht  lediglich  einer 'innjsren  Aufsicht. 
Die  Bestimm inigfii  der  Steuerverordnung  und  die  Gewissen- 
haftigkeit des  Einzelnen  waren  die  allein  in  Betracht 
kommenden  Instanzen. 

Lübeck  ^hig  ptw;i  h^  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts, 
spätestens  l>ei  Entstehung  der  deutschen  St.nl trechte  (12^0  ff.)^ 
von  der  behördh'chen  Einschätzung  zur  Selbsteinschätzung  ohne 
jede  Deklaration  über. 


SU  Eigentum  oder  Miete  besessenen  Immobilien  (Paasehe  J*  f.  Nat» 
V.  Btat.  Bd.  39  8.  Ub). 

»  Z.  B.  in  München  (Maurer  S.  856). 

*  Über  don  Schofseid  unten  aub  XVI. 

»  Z.  B.  in  Rostock  (Meckl.  U.B.  XX  S.  412  ff.)  und  in  Hüdeaheim 
(U.B.  VI  S.  L  und  604;  vgl.  auch  Kopp  manu  H.G.Bl.  1896  S.  199;. 
«  Cohn  a,  a.  0.  S.  Sn. 

*  Über  die  Art  dieser  Abstattttug  nnten  mb  XV,  8. 

*  Vgl  Zenmer  S.  69. 

10  • 
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Der  Kodex  Albrechts  von  Bardevvik  bestiinmi :  .Gift  meu 
lernende  schult,  dat  he  nicht  wol  geachoten  ne  hebDe,  is  he 
unbesprokeD ,  he  mach  sie  untBecghen  mit  sines  suluee  edhe . 
gift  men  auer  eme  schalt ,  dat  he  nicht  vul  geachoten  hebbe 
▼nde  bekent  he^  so  mot  he  beteren^. 

Frensdorff  meint,  hier  aei  nur  von  dem  nicht  voll  ge- 
zahlten Schob  die  Rede^.  Aber  die  Statuten  haben  anch  die 
Falle  der  gänzlichen  Schofshinteniehung  im  Auge  gehabt^ 

wie  ein  Vergleich  mit  den  analogen  Artikeln  anderer 
Itlbeckischer  Rechtskodices  er^'bt.  Im  Kodex  der  Göttinger 
Bibliothek  heifst  es:  Gheuet  men  Jemenlo  schult,  dat  he  nicht 
ee^chotet  en  hebbe  .  .  .  Das  Lübecker  Kechtsbuch  von 
(angebh'eli)  1254  verordnet  unter  der  Überschrift  ^de  nicht 
heefiu  geschatet  syn  guth"" :  Gifft  me  yemaade  schult,  dat  he 
nicht  gescatet  hefft  Im  Kodex  II  bei  Brokes^  steht 

statt  nicht  voll  .nicht**  beaw.  „nicht  recht  geschatet*;  im 
Kodex  m  . .  dat  he  nicht  geschatet  hefik  nnd  nicht  recht 
geschatet)  ....  so  mach  he  sick  der  Tuchte  entieddigen  mit 
sinem  Ede;  bekennet  he  des,  dat  he  nen  Schot  gßgeven'*  .  • 
Endlich  verfügt  das  revidierte  Stadtrecht:  „Giebt  man  ein^ 
schuldt,  das  er  gar  nicht,  oder  nicht  recht  sein  Gut  ver» 
schösset  habe  .  .  .  .* 

Danach  soll  also  jeder,  der  bezichtigt  wird,  seine  v^cliofs- 
pflicht  nicht  oder  nicht  in  genügender  Weise  erfüllt  zu  haben, 
sich  von  diesem  Verdacht  freischwören.  Der  Eid  ist  ^!:e8etz- 
liches  Beweismittel  dafür,  dafs  geschofst  ist.  Daraus  wird 
ohne  weiteres  klar,  dafs  der  Schofs  heimlich  erlegt  wurde, 
dafö  die  Erfüllung  der  Schorspflicht  eine  behördlich  unkon- 
trollierbare Tatsache  war. 

Dasselbe  ergeben  die  Schofsregister.  In  denen 
des  14.  Jahrhunderts  ist  in  keinem  einzigen  Fall  an- 
gegeben, wieviel  der  EUnaelne  geschorst  hat  Sie  enthalten 
nur  2Ulang88triche,  die  bedeuten,  dals  nach  Ansicht  der 


1  II  ach  Kod.  JI  Art.  114,  S.  :304/5.    Vgl.  unten  sub  XVI. 

^  Stadt-  und  Gcrichtsverf.  L.s  8.  196.  Frensdorff  ffeht  augen- 
aciieinfieb  von  der  inigen  Vonnissetraiig  ans,  dsüi  der  Schob  ottea 
erlsgt  wurde. 

3  Hach  Kod.  III  Art,  54  S.  39495. 

*  Kronhelm,  Corpus  statutarum  provincialiom  Holsacie  1750 
Art.  44  S.  10. 

^  Selectae  Observationes  FoTenses  1765.  LQbeek  und  Altona 
Appendix  Art.  XII  S  41. 

«  Ib.  Art.  LI  8.  63. 

^  Lib.  II  Tit.  m,  a 
Die  Worte  .niebt  wol,  nicht  vul,  nicht,  nicht  recht'  li'^deutea 
alle  daaselbo,  mnn  nur  verschiedene  ßezeichmmpen  eines  Vor^anffs. 
Der  Gegensatz  in  der  zitierten  Stelle  ist:  unbesproken  bekent  no 
nidit  —  nnbesproken  bekent  he. 
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Schofsherren  geschofst  ist.  Die  Pflichtigen,  deren  Namen 
unterstrichen  wunien,  sind  vor  dem  Steuereinnehmer  er- 
bchienen  und  haben  dem  Anschein  nach  Geld  in  die  Schofa- 
kiste  geworfen.  Ob  sie  das  aber  wirklich  taten  und  wieviel 
•ie  hmemwarfen,  blieb  den  SchoIoliemD  verborgen.  Sie 
konnten  deshalb  auch  keine  Summen  in  die  Kegister 
eintragen. 

In  Lübeck  war  mithin  der  schwierigste  Teil  der  Steuer- 
yeranlagung,  die  FeststeUung  der  Schofsobjekte  und  der 
individuellen  Schofsschuld,  ausBchliefsIicn  den  Bürffem 
überlassen ;  damit  den  Steuerbehörden  der  Hauptteil  ihrer 
Tätigkeit  abgenommen, 

£s  handelt  eich  hier  um  den  Verateuerungunodua^  von 
dem  Machiavelli  im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  be- 
wundernd eraählt^: 

Auf  Verordnung  des  Magistrats,  jeder  Einwohner  solle 
bestimmte  Proaente  seines  Vermögens  aahlen,  werden  die 
Bürger  einseln  Torberufen  und  beeidigt,  dafs  sie  so  viel 
zahlen  wollen,  als  sie  ihres  Glaubens  nach  ihrem  Ver- 
mögen treffe,  worauf  sie  nach  ihrem  Ermessen  eine  will- 
kürliche Summe  in  eine  verschlossene  Kiste  werfen^  ohne 
von  einem  anderen  Zeugen  als  ihrem  eigenen 
,  Gewissen  beobachtet  zu  werden.  Welch'  ehrwürdiges 
Überbleibsel  einer  alten  Biederkeit  und  Herzensgüte.  Diese 
Unverdorbenheit  der  Sitten  verdient  um  ao  mehr  unsere 
Bewunderung,  als  sie  heutzutage  nur  noch  in  Deutschland 
übrig  ist 

imd  über  den  Adam  Smith  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts 

berichtet  ~ : 

„At  Hamburgh  every  inhabitant  is  obliged  to  pay  to 
the  State  one  -  fourth  per  cent  of  all  that  he  possesses  . . . 
Every  man  assesses  bimself  and,  in  the  presence  of  the 
magistrate,  puts  annually  into  the  public  cotier  a  certain 
sum  of  money,  which  he  declares  upon  oath  to  be  one- 
fourth  per  cent  of  all  that  lie  possesses,  but  without 
declaring,  wat  it  amounts  to,  or  beiug  liabie 
to  any  examination  upon  that  subjekt.*^ 

Die  Steuer  wurde  also  heimlich  entrichtet,  so  dafs  die 
einzelnen  Beträge  nicht  nachgezählt  werden  konnten.  Diese 


*  Diacorsi  (de  re  publica)  Lib.  I  Cap.  55.  Zitiert  nach  Lang, 
Tentsehe  Steoerverfusung  &  166;  Cohn  S.  324  Anm.  und  Zeumer 
S.  70. 

*  Au  inquiry  into  the  nature  and  causes  of  the  wealth  of  uatioos. 
Basil  1791/3.  Book  T  psrt  II  ehapter  II  Art»  2  a  207. 
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heimliche  Entrichtung  war  entweder  für  das  ganze  Vermögen' 
oder  nur  für  die  fahrende  Habe  statthaft'. 

Bei  dem  Mo  biliar  vermögen  hat  man  in  späterer 
Zeit  häufig  auf  jede  Deklaration  verzichtet  und  die  heim- 
liche Versteuerung  erlaubt®.  Die  stillschweigende  Selbst- 
ein Schätzung  des  ganzen  Venuögenfi  scheint  nicht  allzu  häuüg 
gewesen  zu  sein. 

Der  Lübecker  Bürger  w:ir  bei  ErtVilIiirip:  seiner  haiipt- 
sächiichsten,  ersten  Bürgerpflicht  keiner  äufsereu  Koo- 
trolle  unterstellt,  nur  einer  inneren,  der  seines  Gewissens,  unter- 
wori'en.  Diese  innere  Rontrolle  war  luv  die  Gewissenhaften  die 
denkbar  stärkste.  Sie  zwang;  sie  das  Vermögen  zu  versteuern, 
daa  sie  im  Augenblick  der  Zahlung  besalseni  schlols  alle 
Vorteile  aus^  die  z.  B.  bei  Deklarationen  durch  VennOgena- 
zugänge  in  der  Zeit  zwischen  Deklarations-  und  Steuertag 
erwachsen  können,  zumal  wenn  nur  alle  paar  Jahre  deklariert 
zu  werden  braucht^.  Die  äufsere  Kontrolle  eigreift  nur  den 
Tatbestand  eines  Augenblicks,  die  innere  jeden  Augenblick. 
Der  Wirksamkeit  dieser  inneren  Kontrolle  standen  in  Lübeck 
auch  keine  technischen  Schwierigkcitci;  im  Wt  Denn  der 
Steuersatz  war  ein  einheitlicher  für  alle  Vermögensteile  und 
-gröfsen,  auch  relativ  fest*,  so  dafs  die  Berechnung  der  Steuer- 
summe  möglichst  einfach  war. 

Aber  der  ganze  Kitrag  des  Schosses  hing  doch  nur  von 
dem  guten  Willen  und  der  Gewissenhaftigkeit  der  Steuer- 


*  So  in  Nürnberg  (Chroniken  I  S.  2^:   „Weil  jeder  Bürger  sich 
naeh  Eid  und  Gewissen  selbst  schätzte  und  der  Retrac:  seiner  Losung 

geheim  blieb  .  .  .**  Sander,  Reichsstädt.  Haushaltung  Nümberes 
.  229  ff.;  Maurer  1.  c.  Di«  Angabe  SehOnbergs  a.  a.  O.  8.  IM 
Antn.  1,  in  N.  sei  deklariert  worden,  ist  nnzutreffena),  Fioll  rr-  f'>rr- 
loff  S.  148'49),  Zürich  (Cohn  8.  825;  in  älterer  Zeit  war  hier  der  ein- 
geschätzte Steuerbetrag  eines  jeden  öffentlich  verlesen),  sp&ter 
auch  in  Hamburg  und  Bremen.  In  letzterer  Stadt  ist  die  heimlich* 
Versteuerung  bis  in  die  70er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  obltcb  ge* 
blieben;  vp^l.  S.  1.^:^. 

•  In  Dortmund  durfte  bei  den  Puntingcn  des  14.  Jahrhunderts 
nur  die  fahrende  Habe  heimlich  versteuert  werden  (BQbel  a.  a.  0. 
S.  39  u.  841  nie  erste  Manpfeldi.sche  Landcpsteuer  gestattete  heimliche 
Versteuerung  der  Barschaft  (OrtloffS.  149  50),  Meifsen  die  beson- 
ders wertvoller  Güter  (KJeinodien,  Gold  etc.)  und  des  Bargeldes 
(Richter  Hitt.  d.  V.  f.  G.  d.  Stadt  Meifsen  Heft  1  8.  1  ff.). 

'  Nach  Zedlern  profseni  Univcri»allexikon  fLeipzig  1748  Bd.  85 
Hpalte  1024)  wird  „das  tU  ri^e  aber  (das  mobile  VermT. rrgn)^  ^eeil  es 
schwer  zu  schätzen,  aurh  nicht  allezeit  zuträglich,  dal^  der  Leute  Ver- 
mögen offenbar  werde,  an  theils  Orten  auf  eines  jeden  Gewissen  ce- 
stellet  und  ^v:l-■  or,  nach  einem  brsonff'^rs  hierauf  gerichteten  Eydc, 
steuret,  ungezählt  angenommen,  welches  man  den  Eydtschofs 
genennet". 

«  Z.  B.  in  Augsburg  nnr  alle  6  Jahre  (oben  S.  140  Anm. 
^  Oben  S.  104  ff. 
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Zahler  ab.  Gegen  gewissenlose  steuerfeindliche  Elemente 
fehlte  es  an  jedem  Zwangsmittel. 

Wenn  dieser  groCse  Mangel  in  den  Kauf  genommen 
wurde,  so  seigt  sich  darin  ein  grofses  Vertrauen  auf  die 
Bürgerschaft,  ein  Vertrauen,  das  nur  unter  ganz  bestinunten 
Voraussetzungen  am  Platze  ist.  Diese  Voraussetsungen  waren 
in  der  mittelalterlichen  Stadt  gegeben:  das  Gemeinwesen  war 
klein,  die  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  und  der  Ge- 
samtheit  eng,  d^r  Gemeinsinri  stark  entwickelt, '  endlich  der 
Öteuerbedarf  in  der  Regel  gering  ^. 

Der  Sieuerertrag  war  au»  allen  diesen  Gründen  fast 
uüiner  ausreichend.  Der  Schofs  wurde  im  ganzen  gewissenhaft 
entrichtet-,  mochte  auch  im  einzelnen  die  Steuersumme  hinter 
der  Steuerschuld  zurückbleiben.  Zu  Zeiten  ist  allerdings  eine 
allgemdne  Verletzung  der  Schofspflicht  zu  konstatierend 

Beruhte  aber  dies  System  der  stillschweigenden  Ein- 
schätzung und  heimlichen  Versteuerung  lediglich  auf  Ver- 
trauen? Zeumer  sieht  in  ihm  entweder  ein  Wahrzeichen 
grofser  sittlicher  Ttlchtigkeit  und  edlen  Vertrauens  auf  Bürger- 
tugend oder  die  If^tztn  Konsequenz  der  kaufmfinnischen 
Eifersucht  auf  di<'  Ofh"  imnisse  der  eigenrii  Ivasse*.  Ks  handelt 
sich  für  ihn  also  um  ein  aut  —  aut.  Dem  ist  nicht  bei- 
zupflichten. Beide  Motive  sind  gemeinsam  von  Einflufs 
gewesen. 

Zweifellos  hat  das  Mittelalter  eine  starke  Abneigung 
gegen  die  Fublizitftt  des  privaten  Vermögens  besessen.  Der 
Kaufmannsstand  erblickte  in  der  Klarstellung  seiner  Ver- 
mögensumstKnde  eine  Gefährdung  seines  Kredits  ^.  Der  Reiche 
wünschte  aus  naheliegenden  Gründen,  dafs  die  üöhe  seines 


»  Cohn  S.  507/8.  Ähnlich  sagt  A.  Smith:  In  a  smidl  re- 
public,  whcre  thc  people  have  entire  confidence  in  thoir  nia^istrates, 
are  convinced  of  the  necessity  of  the  tax  for  the  öupport  üf  tue  btate, 
and  believe,  that  it  will  be  faithfoUj  applied  to  that  purpose,  such 
rnn^cientiou'*  and  volnntary  payment  may  sometimos  be  ezpected.  (An 
iutjuiry  etc.  book  V  part  11  Chap  11  Art.  2  S.  207.J 

*  Vgl.  Zeumer  S.  69.  8niith  sagt  vom  Hambnrgrer  Sehors:  This 
tax  is  generally  supposed  to  be  paid  with  great  fidelity  (ib.).  In  ^ Bremen 
übertraf  der  Krtrag  des  Schosses  bi«»  in  die  Neuzeit  n^gelmäCsig  die  ver- 
anschlagte Suiiime  (J.  f.  Nat.  u  ätat.  1864  S.  31i)  ff.  u.  395). 

*  Genaueres  snb  XVIII,  2.  Feraer  für  Angsburg  Härtung  Z.  t 
G.V.  XIX  S.  116». 

*  8.  70. 

*  Smith  erklärt  die  heimliche  Versteuerung  ausschliefslicb 
aas  den  Interessen  des  Kredits:  At  Hamburgh  it  (to  declare  publicly 
npon  oath  the  nmount  of  fortune)  wonld  by  rcc-koned  the  greatest 
(liardschip).  Merchants  ...  all  tremblc  at  the  tboughts  of  being  obltged 
at  all  times  to  expose  the  real  State  of  tbeir  cifenmstanees.  Tbe  ruin 
of  their  credit  woold  too  often  be  the  consegucnce  (ib.  S.  208/9). 
Machiavelli  ist  der  entpe^pcn^rsptztcn  Ansicht:  vermutlich  liept  der 
Grund  darin,  dafs  sich  diese»  Land  der  Kaufmannschaft  enthält.  Diese 
Erklärung  ist  unhaltbar. 
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Kapitalvermögens  nicht  Tagwespräeh  wurde.  Kurz,  be- 
trächtlicher Teil  der  Steuerpflichtigen  und  zudem  gerade  der 
einflufsreiche,  war  an  einer  GeheimhaLtang  seiner  Besitz* 

▼erhältnisse  interessiert*. 

Auch  In  Lübeck  hat  sich  dies  Verlangen  geltend  j*emacht. 
Im  15.  Jahrhundert  wurde  die  heimlichn  Entrichtung  des 
Schosses  beaeitigt.  Nur  für  die  Reicheren,  diejenigen,  die 
Uber  einen  bestimmten  Betrag  zu  steuern  hatten, 
blieb  die  alte  Methode  in  Kraft.  Ein  Vermerk  im  SchoCs- 
register  von  149U  besagt  ausdrücklich,  einige  hätteu  nicht 
geschofst  ffiuzta  conscientias  diciorum".  Der  Reichtum 
vermochte  also  durchzusetzen,  da(s  der  Schols  für  ihn  eine 
reine  Qewissensstener  hlieh. 

Aher  dies  Verhingen  nach  Heimlichkeit  in  Geldangelegen- 
heiten war  nicht  ausschlaggebend  fUr  die  Erhebungs- 
form des  Schosses.  Ihm  hätte  auch  anderweitig  Rechnung 
g(»tragen  werden  können.  Der  Deklarationszwang  z,  B.  war 
häutig  mit  einer  Geli  eimhal  tungspflicht  der  ♦  h  iiane 
verbunden,  die  die  Angaben  der  Steuerpflichtigen  entgegen- 
zunehmen hatten  Wenn  die  Steuerpflichtigen  v  <)  1 1  i  g  aul 
öich  selbst  gestellt  wurden,  mufste  ihnen  doch  das  Ver- 
trauen geschenkt  werden,  dafs  sie  die  Form  der  Steuer 
erhehung  nicht  zur  Umgehung  der  Steuerpflicht  mifsbrauchen 
würden. 

Die  Voraussetzungen  des  alten  Steuermodus  kamen 
aber  immer  mehr  in  Wegfall.  Deshalb  mufste  die  Gewissens- 
kontrolle durch  eine  wirksame  öffentliche  verstärkt  werden. 

Zunächst  wurden  die  kleinen  Leute  zur  öffent- 
lichen Erlegung  des  Schosses  gezwungen  und  damit  eine 
indirekte  Deklaration  eingeführt^;   im  lü.  Jahrhundert 


*  Vgl.  das  Bestreben  der  Augsburcer  Grofskaufleate  von  der  Ver- 
pflichtung zur  eidlichen  Vermögensd^laration  frei  zu  werden  bei 
Härtung  Z.  f.  G.V.  XIX  S.  1178  ff.  1M9  wurde  denn  auch  auf  ihr 
Drftn^en  lieRchlossen:  wer  jftbrlieh  600  fl.  zahlen  wolle,  solle  nicht  mehr 
zur  oi(llicln>Ti  8<'!l)stoinf=iC'liatz!ing  vorpfliehtct  Roin  (1.  c.  S.  IISH).  Nach 
Zedlers  Universal  Lexikon  lobea  8.  loO  Anm.  'A)  ist  es  ,nicht  alleseit 
zuträglich,  dafs  der  Leute  Vermögen  offenbar  werde'". 

*  Vgl.  Wagner,  Finanzwiasenscluift  III  S.  58,  SchSnberg, 
Finanzverhältiii  Haseis  S.  137,  469  u.  474  filir  Steuerherren  durften 
das  Steuereiuscliützungsbuch  keinem  zeigen  und  sclbor  nur  fjeinoinsam 
einsehen);  Maurer  II  S.  856;  Braunschweiger  U.B.  I  S.  isi;  Zeuraer 
S.  68  ff.  In  einem  Schreiben  der  Altemuuuit  und  der  Brüder  zu  Boston 
an  die  deutscht'  Hanse  zu  London  aus  dem  Jahre  1820  Ii  iT-t  es: 
Volomua  etiam,  ne  aliqui»  scotti  nostri  rotulas  habeat  nec  custodiat,  sed 
soll  colleetoree  et,  si  contingat  aliauem  collectorem  exire  ofificiom  awuBt 
volumus,  ut  8uum  fiustnm  eigiUet  et  custodiat  usque  ad  plenan 
compotationpm:  rtiam,  ut  collectores  scottuin  a  quolibet  per  numerum 
recipiant  et  per  nrduum  juramentum  et  illum  cum  sua  summa  in  rotulis 
miis  signent  (L.U.B.  U  Nr.  400  &  S4a'50> 

*  Vgl.  nnten  snb  XY  n.  XVI. 
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knmon  auch  aligeiiieiiie  direkte  Deklar atioaen  und 
behördliche  Taxationen  in  Aufnahme.  Die  erste 
Taxation  scheint  in  den  Jahren  152.")  bis  \ööö  erfolgt  zu  sein, 
in  einer  Zeit,  in  der  Lübeck  an  einer  grofsen  Kriegsschuld 
zu  tragen  hatte.  Nach  den  Kmnmereirechnungen  Hamburgs 
wurde  der  Schors  von  der  Herberge  am  Elingenberg  1525 
und  1532  de  eatimacione  domuB,  1533  bis  1^  pro  taxa 
domuB  entrichtet*.  Die  Obrigkeit  sicherte  sich  dadurch  einen 
steigenden  Anteil  an  der  Ermittlung  der  schoispflichtigen 
Gt^genstände. 

Nur  in  einer  Stadt  ist  die  alte  Stonermethode  bis  in  die 
ueueste  Zeit  Üblich  geblieben,  in  Bremen^. 


»  V  S.  276,  475,  515,  549  und  585. 

'  Bremen  hat  hin  ins  17.  Jahrhundert  die  Selbsteinschätzungün 
kontrolliert.  1653  ffthrte  es  die  stillschwei&^ende  Selbsteinschätzung  auf 

den  Bürgcroid  ein.  bni  clor  nur  in  VerdachtsfiUl  r  n  kontrolliert  wurde. 
Hierbei  blieb  es  bis  nach  1870.  Vgl.  Ortioft  Ü.  166  ff,  und  Z.  f.  StW. 
Bd.  65  S.  166. 
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Der  SchofsBAts  wurde  zuerst   von   der  versammelten 

Bürgergemeinde,  später  in  der  Regel  vom  Rat  allein  fest- 
gesetzt. Seine  Höhe  richtete  eich  nach  dem  jeweiligen  Geld- 
bedarf ^ 

Der  Rat  gab  ihn  den  Bürgern  in  seinem  Pubhkations- 
organ,  der  Bursprake,  bekannt.  Aber  nur  am  Martinitag, 
nicht  au  den  übrigen  Terminen  *.  Daiur  muisten  aber  Büttel 
und  Frone  viermM  im  Jahre  auf  allen  Strafeen  und  Plfttsen 
,dat  ichot  ropen**^ 

Öftere  Publikationen  waren  entbehrlich.  Denn  der  Safs 
war  gewöhnlich  ein  und  derselbe.  Und  bei  aufserordentlichen 
Anlllesen  wurde  aetne  Höhe  yorher  von  Rat  und  Bürgerschaft 
vereinbart. 

1502  liefs  der  Rat  zwei  Gosetzestafeln  anfhflniren,  eine 
auf  dem  Rathause,  die  nndcro  auf  dem  Ocwaiulhause ,  der 
Stiitte,  an  der  die  aus  der  Fremde  eingeführten  Tücher  ver- 
kauft wurden*. 

Die  aditiü  ciuiloquii  dieses  Jahres  gebietet:  Vordmer  beden 
dusae  heren  ejmen  Jewelken  to  holden  sodane  gebode  voda 
wilkore  alae  Inden  tafelen  vp  dem  vorhuae  vnde  want* 
huae  hangen,  gescreuen  vnäe  benomet  syn,  by  pene  vnde 
böte  van  ejnem  iewelken  stucke,  so  desulfen  tafelen  inneholdea, 
de  malck  mach  lesen  edder  sick  lesen  lassen,  Tmme 
sick  var  schaden  touorwachten 

Den  Analphabeten  war  somit  von  Anfang  nn  jede  Be- 
rufung auf  ihren  Maugel  au  Bildung  abgeschnitten. 

»  Oben  8.  104  11'.  u.  113  ff. 

«  Vgl.  oben  S.  6. 

»  ObPii  S  131  Anm.  6. 

*  Die  i'ubiikation  mittelalterlicher  Verordoungen  geschah  in  ver- 
Bchledener  Weise.  öfFentliehe  Verlesungen  in  der  Art  der  Lfibeeto 
Bursprake  erfol^^tt  n  in  ßraunschweig  (Chroniken  I  S.  818),  Güttingen 
(Schmidt  in  li.G.Bl.  1S78  S.  20)  und  Zürich  (Zenmor  S.  70).  THe 
Frankfurter  Bt^doordnung  von  1475  wurde  in  der  Pfarrkirche  bekannt 

gemacht  (Bficher,  Festschrift  zum  deutBchen  Historikertiag  1894 
.  150).   Vpl.  für  Rostock  Paaschs  8.  845. 
»  M.  Heft  1  S.  115. 

•  Vgl.  Bücher  iu  Fcbtöchrift  S.  löi  Amn. 
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Diese  Tatein  waren  ein  vollkommeneres  Publikationsor^^aa 
als  die  Bursprake.  Sie  hielten  dauernd  fest,  was  jene  nur 
einigemal  im  Jahre  bekanntgegeben  und  für  viele  nur  in  den 
Wind  gesprochen  hatte. 

AUerdingB  konnten  sie  nur  einen  kleinen  Teil  aller  Ver- 
ordnungen aufnehmen*. 

Der  Schofs  wnrde  zunächst  durch  diese  neue  Einrichtung 
nicht  berührt  Später  teilten  sich  aber  Bursprake  und  Tafel 
in  die  Bekanntgaoe  des  Schofssatzes.  Der  VorschoGs^  der  da- 
mals ständig  acht  Schillinge  betrug*,  wurde  in  ersterer  be- 
kanntgegeben, der  eigentliche  Schofs  auf  der  Tafel  vermerkt. 
Die  Bursprake  enthielt  aber  einen  Hinweis  auf  sie:  „vnd 
sonst  ferner  schaten,  ali's  de  Taffei  vp  dem  Vorhuse  hangende 
vthvviset**  •  *. 


'  Sie  eutbielten  u.  a.  marktpolizeüicbe  Vorschrifteiit  z.  B.  über  das 
Brotgewicht  (Z.  Bd.  1  S.  886  ff.). 
«  Oben  S.  106  Anm.  12. 

^  Z.  n.  zn  TVionmo  Apostoli  1595. 

*  Auf  dem  Hamburger  Rathaus  hing  eine  besondere  Schofstafel 
(Z.  Bd.  2  S.  153). 
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Sechster  Teil. 
Die  Erhebung:  des  Schosses« 


XrV.  Die  Zeit  der  Eihebuug. 


Der  Schülä  wurde  in  den  Wintermonaten  erhoben.  Dieser 
Zeitpunkt  war  nicht  willkürlich  gewählt ,  sondern  durch  die 
Lage  der  Dinge  geboten. 

Zanllelitt  wegeai  des  lanclstädtischen  Cluurakters  der 
Stadt  Das  mittdalterliche  Stadteleben  bewegte  Bich  in  «lAnd* 
lieber  Atmospbäre*^  ^.  Anfänglich  schied  den  Btlrger  und 
Bauer  nichts  als  die  Mauer ^.  Auch  später  beäeb  ein 
starker  Bruchteil  der  Bürgerschaft  neben  seinem  spesifiscb 
„bürgerlichen"  ein  kleines  landwirtschaftliches  Nebengewerbe 
zur  Declcnng  eigenen  Bedarfs^.  Am  verbreitetsten  war  wohl 
die  Vieliiialtung;  die  städtische  Allmende  bot  das  erforderliche 
Weideland.  Häutig  finden  sich  auch  Gartenkulturen,  der  Bau 
▼on  Obst,  Gemüse,  Hopfen  und  Wein*.  Das  gewerbliche 
Leben  war  durchweg  mit  Elementen  der  Urproduktion 
▼erblinden. 

Dies  gilt  auch  Ton  Lttbeck.  Es  bat  seine  ursprttngUehe 
ökonomische  Grundlage  yielleicbt  mehr  als  andere  Städte  ver- 
loren; das  brachte  sein  Charakter  als  Handelsstadt  und  be- 
sonders seine  Gröfse  mit  sich.  Aber  es  blieb  stets  in  starkem 

Mafse  landwirtschaftlich  interessiert.  Der  gröfsere  Teil  der 
Kinwohnerschaft^  betrieb  eine  eigene  GartenwirtachafL  Der 


»  Bücher.  Bevölkerung  Frankfurts  S.  10.  25<J  ff.  nn  !  1^9. 
*Zeamer,  St&dtcsteuem       85  ff.;  Cohn,  Fiaauzwit^enschaft 
S.  187;  oben  H.  36  fF. 

•  Inama-Sternegg  IH,  1  8.  888  n.  888;  Bftehet,  Fsttscbiifl 
&  U7. 

*  Inama-Sternogg  ib.  S.  91  u.  lÜl  ff. 

Weit  agrarischer  hliol)  Frankfurt  a.  M.  Auch  im  14.  bi-  15.  Jsbr- 
hundert  triob  t'n>t  j^flfT  Hürirnr  T.niuhvirtachaft  ikIci-  i1i.m-Ii  Wein-  und 
Gartenbau,  und  gewann  d&rauä  einen  grodsen  Teil  seiued  Liebensunter- 
haltsa.  Dw  bfirgeiliche  Gewerbe  lieferte  ihm  nur  eiaen  wÜlkommeiMB 
Znidrafs  baren  Geldes  (Bfieher»  Entetebimg  der  VoUnwirtsdnft 
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Hopfenbau  stand  in  Blüte  ^  Auch  die  Landwirtschaft  im 
engeren  Sinne  hatte  noch  Raum  in  der  Stadt.   Bis  ana  Ende 

des  18.  Jahrhunderts  erlucltcn  sich  z.  B.  in  ihr  neun  Ackerbau- 
höfe*.  Das  ganze  vorstädtischc  Qebiet  mit  seinen  Gärten  und 
Feldern  wurde  von  der  6tiidt  aus  bewirtschaftet.  Der  Rat 
duldete  gar  nicht,  daiö  unmittelbar  vor  den  Toren  eine  An- 
siedelung stattfand*. 

So  blieb  das  Leben  der  Städter  iu  deu  Kreialaut  deg 
Landlebens  verflochten.  Jährlich  Terkttndete  der  Rat  an  Jar 
kobi  (25.  Juli)  aufs  neoe  das  Gebot:  „Wente,  ghelouet  si 
Got,  scone  vrucht  gbeoghet  vppe  deme  velde,  so  bedet  dease 
heren  deme  leddighen  volke,  dat  se  sik  maken  vt  der 
atat  Tnde  helpen,  dat  dat  korn  inkome,  wenteyunden 
se  alsulker  hide  wat  in  der  stat,  se  wulden  se  vtdriuen  laten 
mit  deTi  vronen*."  Die  ganze  ledip:*»  Bevölkerung  wurde 
obrigkeitlich  angeleitet,  die  Ernte  einzubringen,  ja  gewaltsam 
aufgetrieben ,  wenn  sie  der  Erntearbeit  fern  blieb.  Lübeck 
war  so  unmittelbar  und  stark  am  Landbau  beteiligt,  daf*»  die 
Gesetzgebung  sich  dieser  Interessen  helfend  annahm^. 

Ein  grofser  Teil  der  Bevölkerung  war  danach  im 
Sommer  tagsüber  aolserhalb  der  Mauern.  Die  Stadt  konnte 
und  durfte  in  ihrem  eigenen  Interesse  den  Bürgern  in  dieser 
Jahreszeit  nicht  mit  ihren  Forderungen  kommen. 

Aufser  den  ackerbautreibenden  waren  aber  auch  die 
handeltreibenden  Kreise  der  Stadt  während  des  Sommers 
zum  grofsen  T^-i!  unterwegs.  Die  Kaul'leute  machten  ihre 
Fahrten,  die  Schiffer  stachen  in  See*;  auch  für  sie  war  der 
Sommer  die  Zeit,  in  der  sie  geschäftlich  am  meisten  in  An- 
spruch genommen  waren.  Eine  Steuererhebung  aufserhalb 
der  Wintermonate  wäre  auch  bei  ihnen  auf  grofse  Schwierig- 
keiten gestofsen. 

Lübeck  wurde  also  durch  seine  wirtschafüiche  Struktur 


S.  23o  u.  '244).  JJif  meisten  Ifäuser  waren  mit  Höfen  und  Wirtschafts- 
gebäuden versehen.  Ein  lläu^^ierverzeichiiis  führt  alleiii  299  Seheiiaeil 
auf  (Bevölknrinig  Frankfurts  S.  261).  Die  Bedeordnnrtrt^Ti  nennen  als 
zu  versteuernde  Obiekte  vorwi^Kend  landwirtschaftlichen  iiesits  und 
landwirtsebafUiche  Betriehnmtt«r(ibw  S.  868)^ 

>  Stieda,  Stadien  s.  Gewerbegeseliichto  Lfibecka  8  in  M.  Heft  S 
&  4  ff. 

*  Sie  lagen  Bftmtlich  im  Johannisquartier  (rnniü  W  akenissa)  in 
der  Gegend  der  Egidieokirche  (Brehm er,  Beiträge  zu  einer  Bau* 
gcBcliH  hte  L.s  IV  in  Z.  Bd.  5  S.  141  AnoL  57  und  in  H  Heft  8 

S.  22  ä'.j.    Vgl.  oben  S.  142  Anm.  3. 

*  Vgl.  oben  S.  3:3. 

*  L.V.II.  VI  S.  756.  Vgl.  die  jflngste  Bnfspiake  bei  Ton  Melle» 

Oründl...Nat'liricht  B.  IUI. 

^  Über  die  für  ländliche  Arbeit  gedungenen  Beamten  der  Stadt 
TgL  oben  a  00  £ 

*  Es  gab  deren  eine  beträchtliche  Zahl,  z.  B.  1665  202  (Hasse, 
Ans  der  Vergangenheit  der  Schiffergesellachaft  in  L&beck  1801  &  18). 
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genötigt,  den  Sommer  möglichst  fUr  das  private  Leben  frei- 
zugeben und  das  öffentliche,  politische  mit  seinen 
Rechten  und  Pflichten  auf  den  Winter  zu  konzentrieren.  Von 
den  vier  Bürgerversammlungen  fanden  denn  auch  drei  im 
Dritteljahr  November — Februar  statt*. 

Die  mittelalterliche  Stadt  setzte  die  Steuertermine  meist 
im  llerbät  an,  nach  Beendigung  der  Ernte,  weil  dann  die 
Pflichtigen  am  meisten  Zeit  hatten  nnd  ihre  Kassen  am  besten 
gefkillt  waren*.  In  LfLbeck  Ix^ann  die  offixielle  Schofsseit 
am  Martinitag,  dem  11.  November*.  £6  war  der  Tag,  an 
dem  in  der  ganzen  Qegend  allgemein  die  ländlichen  GeMle 
gezahlt  wurden*.  £8  war  ferner  der  Tag,  an  dem  die  Schiffe 
ins  Winterlager  gingen :  von  Martini  bis  zu  den  Fasten  ruhte 
die  Schiffahrt*^.  Ein  Schreibon  der  Alterleute  der  Schiffer- 
gesellschaft spricht  von  der  Zeit  nach  Martini,  wenn  „de 
mehrer  deel  des  ioickes  wedder  to  husz  were"*. 

Gerade  an  dem  Tage,  an  welchem  das  Erwerbsleben 
Winteranfang  machte,  fand  eine  Bursprake  statt.  Der  Rat 
fordert  in  ihr  unter  anderem  auch  zum  Schossen  auf:  „Wente 

fi  dat  wol  weten,  dat  wi  in  desseme  jare  in  groter  kost 
ebbet  gheseten  vnde  noch  Bitten,  so  sint  desse  heren  des  to 
rade  worden,  dat  se  en  scot  setten  wiUen  Tppe  sik  snlnea 
Tnde  vnse  menen  boighere,  also  dat  en  iewelk  scal  gheusn 
van  der  mark  suluers  ....  penninge,  vnde  willet  darto  voghen 
erc  ratmanne,  de  dat  scot  vntfim  scolen,  vnde  bidden  rnde 
bedet  eneme  ieweiken,  dat  he  dar  willich  to  ai  vnde  sin  scot 
bringe  vor  Winachtcn'^." 

In  der  nächsten  Bursprake,  die  am  Thomastag  (21.  Dez.), 
unmittelbar  vor  Weihnachten  anberaumt  wurde,  schlofs  sieb 
an  diesen  Schofsbefehl  Dank  und  Ermahnung:  „Vortmer  so 
danket  desse  heren  den  ghenen,  de  alrede  scoten  hebbek» 
Tnde  willet  der  ghemakes  willen  ere  ratmanne  to  deme  scote 
Sitten  laten  vor  der  hochtyt  desse  dre  daghe  al  Tt,  ynde  bedet 
den  ghenen,   de   noch  scheten  scolen ,  dat  se  ere  scot 


1  Oben  S.  6. 

»  Zeumer  S.  15  u.  28  ff. 

•  Martini  war  erster  Termin  auch  beim  Braunschweiger  Schofii 
(Chroniken  1  8.  130  Anm.  3  u,  318)  und  der  FmTikfurtcr  Bede  (Bücher. 
Festsclirift  S.  150).  Etwas  früher,  in  der  Woche  nach  Allerheiligen 
(1.  Nov )  begannen  Htldesheini  (Ü.B.  VI  8.  XVI),  Bostoek  (Meckl.  Ü.B. 
TX  S.  353  und  XX  S.  496)  und  Hannover  (Ulrich.  Bilder  aus  H.s  Ver 
^(anf^'enlieit  S.  4^)  'h^n  Schofa  einzuheben.  Tn  Angsburg  war  der  An- 
iaug  des  Üteuerjaiirea  Mitte  Oktober  (Härtung,  Die  Belastung  des 
Aogsburgischen  Grofskapitals  in  Z.  f.  G.V.  XXIX  S.  1168). 

*  Z.  Bd.  6  S.  106, 
»  Hasse  S.  23. 

«  Hasse  S.  54.  Vgl.  f.  Rostock  Paasche  in  J.  f.  Nat.  u.  Stst 
Bd.  89  S.  3.51. 

^  KU.B.  VI  a  758;  vgl.  auch  L.U.B.  IX  S.  960  Art.  6. 
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brenghen  vor  der  hochQrt»  wente  na  der  hochtyt  willet  se 

panden  latent" 

Die  8clu  fszeit  währte  also  zunMchst  von  Martini  bis 
Weihnachtsabend,  d.  h.  über  sechs  Wochen  ^  ®. 

Später  wurde  sie  verlängert,  zwischen  1420  und  1450  h'i$ 
auf  Palmsonntag,  um  1450  bis  auf  Ostern.  JJie  letzte  Mah- 
nung an  die  Säumigen  erging  jetzt  in  der  Bursprake  St.  Petri, 
to  sunte  peters  daghe  in  der  Vasten  (22.  Feor.):  Vortmer 
bedet  desse  heren,  dat  eyn  jewelk  ein  schot  bringe  vor 
Falmen-Paschen ;  wc  ok  dat  nicht  en  dede  de  scheide  dobbeld 
Bchot  geuen^.  Die  Erhebung  erstreckte  sich  fortan  über 
mehrere  Monate  ^ ;  der  Bürger  hatte  keinen  Grund  über  eilige 
Abfertigung  Besc  Ii  werde  zu  führen. 

So  blieb  es  lange  Zeit**.  Nur  bei  flrinc:eader  r4e](lnot 
wurde  die  Frist  abgekürzt^.  Erst  spätere  Jahrhunderte  haben 
hier  Wandel  geschaffen  ^ 

«  L.U.B.  VI  8.  759;  L.Ü.B.  IX  S.  959  Art.  7. 

*  I>er  Text  der  Bursprake  ist  erst  aus  dem  Anfang  des  15.  Jabr- 
handerts  erhidten;  deshalb  Iftfst  sieh  fiber  die  Erhebung  des  Schosses 

in  filfpi  r  r  Zeit  nichts  f:rfnftut>3  fcHtstellen.  Doch  begann  si«^  stet»  zu 
Martini.  Eins  der  ältesten  Schofsbüchcr  ist  üburschrieben:  quinqua- 
ge.simo  primo  (1351)  martini  tallia  (oben  .S.  I.i4). 

'Keimar  Kock  enfthlt  von  dem  Schofg  des  Jahres  1408/4; 
„Duth  Oclt  wort  thohope  gebracht  twis->"Vi  n  Winnchten  m\dr>. 
Paschen'*  (Grautoff,  Chroniken  II  S.  618).  Der  spätere  Beginn  der 
Erbebang  erklärt  sich  daraus,  dafs  die  Burgerschaft  den  Schofs  erst  im 
Dezembw  1408  bewilligte  (Chromken  der  niedenftchsiBcb^  Stldte  II 
S.  384). 

*  L.Ü.B.  VI  S.  759. 

*  Nürnberg  gewflbrte  eine  Zahluonfrist  yon  etwa  sechs  Monaten 

(Sander,  Reieh.sstädt.  Haushaltung  S.  229). 

*  Textlich  ist  die  Bursprake  später  mehrfach  geändert,  henonders 
gekürzt.  Die  einleitende,  gleichsam  entschuldigende  liegrüudung,  die 
Bekanntgabe  der  Deputierang  yon  Ratsherren  zum  Scbofs  und  der 
Dank  an  die  Zahler  Kommen  später  in  Wegfall,  letzterer  auf  Grund 
eines  Hats.^chiusses  von  1635.  —  Besonders  weitschweifig  war  die  Bur- 
sprake SU  Martini  1541.  Sic  lantet:  ,,Und  dewilc  tho  ynderholdinge 
desser  Stadt  iarlikes  grote  koste  gedhaea  motb  werdm,  flo  bebbe  desse 
Heren  ein  scnot  vp  sik  ^i^lnen  vnd  ehre  gemeinen  Burger  gosettet,  also 
dath  ein  Jewelick  hy  siuem  eede  scbatenn  schall,  vnd  geuen  veer 
Schillinge  to  Torsenste  Tund  van  twen  marck  snlnTers,  sint  reer 
marck  lüb.  getellet,  einen  penninck,  Vnnd  hcbben  ehre  Kadtmanne, 
die  dath  schot  cntpfangen  scholenn,  dartbo  verordr^et,  vnd  gebeeden 
daruD  einem  Jewefickeu,  dat  he  willich  vnd  gehorüam  Hjnn  ijchütt  vor 
Pascnen  bringe,  we  des  nicht  deith,  der  schall  dubbelt  schott  geuen, 
vnd  alle  de  noch  schott  schuldich  syrn  ,  -^t  hnlenn  hy  de  Ilerenn  gaen 
vnnd  ehre  schott  twisgchen  nhuv  vud  paschen  negestkhumstich  vp- 
bringen,  woU  darann  sumich  vnnd  ungehorsam  befunden  wert,  der 
schalt  damba  dubbelt  geven  vnnd  willent  oek  f arder  also  gefaoldenn 
bebi>en.'' 

^  1625  sollte  der  Schols  zwischen  Ende  November  und  Weih- 
nacht, spätestens  bis  zn  heil,  drei  K5nigen  eingehen  (M.  Heft  5  8.  81). 

®  Nach  D(eecke?)  wurde  der  Schofs  zuletzt  an  einem  Tage^  Hitt- 
woch  vor  Ostem,  eingehobeu  (Neue  Lüb.  Blätter  1852  S.  121). 
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Der  Schofstermm  '  rlauerte  mehrere  Monnte.  Aber  inner- 
halb dieser  Zeit  war  nicht  jeder  Wochentag  ein  Schofstag  und 
nicht  jeder  Schofstag  Zahlungstermin  für  jeden  Bürger.  Viel- 
iiielir  fanden  fllr  jeden  der  vier  Stadtbezirke  besondere  Steuer- 

leriiiinc  statt, 

Ihre  Zahl  läfst  sich  aus  den  Tagegeldern  berechnen ,  die 
an  die  Steuereinnehmer  gezahlt  wurden.  Danach  iöt  zu 
Schofs  gesessen: 


Steaeija]ir 

Prima 
Traveua 

See. 
Travena 

Prima 
Wakenissa 

Wakenissa  '^^^ 

14(31(32: 

15 

18 

29 

17  79 

1462/63: 

? 

? 

44 

40  84 

1463/64: 

? 

? 

26 

23  49 

1464/65: 

ca.  30 

21 

17    ca.  68 

1465/60: 

? 

? 

22 

20  42 

1467/68: 

ca. 

50 

44 

21   ca.  115 

Tage«. 


Berdcksicbtigt  man  die  Unvollständigkeit  der  Ab* 
rechnungen,  so  ergibt  sich,  dafs  jährlich  etwa  100  Schofstage 
anberaumt  wurden^  ^.  Dabei  ist  noch  in  Betracht  z?i  ziehen, 
dafs  gegen  Ende  der  Scholszeit  die  Zahl  der  Steuereinnehmer 
öfter  verdoppelt  ward^ 


^  Die  mittelalterUehe  Stadt  hatte  in  der  Reffel  einen  lan^ristigeo 

Steuertermin.  Zwei  Tenninc  waren  üblich  in  T)ro.sden  (zu  Walpurgis 
und  Michaelis,  Zu  diesen  Zt-itcu  ward  die  Stjidtstcuer  fallig.  "N^I. 
Richter  im  Neuen  Archiv  f.  »ächsische  Gesohichte  II  S.  274  75  und 
Zenmer  S.  29),  Duderstadt  (Cohn,  Finunzwissensehaft  S.  323)  und 
Kaf?sel  (vor  Luciae  und  I.ntnn'.  K  i^seler  Sta  Itun  !innni:'oii  in  Z.  f. 
heasiscbe  (lesehiehte  und  Landeskunde.  3.  Supplement  IS.  1  und  302). 
^  Vgl.  die  Tabelle  Anlnf^e  V. 

*  In  den  Reformationsunruhen  s^ollte  die  Stadtkiate  an  vier  Tagen 
in  der  Woche  f&r  Steuerzahler  gr<  tVin  t  sein  (oben  8.  122  Aam.  7). 
Nach  dem  Rczefs  von  If'fJO  hatten  die  Kasaaherren  ziurlf-hst  an  vier, 
dann  an  drei  Tagen  der  Woche  zusammenzukommen  (Becker, 
ümständl.  Geschichte  LÜb.  III,  Beilage  S.  24).  ^  Spfiter  geschah 
dies  seltener.  Laut  Reglement  von  1699  fknd  wöchentlich  nur  noch 
eine  Sitzune  an  der  ^hofatafel  statt  (Dreye  r,  Einleitung  8.  141 
Nr.  XV). 

*  Braunschweig  setzte  für  die  Einhebung  des  Schosses  nur  eine 
ein  wöchentliche  Frist  an  (Mack,  Pinanzverwaltunj^  S.  101).  Auch  in 
[lil  lcjihoini  bcsrliräiikte  h;icli  die  offizifHe  Scliofszeit  auf  eine  Wo -ht". 
lu  den  oechs  Tagen  nach  Allerheiligen  sollte  er  abgefertigt  werden. 
Diese  Bestimmung  erU&rt  sieh  ans  der  Einteilung  der  Staat  in  sechs 
Bauerschaften.  Aber  die  sechs  Ta^  reiditen  zur  Erledigung  des 
Schofsgeseliäftes  nicht  au3,  obwohl  der  gesamte  sitzende  Rat  .«i«-n  be- 
teiligte (Hu her  S.  18).  1379,  1381  u.  1382  wurde  noch  achtmal  -over 
dem  naschote**  gesessen  (U.B.  V  8.  15,  88,  52,  VI  8.  Xm.  XVI  n.  L  ff.; 
vgl.  auch  Koppmann  in  H.G.Bl.  1896  S.  198/99).  Rostock  erhob  den 
l8chofs  von  Martini  bis  Weibnachten,  bisweilen  auch  bis  in  den  März. 

»  Oben  S.  130. 


Digitized  by  Googl 


XXI  6. 


161 


Die  Verteilung  der  Termine  richtete  sich  nach  der  Gröfse 
der  Bezirke;  in  der  Prima  Wakenissa,  dem  gröfsten*,  fanden 
die  nu'istr'n  statt.  Es  scheint,  (]:\ts  bestimmte  Wochentage  für 
die  einzelnen  Quartiere  festgelegt  waren.  Dennoch  liefen  öfter 
Irrungen  unter;  Bürger  kamen  auf  das  Rathaus,  ohne  dafs 
für  ihren  Bezirk  ein  Termin  war.  In  solchen  Fällen  pflegten 
aber  die  gerade  amtierenden  Beaintcu  auch  Zaiiiungeu  von 
Bezirksfremden  entgegenzunehmen'. 

Der  Endtermin  der  Schonzeit  wurde  streng  eingehalten". 
Alles  ,  was  nach  Ostern  einging,  war  Nachschofs,  der  einen 
Strafaufschlag  kostetet 

Nicht  ebenso  streng  hielt  man  sich  an  den  oftiziellen 
Anfangstermin,  wenigstens  nicht  in  den  GOer  und  70er  Jahren 
des  1.5.  Jahrhunderts.  Damals  haben  die  Schofsherron  schon 
im  Oktober  und  September,  vereinzelt  schon  im  August,  1 160 
sogar  schon  am  sunte  pateljonen  dage  (28.  Juli)  Erträge  an 
die  Kämmerei  abgeführt.  Ks  mögen  zum  Teil  Rückstände 
gewesen  sein.  Aber  öfter  haben  auch  schon  iSchofstage  siati- 
gefunden,  wie  die  Zahlung  von  Diäten  an  die  Steuereinnehmer 
ergibt. 

Seit  etwa  1480  sind  yerfrtthtd  Zahltage  nicht  mehr  an- 
beraumt.   Nur  bei  den  Qästen  scheint  man  sich  nicht  an 

festbegrenzte  Steuertermine  gehalten  zu  haben 

Dafs  das  Scliofsjahr  anders  lief  als  das  bürgerliche,  ist 
nicht  wf'iter  ,'mff;i!!ie:'\  BefrenKlni  erregt  jedoch,  dafs  es  auch 
mit  dem  Hechnungsjahr  der  Kämmerei,  das  am  22.  Februar 
begann nicht  zusammeniiel. 

In  ^eee  Zeit  fielen  aber  nur  bis  15  Sebofetage,  die  för  die  ganze 

Stadt  galten  fMecklenb.  U  H.  IX  Nr.  r.lTM  S.  3Ö3/54,  XIU  Xr.  7448 
S.  4»'.  ff,  XIV  Nr.  S2^4  S.  100  ti.,  XX  S.  496  ff.^.  Na<-!,  Pausche 
(J.  i.  Niit.  II.  Stat.  Bd.  31)  .S.  ;j27j  wurde  an  jedem  Sonnubt-nd  zu  Schofa 
gesessen.  In  Kassel  dauerte  die  Steuererhebung  so  lange  wie  erforder- 
Tn>h,  z.  15.  1520  41  Ta^'o.  nrunHcli  18  vor  Luciä  und  23  vor  L&tare 
(Kasseler  Stadtrcchnungeu  i.  c.  ä.  1  u.  i^). 
»  Oben  S.  142. 

*  1464/65  z.  ]i.  fertigten  die  Einnehmer  der  Tniveii- und  Wakenits- 
Seite  12  bzw.  10  BezirkstVcmde  ab. 

»  Vgl.  z.  B.  M.  Heft  9  S.  187:  Der  Schofs  von  1670  bis 
Ostern  1671  besablt 

«  Oben  S.  90  und  uuton  sab  XVII  u.  XVTII. 

Die  Erhebung  scbcint  sicli  nach  ihror  Anwesenheit  in  Lübeck 
bestimmt  zu  haben.  Auch  der  Aufanj^titermiu  war  daher  nicht  immer  der 
gleiche.  Das  Gisteregister  von  1463  ist  überachrieben:  De  gheste  scboet 
na  Wynachten  anno  68. 

«'jjas  Mittelalter  kennt  solche  Treunang.  In  Basei^  begann  daa 
Finanzjahr  am  Jobannietag  (Schönberg,  Finansverbältnisse  S.  26X  in 
Köln  im  Frühling  (Knipping,  Kölner  Stadtrechnungen  I  S.  19).  Die 
Lübecker  Kirchen  datierten  ihre  Abrechnung  von  Ostern  an  Ostern 
(M.  Heft  1  8.  132). 

V  Oben  IS». 
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XV.  Die  Art  der  Erhebung. 


Die  Erhebung  des  Schosses  geschah  in  der  Fonn  der 
Abstattang.  Der  Steuerbetrag  war  anfs  Rathaus'  zu 
bringen  und  wurde  dort  wohl  auf  einer  besonderen  Stabe  - 
in  Empfang  genommen.  Nur  der  Schofs  der  Gäste  ist  viel- 
leicht Ton  den  Steaereinnehmern  abgeholt  worden ^ 

L  Stellvertretungfen. 

Es  war  niclit  vorp^esoliripben ,  dnh  jeder  seinen  Schofs 
persönlich  bringe;  man  konnte  sich  bei  der  Abstattang 
vertreten  lassen. 

Eine  Vertretung  „van  vruntschop"*  ist  aus  den 
bciioläregistem  nur  relativ  selten  ersiciitlich.  In  der  Ut^el 
scheint  jeder  seinen  Schofs  in  Person  abgeliefert  la  haben*. 
Vertreten'  lassen  sich  nor  die  wirklich  behinderten,  z.  B. 
die  Abwesenden  and  die  nur  vorübergehend  anwesenden 
Gäste  ^ 


*  Das  KatliHus  ist  bis  zur  Aut  bebung  des  Schosses  Zahlstelle  ge- 
blieben. (Vgl.  Neue  Läb.  Blätter  1852  8.  121.)  Auch  die  Accise  vmw 
4ort  ontriohtct  (M.  Ifeft  8  S.  116).  —  Dasselbe  gilt  von  anderen  Städten. 

'■^  1478  ^ab  es  wenigBteiis  eine  besondere  ^^tzisekamer''  (Z.  Bd.  4 
S.  308)  und  der  Schofs  war  die  ältere  und  wichtigere  Steuer. 

*  In  den  GästeregiBteni  mnd  sehr  häufig  Trinkgelder  (bibsies)  als 
veranspabt  gebucht  Man  kann  in  ihnen  Icaum  Zahlungen  an  die 
Gäste  erblickcQi  die  wären  doch  völlig  unbegründet,  ihre  Höhe  (vgL 
nnten  sab  XVIII)  scheint  obige  Aniisbme  sn  gebieten.  Vgl.  aber  unten 
8.  168. 

*  U,B.  der  Stadt  Braunschweig  I  S.  180. 

^  Mathias  Schulte  vermerkt  in  seinem  1554  augclegti-n 
Bechnnngsbaeht      (16)68  16.  April  bebbe  ick  myn  Taste  teboedt  vp 

dat  radthns  <''  brncht. 

^  1Ö56  notiert  Johann  Wittenborch  in  seinem  liandlungabuch: 
Item  exposui  pro  taüa  consulibus  ex  parte  Amoldes  (sein  Neffe  Arnold 
von  Bardewik,  der  sieh  anf  einer  Seereise  befand)  5  m  (Mo  II  wo.  Das 
Handinngsbuch  von  Herrn nnn  Johann  Wittenborch.  Leipzip  1901 
S.  84  Nr.  207;.  Bei  den  Gästen  ist  häufig  vermerkt:  dar  schatet 
(schatede)  x  Tor,  einmal  anebt  von  vrnnde  gnde.  Zuweilen  Tevtreten 
auch  Gäste  bei  der  Schofszahlung  (hinr.  van  detten  [ein  Gast]  van  hilger;: 
husez  wegen).  Weitere  Beispiele  von  Vertretungen  geben  die  Ein- 
tragungen: ghert  van  lenten  de  gbift  vor  Her  Ilaghej  vrese  dt  vor 
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In  vielen  Fällen  bestiTifl  abf-r  eine  jr«8ctzliche 
Vertretungspflicht.  Nacli  dem  Stadtrecht  ^  raufste  der 
Bürger  „uan  uormuntschap  weghene"  das  Vermögen 
von  Frau,  Kind  und  Mündel  verschossen^.  Bot  »eine  Person 
nicht  die  genügenden  Garantien,  so  wurde  den  Unmündigen 
für  den  Schob  ein  besonderer  Vormund  bestellt*. 

Die  Vertretung  der  Kinder  ist  wohl  nie  in  Frage  ge- 
et^lt^  Sie  bedurften  eine«  Votreters^  Anders  bei  den 
Frauen.  Sie  konnten  ihren  Schofo  selber  entrichten  und 
haben  es  auch  unter  Umgehung  ihrer  Vormünder  immer 
wieder  von  neuem  versucht  Der  Rat  aber  wollte  diese  Eigen- 
macht nicht  dulden.  Seit  etwa  1450  vermehrte  er  die  Schofsartikel 
der  Bursprake  um  einen  neuen :  Ok  en  schal  nyn  vrouwe,  de 
enen  man  heft,  ere  schot  briTig;on ,  men  de  man  schal  dat 
schot  bringen  bij  dren  marken  suluers,  vnde  welk  vrouwe, 
de  nenen  man  en  heft't,  ere  vormundere  Scholen  dat  schot 
bringen  -'*.  Keine  Frau  sollte  ihren  Schofs  peräönlich  abstatten, 
mochte  sie  ledig,  verheiratet  oder  verwitwet  sein*. 

Die  gewissenhafte  Entrichtung  der  Steuer  setzt  ein  hoch- 
gespanntes bürgerliches  Pflichtgefühl  voraus.  Ein  solches 
ist  naturgernftTs  bei  dem  Mann  stftrker  entwickelt  Die  Frau 
ist  auch  heute  wohl  noch  weniger  steuertttchtig  als  er. 
Der  Lübecker  Rat  scheint  den  Frauen  aber  gar  kein  Zu- 


badegowo;  kuvoet :  hanz  petershagea  dt  —  Vgl.  auch  das  Kieler  Erbe- 
buch i>.  175  Nr.  1193. 
>  Vgl.  oben  S.  24. 

*  Über  die  Bevormundung  von  Fraaen  und  Kindern  vgl.  oben 
l.  c.  und  R  e  h  m  0 ,  Obt'r'Jtadtbuch  S.  195.  —  Dieselbe  stellver- 
tretende Steuerpäicht  bestund  m  Hildcöheim  (1427  wurde  den  Bürgern 
im  Schofseid  autgegeben :  Hedde  gy  ok  ghut  in  vormundeschup  edder  in 
bevelince  eddfir  in  welker  vrjs  gy  L^hut  hoddeii.  dat  der  stad  dine- 

Slichticn  were,  dat  scholde  gy  vorscnoten  by  juweu  eyden.  U.B  Vi 
.  969),  Frankfurt  (Bücher  in  Festschrift  S.  150  ff.)  und  Rostock 
(Meckl.  U.B.  XX  S.  500).  Auch  bei  Deklarationen  mufste  der  Hausherr 
oft  das  steuerbare  Vprmö;:on  von  Frau  und  Kind  ang^oben.  Vgl. 
Zeumer  S  66;  Gierke  1  S.  Ü31;  Dürre,  Greschichte  der  Stadt  Braun- 
«chweig  S.  827  und  ülrieh,  Bilder  aus  Hannovers  Vergangenheit  S.  49. 

*  Als  1295  Wedeghe  (plebanus  de  Seveneken)  seinen  Söhnen  Grund- 
eigentum erwarb,  wurde  im  ()berstHdtl)neh  eingetragen:  pro  qua  heredi- 
tale  Tbidericus  de  Raceborg,  patruus  ipsorum  puerorum,  m  talliis 
et  in  aliis  faciet  inde  jora  eua  eivitati  nostre  (Pauli,  Wiebolda- 
renten  U  li  Nr  MI 

*  Beispiele  in  Z.  Bd.  6  S.  457  (Item  .  .  vor  de  kynder  ut  ^e^even 
dem  rade).  Aus  den  Schofsregistem  seien  folgende  genannt:  pueri  busen 
dar  heft  marquart  scherf  vor  schotet;  Item  gaf  polikarpus  dersowe  vor 
•ine  stefkinder  to  vorschote  4  mr.  VgL  femer  unten  o.  164  Anm.  5. 

»  L.U.B  IX  S.  959. 

*  Die  Fassung  war  su  Martini  und  Petri  etwas  anders:  Vnde  welke 

vrouwe,  de  enen  man  heflt,  de  man  schal  dat  seliot  bringen,  vnde 
nicht  de  vrouwe.  Vnde  welke  vrouwe  vormundere  lietift,  ere  vor- 
mundere Scholen  der  vrouweu  schot  bringen  (ib.  .S.  960). 


Digitized  by  Google 


164 


XXI  ö. 


trauen  gesclienkt  zu  haben  ^  Vielieicht  teilte  er  die  Em- 
pfindung, der  der  Magister  Elers  1542  anläfslieh  einer  }>rivatvn 
Fehde  in  den  drastischen  Worten  Ausdruck  gab:  „.  .  aUe  de 
▼roawen  geerne  pleegen  tho  legen,  wente  idt  is  eer 
egendoem'.*^ 

Der  Rat  legte  deshalb  auf  Einhaltung  seines  Verbots  dii 
allergrOfele  Gewicht  £r  liefe  es  in  allen  Burspraken«  in  denen 
▼om  Schob  die  Rede  war,  verlesen»  auch  durch  besonders 
Mandate  aufs  neue  an  dasselbe  erinnern*.  Es  ist  bis  to$ 
18.  Jahrhundert  in  Kraft  geblieben*. 

Trota  alledem  ist  es  aber  auf&llend  wenig  eingehalten. 
Wenigstens  lassen  die  Schofsregister  nur  selten  erkennen,  dafs 
der  Schofs  der  Frauen  durch  Männer  eingebracht  wurde*.  Oft 
steht  (las  Gegenteil  fest.  Die  Fmn  stattete  ihre  Steuer  selber 
ab*,  ja  in  vereinzelten  l\illen  vertrat  sie  den  IVLinu  beim 
Schols  Es  scheint  flf  innach,  dafs  sie  öfter  mit  ilir<'iu  eigen- 
niaehügen  Vorgehen  Glii<  k  liatten.  Der  Steuereinn  ■Inner  wird 
es  vorgezogen  haben  die  verbotswidrige  Zahlung  anzunehmen, 
statt  sie  aus  formalen  Gründen  abzulehnen  und  damit  in  Frage 
SU  stellen,  und  der  Vormund  wird  es  stillschweigend  gebilligt 
haben,  dafs  sein  Mttndel  ihm  die  Last  des  Stenerns  abnahm. 

Ob  der  Btkrger  aufser  Familienangehörigen  und  ICflndebi 
auch  sonstige  Hausgenossen  (Mieter,  Qllste  etc.)  beim 


*  Übergrofsfs  Yortrauen  genossen  sie  nirgend?'.  Nach  der  Frank- 
fiuter  Bedeordnun^  von  1475  z.  B.  sollten  die  Bedcmeister  den  Fraaen 
beeonders  ins  Gewissen  reden,  ihr  Sondereot  su  versteaem  (Bficfaer 
Art.  94  S.  159  der  Festschrift). 

«  Z.  Bd.  3  8.  567. 

'  Vgl  Drejer,  Einl.  a  139  N.  5,  M.  Heft  5  S,  a2  (SteneipTojekt 

von  1626). 

*  Vgl.  die  jüngste  Bunprske  bei  v.  Melle,  Grfindl.  Nachridit 
8.  114. 

*  Z.  B.  in  folgenden  P^ällen:  gheseke:  herman  heft  vor  ghoseke 

Sheschatet  —  stockman  dt  vor  scghebod  syn  wiff  —  swarteselio:  klement 
t  S  fi  —  brand  hogennelt  schal  schoten  vor  puwery  schiiiporcn  vnd 
puwcrj  van  strndf^lo  md  vor  wyduwa  van  Dortmuiidc  —  Itciii  sanflf^ 
vns  Her  bertolt  Rijnk  vor  syne  dochtcr  de  wedewc  vnd  vor  de  kinder 
cryspini  —  Item  agnrtc  heysen  myd  Dns.  groten  na  dunelstraten 
wedderker  de  is  mor  sc  bot  sehnldich,  heyne  volse  brochtc  vor  se  vor 
1  jar  vor  winachtcii  Ixv  (lif'iri)  —  Dortnuindosclie :  Ilir  hoft  brnnt 
hoghenuelt  vor  schalet  —  Schrodersche:  den  heren  gbeucn  myt  bredc- 
uelde  —  Hakenche:  dorch  Her  Johann  etc. 

*  Z.  B.  stnbhesche  ghaff       ene  Jt  ^  de  westfiilesche  heffit  be- 

talt  —  cruse  hermensche  dt  vidua  Bokclant  dt  ^  Item  tenetur  Tidns 
Claus  van  Caliuti  van  iij  Jaren  Ere  schot  etc. 

^  Öfter  iieilöt  es:  x  doet:  vidua  (uxor  de  vronwe)  dt,  2.  B. 
hesse  doet  de  vronwe  dt  2  fi.  Die  Witwe  ist  för  ihren  Tentorbenen 

Ehemann  schofsplSicbtig,  nicht  ihr  Vormund.  Vgl.  femer:  Sasse  wonet 
to  sunte  Johannes,  den  vorbiddet  do  oldegche;  vidua  stedunaa  in  de 
wamstrate  de  schal  schoten  vor  Jürgen  bi  sunte  peter. 
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Schofs  zu  vertreten  hatte  oder  doch  für  sio  Imftl^ar  gemacht 
werden  konnte,  läfst  sich  nicht  mit  licstimnulieit  saften  K 

Die  gesetzliche  Vertretungspflicht  beschränkte  sich  nicht 
auf  familienr  ech  tl  i  c  h  e  Beziehungen,  sie  bestand  auch  in 
äachenrechtlichen.  Der  Treuhänder,  der  Bucheigen- 
tttmer,  hatte  für  den  materiellen  Grundeigentümer  zu  schössen. 
Im  Schofsmandat  von  1410  wird  bestimmt Vortmer  weme 
vppe  Ionen*  eruen  efflto  rente  toschreuen  ataet,  dat  sy  ran 
geestliken  edder  van  werliken  personen,  deme  dat 
toschreuen  steit,  de  schal  dat  vorschoten  by  synem 
eede*.  Das  war  ja  überhaupt  der  Zweck  der  ganzen  Treu- 
hfiTirlerschaft,  eine  Steuergarantie  für  an  sich  steuerfreie  Per- 
sonen zu  bieten''.  Kenten  aller  Art  wurden  häutig,  wie 
neuerdings  bei  Kapitalrentensteuern*,  bei  dem  llenten- 
schuldner(verkäuter)  besteuert,  nicht  bei  dem  Kenten- 
gläubiger(käufer).  Wer  Renten  aus  Grundstücken  oder  Renten 
▼erkaufte,  mufote  trotz  dieser  Beschwerung  ihren  alten 
Eapitalwert^  verachosBen.  Das  eben  erwähnte  Sohofsmandat 
▼enttgt:  Vortmer  alle  de  ghenne,  de  lyfrente  vorkoft  hebben^ 
de  rente,  de  se  daruore  vorpandet  hebben  edder  erne^ 


^  Urkundliche  Belege  sind  nicht  in  genügender  Zahl  beizubringen. 


Ilildemari  concfssc  <nnt  II  hali-äto.  qni  rrinm  dam  tonetur  talliam 
Bociorum  et  famulorum  suoruin  (L.U.li.  II  S.  Ittlü).  Die  Wahr- 
scheinlichkeit spricht  fQr  diese  weitere  Haftung.  Wie  der  Vormund 
die  Wi  tf«'  Bcinei)  Mündels,  <?o  mufste  der  Herr  die  seines  Kucclites 
aufbringtn  (v^l.  Z.  Bd.  1  S.  208,  t4  u.  217).  Bei  dem  Zoll  ptiegten 
eich  Bürger  für  Gä«te  zu  verbürgen  (Wen dt,  Lübecks  Schiffs-  und 
Warenverkehr  in  den  Jahren  lim  und  Vm.  L.  1902.  S.  27).  Doch 
könnte  auch  eine  private  Vereinbaninf»'  zu  Grunde  Hopren.  —  .Adch  .mdere 
Städte  machen  den  Bürger  in  weitestem  Mafse  haftbar.  Frankfurt  a.  M. 
s.  B.  verpflichtete  seine  Bürger  durch  Eid  für  die  Bede  ihrer  Haus- 
genossen und  Kostgänger  (kindere ,  mag»'  oder  untlc  re)  aufzukommon 
(Büch  Pf  in  Festscnrifr  S.  155  Art.  (»0).  Das  Freiberger  8tadtrecht  von 
1294  bestimmt:  Swclch  man  huägeuossen  hat,  die  geschozzen  luugen, 
der  ssl  si  brengen  zu  geschosse,  oder  daz  sie  tue  daz  recht  si, 
o  ^  r  ^ w  0  von,  duz  s i  nicht  SU Torsehosssn  haben (Ortloff  S.  144>  VgL 
ferner  (iierkc  l  S.  li^M. 

*  L.U  B.  V  S.  379.  Vgl.  auch  oben  S.  84  und  Wehrmann  in 
d.  H.G  Bl.  1^x4  S  55  ff. 

»  Vgl.  ol>»Mi  S.  T). 

*  Auf  einem  aus  dem  15.  Jahrhundert  stammenden  Zettel  sind  die 
deneittgen  Trenhftnder   verseiehnet     Folgende   Angaben  seien 

wiodergfg<'ljcii :  It*'m  lamlx'rt  vrolirif:;'  st«\vt  en  stucke  hojip'  Jil.'irules  to 

ff'scrcuen  hört  d<Mi  broderen  tor  borch.  —  Item  her  houcman  en 
uä  hol  t  dem  ka  lande.  —  Item  ludeken  kolshorn  stevt  to  screuen 
en  papen  hus  an  der  rosenstnte.  —  Item  350  in  joKans  van  der 
heydcn  orden  in  der  bekkergmncTi  de  hören  der  broderscop  to 
sunte  gberdrut.  —  Item  hauH  wulf  en  hus  b^'  zunte  Johannis  to 
screnen  ast  hört  her  bokholt  to. 


•  Vgl.  oben  S.  ^4  ff. 

•  W.  d.  V.  II  H.  36. 
'  Vgl.  oben  Ö.  42, 
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de  Scholen  se  vorschoten  bv  erem  aworen  eede*.  Auch 
Mieter  uiul  Pächter  bcheinen  ihre  Mietä^ache  versteuert  zu 
habeD*.  In  allen  diesen  Fällen  war  aber  der  Steuerzahler 
nicbt  der  StenertrBger.  TreuhMader,  Rentensclinldner,  Mieter 
und  Pscbter  hatten  das  Recht  die  verausgabte  Snnune  auf 
den  Eigentümer  bzw.  Rentenberechtigten  abzuwldaen*. 

Die  Gründe  dieser  indirekten  Besteuerung  liegen  auf 
der  Hand ;  es  sind  Steuer  politische  und  Steuer  technische. 
Öie  bot  eine  Handhnbf»,  steuerfreie  Elemente  zu  den  städtischen 
Lasten  heranzuziehen  ,  und  erleichterte  die  Besteuerung^  in- 
sofern, als  das  Grundeigentum  an  einer  Stelle,  bei  dem  Be- 
sitzer, besteuert  wurde,  ohne  Hücksicbt  auf  fremde  Rechte  und 
deren  Umfang. 

Dieser  Besteuerungsmodus  ist  aber  nicht  immer  in  Kraft 
geblieben.  1626  a.  B.  verordnete  der  Rat  in  einem  Steuer- 
pn^ekt:  «Das  von  solcher  Aestimation  eines  jeden  Hausee  der 
Eigenthttmer,  Rentner  und  Pfandherr  ein  jeder 
seinen  zustehenden  Antheill  selbst  verschösse^.'' 

Endlich  wurden  noch  die  Gesellschaften  und  Stif- 
tungen beim  Scliofs  kraft  Gesetzes  vertreten.  Erstere  durch 
die  Vorsteher,  auf  deren  Namen  auch  ihr  Grundbesitz 
eingetragen  war*,  letztere  durch  ihre  Verwalter®.  Die 
verschiedenen  Institute  und  Präbenden  e  i  n  e r  Stiftung  wurden 
gemeinsam  besteuert^. 


«  L.U.B.  V  ib. 

*  M.  Heft  ö  S.  128. 

'  Die  Katharinenkircbe  erhielt  in  den  Jahren  1564  (F.  f&r  eine 

HTpothek  von  100  in  einem  Grundstück  am  Lohberg  statt  5  nur  4  ^ 
Rente  mit  dem  Bemerken:  den  hundertsten  l^jeekorthet  (M.  Heft 8 
S.  127;  vgl.  femer  S  128)  Desgleichen  pflegte  tue  Stadtkasse  von  1701 
an  ihre  Kenten  bei  der  Aaszahlune  um  den  Betrag  des  Schosses  za 
kürzen  (Z.  Bd.  6  S.  493).  —  Dasselbe  findet  sich  in  anderen  Städten. 
Braunschweig  z.  B.  verpflichtete  seine  Bürger  beim  bchorsiid  an- 
ragebenf  welche  Wort-  und  Erbensinaen  an  Kirehen  und  Klfister, 
welche  Leib^edingsrenten  an  begebene  Leute  entrichtet  wurden.  Der 
Schofs  für  sie  wurde  in  der  Kegel  heim  Kentengeber  erhoben.  Aber 
dieser  durfte  den  Seholshetrag  bei  Zahlung^  der  Rente  einbehalten. 
(Chroniken  H  8.  XXVII.)   Vgl.  unten  sub  XX. 

*  M.  Heft  5  S.  31.  Neu.-  Lüb.  Hl.itt.  r  1852  S.  121. 

»  Vgl.  Rehme,  Uberstadtbuch  .S.  1Ü6,  bes.  Anm.  10;  LU.B.  IV 
S.  778  Anm.;  Schroeder,  Topographische  Notizen  8.  14;  Hasse,  An» 
der  Vergangenheit  der  SchiffergeaeUadiaft  S.  10;  Z.  Bd.  1  8.  ;{66iE. 
(S&ngerkapeile  in  St.  Marien). 

*  An  Beispielen  aus  den  Schofaregiatem  seien  folgende  genannt: 
atoer  na  vpgang  hertegen  grauen  vor  ein  broderschop  achot^ 
haus  van  mynden  heft  schotet  vp  rekenschop  van  der  sc  Isen  op  wegen 
70  mr.  vnn  2  mr.  to  vorachote  (Vorschofsregister  1411) —  nltnisstMi 
dcz  hilgen  lielinamez  mid  gerd  von  lenten  —  her  bertolt  vor  her  bro- 
linges  almyss  (im  Oftsteregistcr  1466)  —  neben  Zarrenthiens  Armen- 
haus im  Schofsregister  1460:  her  lutke  bom  scatet  dnr  mr 

''  1464  z.  B,  steht  nebrn  zwei  Annenhäusern  in  der  Hundefstrafse: 
kalant  dedit,  1474  neben  einer  Almisse,  die  in  einem  Hause  am  Klingen« 
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2.  SehofB  und  Zunftt 

Der  Schofs  wurde  indWiduell  entrichteti  nicht 
korporativ. 

Lübeck  hat  im  Unterschied  von  anderen  mittelalterlichen 
Städten^  das  Korporationswesen  bei  der  Steuer  aufser  An- 
Wendung  gelassen.  Dies  geschah  nicht  etwa  deshalb,  weil  der 
Organisatiüiistneb  unter  den  Handels-  und  Gewerbetreibenden 
wenig  entwickelt  war!  Denn  die  Kaufleute  waren  in  „Kom- 
pagnien" (Kollegien,  x\acieu)^,  die  Handwerker  und  Klein- 
händler in  „Ämtern***  BQsammengeschlossen. 

Die  8tadL  liat  sich  sonst  vieliach  der  Zünfte  bedient j  sie 
liefB  z.  B.  die  gewerblichen  Abgaben^  durch  die  Alterleute  ein- 
sammeln ^  Trotzdem  hat  sie  die  Ämter  nur  zweimal  als 
solche  besteuert,  1374*  und  1544  (bei  einer  Tttrkenschatzung)*. 

Zwei  Zünfte  nahmen  aber  eine  Sonderstellung  ein,  die 
Weber  and  die  Knochenhauer.  Sie  schofsten  in  corpore. 

Die  Weber  waren  Uberhaupt  nicht  dem  SchoCsdepartement 
unterstellt,  sondern  der  Wette,  dem  Ratsausschuls  für  das 
Gewerbe^.  Sie  nahm  ihren  Schofs  ein  und  lieferte  ihn 
direkt  an  die  Kämmerei  ab.  Der  Weberschofs  war  also  ein 
Ding  für  sich.  Sein  Ertrag  wurde  besonders  gebucht®.  Wann 
nnd  weshalb  diese  Einrichtung  getroffen  ist,  liefs  sich  nicht 
feststellen.  Ihre  älteste  Spur  ist  in  einer  Kämmereiabrechnung 
von  14Ub  erhalten". 

Die  korporative  Besteuerung  der  Knochenhauer 
scheint  eine  mittelbare  Folge  ihrer  Teilnahme  am  Aufstand 


berc  als  Rente  emgotrafren  i^t:  dar  h  vorsohotet  in  der  hondestrate 
vt  aem  kaiaude.   Gemeint  iät  der  St.  Kleinens-Kaland.  . 

■  Frankftirt  hielt  sieb  för  die  B«de  der  Inkorporierten  an  die 
Zünfte  und  Gesellschaften  (Bücher,  Bevölkerung  ^.s  S.  318).  Die 
Baseler  Zunftgenossen  fatiorten  1429  vor  Rataherren  und  Zunftmeistern 
und  steuerten  auf  den  Zunftstuben  (Schönberg,  Finanz verbältnisac 
S.  145  ff.  Q.  179). 

-  „Nacien"  bednitf  t  NntinupTi.  I)io  ksiufmännischpn  Korporationen 
nannten  sich  nach  den  Städten  und  Landern,  mit  denen  sie  vorzugs- 
weise handelten,  z.  B.  Bergen-,  Novgorod-,  Schouenfahrer. 

*  Amt  ist  die  noradentsche  Beseichnnsg  für  Handwerker^ 
korporation.  -Zunft"  wurde  in  L.  erst  nach  der  Reformation  ge- 
bräuchlich (Wehrmann,  Zunftiollen  S.  23  ff.).  Vgl.  oben  S.  M  (L 

*  Wehrmann  1.  e.  S.  12;  L.Ü.B.  II  8.  104f  Anm.  4,  5,  7  und 
S.  1062. 

»  L.Ü.B.  IV  S.  357.    V-l.  oben  S.  114. 

'  Reisner,  Die  Einwohnerzahl  deutscher  Städte  in  früheren 
Jahrhunderten  mit  bmonderer  Berücksichti^ng  L.8.  Halle  1902.  S.  20. 

Wette  bedeutet  Hufse.  Die  Wette  zunächst  die  Exekutiv- 
behörde für  vam  Kat  anspcworfenen  Strafen,  später  die  Gewerbe- 
polizei fl'auli  iu  Z.  lid.  1  S.  204). 

*  Vcl.  unten  sub  XVIII. 
»  L.iJ.ß.  V  S.  179. 


Digitized  by  Google 


168 


XXI  6, 


von  13P4  7Ai  sein.  Nach  dessen  Niederwerfung  verordnete 
nämlich  der  Rat,  ihr  Amt  solle  künftig  ein  geschlossenes 
sein*,  nie  mehr  als  50  Mitglieder  zählen^,  und  fügte  liinzu: 
„Vortmer  schal  nement  van  en  loten,  he  en  Iicbbe  ersten 
g  heschoten^."  Erfüllung  der  Scholspflicht  wurde  tür  sie 
Homit  7.ur  Bedingung  der  Ausühuiif^  ihres  R<'nifV<.  Ein 
Knochenhauer,  der  zur  Zeit  der  VeiKjsun^  der  \  erkauiftbLcllen 
noch  mit  seinem  Schol's  rückstandig  war,  wurde  für  ein  Jahr 
vom  städtischen  Markt  abgesperrt. 

Dies  Amt  hatte  aber  keine  besondere  Steuerb^örde;  es 
steuerte  den  Scbofsherren.  Und  zwar  ttberbrachten  alle  Amts- 
genossen ihren  Schofs  gemeinsam.  Eine  Eintragung  im 
Rechnungsbuch  der  Schofsherren  ^  meldet:  Item  wen  de 
knakenhowers  bryngen  ere  schot,  so  gifft  men  elleken  per- 
sonen,  de  syn  sehnet  brvnget,  1  Jl  vnd  den  twen  neiden  luden 
()  ß  to  bergelde  vn  en  to  schenkkende  elleken  myt  hauib orger  » 
bere  vn  den  oelden  luden  but  men  wyn.  Darnach  scheint 
es  zuerst  bei  ihnen  iiblieh  geworden  zu  sein,  prompte  Zahlung 
mit  Trinkgeldern  und   spenden  zu  belohnen'. 

Diese  Sonderstellung  der  beiden  Ämter  beim  Sebofs  ist 
bis  in  das  16*  Jahrhundert  hinein  in  Brauch  geblieben. 

8.  Die  Form  der  Abstattunfir, 

Der  Schofs  wurde  aunilchst  heimlich  erlegt.  Dieser 
Steuermodus  hat  sich  in  Bremen  bis  nach  1870  erhalten*. 
Funcke^  berichtet  über  ihn: 

„(Es)  wurde  öffentlich  bekannt  gemacht,  an  welchen  Tagen 

der  Schofs  7A\  entriclit^-n  sei,  und  wie  viele  Procent  von  seinem 
Einkommen  jeder  Burfi^er  und  Eingesessene  liefern  müs>jp.  Das 
rechnete  nun  ein  Jeder  oder  eine  Jede  für  sich  si  ll>.st  aus. 
und  kein  Mensch  kümmerte  sich  darum,  r)|)  er  autii  ohrlicli 
rechnete.  Jeder  kontrollierte  sich  selbst,  xVm  bestimmten 
Tage  erschien  also  bespielswetse  der  Bürger  .  .  Meier  auf  dem 


•  Die  Ämter  sind  öfter  geschlosi^pn.  Die  Knochenhauer  bildeten 
aber  eine  obrigkeitlich  (rechtlirh)  f^eschlossene  Zunft,  während  die 
meisten  nur  privatim  oder  faktisch  ^beschlossen  waren,  z.  B.  infolge  der 
beschränkten  Zahl  ihrer  Verkaufsstellen  (Wehrmsnn  S.  1S7  D.  und 
Inama-SterneEr?  TIT.  2  S.  49  «.  71  Anm.). 

'  Diese  obrigkeitliche  Begrenzung  der  Mitghederzahl  war  eine 
dsaerode.  Die  Steaerregister  der  Knochenhauer  (oben  8.  140  Anm.  4) 
enthalten  immer  rund  50  Personen  oder  doch  Betriebe.  Denn  ver- 
oiiizf'ltp  Rctnphf  frohömi  mohroren  fliinrich  ywen  vnd  telseke  YOghedeti 
hau»  ziidenbecker  vnd  de  samedcn  hant). 

Die  Rolle  der  Rnoehenhaner  tod  1985  bei  Wehr  mann  8.  260. 

^  Im  zwei  teil. 

^  Vgl.  dazu  oben  S.  162  und  unten  sub  XYIIL 
«  Oben  8.  158. 

^  Die  Fufsspuren  des  lebeodigen  Gottes  in  meinem  Lebenswege  IX 
(Altenborg  1900)  8.  258^59. 


Digitized  by  Google 


XXI  ti. 


169 


Rathaus.  An  einem  Tisch  pafsen  ein  Schreiber  und  ein 
Senator.  Besagter  Herr  ,  .  ALeier  bagte:  ,Ich  ßteuere  hiermit 
für  mich.'  Dabei  l«gte  er  fttnf  Thaler  Gold  (oder  auch  weniger, 
wenn  er  nicht  so  viel  au  steuern  hatte)  blank  auf  den  Tisch. 
Den  Rest  aber  —  der  vielleicht  viele  Tausende  von  Thalem 
betrug  —  versenkte  er,  eingewickelt  oder  nicht  eingewickelt, 
und  ohne  Namensangabe  in  eine  mit  einem  Trichter  versehene 
eiserne  Kiste*.  Ob  er  aber  einen  oder  tausend  Thaler  oder 
zehntausend  Thfilcr  hineinwarf,  das  kontrollierte  kein  Mensch. 
Es  ging  ja  aut  den  Biirgereid.  Das  war  genug.  Ks  schien 
undenkbar,  dafs  ein  Breniiaclier  Bürger  den  Staat  betrügen 
konnte.  Der  Schreiber  notierte  nur:  ,Herr  .  .  Meier  hat 
geöchofst."* 

In  Ltlbeck  wird  die  Abstattung  in  Ähnlicher  Weise  vor 
sich  gegangen  sein.  Auch  hier  wurde  die  Steuer  in  eine 
SchoJskiste  gelegt'.  Der  Volksmund  nennt  das  Steuern 
geradezu  „in  de  kisten  bringen**'.  Aber  die  ganze  Steuer 
ward  heimlich  entrichtet;  die  offene  Erlegung  eines  Fixums 
wie  in  Bremen  war  nieht  vorgeschrieben.  Der  Steuerakt 
erinnert  deuinuch  au  die  Erhebung  kirchlicher  Kollekten*. 

iSpäter  ist  die  allgemeine  Heimlichkeit  des  Schossens  be- 
seitigt. Zuerst  muiblen  die  kleinen  Leute  offen  steuern.  Zu 
ihnen  ^^eliörte  jeder,  der  nicht  mehr  als  1  zu  steuern  hatte*, 
d.  h.  (für  die  zweite  Hälfte  des  lü.  Jahrhunderts,  in  der  der  ge- 
wöhnliche Schofssats  1  4  von  2  ^  Silb.  (=  4  ^  Pf.l  betrug) 
nicht  mehr  als  708     besals*.  In  den  60er  Jahren  desselben 


<  Dieselb«'  Rtand  hinter  dem  R&cken  der  Schofwiepatation  (J.  f. 
Nat.  u.  Stüt.  Iö64  8.  319  u,  508/9).^ 

*  Die  Hamburger  K&minereirechiiongeii  ftthren  unter  den  Ans* 

fabcn  für  die  HerlxTizc  auf  dem  KliiigciiLcrf,'  foli^cndc  PosttMi  auf: 
pro  taxii  df  boda  data  ad  eis  tarn  Lubicensem  (V  S.  otO)  mid 
\  4/>  A  ß  öüluta  dominis  provisoribiis  siste  in  Lübeck  (S.  475).  V^;;;!. 
auch  oben  S.  122  Anm.  7.  —  Auch  der  Hamburger  Schofa  wurde  „into 
tbe  j)ublic  coffcr"  gesteckt  (Smith,  Inquiry  into  the  nature  and 
caueeö  of  the  wealth  of  natioDS  V,  II  Chap.  II  Art  2  S.  207),  die  Nürn- 
berger Losung  in  eine  yerBchlossene  Sehiebl ade  (Chroniken  I  8.288) 
oder  in  einen  mit  Geldeinwurf  versehenen  Kasten  (Sander,  Reichs- 
städt.  Han>haltiing  S.  231).  Der  Züricher  warf  sein  Gewerf  in  eine 
Schüssel  (Cohn,  Finanz- W.  S  325).  Bei  der  ersten  Mansfeldischen 
LandeMtener  von  1565  wurde  „ein  sonderlicher  Kasten*'  geordnet,  in 
den,  „was  eines  J("d<Mi  Verinög;^!  sein  mnchto,  oliiio  der  E  i  ti  iio  Ii  iii  er 
Z  n  8  e  h  4>  n  u utor  einem  Tuch  ewgelegt  werden  sollte"  (O  r  t  lo  f  f  S.  149/^). 
Vgl.  Anm.  4. 

»  Z.  ]id.  2  S.  834,  336  Anm.  6  und  848  Anm.  2. 

*  Das  Fnnborgor  Sfn  Itrecbt  mahnte:  „Kfin  man,  noch  vrowe  sal 
boBC  silber  noch  böse  phennige  in  den  tzuber  legen*  (Ortloff 
8.  148X 

^  V^l.  unten  sub  XVIII  Tab.  3. 

«Die  offen  erlegten  Steuerbeträge  über  1  ^  sind  in  der  Regel  der 
Schofs  mehrerer  Personen  oder  der  Schofs  eines  Steuerpfiicntigen 
ftr  mehrere  Jehre.  Endlich  war  auch  der  heimliche  Schoft  ein  Becht, 
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JahrhuiiderU,  nachweislich  von  14G1 — 14G7,  genügte  aber 
schon  ein  Steuerbetrag  von  Uber  12  Schillingen,  um  der 
Rechtswahltat  des  heimlichen  Stenerns  teilhaftig  zu  werden. 
Dagegen  hatten  die  Gäste  3     noch  offen  eu  enegen*. 

Wann  diese  diffmnsielle  Behandlung  der  Reicheren  und 
Ärmeren'  begann,  ist  nicht  ersichtlich.  Sie  IftTst  sich  seit 
1459  nachweisend 

Die  partielle  Heimlichkeit  des  Schosses*  verlor  aber 
bald  jede  praktische  Bedeutung.  Auswri  lieh  der  Schofa- 
register  steuerten  in  den  vier  einseinen  Beairken: 

1460/61 


überhaupt : 

1233 

1113 

1124 

850 

heimlich : 

293 

143 

237 

147 

1461/62 

überhaupt: 

1141 

989 

1080 

817 

heimlich : 

498 

297 

444 

243 

1487/88 

überhaupt: 

1012 

lOld 

1227 

948 

heimlich : 

152 

117 

77 

61 

1502/8 

Uberhaupt : 

1188 

1212 

1 R32 

1069 

heimlich ; 

41 

47 

4u 

38 

men.    Das  sind  in  der 

ganzen  Stadt 

• 
• 

überhaupt 

heimlich 

letztere  in 

1460 'Hl: 

4:^20 

820 

ca. 

19 

14M1  02: 

4U27 

1482 

ca. 

36Va 

14b7  88: 

4203 

407 

ca. 

9Vt 

1502/3: 

4801 

160 

ca. 

3Vt 

s 

keine  Pflicht.  £üi2elne  haben  auf  dies  liecbt  verzichtet  Der  Bürger 
sterlink  in  der  Alfetrsbe  s.  B.  sablte  jfthrlieh  offen  2  J[, 
>  V^L  unten  sub  XVIU  Tab.  3. 
Die  heimlichen  SchosBor  wohnten  nacli  den  Registern  über- 
wiegend in  Giebelhäusern  und  zwar  besonders  in  den  Strauen,  die  voa 
der  Marienkirche  sur  Trave  herabfEUiren  (6nmn>  Fiaeh-,  AlfrtxafiMi 
Mengstrafst  i.  In  der  Mengetrafse  s.  B.  etenerften  1461/62  von  49  Per* 
80ncn  41  heimlich. 

•  Soweit  die  Schofsregister  des  15.  Jahrhunderts  zurückreichen. 

*  Bremen  gestattete  in  epftterer  Zeit,  dafs  Vermögen  von 
ÖOO  Talern  aufwärts  heimlich  versthofst  wurden.  Im  Laufe  der  Zeit 
ist  die  Grenze  auf  2000 «  dann  auf  8000  Taler  hinaufgerückt.  Endlieh 
mufsten  auch  Verargen  fiber  8000  Taler  bis  sn  diesem  Betrage  offen 
versteuert  werden.  Der  Einkommensschofs  gestattete  heimliche 
Versteuerung  der  500  Taler  übersteigenden  Einkommen.  Kleinere  Ver- 
mögen und  Einkommen  wurden  behördlich  taxiert  und  durch  monatliche 
»Kollekten«  besteuert  (Ortlof  f  S.  188  ff.,  J.  f.  Kat.  u.  Stat  1864  8. 319  ff. 
und  M9r>). 

^  Die  heimlichen  Schoeser  beliefen  »ich  femer  nach  den  speziell 
für  sie  geführten  Listen  in  den  einzelnen  Quartieren  146  v  ?  auf 
208  +  183  +  174  +  99  ^  604,  148S/86  auf  69  +  82  +  82  + 21 -*2Mk 
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Im  Steuerjahr  1461/62  bat  demnach  über  ein  Drittel  der 
Steuerzahler  heimlich  geschofst.  Diese  Ziffer  stellt  das  Maximum 
dar.  Sie  erklärt  sich  daraus,  dafö  damals  das  Recht,  heimlich 
zu  steuern,  schon  bei  Beträgen  über  12  Schillingen  anfing. 
Dann  ging  die  Zahl  der  heimlichen  Schosser  unaufhaltsam 
sorttck.  Eine  lange  Fiiedensperiode  bewirkte ,  dafs  das  alte 
System  praktisch  xerbröckelte.  Schlieblieh  ist  es  gänzlich 
beseitigt  K 

Die  mittelalterliche  Stadt  pflegte  bei  Einhebung  der  Steuer 
das  „Prinzip  der  Gegenrechnung"  (Bücher)  zu  beobachten. 

Sie  erlaubte  den  Steuerpflichtigen  flen  Steueranspnich  mit 
Geg:en forderangen  an  die  städtische  Finanzverwaitung  zu 
kompensieren 

Dasselbe  galt  in  Lübeck.  Das  Vorschofsregister  von  1411 
enthält  die  Eintragung:  brun  warendorp  heft  ghe  schotet  5  mr 
vp  rekenschop  ^  vnn  wan  he  syk  vor  enet  my t  dem  rade  ynune 
syne  reute  so  wyl  he  vul  schoten.  Dyt  scliach  int  jar  (14)11 
jar  vnn  syn  eet  steit  noch  vp  screuen.  Der  privatrechtliche 
Anspruch  des  Bürgers  konnte  bei  ErfltUung  seiner  Öffentlich- 
rechtlichen  Pflichten  aufgerechnet  werden. 

Individuelle  Beeinträchtigungen    der  Steuerkraft  durch 
Krankheit  oder  zeitweilige  Verlep^enhoiten  fanden  gebührende 
Rücksicht.    Die   Schofssumme    wurde   gestundet    (blift  8  J3 
schuldich),  herabgesetzt  (krank  4       armot  2  Jiy  armot  18 
verarmet  dt  2  ^,  armot  7  /})  oder  auch  ganz  erlassen  (armot). 

Ob  feste  Normen  hierfür  bestanden,  ist  nicht  ersichtlich. 

In  Hildesheim  wurde  den  Bürgern  1405  durch  eine  Rats- 
verordnung  eingeräumt,  sich  mit  der  Stadt  auf  drei  Jahre  im 
voraus  Uber  die  Htfhe  des  Schosses  zu  yereinbaren^ 

In  Lübeck  ist  dergleichen  nicht  Uberliefert  Doch  scheint 
im  Interesse  der  Stadt  mit  den  Gästen  ähnlich  verfahren  zu 
sein.  Wenigstens  findet  sich,  dab  sie  zuweilen  schon  fUr  die 
folgenden  Jahre  zahlen'*. 

in  eiuem  nicht  zu  bestimmenden  Jahre  endlich  auf  52  4-  24  +  86  +  21 
188.  Auifiierdeni  sind  noeh  einige  undatierte  Zettel  mit  Teilreeultatea 
vorhanden.  -  Intore.ssant  int  ,  da  Ts  dio  Bfu  k  r  und  Wirte  meist  der 
Vergünstigung  dos  heimlichen  Schossens  teilhaftig  waren.  1460'1  z.  B. 
schössen  von  23  Bäckern  15,  von  47  Wirten  auch  15  heimlich.  1461/02 
von  45  Bäckern  43,  von  75  Wirten  53.  Auch  ihr  offener  Schofs  ist 
ff  lativ  liocl)  Die  grofse  Mehrsahl  von  ihnen  lebte  offeDsichtUeh  in 
guten  Verhältnissen. 

>  Diei  SjBtem  war  auch  insofem  nneerecht,  ala  es  bei  unredlicher 
Erfüllung  der  Stenerpflicht  seitens  derRdchen  eine  et&rkere  Belastung 
der  kleinen  Leute  zur  Folge  hatte 

»  Vgl.  z.  B.  Paasch e  in  J.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  39  S.  329  Anm.  1. 

*  Oben  91  Anm.  1. 

*  Huber,  Flaushalt  II.s  S.  61.   V^l.  auch  U.B.  V  S.  262  Abs,  2. 
^  1492  z.  B.  zahlt  ein  Gast  für  die  Jahre  1489—93.  ^ 

*  Derartige  Vorausbezahlungen  finden  sich  auch  in  Bortmnnd; 
▼gl.  Bübel,  Finanzwesen  D.8  I  S.  84  Nr.  1. 
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XVL  Die  Kontrolle  der  Scliofspflichtigeu. 


Solange  der  Scliofs  heimlich  entriclitet  wurde,  g^ebraeh  es 
an  jeder  äufseren  Kontroll(\  Der  Bürger  schätzte  sich 
selber  ein  und  lieferte  seine  ^St  unr  ohne  Angabe  ihres  Be- 
trages ab.  Ungezählt  wurde  sie  aiigenoramen.  Der  Schofs- 
einnehmer  konnte  nur  feststellen,  ob  formell  der  Schofspflicht 
Genüge  geleistet  war.  Ihre  materielle  Erfüllung  unterstand 
ausscHlierslicb  der  Kontrolle  des  Gewissens. 

Das  Mittelalter  hat  sich  aber  bemüht,  diesen  inneren  Zwang 
möglichst  zu  starken^  das  Fehlen  der  äufseren  Kontrolle  durLli 
eine  scharfe  innere  zu  ersetzen.  Dazu  bediente  ea  sich  des 
Eides.  Es  teilte  nicht  die  Bedenken,  rVo  )ifMite  seiner  Ver- 
wendung in  Sten'^rp?\rhpn  nacli  allLTomeiner  Ertalirung  eTiti?PL"Mi- 
stehen '  oder  konnte  iim  trotz  dieser  in  Ermangelung  andeiw 
Kontrollmittel  nicht  entbehren. 

Auch  Lübeck  brauchte  den  Eid  zur  Kontrolle.  Das  Stadt- 
recht bestimmt:  Gift  men  iemende  schult  dat  he  nicht  wol 
geschoten  ne  hebbe  is  he  umbesproken  he  mach  sie 
untsccghen  mit  sines  sulues  edhe'.  Wurde  jemand 
▼erdächtigt,  der  Stadt  den  Schofs  ganz  oder  teilweise  vor- 
enthalten zu  haben,  so  mufste  er  sieh  von  dem  Verdacht  duidi 
einen  Reinigungseid  freischwören.  Dieser  Eideszwang  wurde 
aber  nur  gegen  den  Unbescholtenen  angewandt,  d.  h.  nicM 
gegen  den  Meineidigen,  Käuber  und  Dieb.  L(  tztere  waren 
nach  den  Statuten  Personen  minderen  Rechts:  So  wor 
dat  witlic  is  dat  en  man  heft  mene  ede  sworen  oder  rouei 
oder  Stolen  vnde  dat  ghebeteret  vnde  ghelegheret  heuet, 
De  ne  scal  nicht  hebben  so  gut  recht  alse  eu  andere 


'Cohn,  FinaoE Wissenschaft  S.  518/19. 

2  Hach  Kod.  U  Art.  114  S.  304'5.  Im  Kodex  d.  r  GöttinC'^r 
Bibliothek  heifst  <>s  .  .  .  mach  suli  *'nt|pdij;hon  mit  sjnes  eynes 
ede  .  .  .  (ib.  Kod.  Iii  Art.  öl  S.  3Ü4U5i;  un  Kodex  II  bei  Brokes  ...so 
mach  he  sich  der  Tüchte  weren  mit  sioer  ecen  Hand  (Selectae  obse^ 
vationop  Foron  -  im  Ajipcndix  S.  41  Art.  12),  Vgl.  hienra  die  obes 
S.  14b  zitierteu  (^ueiicnäteUen. 
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vnbesproken  man'.  Lei.stete  der  Unbescholtene  den  ihm 
aufgelegten  Eid,  so  war  die  Erfüllung  seiner  Steuerptiicht 
damit  erwiesen.  Leistete  er  ihn  nicht  oder  gab  er  die  Be- 
öchiüdigung  zu,  ao  wurde  er  mit  den  gesetzlichen  »Strafen  be- 
legt Wie  es  bei  einer  Anschuldigung  Bescholtener  gehalten 
wurde,  steht  dahin.  Vielleicht  besaisen  sie  ttberhaupt  nicht 
das  Recht  des  heimlichen  Schossens,  yiellelcht  wurde  einem 
Verdacht  gegen  sie  'a  priori  Glauben  geschenkt 

Diese  Eideskontrolle  war  nachweislich  erst  seit  Entstehung 
des  deutschen  Stadtrechts  in  Brauch,  wird  aber  auch  schon 
vorher  üblich  gewesen  und  nicht  erst,  wie  Ortloflf  annimmt^, 
mit  der  Zeit  eingeführt  sein.  Eine  Steuer  ohne  jedes 
Kontrollmittel  ist  doch  kaum  vorstellbar. 

Die  heimliche  Entrichtung  des  Schosses  machte  es  aber 
schwer,  einen  begründeten  Verdacht  vorzubringen.  Kur  Zu- 
fftlligkeiten  konnten  einen  solchen  henrorrufen;  &  B«  un* 
vorsichtige  Reden  des  Defraudanten ,  außallendes  Gkbahren 
bei  der  Abstattung,  Einwickeln  der  Schofsgelder  in  einen 
wieder  zu  erkennenden  Umschlag  und  dergleichen  melir.  Man 
darf  daraus  wohl  schliefsen,  dafs  das  obige  Kontrollmittei  nicht 
gerade  oft  zur  Anwendung  kam. 

Das  Stadtrocht  erwnhnt  nur  den  Reinigungseid ^  des 
verdäciitigten  Unbescholtenen.  War  er,  der  nur  in  ver- 
schwindend geringen  Fällen  zum  Ziele  führte,  das  einzige 
Mittel,  durcli  das  eine  gewissenhafte  Erfüllung  der  Bürger- 
pflicht erzwungen  werden  konnte? 

Die  meisten  mittelalterlichen  Städte  legten  ihrer  Bürger- 
schaft einen  allgemeinen  Schofseid  auf.  Jeder  mulste 
schwören,  seinen  Besitz  redlich  verschossen  zu  wollen  oder 
verschofst  zu  haben*.  Der  promissorische  Eid  war  die  Regel*. 
Wenn  eine  Deklaration  stattfand,  ging  die  eidliche  Verpflichtung 
dahin,  wahrheitsgetreue  Angaben  zu  machen 

Die  Eidesleistung  erfolgte  entweder  an  besoinlei  en  Striier- 
termineo,  zu  denen  alle  Bürger  aui'  einmal  oder  die  bestimmter 


>  Hach  Kod.  II  Art.  246  S.  372. 

*  JaluTi'iit*'  und  Geschofs  8.  187. 

'  Über  die  ÜtcUunp  des  Reinigniifrscides  im  lubiachen  B«clit  vgl. 
Hach  Alt.  188  und  Pauli,  Lüh.  Zustünde  III  S.  1. 

*  Vgl.  oben  S.  14G  if.,  auch  Zeumer  S.  66  u.  69. 

Z.  B.  in  Hildesheini  und  Frankfurt  (oben  S.  163  Anm.  2),  in  SjieiVr 
(Arnold,  Verfaäsungsgescbichte  der  deutschen  Freistädte  II  8.  267)  und 
Oenabröck  (StUve  in  d.  M.  d.  Histor.  Voreins  eu  O.  XL  8.  47).  Ygl 
auch  die  folgenden  Anmerkungen.  Dagegen  mufate  in  Rostock  der 
Schorapflichtigc  nach  Leistung  des  Schosses  beschwören,  dnfs  er  der 
Stadt  den  voUen  Schofs  geleistet  habe  (Beitrage  zur  Geschichte  der 
Stadt  Rofltock  II  Heft  8  8.  10). 

«  Vgl.  Kanimereireehnungen  IlHmburgs  I  S.  LV,  M.  d.  Vernin^  f. 
Gef^chicbte  der  Stadt  MelfBen  1  S.  1,  U!B.  der  Stadt  HUdesbeim  VI 
8.  969. 
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Klassen  und  .Stadtteile  zu  erschein en  hatten,  oder  unmittelbar 
vor  der  Versteuerung,  wie  die  der  Zeugen  vor  der  Aussage*. 

Einige  Städte  begnügten  sieh  mit  einer  Beratung  auf  den 
Bürge  reid  ®. 

In  Lübeck  läfst  sicli  ein  allgeraeiiif^r  Schofseid  erst  aus 
dem  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  nachweisen.  Das  Schui»- 
mandat  von  1410  befiehlt  dem  Treuhänder,  die  ihm  zu- 
geschriebenen Grundstücke  „by  synem  eede"  den  Leib- 
rentenverkäufern, die  von  ihnen  beschwerten  Immobilien  .by 
erem  sworen  eade"  su  yerschoasen'.  Im  Friedensreäeu 
▼on  1416  wird  vereinbart:  vnde  dat  (dieFriedeasyereinbamiigen) 
sdud  eyn  islik  also  to  holdende  in  ainen  eed  namen, 
wan  he  de  atad  sin  achot  ghift^ 

Urkundliche  Überlieferungen  aus  älterer  Zeit  sind  nicht 
vorbanden.  Vielleicht  deshalb,  weil  der  ailgemeine  Scboiaeid 
erst  1410  eingeführt  wurde.  Bis  dahin  war  nur  der  Bürger 
ßchofspfliehtig,  wenigstens  aktiv;  es  genügte  also  für  die 
Steuer  eine  Verpflichtung  auf  den  Bürf^ereid.  Der  neue  Rat 
zog  aber  auch  die  Einwohner  zum  iSehofs  heran*.  Ver- 
mutlich hat  diese  Erweiterung  der  Schofspflicht  die  Einftlhrung 
eines  allgemeinen  Schoiseides  veranlafst.  Die  besondere 
Vermahnung  der  Treuhänder  und  Leibrentenverkäufer  im 
Mandat  von  1410  durfte  sich  daraus  erklären,  daCs  sia  erst 
aait  kurzem  sur  gasatalieban  Vertretong  bei  dar  Steuer  ver- 
pflichtet waren. 

Der  Eid  war  ein  promiflsonschar.  Er  lautete  im  17.  Jahr- 
hundert folgendermafaen :  loh  achwOre  au  Gh>tt  dem  AU« 
mächtigen,  dafs  ich  von  allen  meinem  in  und  aufserhalb  der 
Stadt,  wie  auch  unter  fremder  Bothmäfsigkeit  belflgenen  Ver- 
mögen, an  beweglichen  und  unbeweglichen  Qtttem,  an  Hans 


'  Besondere  fcjchwurtermine  fanden  statt  in  Augs  b  ur^^  (und  awai 
für  die  verschiedenen  Bevölkerungsklassen;  Zenmer  8.  66X  Närnherg 
(die  Ri  \  rlkerung  wurde  in  fünf  bis  sieben  Tagen  nach  Haiiptmano- 
schafteu  vereidij^t.  Der  Eid  ging  dahin,  bis  zum  Tennin  dem  Steuer- 
fufg  entsprechend  Bteuern  zu  wollen;  Sander,  Reichsstädt.  Haushaltung 
S.  280)»  Hildes  heim  (für  die  ueche  Stadtbesirke,  kun  nach  Mariae 
Reinigung  [22.  Febr.],  d.  h.  drei  Vierteljahre  vor  B^inn  der  Schofs- 
erhebung;  U.B.  VI  S.  L  und  Huber  S.  61),  Braanschweig  (ver- 
schiedene Ar  den  Rat  und  die  Burg(>r»chaft,  vier  Wochen  vor  der 
Schoff*zcit.  Die  Deklaration  hatte  in  den  beiden  nächsten  Wochen  zn 
erfolgen;  Dürro,  Ocschichte  der  St.  Brauoschweig  S.  327,  Chronikea 
Bd.  6  S.  137  Aum.  2,  U.H.  1  S.  180)  etc. 

a  Z.  B.  Bremen  (oben  S.  169).  Vgl.  ffir  Hamburg  obcD 
S.  MO  In  Basel  wurde  141^  bei  der  Deklaration  auf  den  allgemeine« 
Bürgereid  Bezug  genommen  (bcbönberg,  Finanzverhftltnisse  S.  202 
und  206  sub  5). 

«  L.U.B.  V  S.  879.  Vgl.  dara  oben  S.  171,  &  Absats. 

*  L.U.B.  V  S.  645. 

ß  Vgl.  oben  S.  28. 
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und  Hof,  an  VVaaren  oder  in  meinem  Handel  habenden  oder 
baar  bei  mir  stefu  nden ,  wie  auch  in  Handschritt«'n  aus- 
getbanenen  oder  in  idäusern  und  anderen  uiilieweglicben  (iründen 
belegten  Kenten  und  Pfandgeldern,  aussteiieaden  vermuthlichen 
•Schulden,  8cbi(Fäparteu,  Silber  und  Gold,  Zinn,  Ivupfer  und 
Meaaing  und  alles,  woxu  ich  einige  Hofihung  habe,  es  sei  zu 
Wasser  oder  Lande,  imnalseii  soweit  mir  möglich  gewesen, 
einen  richtigen  Oberschlag  davon  gemacht  häe,  aufrichtig 
und  unverkttrat  den  halben  hundertsten  Pfenning,  nämlich 
8  Schillinge  von  jedem  100  Mark  meine-s  ganzen  Vermögens, 
jetzt  allhier  erlegen  und  entrichten  wiU.  So  wahr  mir  Oott 
helfe  K 

Diese  Fassung  dürfte  der  Eid  auch  vorher  geliabt  haben. 
Denn  die  Eidesformeln  sind  im  alten  Lübeck  nur  selten  ab- 
geändert  worden. 

Wann  die  Verpriichtunp:  der  Steuerzahler  stattfand,  ob  an 
besonderen  Eidesterniinen  otlcr  unmittelbar  vor  Entrichtung 
des  liosses,  mufs  dahingestellt  bleiben.  Der  Wortlaut  des 
Fried ensrezesöcs  und  der  Schlufs  der  Eidesformel  spricht  für 
letzteres,  die  urkundliche  Kotiz,  dafs  der  im  Rezesse  vereinbarte 
Eid  von  Bürgern  und  Einwohnern  innerhalb  dreier  Tage  ge* 
leistet  ward',  fiXr  besondere  Schwurtermine** 

Der  allgemeine  promissorische  Eid  wurde  fortan 
immer  gefordert  Allerdings  ist  er  im  revidierten  Stadtrecht 
von  1586  überhaupt  nicht  erwähnt  Aber  daraus  folgt  nicht, 
dafs  er  später  wieder  abgeschafift  ist.  Denn  die  Bursprake 
bestimmt  seit  der  Mitte  des  16,  Jahrhunderts  ausdrücklich, 
„Vortmer  gebeden  desse  Tieren,  dat  eyn  Jewelik  schal 
fichaten  (sin  Schott  vpbringen)  by  synem  eede"*.  Zudem 
war  ja  eine  Berutun^^  auf  den  Bürgereid  wegen  \'ergrüfserung 
des  Kreises  der  ScliofspdichtigeD  nicht  mehr  angebracht. 

Aber  auch  der  alte  assertorische  Keinigungseid 
wurde  weiterhin  aufgelegt.  Eventuell  mufste  also  ein  Steuer- 
akt durch  zwei  Eide,  einen  Voreid  und  einen  iSacheid, 
beschworen  werden. 

Die  Praxis  der  zwei  Eide  war  damaU  nicht  so  ungeheuer- 
lich wie  sie  heute  sein  wUrde.  Nur  der  Verdächtigte  wufste, 
ob  die  gegen  ihn  erhobene  Beschuldigung  berechtigt  oder  un- 
berechtigt war,  nur  er  konnte  fllr  oder  gegen  die  Erfüllung 
seiner  Schofspflicht  beweisen.  Der  Voreid  diente  zur  Schärfung 
der  Gewissen,  der  Nacheid  gegen  den  Verdacht  der  Defraude. 

Ob  und  welche  Zwangsmittel  bei  Verweigerang  der 


1  Brehmer  M.  Heft  5  S.  30  Anm.  1. 

2  WphrmriTjn  in  den  H.G.Bl.  1878  S.  151. 

"  Deim  aine  Abiertigiwg  des  Scboases  in  drei  Tagen  i^t  uamögUcb. 
Vgl.  oben  &  166. 

*  Vgl  8.  B.  die  Banprake  Hartiiii  von  1541  oben  8.  158  Anm.  e. 
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iSchofaeide  angewandt  wurden,  ist  nicht  bekannt  ^  Wer  um 
den  Schofs  meineidig  ward,  hatte  eine  Strafe  von  (iO  Schillijigen 
zu  zahlen^  und  verlor  zudem  die  Eidesi'ähigkeit^. 

Der  ErlV)lj<  dieser  inneren  Kontrolle  hing  ganz  von  der 
Gewissenhaftigkeit  des  Einzelnen  ab;  im  Schofsrtigister 
»Secunda  Travena  1490  hat  ein  Steuereinnehmer  vermerkt: 
Anno  91^  quidam  non  portaiunt  schat  iaxta  conseientias 
diciorum  civitatis.  Sie  war  deshalb  von  sehr  yerscfaiedener, 
manchmal  von  ganz  unzulänglicher  Wirkung 

Eine  behördliche  Kontrolle  wurde  erst mOglich^  als 
die  allgemeine  Heimlichkeit  des  Schossens  beseitigt  ward. 
Jetzt  konnten  die  Schofsherren  doch  prüfen,  ob  der  kleine 
Mann  überhaupt  und  genug  gezahlt  hatte. 

Ihre  Überwachung  stützte  sich  auf  die  Steuerregister. 
Die  Art  der  Registrierung  war  infolge  der  verschiedenen  Be- 
handlung der  Steuerpflichtigen  keine  einheitliche.  Die  heim- 
HoIkmi  Scliosser  pflegten  wie  frriher  tmtersf riehen  zu  werd'^n. 
Der  Strieh  ist  aber  nicht  notwcndiL';  ein  Zahlungsstrieh.  Kr 
bedeutet  nur,  dafs  der  Unterstrichene  zum  Schofs  erschienen 
ist.  Ob  und  wieviel  er  gezahlt  hat.  konnte  der  Registerführer 
nicht  bekunden.  In  späterer  Zeit  tindet  »ich  neben  dem 
Zahlungsstrich  oder  an  Stelle  desselben  der  Vermerk  „vt**. 
Er  bedeutet,  dafs  die  so  bezeichnete  Pmon  in  der  Liste  der 
heimlichen  Schosser  ausgetan  ist  Bei  den  offenen  Schossem 
wurde  der  gezahlte  Betrag  vor  oder  hinter  dem  Namen  dss 
Zahlers  vermerkt*  ^;  oft  der  Name  auch  unterstrichen  und  mit 
einem  Kreuz  versehen. 


'  h\  Hrannsrlnvi'i;^'  wnrflon  alle,  die  niolif  schwören  wollten,  f««^- 
gehalten,  bis  sio  die  erforderlichen  Aiijraben  ^remaclit  hatten. 

«  Hach  Kod.  II  Art.  108:  van  derae  iialschon  tuf^ho  (fci.  801).  Wer 
in  Dortmund  des  Schosses  wegen  einen  Meineid  leistete,  verlor  Ver- 
mOgen,  Ehrenrechte,  £idea«  und  Amtsfähigkeit  (Bfibel,  Fuiai»>  ond 

Steuerweaen  S  IW). 

»  Oben  8.  172. 

*  Vgl.  oben  S.  136  Anm.  8. 

^  Der  Vermerk  findet  sich  1487/88  :  52njal,  150*'  :':  lö.'mnl.  Er  Ut 
im  letzteren  Jahr  in  ;}S  Fällen  mit  einem  Zalihmprs.stneh  versehen. 

•  Die  Beträge  sind  infoige  der  heimlichen  Abstattang  aller  12  ß 
bsw.  1  J(  Qberschreitendeu  Summen  gering.  Daraus  hat  Brehm  er 
(Z.  Bd.  6  S.  1)  gefolgert,  der  Sehofs  sei  eine  Abgabe  der  Mieter 
Ptädtischer  Wohnungen  jE^ewesen.  Seine  Prämisse  ist  aber  nniichtig.  Oer 

Schofs  erbrachte  auch  grofsere  Individualbeträge. 

'  Wo  Deklarationen  stattfanden,  wurde  der  künftig  zahlbare 
Steaerbetrag  schon  im  voraus  festgestellt  und  in  die  Register  ein- 
eetrsgeo  und  später  mit  einem  Zalilungj^vermerk  verschen  (Sc  hön- 
berg,  Finanzverhältnisse  Basels  8.  289;  Bücher  in  Z.  £  StW.  Bd.  52 
S.  18  ff.}  Stieda,  Städt.  Finanzen  S.  21). 
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Weitere  Zahlungsvermerke  wie  detlit,  dederunt,  du-sy 
hett  gheuen,  betalt  kamen  nur  sehen  zur  Verwendung. 
Bisweilen  ist  Jedoch  registriert,  an  wen  der  Schofs  gezahlt 
wurde  S  und  m  welche  Zeit  die  Zahlung  erfolgte. 

Die  Kontrolle  betraf  vornehmlich  die  Höhe  der  Straf- 
summen. 

Die  ofifene  Hingabe  des  Schosses  bedeutet  eine  in- 
direkte Deklaration';  der  gezahlte  Betrag  ermöglicht  einen 
Rttckschlufs  auf  daa  yersteuerte  VennGgen.  Das  liefsen  sich 
die  Schofsherren  nicht  entgehen.  Sie  sahen  die  einregistrierten 
Summen  durch  und  vermerkten  bei  allen,  die  ihnen  au  gering 
erschienen:  to  weynich,  lutyk,  schal  (scholde)  mer  gheuen^ 
BY  wy  nicht  to  Vreden,  den  manc,  nota,  de  guder  vorvolget  etc., 
gaben  zuweilen  auch  den  zu  zahlenden  Steuerbetrag  an:  1  ß  to 
lutyk,  sclial  1  punt  geuen  rstatt  4  ß),  laten  to  20  /Z,  nicht  myn, 
oder  liefsen  die  Steuerptliehligen  vorladen:  schal  her  kamen; 
bedelers  vor  bodet  ene  -v^or  vns.  öfter  ist  der  Erfolg 
dieücr  Marsnahmen  aus  den  Kegibtern  ersichtlich.   Der  Schofs- 

S flichtige  Brand  z.  B.  zahlte  zuerst  1  Auf  die  Erklärung 
er  Schofsherren:  ^sy  wj  nicht  to  yreden*,  legte  er  15  J§ 
hinzu.  Van  der  Hoie,  der  12  geschofst  hatte^  erhöhte  seinen 
Beitrag  auf  die  Aufforderung,  „sal  mer  geuen'*,  um  4  jSf  ein 
anderer  seine  Steuer  von  3  ^  um  6  j^. 

Diese  Kontrolle  gewann  mit  dem  Rückgang  der  heimlichen 
Schosser  immer  grOfsere  Bedeutung. 

Viele  mittelalterliche  Städte  ttbten  auTser  der  behördlichen 
auch  eine  nachbarliche  Kontrolle  ans.  Jeder  Bürger  war 
verpflichtet,  das  Vermögen  anderer  zu  deklarieren  und 
Detraudationen  zu  melden^. 

Ob  derartige  Vorschriften  auch  in  Lttbeck  bestanden, 
steht  dahin  ^. 


>  Z.  ß.  dcdit  dominis,  den  heren  schotet  (gheuen),  dedit  wisken- 
dort»  etc.  Vgl.  oben  8.  12& 

<  Vgl.  für  Rostock  Meckl.  U.B.  XX  S.  412  fi',  Ar  Hildeeheim 
Ü.B.  VT  S.  L  und  Koppmann  in  U.O.Bl.  1896  S.  201. 

^  Der  liaseler,  der  der  8tadt  gci^chworeu  hatte,  mufsto  jeden  anzeigen, 
der  der  t?teuer  wegen  die  Stadt  verlassen  wollte  oder  bei  Feststellung 
der  Steuerpflichtigen  übersehen  war  (Schdnberg,  Finanz verhftltnisae 
8.  213).  Die  Friuikfurtor  Bedeordnun«^  von  1475  verlangte  von  den 
ßürgern  Angaben  über  Bestand  und  Verwendung  geistlicher  Vermögexi. 
desgleicheii  Angaben  darfibeft  wer  „momper  oder  trowenheDder'  und 
welcher  Fremde  in  der  Stadt  begütert  sei  (Bücher  in  Festschrift 
S.  1,52).  In  Hildesheim  war  jeder,  der  über  Vermögenpverhnltnisso  er- 
fuhr, die  dem  Rat  unbekannt  waren,  verpflichtet  diesem  Meldung  zu 
msehen  ^aber  S.  185/6). 

*  Vgl.  den  Wortlaut  des  Stadtrechta  oben  S.  172. 

FonebnagM»  XXI  6.  —  Hartwig.  12 
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•  Dem  Steuerzahler  wurde  nur  buclnnalsig  quittiert.  Es 
ist  wenig^stens  nicht  Uberh'eiert,  dafs  er  eine  Quittung  in 
die  Hände  bekam.  ScholsquiLtungen  äiad  nachweislich  erst 
im  18.  Jahrfaundert  erteilt  DamiuB  lauteten  sie:  Eb  wird 
hiemtt  bescheiniget ,  dad  .  .  •  den  An.  17 . .  Ostern  fiüligen 
Schols  mit  .  Mark  .  Schilling  besahlet  hat'. 


1  Die  Quittungen,  die  noch  erhalten  sind,  stammen  aus  dem 
Jahre  1759.  Sie  sura  von  B.  yon  Wickede  im  yomiu  ontendehnet. 
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XVn.  strafen  und  Exekution* 


L  Die  StirafiBiu 

Es  Tersteht  sieb  von  selbst,  dafs  die  Stadt  von  Anfang 
an  die  EHUllung  der  Scbofspflicbt  mit  Strafen  erzwang.  Ein 
Gebot  ohne  Strafe  ist  eine  lex  imperfecta. 

Über  daa  Älteste  Strafensystem  ist  nichts  Überliefert  Man 
weifs  von  ihm  nur  durch  die  Anfrage  des  Elbinger  Rats  aus 
der  Mitte  de«  13.  Jahrhunderts:  si  ciuium  ah'fjuis  de  bonis 
suis  non  i  äste  nee  rleliite  tnHiauerit,  et  postmodum, 
per  annum  iiel  per  duos,  consuie^  percipiunt,  et  ipsum  de 
miuria  illa  raeionabiliter  conuincunt,  «'  consules  debeant  iudicare 
uel  si  coram  ludice  exigere  teueauiur,  et  quicquid  inde  pro- 
ueniaty  si  iudex  ^  habere  partem  suam  debeat  de  pena  illius 
conposicionis^ 

Später  gab  es  aweierlei  Strafen,  Defraudations*  and 
Ordnungsstrafen. 

Erstere  wurden  yerbängt,  wenn  die  Stadt  ihren  Sohoüs 
überliaupt  nicht  oder  nur  zum  Teil  erhielt.  Die  Statuten  ver^ 
ordnen  im  Anschlufs  an  dio  BpHtinimung,  dafs  jeder,  der  einer 
Verletzung  seiner  SchoIspHirht  bezichtig;!  wird,  den  Verdacht 
abschwören  soll;  gift  men  auer  eine  m  fiult,  dat  he  nicht  vul 
geöchoten  hebbe  vnde  bekent  he,  ao  niut  he  beteren,  wat 
so  daune  dar  af  kumt,  des  uimt  de  :stat  de  twc  del  vndc  de 
richtere  dat  dridde  del*«  Der  geständige  Defraudant  soll 
also  beteren d.  L  den  Scbofs  unter  Aufechlag  einer  Geld* 
strafe  nachzahlen^«  Von  dem  Strafgeld  soll  die  Stadt  zwei 
Drittel,  der  Richter  ein  Drittel  erhalten'^. 

Eine  Reihe  von  Redakttonen  des  Stadtrechtes  gibt  auch 
das  Strafmafs  an.  Der  Kodex  van  Stitens  bestimmt  „so  mot 
he  dat  affvreddenn  mit  III  Marek  suluers'^  \  ^Dat  Lubecksce 


*  D.  h.  der  kaiserliche  Vogt. 

«  L.U.B.  I  Nr.  165  S.  152;  vgl.  oben  10. 
«  Mach  Kod.  II  Art   \]  \  S.  804. 

*  Bedeutete  „beteren''  nur  nachzahlen,  so  würde  die  Stadt  ihren 
vollen  Schofs  nicht  erhalten  haben,  weil  ein  Drittel  an  den  Richter 
absnseben  war. 

^  Wie  bei  allen  Strafen.    Vpl  PhuH  Z.  Bd.  l  8. 198. 

*  flach  S.  395  Auw.  4  zu  Art.  LiV. 

12* 
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Recht  Bok  de  1254"  drolit  die  gieiclie  Strafe  an*.  Der 
Kodex  II  von  Brokes  verordnet  „so  moet  be  dat  wedden  mit 
ßostich  Marken,  unde  geven  doch  duppelt  Schott"  der  Kodex  III 
desselben  „so  schal  he  wedden  6  Punt,  und  geven  vor  jewelick 
Jar  doppelt  Schott"**. 

Darnacii  war  also  die  Strafe,  die  auf  Hinterziehung  des 
Schosses  stand,  eine  kombinierte  Geldstrafe,  bestehend 
aus  einem  Fixum  von  60  Jl  (3  /  Silb.  alten  Stils  ^  3  Pont 
=  60  ß'^',  sostichMark  ist  zweifellos  ein  Schreibfehler)  and 
dem  Duplum  des  jeweils  hinterzogenen  Betrages. 

Die  Verdopplungsstrafe  ist  den  älteren  Hedaktioiv  n 
Stadtreclits  noch  unbekannt.   Sie  wurde  erst  später  emgetulirt, 
eine  Handhabe,  gröisere  Untreue  mit  gröfserer  Wucht  zu 
treffen. 

Bei  dieser  Strat'cnkombination  ist  es  späterhin  verblieben. 

Das  revidierte  Stadtrecht  bestimmt  .  .  .  „Dafür  sol  er  in 
des  Radtes  straffe  gefallen  sein,  vnd  darzu  duppelt  Schol» 
geben*.*  Aber  die  fixe  Strafe  wurde  jetzt  ganz  b^ttigfi, 
mre  Höhr  in  das  Ermessen  des  Rates  gestellt*  Das  Prinzip, 
das  bei  Einführung  der  Verdopplungsstrafe  suerst  zum  Durch- 
bruch  gekommen  war:  jeder  Hinterziehung  ihre  Strafe,  war 
damit  im  vollsten  Umfang  zur  Geltung:  frrbracht. 

Das  mittelalterliche  Stratrecht  kannte  zwei  Beweismittel: 
das  Geständnis  und  die  Beweisung Das  lUbische  Steuerrecht 
kennt  zunächst  nur  das  erstere.  Es  erfordert  das  Gestund  nis 
des  Schofsdefraudaiiteu  als  conditio  sine  qua  non  seiner  Be* 
strafung  ^.  Solange  der  Schofs  heimlich  entrichtet  wnrde, 
konnte  ja  seine  Hinterziehung  auch  nur  eingestanden,  nicht 
von  dritter  Hand  bewiesen  werden.  Ein  anderer  Schuld- 
beweis als  dieser  höchstpersönliche  wurde  erst  möglich,  als 
ein  Teil  der  Pflichtigen  den  Schofs  offen  abliefern  moTste. 

In  älterer  Zeit  wurde  nur  die  Defraudation  beim  Schofs 
be^trnft.  Ordnungsstrafen  zur  Sicherung  des  rechtzeitigen 
Kill  ■Ifangs  des  Schosses  sind  erheblich  später  eingeführt.  Die 
älteste  Bursprake  drohte  den  Säumigen  nur  Pikndung  an*; 

>  Kronhelm,  Corpus  ttatatormn  provindalinm  Holsatiae 
Art.  44  S.  10. 

*  lirokef ,  Selectae  Obaervationes  fl765j  im  Appendix  S.  41. 
«  Ib.  S.  Ö3.    Vcl.  Haeh  S.  305  Anin.  o  zu  Art.  114. 

*  Der  Kodex  Albreehts  von  Bardowik,  der  der  Göttinger 
Bibliothek  und  der  Kodex  1  von  Brokes  gehen  die  Höhe  der  btnle 
sieht  an. 

»  Vl'1.  Pauli  in  Z.  Bd.  1  8.  1Ö8. 
«  Lib.  II  Tit.  III,  3. 
ßinding,  Grundzifs  des  gemdnen  deutschen Strsfrechts  ^AnO. 
1  Ö.  31. 

*  Das  ^coDinnciiiit<*  der  Klbinger  Anfrsge  iit  also  bh  überMtsen: 
yDnreb  sein  Gestündnis  überfuliron". 

^  Weilte  im  der  lioelityt  /  Weihnachten)  willet  se  panden  laten 
(L.U.B.  Vi  S.  Später  iat  die  Strafe  am  KaoUe  nachgetragen. 
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erat  um  1450  wurde  da«  verspätete  Einbringen  des  Schosseä 
strafbar.  Die  Bursprake  dieses  Jahres  bestimmt:  „\Ve 
des  nicht  en  deyt  (d.  h.  seinen  Schofs  niclit  vor  (Jstern  bringt) 
de  schab  dubbclt  schot  gheueii"  (Petri)^,  die  von  1454: 
„Vnde  we  sId  schot  na  Pasehen  bringet,  de  schal  dubbelt 
schot  gheuen,  darto  willen  deese  heren  den  paaden  laten*' 
(Thomae). 

Also  auch  bei  verspäteter  Ablieferung  des  Schosses  war 
sein  Dupium  au  aahien^.  Doch  lieis  man  es  hierbei  bewenden; 
von  einer  weiteren  Strafe  ist  nichts  tiberliefert*. 

Mit  den  Strafen  do<  Stadtrechts  und  der  Bursprake  ist 
das  btratensystem  niciit  erschöpft.  Die  hinterzogenen  Gegen- 
stände pflegten  noch  obendrein  konfisziert  zu  werden.  Das 
ergibt  die  Eintragung  des  Xiederstadtbuchs  aus  dem  Jahre 
1399:  Notanduiii,  (juod  ad  ciuitatem  nostram  Lubicensem  de 
jure  peruenerunt  isti  LXXX  marcarum  redditus  lubicensium 
denariorum  annuatim,  quos  Iraternitas  portans  circulum* 
habnit  in  bonis  Johannis  JDartzowen ,  Ytpote  Cmmmesse  » • . . 
ex  eo,  quod  de  predictis  redditibus  ciuitati  Lubicensi  ante- 
dicte  non  fuit  satisfactum  in  talliis*. 

Die  Stadt  verfügte  somit  in  Steuerangel^enheiten  tlber 
eine  Reih«"  empfindlicher  Zwangsmittol ,  wie  denn  überhaupt 
die  Stenn  strafen  des  Mittelalters  weit  härter  sind  als  die  der 
heutigen  Zeit'. 


'  L.U.B.  IX  S.  960, 
«Ib.   S.  959. 

*  Ebenso  in  Riga  (Sehiller-Lfibben,  Ifittelniederdeutsches 
Wörterbuch  4  S.  125). 

*  Vgl.  V.  Molle,  Gründl.  Nachricht  S.  114.  Nur  die  Bursprake 
Petri  1539  droht  mehr  an:  We  dat  nicht  en  deit,  de  schall  dubbelt  scboth 
geuen  imd«  willen  «ynen  Ideren  gewarnet  hebbea,  dat  he  sick  daras 
sdiickc;  wcntc  wurde  Jemandes  daran  vii^ehorsam ,  den  willen  desse 
heren  auo  alle  f^nade  mit  dubbeldem  scliate  vnde  anderen  penen 
emstliken  stratV<'n  laten,  nemandea  daran  thoverschonen.  —  In  ap&terer 
Zeit  suchte  der  Rat  den  rechtseitigen  Eingang  der  Monatsgelder  (unten 
«ub  XX)  dadurch  herbeizntiihrt  n .  dafa  er  jedem,  der  zeitig  zahlte, 
erlaubte,  von  jeder  Jk  einen  ß  (Vis)  abzuziehen^  vgL  Dreyer,  Einl. 
8.  140  Nr.  Xn  und  oben  S.  168  u.  8.  161  Annu  8. 

^  Die  Zirkelhrfidenchafl,  euch  Jnnkerkompagnie  genannt.  Vgl. 
oben  S.  35. 

*  L.U.B.  IV  S.  778  Anm.  Scriptam  iussu  cunsulatua.  —  1437  iflt 
der  Konfiskationsvennerk  wieder  geiOaeht. 

'  Wagner,  Finanzwissenschaft  III  S. 58;  Cohn  S.  530'81.  Folfcende 
Einzelheiten  seien  genannt:  Basel  schlug  14"*»  für  jeden  verspiiteten 
Tag  10  /)  auf  (Schönberg  S.  149;  vgl.  auch  S.  174,  178  u.  379).  Hraun- 
schweig  vdrorteilte  die  sanmigcn  Zahler  zum  Steintragen  und  Dienen 
mit  der  Armbnifif  (Dn  rre  ,  Ge-*chiclite  Br.s  S.  328).  Hildesheim  liefs  den 
Säumigen  die  Taren  und  Fenster  aushängen  und  aufs  Rathaus  tragen. 
Der  Defraudant  Kersten  Knevel  wurde  1428  gefoltert  und  hingerichtet 
(Huber,  Haushalt  Ii  s  S.  G2).  Weitere«  bei  Cohn  S.  323  und  Stüve 
M.  d.  histor.  Vereins  f.  Osnabrück  XI  S.  47.  —  Aufserdem  pflegten  die 
nicht  versteuerten  Güter  konfisziert  zu  werden  (Maurer  II  8.  854} 
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Die  Verhängunc  der  Strafen  geschali  durch  den  lüit.  Die 
Abgabe  eines  Drittels  der  Strafsumme  an  den  Richter  (kaiser- 
lidien  Vogt)  kam  bald  in  Wegfallt 

Von  den  beiden  Strafarten  waren  die  Ordnungsstrafen 
an  sich  weniger  wichtig  und  darum  gelinder.  Aber  in  der 
Praxis  hatten  sie  sweifeUos  die  grObere  Bedeutung. 

Defrandationsstrafen  sind  immer  sprOder  als  Ordnungs- 
strafen. Dazu  kam  noch,  dafs  der  Schofs  heimlich  gezahlt 
wurde.  Wenn  nicht  die  Schuld  infolge  irgend  welcher  Zu- 
fidle  klar  zu  Tage  lag,  mufste  ein  begründeter  Verdacht 
und  ein  Geständnis  des  Beschuldigten  vorliegen,  damit  die 
Strafe  verhängt  werden  konnte.  Dn^  n-ostfinrlnis  wurde  eidlich 
erzwungen.  Abei'  ein  Meineid  machte  straffrei.  Aufsere  Kon- 
trolle war  ja  in  der  Kegel  nicht  möglich. 

2.  Die  Exekution. 

Der  Strafeiivollzug  begann  nicht  sofort  mit  dem  Verfalltag 

de^  Schosses.  Die  Bursprake  bestimmt:  Vnde  we  sin  schot 
na  Paschen  bringet,  de  schal  dubbelt  schot  gheueu-.  Der 
Schofspflichtige  hatte  noch  eine  Nachtrist,  in  der  er  seine 
Steuer  freiwiUig,  allerdings  unter  Zahlunsr  des  Strafaufschlags, 
erlegen  konnte.  Sie  währte  im  17.  Jahrliuiuiert  bis  Johannis. 
Vielleicht  wurde  sie  auch  zu  behördlichen  Mahnungen  benutzt*. 

Während  dieser  Zeit  erfolgte  die  Herstellung  der 
Restantenlisten^    Sie  wurden  aus  dem  Hauptregister 


Huber  S.  62).  Einige  Städte  gingen  noch  weiter.  Sie  behielten  sich 
das  Recht  vor,  das  versteuerte  Gut  zu  seinem  Sch ätz ungspreis 
oder  dem  Wert,  zu  dem  es  sein  Eigner  rersteuert  hatte,  an  sieb 
zu  zir-hf  II.  Z.  B.  bestimmt  die  Frankfurtpr  Bedeordnunpr  von  1475: 
.  .  uud  hait  der  rat  macht,  dcnsolhen  fdon  Defraudationsverdächtigeu) 
nach  der  bede,  als  er  die  f^osast  hait,  abezulegen  und  sjn  gut  zu 
ime  TO  nemen  (Bücher  in  Festschrift  S.  15U  Art.  96).  Hamburg  drohte 
denen,  die  zu  wenig  schofsten:  pin  l n  !  iüo  wi  nomcn  to  der  ^tad 
behove  na  werde  sines  schotes  (Kämmereirechuungen  1  S.  LV  Anm.  3)^ 
VgL  femer  Maurer  1.  c;  SchOnberg  S.  ISO  Anm.  8;  Zenmer  S.  f» 
u.  69;  Cohn  S.  73;  Statuta  Bremensia  (Oelrichs.  1771)  S.  650  etc  Wer 
zu  wenig  anfregeben  und  Aerpteucrt  hatte,  konnte  also  gezwungen 
werden,  sein  Hab  und  Gut  zu  diesem  Minderwert  abzucebeu. 
der  Schwierigkeit  des  Verfahrens  wird  von  diesem  Recht  aber  nur  tn 
anz  besonders  eklat.inten  Fällen  n«'braueli  tremncht  sein.  In  Elg  in 
er  Schweiz  konnte  sogar  jeder  Bürger  jedes  Gut  um  den  de- 
klarierten Betrag  an  sicn  ziehen  (C  o  Ii  n  S.  32ö).  —  In  L.  ist  von  der- 
artigen Rechten  nichts  überliefert. 

^  Im  revidierten  Stadtrecht  auch  formell. 
»  L.U.B.  IX  8.  959/60. 

*  Item  dyderik  hnrlemann  tone  kort  Dar  aal  me  sen  na  sjnem 

schote.   Vgl.  auch  Becker  III  Beilage  S.  6. 

*  Es  sind  nur  sieben  erhalten:  Sek.  Travena  llfiO  u.  Hf':^».  Prima 
Wakenisea  zweimal,  Sek.  Wakenissa  14t>>  und  noch  zweimal.  Sie 
dürften  aher  immer  angefertigt  sein.  Die  Restantenüste  Sekondla  Ti»- 
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(vt  dem  olden  breiie)  zusammengestellt  und  enthielten  alle  die, 
welche  noch  nicht  e^eschofst  hatten  und  deshalb  noch  nicht  mit 
einem  Steuervermcik  «^der  Zalilmigbätrich  versehen  waren. 
Dazu  bedurfte  ea  zunächst  einei  Übertragung  des  Inhalts  der 
Keb^nlisten  ^  in  daa  Hauptregister  sowie  einer  Buchung  äonrtwie 
registrierter  Zahlungen Aber  auch  dann  war  der  B^nn 
der  Exekution  noch  nicht  möglich.  Denn  die  SchofsbQcher  re- 
gistrierten ja  nicht  nur  Schofspflichtige.  Sie  führten  auch 
Geistliche  und  Beamte  auf.  Sie  enthielten  femer  die  Knochen- 
hauer und  Weber,  die  besonders  scho Taten  und  deshalb  einer 
besonderen  Kontrolle  unterstanden.  Endlich  war  seit  Anlage 
des  Registers  eine  Reihe  von  Personal-  und  Wohnungs- 
veränderungen eingetreten.  Kurz:  die Zalil  derer,  die  ihren  Schofs 
schuldig  geblieben  waren,  war  erheblich  kleiner  als  die  derer, 
die  ausweislich  der  Schofsbüchor  nicht  gesteuert  hatten.  Ihr 
Penonalbestand  war  also  ssu  korrigieren  (dit  sal  man  noch 
corjeren),  um  fUr  die  Exekution  eine  brauchbare  Grundlage 
sein  SU  können.  Alle  die,  deren  Besteuerung  rechtliche  oder 
faktische  Hindemisse  entgegenstanden ,  mufsten  ansgemerat 
werden. 

Diese  Berichtigung  der  Schofsbücher  war  Sache  der 
Steuereinnehmer.  8ie  eliminierten  zunfichst ,  soweit  das  noch 
nicht  geschehen  war*,  die  Schofsfreien  und  anderweitig  Schofs- 
udichtigen  durch  Kandvermerk  wie  prester,  presbvter,  koster, 
kerkvrouwe —  den  er  (schobant,  tepper,  loper,  spelman,  richt- 
schriucr  etc.)  —  knakenhower,  weuer  —  oder  durch  Zusätze 
wie  vrjf  yriet,  nicht,  non  dat,  de  ghyfft  nicht,  schotet  mit  den 
weueren  etc.  Dann  wurden  die  PersonalTeränderunsen  nach^ 
getragen.  Einige  waren  verstorben  (mortuus  [a],  doet,  vor- 
stomen,  al  doet^  lange^  2  jare  doet  ghewest,  doet  slaghen,  doet 
Yordranken,  de  wart  gherichtet,  doet  in  dem  hilghen  gheste. 


Vena  1460(61/62)  enthält  198  Personen.  Von  ihnen  «shlen  80  nach.  Die 
Beträge  bew^en  «ch  swiMshen  4  und  12  ß.  Von  den  übrigen  118 
Hind  29  vprlopen,  26  vorvaren,  19  woste,  7  arm,  6  dot,  4  dener.  Vom 
Kest  wurden  4  gepföndct.  Am  Schlufs  ist  vermerkt:  Item  hijr  vp 
biocbte  godfridus  7  /  \5  ß  10  4.  Unsere  Addition  ergab  10^9  fi.^ 
Zuweilen  wird  nur  nathf^etragen:  de  heft  fr-^  (  bo^nt  etc. 

*  Hesonders  kommen  die  Listen  der  lieiinlich  »Schossenden  in  Be- 
tracht. Ihre  Übertragung  scheint  uno  aetu  erfolgt  zu  sein.  In  der 
J^isto  der  heimlichen  Schosser  von  1485/86  ist  Eingangs  vermerkt:  Düsse 
nabescreuen  hebben  dat  schoth  van  dem  85.  jare  hiir  gebraclit  viide 
ByDt  nicht  in  dem  boke  der  denre  vtb^hedaen.  Bei  dieser  Übertragung 
stellte  sieh  bisweilen  herans,  dsTs  einselne  Personen  noch  nicht  im 
Hanptregiater  standen  (steyt  in  dem  breue  nicht)  oder  bereits  versehent- 
lieh ausgetan  waren  fwy  vindcnt  in  dem  brene  iitedati  vnde  hebbent 
nu  entfangen:  is  vp  dessem  popyre  vnvorsen  vtgedanj. 

*  Z.  B.  ist  auf  einem  kleinen  Zettel  vermerkt;  schunemaun  heft 
gosehotet.  De  .«hothert  ii.  Und  auf  einem  Blatt:  Item  hinr.  ^choff 
schall  men  vt  doen  in  dem  boke  prima  trauena  1501. 

»  VgL  oben  S.  137  ff. 
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doet  mit  dem  wiue,  man  v^nde  vrouwe  doet,  beyde  doet  doet 
mit  dem  wiue  vnde  kinderen).  Andere  befanden  sich  auf 
der  Reise  (de  via  est,  nicht  to  husj.  ^^och  andere  hatten 
ihre  Wohnung  in  der  Stadt  gewechselt  (vorvaren^; 
hinr.  grip  de  hadde  ghewonet  in  der  molenstraten,  wonafdcfa 
nv  to  klemponwe;  wonet  bi  der  traue).  Ein  beträchtlicher 
Teil  war  aus  der  Stadt  fortgezogen  (veilopen',  vor- 
wanderet,  Torgan  in  prutaen,  in  denemarken  gethogen,  vp 
lant  ghevaren,  wech  lopen,  wech,  weg  isse).  Einige  wenige 
hatte  sie  ausgetrieben  (proscriptus ,  vorscreuen,  voruestet 
van  doet  shigen  wegen ,  aer  stad  vorsuorn).  Manche  der 
Einregistrierten  waren  nicht  aufzufinden  gewesen  (nullus, 
non  est,  non  moratur,  de  en  wont  dar  nicht,  dar  en  is  nicht, 
dar  wonet  nen  beke,  nescio  cum  invenire,  in  twen  jaren  nicht 
hir  gbewesen)  und  andere  doppelt  aufgeführt  (de  is  in  twen 
Orden,  twige,  gesereuen). 

Auch  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen, 
soweit  sie  deren  Pflicht  änderten  oder  die  Entrichtung  der 
Steuer  unmöglich  machten,  wurden  in  den  Registern  gebucht 
Die  Qästeregister  enthalten  öfter  den  Vermerk:  nu  borger» 
die  Hauptregister  Angaben  wie  arm,  annot,  armot  grot,  armot 
krank,  armot  blint,  armot  en  dore,  armot  bestolen,  paupertas, 
leprosus,  bedeler,  in  dem  elendenlms  ^. 

Auf  diese  Weise  wurden  die  Namen  der  wirklichen  Steuer- 
kontravenienten  ermittelt. 

Die  Korrektur  der  8chofsbücher  wurde  mit  sehr  ver- 
schiedener Sorgfalt  vorgenommen.  Einige  Kegisterführer  geben 
sehr  genau  an,  weshalb  die  einzelne  Person  keinen  8chüls  zu 
zahlen  braucht.  Andere  begnügen  sich  mit  allgemeinen  Ver- 
merken wie  va[cat]*,  woste,  die  Tod,  Abwanderung  und  der- 
gleichen mehr  beaenten  können.  Noch  andere  registrieren 
überhaupt  keine  Grttnde. 


'  Vorvaren  bedeutet  oft  zweifellos:  in  der  Stadt  ump^ezotron,  7..  H. 
in  den  £iiitraguDgtin :  vorvaren  in  de  hundestrateu ,  bi  de  borch.  de 
want  in  de  holstenstnite,  ronrafen  schotet,  Torffaren  dedit  wiskenaoip. 
Aber  nicht  alle  Rcgistorluhror  untrrsclu'i(l(>n  zwisclion  „vorlnpen"  und 
„vorvaren".    Oft  kommt  letzterer  Vermerk  überhaupt  nicht  vor.  Ver- 

äleiche  zwischen  (Im  «'inzclnen  Kegistcrjahr^jingen  lassen  erkennen, 
afa  der  WolinungHwochs»»!  in  der  Stadt  ein  erheblicher  war. 

'  Sehr  liäiififif  bei  den  Gästen.  Manchmal  finden  sich  Angaben 
fiber  den  neuen  Wohnort  der  Verzogeneu,  —  allgemein:  vorlopen  vppet 
lant  oder  speziell:  to  sunte  Jürgen,  gennyn,  krammesse,  krempelstorpe 
fLfibeckisehes  Laodgebiet),  to  hamborch  (hftofig),  bcrgedorpe,  laweo- 
borch,  saronwo,  sppreborfro,  litli^enhaucn,  plonc.  dem  kyle.  (i<'r  wismcr. 
roätoke,  dem  schoucuberge,  gadcbuscbe,  stade,  hiideusem;  tu  kopenhageu 
in  denemarkeD,  tom  höhnen  (Stockholm),  to  landeslnonen,  berghen, 
xygghc  in  lifland  etc. 

*  Vgl.  oben  S.  171.  Statt  dieser  Vermerke  auch  der  Buchstabe  a. 

*  Oben  S.  130. 


Digitized  by  Google 


XXI  6. 


185 


Nachdem  die  Kegister  so  ..corjert"  waren,  wurde  der  Host 
der  ohne  Grund  nicht  gesch  >i>t  luitte,  in  die  Kestanten listen 
eingetragen,  zuweilen  aber  aii(j)i  die,  die  keinen  Schofs  zu 
geben  brauchten,  jedoch  unter  Angabc  der  sie  befreienden 
Gründe.  Bei  einigen  der  Säumigen  wurde  noch  besonders 
vermerkt:  heft  nicht  flchotet,  s.  T.  unter  Angabe  der  rück- 
ständigen Zeit  (heft  nicht  schoten  in  2  jaren,  tenetur,  noch 
scholdich,  noch  dat  olde  etc.)'* 

Nach  Johannis  begann  die  swangsweise  Beitreibung.  Sie 
währte  etwa  einen  Monat,  bis  Jakobi  (25.  Joli)'.  Die  Eze- 
kutoren,  die  Hausdiener'^,  fuhren  mit  der  nötigen  Bedeckung^ 

auf  Pfandwagen  in  der  Stadt  umher  und  pfändeten.  Die 
Pfändung  ergriff  zunächst  wohl  den  fälligen  Geldbetrag  ein- 
schUcfsliL'h  der  Strafsumme.  Konnte  man  kein  Geld  ausfindig 
Biciclicn ,  so  hielt  man  sich,  ganz  im  Gegenteil  zur  heutigen 
Praxis'',  vornehmlich  au  unentbeiirliches  Haus-  und  Küchen- 
gerät, z.  B.  an  grapen  (Töpfe),  ketel ,  kannen,  lepd,  vatte 
und  byle*.  Der  Schofseinnehmer  der  Waknitzbezirke  pfändete 
im  Steuerjahr  1480/81  20  grapen,  je  3  kannen  und  vatte, 
2  ketel  etc*'.  Das  lia(s  der  Pfltndung  bestinunte  sich  nach 
dem  Umfang  der  Steuerschuld. 

Die  gepfändeten  Gegenstttnde  wurden  auf  dem  Pfand- 
wagen fortgeschafft  und  standen  noch  einige  Tage,  1701  z.  B. 
yier  Tage  lang®,  zur  Einlösung  bereit'.   Der  uneingelOste 


^  Vgl.  Wendt,  Lübecks  Schifis-  und  Warenverkehr  in  den  Jahren 
1368  und  1369.  L.  1902.   S.  26. 

*  Der  Rezefs  von  1669  bestimmt:  „Was  zwiaehen  Ostern  und  Jo- 
hannis in  Güte  oder  nach  Tnhaniüs  bin  Jakobi  ohne  vorhergehende  Aus- 
klage per  executionem  durch  den  Pfandwagen  der  SchoTs  nicht  ein- 
brittgon"  (Becker,  Umstftndliche  Geschichte  III  Beilage  S.  6). 

"  Oben  S.  125.    Vgl.  auch  II  über,  Haushalt  Hildesheimiü  S.  62. 

*  1701  schuldete  die  Brauerzunlt  58577  ^  Accise.  Der  Betrag 
sollte  gepfändet  werden.  Da  Widerstand  zu  befurchten  war,  wurde 
jeder  Ffandwagcn  mit  einem  Notar  und  einem  l^tteu  von  der  Kanzlei, 
einem  Hausdiener,  einem  Sammler,  einem  Wardein,  einem  Schmidt, 
einem  Zimmermann  vom  Bauhofe,  einem  Fronknecht  und  zwei  Trägem 
besetzt  Aurserdem  ward  die  Stadtmiliz  bereit  gehalten  (M.  Heft  4  S.34). 

*  Zivilprozefsordnunj^  §  ff. 

^  In  der  Sek.  Wakenissa  l.jll  i«t  auf  einem  eingelegten  Zettel  ver- 
merkt :  pandet  enne  flaschen  wor  2  jar  schot  in  der  hundeatraten  wan  hans 
bereke.   pandet  enne  kenne  wan  ennem  qnartart  wor  enn  jar  schot  in 

der  groppert  groffen.  1606  ersuchte  der  Herzog  von  Holstein  den  Rat, 
das  den  nomachulmeiitem  für  Weifrenui}:  der  Tnrkensteuer  „aus- 
gepfändete iiausgeräthe**  herauszugeben  (Z  Bd.  8  8.  502  Anm.  278).  Vgl. 
auch  Zeumer  S.  67. 

'  Eine  ^  i^lMiinflige  zifTernmärsi^e  Auf'miit  hunp  ist  nirht  möglich. 
Nur  der  Schofseinnehmer  der  Wakenitzquartiore  pnegt  detaillierte  An- 
gaben zn  machen  und  auch  er  läfst  sie  Öfter  fort 

8  M.  S.  36. 

"  nie  Einl'iJ^nn^'  frorrhrili  7a\  Hpfrüfren  von  1  ß  bis  1  Die 
grapen  worden  meist  mit  4  bis  6  eingelöst. 
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Rest  kam  zum  Verkauf.  Der  Erlös  ging  an  die  Scliofs- 
herren  ^ 

Die  Pfämlungeu  wurden  in  den  Schofsbüchern  und 
Restantenlisten  registriert  Wer  sein  Pfand  einlöste  oder  sicli 
nachträglich  sum  heimlichen  Schosa^  verstand,  wurde  mit 
dem  EnOs  eingetragen  oder  unterstrichen'* 

Ztt  hemerken  ist  jedoch,  dafs  die  Notia  ^1  pant*  nicht 
notwendig  ein  Zahlungsvermerk  ist  Es  war  möglich,  gegen 
Faustpfand  Stundung  zu  erlangen^.  Die  Yoretehende  Ein- 
tragung kann  daher  auch  bedeuten ,  dafs  der  Steuerpflichtige 
durch  Hinterlegung  eines  geldwerten  Pfandes  ZahlungsanfiMshub 
erhalten  hat 

Ausweislich  der  Schofsregister  stellt  sich  das  Verhältnis 
awischen  Einregistrierten  und  Schofszahlem  folgendermafsen: 


Es  schofsten  nicht: 


Jahr 

Travena 

WakeniMS 

Total 

<»/o  aller  Bs- 
gistrierten 

Prima 

Sekunda 

Prima 

Sekunda 

128 

129 

596 

405 

1258 

2S 

1461/92 

231 

286 

606 

401 

1476 

27 

1487/88 

337 

293 

481 

374 

1485 

26 

1502/8 

448 

836 

845 

265 

1894 

22 

Personen,  d.  Ii.  etwa  ein  Viertel  der  Re!::istrierten ^. 

Das  Schofsbuch  gibt  nur  aum  Teil  GrUnde  an.  Es 
kamen  folgende  in  Betracht: 


^  iu  der  Sek,  Travena  1466  bekennen  die  Schofsheiren:  Item  eot- 
fangen  van  clawca  dem  scheuerstendccker  van  p  an  den  18  Elixi 
anderes  Mal :  Item  so  Tntfanffhe  wy  (Tso)  wiskendorpe  vio  panden 
18      6  /?. 

•  Es  fin'loTi  sich  folgende  Eintmgungen:  pandct  (p.,  pdt.),  pandet 
4  1  grauen,  pundet  dat  olde,  vor  '6  jar^  pandct  1  lepel,  pandet  annot 
Doch  ward  bei  der  PAndnng  die  Armut  berückriebtigt. 

"  Z.  B.  konnte  in  Braunschweig  jeder,  der  wegen  kaufmännischer 
Unternehmungen  und  Rentenanla^rcn  kein  Geld  hatte,  durch  ffiüter- 
legung  von  rfändeni  Stundung  erlangen.  Vgl.  auch  für  Koätock 
lleckC  IT.B.  XX  8.  499  und  Wendt  a.  a.  O.  1.  e. 

*  In  Augsburg  schwankte  der  Anteil  der  Besitslosen  an  der  Ge- 
samtheit I  r  Steuerzahler  zwischen  43,6  ®/o  (1498)  und  65,9 '^'o  117'  : 
vgl.  Härtung  in  Z.  f.  G.V.  Bd.  19  S.  875,  auch  R.  100.  In  Frank- 
furt a.  M.  waren  1420  iij9'*/o  steuerfrei  (Hücher,  Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft S.  240).  In  Bostock  zahlten  1493  von  2KiO  Eingetragenea 
1563,  etwa  ^'i  (Koppmann  in  H  O. 151  1901  S.  60).  Die  groTsen  l)iffe- 
renzeu  beruhen  ohne  Zweifel  in  erster  Linie  auf  der  Verschiedenheit 
der  BegiBtrierong. 
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Total 

«  53  so»  92 

624 

852 

218  (95) 

missa 
Sekunda 

«  p: 

■rf  gj  ;c  Ca  ^  -  4  r:  cc 

218 

37  (19) 

Wak< 
Prima 

S  8C8S 

83  (31) 

Travona 
Prima  Sekunda 

O 

100 
131 

59  (25) 

Total 

Ii 

145  (47) 

1— < 

8 

snissa 
Sekunda 

2               2  S  5 

39  (14) 

M 

&  .i 

o  o»  '— <  »-i  r- c>a  1 

CO '-' 00  1 

50  (21) 

Travena 
Prima  |  Sekunda 

41 

88" 
27(8) 

r*  ge  e  " 

29  (4) 

o 

-  c  * 

.    -   O      .»9    ^  = 

0.  f  "S  -2  fc£ 

^"--^  ^^"^   '^^T                                      ^  — . 

Total  

Es  verbleiben  .    .  . 
Von  ihnen  wurden  ge- 
gepfiindet«  .... 

187 


Total 

2S  IgSigoo^ 

Wakenissa 
Prima  |  Sekunda 

S  2  ^ 

00 

CO 

I-H 

Travena 
Prima  [  Sekunda 

OB  a  o 

"»  »2 

9  S  ; 

O  ""f 

CJ  CM 

1 

3 

o 

1 

1487/88 

es  = 

00  ^ 

«  c 

•a  oj 

ü  — 

5J  PI 

e  -  w 
^  «»  "t 

1 

Cl  1 

1^  ( 

1 

Travena 
Prima  Sekunda 

CO       j  2J  j 

CS  t- 

04       j  JOOOC-  j  iO 

^\ 

Gründe: 

1.  Armut  

2.  Verzogen  

3.  Verstorben  

4.  Woste  

5.  Geistlich  

6.  Beamtet  

7.  Bediente  

8.  Stiftnnpren  

Es  verbleiben  .   ,  . 
Von  ihnen  wurden  ge- 

Digitized  by  Google 


188 


XXI  (5. 


Aiim  erk  Uli  gen  zur  Tabelle  S.  Ib7. 

*  UmzufT  in  d<'r  Stadt  und  Abwanderung  konnten  wepen  der  mi'ist 
gieicheu  Kegiatrierung  (oben  S.  184  Anm.  1)  nicht  auseinandergehalten 
werden.  Auch  diejenij^en,  neben  denen  Vermerke  wie  nalliu«  non 
moratur  etc.  (obt  ii  S.  1^4)  stehen,  sind  hier  gezäldt. 

'  Der  gen<Telle  Vermerk  daför,  dafs  eine  Wohnung  keinen  Steuer- 
pflichtigen beherbergt. 

'  Den  Geistlichen  Bind  auch  alle  niehtsahlenden  ^.domini"  zu- 
gerechnet, weil  die  Katshorr^'n  zahlen  und  Ron^tigo  Träger  des  Titels 
^ominus"  aurücktreten.  \^gi.  IS.  137  Anm.  2.  Die  aus  irgend  weichen 
Orfioden  für  sich  oder  andere  sahl enden  GeittUehen  wurden  hier 
nicht  gezählt.   Es  sind  1460/61:  1,  1480/87:  4,  1502/8:  19. 

*  V<,d.  oben  S.  58  ff. 

"  liier  sind  auch  die  dornssen  etc.  mitgezählt. 

^  Die  eingeklammerten  Ziffern  geben  die  Zahl  derer  an,  die  nach 
▼Orheriger  Pfändung  noch  gezahlt  haben.  Sio  konnten  in  der  Tabelle 
der  Nicbt-Zahlenden  nicht  anders  berücksichtigt  werden. 

^  Darunter  der  donunns  CSartnaiensis. 

^  Servitor  dominomm. 

*  Ancilla. 

'®  Domus  pauperum,  kalant,  der  seken  rente. 

>i  Von  ihnen  sind  86  mit  einem  kleiiien  Krens  beaeiehnet  Wae 

dasstMVip  h<-(l*>uton  soll,  ist  nicht  klar.  JedaifUU  nicht,  dafs  sie  ge- 
zahlt l)al>«'n.    Vgl.  Anm.  14. 

Travenvogt,  servitor  dominorum. 

Domus  pauperum. 

Hl  sind  mit  einem  kleinen  Kreus  Tersehfii.  Nach  den  Namen 
zu  urteilcu,  waren  es  zum  Teil  „dener^. 
»  Damnter  ein  kluaener. 

>•  i  s<  hriner,  der  markt  traget,  der  spelman  grene,  je  ein  spelman, 
des  rades  loper,  winschroder,  weddekneobt,  vorsprake,  knape.  die 
munte,  eine  toUenbode.  Die  übrigen  „dener'^;  einer  zugleich  Wirt. 
Endlich  eine  Franentperaon. 

>^  Eine  k(>rkvrouwe  nnd  aaneke  Ijwester]. 

Einer  blint  armot. 
*•  Kichti^chriucr,   vorsprakc,  de  vaget,   hoivaget,    apeluian  und 
16  dener. 

Eine  kerkvrouwiv 

Aufser  6  Armenhäusern  sowie  1  kaland  und  gasthuCs  2  gades- 

keller. 

"  Ein  dorde, 

Vorsprake.  docket  dener  und  8  dener. 

Kalant  und  der  seken  rente. 

2  vorspraken,  1  voged,  1  travenvaget  nnd  7  dener. 

««  Gadcskeller. 

Einer  blint. 
*•  2  in  Kurien. 

**  2  echobant,  1  vorsprake,  weddeknecht,  spelman,  belenet  timmer- 
man»  belenet  en   saghcr  fobt-n  S.  63),  marketvaget,  kokt-nbokersche, 
winsehroder,  13  dener,  tollen bode,  Domna  schriptorum,  kuterhufs. 
Kerkvionwe. 
*i  Gasthufs. 

Einige  blint  und  im  hilghen  gheste. 
**  3  spellude,  je  ein  richtschriuer,  vorsprake,  schobant,  piper  oad 
voget;  die  übrigen  dener. 

2  kcrkvronwcn,  1  geistliche  Hauslifilti  rin. 

6  Armenhäuser,  3  almissen,  2  gadeskeUer,  je  1  kalant  und 
gasthufs. 
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Der  RogJstf'rfinirer  gibt  nur  bei  32<»/o,  42*^/o,  28  ^^o  und 
50*^/0  der  Nichtzahlenden  einen  Grund  an.  Von  den 
übrigen  wurden  nach  seinen  Angaben  höchstens  Vü,  ge<i:eu 
Ende  des  15.  Jalirhunderts  nur  ein  versch windend  kleiner 
Bruchteil  gepläiidet. 

Vorstehende  Zahlen  sind  aber  sehr  relativ,  da  die  Re- 
gistrierung des  Strafvollzug mit  verschiedener  Sorgfalt 
geschah.  Ein  Blick  auf  vorstehende  Tabelle  ergibt  das  zur 
GlenUge.  Besonders  gilt  das  von  den  Vermerken  „armot*  und 
„Terlopen**  ^,  Aneh  die  Geistlichen  und  Beamten  werden 
li  iu Hg  nicht  als  solche  bezeichnet  sein*.  Ferner  sind  die  50 
Knochenhaucr  und  die  Weber  nicht  vollzählig  nach  ihrem 
Stande  charakterisiert,  besonders  die  ersteren  nicht.  Denn 
die  Schorsbllcher  führen  von  ihnen  nur  auf: 


Prima 

Sekunda 

Prima 

Sekunda 

TravsDa 

Travena 

Wakenissa 

Wakenissa 

Total 

1400/Gl: 

9 

15 

24 

1461  02: 

1 

1 

11 

13 

1487  88: 

4 

7 

84 

45 

15U2  3: 

3 

1 

4 

35 

43, 

fast  ausschiiefslich  Weber  ^. 


Travenva^bet  +  0  vryg. 
*f  3  gadeBkeller,  1  Domns  paupenmi  und  donisM. 
SB  Viyd  eyn  vonpiake,  weraer,  porCener  in  tnnre;  die  anderen 

vriet  etc. 

Dornsse. 

*^  5  in  turri  (slnter  etc.),  marketvaget,  winschtoder,  Doktor  Hüde- 
brtndt.  Doktor  Thomas,  tollsnbode,  Dornas  scriptonim,  nrante. 

Custos. 

2  Annenhäuser,  1  gasthufs. 
*■  Rakker,  houetman,  3  hi  turri,  curia  10  Reiterdiener  (M.  Heft  4  S.  27), 
**  6  KoTivr  ntp,  1  gasthufs,  12  padosboden  (dn  Hagen)»  1  gadeekeUor. 
**  Voröprak«',  doktor,  deuer;  die  übrigen  vriet 

1  geselle,  4  geistliche  Dienstboten,  1  koster. 

1  Domus  pauperum,  4  gadeskeller. 

*^  H  lopor,  1  vorsprake,  I  mekeier,  1  marchgreve,  1  in  turri;  die 
übriueii  dener. 

**  Denerin  bei  barsenbrugge. 
5  gadesboden.  gadeskellcr. 

2  spellude;  richteächriuer ,  vorsprake,  marketvaget,  winachroder, 
tepper,  doktor;  muute,  tollenbode,  schriuerhus,  küterbns;  vryg. 

^-  2  Arnienb&Qser;  gastiials;  gadeskeller. 

^'^  Rakker.  rakke,   spclp^eue,    2  spellude,  3  tepper,  2  in  tarn, 
1  schenke,  1  holtvaget,  1  dener;  die  übrigen  vrjg. 
•*  Rerkyionwe. 

'^^  6  domus  paupenim,  1  gasthus,  curia  st.  spiritus. 

*  Die  Registrierung  der  Armut  zumal  schien  nicht  der  Müh©  wert. 

•  Vgl.  die  Zahlen  auf  S.  Ib7,  S.  55  Anm.  1  u.  S.  b^-M. 

'  Daronter  wenersche;  metke:  schotet  mit  den  weueren;  meide- 
borgesche:  schotet  mit  den  wenerea.  1400/61  nur  8  Knoehenhsnsc. 
Vgl.  oben  S.  16Ö. 
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Weiter  ist  zu  bedenken,  dafs  nicht  jeder,  der  im  Re- 
gister ohne  Zaliluiigsangabeu  blieb,  darum  seinen  SchoCs 
vorenthalten  hat.  Die  verschiedenen  Register  standen  viel- 
leicht Dicht  in  voller  Übereinstimmong*.  Die  Werkhfloser 
wurden  bei  ihren  Besitson'«  das  Eigentum  der  C^eselischaftan 
bei  einem  Vorsteher,  das  fremder  Klöster  etc*  durch  Treu- 
händer versteuert^.  In  diesen  wie  allen  übrigen  Fä,lleii,  in 
denen  ein  Vertreter  den  Schofs  zahlte,  wird  die  Zahlung  nur 
bei  dem  Steuerzahler,  nicht  auch  beim  Steuertrtf^r  ver- 
merkt sein. 

Auch  die  Pf^ndungäiioten  dtirften  nicht  immer  voilzühlig 
aus  den  Restantenb'sten  übernommen  sein. 

Alle  diese  Erwägungen*  ftlhren  zu  dem  Schlufs,  dafs  die 
Zahl  der  wirklichen  Kontravenienten,  derer,  die  zahlen 
mufsten  und  konnten  und  nicht  zahlten,  geringer  war. 

Immerhin  bleibt  noch  eine  grofse  Zahl  flbrig. 

Schon  1308  hatte  Johann  Bure  vier  Jahre  fang  nicht  ge- 
schüfst^.  Hier  mag  ein  Übersehen  vorliegen.  Aber  seit  1480 
wird  der  Schofs  so  häufig straflos  „versessen"^,  dafs  man 
e\np  faktische  Suspension  der  Strafen  annehmen  mofs.  Es 
wareu  mit  ihrem  Scbols  rückständig: 

Jahre:       12      8      4  5  6    7    8    9     10    II    vele  Tora/ 

1487/88:   ^15    46—  1  —  62 

1502/3:     3  42   2(i    15  5  8  11   —    1     3  114* 

Von  ihnen  zahlten  1 487  88  nur  40  ^  1502'8  nur  19  Personen 
nach.  Die  übri^^en  blieben  unbehelligt.  Nur  dio  Z-ihl  der 
rückständigen  Jahre    ward    vermerkt.     Bei   Eingang  ver- 


1  Das  „vt«'  (oben  S.  17öj  erhielt  liüim  in  9,  1^2/3  in  8  Fäileo 
den  Zosats  „nicht'*.  Es  scheiiit,  dafs  der  Zahlnngsvemierk  Ar  £e 

hetinlichcn  Schosser  zu  früh  und  zu  Unrecht  «nngetragon  war. 

3  Das  ist  nur  selten  ausdrücklich  vermerkt.  Z.  H.  in  der  Prinui 
Wakenissa  1459:  wigpe  1  mr  vnde  l  mr  vor  2  gberhus. 

'  1459  ist  weder  beim  Domus  Holsacie  noch  bei  der  Curia  liri^tritte 
eine  Zahlung  vern-prkt.  Man  darf  aber  annehmen,  dafs  die  Treuhänder 
Berc  und  VledermanQ  (oben  S.  84  Anm.  9)  die  Steuer  entrichtet  haben. 

*  1487/88  findet  sich  16  mal  die  Notis  „nieht^  Sie  kann  bedenteo. 
dafs  die  so  beieichneten  Personen  nicht  gesahlt  haben  oder  nicht  zu 
zahlen  brauchen.  In  letzterem  Falle  würde  die  Zahl  der  Kootrt» 
venientCQ  noch  etwas  niedriger  anzusetzen  sein. 

*  Johannes  Bnre  tenetnr  talliare  anno  COCVIFT deqnatnor  anoi» 
(L.Ü.B.  IT  S.  1041). 

*  Das  gilt  übrigens  auch  von  anderen  Städten.  In  Kassel  z.  ü- 
war  die  Liste  der  ääumigen  Zahler  oft  ebenso  grofa  wie  die  der  recht- 
seitig  Zahlenden  (Hub er  8.  25). 

'  Das  gilt  )>e.-<onder8  von  den  Gästen.  Vgl.  auch  Z.  H  ].  >  f>,  ^ 
und  U.B.  Hildesheim  VI  S.  514  (£ntfan^en  van  den  Bekcmcuuen  darroi. 
dat  se  deme  rade  dat  schot  TSn  ichtes  welken  jaren  yorseten 
hadden.  12  p.). 

*  Die  Zahlen  sind  nnvoll^jt-indit'  Einige  Quartiere  enthalten  fwt 
keine  derartigen  Angaben.   Besonders  gilt  das  vom  Jahre  1487r^ 

'  Daninter  13  gepftndete. 
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gpMteter  Zahlungen  ^  scheinen  nicht  einmal  Strafen  erhoben  zu 
sein.  Nur  selten  ward  gepfilndet.  Die  gezalilten  oder  ge- 
piändeton  Summen  pÜegten  auf  die  Kiickätände  verrechnet  zu 
werden 

Die  Stadt  legte  also  eine  grolie  Laagmut  gegen  säumige 
Sohosser  an  den  Tag^.   1491  z.  B.  aaUte  Jobann  Bermaa 

für  13  Jahre,  1501  Eatman  gar  fUr  20  Jahre  Scliors^.  Das 

erklärt  sich  aus  der  damaligen  Finanzlage.  Lübeck  er» 
freute  eich  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrkimderts  einer  langen 

Friedenszeit.  Die  Ausgaben  waren  gering.  Der  sttdtisohe 
HauBhalt  warf  trotz  Herabsetzung  des  Schofssatzes  permanent 
grofse  Überschüsse''  ab  und  brauchte  das  Geld  der  säumigen 
Schosser  nicht.  IM.ui  iiefs  sie  deshalb  zunächst  unbehelligt. 
Aber  die  RückoUinde  wurden  registriert*.  Man  konnte  im 
Notfall  jeden  Augenblick  auf  sie  zurückgreifen. 

Die  Stenerpraxia  hat  demnach  der  Strenge  der  Steuer- 
Strafen  nicht  immer  entsprochen. 


'  Kenntlich  durch  Vermerke  wie  „olt". 

Z.  B.  3  iar  [schultlich];  pant  vor  dat  olde.  —  blankenvaghet 
s  ß,  ys  noch  scnulaieh  dat  olde.  dat  h'^-tbe  wio  vtbdau.  so  bHitlt  he 
dat  uyQ  »cbuldich  (Prima  Travcna  1477;,  —  Aber  nicht  immer.  Das 
ergibt  die  Eintragung:  Dat  nige  wart  vthedaen,  dat  olde  js  he 
flchuldich. 

*  Anders  die  Frankfurter  Bedeorduung  von  1475,  die  bestiniint, 
d&fs  Erben  _die  versessen  bcde  für  volle  geben"  (Bücher  in  Festschrift 
S.  157  Art.  78)l 

*  Item  vrtTi  Iler  Jo^innn  Brnnftn  IM  ^  vor  13  jar  vor  setzen 
flchoet  (Prima  Wakenissa  i4i>U).  Katman  vor  20  Jar  20  jS  olt  (Prima 
Trayena  1500).  Vgl.  atich  oben  S.  106  Anm.  11. 

•  Unten  sub  XIX. 

•  Meist  allgemeiTi:  tcnetur,  z.  B.  1486/87  in  der  Sek.  Travena 
15 mal;  z.  T.  speziell:  blift  8  ß  schuldicb. 
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Achter  Teil. 
XVni.  Der  Ertrag  des  Schosses« 


Der  Schob  erbrachte  bis  zum  Jahre  1532  folgende 
Brträge: 


Jahr 

Ertraii 

- — 

ß 

f 

l>aT< 

LT 

in 

Jahr 

£itniig 

^     1  ß 

Nach- 

1306  i 

6  *0.» 

10' 

1  1449  .)0 

8100 

14084 

14  000 

1450  1 

8200 

140 

7  900 

14^ 

101  j 

12 

;  14)1  2 

8200 

1415  6? 

12  Ü«H.> 

b* 

1452^8 

1421  2 

^  182 

9^^ 

. — ■  1 

14.>i4 

8410 

;^3ti0 

142:^  4 

» 

1455  6 

8280 

1424  ö 

8  704 

1456  7 

88,tKl 

142Ö  G 

9 18;> 

~  1 

1457  8 

8:i40 

1426,7 

14« 

:  1468^9 

ÖOOO 

1427/8 

8  650 

'  1459/60 

8180 

1428  9 

7  997 

6 

'  1460  1 

8000 

1429  80 

8  0:'»4 

_  1 

1461  2 

8800 

lao 

1480.1 

8  149 

10 

,  U62,a 

8i>90 

100 

1481/2 

8  HO 

1  146S/4 

8800 

180 

1482  8 

7  788 

a 

1464  5 

2880 

545 

1488  4 

7  900 

14656 

8795 



1184 

s  868, 

 „  7 

1466  7 

8160 

30 

1485  6 

800 

1  1467 -s 

8080 

8 

83 

148<>  7 

:>  110 

1468  9 

8140 

140 

1487-h 

1  1469/70 

8091 

91 

14I?S^ 

5688 

1  1470/1 

2975 

115 

14:'.i*  40 

•;uo 

1471  2 

2808 

4 

lo;^ 

1440  1 

5  861 

1472  8 

2460 

60 

1441  2 

5  672 

147a'4 

29ai 

4 

272 

4 

144^8 

5  630 

1474/5 

25S6 

155 

1448  4 

8  140 

1475  6 

2340 

800 

1444  0 

8  18,0 

1476  7 

2487 

137 

144:.  >; 

8  210 

60 

,  1477 '8 

25H4 

264 

1446  7 

8  850 

1478  9 

2840 

90 

1447  8 

8,  020 

1479  (rO 

2869 

119 

i44b-U 

a2uo 

— 

=  1 

i  14b0/l 

'2^ 

—  8 
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Jahr 

Er  tnig 

^  i 

I  )avon 
Nacli- 

schofs 

Jahr 

1  

/  1  fi 

Oayon  Nach- 
schoISi 

^  1  / 

HS12 

■ 

1507/8 

luv 

1482^ 

o 

loU 

\  150ft^ 

loW 

IW 

1  isa  4 

15171 
10  lO 

R 

  1 

i  1509 '10 

4  ~ 

i'> 

11>  4 

9111 

1  1510  11 

1 

J  •  >U 

o 

14{mG 

01  77 

151L'12 

lim 

7  1 

o 

C 

1  »>  I 

(3 

1$1S/18 

J441 

o  lU 

Oll 

o  IV^ 

14.^7  ^ 

W 

o 

W". 

O') 

0 

1513  14 

5 

Wl 

K. 

 <l 

'  1514  15 

1  Au. 

07 
^  4 

-  1 

1515  16 

1  M  7 

t 

1il7 

14  4 

4 

14t)0  1 

'-'AA7 

w 

o 

1  'i'v 

,  1516/17 

t5'  3 

'-t    A  ^ 

1491  2 

1  7*>  1 

1  iw 

1517  It^ 

\i 

1  1  ■  r 

Q 

14ÜZa 

1  r 

 0 

öd 

,  1518  19 

Ii 

il 

149H/4 

1«82 

152 

—  1 

1  1519'20 

1687 

5 

7» 

s 

1494  5 

1<^10 

70 

:  1520  1 

l;i80 

H 

62 

1490  6 

1702 

72 

15212 

96S 

9 

68 

9 

lö2ö 

,  i52aa 

1261  1 

61 

1497/8 

1985 

75 

1  1588/4 

1261 

1 

5? 

1498  9 

19S7 

67 

1524  5 

1096 

14 

1499  15(H) 

179Ö 

» 

X6 

8 

1525  6 

10><8 

6 

21 

8 

loÜÜ  1 

1  KSX 

2 

23 

2 

l.»26  i 

vm 

4'.'a 

150 

lä 

1601/2 

17Ö7 

'ü 

:  1527  8 

1212 

12 

1502;/8 

1902 

172 

152>s,9 

1040 

1503/4 

l;{4'i 

9 

im 

144 

1  1529  80 

1499 

15045 

2219 

^1 

1  i53o;i 

981 

1. ")()'.  ^\ 

174« 

10 

164 

10 

1581/3 

1410 

—  II 

1Ö0&7 

1142  1 

142 1 

-1 

1 

1 

Anmerkang. 

Der  Ertniftr  des  Schosses  ist  verzeichnet:  1.  im  Rochnun^bacli 

der  SeborBlicrr«  Ii;  2.  Im  Empfangsbuch  der  Kämmerer;  3.  m  den 
Ktmmereibüchcm;  4.  in  dm  Kammcreirollen;  vpl.  oben  S.  7. 

Die  beiden  letzten  Quellen  enthalten  aber  nur  daa  Schluräresultati 
nicht  die  einzelnen  Posten. 

In  obi^'e  Tabelle  sind,  soweit  nichts  anderes  bemerkt  ist,  die  An* 
gaben  der  Räramerei  einf^ftrafren;  sie  stimmen  durehw»;^  überrin. 

Dagegen  besteht  von  1460  an  zwischen  den  Aufzeiciinungen  der 
Klmmerer  und  Hchofsherren  eine  konstante  Dif^ewu/..  Sie  erklärt  sich 
daraus,  dafs  '  rsfnrf  ihre  Abrechnung  mit  dem  Finan  jähr  (22.  Febmar) 
schliefaen,  während  letztere  vom  Palmsonntag  an  rechneu« 


»  LÜ.B.  II  8.  1041/42.  Die  Addition  der  einzelnen  hosten  ergibt 
in  Wirklichkeit  nur  3603  ^  2  ß.  Aber  auch  unrichtige  Additionen 
sind  in  die  Tabelle  eingestellt,  weil  die  falschen  Resultate  ihrer  Zeit 
raafsgebend  waren     Vir!,  auch  ib.  S.  lO^ls'  Anm.  1. 

*  Dar  quam  van,  als  de  borger  woU  weten,  de  dat  vpborden,  by 
14  dnsent  mark  (Chroniken  II  8.  885).  Kach  Beimar  Kock  gingen 
nur  7000  /  ein.  Er  berichtet  aber  aneh  nur  ftber  den  Vorschofii 
von  6  Ä  oben  S.  105. 

•  Nach  der  Rekensciiop  der  kemerere  int  jar  XIIHc  Vlil  (L.L'.B. 
y  8. 177  ff.)  gingen  ein:  7824  /  2  ^  Sehoia  nnd  101  /  12  ß  Nach^ichors, 
zusammen  7925  ^  14  ß,    mx  gbeyt  wedder  äff  Weosel  Makea  to 
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Ferner  ist  noch  oin  Tcilrosultat  aus  dem  Jahre  1875  70 
erhalten.  Nach  ihm  V  i  wellten  8  Ämter  zusammen  485  /  nnfV 
Dreyer  erwähnt  auiscrdem  einen  computus  talearum  sive  ökot 
aus  dem  Jahre  1330*.    Diese  Abrechnung^  ist  aber  nicht 

mehr  vorhanden. 

Der  Ertrag  des  Schosses  hat  demnach  zweimal  die  Summe 
von  10000  überstiegen.  In  den  ersten  Jahrzehnten  des 
15.  Jahrhunderts  erbrachte  er  regelmälsig  swiachen  7700  und 
9200  ^.  Von  1436  bis  1442  warf  er  nur  noch  5100  bis 
5700  ^  ab.  1443  sank  sein  Ertrag  auf  etwas  ttber  3000 
1470  dauernd  unter  diese  Summe.  1483  trug  er  keine  2000-^ 
ein.   Im  10.  Jahrhundert  beliefen  sich  die  durch  ihn  ver- 


siseii  l<me  25  —  I>er  Weberachofa  von  IH  Jl  3  ü  ^  wurde,  weil 
von  einer  besonderen  Behdrde  erhoben  (oben  o.  167),  niebt  In  Ansatt 
gebracht. 

*  Nach  einer  verstümmelttMi  Kämmereiabrochnung.  Das  Krtrapi'jalir 
liept  jedenfalls  nach  1407;  di  im  einzelne  Posten  sind  Abzahhiu^^eD  aut 
Keiitciischulden  und  dergleichen,  die  1407  au%enomnien  waren.  Die 
Höhe  d<*s  Ertrages  läfst  auf  das  Jahr  Hl.Vlfl  scf  llr Tai  ii.  In  ihm  wunlr 
ein  Yorschofa  von  6  erhoben,  der  allein  schon  tKKA)— 7(X)0  ^  erbrachte. 
Bei  dem  p^leicb  hohen  Vorschofs  des  Jahres  1403/4  gingen  im  ganxen 
etwa  14  000  J  ein  (Anm.  2). 

6  Die  Ergebnisse  von  1421—30  stehen  im  L.Ü.B.  VII  S   iO-i  411. 

*  Die  gleiche  Summe  enthält  das  Vorschoüsr^ister  1410/ iö  äunte 
iacobs  verdenddi. 

'  Dom  Rechmingsbiieh  der  Schofsherren  entnommen,  weil  dt^ 
Kämmcrciabrechnun^«-n  dieser  Jahre  ft-lüeii  oder  defekt  sintl. 

*  Die  Käramereirollen  haben  das  falsche  AdditionsreaultAt  2375  X 

*  Im  Empfangsbuch  der  Kämmerer  ist  1489  nachträglich  ein  Be- 
trag von  70  am  Rande  verzeichnet,  den  die  übrigen  Quellen  nicht 
anrühren.  £r  ist  mitgezählt.  1493  ist  dort  vermerkt:  Item  noch  schal 
vhb  Michael  de  hu&dener  (unten  Anlage  II)  betalen  30  Jif,  de  he  to  deme 
Schate  schuldich  is.  Dieser  Betrag  ist  nicht  nitgereimnet,  weil  er  IU^ 
gends  als  gezahlt  gebucht  ist. 

In  diesem  Jahre  weichen  die  Angaben  der  Quellen  erhebhch 
von  einander  ab.  Das  Bechnungsbach  der  Schofsberren  gibt  1977  ^  an, 
das  Empfangsbuch  der  Kümmerer  1685  ^  +  1(57  lüb.  fl.,  d.  h.  zu- 
i<ammen  2019  denn  der  IQb.  Gulden  hatte  damals  (nach  dem 
Rechnungsbuch;  einen  Wert  von  2  ^. 

"  Vgl.  Aber  die  Brtrftge  des  Schosses  in  Hamburg  Kinunerei- 

rcchnungen  I  .S.  LVI  ff.,  II!  S  XLV  ff.,  VII  S.  XL,VII  ff.  und  Stieda, 
Stadt  Finans^en  S.  16:  in  Hildesheim  U.B.  VI  S.  XVII;  in  Braun- 
schwei g  Dürre,  Geschichte  der  Stadt  Br.  S.  329;  in  Rostock 
Ifeckl.  ILB.  IX  8.  354  und  XX  S.  496;  fiber  den  der  Nürnberger 
Losung  Sander,  Reichsstadt.  Uaushaltung  Nürnbergs  H 

*  Und  zwar  die  Fischer  29  ^  11  /3y  die  Knoehenhati  er  122/ 
12  ß,  die  Bäcker  124  #  4 /J  4  ^,  die  Schuhmacher  62/8/?  V' 4- 
die  Schmiede  40  /  s  /?  5  die  Schneider  49  ^  2  ß  6  4.  die 
Golds.-lnni.'do  35  ^  15  die  Pelzer  19  ln  ö  4,  total  4S4  / 
8/^9/^   Das  Original  hat  das  unrichtige  Kesultat:  4b5  4 

*  EinL  S.  138  Note  1. 

«  Nicht  Scho&tafel,  wie  Mantels  (Beitrige  ».  76  Nr. .13)  un- 
richtig übersetzt. 


Digitized  by  Google 


XXI  6.  195 

einnahmten  Gelder  nur  auf  1000  bis  2000  sweimal  auf 
mehr,  dreimal  auf  weniger.  Seine  finanaieUe  Bedeutung  wurde 
immer  geringer. 

Die  Gründe  dieses  Rückfran;,^^  A'erden  weiter  unten  dar- 
gelegt werden.  Der  Versuch,  ihn  aus  der  MUnzverschlechterung 

zu  erklaren',  ist  aber  olme  weiteres  abzulehnen;  denn  er 
geht  von  der  irrigen  Annahme  aus,  dafs  die  A  Silber  reelle 
Steuereinheit  war.  i)ie  alte  Eiunahmequeile  ist  nicht  von 
selber  versiegt    Der  Rat  hat  nur  weniger  aus  ihr  geschöpft. 

Wie  sicli  Haupthchofs  und  Vorschofs  in  das  Er- 
gebnis teilten,  läfst  sich  nur  für  ein  einziges  Jahr  feststellen. 
1403/4  brachte  jeder  die  Hälfte,  7000  aui.  i'erner  hat  der 
Vorschofs  1415/16:  7064  -f  2  1409/10:  2975  IS  ß  und 
1410/11:  1411  14  jS^  eingetragen.  Das  Giesamtergebnis 
dieser  Jahre  ist  aber  nicht  überliefert.  In  der  Regel  wird 
der  Vorsobofs,  wie  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  finanziell 
weniger  ergiebig  gewesen  sein.  Nur  wenn  er  hoch  angesetat 
war,  lieferte  er  nennenswerte  Summen. 

Über  den  Ertrag  des  Feuerstellen  schosses  ist  nichts 
als  der  bereits  mitgeteilte  Anschlag  überliefert^. 

'  Van  dem  weuerschote  wurden  vereinnahmt: 

1408:    18  /  3  /  ()  4».  * 

1415  :    Öf»  #  5  JS^ 
1420:  49 
1423;  54 

Der  Knochenhauerschofs  ist  nicht  gesondert  gebucht. 

Der  Nachschofs  endlich  war  sehr  verschieden  hoch. 

Sein  Maximum  betrug  545  /  (1 404 '1)5).  Im  folgenden  Jahre 
gingen  nachweislich  überhaupt  keine  verspäteten  Gelder  ein. 

Der  Ertrag  des  Schosses  blieb  in  der  Kegel,  wie  im 
Mittelalter  überhaupt^,  Amtsgeheimnis.  Nur  zuweilen  ist  dem 


1  Koppmann  in  d.  BeitrSgen  zar  Geschichte  der  Stadt  Rostock  II 
Heft  3  8.  11. 

*  Davon  in  sunte  Peters  verdeadel  2699  ^  4Vs  fit  der  Prima 
Wäkenissa  2157  ^  6  6  z^,  der  Best  in  rante  jacob«  verdendel.  Vgl. 
ohen  S.  97. 

'  Nach  den  Vor.-^rhorsrefri^tfTn.  Letztere  Summe  dürfte  einen  Teil- 
beti^ag  darsteileu.  Denn  in  der  Prima  Wakenissa  allein  wurden  628  ^ 
vereinnahmt 

♦  Oben  S.  103. 

»  L.U.B.  V  S  179 

•  In  der  S.  194  Anm.  3  verzeichneten  Abrechnung. 

'  Beide  Eintragungen  entstammen  dem  Wettebucne,  das  1418  an- 
gelegt Ut.  1420:  Item  in  deine  5»uliien  jare  .  .  antworde  wi  den  kemerem 
van  Ijunenweuerschote  49  mr.  lub.  1423:  Item  entgangen  de  kemerer.. 
van  l^rnnenveuenohote  54  rors.  Die  übrigen  Eintragungen  sind  nicht 
hinreichend  detailliert. 

«  Schön  berg,  Finanzverhältnisse  Basel«  S<t 26  27;  ]hlack,  Finai 

13* 
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Verlangen  der  Bürger  nach  öffentl  icTi*^r  Rechnungslegung 
entsprochen ,  l)r»son{lers  in  Revolutionszeiten,  z.  B.  in  dw 
Kekeüöchop  der  keiner  ere  int  jar  XIIIl^  VIII'. 

Der  Sehe fs  wurde  teils  offen,  teils  heimlich  entrichtet 

Der  offene  behufs  erbrachte  in  den  vier  (Quartieren: 


Jahr 

Travena 

Wakenissa 

Total 

Prima 

Sekui 
/  \/^ 

ida 

Prima 

Sekunda 

1459/60* 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

316 

4 

52 

173 

3 

\ 

6 

? 

I 

?  1  ? 

1460/1* 

360 

— 

6 

307 

14 

317 

2 

3 

183 

3 

10 

1168 

4  7 

U6 1/2 

194 

7 

3 

191 

10 

IGl 

12 

8 

116 

8 

3V* 

664 

6  U'  s* 

1462^3 

201 

8 

P> 

210 

14 

4 

157 

7 

9 

103 

12 

2 

673 

10  !!• 

1463,4 

216 

7 

10 

205 

7 

10 

201 

1 

10 

97 

9 

4 

720,10  10 

1464/5 

231 

10 

• — 

7  212 

11 

1 

209 

12 

8" 

128 

4 

11» 

782 

61  8 

1465/6 

279 

— 

11 

218 

9 

222 

1  10 

143 

14 

8 

864 

4|  7", 

1466/7 

236 

— 

10 

208 

2 

y 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

?.  ? 

1467/8 

252 

8 

3 

227 

5 

2 

294 

8 

G 

219 

15 

6» 

994 

5!  5 

1473/4 

805 

5 

— 

252 

3 

351 

11 

8 

224 

6 

— 

1133 

9  8 

1475/6 

342 

11 

— 

280 

5 

8 

352 

8 

— 

195 

12 

— 

1171 

41  8 

1476/7 

333 

9 

— 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

202 

9 

— 

y 

?  ? 

1478/9 

335 

2 

— 

263 



323 

1 

G 

190 

6 

— 

iiii 

9;  6 

1479/80 

329 

1 

— 

245 

4 

815 

11 

— 

184 

18 

— 

1074 

13- 

1480/1 

304 

12 

6 

267 

15 

— " 

321 

11 

6 

181 

8 

6 

1U75 

15  6 

1481/2 

310 

13 

6 

240.11 



290 

6 

168 



— 

1015 

14  6 

1482/3 

343 

5 

10 

261 

4 

279 

 \<i 

149 

2 

— 

1032  Iii  10 

1483/4 

265 

4 

10 

213 

4 

6 

275 

12 

 11 

138 

9 

— 

892 

141  4 

14S4/5 

296 

2 

2 

214 

6 

— 

251 

8 

148 

12 

2 

910 

12  4 

1485W 

264 

12 

6 

215 

10 

6 

2.50 

9 

10 

153 

1 

9 

884 

2;  7 

14867 

269 

2 

6 

237 

15 

4 

261 

10 

7 

156 

8 

924 

13  1 

1487/8 

316 

10 

6 

210 

15 

6 

283 

6 

7 

162 

1 

973 

S 

1491/2 

11 

1  9 

264 

13 

6 

2on 

1 

ii 

139 

12 

2 

980 

6  2 

148!^ 

304 

11 

270 

9 

10 

222 

15 

4" 

122 

f 

5 

920 

6,  7 

1493/4 

333 

7 

6 

2H7 

4 

6 

2H5 

1 

5 

158 

6 

G 

10C4 

n  11 

1494/5 

337 

6 

277 

13 

a 
u 

290 

13 

1 

160 

3 

10 

1065 

14  11 

1495/6 

326 

5 

6 

266 

15 

6 

298 

15 

< 

171 

5 

5 

1063 

lOi  — 

32»; 

2 

6 

293 

14 

295 

1 

9 

174 

8 

9 

1089 

11  - 

1497*8 

337 

14 

2 

290 

9 

317 

1 

10 

175 

3 

1120 

12  - 

1498/9 

291 

11 

4 

269 

9 

313 

11 

5 

177 

2 

1051 

14.  8 

1499/1500 

27U 

1 

244 

14 

2 

301 

2 

8 

174 

1 

9 

999 

7:  7 

1500/1 

300 

2 

7 

239 

15 

9 

317 

9 

6 

166 

9 

102S 

15i  7 

1501/2 

264 

1 

6 

237 

13 

4 

309 

174 

8 

8 

985 

13'  6 

1502/3  " 

276 

12 

10 

219 

12 

2 

321 

\ 

167 

15 

4 

986 

i\  2 

1508/4 

295 

9 

8 

212 

11 

274 

11 

6V« 

137 

920 

—  2>/f 

1.504'5 

2 

6 

202 

12 

6 

253 

6 

 1» 

131 

2 

820 

7  Vt 

1505/6 

220 

9 

2 

182 

14 

8 

221 

6 

124 

14 

9 

749 

2  7 

1506/7 

219 

6 

188 

12 

6 

240 

1^ 

10 

132 

13 

4 

780 

14  « 

1507/8 

208 

3 

180 

6 

240 

10 

124 

11 

7 

753 

7;  11 

150« '9 

204 

13 

6 

180 

1 

250 

6 

4 

124 

2 

4 

759 

9  2 

1509/10 

196 

2 

164;  8 

211 

12 

1  6 

107 

7 

,  679113,  6 

Verwaltung  Braunschweies  90/100  etc.  —  Eine  öffentliche  Kechnuii£«- 
legung  war  in  K5lii  (Zetimer  S.  7Ü/71)  und  Hfindien  (Master  ul 
8.  140  411  üblich. 

»  L.Ü.B.  V  S,  177. 
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• 

Travena 

Wakenima 

T 

Prima 

Sekunda 

/ \ß\  ^ 

Prima 

/  \ß\  ^ 

Seknnda 

^  \ß\  4 

UM 

1 

187 

160 

l 

186 

11 

4 

93 

4 

Ifil  1/9 

182 

10 

\ 

163 

 16 

197 

10 

3 

104 

1 

4 

04  i 

15 

9 

195 

10 

169 

12 

153 

9 

8 

106 

10 

1 

10 

1 

1518/4 

191 

10 

6 

173 

182 

15 

4 

102 

2 

1 

650 

5 

5 

15145 

20-2 

4 

175 

10 

196 

9 

4 

102 

12 

 \-i 

ti77 

3 

4 

15156 

195 

15 

6 

n:^ 

7 

176 

13 

96 

11 

10 

643 

1516/7 

214 

10 

6 

17i 

a 

6 

187 

1 

4 

106 

11 

6 

679 

10 

10 

1517« 

194 

12 

178 

5 

165 

1 

11 

92 

2 

690 

4 

11 

1618/9 

192 

4 

179 

9 

161 

11 

8 

? 

? 

? 

? 

? 

? 

1519/20 

? 

? 

? 

172 

1 

9 

150 

12 

88 

2 

t 

? 

?" 

Jedes  Schof^regi'^^trr  schliefst  mit  Quittiin^jen  der  Sr  liofs- 
herren  über  die  von  ihnen  enii)fanü:enen  bzw.  mit  Aufzeichnungen 
der  Sc h 0 fad i euer  über  die  von  ilinen  abgelieferten  Nettobeträge. 
(Vgl.  oben  S.  127,  aneh  Meeklenb.  U.B.  XX  S.  496-498.) 

Obige  Snmmen  sind  durch  Addition  der  einzelnen  Posten,  die  von 

den  Schofsherren  oder  SehofsclioTK^ni  oder  beiden  notiert  sind,  gewonnen. 

Hezflglich  der  Einzelposten  sind  die  Additionsrcsultate  der  Schofs- 
register  übernommen,  auch  wenn  »ie  unrichtig  aind.  Über  die  Gründe 
oben  S.  198  Anm.  1.  Die  richtigen  Reenltate  aind  unten  beigefQgt 


'  In  diesem  Jahn'  fehlt  eine  Schlnfsabrechnung.  Obige  ßeträn"f^ 
sind  durch  Zusainmcnzählung  der  individuellen  Sehofssummen  gewonnen 
nnd  als  Bruttoerträge  zu  verstdien.  —  Aus  demselben  Jahnehnt  ist 
noch  eine  summariBche  Abrechnung  unbekannten  Datums  erhalten. 
Nach  ihr  erbrachten  die  Traveoquartierc  (Hinr.  Wiskendorp)  559  M 
und  die  Wakenltaqnartiere  (GodMdus)  378  /  3  6  4.  Es  gingen 
also  im  ganzen  987  JIT  d  >f  6  4  ein. 

>  Darunter  ein  Amheinueher  Gulden,  der  n  14  Schillingen  an* 
geseilt  ward.  Vgl.  Hansareeeese  II  8.  887. 

^  Auch  für  dieses  Jahr  nuifsten  die  H r u  t  to r  t  r fi ge  eingesetzt 
werden.  Sie  sind  aber  nicht  besonders  berechnet,  sontlern  aus  den  Re- 
gistern übciiionimeu.  Denn  iu  dietiem  Jahre  hat  der  Schoftieiunehmer 
«nanahmsweise  die  auf  den  einaelnen  Seiten  gebnehten  Betiige  in* 
aammenaddiert. 

*  Der  in  der  Restantenliste  gebuchte  Ertrag  von  7  ^  1">  ^-7  10  4 
(oben  S.  182  Anm.  4)  wurde  aufser  Ansatz  gelassen,  um  die  Gleichartig- 
keit obiger  Beträge  nioht  in  lentören. 

*  Eine  summarische  Abrechnung  desselben  Jahres  gibt  fast  die- 
selbe  Summe  an,  nJbnlich  658  4^  1  ß  4Vs  4*  ^1°^  Verteilung  letsteret 
auf  die  Quartiere  war  nicht  möglich,  weil  nur  ein  RtGU*  r(  i'nnenmer  tfitig 
war  (Gotfried)  und  die  Summen  nicht  nach  Bezirken  getrennt  sind. 

^  Nach  der  Generalabrechnung  der  Schofsherren  erbrachte  das 
Travenquarticr  (Merten)  412  6  der  Wakenitzbezirk  (Gotfried) 
280  /  10  j(r  8  4,  beide  Quartiere  692  ^  16  /f  8  4,  also  etwas  mehr. 

J  In  beiden  Jahren  sind  die  Ablieferungen  unvollständig  gebucht, 
nämlich  nur  zn  1'*^  ^'  11  /?  bz«*.  zu  159  4C  II  fi.  Deshalb  wurden  die 
Bruttoerträge  berechnet  und  eingesetzt. 
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"  Im  Srhofsbnch  Prima  Wakenissa  sind  338  ^  l  ß  1  als  von 
beiden  WakiiiUbe^iiken  abgeliefert  gebucht.  I)if^  Stimmo  wurde  nach 
den  Auszahlungen  der  Tagegelder,  die  getrennt  nach  beiden  Bezirken 
registriert  sind,  Mif  diese  verteilt. 

"Ein  Posten  von  31  ^  7  ß  6       ist  zweimal  an  einem  Tape  pe- 
bacbt,  allerdings  von  verschiedener  Hand.    Wenn  es  sieb  um  eine 
Sninme  handelt,  sind  nur  188  ^  S  ß  eingegangen. 
Hierunter  IS  J(  S     van  beyden  boken. 

Bruttoertrag,  eingestellt  ans  dem  in  Anm  7  anfrPgebenen  Gduildd. 
Die  Scbofsherren  registrieren  nur  den  Emptang  von  167  Miß, 

<*  Von  hier  an  b»  1497/98  war  Luteke  Sehofiieinneluner  in  dea 
Travenbczirken.    Er  hat  eine  beBondere  Buchungsmetbode,  S.  B.:  It6Dl 
80  brocbte  ik  Lutcke  des  sonabfnidfs  vor  sie  tomas 
an  golde  vnde  ß    Oo  ^  10  ß 
an  soslingen    •     8  -    2  * 
an  kleoe  geld  -    3  -  12  • 

Summa   76       4  /?  (Prima  Travena  1490). 
IHe  Addition  der  Posten  ergibt  aoer  nur  75  ^     />.  Lutekes  SchlnCi- 
summe  Ist  immer  bSher  als  die  Additilonssnmme  der  einseinen  Posten. 

Dies  erklärt  sieh  daraus,  dafs  er  die  ausbezahlten  Lohne  in  der  Summe 
noch  als  vereinnahmt  mitrechnet.  Die  Summe  gibt  den  Bruttoertrag 
an;  die  einzelnen  Posten  sind  Nettoerträge.  Luteke  trug  z.  ü.  in  die 
Sdcnnda  Travena  1490  ein:  des  donnersdages  vor  palm 

an  golde  vnde  jlT   82  #  — 
an  soslingen  2  >    2  - 

an  klene  gdd        1  »  18 


Snmma  86  JT  9  A 

hjrr  äff  10  ß  verloent.  Bei  Abzug  dieser  10  ß  ergeben  sich  35  Jf  15  /T, 
der  Gesamtbetrag  der  abgelieferten  Nettoerträge.   Vgl.  oben  S.  131.  EHe 


in  die  Tabelle  einge.stellteu  Summen  sind  durch  Addition  gewonnen. 
Der  Bmttoertrag  war  *. 

in  Prima  Travena         Sekunda  Travena 

1491  2      323  ^    'S  ß  ^  m  ^  Q  ß  —  ß 

1492/3      306  -  11  -    6  -  278  -   9  •   6  - 

1498/4     885.    4-  —  -  289-9-6- 

1494/5      3:^9  -  10  -    6  -  281  -   2  -   6  - 

1495/6      328  -  11  -  —  -  269  -   9  -   6  - 

1496/7      327  -  15  -  —  -  296  -   9  -   6  - 

1497  8      341   -  .  8  -  293  -   2  -  —  - 

*■  Arn   SchliifH  der  Ablit'frrnnfi'n  bemerkt  der  Sthofseinnehmer : 

Item  so  blytle  ik  mynen  heren  in  djt  buk  schuldjrch  33      lub.  Vgl. 

oben  S.  194  Anm.  9. 

P.ine  Nachrechnnng  der  abgelieferten  Posten  ergab  folgende  ab- 

WAicbende  Aesoltate: 

Prima  Sekunda  Prima  Sekunda 

Travena  Travena         Wakenissa  Wakenisst 

1479/80  827.^18/5-4  -  -  — 

1480/1        -   -         818Jri8/r64  — 

1481/2  310  -  12  -  6  -  —  —  — 

1482/^  343  -   6  ---  2G1/  3/^'  —  — 

1483/4  265  -   6    213  -  12  -  6  -  —  — 

1484/5        —  -   215  -   2  -      -  —  — 

1486,7                         .  237  -   4  -   4  -  —  — 

1487/8  818  -  9  -  6  -      —   —  — 

1498/9  288  -  10  -  2  -  260  -   6  -   9  -  —  — 

1499/1500  27n      2  -  -  -  258  •  4  -  8  •  -  — 

1500/1  299  -  12  -  6  •  —  —  — 

1501/2  265  -   1  -  6  -  —  —  ^ 

1502/8  276  -  12  -  4  -  —  —  — 
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Ferner  erbrachte  der  offene  Sdiofs  der  Gäste ^; 


1457'8 : 

m 

2  JS 

1459  60: 

luu 

15  - 

1484/5 : 

53 

#  13  ß 

1461/2: 

96 

7  - 

1485  6: 

6U 

-  10  - 

1463  4: 

1U4 

1486/ 7 : 

52 

•    7  - 

1465  6: 

90 

m 

2  • 

1487/9: 

49 

-    3  . 

1466/7 : 

113 

m 

6  • 

1488/9: 

67 

-    9  - 

1479/80: 

62 

• 

1490/1: 

27 

-  13  - 

1480  1«: 

61 

"9  - 

1490/1 : 

42 

.    7  - 

1481/2: 

48 

2  - 

1401/2: 

30 

-    0  - 

1482  3: 

41 

14  . 

1492/3: 

41 

-  19 

1483/4 : 

54 

9  - 

1493/4 : 

50 

•  2 

Der  offene  Schofs  der  Einheimischen  warf  demnach 
7\vi«clien  625  und  1171  #  ab.  Der  geringe  Ertrag  der  60er 
Jahre  des  15.  Jahrhunderts  erklärt  sich  daraus,  dafs  damals 
schon  Betrage  von  über  12  Schillingen  heimlich  versteuert 
werden  durften. 

Die  Herabbetzung  des  Schofsaatzes  machte  sich  zuiiaciist 
nur  im  Gesamtertrag,  nicht  aber  in  dem  des  offenen  Schosses 
bemerkbari  weil  sie  eine  Vermehrung  der  offeaen  Schosser  cur 
Folge  hatte.  Deren  Zahlungen  werden  erst  im  Anfang  des 
16.  Jaltrhunderts  geringer. 

Der  Gästeschofs  mufste  seiner  Natur  nach  wenig  beständig 
sein.   Sein  Ertrag  bewegte,  sich  zwischen  27  und  113  ^» 

Das  Keäuitat  der  ersten  Teileiotragung  ist  2*/«  y^.  Letztere 
Snmne  ist  s^ter  in  89  ^  13  jj  umkomgiert  Oben  ist  dieser  korri- 
gierte l^etrag  eingestellt. 

>«  Davon  sind  4      IS  fi  6      sweifelhafi    Sie  stehen  an  be- 

aonderer  Stelle. 

Die  Eintragung:  hijr  an  vijnde  wij  thobort  2    3'/«  ^  is  mitgezählt. 

Weiter  sind  noch  acht  Schorsrcpister  vorli  tu  ]*  r ,  dri  nn  Jahr  sieh 
nicht  genau  bestimmen  liefs:  die  beicien  Waknitzquarticrc  einmal  aas 
den  50er  Jahren  (Wiskendorp),  die  beiden  Travenquartiere  zweimal 
aus  den  60er  Jahren,  der  erste  Waknitzbezirk  einmal  aus  derselben 
Zeit,  endlich  der  zweite  Wakriitzbezirk  einmal  aus  den  70er  Jahren. 
Letzteres  fiegister  allein  enthält  eine  Abrechnung.  Damach  wurden 
^     2  ß  e     ▼ereinnahmt.  Schofsdiener  war  Tonnies  (Blakelji 

'  Die  Resultate  sind  aus  den  Gästcregistern  durch  Addition  der 
individn ollen  Summen  «r^'w^nTHMi.  Postulationsguld  n  wurden  zu  15  jS 
gerechnet  ,  Rheinische  (iulden  für  die  60er  Jahre  üu  22,  von  1480  an 
ZU  24  /S.  Die  Relationen  finden  sich  im  Reehnnngsbuch  der  Sehofs» 
herren.    Vfrl.  auch  Z.  Bd.  6  S.  43.5  Anm.  2. 

*  Ein  Register  ist  zwei  Jahre  lang  benutzt.  Die  Verteilung  ge- 
schah nach  der  Verschiedenheit  der  Handschriften. 

*  Ein  „lichten''  Gulden  mnrste  aofser  Aneats  bleiben,  weil  sein 
Markwert  nicht  festzustellen  war. 

*  Seit  14b4  werden  kleine  Summen  zurückgegeben,  in  der  Regel 
auf  \  J[  l  ß.  Es  sind  folgende  (trügg,  bibalis,  weddergenen)  148^5; 
2  /  t3  /?,  1485/6:  4  /?  6  4,  1487/8:  2  J  8  /T  6  4J,  1488'<):  1  /  12  /?  0  4. 
14^9  90:  3  /?,  1490'];  1  /  8  /?  R  4,  1491/2:  13  1492  3:  1  ß.  1493  4: 
10  ß.  V^gl.  Uiezu  oben  S.  102  Anm.  3.  Vorstehende  lieträge  sind  oben 
mitgez&blt,  weil  nicht  su  erkernien  war,  ob  sie  schon  in  der  Summe  in 
Abzog  gebracht  waren  oder  nicht. 
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Das  Verhältnis  zwischen  offeuem  Schölls  und  gesamtem 
Schofs  war  folgendes  ^ : 


Kiiirag  des  oWon  ciitrichteten  Schosaes 

Ertrag  dw 

Dar 

iiacli  (1 

cm 

gesamten 
Schoasee 

onene 

Jaiir 

Sthofs- 
r<-gi8ter 

rogister 

Total 

III  "/»deK 

tP 

ß 

geflunten 

1  i  ixr\  1 
i4oU  1 

IKls 

4 

t 

100 

15 

• — 

12H9 

3 

7 

3000 

— 

1401  Z 

664 

6 

UV'..' 

96 

i 

760 

13 

\Vt 

:54.80 

— 

99 

673 

10 

11 

•> 

» 

? 

673 

10 

11 

3560 



IQ 

1 ARWA 

720 

10 

10 

104 

— 

— 

824 

10 

10 

8880 



QJ 

1  1/;  ( 
14n4  o 

7S2 

6 

8 

•> 

y 



782 

6 

8 

3245 

- — 

i4uo,  0 

s64 

4 

7'.-j 

90 

2 

— 

954 

6 

7'  Vi 

3280 

— , 

<  

l*iü  i  O 

994 

5 

5 

y 

? 

\m 

5 

5 

8140 

— 



'-t9 

1138 

9 

8 

y 

— 

1188 

9 

8 

2814 

— 



10 
*tu 

1171 

4 

y 

y 

— - 

1171 

4 

8 

2177 

— 



1  4  <  y 

Uli 

9 

— 

1111 

9 

G 

2369 

— 



4  ( 

14  / 

1074 

18 

— 

62 

— 

— 

1186 

13 

— 

2380 

— 

40 

fo 

1  loU  1 

107  . 

1 

6 

61 

9 

1137 

8 

G 

2302 

IQ 

14ol  ^ 

lOlö 

14 

6 

48 

2 

lOr.4 

6 

24.30 

8 

Ii 

1082 

11 

10 

41 

14 

1U74 

9 

10 

2225 

s 

•<92 

14 

4 

54 

9 

— 

947 

7 

4 

1911 

— 

14o4  •) 

9)0 

12 

4 

-  <■  > 
'>•> 

13 

— 

964 

9 

4 

2224 



1 4'^'>  Ü 

8,^4 

2 

7 

60 

10 

— 

94  i 

12 

/ 

2032 



17 

924 

18 

1 

52 

7 

— 

9.7 

4 

1 

1785 

8 

— ■ 

078 

s 

49 

8 

— • 

1022 

3 

8 

1941 

8 



•vj 

14. n  z 

(> 

2 

30 

9 

— 

1010 

15 

») 

1628 

— > 



920 

6 

7 

41 

19 

;w;2 

9 

/ 

1756 



•» 

14  .;o  4 

ioi;4 

8 

11 

50 

2 

1114 

5 

11 

1750 

AI 
D4 

1  Ich 

lof.:) 

14 

11 

y 

y 

— 

10»  i5 

14 

11 

1812 

14J)  '» 

10* '8 

10 

1063 

10 

— 

1815 

— 



1  ,1  <J4^  7 

1089 

11 

? 

? 

— 

1089 

11 

— 

1815 

1^0*7/(1 

1120 

12 

? 

? 



1120 

12 

— 

1677 

- 

Ol 

lAOfi  (1 

lO.M 

14 

■j 

y 

— 

1051 

14 

8 

2004 

8 



V) 
•  )J 

1  lOf»  1 

14.7.7.'  1  OV^} 

995) 

7 

7 

— 

9<»9 

i 

7 

1 733 

2 

— 

•J  7 

lt»ÜU  1 

1028, 

15 

7 

? 

? 

— 

1023 

15 

7 

1922 

— 



9S."> 

18 

6 

? 

— 

985 

13 

6 

1 872 

3 

1  -.1  iO  •{ 
l'MJ*;  .5 

'.)s(; 

7 

2 

y 

9>^6 

7 

2 

2074 

2 

1.jU.>  4 

920 

— 

91  ,. 

y 

— 

920 

— 

2'  2 

1468 

8 



1  >JU4  r) 

S2o 

7 

'  L' 

V 

820 

7 

2114 

10 

qo 

09  . 

1  •  )\\- »  1 » 

7t9 

12 

7 

•> 

? 

749 

12 

i 

1724 

19 

1      Ut  7 
lOVrn  < 

7S0 

14 

2 

? 

780 

14 

2 

1110 

1  u 

1  -»i  i7  :  W 

1  <hJ 

11 

? 

753 

7 

11 

19Ü0, 

Iii 

150B/9 

759 

l 

2 

? 

759 

9 

2 

1288 

15 

- 

60 

l.')U9  10 

67!) 

18 

y 

■> 

679 

13 

6 

1101 

62 

l.ölO  1 

ft26 

\:\ 

4 

V 

y 

62r. 

18 

4 

2510 

12 

25 

'147 

15 

V 

647 

15 

9 

1241 

8 

10 

d2 

1512/3 

625 

10 

1  \ 

? 

? 

62.5 

10 

1 

1310 

5 

48 

i.-)l;V4 

650 

.'"> 

y 

y 

650 

5 

5 

1428 



46 

l.^llö 

677 

3 

V 

V 

677 

3 

4 

12^<7 

7 

46 

151.VR 

»;i8 

? 

? 

(;48 

1502 

12 

4^3 

1  .l'.  , 

679 

10 

10 

? 

? 

679 

10 

10 

1919 

9 

1517^0 

630 

4 

11 

? 

? 

6^0 

4 

11 

1673 

n 

- 

.  38 

'  Die  Ziffern  der  Rubrik  4  (Ertrag  des  gesamten  Schossen)  «sind 
dem  Rechnungsbuch  der  Schofsherren  entnommen.'   Die  Zahlenreiheu 
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Welchen  Anteil  der  heimliche  Schofs  am  Gesamtertrag 
hat,  ist  nicht  genau  ersichtlich.  Letzterer  begreift  nämlich 
auch  das  Ergebnis  von  Vorschofs  und  Feuerstellenschofs  in 
sich,  über  deren  Ergiebigkeit  nur  wenig  bekannt  ist  Jeden- 
falls war  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  und  im  Anfang 
des  16.  JahrfaandertB  nicht  groCs.  Das  zeigt  der  starke  Rttck- 

fang,  den  der  offene  Schofe  in  den  60er  Jahren  des  IS.Jahr- 
underts  erlitt,  als  d le  Summen  die  zum  heimlichen  Steuern 
berechtigte,  erniedrigt  ward. 

Der  Anteil  des  offenen  Schosses  am  Ertrag  des  ge- 
samten bewegt  sich  zwischen  10  und  70 ^'o.  Der  Durchschnitt 
ist  etwa  .'O^  q  jjie  offpnen  Schosser  bilden  von  1460  —  1502 
aber  03V  2  bis  90^8 '^/o  alier  JSchofszaMer.  Daraus  erhellt,  dafs 
die  heimlichen  Schosser,  die  nur  zwischt^n  3^2  und  30*  2^0 
der  Schosser  ausmachten  ^,  einen  weit  gröfseren  Teil  des  Er- 
trages aufbrachten,  im  Maximum  85  bis  80°/o.  Das  ist  ja 
auch  nicht  aufl&llig,  weil  sie  die  Reicheren  waren.  Die  Herab- 
seteung  des  Schofssataes  hat  ihren  Anteil  an  den  Steuerzahlern 
denn  auch  weit  mehr  vermindert  als  am  Ertrage  des  Schosses. 
Trotz  der  immer  geringer  werdenden  Zahl  der  heimlich 
Steuernden  blieb  ein  beträchtlicher  Teil  der  Steuersummen 
der  öffentlichen  Kontrolle  entzogen. 

(Tabelle  siehe  S.  202  a.  203.) 

Vorstehende  Gliederung  war  der  halben  Schillinge  und 
Pfennige  wegen  erforderlich.  Ein  Blick  auf  die  Tabelle  er- 
gibt, df^fs  die  TTerftl)Metzung  des  Schofasatzes  auch  in  den 
TndividualbeLrägen  zum  Ausdruck  kommt.  Wenn  das  nicht 
iu  dem  gleichen  Mafse  wie  bei  den  Gesamtbeträgen  der  Fall 
ist,  so  rührt  das  daher,  dafs  wohlhabende  Personen,  die  vordem 
heimlich  steuern  durften,  infolge  der  geminderten  Ansprüche 
der  Stadt  weniger  und  deshalb  offen  zu  zahlen  hatten. 

Bei  den  einzelnen  Steuersummen  &llt  auf,  dafs  die  graden 
Ziffern  weit  stärker  als  die  ungraden  vertreten  aind«  Es  findet 
daher  von  der  mittleren  Steuersumme,  1 — 2^,  kein  gleich- 
mttlsiges  Abschwellen  nach  oben  und  unten  statt 

Den  Steuersatz  1—2  ß  zahlen  17, 19, 18  und  17     knapp  V». 

Es  dürften  aber  mehr  gewesen  sein.  Denn  die  Beträge  unter 
1  ß  sind  als  sehr  relativ  anzusehen.  Es  ist  bereits  erwähnt, 
dafs  die  in  Gängen  und  Hinterhäusern  belogene^  Wohnungen 


sind  auch  jetzt  nicht  zeitlich  gleich.  Denn  der  Eineang  des  Schosses 
iH  ixinnt  im  Kovembcr.  d.ii^  Rechnuugsbuch  der  Schc&herren  läuft  von 
Palmaonnta^  zu  Palmsonntag.  Aber  ihre  Zahlen  sind  doch  besser 
zum  Vergleich  geeignet  als  die  des  Kammcreibuchs,  das  schon  am 
22.  Febniar  abbricht.  Eine  exakte  zeitliche  Umrechnung  lieft  sieh 
nicht  durchführen. 

»  Vgl.  S.  195. 

«  Oben  S.  170. 
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nur  generell  angegeben  werden  ^  Auch  der  aus  ihnen  gezalilte 
iSchofa  wird  nur  generell  gebucht,  z.  B.  Hagen  \2  hodeo 
dederunt  10  j3.  Der  auf  die  einzelnen  Bewohner  entfallende 
Betrag  war  nur  durch  Division  zu  ermitteln.  Sie  ergab  sehr 
kleine  Kopfgelder,  yiel  kleinere  als  die  sonst  gebuchten 
Einzelbetrage.  Denn  die  kleinsten  selbstftndigen  fidiyidaal- 
summen  sind  (wenigstens  1460/2)  6  i^;  4  sind  in  beiden 
Jahren  nur  8  mal  für  sich  eingetragen,  2  >^  gar  nur  einmal* 
Zu  bedenken  ist  allerdings,  dafs  gerade  die  ärmere  Bevtflkemng 
in  G«1n,£rr>n  und  Hinterhäusern  woluite. 

Immerhin  darf  man  annelinien,  dafs  die  siHiiniarischen 
Angaben  dazu  verleitet  haben,  das  Leerstehen  einzelner 
Gangwohnungen  nicht  besonders  zu  regibtrieren ,  zumal  der 
Steuerertrag  alici  nur  «ehr  gering  war.  Denn  Vermerke 
wie:  Hagen  10  boden:  7  woste,  3  dederunt  6  ß;  Hagen 
12  boden:  4  dedeniot  4  jS^  woste  de  anderen;  Hagen  10  boden: 
6  j3,  4  wußte  sind  sehr  selten.  Meist  steht  nur  registriert: 
Hagen  17  boden  4^/3  J3. 

Die  Division  ergab  deshalb  wohl  nicht  immer  richtige  Re- 
sultate, die  Pfennigsätze  sind  z.  T.  höher  zu  bemessen.  Auch 
in  Lübeck  dfirften  die  ganz  kleinen  Vr-rmöiron  nicht  über- 
wogen haben**.  8  Schillinge  und  mehr  zahlten  31,  21,  22 
und  18^/0,  1  /  und  mehr  ll^/o,  l«/o,  3%  und  2o/o.  Hier 
zeigt  sich  deutlich  der  Rückgang  des  Schofssatze^.  Uuier 
denen,  die  mehr  aU  1  zahlten,  äind  i)elb^»tverütäudlich  nur 
die  offenen  Schosser  su  verstehen.  Es  handelt  sich  in  der 
Rc^l  um  Beträge  von  20  ß*^  die  auch  Öfter  als  1  punt 
registriert  werden ^  ferner  um  2  etc. 

Von  den  Gästen  steuerten: 


1487/8 

unter  1  ^: 

3 

4 

16 

1  -: 

13 

9 

7 

1-2  -  : 

26 

26 

11 

2  -: 

20 

9 

5 

2—3  -  : 

2 

3 

2 

Uber  3  • : 

1 

3 

»  Oben  S.  187  ?8. 
»  Vgl.  oben  S.  202. 

*  In  Frankfurt  waren  1420  steuerfrei  8,9«ro  (oben  S.  186  Anm.  AI 
Es  versteuerten  bis  10  ß  16,3%  von  lO/S—l  U  (20  >q)  51,20/«,  mehr  28.6  o. 
^flcher,  Entfltehnns:  der  Volkawirtaehaft  8.  Mi  ff.)  —  Die  Lfibecker 

IMmen  ziihltou  hohe  >uinnien,  z.B.  1460/1  die  8  vrowen  der  Primi  Tnt- 
vpna  h  A  1  ß  (3  je  12  und  10  2  je  8  /^O»  die  8  der  Sekunda  Trareo« 
2  ^  (2  je  12  />,  die  dritte  8  (S)  etc. 

*  Z.  B.  1487/88  in  9  von  13  Fällen. 

"  Di*»  ältestt;  Rochniinpsciiihnit,  dem  römischen  Talent  entsprechend 
eingeteilt  (Haber,  Haushalt  Hildesheims  tj.  9J. 

*  VgL  ftber  ihie  Zahl  unten  sab  XXL 
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Die  kleinsten  Beträge  waren  4  ß  (1487/8  2  mal)  und  8  JJ 
(1459'*'^»  2  mal,  l  \  mal),  die  gröfsten  4      fl  Itin  !  '2  mal). 

Wie  ber<Mt8  erwUhnt  \  wurden  nur  diejenigen  (Jädte  be- 
steuert, die  KauLschläger  waren.  Aus  dieser  Beschränkung 
wird  der  relativ  hulie  Betrag  obiger  Summen  erklärlich. 

Über  die  heimlich  gesahlten  Individualbeträge  ist  mit 
Ausnahme  der  Angaben,  die  die  Kämmereirechniingen 
Hamburgs  ttber  das  Demos  Ilamburgensis  enthalten  ^  nichts 
ttberiielert  Der  heimliohe  Schofs  scheint  auch  privatim  geheim 
gehalten  au  sein.  Matthias  Schulte"  und  Syndikus  Carstens^ 
z.  ß.  geben  in  ihren  Aufzeichnungen  nur  an,  dafs  sie  den 
Scho£s  geaahlt  haben,  olme  seine  Höhe  zu  nennen. 


'  Obnu  S.  31. 

>  Üben  S.  106  Azim.  b  a.  S.  U2  Anm.  4. 
•  S.  162  Anm.  5. 
«  Z.  Bd.  8  8.  80. 
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XIX.  Die  Stellung  des  SchoBses  im  Lttbeekiachen 

StaatsliaiiBhalt« 


Lübeck  vereinnahmte: 


Davo«  dureli  Am 

In  %  der 

Total 

Scbofii 

Geaamteiniiahiiie 

1407/8: 

14704 

7900  ^ 

54 

1421/2: 

19384  - 

8132  • 

42 

1430/1 : 

22810 

8149  ' 

36 

1445»): 

3358(>  - 

3210  . 

10 

146(37: 

54428  - 

31  ()0  - 

0 

U70/1 : 

42819  - 

2975  - 

7 

1500/1 : 

21422  - 

1888  - 

9 

1514/5: 

4(3300  - 

1388  - 

3 

1520/1 : 

52753 

1380  . 

2,5 

Die  gröfste  Bedeutung  des  Seliosses  Oillt  demnach  in  die  erste 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts.  Weder  vorher  noch  nachher  hat 
er  die  gleiche  Stellung  im  lübeckischeii  Stiuitshaushalt  gehabt. 

Nach  Hegel  nahm  der  Einnahmeetat  der  mittelalterlichen 
Stadt  folgende  Entwicklung:  1.  Grundsiiiseii  und  persönliche 
Leistungen,  2.  indirekte  Abgaben  (Zoll,  Accise),  3.  direkte 
Steuern'.   Dieses  Schema  trifft  auf  Ltlbeck  nidit  ganz  so. 

Die  Stadt  bestritt  ihre  ersten  Ausgaben  yomehnolich  aus 
Grundeigentum  und  Zoll.  Heinrich  der  Löwe  hatte  ihr 
gleich  zu  Anfang  einen  abgabefreien  Grund  und  Boden*  zu 
vollem  Eigentum  Überlassen^.   Sie  verwertete  ihn  in  der  ver- 


»  L.U.B.  V  S.  179.  VI!  S-  117  IS. 

*  Angaben  der  Kämmereibücher. 

*  Chroniken  der  fränkischen  StSdte  1 8. 284.  Vgl  auch  Wagner, 

Finanzv  I^.  nsoliaft  irr  S.  51  flF. 

*  Kr  vorli' h  ihr  dio  Rechte  der  Stadt  Soest,  d.  h.  einen  abpabo- 
frcien  GrunJ  uini  Uoden.  Hach  Kod.  I  Art.  98  S.  215:  De  libertatibui», 
quas  habemns,  nichil  penitus  indedsmns  neque  censum  neqne  deci* 
mam  ....  quia  si  aliqiiiil  iinlo  daremu?,  tunr  non  esset  liberta?  (vj^l. 
oben  S.  17  Anm.  4);  Brehmer  in  H.G.Bl.  1890/91  S.  4;  Pauli, 
Wieboldsrenten  S.  2;  Gierke,  Genossenschaftprecht  ir  S.  655. 

^  Intra  hos  terminos  habebunt  omnes  ciuitatiMn  nostram  lubdce 
inhabitantes  .  .  .  omnimoifo  rif^nm  fL.U.B.  I  Nr.  7  S.  9).  VgL  firehmer 
Z.  ßd.  5  S.  132  und  Gierke  5>.  664  Anm.  19. 
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schiedensten  Weise.  Zunächst,  wie  es  bei  einer  Kolonisten- 
stadt der  Fall  zu  sein  pflegt,  durcli  Verkauf  grofsor  Kom- 
plexe * ,  später,  als  der  Raum  Icnapp  wurde,  durch  Austun 
von  Bauplätzen  in  Erbleihe  gegen  jährlichen  Wurtzins,  eme 
Mafsregei,  die  den  Minderbemittelten  Gelegenheit  zum  Erwerb 
von  ilauseigcntum  geben  boUte,  ohne  dafs  es  einer  Kapital- 
anzahlung  bedurfte  ^.  Dieser  W.urtzins  ^  ist  noch  keine  Grund- 
0teoer,  sondern  eine  pri^atrechüiche  Abgabe,  ein  indmdueller 
Entgelt  für  indmdoelle  Vorteile,  der  an  den  donünua  areae 
SU  entrichten  war*. 

Die  Stadt  hat  sich  ihres  Grundbesitzes  nie  ganz  begeben. 
Aber  auch  der  ihr  verbliebene  Rest  diente  als  Einnahme- 
quelle. Sie  verkaufte  Renten  aus  ihm*,  tat  die  Fhifswiesen, 
Felder''  und  Hopfenländcr in  Zeitpacbt  aus  und  vermietete 
Häuser  und  Turmwohnungen. 

Die  zweite  Haupteinnahmequelle  war  der  Zoll.  Auch 
er  war  der  Stadt  durch  Heinrich  den  Löwen  verliehen^.  Iii 
wurde  an  allen  Eingängen  der  Stadt,  später  auch  in  Oldesloe 
und  Mölln  erhoben.  Die  ergibigsten  Erhebungsstellen  waren 
am  Holstentor  und  am  Bauhof Bei  ihnen  werden  die  Zoll* 
einnahmen  spezifiziert.  Es  wird  unterschieden  swischen  grauen 
(schweren)  toU,  holt  toll  vnde  van  andern  goet,  auch  gemene 


'  Brehmer  Z.  l.  c.  S.  133'4;  Wchrmann  H.aB».  1872  S.  95  ff.; 
Pauli,  Lüh.  Zustände  I  S.  lUff.,  22  u.  44  ff.  und  L.U.B.  II  Nr.  276 
&  286. 

-  Pauli,  WieboM.mfMiton  S  10  ff. ;  r.  Below,  Ursprung  der 
deutschen  Stadtverfassung  8.  98;  Philippi,  Weichbild  in  H.G.BI.  1895 
S.  28  ff.   Vgl.  oben  S.  18  und  37. 

3  Er  bestand  in  Geld  (die  Be^el)  oder  Naturalleii  (Psnli,  Zustände 
S.  24  ff.).  Die  Quellen  nennon  ihn  cptisus  arealis,  auch  Wicbfldo 
(Brehm er  S.  133  Anm.  48).  Das  ganze  Kechts Verhältnis  der  zu  Bau- 
pliitaen  ausgetancn  Wurten  hier»  Weiehhildrocht  (Pauli,  Wiebold»- 
reaten  S.  5  u.  13,  Zustände  S.  17.  n  ff ,  152  ff*.). 

•  Euch  Kod.  I  Art.  87  S.  Kod.  IT  Art.  121  S.  308  (wil  de 
man  dat  vorderen,  des  de  worttiua  sin  is);  l'ituii,  VVieboldsrenten  S. 4. 
Jeder,  der  freies  Eigen  hatte,  koonte  es  gegen  Wutsins  aiutun  (Pauli 
8.  5;  Philippi  1.  c;  Brehmer  S.  104).  Über  die  areae  cenf^nalcs  des 
Domkjipifr-ls  nnd  des  Johannisklosters  oben  S.  56  n.  f>R.  —  Grundsteuer 
und  Grinid^ius  unterscheiden  sich  folgendormafseii :  Erstere  fordert  der 
Gebietsherr,  letztere  der  dinglicli  Berechtigte.  Die  Grundsteuer  trifft 
jedes  Gnind-turk,  bedarf  keines  be.sonderen  Rechtstitels  und  wii-d 
nicht  nach  hergebrachten  Sätzen,  sondern  nach  Prozenten  des  Wertes 
erhoben  (Gierke  II  S.  674  ff.  u.  699). 

"  L.U.B.  I  251  n.  S.  4.M  2  Nr.  4'J3.  IT  S.  lOM  u.  Gierke  S.  775^6. 

•  L.U.B.  I  S.  250  und  57U,  TT  S  1017  ff.,  1043  (Aufzeichnung  der 
verhäuerten  Travenwiesen),  1054,  iUbO  ff.,  Ö.  1065  Anm.  52  (censua 
pratommX  V  8.  7Ö1  ff.  etc. 

'  M.  Heft  3  S.  11. 

»  Wehrmann  H.G.BI.  1884  S.  56. 

•  1521/2  erbrachte  der  graventoU  am  .  Bauhof  1073  /  9  /?,  der  ge- 
mene toll  an  der  Holstenbrüoke  1062  9  ßy  der  seetoll  1010  ^  3  ß, 
der  Zoll  am  MOhlentor  88  $  fi,  am  Burgtor  120  8  fi,  im  Land- 
gebiet m     12  fi. 
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toll,  vnd  see  toll.    Seine  Ertrilge'  haben  jedoch  die  Höhe  de« 

Schosses  nie  erreicht. 

später  kamen  eine  Reihe  anderer  Einiiaiinien  hinzu.  Die 
Stadt  gelangte  im  Laufe  der  Zeit  in  den  Besitz  mehrerer 
Regal  i  ftn^. 

Ein  Weinregal  bestand  schon  um  1220;  die  ältesten 
Rechtsautzeichnungen  bestiniiiiGn :  Vinum  uero  spectat  ad 
civitatem  principaliter  ^ ,  die  Weinmeister  gehörten  zu  den 
ttltesten  Rataaussehüssen  1  Sie  hatten  daf&r  Sorge  zu  tragen^ 
dafs  billiger  und  guter  Wein  geliefert  ward. 

Die  Kaufleute  mufsten  ihre  Einfiihr  im  Ratsweinkeller 
lagern  und  dort  verarbeiten.  FUr  die  Lagerung  war  eine 
Kellerhäuer  zu  entrichten  ^  Später  wurde  gestattet,  den  Wein 
in  eigene  Keller  sn  bringen.  Aber  auch  dann  mufste  die 
Häuer  gezahlt  werden.  Wer  W^ein  in  den  Handel  bringen 
wollte,  hatte  ihn  vorher  den  Weinmeistern  vorzusetzen;  sie 
kosteten  ihn  und  bestimmten  den  Preis®.  Von  verkaufen 
Weinen  war  ein  sog.  „tappetgclt''  zu  entrichten^. 

Der  Vertrieb  von  l']i*"ni weinen  und  heiisen  Weinen  in 
der  Stadt  war  ein  Monopol  des  Katskellers**.  Lübeck  nahm 
also  auch  direkt  am  Weinliandel  teil.  Der  Bruttoertrag,  den 
das  Weinamt  erzielte,  belief  sich  auf  mehrere  hundert  Mark, 
z.  B.  1521/2  auf  750 

Fast  ebenso  alt  sind  die  drei  tibrigen  Regalien,  das 
Gerichts-*,  Münz-  und  Muhlenregal.  Erstere  beiden 
waren  wenig  ertragreich.  Das  Gericht  erbrachte  jährlich 
rund  150  ^;  die  Mttnze  warf  sehr  verschiedene  Erträge  ab'^. 
Bas  lltthlenregal  umfafste  alle  Mtthlen  im  Landgebiet  (kopper^, 


»  Der  pesamt.«  Zeii  .  rbrachte  1290  OUT  löi^      29      6  4 
U  S.  103Ü),  lb2ü  \)  40ül  Ji  10  /?. 
«  Vgl.  oben  8.  12. 
»  LIT.H.  l  S.  41. 

*  WehrmauD  H.G.iil.  1884  S.  d9  Ü'.;  oben  m  Aum.  9. 

*  1289  hatten  11  Bfirger  im  Ratskeller  188Vt  Fader  (plaustra).  IKe 
Kellerhäuer  betrug  22  /  2  /J  (L.U.B.  II  S.  1032). 

*  Die  StAtutcu  bestimmen:  Vnn  ^rhie  de  vau  buten  to  kiimt.  Dat 
si  witlic  dat  ne  mau  win  mut  teu  iusiuen  keilet,  he  ne  dot  mit  uol- 
borde  des  rades.  he  ne  maghen  oc  nemene  vor  copen  Tinme  peaninghe 
bi  der  mate,  hene  dreghenc  uor  den  rat;  de  schal  ne  setten  na 
einem  werde,  auer  des  de  win  sin  was,  schal  gheuen  der  (stat)  er»» 
kelrehure  ane  weder  rede  uan  deine  uate  liker  wis  alse  dat  vat 
hedde  leghen  indcr  stadee  kellete  to  tappende  (Uach  Kod.  II  Art.  207 
S.  354).  Vgl.  Wehrmann.  D.  r  lüb.  Ratsweink^  ller  Z  Bd.  2  S.  76  ff., 
besondere  S.  78;  Pauli,  Zustände  IS.  94;  Frensdorf f,  Stadt-  und 
Gerichtsverfassung  S.  115,  auch  Hub  er,  Haushalt  Hildesheüna  S.  37. 

^  Wehrmann  Z.  8.  79. 

•»  Ib.      94  u.  9f). 
»  Pauli  Z.  Bd.  1  S.  198  ff. 
Manchmal  nichts,  152b  9  b28  ^. 
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wiiu-,  sage-,  peper-  und  walkmolen)  *.  Selbstverständlich 
waren  die  Bürger  dem  Mahlzwang  unterworfen  Der  Ertrag 
dieses  Regals  war  erheblicher*. 

Eine  weitere  Einnahmequelle  bildeten  die  Gebühren. 
Die  Stadt  erhob  ein  Bürge^eld  bei  Erwerb  des  Btlrgerrechtiä. 
Sie  forderte  Oebühren  für  Benutzung  der  VerkaufepUttxe  und 
-etttnde  am  Markt  und  im  Oewandbaue,  daa  sog.  laten  (=  losen) 

vnd  stedegeld^,  und  für  den  Gebrauch  der  städtischen  Wagen 
(eine  befand  sich  auf  dem  Markt,  die  andere  an  der  Trave)*, 
sie  machte  auch  die  Eintragungen  in  die  Stadtbücher ^  und  das 

Passieren  der  Schleusen  gebührenpflichtig.  Sie  erhob  ferner  ein 
Lastadiengeid.  Endlich  ist  noch  der  Zehntpfennig  (teyndo 
penning,  Abschofs,  Dccom )  zu  erwflhnen,  der  den  ins  Ausland 
fallenden  Erbschaften  abverlangt  ward 

Dann  gehr>rten  der  8tadt  eine  Reihe  rentabler  Be- 
triebe: eine  Apotheke®,  eine  SilberhUtte,  Ziegeleien^,  Teer- 
höfe und  dergleichen'".  Auch  warfen  einzelne  Ratsämter, 
z.  B.  das  Bauamt  (durch  Holzvcrkauf)  und  der  Marätall  (durcii 
Vermieten  der  Pferde  etc.)»  Überschlisse  ab. 

Zuletat  wäre  noch  der  Strafgelder  Erwähnung  zu  tun, 
die  die  Wette  von  den  Handwerkern  erhob 

Unter  diesen  verschiedenen  Einnahmen  erUngte  der  Schofs 
schon  frtth  eine  hervorragende  Bedeutung.  Er  ist  lange  sogar 

einseitig  bevorzugt  worden.  Zweifellos  war  er  auch  den 
städtischen  Verhältnissen  besonders  angemessen:  er  bedeutete 
keine  Erschwerung  des  Verkehrs,  seine  Erhöhung  garantierte 


'  Allerdiogs  nicht  in  der  frühesten  Zeit  (Pauli,  Zustände  I 
8.  27— 29)t 

*  Auf  den  (>c>troiiIcmählen  war  für  jede  Beniltsung  die  sog. 
^Mattc  '.  in  dor  Kogel  Via  des  gebrachten  Köms,  m  6iitriebm(Weiir* 
mann  ILG.Bl.  1884  S.  56). 

•  Vgl.  L.Ü.B.  U  Nr.  1085  S.  1018  ff.  und  S.  1042,  auch  I  Nr.  269 
8.  247/8  und  Brehmer  Z.  Bd.  6  S.  818 ff.;  ferner  Gierke  U  8.  750 
and  Huber  S.  47. 

*  Pnnli  S.  40  ff:  r..U.B.  I  Nr.  2f;9  S.  248  rt".,  II  S.  1032'3  u.  1050 ff. 
BesoDÜera  hoch  war  die  Gebühr  der  Wechsler  (Pauli  S.  55;  It.U.B.  I 
8.  250,  n  8.  1020,  1088,  1048). 

ir>201  erbrachten  „b»'ydo  vagen"  629  Jf. 

•  Wehrmann  H.G.BI.'18h4  56. 

^  Sein  Ertrag  war  wie  der  der  heutigen  Erbschaftssteuern  von 
sehr  ▼ereebiedener  Orsrse.   1521/2  belief  er  sieh  auf  848  Jf. 

"  Sif>  hatte  aurh  rlm  Welnvcrkauf  zur  Nachtzeit.  (ZT  Bd.  2  8.88.) 
®  1528/9  wurden  von  den  „tegellipron"  523  abgeliefert. 

1»  Vgl.  L.U.B,  l  S.  248  ff,  II  S.  1U76  ff.;  Pauli  6.  3  u.  29  ff. 

"  Wehrmann,  Zunftrollen  S.  123  ff.  u.  157  ff.   1520/1  waren  es 

Hiermit  sind  dir  KinnnliTnequellcn  nicht  erschöpft  Es  kam  mir 
auf  f'ine  summarische  Übersicht  an.  Deshalb  wurden  auch  die  Matural- 
priistationen  absichtlich  übergangen. 

Foraehnng«!!  XXI     —  Hartwig.  14 
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höhere  Einnahmen  unter  gleichmäfsiger  Belastung  aller  Stande  ^ 
Keine  Steuer  endlich  ermöglichte  eine  schnellere  Beitreibung 
von  Geldern. 

Aber  Bchwerlich  waren  diese  objektiven  Vorzüge  die  allein 
aoBBchlaggebenden. 

Die  mittelalterliche  Stadt  erbebt  in  der  Regd  sngleich 
direkte  und  indirekte  Stenern.  Brstere  dienen  snr  Auf- 
bringung der  Stadtsteuem,  die  Verkehrsabgaben  zur  Be- 
streitung der  eigenen  städtisclion  Bedürfnisse*.  Das  gilt  aber 
für  Ltlbeck  nicht.  Die  Accise  wird  erst  im  15.  Jahrhundert 
zur  stündigen  Steuer.  Aus  älterer  Zeit  ist  nichts  als  der 
Entwurf  einer  Accisenordnung  aus  den  Jahren  1350 — 137U  er- 
halten^, von  dem  man  nicht  weifs,  ob  er  Gesetz  geworden  ist. 

Die  Erklärung  ist  einfach.  Der  Kampf  um  die  direkte 
und  indirekte  Steuer  ist  uralt  auch  ftlr  das  Mittelalter  war 
die  Wahl  der  Steuerform  oft  eine  Macbtfrage;  Stüdte  mit 
demokratischer  Verwaltung  pflegten  wie  heute  dirdcte  Auflagen 
vorzuziehen  ^. 

In  Lübeck  war  d'w  Bürgerschaft  ein  erklärter  Qegner 
indirekter  Abgaben.    Älelirmals  hat  sie  Verbrauchssteuern  aus- 

drfioklich  abgelehnf*.  Selbst  der  neue  Rat  von  1408 — IG,  der 
doch  von  der  Volksgunst  getra<4en  ward,  konnte  1410  das 
Ausschreiben  t  iner  indirekten  Steuer  nicht  wagen.  Zweifellos 
hat  die  Blv  >!ki  rung  derzeit  nur  direkte  Steuern  gewollt^. 

Später  LraL  aber  ein  Umschwung  ein;  der  Schofs  ging 
seit  143G  relativ  wie  absolut  zurück^'. 


1  Stieds,  Stftdt  Hh'nanzen  S.  16. 

•  Zeumer  S.  94:  v^rl.  oben  S.  Uff. 
»  L.U.B.  III  Nr.  7G9  S.  837  8.  .. 

*  Wagner  im  H.  d.  polit.  ük.  III  S.  270.  Vgl.  auch  Cohn, 
Ffaanz-W.  S.  73. 

"  Iii  Köhl  führte  das  demokratische  Wrborrogiraent  1371  di-n 
Svhofs  ein  (Knippiug,  Kölner  Stadtrechnungen  I  S.  4^  Stieda  8.29). 
YgL  weiter  Inama-Sternegg  III,  1  S.  135,  bes.  Anm.  2,  Ar  Augs- 
burg Härtung  in  Z.  f.  G.V.  XIX  S.  98ff.,  für  Basel  Schönberg, 
Finanzverhältiiiss«'  8.  400  und  die  Zusammenstellung  bei  Bspinas» 
Finances  de  ia  commune  de  Douai  S.  145  Anm.  1. 

•Wehrmann  H.G.BL  1878  8.  126;  oben  S.  114  iF. 
Nur  wenige  Städte  haben  ihren  Finanzbedarf  vorwiegend  aus 
indirekten  Steuern  l)<'>tritien,  z.B.  Hasel  (Schönber^,  FinanzverliSlt- 
nis.se),  Köln  (Kuipuing  1.  c  I  S.  21  und  LXXX  sowie  in  d.M.  aus  d. 
Stadtarchiv  von  K.  Heft  23  S.  189X  Aachen  (Laurent,  iStadtrechnungen 
S.  166)  iiTid  An-shTir-  (Härtung  in  Z.  f.  G.V  XIX  8.  101,  u.m). 
In  Basel  erbrachten  1361/2  Salzregal,  Mehl-  und  VVeinungeld  allein  85^/« 
der  Geaamtefamahme  (Scbönberg  S.  4  ff.,  81  ff.  n.  509]L 

"  Die  direkte  Steuer  ging  im  15.  Jahrhundert  in  vielen  mittelaltei^ 
liehen  StädtoTi  zurück.  V^'l  Stieda,  Stfidt.  Finanzen  S.  24  ff.  und 
Ulrich,  liiider  aus  Hamiovers  Vergangenheit  S.  51.  Stieda  (,8.  32J 
erklftrt  aieeen  R&ckgang  ans  der  steigenden  Schwierigkeit,  die  VermSgen 
richtig  zu  ermitteln. 

"  Später  ging  er  wieder  in  die  Höhe.    Er  erbracht^  l.'>'^7:  9907 
1538  :  4060  /  10  /?,   1540:  6126  ^  1  ß  Q  4.    Dann  trat   cm  neues 
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Dieser  Rückgang  erklärt  dich  aus  verschieden f  n  Gründen. 
Zunächst  aus  dem  geringeren  Finanzbedarf  der  Stadt. 
Es  ist  bereits  erwaiiiU,  dafs  der  weitere  Verlauf  des  \b.  Jahr- 
hundert für  öie  ein  durchaus  friedlicher  war  \  Die  geringtreu 
Ausgaben  der  Friedenaznt  maehteii  ein»  mimlere  Anspannung 
der  Steuerkraft  mOglich.  Der  Schofssats  wurde  deshalb 
wiederholt  herabgesetzt  Trotzdem  warf  der  Stadthanshalt 
Doch  permanente  Überschüsse  ab,  die  die  bedeutende  HOhe 
TOD  24000  ^  erreichten  ^ 

*   

Ferner  aus  der  anderweitigen  Deckung  dieses 
Finanzbedarfs.  Der  Schofs  wurde  entlastet;  die  Stadt 
zog  es  vor,  ihre  Einnahmen  aus  verschiedenen  Quellen 

zu  bestreiten.  In  Fällen,  anlnfHlifh  derer  frfilier  der  Schofs 
erhöht  wäre,  kamen  jetzt  direkte  Kxtrasteu 'i  ii  zur  Erhebung^. 
Auch  die  indirekten  Steuern  fanden  bessere  Aufnahme;  die 
A  c  c  ise  z.  B.  wurde  fortan  sUlndifr  erhoben*.  Ihr  fiel  die  Rolle 
zu,  das  Gleichgewiciit  zwischen  Euaiaiimen  uiul  Ausgaben  her- 
zustellen; deshalb  war  ihr  Ertrag  sehr  schwankend ^  Der 
alte  Zoll  wurde  zeitweilig  durch  EztrazOlle,  z.  B.  PfundzOUe* 
und  Pfahlgelder  ^  erhöht 

Endlich  baute  die  Stadt  in  den  Jahren  1442—44  einen 
Ratsbierkeller,  in  dem  sie  ^Hamborger  Beer  tappen*  lieis^; 
er  wurde  deshalb  auch  der  Hamburger  Keller  genannt'. 
Schon  vorher  war  der  Ausschank  fremder  Btere  auf  das 


Sinken  ein.  In  den  60er  Jahren  begann  der  Ertrag  wieder  zu  steigen, 
£r  belief  sich  15(>4  auf  6900       1575  auf  8650  ^,  1586  auf  9900  ^, 
»  Oben  S.  117  u,  191. 

*  £s  waren  z.  B.  «mere  euttVan^i-n  aise  vte  gheuen**  1525/6: 
1845     4  A>  1529/30:  13809  ^  4t  ß  6  4,  15dWl:  8343  JIT  1  /T. 

*  Vgl.  oben  8.  105  Anm.  11  und  106  Anm.  8. 

*  Die  Chroniken  berichten,  dafs  die  Unruhen  von  1408  auch  durch 

die  „tzysp**  veranlnfst  waron  (oben  S.  115  Anm.  3).  r>H'  Abrechnung 
der  Kämmerer  aus  dem  Jahre  1407/0  bucht  aber  nur  unter  den  Ab- 
lieferungen der  Wehlherren  eine  Summe  ▼on  73  Des  ia  ^woiden 
van  asscise  (L.U.B.  V  S.  178).  1416  wurde  eine  allgememe  Kon- 
sumtionsaceiflp  erhoben  {Wöhrmann  H.G.ßl.  1878  S.  149).  £i8t  seit 
1428  erscheint  sie  rogolmäfsig  in  den  Kämmereibüchem. 

»  Sie  erbrui-hte  z.  IJ.:  142a'9:  200  Ji,  1429'30  :  2702  ^  1  j3,  1430/1: 
250  ^  (L.U.B.  Vir  S.  413  ff.),  143r2:  11371  _^  8  /?  (das  MaximumL 
1525%:  4793  ^  4  A  1528/9:  1988  ^  6  A  6  4i  1529/30:  988  ./f  6  /ff  6  4. 

«  Z.  von  141)2-96  zur  Deckung  d.T  Unkosten,  die  der  Stadt 
durch  -Vusrüstun^  von  Friedeschiffen  erwach-«o!T  waren.  Er  betrup  einen 
Pfennig  von  einer  Mark  Warenwert  und  erbraciile  gegen  12000 

(Brune  in  M.  flefl  9  S.  189/40). 

^  Zur  Vertiefiing  des  Fahrwassers  der  TraTe. 

8  Graut  off,  Chroniken  II  S.  689;  Wehrin  an  n  Z.  Bd.  2  S.  119. 
Der  Bierkeller  fand  im  Erdgescbofs  eines  Anbaus  am  Batbause  Plats. 

»  üben  a,  m. 

14* 
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Lohhaus  ^  bebchiänkt  gewesen.  Jetzt  nahm  ihn  der  I{at 
in  seine  Hand  nicht  zum  Schaden  der  Stadt;  denn  das  neue 
Monopol  erwies  sich  überaua  ertragreich. 

Alles  dies  war  Unache  der  Verdrängung  des  Schosses. 


•  Stieda.  Stndi»'n  z.  Gewerbegeschichte  L.8  M.  Hpft  ^  fl.  47, 
Webrmann,  Zuuttroilen  S.  185.  Das  Lobhaus  ist  der  Vcrkaufspiatz 
der  Lobgerber  und  Wollenweber:  vgl.  M.  Heft  1  S.  115  ond  oben 
S.  154. 

>  Ib.  Vgl.  auch  Z.  Bd.  2  S.  110. 
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XX.  Die  weitere  Oeschiehte  des  Schosses. 


Die  Entwicklung  des  Schosses  nach  der  Beformation 
liegt  xumeist  noch  im  Dunkeln. 

Nur  dreierlei  sei  hervorgehoben: 

1.  Die  Selbstkontrolle  der  Schofspflicbtigen  bat  immer 
mehr  oiner  öffentlichen  Überwnobung  Platz  gemacht**. 
1542  m nisten  rlio  j^ürger  ihr  Vermögen  unter  Beratung  auf 
den  Bürgereid  deklarieren^.  162()  le^e  der  Rat  den 
BUrgerkompagnien  ein  Steuerprojekt  vor,  laut  welchem  „zu- 
füfderst  alle  privat  Iläuöer,  Wohnung  und  Gebeuwete  der 
Stadt  auf  ein  gemsses  gesetzet  und  nach  solcher  Taxe  ver- 
schossety*  auch  „zu  solcher  Taxier-  oder  Wardimng  gewisse 
LfCute  geordneth  und  in  gebürende  Pflicht  genommen  werden" 
sollten«.  Als  1648  die  Stadt  47200  fl  aufbringen  mulste,  als 
Anteil  der  Kriegsentschädigung  „fUr  die  Cron  Schweden"'^", 
geschah  die  Versteuerung  der  Landgüter  in-  und  aufserhalb 
dpr  I.andwr'hr,  der  Hopfenländer,  Wiesen,  Gärten,  der  auf 
ilinen  stehenden  Gebäude  und  der  Schiffe  aller  Art  auf  Grund 
behördlicher  Taxationen'.  Endlich  bestimmte  der 
Kiiösarezefs  von  1(>()9,  alle  liegenden  Grtinde  sollten  von  Land- 
messern, die  übrigen  Immobilien  anderweit  taxiert  und  der 
SchoÜB  der  Taxe  entsprechend  gesahlt  werden*. 

Diese  Taxationen  scheinen  sich  aber  auf  das  unbewegliche 
Vermögen  beschränkt  au  haben. 


»  Vgl.  oben  S.  152'H. 

'  Vgl  KöUe,  Zur  Entstehung  der  Ertrags-  uud  Katast ersteuera 
in  den  dentscheo  Staaten,  Finansarchiy  16.  Jahrgang  1899  8.  8  ff. 

*  Becker,  Umst&ndl.  Geschichte  L.s  II  S.  llö. 

*  Brehmer  M.  Hoft  5  S.  31.  Nach  ihm  kam  das  Projekt  nicht 
zur  Ausführung.   Vgl.  aber  die  Neuen  Lüb.  Blätter  1Ö52  S.  122. 

•  Z.  Bd.  f  S.  492. 

•»  Der  Steuersatz  betrug  14  /  auf  1^00  also  etwa0,9^/ft.  Das  War 
nagh  damaligen  Berichten  ein  fünffacher  Schofs. 

^  Becker  S.  440;  Hoffmann,  Gescbiehte  La  U  S.  95. 

•  Becker  UI  Beilage  S.  22/8.  Vgl.  f.  Rostock  Paasche  in  J,  t 
JNat.  n.  Stat  Bd.  89  8.  dl^ 
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Später  wur^e  die  behördliche  Einschätzung  durch  Kom- 
missionen wnlirgenommen ,  denen  mich  Bürger  angehörten. 
Jedes  Quartier  hatte  seine  eigene  Schiitzungsbehorde  ^  ^. 

2.  Der  Feuerstellenschois  ist  später  durch  einen  Haus- 
scliofs  ersetzt.  Syndikus  Carstens  schreibt  gegen  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  in  seinem  Geheiinbuch:  „8  ji?  Vorschofs^, 
12-^  Hauflschofs  ynd  dan  das  Vermogenschofs  bleibe 
ich  nicht  schuldig,  sondern  bringe  es  alle  Jahr  selbst  au& 
Bahthaufs^.^  Dieser  Hausschofs  war  kein  Fixum,  wie  schon 
seine  Hohe  ergibt.  Nur  Air  Carstens  betrug  er  jährlich  die- 
selbe Summe,  weil  der  Wert  seines  Hauses  derselbe  blieb.  Er 
ist  entweder  eine  B^assensteuer  oder  eine  prozentuale  Steuer 
gewe^fm.  Nach  Carstens  Angaben  erscheint  das  letztere  wahr- 
scheinlich. Er  hatte  sein  Haus  1Ü.*52  für  5lO()  ^  erworben; 
es  war  mit  einer  Hypothek  von  2100  -A'  beschwert,  sein 
Steuerwert  belief  sich  auf  ;{U0o  ^.  Der  Hausschofs  von 
12  lälst  deiiinacii  auf  eine  Belastung  von  4",ou  schliefsen. 
Der  Vermögensschofs  betrug  zur  gleichen  Zeit  etwa 

das  Hausei^ntnm  wOrde  also  doppelt  so  hoch  wie  das  Qbrige 
getrofien  sein.  Diese  Verbindung  von  HauptschoJs  mit  Vor- 
schols  und  Hausschofs  bedeutet  eine  bessere  Verteilung  der 
Steuerlast. 

3.  Die  Praxis  der  einen  direkten  Steuer  lebte  nicht  wieder 
auf.  Die  Stadt  erhob  im  ir>.  und  17.  Jahrhundert  neben  dem 
Schofs  öfter  Extra- Vermögenssteuern,  sog.  Türkenstenern', 
und  ftihrte  im  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  auch  eine 
zweite  ständige  direkte  Steuer,  die  Kontribution,  ein**. 
Sie  war  dazu  bestimmt  die  Kosten  des  Stadtmilitärs  zu  be- 


»  Z.  Bd.  3  S.  60a. 

*  Über  die  BesteueruDg  der  l^cnten  in  dieser  Zeit  sei  folgendes 
bemerkt:  1627  wurden  Pfanapöste  bei  den  Gläabigeni  bt  ^tenert  ISSi 
hatten  die  TTau-eigcntünier  den  Nominahvort  ihres  Hauses  7u  ver- 
schossen, durften  aber  die  auf  die  Hypotheken  entfallenden  Steuer- 
stunmen  bei  Zahlung  der  Zinsen  einbenalten  (Neue  Lflb.  Blfttter  1858 
8.  122).  1648  und  1701  wurden  (üe  Stadtkassenrenten  bei  dieser  be- 
steitort.  jedoch  bei  der  Ansaiahlung  um  den  Schof?  crekürzt  (Becker  I 
I  8.  44<>,  Z.  Bd.  6  S.  492 Ö'.).  Endhch  vermerkt  byodikus  Carstens  äber 
die  SSahlunc:  einer  Bente  von  105  ^  aa  die  Endfeakinshe:  100  JT  bahr, 
dan  4  J(  schofs  vnd  1  Jf  behelt  man  zurück  als  ein  Drinckgelt  (2.  Bd.  8 
a  80).   Vpl.  oben  S.  1G5  u.  S.  166,  bes.  Anm.  a 

»  Oben  S.  ICH)  Anm.  2. 

*  Z.  Bd.  8  S.  30. 

»  Vgl.  oben  S.  50. 

*  Oben  8.  106  1.  c. 

">  Z.  B.  1532,  1541,  1542,  1544,  1549,  1566,  1576,  1600,  1606.  Vgl 
oben  8.  101  u.  106  Anm.  8,  Z.  Bd.  2  8.  493  u.  Bd.  8  S  502  Anm.  278. 

«  Schon  1605  gab  es  eine  -,Kontribution.«iki8te"  (Z.  Bd.  1  S.  286). 

«  Vgl.  f.  d.  folgende  Ortloff,  Jahrrente  und  Geschofä  iS.  187  ff., 
Nene  Lüb.  Blfttter  1898  8.  121.  —  Auch  Haxnbnrg  erhob  seit  dem 
16.  Jahrhundert,  wenn  der  Schofs  nicht  ausreichte,  Kontributionen 
(Kftmmereirechniuigen  VII  S.  LVUI  ff.;  Stieda,  Stfidt.  Finanzen  S.  22). 
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streiten  nnri  kam  zuerst  monatlich  (später  nur  alle  f)  Monate)  * 
zur  Erhebung.  Deshalb  hiefs  Bie  auch  Monats-  oder 
Soldateng"elcl. 

Die  Kuiitiibution  war  eine  Klassensteuer.  Steuereinheit 
wai'  der  „ganze  Mann",  d.  h.  der,  welcher  ein  volles  Vermögen 
besafs.  Dies  wurde  der  jeweiligen  Zeitauflassung  entsprechend 
▼endiieden  hoch  bemeMen.  An&nglich  betrag  es  20000 
nach  einem  Ratsdekret  yom  5.  Feb  nuur  1752  sollte  jeder, 
der  ohne  Mobüien  ein  Vermögen  von  80000  ^  besafs, 
als  ganzer  Mann  angesehen  werden'.  Wer  kein  Ver- 
mögen hatte,  zahlte  nach  seinem  Gewerbe  oder  Erwerb  % 
der  Kaufmann  für  ,  der  KrHmer  für  ^  ic^  der  Brauer 
für  und  der  Handwerker  tür  ^/le  Mann'*.  Der  Hand- 
werker wurde  also  auf  öOOO  ^  geschätzt,  der  Brauer  auf 
10  000  ^,  der  Krämer  auf  1500<J  und  der  Kaufmann  auf 
20  000  Wer   weniger    aU    5000        besafs,    war  vom 

MonaUgcId  frei.  Diese  Einschätzung  ist  etwas  stark  schema- 
tisch und  willkttrlich.  Aber  im  allgemeinen  konnte  man 
mit  ihr  auskommen,  da  der  Steuersatz  gering  war.  Der 
ganze  Mann  hatte  seit  1752  z.  B.  nur  4u  ^  zu  zahlend 
Als  der  Satz  in  den  Zeiten  der  französischen  Herrschaft  1000, 
ja  2000  4^  betrug,  blieben  alle,  die  unter  ^s  Mann«  d.  h.  unter 
10  000  angesetzt  waren,  vom  Monatsgeld  verschont,  hatten 
aber  dafür  ein  Kopfgeld  zu  eiitrichten Dasselbe  gilt  von 
denen,  dic^  nur  auf  Mann  angesetzt  waren  und  deshalb 
überhaupt  kein  Monatsgeld  zu  zahlen  braiu  hteu.  Ob  diese 
Personen  immer  statt  der  Kontribution  ein  Kopfgeld  zahlen 
uiulsten,  liegt  noch  im  Dunkeln. 

Die  Veranlagung  zum  Soldatengdd  geschah  durch  be- 
sondere, aus  Ratsherren  und  Borgern  gebildete  Einsch&taungs- 
behOrden^ 

Diese  Kontribution  hat  den  Schofs  in  der  Folgezeit 

wesentlich  umgestaltet. 

Schon  1648  wurde  bestimmt;  wer  keine  Immobilien  be- 
sitze, solle  nach  Verhältnis  seines  Ansatzes  zum  Monatsgeld 


'  1661  achlug  der  Rat  vor,  jährlich  6  Monate  lang  doppeltss 
Sol(l;itt'ny:c'ld  zu  erliebt-n  (Becker  III  S.  26).  Vj;l.  für  später  k  1  u g , 
Geschiclile  L.s  wühreud  der  Vereiniguug  mit  dem  französischen  Kaiser- 
reiche läU— 18ia.  Lübeck  1856.   S.  ü  ff . 

s  Dreyer,  £iiil.  S.  142  Nr.  XIX  u.  S.  597  Nr.  IV;  Klug 
S.  9  Anm. 

'  Über  die  Besteuerung  von  Vermögen  und  Einkommen  mittels 
einer  Steuer  vgl.  oben  S. 

*  Klug  S.  9. 

»  Drpyer  1.  c,  Ortloff  8.  1^7/8.  Vorher  wurden  33  4^.  und 
132  J/,  gefordert.  Es  ist  aber  nicht  ersichtlich,  von  welcher  Grundziffer. 

•  1809  Hogjir  ein  doppeltes  (Klug  S.  10). 

V  i  II  0  r s ,  Constitutions  des  trois  villes  libres  hans^atiqnes«  1814. 
Leipzig«  Brockbaus,  S.  19—21. 
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schosspn  ^  In  der  zweiten  Hälfte  des  IH.  Jnhrliunderts  piig 
die  ganze  Verwaltung  des  Schosses  aui'  die  eben  erwäiiuten 
Quartierbehörden  über*. 

Was  Scliofö  und  Kontribution  unterschied,  war  ihr  Zweck 
und  ihre  Eihebuug.  Er  diente  zur  Bestreitung  der  allgemeiuen 
Regierungskosten,  besonders  zur  Betoldung  des  Rates',  und 
ward  ▼erfaBBungsgemärs  jährlich  und  in  einer  Rate  erhohen.  Sie 
hatte  den  Unterhalt  der  Stadttrappen  an&ubringen  und  kam 
jährlich  in  awei  Raten,  nach  vorgängiger  Bewilligung  der 
Bürgerschaft,  zur  Erhebung^. 

Beide  Steuern  sind  1811  beseitigt.  Frankreich  richtete  ein 
französisches  Steuersystem  ein.  Nach  der  Befreiung  wurden 
sie  nicht  wieder  eingeiUhrt 


1  Becker  11  S.  440.   VgL  auch  III.  Beilage  &  22/3  (Kassaresefs 

Ton  166d). 

«  Ortloff  S.  187. 

»  Oben  S.  13  Anm.  4. 
*  Viilers  S.  19  u.  22. 

"  Neue  Lüb.  Blätter  1852  S.  121  j  Klug  S.  61  ff. 
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Das  Mittelalter  veranstnltete  keine  Volkszjllilungen  ^  Alle 
Zahlen,  die  es  überlicttrt,  sind  geschätzt,  und,  wie  man  hinzu- 
fugen nriufs,  regehniilsig  zu  hoch  geschätzt.  Das  gilt  auch 
von  den  ziffermHfsigen  Angaben  über  Häuser  und  Wohnungen*. 

Die  spezitisch  statistischen  Aufnahmen  des  Mittelalters 
sind  daher  wenig  brauchbar. 

Bener  steht  es  um  die  Register  der  Verwaltung  wie 
BürgerverzeichniBse»  Zunfdisten,  Häoserkatastery  Kirchen- 
bücher und  Steuerregister.  Sie  geben  Tatsachen  wieder,  die 
vielleicht  nicht  immer  vollständig  registriert  sind,  aber  an  sich 
ein  zuverlässiges  Material  bieten.  Sie  enthalten  aber  alle  nur 
Teile  der  Bevulkeriing  und  ein  Sehlufs  auf  das  unbekannte 
Ganze  ist  nur  möglich,  wenn  zuvor  das  Verb;i]tTiis  des  Teiles 
zum  Ganzen  entdeckt,  der  Reduktionsfaktoi*  gefunden  ist. 
Darin  besteht  die  Schwierigkeit  dieser  mit  zuverlässigen  Grund- 
zahlen o])erierenden  Berechnung. 

Paasch 6  spricht  von  einem  gerechtfertigten  Mifstrauen 
gegen  die  Brauchbarkeit  der  Steuerregister  zu  statistischen 
Zwecken.  Ein  solches  erscheint  den  Lübecker  SchofsbUchem 
gegentiber  nicht  angebracht.  Sie  sind  die  vollkommensten 
Fersonalverzeichnisse  früherer  Zeiten.  Als  Lübeck 
1475  zur  Verstärkung  seiner  Festungswerke  Wälle  vor  dem 
Holstentor  aufschütten  liefs,  mufsten  Bürger  und  Kinwohner, 
ja  Frauen  an  der  Schanz.nrboit  teilnehmen.  Zur  Durchführung" 
dieser  IMafs rege!  verordnete  der  Rat:  „Item  vurder  is  vorramet 
unde  beslotten,  dat  de  schotheren  alle  dage  hundert  per- 
sonen  uth  den  seh otb reuen  uttekennen  Scholen,  umme 
de  den  husdeneren  overtoantwordende,  umme  se  in  den  graven 
to  vorbodende'.**   Das  Schofsregister  gab  also  den  besten 


'  1449  hat  NümbtTg  eine  Volkszählung;  veranstaltet  und  Strafa- 
bnrg  etwa  1476.    Weitere  Zählungen  rind  meht  überliefert. 

'-  Ein  IJostocker  SehuldentÜM'iiiii^splfin  von  1584  schntzt  die  Zahl 
der  Giebelhäuser  aul'  1000,  die  der  Buden  auf  19000.  1Ö69  gab  es  dort  aber 
nur  2622  HauBhalte  (Paasch e,  Die  Be75lkenmg  Mhersr  Jabrhanderte 
in  J  f.  Xat.  u.  Stat.  Bd.  89  S.  d22  £  n.  341). 

s  M.  Heft  2  S.  61. 
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Aufschlufs  über  die  Bewohner  der  Stadt,  es  konnte  gleichsam 
als  Staramrolle  dienen. 

Pauäche  bemängelt  haupUachlicii  au  den  Steuerrc^iolern, 
der  gröfste  Teil  der  Unvermögenden  sei  nicht  in  ihnen  ver- 
zeichnet^. Dem  ist  för  Rostock,  dessen  Register  Paasche  zu 
Grande  legt,  bereits  von  Eoppmann  widersprochen*.  Auch 
auf  Lübecker  Verhttltnisfle  trifft  diese  Bemängelang  nicht  zu. 
Die  Schofsregister  registrieren  (abgesehen  von  den  Kindern) 
ohne  Rücksicht  auf  die  Schofsfäh igkei t.  Alles,  was 
beim  Hausumg.ang  ermittelt  ward,  wurde  in  die  Listen  eingetragen. 
Selbst  die  Bewohner  der  Gänge  und  Hinterhäuser,  die  notorisch 
häutig  nicht  zahlten,  sind,  allerdings  nur  generell,  in  den 
Steuerbüchern  vermerkt.  Schon  die  grofse  Zahl  der  Ein- 
registrierten, die  nicht  steuert,  rund  25  "/o®,  spricht  dafür, 
dafs  bei  der  Anlage  der  Register  ohne  Rücksicht  auf  Vermögens- 
yerhttltnisse  und  de^leicfaen  Torgegangen  ist 

Auch  die  Schwierigketten,  die  sich  sonst  daraus  ergeben, 
dafs  die  Schoüspflicht  eine  Bürgerpflicht  ist,  und  deshalb  die 
Raster  nur  Bürger,  einen  Teil  der  Bevölkerung,  enthalten, 
kommen  für  Ltlbeck  in  Wegfall.  Denn  die  Schoüsbücher  wurden 
auch  ohne  Rücksicht  auf  die  Steuer p flicht  ver- 
fertigt. Sie  enthalten  auch  Schofsfreie,  auch  solche  Privilegierte, 
deren  Vorrecht  allgemein  bekannt  und  erkenntlich  war,  z.  B« 
die  Geistlichen. 

Ferner  waren  zur  Zeit  des  Gebrauchs  der  von  uns  aus- 

fezählten  Register  bereits  Einwohner  und  Gäste  steuerpflichtig, 
letztere  fanden  sogar  in  besonderen  Listen  Aufiiahme, 

Die  Lübecker  Scholsbttcher  führen  £ut  ausschlietslich 
Haushaltungsvorstände  auf«  Sie  yerzeichnen  femer 
vaterlose  Kinder  und  Stiefkinder,  aber  nur,  wenn  sie  aus 
begüterten  Familien  stammten  —  hier  wurde  ausnahmsweise 
Rücksicht  auf  die  tatsächlichen  Vermögensverhältnisse  ge 
nommen  — ,  neben  Mutter,  StietVater  oder  Vormund,  wirtsclüift- 
lich  selbsUindige  Familienangehörige  und  fremde  Mieter.  Khe- 
frauen,  Kinder  unter  väterlicher  Gewalt,  Angestellte  und  Be- 
diente, die  im  Hause  ihres  Arbeitgebers  wohnten,  Kloster- 
geistliche, Armen-,  Kranken-  und  Siechenhäusler  wurden  nicht 
besonders  registriert* 

Die  statistische  Ausbeutung  der  fiegtster  kann  daher  nur 
▼om  Begriff  der  Haushaltung  ausgehen«  Jastrow  nennt  ihn 
„eine  wahre  Cntx  der  Bevölkerungsstatistik*'^.  Aber  ein 
anderer  Ausgangspunkt  ist  hier  nicht  gegeben.  Denn  die 
Schofsbilcher  enthalten  keinesw^  bestimmte  Altersklassen. 


^  S.  884. 

s  H.a.B1.  1901  S.  53. 

•  Obop  S  186. 

♦  Vüikdzuhl  deutscher  Städte  S.  4ö. 
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Die  Bürger-  nnfl  Stoucrpflicht  begann  bei  Einheimischen  mit 
dem  18.,  bei  Fremden  schon  mit  dem  12.  Lebensjahr.  Ferner 
ist  die  jugendliche  Bevr>lk er ung,  auch  soweit  sie  wirtschaftlich 
selbständig  war,  überhaupt  niclit  in  die  Register  aufgenommen. 
Die  Register  enthalten  im  ganzen  *  : 

14G0  1  :  5617  1487  8:  :ü21 

14Ü1/2;  5503  1502/3:  (5195 

Kamen*. 

Von  ihnen  sind  Hanshaltungsvorstandc: 

Prima        Sekunda         Prima  Sekunda 
Travena      Travena    Wakenina     Wakenissa  Total 

1400/1:  1246  1170  1513  1152  5081 

1461/2:  1257  1165  1501  1145  5158 

1487  R:  1285  12:.:^  1644  1272  5454 

1502/3:  1597  1501  1(>20  1291  0018» 

Die  Haualialtoiig  wird  gewöhnlich  za  5  Personen  ge< 
rechnet'. 

*  Die  Schofsregister  des  14.  Jahrhunderts  ro<r!-frior»^n: 

Prioia  Travena      Sekunda  1  ravena 
lUöl :  360  ? 

?  556 
?  410  204  Penonen. 

Vgl.  oben  S.  i:]4  Amn.  5. 

*  Vgl.  olx'ii  S.  142.  Zum  Vergleich  sei  ft>l;,'t'iuie8  angetührt;  Nüiu- 
berg  hatte  5Gt'>2  Zensiten  (Sander,  HtMcli^^städt.  HauHhaltung 
Xürnberfrs  I  S.  341).  In  Ba.sel  beliof  ^\vh  <1io  Zald  der  St(nu'r])flichtipr'n 
142y  auf  2536,  1446  u.  64  auf  6067  und  5250.  In  beiden  letzteren  Jahren 
handelte  es  sich  aber  um  Kopfsteuern  (Schönberg,  Finanzverh&ltnisae 
8.  181  tl.  512—21).  Augsburg  veranlagte  zur  Zu.sddag.sstcu.T  von  1475 
im  ganzen  4710  Personen  (Hartunp  in  Z.  f.  O.V^".  Bd.  19  S.  96j.  T>ip 
dortige  Steuergemeiude  betrug  1471  5109,  1554  8242  Köpfe  (ib.  S.  876). 
In  Frank ftiTt  belief  eich  daa  Haximum  der  Bedepfllchtigen  auf  8405 
PersüiK'ii  (i:W))  (Bücher,  Ent.-^toliung  der  Volk.swirfsihat't  S.  218). 
Kostock  zählt.'  1410:  2787.  147:5  und  1475:  2145  und  215«,  1498:  2l;iü, 
1563:  1750  «chof«jifiicliti{^^ü  (Paauche  8.  332;  Koppmann  H.G.IU. 
1901  S.  52,  59  n.  60  ilildesheim  zog  1404:  1141,  1450:  1477  PerBonen 
zum  Schofa  heran  (IT  H.  VI  S.  Lliri  In  Kiel  waren  147")  375  Personen 
Bcbofapflicbtig  (Keuter,  Ältestes  Kieler  Renteubucli  S.  LXXXIX),  in 
HannoTer  1^3:  228  (Ülricli»  Bilder  ans  H.8  Vergangenheit  S.  49). 
Die  OeBCho  Ts  Pflichtigen  Dresd^s  betrugen  im  lÖ.  Jahrhundert  im 
Maximum  734(1477^  im  Minimum  455  (1421)  (Richter  im  Neuen  Archiv 
f.  sächa.  Geach.  U  [1881]  S.  273  tl.j. 

*  Von  ihnen  wohnten  in  Htntefhiuaem  und  Gängen: 

Total 

1460/1:         182         239         423         lOö  1252 
1461  2  :         289         237         423         390  1339 
1487/8:         173         288         479         507  1447 
1502/3:         384         494         428         488  1794 
Die  Zahl  der  Ganse  beläuft  sich  nach  den  Kegistern  1486/7  auf  lul 
mit  969  Buden,  1502^  auf  122  mit  1109  Buden.  —  v.  Helle  afthlt  am 
£nde  des  18.  Jahrhunderts  167  G&nge  (Gründl.  Nachricht  S.  322). 

^  Z.  B.  auch  von  Koppmann,  Keuter  und  Ulrich.  V|gl.  die 
oben  Anm.  2  zitierten  Stellen. 
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In  Deutschland  kamen  1890  auf  den  Haushalt  4y(>(>*y  in 
Preufsen  4.7  Köpfe  ^. 

BUcher  berechnet  aus  der  Nürnberger  \  olkszäblung  von 
1449  auf  den  Bürger  eine  durchschnittliche  Kopfzahl  von 
4,68  Personen  ^.  Paasche  setzt  den  Rostocker  Haushalt  fllr  1595 
auf  4,57  Mitglieder  an^.  In  Nttrnberg  kamen  1430  auf  den 
Haiuludt  5  bis  6  EOpfe^ 

Die  Berechnungen  welchen  sämtlich  nicht  erheblich  von 
einander  ab.  Das  berechtigt  aber  nicht  ohne  weiteres  eine 
der  vorstehenden  Ziffern  als  „die  mittelalterliche  Haushaltungs- 
ziffer"  *  zu  verwenden.  Bei  der  Kopf^rihl  de]-  modernen  Hnus- 
haltung  besonders  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dafs  die  Kiii<l^r- 
zahl  im  Mittelalter  geringer  als  heute  war'.  Dem  steht  all  : 
dings  gegenüber,  dafs  damals  mehr  Gesinde  gehalten  wani 
und  Gesellen  wie  Konstige  Angestellte  im  Hause  ihres  Meisters 
wohnten  ®. 

Die  Schofsregister  lassen  die  durchschnittliche  Kopfisahl 
der  Familie  nicht  erkennen.  Die  Zahl  der  Uatsverwandteo 
und  fremden  Hausbewohner,  die  sie  registrieren,  ist  so  ge- 
ring, —  es  sind 

Prima  Travena 


Sekunda  Travena 


1460/1  : 
14(31/2: 
1487/8: 
1502/3: 


Pueri 

42 
40 
26 
10 


Prima  Wakeiiiääa 
Fueri  Sonstige 


Sonstige  Pueri 

51  (15)»  24 

51  (17)  24 

17  (  5)  22 

12  (  5)  14 

Sekunda  Wakenissa 
Pueri  Sonstige 


1460/1:  20 

14(312:  24 

1487/8:  1(3 

1502/3:  12 


44  (22) 

45  (18) 
18  (10) 

9  (  8) 


34 

24 
18 

8 


43  (17) 

29  (15) 

11  (  3) 

12  (  8) 


Sonstige 

28  (  7) 

29  (  ♦>) 

21  (  1») 
23  (11) 

Total 
Pueri  Sonstige 

120  166  (61) 

112  154  (5(3) 
82  67  (27) 
44        56  (32) 


—  dafs  sie  zu  Schlüssen  in  keiner  Weise  ausreichen 

Aber  für  diesen  MaTip:^!  ist  Ersatz  pr^hoten.  Bei  den 
TürkeDäteuern   des  16.  Jahrhunderts  wurden  auch  Kopf- 

1  Ton  Hayr,  Statistik  und  GesellBchaftBlebre  U  &  14e. 

^  Statist.  Jahrbuch  f.  d.  Deutsche  Beich  XIII. 
»  Bevölknning  Fninkfarts  S.  40. 

*  L.  c.  S.  3Ö7. 

*  Sander,  Reichsstftdt  Haushaltung  Nürnbergs  I  S.  7  ff. 

*  J  astro  w  S.  48. 

Bücher,  Entstehung  d.  Volkswirtschaft  S.  220. 

*  Inama-Steru egg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  III,  1  S. 
Wehrmann,  ZunftroUen  S.  117. 

*  Die  eir!L'<"klamm(*rtoTi  Zahlen  bedenten  diejenijE^en  Hausgonosseii. 
die  mit  dem  iiaudhaltungsvorstand  verwandt  sind:  mater,  mater  Txoxiä, 
fimter«  soror^  swager,  filiua,  ferner  Witwen  sowie  alle  offensichtUd 
alleinstehenden  Personen.    Vgl.  oben  S.  138  u.  142. 

*®  Einmal  ist  ein  gr^fsorpr  IIau>*hiilt  nufjUt'führt:  Pleakowe  ?nd 
^ratre^,  soror,  pueri  vnd  Hop  vud  vidua  (iSek.  VVak.  1459). 
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gel  der  erhoben,  z.  B.  1582  und  1544  von  allen  Personen 
über  10  Jahren  ^  Teile  der  flnffir  angelegten  I\c'gister,  nilmlich 
die  llette  für  das  Johannisquartier  (Prima  Wakenis.sa) ,  sind 
noch  erlialten.  Sie  ermöglichen  die  Berechnung  einer  durch- 
schnitdicheu  Kopizahi  für  die  verschiedenen  Wohnungö- 
kategorien. 

Reisner  hat  die  Rcgibter  ausgezählt^.  Er  berechnet  für 
1532  auf  die  Haosbaltung  vier  Köpfe  ^.  Die  Zahl  ist  vielleicht 
etwas  gering.  Sie  stellt  das  Ergebnis  nur  eines  Quartiers  dar, 
bei  31  ^/o  der  Hausinhaber,  27  ^/o  der  Budeninhaber,  35  ^/o  der 

Kellerinliaber  und  44%  der  Saalinliaber  sind  keine  Kopf- 
Steuerpflichtige  angegeben*,  es  ist  fraglich,  nb  die  Register 
auch  Personen  unter  10  Jahren  enthalten.  Wenn  das  nicht 
der  Fall  ist,  erhöht  sich  die  Haushaltung.sziffer  auf  5/2  Köpfe. 
18n7  belief  sich  nach  der  ersten  Liiheckischen  V'f ilksziililung 
die  durchschnittliche  Kopfzahl  der  Familie  auf  4,(i  Person «  n 

Da  sich  aber  keine  Handhabe  bietet,  die  Zahl  4  ciurch 
eine  bestimmte  höliere  zu  ersetzen,  ranfs  sie  doch  als  Reduktions- 
faktor benutzt  werden.  Bei  dem  Ergebnis  ist  aber  zu  be- 
denken, dafs  OS  eher  zu  niedrig  als  zu  hucli  ist. 

Die  Multiplik.iüoii  der  Haushaltungsvorstände  mit  vier 
ergibt  folgendes  Resultat:  Es  hatten 


Prima 
Traveua 

4984 
5028 
5140 
6388 


Sekunda 
Traveiia 

4G80 
4Gt)0 
5012 
6004 


Prima 
Wakenissa 

0052 
0304 
0570 
6516 


Wakciiiösa 

4008 
4580 
5088 
5164 


Total 
20324 
20032 
21816 
24072 


1400/1 
1401/2 
1487/8 
1502/8 
Einwohner. 

Hierzu  kommen  noch  die  registrierteu  Kurieu,  KoUatien, 
Amtshftuser,  die  Häuser  fremder  Städte,  der  Korporationen 
und  die  Werkhäuser.  Fttr  sie  wird  man  unbedenklich  je 
einen  Haushaltungsvorstand  rechnen  können.  Auch  bei  den 
Werkhäusern.  Die  Badestnhen  wurden  von  Badstövern  be- 
wohnt, die  Qerbehäuser  von  Gerbern,  damals  bestand  in  der 
Regel  noch  keine  Trennung  von  Wohnraum  und  Werkstatt. 
Bei  den  Herbergen  endlich  ist  der  Haui^lmlt  des  Wirtes  ein- 
zuaetsen.    Die  Zahl  dieser  Haushaltungen  ist  folgende  ^: 


>  Oben  S.  90  Anm.  1. 

'  Einwohnsnahl  deutscher  Städte  mit  besonderer  Berflcksichtignng 

Lübecks. 

*  S.  7  und  15. 

*  S.  8. 

*  Ib.    S.  15. 

^  Vgl.  oben  S.  142  ff.  die  Anmerkungen. 
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Prima 

Sekunda 

Prima 

Sekunda 

Travena 

Timvena 

Wakeniflsa 

Wakenissa 

Total 

1400  1 : 

6» 

5 

24 

11 

46 

14(51/2: 

8 

5 

22 

8 

43 

1487/8: 

10 

5 

27 

14 

56 

1502'3: 

15 

14 

23 

12 

64 

Die  Einwohnenahl  der  einselnen  Quartiere  erhöht  sich 
also  auf: 


1400/1:  5008 

4700 

6148  4652 

20508 

1401/2:  5000 

4680 

0452  4012 

20804 

14S7  8:  5180 

5082 

()0S4  5134 

22030 

1502  3:  Ü448 

OOöü 

0008  5212 

24328 

Es  koramen  noch  hinsu  an 

Eimselpersonen: 

14()Ul:  8 

3 

11 

14012:  8 

2 

10 

1487 '8:  8 

7" 

15 

1502  3:  0 

4 

—  4» 

14 

Nun  stehen  nur  noch  die  juristischen  Personen  und 

Gäste  aus. 

Von  ersteren  fallen  die  Brüderschaften  aus.    Ihre  Mit- 

Slieder  sind  bereits  gezählt  Bei  den  Anstelten  und  Stifhingen, 
ie  aufeer  anderem  auch  Unterkunft  boten  (die  übrigen 
konunen  nicht  in  Betracht),  lälst  eich  die  Zahl  der  Insaaaen 

gröfstenteils  noch  feststellen. 

Die  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  vorhandenen  Armen- 
häuser waren  foigendermafsen  besetzt: 

1.  BrandenboigB   (Johannisstralee)   mit  42  Frauen* 


2.  Gerkens                    (— )              -     9  .  » 

3.  Segebergs                  (-)              -    18  -  • 

4.  Wickedes    (Glockengiefserstrafee)  -    11  -  * 

5.  Iiihorns                    (— )             -    20  -  • 

6.  Lüneburgs       (St.  Annenstrafse)    -    12  -  • 

7.  Segebergs  (Michaelis)  (— )              -   50  -  *• 

8.  Warendorps       (HundestraTse)      -12  -  >i 

9.  Zarreüthiens     (Krähenstrafte)      -  20  -  ^ 

10.  Moyelkens       (knger  Lohberg)    •12  -  1* 

11.  Kleysene        (ru^nnienstrafse)    -     8  .  i< 

12.  van  Stitens        (Hartengrube)      -   12  -  *» 

226 


1  Der  Wirt  des  Domus  Hamboigenaia  ist  besonden  registriert  and 
deshalb  schon  gezählt. 

*  Meist  Dlnien.  In  der  Sek.  Trav.  1487/8  de  printen,  so  3  Meim 

veranschlagt. 

*  Die  cantores.  Gemeint  sind  wohl  die  Sänger  der  Ka{)elle  zu 
St.  Marien;  es  waren  8  Personen  (Z.  Bd.  1  S.  S^).  Hier  sind  nur 
4  gerechnet,  weil  eine  Person  bereits  anter  den  Hananal tnngsvorstinden 
gex&hlt  ist.   Sie  steuerten  uno  aetn. 

*  M.  Heft  3  S.  162. 
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Von  den  Ivnnvonten  (Beginenhäiisem)  fafsten: 

1.  der  Kranerikoiivent     (kl.  Burgstrafse)    10—20  Personen* 

2.  der  Krusenkonvent  ( — )  5        •  * 

3.  der  St.  Johanuiskonveut  (Johannisstrafse)       17        -  * 

4.  der  St.  Egidienkonvent  (Annenstrafse)  26       -  * 

Die  Zahl  der  Insassen  des  Katliarinenkonvenu  iät  uiclu 
bekannt. 

Das  Gasthaus  in  der  Gröpelgrubc  konnte  etwa  130 
Personen  Unterkunft  geben Im  Siechenbaus  su  St  JUi^en 
waren  40  Plätse^  Das  St  Johanniskloater  wurde  zur  Re- 
formationsseit  Ton  71  Nonnen  bewohnt'.  Wieviel  Personen 
die  drei  übrigen  Klöster  fafsten,  ist  nicbt  überliefert  Des- 
gleicben  war  es  nicht  möglich  die  Zahl  derer  zu  ermitteln, 
die  in  den  übrigen  Gast-  und  Siechenhäusern  Aufnahme  fanden. 
Das  Heilige  Geist- Hospitfil  fafste  sicher  über  100  Personen. 
Jedenfalls  werden  zu  d'  ii  ermittelten  ilOO  und  mehr  noch 
mehrere  Hundert  Klosterleute  und  Hospiialiten  liinzukommen. 
Unter  Hinzurechnung  des  Aufsiehtspersonals  durfte  sich  eine 
Außtaltsbevölkerung  von  rund  1000  Seeleu  ergeben. 

Die  ziffernmäfsig  ermittelte  AnstaltsbevOlkerung  verteilt 

sich  auf  die  einselnen  Bezirke  folgendermaCsen^; 

Prima       Sekunda        Prima  Sekonda 
Trayeaa     Travena     Wakenissa     Wakenissa]!!  Total 

20  18  108  846  492 

Die  Bevölkerung  der  Quartiere  stellt  sich  demDAch  unter 
Zuzählung  der  einzeluen  Personen  (S.  222)  auf: 


•  y.  Melle,  Gründl.  Naekrteht  8.  315. 

•  M.  Heft  3  S.  152. 
»  V.  Melle  S.  321. 

•  Ib.   S.  31«. 

^  M.  Heft  3  S.  27. 

M.  Heft  7  S.  53/4,  Z.  Bd.  4  S.  88. 
"  V.  Melle  S.  320. 
'2  11).    S.  ;319. 
»  M.  Heft  4  S.  28. 
»♦  M.  ib.  S.  92. 

Die  heutige  Belagsziffer.  Auch  die  Torigen  Zahlen  entstammen 
nicht  genule  alle  dem  Beginn  des  16.  Jahrhunderts.   Aber  da  SS  sich 

um  dieselben  Häuser  handelt,  kann  di»'  Zahl  der  nirfgenommenen  Per- 
sonen nicht  erheblich  diöerieren.  Die  heutige  Belagsziffer  ist  vielfach 
noch  die  Tom  (Mnder  beBtimmte. 

>  V.  McUo  s.  m. 

•  Reisner  S.  82. 

•  V.  Meli  e  S.  305. 

•  Iii,    S.  :i04. 

»  M.  Heft  1  S.  68/9. 

•  M.  Heft  4  S.  18. 
'     Helle  S.  258. 

•  Das  St.  Jttrgen-Siechenhaus  blieb  hier  aufser  Ansatz,  weil  es 
vor  dem  Tore  lag;  ferner  die  nnsichere  Beiagssiffer  des  Heiligen 
Geistes. 
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14i)Ul:  5U30  4721  0256  4998  21011 

14()l/2:  5088  4700  0500  4958  2130G 

1487/8:  5208  5557  0792  5480  22303 

1502/3:  0470  0082  0710  ^  5558  24834 

Hierzu  kommen  noch  etwa  500  Klosterleute  und  Hospitaliten. 

Endlich  sind  noch  die  GUste  hinzuzuzahlen  und  zwar  ihre 
Gnmdziffer ;  denn  sie  hatten  in  der  Regel  keine  eigene  Haus- 

haitung  ^. 

Ihre  Zahl  war  sehr  schwankend.  Die  Register  fUhren  auf : 

1457  8  :    48  1480/2  :  2ö7 

1459/00:   85  1482/3  :  205 

1400/1  :   57  1489/90:  142» 
1403/4  :  109 

auf  vier  undatierten  Zetteln:  53,  07,  55  und  21 9> 

1405/0  :  149 
1400/7  :  174 
1479/80:  103 

Vorstehende  Zahlen  dürften  s.  T.  unvollständig  sein.  Der 
Durchschnitt  liegt  etwas  Uber  110. 

Das  Schlufsresultat  ist  folgendes.  Die  Stadt  zählte 

1400/1:  21011  -h 500 -H  57«=215e8 

1402  3:  21300  500  +  110*=  21910 
1487  8 :  22547  -f-  010  ^  23157 

1502/3  :  24834  +  OIU  25444 

Einwohner. 

Die  Bevölkerung^  war  demnach  in  der  2.  Halt'te  des 
15.  Jahrhunderts  in  stetem  Steigen  bep^riffon.  Das  Aushleihen 
von  Krie;j^  und  Pest  macht  sich  deutlich  bt  niti  kbar.  Die  Zu- 
nahme erstreckte  sich  besonders  auf  die  Travenquartiere ;  in 
den  Waknitzbezirken,  besonders  im  ersten,  dem  gröfeten  Quar- 
tier*, war  der  Zuwachs  ein  geringerer. 

Die  Einwohnerzahl  Lübecks  wiurde  froher  stark  ttber* 
schätzt.  Becker  erzählt  Uber  die  Pest  von  1350:  „man  will 
behaupten,  dafs  80000  bis  90000  Menschen  dadurch  in  das  Grab 
gelegt  sind.  Ob  diese  Anzahl  für  Lübeck  nicht  übertrieben 
sey,  lasse  ich  dahin  gestellet  seyn*."  Pauli  schätzte  die  Be- 
völkerung fnr  den  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  auf  70000 


'  H>  \  ^ueY  (S.  \>)  berechnet  für  1532  5715  bzw.  7460  (wenn  die 
Unterzehnjiihrigen  in  der  Orundsiffiir  nicht  enthalten  sind). 

«  Ohm  i>.  -M)  Aiini.  3. 

'  i>ie  Kegistcr  von  1485  au  geben  nur  noch  die  schofsza blenden 
Gftflte.  Es  rind  deren  in  der  Regel  gegen  50. 

*  Letzteres  ist  wohl  zwei  Jahre  lang  gehraucht,  Sl  Namen  maA 
dnrchBtrichen  und  36  von  anderer  Hand  hinzugesetzt. 

*  Auch  noch  1807.   Vgl.  Keisner  8.  2. 

*  UmstftndL  Geschichte  I  8.  m 
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bis  80  000  Seelen  \  Nach  einem  chronikalischen  Bericht  sollen 
i  r>Kf  ;  gar  200000  Peraonen  innerhalb  der  Ringmauern  gewohnt 

haben. 

Bedenkt  man  den  Unitang  der  Stadt,  das  vorstädtische  An- 
siedlungaverbot,  die  derzeitige  extensive  Bauart,  da«  ziffern- 
mälsige  Verhältnis  der  W'ohnungstypen  (Anlage  IV  j  und  zieht 
man  die  Ernährungät'rage  in  Betracht,  so  zeigt  sich  auf  den 
ersten  Blick,  dafe  die  yorstehenden  Zahlen  nicht  richtig  sein 
können*  Neuerdings  ist  denn  auch  die  Bevölkerung  bweits 
erheblich  niedriger  angesetzt  worden.  Mantels  zuilte  fOr 
1350  nur  noch  :  57000  Einwohner  2.  Brehm  er  schätat  fllr 
den  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  kaum  30000  Seelen",  und 
Keisner  berechnete  vor  kurzem  aus  dem  Steuerregister  von 
ir):V2  22  452  Eiinvohner,  aus  der  Zahl  der  Wohnungen  für 
das  11.  Jahrhundert  eine  Bevölkerung  von  17  20U,  für  das 
16.  Jahrhundert  eine  solche  von  11)740*,  endlich  aus  den 
BUrgermatrikeln  für  1350  eine  solche  vun  18 800  Seelen*. 
Seine  Ziffern  mögen  z.  T.  der  unzulänglichen  Grundzitier  und 
des  unsicheren  Keduktionsfisktors  wegen  zu  niedrig  erscheinen, 
sie  erweisen  jedenfalls ,  dafs  Lttbedc  auch  nu  seinen  besten 
Zeiten  kaum  mehr  als  30000  Einwohner  hatte. 

Lübeck  war  kleiner  als  früher  angenommen,  aber  dennoch 
grois,  vielleicht  neben  Köln  die  gröfste  deutsche  ätadt*;  denn 
alle  mittelalterlichen  Städte  sind  bestenfalls  nur  „bescheidene 
Mittelstädte"  gewesen  '.  tn)<>r  20()00  Einwohner  hatten  aufser 
Köln  und  Lübeck»  nur  Straf sbur^'  (1475  etwa  20nnn)».  Nürn- 
berg (1449:  20  155)*",  gegen  200UU  noch  Augsburg  (1475: 
18300)^',  Ulm  und  vielleicht  Danzig**.  Basel  und  Frank- 
furt a.  M.  zählten  nur  rund  lUOOO  Seelen,  Rostock  10—14  000 
Die  meisten  Städte  hatten  ma  Ende  des  Mitfedalters  keine  5000 
Einwohner^ 


'  Ziistände  I  S.  f>4. 

*  iieitra^e  z.  Lüb.-Uansiach.  Geschichte  S.  68. 

*  Das  hfufiliche  Leben  in  L.  zu  Ende  des  15.  Jahrh.  H.G.Bl.  1886  8.  & 

*  Immer  unter  dor  Annahme,  dafs  das  Register  von  1532  die 
Unterzehnjährieen  bereits  enthält.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  isf,  er- 
höben sich  die  Zahlen  auf  29329.  22300  und  25  »39  (S.  20,  32  und  35). 

»  8.  43. 

«  I  II  ama- Stern  egg  III,  1  S.  24.  Darauf  deutet  auch  di«'  Tat- 
sache, dafs  L.  zum  uemeinen  PfSennia  1495  den  höchsten  Beitrag 

gab  (ib.  S.  4:\2}. 

'  Jaatrow  8.  106. 

«  V^l  die  Tiib.lle  bei  In  ama- Stern  egg  III,  1  S.  425. 
»  Eheberg  in  J.  f  Nat.  u.  Stat.  Bd.  41  u.  42;  Jastrow  SS.  14. 
Bücher,  Bevölkerung  Frankfurts  S.  85  and  Sander,  Beieht- 
Stftdt.  Haushaltung  Nämbcrgs  I  8.  7  ff. 
-  "  Härtung  in  J.  f.  G.T.  Bd.  19  S.  103. 
"  Jastrow  8.  106  ff.,  vrI.  auch  S.  156  ff. 

»  Bficher,  Entstehung  derVo]k8wirtselisftS.216ff.:  Sehdohere, 

Finanz verhrdtnisse  Basels  8.510—521;  KoppQSnn  U.0ml9Ol  S.58K 

'*  Inama  Sternegg  S.  26. 
Forscbungon  XXi  ^.  —  Hartwig.  15 
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So  bleibt  die  Machtstellung  Lübecks  in  früherer  Zeit 
trotz  seiner  nach  unseren  Begriffen  bescheidpnpn  Volkszahl 
durchaus  verständlich.  Es  war  nach  mitteialterliciien  Vrrh  ilt- 
niss(  II  eine  Grofsstadt  und  deshalb  auch  auf  mittelalterlichem 
Boden  herrscherf^ig. 


Anlage  I. 

Die  Scliofsherreii. 

Von  1428—1532. 
(Zu  S.  120.) 

1428:    Hinrich  Schenking.    Tidemann  Zerrentin.    ?  ? 

1432:    Tidemann  Soling.  ?     .  V  ? 

1433:    Tidemann  Zerrentin.   Johann  Gerwer.    Johann  Sege- 
berg.  Tymmo  Hadewerk. 

1434:  Jakob  Bramatade.   Tfaomaa  Kerkring.   Johann  Hove- 
mann.  Tynimo  Hadewerk. 

1435:   Jakob  Bramstede.   Thomas  Kerkring.   Johann  Hove- 
mann.   Wilhelm  van  Calven'. 

143(>:   Jakob  Pram st er^r^.  Johann  KoUmann.  Thomas  Kerkhng« 
Tymnu)  H  ade  werk. 

1437:    Johann  Segeberg.    Thomas  Kerkring.    Tj^mmo  Uade- 
werk.    Wilhelm  van  Calvcn. 

1438:    Jaküb  Bramstede.    Thoma.s  Kerkring,    Tymmo  liade- 
werk.    Wilhelm  van  Calven. 

1439:  Jakob  Bramstede.   Thomas  Kerkring.   Wilhelm  van 
Calven.  Oerd  van  Minden. 

1440:   Johann  Segeberg.    Thomas  Kerkring.   Wilhelm  van 
Calven.    Jordan  Pleskow*. 

1441:  Johann  Gerwer.  Jakob  Bramstede.  Jordan  Pieskovr. 
Hmrich  Lipperade. 

1442:    Jakob  Branistorle.    Gerd  van  Minden.    Uinrich  Lippe- 
rade.   Johann  Brufökow. 

1443:    Jakol)  Bramstede.    Johann  Segeberg.    Johann  Ltloe- 
borg.    Hinricli  Lipperade. 

1444:    Johann  Gerwer.    Job  ann  Hovemann.    Johann  Lüne- 
borg.  Johann  Brufskow. 

1445:  Johann  Russenbelg.  Thomas  Kerkring.  Johann  Hov»- 
mann.  Johann  Brufskow. 

'  Er  ist  al»o  nicht  erst  1437  in  den  Rat  gowahlt,  wie  v.  Melle 
(Gründl.  Na«  bricht  S.  60)  angibt.  Vgl.  auch  Brehmer  ia  d.  Z.  Bd.  5 
S.  412  Nr.  149. 

Ein  Jordan  Pleskow  safs  zn  dieser  Zeit  nicht  im  Bat  Es  wird 
Qodeko  Pleskow  gemeint  sein. 
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1446:   Johann  Segeberg.    Thomas  Kerkring.   Jobann  Brufs- 

kuw.    Bertold  VVitik. 

1447:   Johann  Gcrwer.  Thomas  KerkriDg.  Johann  BruÜskow. 
Bertold  Witik. 

1448:    Thomas  Kerkring.    Godeke  Pleskow.   Johann  BruTs- 

kow.    Bertold  VVitik. 
1449:    Johann  Segeberg.    Godeke  Pleskow.    Bertold  Witik. 

Johann  Broling. 
1450:   Jakob  Bramstede.  OoddLe  Pleskow.  Bertold  Witik. 

Johann  Broling. 
1451 :   Godeke  Pleskow.   Gerd  van  Minden.   Hinrich  Lippe- 
rade.  Johann  Broling. 
1452:   Johann  Segeberg.  Hinrich  Lipperade.  Johann  WestM. 

Hermann  Dartzow. 
1453:    Jakob  Brainstede.    Hinrich  Lipperade.   Andreas  Ge- 

verdes.    VVennemar  Overdyck. 
1454:    Bertold  Witik.    Johann  Westi'al.    Hermann  Dartzow. 

Wcnueinar  (Jverdyck. 
1455:   Johann  Segeberg.   Johann  Broling.   Johann  Westfal. 

Johann  Sina. 

1456:   Hinrich  Lipperade.     Johann  Westfal*  Wennemar 

Overdyck.   Cord  Brekewold. 
1457:   Johann  Westfal.     Johann  Sina.    Werner  Qrambeke. 

Johann  Bere. 

1458:   Johann  Segeberg.   Johann  Broling.   Johann  Westfal. 

Johann  van  Wickede. 
1459:    Hinrich  Lipperade     Andreas  Geverdes.  Wennemar 

Ovurdyck.    Johann  van  Wickede. 
146U :    Johann  Sina.     Wennemar  Overdyck.     Johann  van 

Wickede.   Cord  Holler. 
1461:   Johann  Segeberg.     Cord  Moller.     Hermann  Hitfeld. 

Ludeke  Bere. 

1462:   Hinrich  Lipperade.    Andreas  (}everdes.   Hinrich  van 

Hacheden,   Ludeke  Bere. 
M63:  Johann  Sina.     Hinrich  yan  Stiten.     Alf  Greverade. 

Ludeke  Bere. 

I4(i4:   Johann  Segeberg.    Hinrich  van  Ötiten.    Johann  van 

Wickede.    Alf  Greverade. 
1405:    Hinrich  Lipperade.    AiuUeas  Geverdes.    Cord  Moller. 

Hermann  Sundesbeke. 
1466:  Johann  Sina.   Hinrich  van  Stiten.   Andreas  Geverdes. 

Alf  Oreverade. 

1467:   Johann  Sina.       Andreas  Geverdes.      Johann  van 
Wickede  \   Alf  Greverade. 


*  in  der  Quelle  steht  Johann  Wytteu.  Ein  Träger  dieses  Namens 
safs  aber  der  SSeit  nicht  im  Rat. 

15* 
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1468:   Uinrich  Lipperade.     Johann  vaa  Wickede.  Cord 

Mollor.    Hermann  Sundesbeke. 
1469:   Andreas  Gev-erdes.   Alf  Greverade.   Bernd  Daraaow. 

Hinrich  Koustin. 
1470:    Hinrich   Ebcling.     Joliann   van  Wickede.  Hinrich 

Konstin.    Johann  Wikinghoflf. 
1471:   Ck>rd  Möllen   Alf  Qre^eraae.   Hermann  Sundesbeke. 

Johann  Hertze. 

1472:  Andreas  Geverde».  Alf  Greverade.   Hermann  Sandee- 

beke.   Johann  Hertee. 
1473:   Hinrich  Ebeling.     Cord  Brekewold,     Hinrich  Taa 

Calven.    Hinrich  Klockmann. 
1474:   Cord  ^loller.     Hermann  Sundeabeke.     Ladeke  van 

Tunon.    Hinrich  Klockmann. 
1475:   Cord  Brckewold.     Alf  Greverade.     Bernd  Darssow. 

Hinrich  Konstin. 
1476:    Ludcke   Bere.      Hermann   ISuudeäbeke.  Tideuiauu 

Bwinghusen.   Brun  Bruskow. 
1477:   Hinrick  Konatin.  Johann  Wiktnghoff.  Brun  Bruskow. 

Tonnies  Dimant. 
1478:   Hinrich  Konstin.  Brun  Bruskow.  Volmar  Warendorp. 

Hinrich  Brömse. 
1479:   Hinrich  Konstin.     Tidemann  Ewinghusen.  Volmar 

Warendorp.    Hinrich  Brömae. 
1480:   Johann  Wikinghoff.     Vohuar  Warendorp.  Uinrich 

Brönise.    Diderich  Basedow. 
1481:    Ludeke  Bere.    Hinrich  Konstin.    Volmar  Warendorp. 

Hinrich  Bromse. 
1482:   Tidemann  Ewinghusen.   Bertram  van  Rentelen.  Hin- 
rich BrOmse.   Brand  Hogefdd. 
}488:  Johann  Wikinghoff.  Tonnies  Dimant.  Hinrich  BrOmse. 

Brand  Hogefeld. 

1484:   Ludeke  Bere.    Hinrich  van  Calven.   Volmar  Waren- 
dorp.   Diderich  Basedow. 

1485:    Volmar  Warendorp.     Hinrich  Lipperade.  Bertram 
van  Kentelen.    Hermann  van  Wickede. 
Tonil i(    Dimant.  Volmar  Warendorp.  Hinrich  Brömse. 
Brand  Hogefeld. 

1487:    Ludeke  Bere.    Hinrich  van  Calven.    Vohuar  W  aren- 
dorp.   Diderich  Basedow. 

1488:  Hinrich  Klockmann.    Volmar  Warendorp.    -  Hinrieh 
Lipperade.  Hermann  van  Wickede. 

1489:  Hinnen  Klockmann.  Tonnies  Dimant  Volmar  Waren- 
dorp.  Brand  Hogefeld. 

1490:  Hinrich  Klockmann.    Volmar  Warendorp.  Diderich 
Basedow.    Hin  rieh  van  Osilven. 

1491:   Hinrich  Klockmann.     Hinrich  Lipperade.  Diderich 
Hupe.   Johann  Kerkring. 
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1492:    Hinrich  Klockmann.    Tonuie«  Dimant.    Braad  üoge- 

feld.    Hermann  Claliok. 
1493:   Hiiiiich  Klockniaiui.     Volmar  Wareiidorp.  Diderich 

Basedow.    Hinrich  van  Calven. 
1494:   Hinrich  Klocksuuin.    Hinrich  Li|>j>orade.  Hermann 

Olaholt.  Johann  HerCze. 
1495:   Hinrich  Klockmann.     Brand  Hogefeid.  Hermann 

Ciaholt.   Johann  Hertze. 
1496:   Hinrich  Klockmann.  Hermann  Olaholt  Johann  Hertae. 

Hinrich  van  Calven. 
1497:    Hinrich  Klockmann.     Tonnies  Dimant.  Diderich 

Basedow.    Hf  imanii  Ciaholt. 
1498:    Hinrich  Kl  ckinann.     Volmar  Warendorp,  Johann 

Kerkiiijg.    Hinrich  Witte. 
1499:    Hiüiicli  van  Calven.    Hinrich  Klockmann.  Diderich 

Basedow.   Hinrich  Witte. 
1500:   Hinrich  Klockmann.     Johann  Kerkring.  Hartwich 

van  Stiten.   Johann  Bere* 
1501:   Hinrich  Klockmann.     Diderich  Baaedow.  Volmar 

W^arendorp,    Johann  Kerkring. 
^502 :   Johann  Kerkring.   Hinrich  Westfal.   Hinrich  Castorp. 

Johann  Niostaflt. 
1503:    Jasper  Lange.    Hermann  Darssow.    Hinrich  Castorp. 

Johann  Niestadt. 
1ÖU4:    Volmar  WareiKlorp.     Johann  Bere.     Hinrich  Witte. 

Bertold  Kerkring. 
1505:   Johann  Kerkring.    Hinrich  Westial.    Hinrich  Witte. 

Bertold  Kerkring. 
1506:  Jaapar  Lange.     Hinrich  Witte.     Hermann  Darasow. 

Johann  Nieetadt. 
1507:   Johann  Bere.      Hinrich  Witte.      Hinrich  Caatorp. 

Hermann  Meyer. 
1ÖÜ8:    Joh?nMi    Kerkring.      Bertold  Kerkring.  Hermann 

Meyer.    Johann  Niestadt. 
1509:   Jaapar  Lange.    Hermann  Darssow.    Hermann  Meyer. 

Johann  Meyer. 

1510:    11  in  rieh  Witte.    Hermann  Darsso  w.    Hinrich  Castorp. 

Johann  Niestadt. 
1511:  Johann  Kerkring.     Bertold  Kerkring.     Everd  van 

Rentelen  ^  Johann  Meyer. 

1512:   Hermann  Damow.     Everd  van  Rentelen.  Berend 

Bomhower.    Bertold  Kerkring. 
1513:   Bertold  Kerkring.    Johann  Niestadt.   Johann  Meyer. 

Berend  Bomhower. 
1514:    Bertolfl    Kerkrin^,'.      Everd  von  Kentelen.  Berend 
Bomhower.    Hinrich  W^armbocke. 


Auch  Geuert. 
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1515:   Hermann  Dnrssow.    Johann  Niestadt.    Bdrend  BoBb- 

hower.    Hinrich  Warm  bocke. 
151(>:   Jobann  Kerknng.  Jobann  Meyer.   Bereuti  Bombower. 

Htnrich  Nenstede. 
1517:    Bertold  Kerkring.      Everd  van  Kentelen.  Joiiaua 

Ntestadt   Berend  Bomhower. 
1518:   £verd  Tan  Rentelen.     Hinrich  Warmboeke.  Fritse 

Qrtkwett   Hinrich  Nenstede. 
1519:   Hinrich  Warmbocke.   Everd  van  Rentelen.  Maaritioa 

Loff.    Nicoiaua  Brömte. 
1520:   Bertold  Kerkring.   FritSBe  Grawert.  Hinrich  Nenstede, 

Hinricli  Oniter. 

1521:  Berend  Born  ho  vor.  Lambert  WikingboÜ'.  Hinrich 
Gruter.    Hinrich  Nenstede. 

1522;  Hinrich  Waimbocke.  Hinrich  Nenstede.  Mauriüiu 
Loff.    Jobann  Saliger. 

1523:  Bertold  Kerkring.  FVitse  Orawert  Lambert  Wiking- 
hoff.  Cord  Schepenstede. 

1524:  Berend  Bomhover.  Doctor  Pakebnsch.  Lambert 
Wikinghoff.    Hinrich  Gmter. 

1525:  Hinrich  Wannbocke«  Lambert  Wikinghoff.  Gottacbalk 
van  Wickede.    Cord  Schepenstede. 

1526:  Hinrich  Warmbocke.  Lambert  Wikinghoff.  Gottachalk 
van  Wickede.    Cord  Schepenstede. 

1527:  Hinrich  Warmbocke.  Lambert  Wikinghoff.  Cord 
Schepenstede.  .loliaim  van  Kempen.  Fritze  (Gra- 
wert).   Joliann  Saliger. 

1528:  Hinrich  Warmbocke.  Lambert  Wikinghoff.  Jobann 
van  Kempen.   Cord  Wibbeking. 

1529:  Fritse  Grawert.  Jobann  Saliger.  Cord  Wibbeking. 
Gotthard  van  H^velen. 

1530:  Fritze  Grawert.  Nicolaus  Bardewik.  Johann  Stolterfoth. 
Gotthard  van  Hövelen. 

15til:  Cord  Wibbeking.  Johann  Ötolterlbth.  David  Diveasen. 
Nicolaus  Bardewik. 

1532:    Doctor  Wibbeking.    David  Divessen.  *■ 


'  und  by  «>ii  scteu  van  van  den  borgem  wegeu  juUaim  haue  und 
doetor  frans.   \'gl.  hienn  oben  8.  122. 

*  Die  Namen  sind  den  Abrechnungsbiicheni  der  Sehohberren  eot- 
nomnen;  nur  die  des  Jahres  1428  stehen  in  einen  VöncholiBeglster. 
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Veraeiehnis  der  Sehofseiiiiieliiner  nnd  -knechte  K 


Trav<'ns('ite. 

1452 —    <U  :  Wiskendorp  (hiwslater). 

14(51—    02:  Gotfried. 

14()2—    7>):  Merten  Rughe  (huasluter). 

147<)—    ^i:  Marquart. 

14H1—    y  :  Amt  (liiisdener). 

V  -.1498:  Luteke  (liusdener). 
14i>8— L:>U4;  Peter  (Jener). 

1504—  20:  Hiorik  Euerdes. 

1505—  x:  Markus  ?. 

Waknitsseite. 

1452—  Gotfried. 

14(*»(>—    08:  Jakob  Mellendori)*. 

1473—    80:  Tonnies  Blakel  (hussluter) 

1474:  zeitweilijü:  vertreten  durch  Hermaun  Vrachtenicbt 

1480—    82:  Hans  Kock. 
1482—    84:  Hans  Eddeier. 

1484 —       :  MicheP  (husdener),  14H2  in  der  Fastenzeit  durch 

Amt  vertreten. 
1493—1503:  Hinrich  Bramstede. 
1503—1505:  Markus  ?. 
1505—1510:  Bemt  Stal. 
1510—1520:  Clawes  Schröder. 

Gc^rken  Sa«;er  (1452— ();r?),  Clawes  (1452—?),  Hinrich  Struse 
(14(;i_.;s),  Pawel  fl4»)l/2).  Jacob  Tzellen  (14()2'3),  Michel 
(140:;),  liaiiöe  [LibbradeJ-  (14ü;iff),  Laurens  (1498/9),  Peter 

1498/9). 

Den  ghastbreff  manede: 

1481  — 8;i:  Hans  Eddeier. 
1484 — 0<i:  Tjiteke  flmsdener). 
1501 :  Peter  (dener) 


'  Vgl.  übt'ii  S.  12")  u.  i;iü  Aum.  Die  Namen  ergeben  sich  aus  den 
Quittungen  über  die  Ablieferung  des  Scbosses.  Die  Amisdsaer  ist  sum 
Teil  durch  Schriftver^loich  fost^'cstellt. 

»  V^l.  über  sie  Z.  Bd.  4  8.  305. 

'  Über  ihn  i.'jt  genaueres  überliefert.  Er  war  zuerst  „des  Ropmans 
Loper  uth  Flandern"  (Pauli,  Zostftnde  II  S.  84).  1485  erhielt  er  die 
Erlaubnis,  bf^'^timmtf»  Fischf^  weichen,  obwohl  er  nicht  zur  Zuaft  der 
^Stockfiachweit-her  gehörte  (Wehrmann,  ZunftroUen  S.  453). 
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Anlage  ÜL 

Das  Schofsmalil 

(nach  der  Abvechnang  von  1460^ 
Item  Yor  bradca  grapenbraden  *  vnde  vor 


stocket  nlesk  2       S  jß  ^  4 

lt.  vor  rugghe  swyni  hant'  vnde  vote.   .  —  -  26  -  —  - 

It.  vor  schap  ulesk  2  -  —  -  —  - 

It  vor  tungiien  vnde  metteworate ,    .    .    ,  —  -  10  -  —  - 

It.  vor  brod  2  -  —  -  —  - 

It.  vor  heringh  vnde  solt  —  -    (J  -  —  - 

It.  vor  4  hasen                                         —  -20-  —  - 

lt.  vor  4  honre  —  -    4  -  —  - 

It  vor  hanborgher  beer  —  -  24  -  —  - 

It  vor  mandelen  —  -  10  -  —  - 

It.  vor  kalen  —  -    8  -  —  - 

It.  vor  botteren  vppe  de  viske  —  -  10  -  —  - 

It  vor  bekede*^  n^hen  oghen  brat  uiske 

vnde  dorsk                                          —  -26»"—  - 

It.  vor  enbeker  beer  —  -24-  —  - 

It.  vor  keso  koken  vnde  verske  botteren  .  —  -  11  -  —  - 

It.  deme  knko  —  -12-  —  - 

It.  deme  koken  junghcn  —  -     2-  —  - 

It.  vor  licht   —  -    2-  —  - 

It  vor  sipoUen  wortelen  sennep  vnde  ghorte^  —  '    4  -  —  - 

It  de  dat  bolt  brachten  —  -    1  -  —  - 

It  de  de  viske  brachten  —  -    1-  —  - 

It.  egger*  —  -    2  -  —  - 

It.  vor  etik*  honnych  —  -    2-  6- 

It.  vor  stokiiysk  —  -26-  —  - 

It.  vor  wntcr  to  dreghende  —  -    2  -  —  - 

lt.  vor  Schinken  ...2  -     4  -  —  - 

lt.  vor  2  tunnen  bers  2  -     5  -  —  - 

It.  vor  1  re  —  .  26  -  —  - 

It.  vor  appelen  beren  sote  seteken  note    .    1  -  —  -  —  - 

It.  noch  vor  vngelt  ......   .   .   .  —  -    4  -  —  - 

Sa.  28  /    8  ^  0  ^ 
wiskendorp  geven  dit  es  in  ge  screuen^. 

'  Topfbratoii.      "  T.cndcnstiick.     *  Hecbtt?.     *  Grütze.  *  Eier. 


«  Essig.  '  Vel.  hiezu  oben  S.  128;  fem<*r  Z.  Bd.  4,  2  S.  115  ff.  (Ein 
Gastmahl  des  Kates  im  Jahre  1502; ;  M.  Heft  2  S.  163  ff.;  Z.  Bd.  3  S.  562  ff. 
(eine  Beköstigung  ans  dem  Jalire  1542). 
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Ankgo  VI. 


Hönze  und  Geldwert  in  Lübeck 

(Tom  14.— 16.  Jabrhimd6rt> 


Lttbock  hatte  im  Mittelalter  Ibrkwähraog:  eine  Hark 
(Ji)  16  Schillinge  (Jj)  =  192  Pfennige  (4).  Genauem  oben 
o.  107  ff.  Eine  exakte  Umiechnnng  in  die  heutige  Valuta  steht 
noch  aus :  für  eine  ungeflihre  sei  folgendes  angeführt.  Schäfer 
berechnet  (Die  Hansestädte  und  König  Waldemar  S.  207), 
dafs  die  Mark  Lübsch  um  13^0  einen  Silhorwert  von  etwa 
10 — 20  Reichsniark  hatte,  und  dafs  ihre  Kaufkraft  nach  der 
ältesten  lübeckischcn  Brottaxe  durchschnittlich  ti — 8  mal  so 
grofs  war  wie  die  der  heutigen  Mark.  Er  folgert,  dafs  man 
die  Geldsummen  des  14.  Jahrhunderts  mit  70 — 75  multipli- 
zieren mulsy  um  den  entapreohenden  Wert  der  Jetztaeit 
featsuetellen.  Als  1475  die  ganae  BevOlkernng  am  Anffaan 
der  Wälle  vor  dem  Holstentor  teilnehmen  mulste,  bestimmte 
der  Rat,  wer  sich  vertreten  lassen  wolle,  habe  seinem  Vertreter 


(M.  Heft  2  S.  Ol).  Kimnit  man  an.  dafs  der  ortsübliche  Tage- 
lohn zu  Gnindf  gelegt  ward,  so  ergibt  sich  ein  durchschnitt- 
licher Woehenlohn  von  }()  ß  und  ein  Jahreslohn  von  rund 
Heute  belUutt  sich  das  Jahreseinkommen  des  ungelernten 
Lübecker  Arbeiters  auf  VKiO  Mk.,  die  Mark  Lübsch  des 
15.  Jahriiunderts  würde  also  heute  etwa  30  Mk.  bedeuten. 
Dasaelbe  Besnltat  ergeben  die  Abrechnungen  Aber  die  Schols- 
mahlaeiten  der  Jahre  um  1460.  Nach  ihnen  kostete  a.  a.  das 
ü  Butter  Vs — das  Huhn  1  ß\  heate  stellen  sich  die 
Preise  duair  auf  l,10~l.r>0  Mk.  baw.  2  Mk.  Aach  hieniaeh 
wäre  die  Kaufkraft  des  Geldes  etwa  30 mal  so  grofs  wie 
heute.  Im  Anfang  des  IG.  Jahrhunderts  scheint  der  Tagelohn 
sich  auf  2 — 3  ß  belaufen  zu  liahpn;  ein  tüchtiger  Tischler- 
geselle erhielt  nach  einer  Bestimmung  von  1499  täglich  ß. 
die  Zimmerleute,  Maurer  und  Decker  nach  einer  Zunlirolie 
von  loK»  vom  2.  Februar  bis  4.  April  und  vom  17.  September 
bis  lu.  Nüvt-uiber  täglich  8  Witten  (=  32  4  =  2*/8  ß)^  vom 
4.  April  bis  17.  September  9  Witten      3  ß\  endlich  die  am 


einen  Tagelohn  von 


zahlen 
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Bau  dea  Alster -Trave- Kanals  (1526— 153U)  beschäftigten  Ar- 
beiter einen  Taj^elohn  von  s  Witten  (Wehr mann,  Zunft- 
rollen S.  120;  Hasse,  Der  friiliere  Alster  -  Trave  -  Kanal  in 
M.  Heft  U  S.  1 14).  Das  sind  wöclieatlich  16—18  ß  und  jährlich 


die  Arbeiter  ein  Jahreseinkommen  von  900  Mk. ,  der  Durch- 
schnittslohn der  heutigen  Tischler  und  Mmirer  beträgt 
1200—1300  Mk.  bxw.  1000—1400  Mk.  Darnach  würde  die 
Mark  Lttbsch  aae  dem  Anfang  des  16.  Jahrfaunderte  mner 
Summe  toh  etwa  20—28  Mk.  oder  durchBchnittlick  24  Mk. 
entiprechen. 


52 — 58  ^.    Beim  Hau  des  neuen 
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